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Vorwort zur vierten Auflage.

Die vierte Auflage hat gegeuül)er ihrer Vorgängerin des Jahres

1917 eine eingreifende Umarbeitung erfahren, die pich, von den histo-

risclieu Darlegungen abgesehen, auf jedes Teilgebiet des Handbuchs 7.u

erstrecken hatte. Die gewaltigen Zdtereignisse, die große Zahl neuer

boden- und wohnungspoUtiscber Mafinahmen, der Fortadiritt der Lite-

rator boten raielien Stoff fflr die Nenbearbeitang. Wenn auch auf

anderen Gebieten die Folgen der neueren Umwffatnngen sehirfer und

plOtstidier hervortreten mögen, so haben doch in onserero Bereich die

Änderungen und Eingriffe, von den Grundsätzen der Bodenpolitik bis

zu den Wandlungen in der Bautätigkeit, einen solchen Umfang er-

reicht, daß wir auch hier von einem neuen Abschnitt der Entwicklung

sprechen dürfen.

Die Autgaben des Siede l ingswesens sind in der Gegenwart größer •

un<l schwieriger als je zuvoi, sie sind internationaler Art und verlangen

zu ihrer Lösung die Mitarbeit eines jeden V olkes. Kaum einem zweiten

Zeitalter mag es sich auch mit soldier Eindringlichkeit gezeigt haben,

wie wenig in der Gestaltung unseres Gebietes der Einselne vermag

und wieviel hier von den 5ffentliehen, gesamtheitlichen Faktoren

abhfingt Der neue Abschnitt, in den wir eintreten, lelgt in der Boden-

politik bei allen Völkern eine steigende Beteiligung der öffentlichen

Gewalten und ihrer Machtmittel. Gewiß wäre es verfrüht, aus Maß-

nahmen, die die bittere Notwendigkeit eingegeben hat, allzu weitgehende

Schlüsse zu ziehen. Wenn es indes ziüreffotid ist. daß Städtebau und

Wohnungswesen in jeder Periode ein getreues Spiegelbilfl dos Zeitalters

geben, so dürfen wir wohl auch heute in der Entwicklung unseres

Gebietes die allgemeioe Richtung erkennen, in der sich unsere eigene

Zeit fortbewegt.

Die hauptsftchliehen Erweiterungen der neuen Auflage wurden in

den auf diePrajdB deeStidtebaues unddesSiedelnngswesens beaflglichen

Absdmitlen vorgenommen. Die AbbfldnngMi sind an einem erheblichmi

Teil dnreh neoe Vorlagen ergflnat und ihre Zahl ist auf 164 gebracht

worden. Eine Sdiwierigkeit bot sich in derEingiiedemng der die Kriegs-
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IV Venroil

folgen und die Übergangszeit betreffenden MaBoalmieD. Die Verteiloog

unter die einzelnen Abschnitte des Handbuchs wäre an sich mOglich

gewesen: sie würde aber jede Übersicht und Vergleichbarkeit des eigen-

nrtifjen Stoffes, der nach seiner Zweckbestimmung zusammengehört,

vortiichtet haben. Im Intere?«p flf^^ prakti-sclien (iebrauchs Han(i-

buehs schien es richtiger, die lleiiandluug der der ÜbergangswirtschafL

angehörenden Regelungen in einem besonderen als Anhang II bezeichneten

Teil zu vereinigen. ,

Möge es dem Handbndi verg&nDi sein, sich bta. der schaffenden

Arbeit einer neuen Zeit dienlieh zu erweiseD.

Berlin, im Dezember 1919.

Rudolf Eberstedt
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Aus dem Vorwort zur ersten Auflage.

Warn ich in diesem Vorwort die Aufmerksamkeit des Lesers auf

eine Einzelheit hinlenken darf, so wäre dieg nicht der Inhalt mid der

Aufbau des Buclies, sondern die Art der Beiiandlung des Stoffes. Das

Wolinungswesen zeigt, in größerem Umfange vielleicht als irgendein

anderer Teil unseres Kulturlebens, den HrurKlzug, daß jeder einzelne

Vorgang seine Wirkungen vervielfSltigt uiicl auf fremde Geliiete über-

trägt Die Eiin iclitiingen, die der Jurist schafft, sind bestiinmeud für

das Werk des 1 echnikers. Die Maßnahmen des Technikers wiederum

haben iu hervorragender Weise volkswirtschaftliche Bedeutung. Die

Ergetaiaie der BodenparsoUienmg, der Bauweise, der Besttzvertoilung

grdfen auf das ttefste in die Gestaltung dest politischen Verhlltnisse

ein. Jede Hsndlnng schdnt hier ihren Erfolg nach verschiedenen

Bichtangen zngleieh za erstrecken und, ob gewollt oder ungewollt, Uber

ihren ursprflnglichen Bereich binauszugreifen.

Sollte deshalb das vorliegende Handbuch fOr die Piaiis brauchbar

werden, so durfte das beigebrachte Material nicht aus einem einzigen

Gesichtspunkte erörtert werden, sondern es mußte nach vfrsrhiedenen

Richtungen wissenschaftlich Tcrarbeitet werden. Die Zweige der Wissen-

schaft, die iü Betraciit I<;(nn'n. sind Verwaltuugsiehre, Technik und

N'olkswirtschaft. Erst in liiier \'erbindung ist eine zureichende Be-

handlung des Wohnungswesens möglich; und erst in dem Zusammen-

wirken jener drei großen Disziplinen entsteht die Wissenschaft des

StSdtebanes. Nicht immer war diese Erkenntnis allgemein angenommen;

die am Stftdteban Beteiligten, der Verwaltangsottrist» der Techniker und

der NationalOkonom sind bis in die jflngBte Zeit ihre eigenen Wege
gegangen. Es war mein Bestreben — nnd darin mag eine Eigenheit

dieses Handbuches zu finden sein — die einzelnen Absdmitte jeweils

nach jenen drei Richtungen durchzuarbeiten und denm Zusammenhänge

und Wechselwirkungen klarzustellen.

Möge das Buch einen freundiiclien Leserkreis finden; und möge
es nicht nnwflrdig des großen Gegenstandes sein, dessen Behandlung

hier unternommen wurde.

Berlin, im Januar 1909.
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Einleitung.

Allgemeine Scheidiuigen.

§ 1. Öine Einführung in das weite Gebiet der WohnungsverhäJt-

nisse muß zunUchst davon ausgehen, eine wcsentlichf; Sclieidung auf-

zustellen und zu erklären; es ist der Gegensatz zwibchen Wohnungs-

frage und Wohnungswesen. Wir sind gewohnt, auf den großen Gehiefen

uieuächlicher Wissenschaft normale und anormale Zustände zu unter-

scheiden; BO sehr sind wir es gewohnt, daß ans diese Scheidaag als

eine allgemein von seihst gegebene erscheint. VieUadi halten wir es

sogar für selbstverstftndUdi, daß die Erforschung des nrnmalen nnd dea

anormalen Zustandea den Gegenstand vOUig getrennter' Studien nnd

Wissenszweige bildet Die Wissenschaft von der Beschaffenheit des

menschlichen Körpers hat ihre Physiologie und ihre Pathologie. Wir

würden keinen Augenblick daran denken, daß das eine oder das andere

dieser Gebiete die Gesamtheit der Wnsscnscliaft nrnfasscn kdnne. Wir '

können uns keinen Arzt vorstellen, der nicht weiü, wie ein gesunder

Mensch aussieht, und der allein die Krankheit oder das Kranksein als

den normalen Zustand des Menschen Ijctrachtct. Wir können uns aber

ebensowenig einen Arzt denken, der behauptet, es gibt überliaupt keinen

kranken Uenadum; pd«r der ngt, die Knnkheiten sind eben der nor-

. male Zustand sdber. Was nun für die Naturwissenschaften als selbst-

erslindUcfa gilt, daa scheint für die WohnverfaUtnisse nicht oder noch

nicht allgemein anerkannt au weiden. Es gibt Autoren, die die Wohn-
verhftltnisseflberhaniit nnrnnter dem Oesichtspunlit der Wohnungsfrage

kennen; dagegen andere wiederum, die behaupten: so wie die Dmge
sind, sind sie eben riclitig und naturgemäß.

Die Wissenschaft von den WohnungsverhÄltnisaen hat jedoch, muz
wie die Medizin, ihre Physiologie und ihre Pafholotrie: sie ist Kiforsrhung

der normalen und der anormalen Beschaffenheit; sie muij i>eidt"s ketuien

. und anerkennen. Die Erforschung des allgemein-nopoalen Zustandea ist

Ebcrttadt, Handbuch de« WofanungtwcMtu. 4. Aufl. 1
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2 EiolMtang.

die Aufgabe des Wohnungswesens: die Kenntnis nnd Frkliii ung des indi-

viduell-anormalen, unbefriedigeixlen, krankhaften Zusiamles iat das (ie-

biet der Wohnungsfrage. Wie es aber in der Praxis mitunter schwierig

ist '/.n sageu: wo hört der gesunde Meusch aut und wo fäii<^t der iiraiike

an; wie ferner guat onvenneidbere EinflfisBe, Einwirkungen des Berufe,

der Geechlftstiltigkeit oder des Lebensalteis, den gesunden Menseben

TerSndem — so ist es auch oft schwierig abzugrenzen, an welcher

Stdie in den Wohnnagsverhiltnissen der normale befriedigende Zustand

aufhört und der anormale, unbefriedigende b^nnt HäuHg wird man im

einzelnen Falle nicht leicht entscheiden können, ob ein besserungsfähiger

Mißstand oder eine zwangsläufige Entwicklung vorliegt; man wird

mancbin?)! '/wf>ifeln. wie man gewisse Erscheinungen 7a\ beurteilen hat,

ob als naturgemäüe und ständige, oder als abänderbare und vorüber-

gehende. Es mag sogar derselbe Zustand, der zu einer gewissen Zeit

gut ist, uns zu anderer Zeit geblecht erscheinen. Das neue Haus sieht

fast immet ireuudlich aus; ist es heruutergewohnt und vernachlässigt,

so ist der Eindruck ein ungfinstiger.

Wo^ungsfrage und Wfdinungswesen haben donnach änfierlidi

das Gebiet geraeinsam; aber ihre Methoden, ihre Mittd und Zide sind

verschieden. Die Wissenschaflt des Wohnungswesens hat, wie ich'

hier definieren möchte, zum Ziel die Erkenntnis der besten Bedingungen

fOr die Herstellung, die Benutzung und die Bewertung der mensch-

lichen Wohnting. Sie geht notwendigerweise davon aus, daß diese Be-

dingungen erkennbar und erfülll)ar sind: sie muß glaubeTi. daß das •

wirtschaffRwmfißc Handeln des Menschen hier wie auf allen anderen

Wirtschaftsgebieten, wofern es richtig geleitet wird, zu befriedigenden

Ergebnissen fflhrt.

Die Wohnungsfrage dagegen sieht in den von ihr behandelten

Zustftndoi ein Problem, und zwar t&a soziales Problem, vielleicht das

Hanptstflck der sozialen Frsgs in der Gegenwart Die Betrachtungs»

weise wendet hier die MeAodoi und die Mittel an, wie wir sie gegen«

Ober den Problemen der sozialen Frage anzuwenden gewohnt sind.

Wenn man von der W^ohnungsfrage spricht, gelangt man häufig oder

regelmäßig in die Behendlungsweise der Sozialpolitik; man stellt sozial-

politische Forderungen auf, fOr einzelne Schichten der Bevölkerung und

zur Abstellung bestimmter Mißstände; die Wohnungsfrage ist ja gerade

ein Il uiptgebiet der Sozialpolitikcr, die sich hier liohe Verdienste er-

worben haben. Gelit man dagegen von dem Begriff des Wohnungs-

wesens aus, so gelangt man, unter Benutzung verwandter Disziplinen,

auf das Gebiet der Verwaltungslehre und der Verwaltungstechnik and

zu Forderungen von allgemein-institntioiieller Bedeutung. . Beide Be*

trachtungsweisen sind berechtigt, beide durchdringen sich vieUkcb.
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Baun Eintritt in unser Arbeitsgebiet sehen wir demnscfa, daß wir

unseren Bliek auf gftnzlich Terscfaiedene Dinge richten mOsaen. Wir
Icönnen etninal die vollendeten Tatsachen in den Wohnverhältnissen be-

trachten, die Lage einzelner Kla^^en der ßevöU&erung darstellen und
gegenüber den etwa vorhandenen Mißstünden sozialpoHtisrlie Eingriffe

befürworten. ^Vir können uns aber andererseits eine weitere Aufgabe

stellen und fragen, oi) unsere wohnungspolitischen Einrichtungen noch

den Zwecken entsprechen, denen sie dienen sollen. Bei solchem Vor-

gehen werden wir nicht blob Zustände schildern, sondern die Ursachen

klarstellen, aus denen in zwingender Weise die heutige Gestaltung der

Wohnverhtttnisse hervorgeben nraßte. Scblagea wir diesen Weg ein,

so treten die einzelnen Personen surlick, und wir richten unsere Unter-

snchnng auf die sUgemeinen Qrandlagen des Wohnungswesens. —
Mit Bezug auf die neueren Wolmungszustände wird nicht selten

die Meinung vorgebracht, die Bevfilkernngszunahme und das Anwachsen

der Stidte trüge die Schuld an den unbefriedigenden Wohnverfatttnissen

und hier liege die Ursadie der Schwierigiceitett im Wohnungswesen.

FQr die Behauptung in dieser allgemeinen Fonn ist niemals irgendehi

Beweis versucht worden und es läßt sich leicht zeigen, daß ihr ein

vollständiger Irrtum zugrunde liegt Wohl wird das plötzliche Zu-

strömen von BevSlkeningsmassen periodisch zu Wohnungsnot und zn

Miß-tlndcn im Wobniinprswcscn führen; die allgemeinen Konjunkturen

ergreifen das» Wohnungswesen wie jedes andfie Cebiet unserer Wirt-

schaft. Aber die Fehler in dem System und in den dauernden Grund-

lagen der Wühnungsproduktion kann man nicht dem Bevölkerungs-

wachstum zur Last legen. Auf keinem anderen Gebiet unserer Wirt-

schaft wtrde eine dersrtige Behauptung audi nur einen Augenblii&

gec^ubt werden, da sie ihre Widerlegung in sich selbst trägt

Richtig ist vielmehr, daß die Bevölkerungszunahme und die

mit ihr verbundenen wirts.chaftlichen Momente gerade eine der

Voraussetzungen bilden, die eine befriedigende Entwicklung der

WohnverhSltnisse ermöglichen. Das steigende Einkommen, die gewaltig

gesteigerten Summen, die für die Miete und die Bebauung des Bodens

verwendet werden, geben die Grundlage ab fOr eine gttnstige, nicht

fOr eine ungflnstige Gestaltung des Wohnungswesens.

Allerdings werden unbefriedigende Zustände, wie auf jedem Gebiet

des öffentlichen Lebens, so im Wohnungswesen gerade von den- fort-

schreitenden Völkern am lebhaftesten empfunden. Es und nicht die

rückständigen, sondern die in aufsteigender Entwicklung befindlichen

Länder, in denen die Bevölkerung gegen Mißstände nachhaltig ankämpft

Dean hier kommen die Fehler in der Handhabung der öffentlichen Ein-
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4 Einleitung.

ricbtnngen, sowie das MifirerhSltniB zwischen dem Erreiehbarea aad

dem tatsScUich Erraehteii am klarsten znm Bewußtsein.

BetraditeD wir das Wohnungswesen nach seiner äußeren Ge-
staltung, so zeigen sich in den verschiedenen Ländern, aber auch

innerhalb eines bestimmten Landes, abweichende Verliältnisse. Die Ur-

sachen sind zum Teil in der Natm, ^vpit mehr jedoch in geschichtlichen

und verwaltungstechnisclien TTmsf luit n begründef. Unter den natflr-

lichen Eiiiflflssen ist zunaciiöt liie Wirkung des Klimas zu erwälinen.

In sOdUchen Ländern, wie in Italien, spielt sich ein großer Teil des

geächäftlichen uud des bürgerlichen Lebens, insbesondere der unteren

Sünde, auf der Strafte ab, wodurch die Ansprüche an die Wohnung
QatnrgWDftß anders beeinflufit werden als im Norden. Die Besonnung

ist ferner eine stftrlcere und reiehlichere als im Norden, so daß hier

das enge Znsammenrflcken der Häuser den Bewohne fift«* erwflnadit

ist In den LSndem nOrditch der Alpen dagegen wirken Klima und

Bodenbeschaffenheit in einer doiipelten Weise ein : in gebirgigen Gegenden

sind die Bedürfnisse des Wohnbaus andere als im Flachland; ferner wird

die Bauweise beeinflußt durch das Vorhandensein oder das Felden be-

stimmter Baustoffe.

Aus diesen natürlichen Hedingungen entwickelt .sich die örtliche

Bauweise, die in größeren nnd kleineren (Jebieten eine grolie ^L^nnig-

faltigkeil von liauformen geschuffen bat. Die neuere Bauperioüe hat

indes mit dem raschen Anwachsen der Städte und der Ausbreitung

der hier entwickelten Bauformen in hohem Maße nivellierend gewirkt

Der Reichtum wie der Mangel an Örtlichen Baustoffen werden femer

durch die neuzeitlidien Verkehrsmittel in großem Umfang ausgeglichen.

Der j^^achwerkebatt iat infolge des Mangels an Banhola aas sahl»

reichen Bezirken, in denen er Üblich war, verdrängt worden. Baupolizei liebe

und fenerpolizeiliclie Vor>;chriften b«b<'i) iuif den Rückifang oder die

Beseitigung bestimmler Bauforuien (Holzbau, Strohdach u. a. m.) hin-

gewirkt. Die ttberliefertti heimatliche Bauweise ist unter diesen £in-

wirkoogen, wie auch unter dem Einflofl 'städtischer and ortsfremder

Geschmacksriubtuiigen, in vielen Gegenden zurückgegangen. Bestimmte

Baumaterialien wie BntchBtein, Eisen u. a. m. sind mit der Ausbildung

der Verkehrsmittel und der Änderung der Technik in neuen Gebieten

aur'Einfttbrung gelangt.

Der Verschiedenartigkeit der örtlichen Bedingungen steht gegen-

über die Gleichartigkeit des Wohnbedflrfnisses, die gewisse

Grundformen allgemein hervorbringt und zu bestimmten Haustjpen der

stidtischen Wohnweise ffihrt. Im Laufe der gescbichtUchen Entwicklung

haben sidi indes bedeutsame Scheidungen unter den Völkern durdi»

gesetzt und namentlich während des jüngsten Zeitabschnitts wesentliiä

vertieft Die sftdKchen Länder Europas, insbesondere das im Bauwesen
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einnuBraidie Italifln, traleii Bchon in die. Nenaeit mit einer umfiingreicbeD

AnwendiiDg des SjslemB der StockwerkshAiifuiig und des Vielwolmttngs-

Iiauses. In dem weiten Kultnrgebiet von Mittel- und Westeuropa,

Deutschland, Belgien, Niederlande, Mittel- nnd Nordfrankreieb und

England bildet dagegen den Ausfangq>nnkt der städtischen Bauweise

für die Hauptmasse der Bevölkerung allgemein das Familienhaus in

der Form des sogenannten Dreifensterliauses^), <hs der» vorherrschenden

städtischen Bautypus darstellt, wenn sich auch fiiilizeitig Misrliformen

finden. Über die Ausgestaltung in der jüngsten Gegenwart unterrichtet

uns <lie beifolgende Abi). I. die die Wohn wei se der Völker /aisammen-

faßt, indem sie das Behausungssystem, d. h. die Zahl der auf ein Ge-

bäude entfallenden Einwohner, sowolil ziffernmäßig wie in graphischen

Abstufungen darstellt

Es ist notwendig dafi wir uns mit dieserÜbersicht der städtischen

Wohnweise vertraut machen, bevor wir an irgendeine Einzelbehandlung

des Wohnungswesens hierantreten. Die Ausbildung der aufflüligen Ab-

stfinde unserer Abb. 1 gehört in der Hauptsache der neuesten Zeit,

vornehmlich seit 1860—1870, an. Bei einem Teil der Volker herrscht

in der städtischen Bebauung heute allgemein das Vielwohnungshaus

und die Mietskaserne, bei anderen dagegen ebenso entsrlnp'len das

Individualhaus. ohne daß wir ffir diese Scheidung eine nacli Ilasse,

Nation oder Klima begründete Abgrenzungslinie angehen k()nnen. Auf

»ler einen Seite stehen die Städte von Deutschland. Österreich, Frank-

reich, denen die Großstädte von Holland, Dänemark, Schweden, Nor-

wegen und ein Ttil von New York hinzutreten; auf der Gegenseite

finden wir den Hanptteil der Niederlande und Belgiens, EngUmd, Nord-

amerika. Weder aus bevOlkerungstedinisdien, noch aua volkswirtr

scbaftücheu, noch aus entwicklungsgeschiditlidieu Ursachen können wir

die Entstehung dieser Gegensitze erklären. Gerade die Länder der

fortschreitenden Industrialisierung und der rasch wachsenden städtischen

Konzentration haben während des jüngsten Zeitabschnitts die Form des

Einfamilienhauses festgehalten und sie in einem mit jeder Zfililperiode

steigenden Verhältnis durchgeffilirt Mit der Hausform al»er liftn^t i>des

der wohuungspolitiseheu Einzelgehiiite, gleichviel welches es sei, unlösbar

zusammen. Es sei nur erwähnt, daß der Bodenpreis durch die Bau-

weise bestimmt wird; er erreicht in Deutschland bei Mietskaserneu-

bebauung das Sechsfache bis Zehnfache der in den Flachbauländern

ablieben Baustellenpreise. FOr die Gestaltung des Bealkredits und
des BodengescUtfts ist die Parzetlieningsform entscheidend. Wohnungs-

1) t'amilienbaus von drei Fenstern = ca. ö tn Straßenfront und den aidi

hieian» «qpbnideii Abmeiranfen der Hatttbreite, dw Grandiin« und dar Wobnongs-
n]«9».
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^ ^ ^ k ^ S

Abb. 1. Die Wohnweise der Völker in der Gegenwart
a = BebaiisiinirKziffer; Einwohnerzahl. 1) Vororte Groß-I/ondon. 2) Innenstadt

ohne Ansrhlußgemeinden. 3) Außengemeinden 6,78 bis 9,72; a. Eberstadt, Brüssel

und Antwerpen, Jena 1919. 4) Siedehingsboreich. 5) Während der Zfthlperiode

I90&—1910 Eingemeindung größerer Außenbezirke. 6) Behausungsziffer von 1905.
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politMe Mifistände besonderer Art finden sich oder fehlen je nach dem
angewandten Bausystem.

Der wesentliche rinindsatz aber, den wir aus den Zahlen der

Abb. l initTichinen müssen, wird dahin lauten, dnH 'Air \\n der Be-

urteilung der (lentschen Wohiiverliiilnusse sof/emniiite aligenieiue Kiil-

wickluiigsgüseUe nur mit Vor-siciit und mit N'orl/ehait an>v(MidL'n dürfen.

Die Gestaltung des Wohnungswesent» beruht vielmehr auf der diund-

lage der nationalen Institutionen und aus deren Verschiedenheit erklärt

sich die verschiedene Ausgestaltung in LAndem, die unter sonst gleich-

artigen Knlturbedingnngen stehen. Eine Beliausungsiiffer von

66,13 Bewohnern in Charlöttenburg und von 4,93 in Groß-London;

ein Bodenpreis vcn 40 M. für den Quadratmeter in Düsseldorf und

5 M. in Gent stellen Gegensätze dar, die unmöglich aus den gleichen

bodenpolitischen (Grundlagen hervorgewachsen sein können. Gegen-

über den Tatsachen des städtischen Siedelungswesens muß der Ver-

such, die eigenartige Gestaltung der Rodenpolitik In Deutschland aus

„natürlichen Gesetzen'' und einer „natürlichen Entwicklung" zu er-

klären, als unzulässig und irreführend erscheinen.

Die Beliaiisungsziffern der Abb. 1 sind D u r c h h c h n i t tsz a h 1 o ii

,

die sich aus der Oeaiuutziüer s&iuUicher Geb&ude einer Stadt. — d. h.

also solcher alten und neuen Bestandes — ergeben. Diese Dtircb-

Bcboitfsziffer entspricht dem tate&chlichen Stand der Wohnweise, wo das
überlieferte Baiisyj^teni niivc rJtndert festgehalten wurde ''England). Anders
aber liegen die Dinge, wo eine Stadt während der letzten Jahrzehnte

KU der Baufonu des Mehrwoimungshauses tlbergegauf^en ist, aus der

alteren Zeit aber einen bedeutenden Vorrat der frflheren Baufwin des

Kleinbanses beeitst. Dien ist z. B. der Fall in Antwerpen, Brüssel,

Rotterdam, Amsierdani, \vn die Behausungsziffer von — 13 Bewohnern
dadurch zustande kommt, daü die Bauten älteren Bestandes eine Be-

haaSnngMiffer von 6— 6 Bewobnem, die Neubauten des jüngsten Ab-
schnitts dagegen eine Ziffer von 16—25 Bewohnern haben. Diese

Dnrchsi'liiiittsziffern stellen somit keinen gleichartigen Haustypiis

dar, da das Bausystem der letzten Jahrzehnte von dem überlieferten

Stark abweicht. Eins Dorchschoittsciffer von 20 Bewohnern, wie wir

sie in den rheinischen Städten häufig finden, mag ferner dadurch ent*

stehen, daß die alt-^irTi Bauten 'ler betreffenden Stadt 15 Bewohner,

die neueren Bauten dagegen 5U Bewohner auf das Grundstück enthalten.

Ähnliche Verhältnisse gelten ftlr Charlöttenburg und Berlin mit tatsach-

lichen Neubausiffern von 100- 110 Bewohnern auf das Grundstück.

F(lr den neueren Kleinwolmungsban ist demnach in den Stiidien mit

veriiiidertein BauHystem die Beliansun^sziffer allgemein höher anzusetzen,

als sie nach unserer Abb. 1 erscheint.

In den Ziffern der eintelnen Städte der Abb. 1 sind in erhebliehem

Umfang GebSude mitges&hlt, die — wie Oesehäftsgebäude, Waren-
häuser und ähnliche — keine oder nur wenige Wohnungen enthalten.

Ferner besteht in manchen ^ädten, wie z. B. in Bremen, zum Teil
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auch in Hamburg, für die wohlhabenden Schichten noch in größerem

Umfang das ttberiieferto EiDfamnirahaoa, wfthrend fttr di« Kl«mwohnang
bereits die Form des Hahrwobnungshauses durcbdringt. Durch beide

Uinstäiiilfi w iifj die Durchschnittsziffer einer Stadt nach unten gedrückt

'

und Ihiit die typische Bebausungsziffer niedriger erscheinen ala sie tat-

sächlich, namentlich für die Kleinwohnung, ist. Andererseits gelangt

in Inii«r>Loiidon nnd in den amerikaaisohen Orofiatftdtan dar t3tockwerln-

bau gerade für die teneren Wohnungen zur Anwendung. In zusammen-
fassender WpIsp wird man etwa sagen können, daß die allgemeine Vor-

herrschaft des Einfamilienhauses nur bis zu der Durchschnittsziffer von

etwa 6,6 Bewohnern für das Oebinde anaonebmen tat Bei 6—

8

Bewohnern erscheint das Einfamilienhaus bereits mit dem Zwei-

wohnung»hnnH untermiscbt. Ziffern von 10 Bewohnern nufuürt.s bekunden

einen erheblichen Anteil, von 15 Bewohnern aufwärts eine weitgehende

Anwendung des Hehrwobnuni^hanBes. Bei 19 Bewohnern — in wohl-

habfinion Städten schon bei etwa 18 — hat die mehrstöckige Bauweise
(Stofkwerksliiuifun'^) fflr den Klein Wohnungsbau in ontsrlieidender Weise
das Übergewicht erlangt; bei einer Durchschnittsziffer von äU Bewohnern
nnd dar&ber treten die großen Hausformen des Massennielshansett nnd

der HietBkueme ein.

§ 2. Innerhalb des Wohnungswesens der einzelnen Länder haben

wir verschiedene Gattungen ?on Wohnungen zu unterscheiden. Eine

erste Seheidung ist hier in dem Ban der Stfldte selbst begrflndet Der

rasche UmbOdungsprozeß, in dem sich unsere neuzeitlichen Städte be-

finden, tfiuscht uns oft darüber, daß auch für sie, wie einst fflr Rom,

(Irr Satz f^ilf, daß sie nicht an einem Taf,^e {j;ohant wurden. Wir

dürfen iiiclit vergessen, daß eine Stadt, insbesondere eine Großstadt,

auch wenn sie in ihrem Bauwesen noch so schnell fortschreitet, einen

großen Bestand alter Wohnbauten mit sich fortschleppt: ja daß in einem

bestimniten Zeitpunkt stets der größere Teil der vorhandenen Rauten

alten Jahrgängen entstammt Auch in den Riesen- und Millionenstädten

London, Berlin, New York dflrfte schwerlich heute mehr als ein Viertel

der Wohnungen jflnger sein als 10 Jahre; drei Viertel werden wohl

aus fiteren JahrgSngen herrtthren. Nur ein Brochteil der Wohnungen

ist demnach jewefls als neu anzuspredien, und aus ihnen alltin darf

der Stand des Wohnungswesens nicht entnommen werden, da die

Hauptmasse einer älteren Zeit, vielfach einer Alteren Bauwelse und

Ausstattung angehört.

Das Schicksal und die Bedeutung der Sitoren Wohnnnq: sind

nun sehr verschieden. Ein Tel! dieser Wohnungen, und oftmals nicht

(ier schlechteste, verwahrlost und wird von der Unte?'schicht der

großstädtischen Bevölkerung eingenommen. Mitlinter wird durch zufällige

Umstände auch ein neu und gut angelegter Bezirk einer schlechten

Mieterschaft und damit der raschen Verwahrlosung fiberliefert In der

Hauptsache nnd es aber naturgemiB einzelne iltere Bezirke, die von
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den minder zablnngskriftigen oder von schlechten Mietern belegt

werden.

In den Großstädten sind es gerade die zentralen, der Stadtmitte

zunftchst gelegenen Bezirke, in denen sich in den älteren Gebäuden häufig

uugtlastige Wohnverhältnisse herausbilden. Die Umgestaltung der Innen-

stadt, die Botwicklnng von Oeaeb&fts- nod Verktthmtrafieii, der hiermit

und mit .l».'r X< iil)aiuatigkeit verljnndene Fortzug der besseren Mioterschaft

Iinhen zur FoI^jp, daß in den älteren Wohngebänden der inneiiHtädtischen

Bezirke und im Bereich der höchsten Grundrente unbefriedigende Wohnungs-
snataade entatefaen. Vgl. den Absebnitt nUntamormale Wohnnngeo".

Von dies«» Einzelheiten abgesehen, bildet dag^n die Hauptmasse

der Wohnungen aus den ilteren Jahrgingen den normalen Wohnungs>

bestand einer Stadt, der von der größten Bedeutung fflr die Wohnungs-

Verhältnisse ist. Denn von der Preisbewt^ng dieses Hauptteils aller

Wohnungen sollte regelniähig der Stunrl der Mietswerte im wesent-

lichen abbängen, und es bedarf jeweils der eingebenden Untersuchung,

welche Ursachen hier eine etwa abweichende Preisbildung bewirken.

Bei der wissenscbaftliclieri und j)raktisclien Heliandlunt? do Woh-

nungswesens müssen ferner die VVohnun^'en der wühlhahonden Klassen

einerseits und die Klein- und Mittel w oh n u n geu (die Volkswohnung

i. w. S.) andererseits genau getrennt werden, und zwar viel schärfer, als

es im allgemeinen bisher geschehen ist. Es genügt nicht, etwa in der

Stslistik verschiedene Preisstofen und Wohnungsklassen jsn unterscheiden,

sondern es handdt sich hier um sacblidi vollständig vwechiedene Gebiete.

Zn allen Zeiten, in der Vergangenheit wie in der Gegenwart, seigen das

Wohnungswesen der begflierten Klassen und die Kleinwohnung gänzlich

verschiedene Zustände; beide Wohnfornien beruhen auf getrennten

Grundlagen, und zwar von solcher Verschiedenheit, dafi oftmals in den

Zeiten, in denen die Wolintingen der oberen Klassen am besten sind,

die Kleinwohnungen sich besonders unliefriedin;end zeigen. Wälirend

wir die Zustände selbst in unserer Kinzelschilderunf,' betrachten werden,

i>t hier nui allgemein darauf hinzuweisen, daß zwischen der großen

uiut vornelnnen Wohnung und der Kleinwohnung Unterschiede grund-

sätzlicher Art. und nicht bloß gradueller Art bestehen, so daß die

Behandlung beider Wohnformen stets mindestens eine Trennung, öfter

sogar einen Gegensatz zu beobachten bat

Die Wohnung der oberen Klassen ist es auch, die in ihrer Ent-

widdung die grOBten Veränderungen aufzeigt, während die die Haupt-

masse bildenden Kleinwohnungen sich in Grundriß und Anordnung nur

langsam und wenig ändern. -Die Gründe hierfür sind unschwer zu

finden. Nur bei der teueren und großen Wohnung können die hohen

Aufwendungen nencr Ausstattung und kostspieliger AnlfiL'en überliaupt

iu Betracht kommen. Wintergärten, Frunkräume, Fahrstühle können
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bei der Woluiung von zwei Ofier drei Zimmern kaum angelegt werden.

Auch die Zentralheizung des \ lehvohnungshauses, heute bei herrschaft-

lichen Wohnungen allgemeiu verbreitet, hat sich für die Kleinwohnung

der Mietäkaserue als unauweudbar erwiesen. Auf die teuere Wohnung

konzentriert sich das Intaregae der kapitalkriftigen Sautätigkeit In>

mitteo der leidit wahrnelinibareii Umwfiizungen in der AusfQhning der

henrscbaftlicfaen Wohnung, zeigt dagegen der Grondrifi der Kleinwohnung

eine große Bestindigkeit. Es bedarf vielfach des Eingreifens der bau»

polizeUiehen Vorschriften, um hier Oberhaupt Fortschritte su erzielen.

In weldiem Ver];!l1tnis sich nun die Bevölkerung zahlenmäßig in

Schichten verteilt und welche Wolinformen für die Leitung der städti-

grhen Rantätigkeit als ausschlaggebend in Betracht kommen, wird später

zu ermitteln sein.

Die staatlichen Zustande werden durch das Wohnungswesen in

entscheidender Weise beeinflußt. Für die Beurteilung der sozialen Ver-

hältnisse in der Geschichte wie in der Gegenwart mag es kaum einen

zuverlässigeren Maßstab geben, als den Zustand und die Gestaltung

des Wohnungswesens. Ob in einem bestimmten Zeitalter die Massen

der Bevölkerung dem Staate als Proletarier gegenflberstehen oder

sich ihm als Staatsbürger eingliedern; ob der Aufbau des Gemein*

weanns tragfähig ist oder des inneren Zusammenhalts entbehrt, seigt

sidi vornehmlich an der Ordnung der bodenpolitischen Einrichtungen.

Gerade während der letzten Jahrzehnte haben sich nun hier in Deutsch-

land große nnd rascli verlanfende Umwälzungen vollzogen, und im

Wobnuntisvvesen nnd den mit ihm znsammenhängenden Gebieten zur

Ausbildiüi;,' tu flehender Verschiedenheiten sowohl innerhalb Deutsch-

lands selljcr wie gegenüber anderen Völkern geführt. Die Umgestaltung

des Wohnungswesens ist in Deutschland in solchem Umfung und mit

emer solchen Vollständigkeit der bodenpolitischen Systematik erfolgt,

daß die heutige Generation sich der Gewaltaamkeit der Umwandlung

bisher kaum bewußt wurde und, mangels eingehender Untersuchungen,

die berbeigefOhrte Entwicklung in ihrem Grundlagen als unvermeidbar

und unabänderlidi ansah.

Unter dem Eindruck allgemein empfundener Mißstande hat sich

denn auch die Literatur vorzugsweise mit den Einzelfragen und,

Einzolfrebirtcn der Wohnungs- und Rodcnverhältnisse beschäftigt. In

eincni \on Jahr zu Jahr steigenden T'infRnp wurden die zumeist hervor-

tretenden Erscheinnngcn des Wohnun^'^;wesens und des Städtebaues

behandelt, und je nach dem Standpunkt des Autors wurden Eingriffe

in die verschiedenen Gebiete der Bodeupohtik gefordert oder abgelehnt.

In dieser Beurteilung der neueren Gestaltung des Wohnungswesens

haben akh in Deutschland m der Hauptsache xwei Richtungen aus-
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gebildet. Die eine, die dem in Deutschland herrschenden Syitem der

Bodenpolitik gflnstig ist, findet ihre Vertreter sowohl in der Wissenschaft,

wie unter den Trägern und Beteiligten der heutigen Bodenentwicklung.

Das Vorhandensoin von Mißständen, auf dem (iebiet des Realkredits

das Bestehen «nies Notstandes, wird anerkannt. Indes «jhmht mnn,

daß es sicii uui vorübergehende Schwierigkeiten handele; insbeooiuleie

wQnscht man keine grundsätzlichen Änderungen der bestehenden Ein-

richtungen, sondern nur Beilülfen oder Erleichterungen fflr die in

angOnstiger Lage befmdliehen IntereBsenten.

Zu der zweiten Richtung zählt der weite Kreis der Sozialpolitiker,

Wohnonga- und Bodenreformer, die die HiSstände im Wohnungswesen

eingehend erörtern und sie durch sozialpolitisehe und distributiv Mafi-

n:Lbmen zu bekftmpfen streben. Die zumeist empfohlenen Mittel sind:

Ausbau der Bauordnungen, Stärkung der baupolizeilichen Befugnisse,

Bereitstellung öffentlicher Gelder und öffentlifhen Oeiändes für den

Kleinwohnungsbau, Förderung der gemein ni'itzigen Bautätigkeit. V.r-

richtung von Woimungsünitern u.a.m. Dio neueren Umwälzungen haben

die Forderung der Sozialisierung des Bod* n . und die der genieinwirtschaft-

liehen Betätigung in den Vordergrund gerückt.

Eine dritte Richtung, die durch den Verfasser des vorliegenden

Handbuchs vertreten wird, sieht in der eigenartigen Gestaltung des

deutschen Wetuungswesens nur das notwendige Ergebnis der seit den '

siebziger Jahren des letzten Jahrhunderts eingeführten Maßnahmen,

die ein fest verankertes, zusammenhängendes System bodenpolitischer

Einrichtungen darstellen. Einzeleingriffe bleiben hier unzureichend: sie

führen nur zu einer unbefriedigenden „Erträglichmacherei** und zu einer

Steigerung des schon heute übermäßigen Verwaltungsapparates. Nicht

die äußeren Symptome, mögen sie norli so augenfällig sein, gilt es /.n

beseitigen; wir sollten vielmehr die entscheidenden (irundlagen unter-

suchen, aus denen die heutigen Zustände unbedingt und immer von

neuem hervorwachsen müssen. Wir haben zunächst Klarheit tlariiuer /.u

schaffen, wie unser heutiges System des Wohnungswesens und des Städte-

baues entstanden und ob es als ein wirtschaftsgemäBes anzusehen ist

Erst wenn wir die treibenden Kräfte ermittelt haben, k5nnen wir ver^

suchen, die Entwicklung mit Erfolg nach einem gewollten Ziel zu

lenken. DaB im übrigen, den Auf^saben des Handbuchs gemftB, den

beiden ersterwähnten Anschauungen hier ein breitnr, vielleidit der

breiteste Raum zugeteilt wird, bedarf kaum der Hervorhebung.

Die Wohnungsfrage ist keine durch eine einfache Formel zu er-

schöpfende Spezialfra^rr», die Wi-'-f^n^chaft vom Wohnungswesen keine

SpezialWissenschaft, Obwohl für die Beurteilung der WohnverhäJtnisse

in jedem ihrer Teile genaue Faciikenntnisse ertorderiicii smd, bildet

Digitized by Google



12 Efaileitang.

doch das WobnungsweMD kmn Sondergebiet in dem Sinne, dafi es, wie

dies bei gewissen Einzellfichem der Fall, abgetrennt und abtrennbar

für sieb erfaßt werden kann. Die Anordnung des Handbuchs im ein-

zelnen wird durch den Stoff liestinimt. Als gemeinsame nrundlage

für die Erkenntnis der IxHlo-ipoHtisclieu Entwicklung haben wir indes

die liistoriscbe Untersucliuiig zu. betrachten, die deshalb im folgenden

als erster Teil der Oesamtdarstellung vorangestellt ist.
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d. Hygiene, 3. Aufl., hmnug. von C. FIrtnkeit. Leipzig 1914.

E. Wernicke, Die Wohnung; Fr. Zahn und J. Kleindinst, liekftmpfiing

der sozialen Krankheitfiurt>acben in „Krankheit und soziale Lege", beiKUfigi

von M. Mosse und G. Tugendreich. München 1914.

Lindem«nn, Wohnungsfrage; Brix, Stidtebmi; F. Oetoimer, QelMraungHpl.in

;

Rad. Eberstedt, Stadterweitening nnd Bodenapekalation Im Handvb. d.

Komniunalwissenschaften, heimttag. von Briz, Lindemann, Host, Prenfi nnd

Sadekum. Jena 1914.

b) Znitachriften:

Der Städtebau. * Neiidcutsche Bauzeitung.

Zeitschr. f. Wohnungsw^n, Berlin. Rheinische BUtter f. Wohnunpwesen.

Zeitaefar. f. Wobnungaweeen in fiayem. We»tflUtsdlies Wobnm^blatt
Zentralbl. d. BaoTenrallanff Berlin. Bau- Rundschau, Hambarg.

Deutsche Bauzeitung. Hau-Spio^ol, In raaig; von I>r.Ing.Uecker.

Tecbn. GemeindeblatU Die Gartonstadt.

Die Volkswohnung. Die Baawelt.

Der Banmeiiter. Vierteljahnadir. f. etfentl. GeraiHUieitB*

Zenlfidbl. f. daa deotsehe Bangewerbe. pflege.

e) in BndtferM and iübhandlnngen:

8. die einzelnen Abschnitte. Die Literatar Ober Wohnungssuatlnde ist be«

sonders borOcksichtigt am Schluß des III. TeiU. Eine gedrängte Übersicht der

nfeuflren Ilnuptproblumn de^ Wohnungswesens gibt Rud. Eberstadt, Die Krodit-

not des städtischen Grundbesitzes und die Reform des Realkredita. Jena 1916.
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fintwickloDg der stftdtiBcheii Banweiseii

Erster Abschnitt

Altertum.

§ 3* Von alter Zdt bis in unsere eigenen Tage finden wir Bei-

siiiele, dafi die GrQndnng einer Stadt sich doreh einen einzelnen
Willensakt, an einem bestimmten Tag» and nach einem festen Plan

vollsieht Nicht minder zahlreich aber sind die FäJle, in denen wir

von dem ersten Ursprung der Stadt keine genauen Berichte haben und

nicht wissen, zu welcher Zeit und in welcher Form eine bestimmte

Stadt ihren Anfang genommen hat. Wir unterscheiden deninach all-

pofDPin die Städte ihrem Ursprung nach in zwei Kategorien: in „ge-

gründete Städte" einerseits, deren Gründungszeit bekannt ist; und in

„gewordene Städte" andererseits, die sich allmShlicli entwickelt haben,

ohne daß wir ihreu ersten Anfang feststellen köuueu.

Für die Geschichte dee StSdtebaues Ist diese Untemheldung

wceentlieh; aber sie darf nicht unbedingt und nicht ohne Einsdirtnküng

gebraucht werden. Die gegrttndele Stadt wurd allerdings legehnftfiig

gewisse ZOge planmftfiigen bewufiten Handelns in der Stadtanlage auf-

«eisen. Aber die gewordene Stadt bildet nicht immer hierzu einen

vollen Gegensatz; sie bietet nicht immer etwa ein Zeugnis unbewnflter,

ungewollter Eniwirklung. N'ielmehr zeigt uns gerade die gewordene

Stndt vielfach das Hiid der Planmäßigkeit, und wir werden ihr Oltcr

bestiniirife Regeln des Städtebaues zu entnehmen haHen.

Die ältesten der uns erhaltenen Zeugnisse menschlicher Kultur

reichen bis in das 4. Jahrtausend v. Chr. hinauf; fast ebenso früh tritt

uns bereits die Gemeinsiedelung eutgegeu, d. h. die zu einem

Gemeinwesen zusammengeschlossene Siedelungsanlage.
In dem dralten Kulturland Ag} pten wurde die frflhgeschichttiebe Durch;
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fttbrung obrigkeitlich-organisatorischer Ordnuug durch die bodeuwirt-

sciiaftUcheu Vorbedingungen des Landes begflnstigt Die Über'

8cbw6iDiiiaiigeii des Nils, die dem fiodeii den befruchtenden Erdsehlarom

snfObren, bedürfen, wenn sie zur Wobllat werden -sollen, der daoemd

durehgefflbrten Überwachong und Leilnng. Die serstreute Einzel-

sieddung und der wirtsehsIttich unsbhSngige Ortsverband sind on-

ziireichend gegenüber den von der Natur gegebenen Notwendigkeiten,

die vielmehr auf die Zusammenfassung und Einordnung der Krfilte

hindrängen. Obrigkeitliche Zentralgewalt und städtische Siedelung ge>

langen hier frflhzeitiiE zur Ausbildung.

Die Trümnierstättcn der altägyptisrhen Siiulte weisen zumeist

eine hügelartige Krhöhung auf, <lie sich im einzelnen bis zu 20 und

30 m über das umliegende Gelände erhebt. Man darf wohl annehmen,

daß die Begründer der Stftdte ihre Anlagen von Anfang au auf einen

kflnstllch eriiOhten Unterbau zum Schutz gegen Hochwasser gestsDt

haben; vieUach rfihrt indes in den alten Stftdten die Ausbildung einer

Bodenerhöhung daher, dafi bti Verfall, ZerslSrung oder Abbmdi fllterer

Bauten das alte Baumaterial nidit beseitigt wurde, sondern als Unter-

grund für die Neubauten diente, die dadurch von selbst allmählich auf

eine höhere Bodenlage aufrückten. Das dicht besiedelte Land besaß

zahlreiche Städte; von den Wohnbauten des alten Ägypten haben sich

indes nnr geringe Überreste erhalten. Während der Ägypter für das

„ewitze Haus** — d. h. die Grabstätte und don Tempel — ein unzer-

htorbares, auf dauernden Forti)estand berechnetes Material verwemiet,

gilt ihm das dem irdischen Dasein dienende Wohnhaus nur als eine

zeitweilige Herberge, die aus minder dauerhafteu oder leicht vergäng-

lichen Baustoffen errichtet wird. Das meist Terbreitete Baumaterial

des äg}pti8chen Wohnhaus ist der aus NUsdilamm gefertigte und an

der Sonne getrocknete Ziegel; efai den kUmatisehen Verfailtnissen

treflSch angepaßtes, jedoch nur geringere Danerbarkeit besitzendes

Material.

Die Ausgrabungen und die Abbildungen auf Denkmälern gestatten

uns, die drei Hauptgattungen der Hausformen in Ägypten zu unter-

scheiden; 1 das Wohnhans der vornehmen Klassen, 2. das Haus des

Mittclsfuiides und 3. das Kieinhaus nnd die Wohnungen der Minder-

bemittelten. Das Wobngruudstück der oberen Klassen, ob innerhalb

der Stadt oder in einem Außenbezirk gelegen, besitzt regelmäßig eine

Freifläche und ist mit Haupt- und Nebenräumen, häufig auch mit

WirtsdiaftsgBbSndea, ausgestattet Die Bauweise ist die des Flachbaues;

über einem Teil der Rbune war wohl ein Obergeschoß angelegt; ein

zweites Obergeschoß war dagegen selten Torhanden. Das typische Haus
des Hittelstandes bestand in seiner tufieren Form aus Eiilgeschoß,
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ObergesdioB und gedeckter Terrasse, wihreiid die Zahl der Inaen-

rfttune selbst sieh nach dem Venndgen des Beeitaen abstnfte. Für
das Gebiet des Kleinbanabaues ist aUgetnein eine planmiflige Boden-

aufleflung karnn anzanebmen. Zumeist war der Zweck der gflnstigsten

Ausnutzung einer gegebenen Grundstücksfläche bestimmend für die

Anlage der Kleinhäuser, wobei im einzelnen auch eine f»assenmäßige

Aufteilung /nr Anwenduni,' gelangte. Der Flachbau bildet auch bei

dem Kleinhauäbau die Kegel.

Der gewaltige Städtebau des babylonisch-assyrischen Kelches hat

uns in großer Zahl Denkmäler und Urkunden hinterlassen, zu denen

nns namentlich die i^tematischen Ansgrabnngen der neueren Zeit den

Abb. 2. Au» de 8ari»c vnd Hemey» IMewifwtet m Chald^ Bd. P).

We?^ fT^balint haben. Die ältesten Stadtanlngcn gliedern sich an die

Hlt!»nrühmten TempelsUltten des Landes. Die ba})\loni^che Überlieferung

selber bezeichnet al$ die ältesten StadtsiedelmiL^eii die Städte Nippur,

Erech. Eridu und Babel, die nach einem babylonischen Schöpfun^-

mythus als die ersten Städte am Anfang der Dinge gemacht wurden.

Dmi vorgenannten Stldten htt km» als eine da* frflhesten Siedelangen

die im SDden des Landes gelegene Hflgehreibe des Tdlo hinanzoreehnen,

die Trammersatte der Stadt I^gssli oder Sirpnrla. Hier worden nnter-

balb der' Banten der ersten vrinindficb nadiwirisbaren Fttrsten bei

neottvn Ausgrabungen noch filtere Gebäudereste ermitteltt die in die

fernste Frflhxeit binaalreichen. Ans geschiehtücher Zeit irnrde in

1) Dw war Ifaikm Mto abgebildsto Gcffenatand itdlt «fami Stilw dir, vi«

er zom Einriuen der Zeidiaang auf toaditieii Ton aqgwnnidt wd«. Der valm
Oegvaatuul beaeiclinet «in LSngeniMft.
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Tello ein Standbild des tatenreichen FOnten Gudea (um 2700 v. Chr.

gefoiideii, der auf Beinfln Knien tine Tafel mit dnem mafietfUidi gewui

gezdehneten Bebauungsplan hält — die älteste bildliche DareteUnng

einer Stadtanlage (vgl. Abb. 2). Die in strenger BegnlmlSigkeit geplante

Anlage verläuft auf drei Seilen in gerader Linie, während die vierte

(untere) Seite in einem doppelten Knick nach innen gezogen wird.

Ober die Aufteilung des Geländes innerhalb der Mauer wird in unserem

Plan keinerlei Andeutung gege!)cn. Die Annahme, daß sich die Planung

deshalb violl'^cht nur auf die Anlegung eitu s Teuipelbezirks oder eines

Fürstenpalastes beziehe, erscheint indes nicht l>e^ründet. Vielmehr

handelt es sich nach meinen Untersuchungen um (icn Entwurf eines

Maucrhaiies. der ilie Innenstadt umschließt, und an den sich jenseits

der Tore die äuliere Wohnstadt augliedert; s. unten.

Besonders plastisdi tretra in doi alten Beriefatm die Schilderungen

der Stadt Babylon hervor, vnd dn Bild nUU^fatlger Entwicklung wird

uns in den Beschreibungen von der Stadtanlage und den Bevölkerongs-

verfaältnissen geseicbnet. Durch die neueren Ausgrabungen sind indes

die zahlenmäßigen Angaben der alten Schriftsteller im einzelnen be-

richtigt worden. Der Gesamtnmfang des Mauerquadrates der Stadt Babel

kann etwa 16 km betragen haben, während der Mauerumfang von

Herodot anf ca. 8B km, von Ktesias auf ca. 05 km angegeben wunle.'

Trotz dieser Ungenauigkeiten in den Maüangabcn bleii)en doch die

Schilderungen der Stadt Babel, wie sie in der Literatur überliefert

sind, m Recht bestehen, und wir dürfen an die Verhältnisse in der

Wellstadt der Antike den größten Maßstab anlegen. Die große Mauer

von Babel umschloß nicht ein einheitliches Stadtwesen im eigentlichen

Sinne, sondern eine Vielheit von Teilgemeinden, mit entsprechend ver-

teilter WofanbevSlkerung *). Zu dem umwallten Gebiet von ca. 1500 ha

treten femer die AuBenbezirke und Vorstädte hinsu; innerhalb der Stadt-

maoMr blieben grofie Strecken der landwutsehaftitdien Nutaung vor-

behalten, während andererseits die städtische Besiedelung sich jenseits

der Mauer in ViMiorten und Nachbargemeinden fortsetzte. In dem
Bereicli dieser gewaltigen FiSche fehlt es aber an jedem, wie immer

geartete!!, rrf^cii fördernden Verkehrsmittel, so daß in der Tat die Ent-

f( rrmn^'f II auf dem Gebiet dieser Massensiedeluna. wie der Eindruck

von der Ausdehnung der Stadtanhäufung, ins aulierordentliche wachsen.

Unter den babylonisch-assyrischen Kulturstätten haben noch

Ninive, Assur und Sippar eine große geschichtliche Bedeutung erlangt.

In den alten Städten bat die Entvieklnng Von Handel, VeHcehr and

1) £s Bei hier bemerkt^ datt auch eiae ganze Äazaiil unserer deutschen St&dte

im liltlalftllcr aiu TeUgemeindea innerhalb der Mauer smunmeogewacbaeii itt, ao

%. B. Kein, BnuuiMdiwdi u. a. bi.
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Gewerbe eine hohe Stufe erreidit; namentlich dw Grund nnd Boden

zeigt schon unter Hamniunbi eme stark «isgebildete Bewes^chkeit,

und die Urkunden bwiditen uns Von lebhaftra ümsfttzen auf dem
stidtischen GmudatOdamarkt Die snlber bestehende Meinung, der-

zufolge bei dem GmndstQcksgescbäft in Babylonien vorzugsweise nur

die Frauen beteiligt gewesen, die Männer dagegen zurflckgetreten seien,

ersclieint indes mißvorstniullich und bwuht auf einer irrtflmlichen AuS'

iegung de« T'rkünrionniaterials.

I'if Technik des babylonisch-assyrischen Städtebaues steht auf

erstaunlicher Höhe. Die öffentlichen Profanbauten, wie die sakralen

Gebäude liaben gleich hervorrageude Leiätungen aufzuweisen. Der

Straßenbau hat fflr bestimmte Straßengattungen — bekannt sind die

festlichen Prozessionsstrafien — bedeutsame Schöpfungen hervorgebracht

Einen hohen Stand der Ausbitdung zeigen die Anfaigen für die Wasser-

zuleitung und -ableitung und fOr die Entwässerung; Kanatisationsbauten

zählen zu den iltesten BaudenkmSlem des Zwdstromlandes. Trotz

dieser großen Entwicklung des Bauwesens wird man indes der vielhich

vertretenen Annahme von der „Pianmäfiigkeir der altorientalischmi

Stadt nicht oder ntjr mit wesentlichem Vorbehalt beipflichten können.

Die städtebauliche Betäti^'uiig der hahylonisch-as'^vri^Hien Herrscher er-

streckte sich voruehiiihch auf den Mauerbau, dem eine sakrale, zu

allen Zeiten lioehgehaltene liedentunji; zukam. Hier allerdings herrschten

System und Planmäßigkeit, wie uns die Ausgrabungen und auch die

Darstellungen nach Art unserer Abb. 2 zeigen; aber sie beschränken

sich auf den äußeren Eindruck. Die Oeländeeinteilnng im Innern und

die Planung der StadtflSche werden von den altorientalischen Forsten

nicht oder nicht allgemein berilcksiditigt; wie denn auch die Stadt-

roauer in diesen Städten nur einen geringen^ EinfluB auf die Boden-

parzelliernng und dm Stadtplan ansflbt

Vgl. Uber die große babylonische Mauer: ,,kein Geländewechsel|

kein Fhtßlanf, kifinn ^^lebietp^renze beeinflußt Hin nach dem Strich pe-

zogene Kichtuag dieser Mauer; ihr Weg geht gerade durch, ohne Ruck-
' sieht auf die Gestaltnog der orallMi Biedelong und ohne irgendeinen

Gedanken an eine städtebauliche Planong. Daa Mauerwerk ist di«

Schöpfuiif^ ein PS lespot isi hcti Fürstenwillenti, nifbt daa Ergebnis der
historischen Eutwicklutig eines iStadtwesens'*; Eberstadti Geschichte
des Städtebaues, Bd. I, Altertum § 55 {im Erscheinen).

Die Wohnweise in den bsbykmiseh-assjrisehen Städten war regel-

mäßig die des Eigenhauses und Einfamilienhauses; die Storkwerks-.

Wohnung bildet nicht das System der städtischen Besiedelong, wenn auch

fDr einsdne Stadtteile Berichte über den Bau mehrgeschossiger Hänser

vorliegen, namentlich aus späterer Zeit. Hausteilung und Grundstücks-

teilung im Wege des Verkaufs oder der Vererbung waren häufig und

Ebcrtttdt, Handbuch des W^tannimtMW, 4. Aafl. 8
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gaben Gelegenheit zum Urwerb Ueineii und kleinsten Hausbesitzes. —
In deki Stftdten der Phönizier und Karthager scheint dagegen die

Stodcwerksbinfung in größerem Umteng Anwendung gefunden zu haben.

In den Städten Pelistinas hatten die Wohnhäuser regelmSSig ein

Obergeschoß, zuweilen aber mehrere Stockwerke, die mitunter gesondert

vermietet wurden. Bei solchen, von niphreroii Inhabern bewohnten

H&usern war die Einführung de» TeileigentuniH zulässig (wie »päterhiR

. in den dentschen Städten des Mittelalters); sowohl an einseinen Stock-

werken, wie auch an einzelnen Baumen äineB Hauses konnte in Judaa
gesondertes Eigentum bestehen. 8. R o!>ienz we ig, Das palästinensische

Wohnhaus zur Zeit der Mist lmah. Berlin 10 10.

Zu dem alteren palästiueiisischeu Städtebau möchte ich bemerken,

daB Hesektel (48, 15 f. und SO f.) die Schilderung einer Idealstadt gibt»

uiofu.<<»;end die 8ta<!tan]H>re, ihre Ausdehnung und Einteilung, SOwiO die

für die Bewohner <'M'. .idt'rliche Zubehör.

J;
4. Das alte Hellas hat eigeiitliciic Großstädte nicht besessen;

dio Wirbodingungen für die (iroHstadtbihliinrr wnrpn nicht RCf^ebcn.

Die Hellenen bil(lot<»ii nur Sta(lt>ta;iti'n: es, fdilie die Konzentration zu

einer RpiclicoinluMr iiihI zu ciaer gruben V'ei kelirsoinheit. Athen, Sparta,

Koiiiith ^iiui niclil als tirolistädte im üblichen Sinn«; zu bezeiclmcri.

Die griechischen Städte sin«l, nach der \'olkszahi betrachtet, über ein

' mittleres Maß nie hinausgewachsen. Das StAdtebild zeigt wfthrend der

Blütezeit des Bürg^ums einen Gegensatz zwisdien den Öffentlichen

Monumentalbauten und den privaten Wohnhansbauten; der Pracht und

GrOfie der Monumentalbauten stand die Einfacliheit und Schmucklosig-

keit des Bürgerhauses gegcnflber. In den älteren Städten waren zudem die

Anlage und die Führung der Straßen, deren Verlauf vielfach den

privaten Cirundstücksgnenzen folgte, unregelmäßig und willkürlich.

Athen, die Stndt der glänzenden öffcnfürhen Bauwerke, tuldote in

seinen Wolin.-traiicii das Beispiel einer winkelig und rci^^ellos gehauton

Stadt, deieu fiasseii als sflinial und in einem Gewirr verlaufend ge-

schildert werden. Gänzlich schmucklos und schlicht waren die Wohn-

häuser in Sparta.

Während des 5. Jahrhunderts *v. Chr. tritt int griechi.-clien Stiitlie-

bau eine neue Lehre hervor, die die Stadtanlage ejnlieiüicli iiini syste-

matisch auffaflt Ate vomdimster Vertreter dieser Lehre, die als „neue

Bauart" der alten Bauw^se entgegengesetzt wurde, gilt HiiJpodamus
aus Milet. Nach seinem Sj'stem legte er die Pirftusstodt bei Athen au,,

deren Bebauungsplan ein dfter benutstes Vorbild bei den hellenisdien

StftdtegrGndungen abgab; die Anlegung von Thurii und vor allem die

der Stadt Rhodos werden gleichfalls dem Hippodamus zugesehrieben.

Hippodamus rD;uimeister und wissenschaftlich geschalter Poli»

tiker; vgl. ttber ihn Überweg-Heinze, Geschichte der Philosophie,
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Bd. I, S. 67 f.) wollte die Grundsätze der philosophischen Wissenschaft

und der pythagoreischen Lehre auf den Städtebau anwenden. Nach
dem Satz der Pytliagoreer, daß die Zahl das Wesen der Dinge sei, sollte

der Stadtania^e eine zahlenmäßige Einteilung zugrunde gelegt werden.

Das für die Stadt bestimmte Gelände wird nach seiner Verwendung in

drei Teile geschieden, fUr Heiligtümer, Staatsgebaude und Privatbanten.

Pie Führung der Hauptstraßen ist gerade und nach einem einheitlichen

Plan geordnet.

Der Versuch der Wiederherstellung des Planes der Piräusstadt

ist mehrfach unternommen worden; die Abb. 3 ist von Hirsch-
feld entworfen, Kgl. Sftchs. Ges. der Wissensch., phil.-hist.* Klasse,

Abb. 3. Wiederherntollungsversurh der Pirftusstadt (Hirscbfeld).

Bd. XXX, S. I f.; 8. auch Zeitschr. der Ges. f. Erdkunde, Bd. XXV,
S. 277 f. Als die bedeutendste unter den Stadtplanungen des Hippo-
damus wurde die von Rhodos angesehen; nach der Beschreibung von

Strabo, XIV, G52 zei«hnete sich die Stadt durch ihre Bauweise so sehr

vor allen übrigen Stftdten aus, daß keine andere ihr hierin gleich-

kommende, ge.*<cliweige denn sie übertreffende zu nennen sei.

In Rhodos gelangten, wie hier erwfthnt sei, die einheitliche
Blockfront und die Gleichartigkeit der Hausfassaden zur Anwendung:
die Straß<»n boten den Anblick einer einheitlich-symmetrischen Anlage,

deren Schönheit seitens der Zeitgenossen hochgepriesen wurde. Zu
den Einzelheiten vgl. Eberstadt. Geschichte des Städtebaues, Bd. I.

2. Teil.

2*
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Wenn die Entwicklung im alten Griechenland auch nirgends bis

zur Großstadtbilduiig gelangte, so hatten die Städte doch innerhalb des

gegebenen Rahmens die Frage der Bevölkerungsvermehning zu lösen.

Einen gewissen Aidiolt fflr die Bearteiiung dieser fflr das Widunngs-

wesen viditigen Frage gibt uns die griechische Bevölkerungspolitik,

ans der wir einige indirekte Schlflsse für unsor Gebiet ziehen können.

Die heUenisdien Stidte befolgten in der Zeit Ihrer BiQte nnd Ans-

dehnungskraft den Grundsatz der Kolonialgrflndung. Man überliefi das

Wachstum der Bevölkerung nicht sich selber, wie spAter in Rom; sondern

wenn die studtische Bevölkening gegen den Nahrnngpspielraum drängte,

wurden Knlrmien ausgesandt, die sich teils in gröUerer Entfernung, teils

auch, wie bei den hellenischen Städten :mi italischem Boden, in der Nähe

der Mutterstadt ansiedelten. Der stüdtisdien Übervölkerung und ihren

Mißständen wurde also hier entgegengewirkt. Das P'ehlen von Großstädten

und der Volksabgang durch Aussendung von Kolonien lassen wohl darauf

schließen, dafi manchen Schwierigkeiten im Wohnungswesen, wie sie bei

anderen Völkern emtraten, im alten Hellas vorgebeugt war.

Was die Stadtanlage selbst anlangt, so sind in den griechischen

Stidten verschiedene Strsfiengattnngen za unterscheiden. Der Aof-

teflung der Wohnbezirke dienten schmale Strafien nnd Wege^ die in

ihren Abmessongien an! 5 m und weniger hemntörgingen. Diese schmalen

AuftMlnngsstraßen schieden sich in durchgehende Wohngassen und in

Sadc^issen, die in den alten griechischen Städten häufig zur Anwm-
dung gelangten. Die Gassen der Wohnbezirke waren raeist eng und

planlos angelegt. Dem Verkehr dienten die Hauptstraßen, deren Aus-

stattung wiederum eine verschiedene war: die bedeutendsten oder

nach einem hervorragenden Punkte führenden Straßen waren öfter mit

Säulenhallen eingefalit, die /.u Läden und Uewerberäumen genutzt wurden.

Die Stockwerkszahl der Wohngebäude war niedrig; für die Gebäude-

höhe in Athen ist regelmftßig nur ein Stockwerk, hödistens zwei Stock-

werke anzunehmen. Die Baupolizei lag in der Hand bestimmter Be-

hörden; in Athen waren es die fünf Astynomen, die auf die Einhaltung

der Baufluchten zu halten hatten. Fflr die Strattenreinignng sorgten

die Agoranonien. Die Wasserversorgung erfbigte in den alten griechi-

schen Städten durch Zisternen und Brunnen, sowie durch Wasser-

leitungen, die das Wasser zum Teil auf große Entfernungen und unter

erheblichen Schwierigkeiten heranführten. Ahflußkanäle un*i Kloaken

waren in verschiedenen Städten nacl! Berichten aus Athen. Fergamon,

Kyzikos, Akragas, Trieue, Kreta vorhanden, während im einzelnen bei

Smyrna das Fehlen der entsprechenden Aulagen als ein wesentlicher

Schaden für die Stadt bezeichnet wird.
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Über die baupolizeilichen and hygienischen Verhältnisse in grie-

chischen St&dten unterrichtet eine Astynomen Inschrift, die im Jahre 19üO
in Perganaon gefunden nnd von W. Kolbe erlintert worden ist. Die
Inmbrifti bezeichnet als „Königliches Gesetz", enthält Polizeivorschriften

aas dem 2. Jalirhiindert v. Chr. und behandelt die Wegepolizei, die

Oebftudepolizei and die Wasserversorgutig. In dem Abschnitt über

die Wegepolizei wird de« uarechtinaßige Obergreifen tkut die Streßen

der Stedt verboten, und die entsprechende Aufsicht wird den Astynomenj

unter denen aln ünterbeamte die Amphodarchen stehor, anfi;etraf;en.

Weiter werden Bestimmungen gegeben über die Breite der i^audstratien,

wobei nntereebteden wird swischen den grofien 10 m breit antulegenden

Heerstraßen und den schntleren „anderen Landwegen**. Beinigong and
InstandlialturiL' «ler "Wepe war den (Jnmrllifsitzern anfgetrairen, und

zwar nicht nur vor dem eigenen liriiud«tuck, sondern auf eine Ent-

fernung von mehreren Stadien. Die iStraäenlast mußte demnach in der

Regel von den Qrundbmitxem geneinsam getragen werden, wie denn
auch die Unratabfuhr in Vording gegeben war. Die Reinhalttni^' der

Htädtischen Straßen wird vorgeschriebon und jede Verunreinigung unter

Strafe gestellt. Der Abschnitt Über die Gebäudepolizei behandelt die

Binriebtnng der sogenannten „gemeinsamen ICauer*^ und gibt Voraebriftea

Uber die UnteriuÜtaDg und ttber die Benutzung der Mauern, ferner tiber

die Anlage von Schutzmaaern (Peristasis) zwischen Grundstücken von

verschiedener Höhenlage. Die Beaufsichtigung der Laufbrunuen und

ibrer ZnQttsse wird streng gehandbabt; Ittr die Vomabme der not^

wendigen Ausbesserungen ist gesorgt. Das Wasoben und Viehtränken

an öffentlichen Brunnen wird mit strengen Strafen bedroht. (iloich

den öffentlichen Laufbrunneo, sind auch die anderen Brunnen und die

Zisternen der Anisicbt der Astynomen unterstellt, die Uber den Bestand
der Wasserbebilter eine genaue Liste ansnfertigen hatten. Die Auf*

sieht hatte stcli insbeHondere darauf zu erstrecken, daß die Zisternen

durch geborige Bedeckung geschützt und nicht verschüttet wurden. Die

hohe Strafe von 100 Drachmen war auf jede Versäumnis in Brunnen-

angelegenbeiten gesetst.

§ 5. Ganz andere VerfaftltniBM als im alten Grieeheolaiid finden wir

im rOmiacfaen Weltreich. Das Imperittm Romannm — ein LSndergebiet

von gewaltigster Aosdefannng, versehen mit Verkehrseinrichtungen

und Verkohrsanlagen von großer LeistungsfBhigkeit und mit einem

Beichsstraßennetz, das wir noch heute bewundern — zeigt eine weit vor-

geschrittene städtische Entwicklung. Neben der Weltstadt Rom hatten

sich zahlreiclie Großstädte und bedeutende Mittelstädte in jillon Teilen

des Reiches j^ebildet. Mit dem Ausgang der Republik gelangt aiigemein

der Einfluß der Städte und der städtischen Konzentration zu gesteigerter

Bedeutung. Das städtische Waciistum und die nach den Städten ge-

richtete Bevülkeruugäbewegung nahmen deii grüütcii Umfang an.

Die Ausdehnung der Stadt Rom selber vergrößerte sieh mit der

Ansbrmtung der r&mlsdun Herrschaft; fQr den Gipfelpunkt unter der

Kaiserzeit wird die BevOlkemng der Stadt auf 1—2 Millionen Menschen
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angesehen. Die Wohnverhältnisse zeitjon die größten Widersprüche.

Auf der einen Seite die PalSstc und vonn iinicn lärmten dor ol)eren

Klassen; auf der anderen Seite die unguii.>tig^ieii Wohnungsüiistände

der mittleren und unteren Bevölkerung>.s(hicliten. In dem ftiteren

republikaiiiäclieu Koni hatten Ei^euhauitbesilz und l iutütbau die liegel ge-

bildet Mit dm Anwadiaeii der BovOlkemDg und dem Hinzutreten großer

proletarisiertar Volksmassen ftnderten sich gegen das £nde der B^blik
die VerbfiltniBse grOndlicb. Die Unterbringoag der Zuwaebsbevölkemng

erfolgte dnrefa Anwendung der Stockwerksfaftufung in Mietswohnungen

und Ma&senmietsbäusem, deren Herstellung eine machtige Bauspekulation

in die Hand nahm. Die Hfinser der Innenstadt schössen raseh und

gewaltig in die Höhe; der Bedarf an Wohngelände wurde in den

zentralen Lagen späterhin noch dadurch gesteigert, daß sieh die

kaiserlichen rmfi licrrsehaftliehen Hauten cihehlich ausdehnten und iiicr-

bei zahlreiche Wohnviertel mit Bürgerhäusern durch l^iederlegung be-

seitigt wurden.

Die (iestaltuDg der Wohnverhältnisse in Rom, die zweifellos auf

die allgemeine Entwicklung des St&dtebaues einen bedeuteinden gescbicht-

lichen Einflofl gewonnen bat, wird man nicht »Msehli^ieh den bodan-
politischen Anscliatiunfifiii des .\ltert 11111.% zur I>aHt liegen ktttmeir. sie ent-

spricht dem Woliiivingswcson einer in i^iror Hauptmasse proietariBierten

oder wirlsühaftlich ubhätigigeu Beviiikeruug. Die Wobnweise iu aodereu

Orofiatftdtan des Altortams war Bum Teil eine wesentlich veraehiedene

von der des kaiserlichen Roni. Ein Vergleich mit der alteren Welt-

stadt der Antike — das ist Babylon — zeigt bemerkenswerte Gegen-

sätze in den bodenpolitischen Verhältnissen. Babylon halt an der Klein-

teilnng des Bodens fest und I&8t den EigenbMits an den stadtiaeben

Grundstücken bis in die kleinsten Abspaltungen und Grundstücksteile

zu. Tu Houi dagegen gelangt der Fiausliesita in die Verfügung einer

ihre Stellung acliarf ausnutzenden Minderheit.

Das Grundstück des st&dtiscbeu Vielwobuungshauses wird als in-

sula bezeichnet; Uber die Aufteilungsform der insula vgl. Eberstadt,
Geechichte des Städtebaues, Bd. I. Die Zahl der insulae in Rom wird
ftlr die spätere Kaisereeit anf 46602 angegeben, gsgenflber 1780 Pa-
trizierbaasern (domus).

Bei der für die MietswohnungsgrundstückeinRom seit der Kaiserzeit

allgemein üblichen Stockwerkshäufung bediente man sich zum Aufein-

andorsf^f/en der Stockwerke des Fachwerkbaues. Die der älteren Zeit ent-

stammenden iiaugesetze hatten auf den Stockwerkshau keine Rürk-^i^ lit zu

nehmen; ausGründeu. die ich, im Gegensatz zuderseitheriueu Auffassung,

im nachbarlichen Raureclit suche, untersagten sie die Mauers et Stärkung, die

späterhin bei der Häufung der Geschosse notwendig wurde. Man gnlf

deshalb zu dem leichten Fachwerksbau, dem man durch Einffigung von

Pfeitem die erforderliehe Stütze gab. Weitere baupoUseOiche und
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hygienische Vorschriften mit Bezug auf die Ausstattung und Benutzung

der Wohnungen seibor ^ind nicht überliefert. Die Zusammendrängung

der Bcvölkornn!!? in <\vn Stockwerkslnniten war eine sehr große; auch

Kellerwohuuiigeii schleciitester Art waren in Hiiiebiiclier Zahl vorhanden.

Bas von den Bautechnikern seihst schütt \( i urteilte Hausystern wurde

mit dem starken Bcvülkeruiig.szuwaciis umi (ieui Mangel an Baugelände

gereditfertigt; docli fehlte es schon damals nicht an Schönrednern, die

die Unterbringung einer MäHonenbevöIkerong auf beedirSnktem Ranm
als eine gewaltige Leistang römischer Willenskraft anpriesen.-

Über die deu 8luckw«rk8bau und daä Fachwerk botreneudeii Vor-

sehriftaa und die Hitteilnogen de« Vitruv, die siob seither der Aus-
legung entzogen haben, vgl. Anbang II am Schloß di^ea Bandes. ~
Mit Be7;()g auf die ungiinstigen Wohnnn^sznst&nde im alten Rom ist

nach der hygienischen Seite auf die obigen Bemerkungen über das

tttdliche Klima und seinen Einfluß auf das t&gliohe Leben der Bevölke-

rung zu verweisen; b. S. 4. Dieser Umstand trifft indes nur die eine

Seite der Frage, d Ii. die hygienischen Mängel, die hierdurch etwas

gemildert erscheinen. Unberührt bleiben die Schaden auf den Haupt-
gebietso der socialen, OkonomisoheD und politisebeo <9estsltnng der

WohnTerbaltnisss.

In den Ifietskasemen Roms standen sidi drei Parteien gegtti'

ttber, der EigwitOmer» dominus; der Vo^alter, procnratur insniae und

die Mieter, inquUini. Häuserspektdation und Bodenspdrulation standen

in hoher Blflte und beherrschten das Wohnungswesen der mitUerea

und unteren Klassen durchaus. Häufig fiberließ der EigentQmer seine

Insula gegen einen festen Zins an einen Mittelsmann (Tachter), der

<lann aus der VVeiterverniietnng der Wohnungen ein (iescliäft machte

Der Aufsrhlag dieses Zwischen wirts wird in einem Digesten l»ei.Ninel

auf ein Drittel des Eigentömerzinses veranschlagt Einer der erfolg-

reichsten Häuser- und Baustellenspekulanten war Crassus, dessen Cie-

schfiftstätigkeit uns genauer geschildert wird. Crassus kaufte gewerbe-

mftßig Gmndatficke zusammen, auch Baustellen, die durch Feuersbrnnst

oder Hfinsweinstnrz wflste geworden waren. Ebenso trieb er den An-

kauf von Mietshäusern in größtem Maßstabe.

Mit Recht weist P tf h 1 m a n n daranf hin, daß das in Ron susammen-

strSrnsade Kapital snm großen Tai! nicht erarbeitet, sondern auf mehr
oder minder unproduktivem Weij;e gewonnen war, und daß es sich mit

Vorlit^be (Jen Wirtschaft U'h j^ar nicht oder wenig produktiven Unter-

uehiuungeu {s]iel{ulativeu CTescliäften) zuwandte.

Nach der sozialen Seite waren die Wohnverhältnisse für die Ge*

samtbevölkerung überaus ungünstige. Die Ma.sse des Volkes war vom

Grundbesitz ausgeschlossen und in ihrem Wohnbedürfnisse in voll-

ständige Abhängigkeit gebracht. Eine kleine Minderheit hatte die Ver-
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fügung über den Grundbesitz und nutzte ihr Vorrecht in jeder Weise

aus. Mit der Teuerung der VVolinungeu giugen die rrr^retitikeit des

Wohnens und der Wohnungswechsel Hand in Hand. Der Pruck der

schlechten Wohnun^'sverhiiltnifsse kam in den politischen Ivanipfen seit

dem Triumvirat mehrfach zum Aufdruck, und wiederholt wurde die

Forderung eines Mietazinserlasses vorgebracht Praktisch wurde dieses

der damaligen Politik got eotsprecbende Mittel unter CSsar und Oetavien

angewandt; von ibnen vnrde sngnneten der zur Miete wohnenden

Yolksmassen je ein eiiyflhriger Erlaß der kleineren Mieten angeordnet.

Wir finden sonach im kaiserlichen Rom in politischer, ökonomischer

nnd sozialer Beziehung die schlechtesten Wolmungszustinde; doch dem

stehen nnn gerade auf dem Gebiete des Städtebaues wieder drei be-

merkenswerte Glanzleistungen gegenüber, die Wasserleitung, die Straßen-

pfhistening und die Kanalisation. In der Straßen pflasterung haben die

Römer aulieronlentliclies gelei.stet, in der Wasserversorgung sind ihre

Leistungen noch bis auf den heutigen Tag unerreicht. Das alte Kanal-

net/ in Rom endlich, die Cloaca maxitua, war ein gewaltiges Werk der

Bautechuik. Es fragt sich nun, wie diese Fürsorge auf drei wichtigen

Giraten des StikItebaneB zu verefaibaren ist mit dar krassen nnd

gewissenlosen Vwnacblftssigung des Wohnongswesens. In den Sebilde-

mngen der rOmiscfaen Zostftnde finden sich die kontrastierenden Verhftitr

nisse stets unmittdbar nebeneinander gestellt; nirgends wird auch nur die

Frage aufgeworfen, ob es eine Erklärung hierfür gibt und ob zwischen

diesen Gegensätzen nicht doch ein innerer Zusammenhang besteht.

In der Tat bietet sich hier eine geschichtliche Parallele mit manchen

Verhiiltnissen der rictrenwart in den kontinentalen Großstädten. Auch

hier zeigt sich diesell)e Fürsorge fflr gewisse Äußerlichkeiten im

Städtebau und dieselbe Vernachlässigung des Wohnungs-
wesens. Wenn wir auf die unbefriedigenden Wohnverhäluiisse und

auf die schlechte Bodeupolilik in ueuereu (iroüstädteu hinweisen, so

hintete bisher die .Antwort der entscheidenden Stellen: haben wir denn

nicht Millionen verausgabt fflr den teuersten Straßenbau? Sind nicht

unsere Straiten mit Asphalt und Pflaslnr erster Klasse versehen? Hab«i

wir nicht WasserMtong bis Ins fflnfte Stockwerk der Hofwohnungen

hinaufgeftthrt und für Kanalisation die größten Kosten aufgewendet?

Gegenflber dieser Wiederholung geschichtlicher Entwicklungen mflssen

wir wohl sagen, daß die Fürsorge für die äußere Erscheinung einer

Stadt zusammentrifft mit der groben Vernacblfissigung des Wohnungs-

wesens, das man dem Sondervorteil einzelner überliefert: oder drehen

wir den Satz um: schlechte Wohnungsverhältnissc nötigen zu gewissen

sanitären Anlagen, hinter denen sich der unbefriedigende Zustand des

Wohnungswesens verbirgt. —
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Über die Eiuzelheiten des römischen Städtebaues, die insbesondere

die Baiiausfülirunj^ betreffen, iinterriclilet uns das Lelirbuch des \Mtruv

„de arciiitectura'*. Bei der Neuaiilaj^e von Städten wiirtie Rücksicht

genommen auf die Führung der Straüen; die naui)tstralien sollten

uach den Himmelsgegenden orientiert und nach detjeuigeu lüchtuug

gelegt werden, die Schutz gegen scharfe Winde gewälirt. PeinUche

Sorgfalt wurde nach V'itruv, wie die uns erhaltenen Reste römischen

llamerwerks zor Geottge bezeugen, auf die Bereitung und Beednffen-

heit der Baustoffe für die Steinmanening verwendet. Von dem Fach>

werk dagegen, das zum Aufsetzen der Stockwerke fflr MietsVrohnuogen

(8. oben) benutzt wurde, wflnscbt Vttruv, da6 es niemals erfunden

worden wäre: wohl nfltzt es durcb die ermöglicbte Schnelligkeit des

Bauens und der Raumerweiternn^: aber es wird zum CTnglflok bei

Feuersbriinsten, da es gleich Fackeln aufl)rennt-

Die Straßen in Rom waren raeist eng; der Fährverkehr innerhalb

der Stadt war wenig entwickelt, \n späterer Zeit zum Teil güset/lich

ein^csphränkt. Von einzelnen breiten Straßen abgesehen, ging die

^^iraüenbreite hell>bl bei wichtigen Straßen auf 5—7 m herunter.

Das Zwölftafeigesetz gibt noch als Straßenbreite bei geraden Straßen

8 Fud, bei Strafienbiegungen 18 Fuß; doch ging man später mehrfach

Aber diese Abmessungen hinaus. Immerhin blieben die Straßen ver^

hftltnismUig schmal. Vorbaue und Überbaue waren unter der Bepublik

und in der Kaiserzeit lange fiblicb, wurden aber von Valentinlan vw^

boten; ob mit Erfolg, ist allerdings zweifelhaft. Die zulässige ßauhöhe

der Mietshäuser wurde von Kaiser Augustus auf 70 röm. Fufi s= 21 m
festgesetzt

Der römische Städtebau hat durch seine Praxis iu Italien wie in

den Provinzen, weiterhin aber durch seine I^iteratur — vor allem

durch das Werk des N'itruv. das späterhin von Leo Baptista Alherti

fflr sein Lelirbuch der Architektur in großem Umfange übernommeu

wurde — die Entwicklung nachhaltig beeiufluljt. Unter den städte-

baulicben Anlagen der Rdmer ist das rdroische Gastrum in seinen

ausgeprfigten Grundformen — lechlechige oder quadratische Umwallnng;

mitten durchgeftthrte Hauptstraße, die im rechten Winkd von zwd
Stiaßenzflgen geschnitten wird; vier Haupttore— mehrfach in stidtisehen

Siedelungen erhalten. Aus der Zahl der Stftdte, in denen die rOmische

Castralanlage entwed^ VOllstSndig oder mit erkennbaren Spuren narh-

zuweisen ist, sind u. a. zu erwähnen, Aosta, Straßburg, Köln. In den

I>5iidcrn nördlich der Alpen hat die Stadt ehester den Namen wie die

Anlage des römischen Castrums wohl am besten bewahrt.

Vgl. die Abbildung von Gheater anten, VIII. Teil (s. auch die

Bemerkungen zu Abb. 6).
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Beatrebungen, die auf die Fürderuug des HäuHerbaue» ab*

2i«l«o, tiacl antar d«& römischen Katsern mehrfach nachweiabar. Sebon
in der frühen KeiMVMit finden sich Bestimmangen, daß eingestürzte

städtische Hanser, sogenannte wüste Stellen, wieder 8uf;^ebaut werden

sollten. AIh eine gewinse Bauprämie können wir die von Koro erlassene

Beetimmung ansebon, wonach ein FreigelaaBener (Latiner) das rOmieche

Bürgerrecht erhalten soll, wenn er ein Vermögen von 200000 Sesterzien

besitzt und daraut« ein HaUH im Werte von lOOOOO Sesterzien in Rom
erbaut (Gaius, Institutionen, I, 33). In Byzanz wurde fUr Hausbesitzer

«in dingliches, an dem Hause haftendes Recht auf Antstl an den
staatliehen Brotvsiteilungen gewAhrt; spftter wurde diesss Flrivileg andi

in Rem sugestanden.
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Zweiter Abschnitt

Das Mittelalter.

1. Die Stadtanlageb

§ 6. Mit der ErOrterong des Hittelalters gebogen wir zu dem

Abschnitt, in dem das rein bistoriscbe Interesse znracktreten mu6
gegenfiber den praktischen Aufgaben unserer Darstellung, die eine Er-

klärung des Wesens und der Bedeutung unserer bodenpolitischen Ein-

richtungen zu geben hat. Die Schilderung vergangener Zeitabschnitte,

auch wenn sie kein Ergel'nis von unmittelbarer Anwendbarkeit liefert,

bietet an sich Anregungen und \vissens(*haf(liche Erkenntnisse «enng:

mit dem Einsetzen der mittelaltei liehen Entwicklung treten indes neue

Gesichtspunkte himw, und tmsere Untersuchung empfängt ein jjreifbares

Ziel. Wir sollen nuinueiii enuillelu, aus welolien Cirundlagen die

Einrichtungen der Gegenwart bervorgewaehsen sind; insbesondere er-

warten wir durch die gesditcbtlicfae Darlegung Ober die Ursachen der

«igenartigen und bei den einseinen Völkern gegensätzlichen. Gestaltung

unseres Gebietes Klarheit su gewinnen.

Die Entwicklang des Wohnungswesens und des StSdtebanes, die

zu den Zuständen der Gegenwart führt, weist Schöpfungen, Um-
wälzungen und Neuerungen auf, wie sie kaum ein anderes Gebiet

unserer Kulturgeschichte gleich groß und eingreifend aufzuzeigen hat.

Demgegenüber muhl die erste Anfgal»e der !-?Rnschaftlichen Darstellung

dahingehen, Periodisierungen aufzustellen, die die zeitlich und sachlich

zusammengehörenden Ersclieiuungen einteilen und deren Eigenart gegen-

über anderen Zeitabschnitten abgrenzen; eine notwendige Festsetzung,

an der es bisher gefehlt hat. Die genauere Untersuchung unseres Ge-

bietes zeigt uns, dafi die Perioden des Stidtebaues nicht zusammen-

fielen mit den groflen Abschnitten, die wir in der allgemeinen Ge-

schichte ansetzen; der Eintritt eines neuen Zeitalters bringt nicht un-

mittelbar ein neues stldtebaulidies System henror. Vielmehr scheint

auf dem Gebiet des Städtebaues eine neue - Zeit zunächst jeweils mit

der Erbscbsft der Vergangenheit zu wirtschaften; erst allmftUich, dann

aber mit um so schärferer Ausprägung, gelangt im Siodelungswesen eine

eigene Systematik zur Ausbildung. Gerade die grofien Zeitabschnitte

unserer Geschichtseinteilung stellen sich vom Ötaudpuukt des Städte»

baues nur als Übergangsperioden dar.

In der Geschichte des Wohnungswesens und des Städtebaues sind

nach meinen Untersuchungen von dem Einsetzen der eigentlichen

städtischen EntwicUnng ab für die mittel- und westenrofriUschen Linder
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drei Perioden zu unterscheiden, die ihr gesondertes System der Sf*nlt-

aiilage und des Siedelungswesens zur Ausbildung gebracht haben. Die

erste selbständige Periode ist die des 12. und 13. Jahrhunderts. .\is

zweite' Periode bezefcfane ich die der lnndesfarBdieheii Bautätigkeit,

die zu Ende des 17. Jahrhunderts einsetzt und im 18. Jahrhundert

ihren Höhepunkt erreicht; die dritte ist die der Gegenwart seit Mitte

des 19. Jahrhunderts. Jede dieser drei Perioden hat einen scharf ans»

gesprochenen Charakter; unter steh sind die Abschnitte jeweils durch

Übei^ngsstufen verbunden.

Unsere erste Periode set/.t ein mit dem geschichtlichen Abschnitt,

in dem die Entwirklnng des selbstilndigen städtischen Lebens beginnt.

Es ist die Zeit, in der sich der neue PiirL'prstaTtd Inldet. /unächst im

12. Jahrhundert durch Erringung der kommenden Freiheit, dann ins-

besondere im 1.). Jahriiundert durch die Ausbreitung der gewerblichen

Tiitigkeit und des Zunftwesens. Damals, in dem gewaltigeu und ra.scheu

Aufbiflhen der Stftdte, das erst in unserer eigenen Zeit ein Gegen*

stück gefunden hat, wurden die rechtlichen und verwaltungsmäfiigen

Grundlagen der mittelalterlichen stadtischen Bauweise ausgebildet Nur

wenig wußten wir bis jetzt Ober die bfirgerliche Bauweise jener Zeit.

Die Größe der damaligen kirchlichen Bautätigkeit allerdings ist uns

bekannt; ihre Zeugen stehen in unerreichbaren Schöpfungen unter uns.

Die Formen und die Ausgestaltung der bürgerlichen Bauweise dagegen

sind noch wenig durchforscht, obwolil nnifas.sfnde^ Material hierfür vor-

handen ist. Bauwerke des mittelalterlichen KleinwohnumzslKUies haben

sich zwar nicht erhalten; von dein Kleinhaus des 12. und 13. Jahr-

hunderts ist nicht ein einziges Beispiel in unveränderten Formen auf

uns gekommen. Dagegen stehen uns andere Quellen in ausgiebiger

Weise zu Gebote. Die Urkundenbücher der deutschen Städte geben

uns in den Urkunden Aber Grundbesitz und Grnndbetitzverkehr reich-

liche Auskunft Aber die Formen der bOrgerlichen Bauweise. Stadt-

plane und Stadtansichten, wie sie namentlich seit dem 16. Jahrhundert

angefertigt wurden, haben in zahlreichen Beispielen den Zustand der

mittelalterlichen Stadt unverftndert oder in gut erkennbarer Weise fest-

gehalten. Endlich fehlt es uns nicht an literarischen Darstellungen der

' GmndzQge des mittehilterlichen Städtebaues.

Ober die Bevölkerungsbowogun^r und die neuen Wirtschaftsznstiinde

im 12. und 13. Jahrhundert vgl. Eberstadt, Der Ursprung des Zuiift-

weseos und die alteren Handwerkerverbftnde des Mittelalters, 2. Aufl.,

Mtlnehen 1916. — AbbildniigeD mittelalterlicher Patrisierhaiiser e. bei

M. Heyne, Woliniin^^rtwosen, S. '225f. ; 8. auch die Wie'lert^abft iJer

Giebelfa.s(iade emos Bür^'cihauseij hus dorn 14. Jnhrh. (drei Wohn-
geschoese, zwei Speichergescbosse), Bau- und KunHtdeniimäler des Kreises

Thon, Daiuig 1889, S. 227. Über die „festeii Hauser" (kriegsmafiig
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•UBgestattete Oebäude. die zu den tiltenten Bauten der Stadt gehören)

vgl. Eber Stadt, Städtebau io Holland, ^S. 12 u. 16; dera., Elein-

wobDBBg«D in Brfl48el und Antwerpui, Jena 1919.

Wenn vir die Eotstebiing der mitteklterlieheii sddtisdieii Ba»-

weise untersucheii, mfissen wir uns zunfichst volistSndig von der land-

liafigen Anschauung frd machen, die sieh die mittelalterlidie Stadt

vorstellt als eng und von mSgtichst knapp gezogenen Mauern ein-

geswftngt Diese in der Literatur allgemein verbreitete Vorstellung

geht zurück auf einen der verdienstvollsten Forscher der mittelalterlichen

Baugeschicbte, Dr. Essenwein, der bei seinen Untersuchungen indes

ausgegangen ist vom Burgenbau und von den Bnrgstädten, wie sie im

10. und 11 .Talirhundprt von den säch'siselipn Kaisern erbaut oder mit

Mauern umgeben wurden. Essen wein glaubte, dali mau, um an Ver-

teidigern zu sparen, den die Stadt umschließenden li\nß eng abgeme.ssen

und keinen überfiüBsigen Kaum wie Gärten u. dgl. in die Umwallung

einbezogen habe*). Die Annahme dflrfte teilweise zutreffen fOr die

älteren städtischen Sieddongen. wenn wir auch hier nicht so weit

gehen ditrfen, eine allgemeine und grundsitzliche Vermddung von Frei-

flächen für iKe ältere Zeit voranszusetzen. Dem widerspricht schon,

eben vom Standponlcte des Kriegswesens, das bereits im frOhen Mittel-

alter nachweisbare Recht der ländlidien Umwobi; nr. ut Kriegsnöten hinter

den Stadtmauern Schutz zu suchen '); fflr die Aufnahme der Schutz-

berechtigten wie rnir)i ffir die notwendige Versorjjfunt? der Einwohnor-

schaft wähl« n li l« i Belagerung ist das Vorhandeoseiu gewisser Frei-

flächen anzunehmen.

Die Anlaj^en der BurgstiSdte hal)en mitunter den Kern gebildet

für eine gruijere Stadt; aber mit dem eigentlichen mittelalterlichen

Südtdwn haben sie nidits oder nur weHig zu tun. Der Städtdian

des 12. und 13. Jahrhunderts ist weiträumig und in dieser Hinsicht

vollständig verschieden von dem des 10. und 11. Jahrhunderts. Die

seit dem 12. Jahrhundert mächtig aufstrebenden Städte suchten das

Gebiet, das sie mit Mauer, Wall oder Graben umzc^en, mOglidist

weit zu bemessen. Zunächst war dies eine Notwendigkeit, um fAr die

in die Städtefreiheit einströmenden Zuwanderer Platz zu schaffen und

zu behalten: dann bedurfte die Stadt größerer, durcii Hefestigung ge-

schützter Freiflächen für den Fall einer Helagernng; schließlidi aber #

setzte die Stadt auch ihren Stolz in eine große und mächtige Anlage.

1} Avg. V. E»s«nwein, Di« Baustil«; Handb. d. Arebitektnr, Bd. IV, H. 1, S. 25.

2) S. mein „MagiHteriutn und Fratemitas", Leipzig; 1897, S 227 über die

Mfinnrbauordrning des Hisrliofs TheodMlach fQr Worms aus dem Anfon^ dos lO. .Inhr-

biinderta. Die Landbewoliner dtir Uingtsgend batt«n in Worms dio Pflicht des Mauor-

hmum and dttflr da« Recbt d«B ZunuebtioiliM.
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Htf Kntwürfe des Städtebaues .jener Periode sind genau so gi oHartig

wie die des damaligen Kirelienhaties. Die Ringmauer wurde weit

hiiiaiisgescliüben: Hofe, Acker, (Järten, Weinberge lagen innerhalb der

Mauer; Klöster mit ihrem umiassenden Grundbesita wurden io die

Stadtumwallniig einbezogen. Von der Weitsichtigkeit der damaligen

Stfldteverwaltnng mag es einen Begriff geben, venn ich bemerke, daB

OSln bis zum Jahre 1882 £ut ganz genau in dem Ring Angeschlossen

war, den die große Stadterweiterung des Jahres 1180 — also volle

7 Jahrhunderte frflher — gezogen hatte. Das ist ein Untwnehmen,

das an Ciröße des Entwurfs gewifi dem Gölner Dombau gleichkommt

Große Stadtcrweiterungra wur4«i während de^^ 13. Jahrhundert h in

zahlreichen Städten vorgenommen, so in Worms. Straßburg, Basel. Als

eiti Beisj)iel der mittelalterlichen WeitrSümi^keit im östlichen Deutsch-

land sei Majrdeburg erwähnt. In Magdel)urg war schon um das .lahr

IKK) das, bis zum Jahre 1S70 eingehaltene Gebiet im Sü<len und

Westen festgelegt; Ei Weiterungen nach Norden und Osten traten dann

im 13. Jahrhundert hinzu. Ebenso waren die auf kolonisiertem

sUvischem Böden zu jener Zeit gegründeten Stftdte allgemein wett-

rftumig angelegt.

iJttä alter« Tiieori© bat u. a. Uberaeben, daü die «Städte dea 12.

nnd 18. Jahrhunderts so einem erbeblicfaen Teile von AckerbUrgern be-

j^iedelt waren und daü auch dio GeHciileohter wi« die Handwerker viel-

fiu Ii landwirtschaftlich betriebeiift Gründet fl' k>' Im saß< n l^io dem Land-
wirrucbaftübetrieb (iieoeDdon, i^päter 2U üauzwecken au.^geuutzteu If'lächen

hatten bedeuteoden Umfang. Zu dem in die Stadtmauer einbesogenen
landwirt.schaftlicben Be»if/. l< h 'Heii ferner namentlich die Weingarten,
deren ZfMst'irniiir duri li CtMifnll o lcr Belagerung man mö^rürhst ver-

hüten wollte. Das Niederbauen der Wciustöcke war eine der meist ge-

übten Scb&di-^Mingen, die Im Mittelalter dem Feinde zugefügt wvrde
und der man gerne durch Einbeziehung der Weingarten in die Mauer
vorboiiL'tp Mit der dirlitert n 1 »e.'iiedebing der Slftdle »ind es deslialb

auch häutig gerade die Weingärten, die innerhalb der Mauer zur Par-

zellierung zur Verfügung stehen und von deiu Besitzer zu einer noch

eintr&glieheren Verwertung in Banstellen umgewandelt werden.
Auch wo der ftltere Stadtkern eine dichte Bebauung aufweist, um-

schließt dio Stndt fjps ]H. Jahrbmi lert« regelmäßig einen großen Bestand

an Hufen, tiefem Hinteriatid und unbebauten Flächen; die Besiedelung duruh

den Bevölkerüngasawacha seit dem 13. Jahrhundert ' vollsieht sieh sn-

nachst all;:emein auf binnenstadtischem Gelände. Vgl. Ed. Rosfen-
thal, Zur Geschichte des Eigentums in dfr Stadt Würzbur::,

S. 2; E» reiht sich (in der Periode mittelalterlicher bladtentwirkiung)

niebt Haue an Haue zur Gasse, sondern gleich einem bftuerh'ohen Ont
war ein Komplex ven Grandstücken zu einer Hofstlltte vereinigt, in

wolfh nTiisrliV-Jsspoem Anwesen ein .>Um- iikIi r (m < II?\tis!cr standen, über
den Geländebestand innerhalb der mittelalterlichen Stadtmauer vgl. £ber-
Bkadt| Kleinwohnungen in Brflsael und Antwerpen, Jena 1919.
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§ 7. Die StadUiiiagen des Mittelalters bieten das Bild groüer

Mannigfaltigkeit. Individualität und Charakter hat jede Stadt auf-

zuweisen. Ein letureiches und trefdiciies Betepiel fOr die Anlegang

der Stadt wie fttr die spätere Ausbreitung und die Form der Be-

siedelung zeigt sich uns in dem Stadtplan von Bothmbnrg (Abb. 4).

Die Strafienfahrung, die Blodninteiinng und die Grondstfleksteilnng

haben gleich beroerkeuswerte Einzelheiten aufzuwdsen. Besondere Be-

achtung verdient die Behandhing der Straßen, deren verschiedene Be-

deutung — trotz aller Eintaciliieit der angewandten Mittel — in dem
Plane deutlich hervortritt.

Die BeBiedelung ninimr ihren Ursprnnp von der im Westen pje-

legenen Burg. Die Burggasee (Holl) giit alu der älteste mit VVohu-

bauBern bebaute Besirlt. Bei dem Bau der eigentUdben Stadt wurde
znnichat die eogeoaniite innere oder Herrenstadt im 12. Jahrhundert
angelegt; ihr Umfanjr ist noch hente gpnan orkennbar am Verlauf der

einen Hing bildenden iStraüen Alter Stadtgraben bis Jiidengasae. Mit

dem Ende des 12. Jahrhunderts war das Gel&nde ausgebaut, und bereite

im jähre 1204 wurde zur Anlage d«r eraten großen Stadterweiterung

gGSchritten, die der Altstadt in weitem Bogen im Norden und Wewten
und in der Ecke den Südens bis i.xwn inneren Spitaltor vor^'ela<,'ert ist:

es ist die äußere oder sogenauute Uandwerkerstadt. Während des

14. Jahrhitndtfta erfolgte die sweite Stadterweitwang, die den südlichen

Zipfel einschließlich des SpitaUiors einbezog. Eine dritte größere Stadt»

erweiterung wurde im Jahre 1404 von Bürgermeister Topler im Norden

begonnen; die Ausführung unterblieb jedoch nach dem Sturze Toplers.

— Beraerkenawert ist santohBt die geradlinige Anlage der Haupt*
verhehrsstraßen ; das StrafiemgerUst hat die Form eines Kreuzes. Die

Hauptstraßen sind genau nach den vier Himmelsriclitnugen orientiert

und fuhren von Nord nach 8Ud, bzw. von Ost nach West.
Linere und anflere Stadt, Herren- und Handwerkeretadt haben

Teradiiedenen Charakter und sind scharf differenziert. vT^\^ innere

Stadt enthalt allein jene nltertüinlichön, hochf:ieI)eli<:en Gebäude, welche

man Herrenhloser nennt, und die stets im Besitz der ratsf&higen 6e-
seklechter waren. Nur swei Nebengassen tragen hier den Namen von
Handwerkern. In der äußeren Handwerkerstadt dagegen ist nirgends

der crroßiirtiiie Buu.stil zu sehen; hier finden sich Gewerbe und Land-
wirtscbaft.'* (Heinr. Wilh. Bensen, Historische Untersuchungen über

die ehemalige Reichsstadt ßothenbufg, Nürnberg 1837, S. Ul.) Die
Bod«iparMllieniBg und die Anlage der Straßen sind in den beiden
Stadthniften g&nzlich verschieden und bieten zahlreiche baaehtenswerto

Einselheiten. Wegen der 8trnßenftihnuif,' s. unten.

Als Gegenstiick sei der Plan der nlten Hrtncrstadt Soest wiodor-

gegeh<>n. die ein Yiellcicht einzigartiges Beispiel mittelalterlicher Be-

bauung und Parzellierung bietet.

Soest, eine der bedeutendsten Tucherstädte im Hansabunde, hatte

eine hohe gewerbliche Blttte bla sam 16. Jahrhundert. Die Stadt nimmt
ihren Ursprung bei der Ffala nahe der Petrikirdie. Adeliga Herren
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ließen sich in der Stadt nieder: die alten burgfthnlichen Bauten auf den

Höfen der Adeligen waren zur Verteidigung eingerichtet. Einzelne

Höfe sind noch in der Gegenwart erhalten. Die Besiedelung der ein-

Abb. 5. Stadtplan von SueHt.

seinen Stadtteile — die Stadtviertel werden hier „Hove", nicht Quartiere

genannt — erfolgte nicht nach einem einheitlichen gemeinsamen Plan

;

doch ist der Stadtmittelpunkt genau festgehalten. Die Hauptstraßen

zielen sämtlich nach dem Stadtkern; sie sind aber nicht mit festen

Cberitadt, Handbuch dci Wohnungswesens. 4. Aufl. 8
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Grundlinien und in geradem Zug geführt, sondern ständig gewunden,
geschweift, gebogen. Die Nebenstraßen haben deutlich den Charakter

von Aufteilungsstraßen; man kann sie wohl auch als Grenzstraßen be-

zeichnen; sie verlaufen nach den Grenzen der Grundstücke, d. h. nach

Eigentnmsgrenzen. Die Stadt war sehr weiträumig gebaut. — Hervor-

gehoben sei noch, daß die Umwallnng ringförmig geführt ist und eine

ziemlich regelmäßige Kreisfigur darstellt.

Abb. 6. Stadlplan von Ochsenfurt a. M.

Als drittes Beispiel diene der Stadtplan von üchsenfurt a. M.

Der Grundplan der Stadt ersclieint hier durch die Durchführung der

wichtigen Ileerstralien hetiinnit

Die Stadt zeigt die in Franken häufig angewandte rechteckige

Grundform, und nicht die ovale oticr runde Form, wie sie die Altstadt
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von Botbenburg und die Gesamtanlage von Soci^t aufweisen. Die Ein-

fOhrung der Heerstraße in der südwestlichen Ecke ist durch die Cic-

ländfvprluiltni'ise. dio Ilinausleitung im Nonlcn dagegen durch den

MaiuübergaiiL,' uegeben. Eine gewisse Ähnliciikeil mit der römischen

Castralanlage toben S. 25) liegt vor. Es bedarf kaum der Hervor-

hebung, daü die dichte Bebauung der (irundstücke den neuzeitlichen,

nicht den mittelalterlichen Zustand darstellt. ^
.Fflr die Benrt^nng der mittelalteiliciieii Stadbuilage sind nameiitr

Udi diejenigen SttdtpUne von Bedentnng, die das allmähliche Vor-

Bchreiten der Bodenaufteilung erkennen lassen. Die fertig ausgebaute

Stadt gibt uns nicht immer hinreichende Aufldfirung Aber die Form

der bodenpolitiscben Entwicklung während des Mittelalters. In einer

Reibe von Stiülten können v ir il igegen den Gang der ßodenerschließung

und die Ausgestaltung der Stadtaolage in den einseinen Stufen verfolgen.

Vgl. die Pläne von Praneker, Middelburg, Utrecht, Kuylenburg
und die textlichen Erl&aterangen Eberstadt, St&dtebau in Holland,

S. 10 f.

Von einem Wunsch nach Einschnürung des Mauerrings war die

mittelalterliche Stadt so weit entfernt, daß mit Leichtigkeit Stadt-

erweiterungen vorgenommen wurden^ deren Abmessungen dem Bevölke-

rungBstand zum Teil weit vorauseilten. War die bebauungsföhige Fläche

der Stadt auf^brauchl, so wurde der Hauerring um eine größere Strecke

fainausgeschobenf wobei man dann häufig die Tflrme der Innenmaner

als monumentale Bauwerke erhielt und äe inmitten der erweiterten

Stadt stehen ließ (NOrnberg, Hothenburg u. a.). Die Leichtigkeit der

Stadterweiterung und die rasche Folge der städtischen Ausbreitungen

während des Mittelalters, namentlich im 14. und If) .lalirluindert, sind

erstaunlich. Wall und (irahen bedeuteten allgemein keine Einschnü-

rung. Die mittelalterliche Befestigung war einfach; sie konnte noch

ohne bedeutende Kosten hinausgerückt und neu angelegt werden.

Diese Verhältnisse änderten sich erst seit dem 10. Jaiirhundert,

und zwar ist die Ursache in der Ausbildung der Feuergeschütztechnik

und der hierdurch bedingten grOfi^en Kostspieligkeit der Umwallungs-

anlagen zu suchen. Nach der Anlegung der neuzeitlichen, mit großem

Aufwand hergestellten Werke war der Stadtring fOr die Dauer festgelegt;

die Stadt wurde nunmehr zur Festung, deren Stärke nidit mehr auf

dem wehrhaft^materischen Schmuck der TOrme, sondern auf den stern-

förmig geführten, vielfach verstärkten und kosts|)ieligen Festungswerken

beruhte. Jetv.t mußte die Elastizität der Stadtausbreitung, das fortwahrende

Hinausrücken der Stadtniauer, wie es im Mittelaller üblich war, auf-

hören. Die miichtigen, mehrere Meter dicken Mauern und Gewölbe,

mit denen man in der späteren Zeit seit dem lt>. und 17. Jahrhundert
*

. 3*
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dem verbesserten Feuergescbütz Trotz bot, konnten nichi mit dem

geringen Aufwand verlegt und hinausgesclioben wertien, wie die auf die

Wurfmaschinen und das einfache Gn^^chüt/ des Mittelalters berechneten

fußdicken Mauern. Die Stadt^weiteruug wurde schwierig; unter allen

Umständen ein die Stadt scliwer belastendes, vielfach aber praktisch

geradem nndnrehfahrbariiB Unternehmen.

Die Festttogsstadt blieb nach der AnsbÜdung^neozeitlieher Kriegs-

technilc an! lange Zeit in ihrem einmal bestehenden Gflrtel eingeschlossen.

Mit der wachsenden Bevölkemng wurden nnnm^ die vom Mittelalter

ererbten Freiflftdien nnd Innenilädien ausgebaut; die H6fe, die Gärten'

wurden zu Bauzwecken verwendet; auch die Höhe der Gebäude und

die Stoekwerkszalü nahmen zu. Nach den Zuständen, die sich liierhei

entwirkelfen. bildete sich unsere Vorstel]un<7 vun tler engen mittelalter-

lichen Stadt. Was indes vom Mittelalter geblieben war, das waren

lediglich die engen Stmfieo; der alte Bestand an Freiflächen und Gärten

aber war verschwunden.

In der Stadt Straßburg wurden während des MittelftltPis vom Jahre

1200 bin ca. 1450 Dicht weniger als vier iStadterweiteruugeu HUHgefüiirt.

Id der Neuseit dagegen hat v<»ti 1580 bis 1870, während die Bevilike-

rung sich verdreifachte, das Stadtgebiet fast keinerlei topographische

Umänderungen erfahren. Vgl. StraÜburg uud seine Bauten, heransg.

vom Architekten- und Ingenieurvereiu Straßburg 1894, S. 368 und 382.

Antwerpen hat in der Zeit von 1801 bis 1814 gleichfalls vier Stadt-

erweiterangen vorgenommen; in der Neuir.eit dagegen erfolgte^ von zwei

Ausbreitungen abgesehen, trotz starker Bevölkerungszunahme erst im

Jahre 1860 eiue Neuaulage des Festungsrings; Eberstadt, Brlissel

und Antwerpen, Jena 191 §. In Magdeburg hat sich die mittelalterliche

Weiträamigkeit noch zum Teil in einem Plan erhalten, deu Otto von

Guericke im Jahre 1()32 zum Wiederaufbau der Stadt aufötellte. Der

Plan zeigt die Freiflächen, wie »ie vor der Zerstörung vorbanden waren.

Die zusauiuienbängeuden .Oärten uud Weinberge nehmen reichlich ein

Drittel der OesamÖliche ein, abgeeebea davon, dal) eich bei den einaefaien

Hftosern noch im Innern der Baublöcke Hausgärten befanden, die auf

dein Plan nicht hervortreten. Ein npüterer Plan aus dem 18. Jahr-

hundert dagegen zeigt, wie die Freiflächen in der Folgezeit allmäldich

ram groflen Teil ttberbant forden. Vgl. die von Otto Pefers,
Magdeburg und seine Baadenkmller, veröffentlichten Plane.

Als mittlerer Umfang für eine geworhetil f ig oder haudelspolitisch

bedeutende btadt des Mittelalters sind etwa 60—120 ha anzusetzen.

Im einielneo lauen steh folgende Mafia fttr den mittelalterlichen 6tadt-

omfuig angeben:

Amsterdam . . . 106 ha
Breslan .... 12S „
Cöln 868 „
Groningen .... 67 „
Harlem .... 8&0 „

Lübeck .... 107 ha
Magdeburg . . . 110 „
Nürnberg . . . 188 „
Straßburg . . . 188 „
Wismar .... 68 „
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Unter deu Sudieu, die Karl V. im Jahre 1527 messen liefi, er-

sobeinen mit etwa gleicher Stadtflftche, die noeh der mittelalterlichen

Stadtanlage entspricht, Gent mit 1490, Paris mit 1494, Cöln mit 1484
und Tjütticb mit 1443 Ruten l^infiuiLr; Arno!d. GeHciiiclite der Frei-

städte, 11, S. 149. Die Zahl der Einwohner war, an heutigen Verhtilt-

ni»^seQ gemeasen, gering; die wirtHchaftliche Leii«tuiig8kraft der Bürger
dagegen eine imverhftltnimnftftig grOHere. Angaben der Einwobnenfthl
6. bei Arnold, a. a. 0. S. 147 f. fwolil zu hoch): J. Jastrow, Volkszahl

deutscher Städte zu Ende des Mittelalters, Berlin 1886: PaaRche, Die
städtische Bevölkerung früherer Jahrhtuderte. Jahrb. f. Nationalök. 1882»

8. 808 f.; KarlBflober, Entstehung der Volkswirtschaft, 6. Aufl., 8. 872.

2. Der Straßenbau.

5; 8. Die mittelalterlichen Städte sind teils auf einen Zug und plan-

' mäßig anf^elejst worden, teils lial)en sie sich allmählich entwickelt. Daß

die alhnältliclic Entwicklung nicht schlechterdings gcpen jede Plan-

mäßigkeit spricht, wurde bereits oben (S. 13) beniotkt. Für eine städte-

bautechni.seh branchbare Klas.sifikaMon des niittelaltcriictien Stadtplans

bietet äicli als allgemein anwendbarer Gesichtspunkt die Führung der

Straßen, aus der sich stets die Gestaltung der StadtaDlage ^tffht Jede

andere Scheidung, etwa nach der Art der ersten Grflndang, nadi der

Form der Umwallnng n. fihnl. Wut zu keiooD allgemein befriedigendoi

Schlttssen. Idi scheide damsdi die Straften in

1. KardinsJstFBßen oder Hanptstrafien, die des Gerllst der Stadt

bilden,

2. Anfteilungsstrsfien oder Nebenstnfien, die der AnftMlung des

übrigen Baugeländes dienen.

Ffir das System der Kardinn Istraüen, die für den Stadt]>lan ent-

scheidend sind, kommen verschiedene Umstliiide — teils örtlicher, teils

allgemeiner Art — in Betracht. Maßgebend sind Tinnachst örtlich ältere

_ Bauwerke, wie eine Burg, eine Pfalz, von der die Hauptstraße ihren Ur-

sprung nimmt ^s. Rotbenburg), oder es sind Anlagen älterer Zeitabschnitte

vorhanden, in die ta.dti die mittelalterliche Stadt einfOgt (rOmiache

Castra; s. oben S. 26). Die Strafienrichtung wird femer bestimmt durch

Gelflndeverhfiltnisse, denen, sich die Strafienfflhrang anzupassen hat (Lage

auf einem Bergrfidcen, in einer Talsohle» s. Tangermftade, Bremen).

In zahlreichen Fällen ergibt sich der Hauptstraßonzug durch den Anbau

an einer bedeutenden Heerstraße oder durch deren Einführung nnd

DurchfQhrung durch die Stadt (s. Ochsenfurt). Endlich kann bei neu-

begründeten Stftdten das Strafiengerfist durch freie Planung festgesetzt

werden.

Für die Führung der Kardinalstraßen sind verschiedene Anordnungen

zu nennen. Die Form der sich rechtwinklig schneidenden Hauptstraßen

wird oft angewandt und gibt der Stadtplanung ihr festes Gepräge (oben
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Rothenburg S. 31). Häufig findet sich din Anordnung von zwei Parallel-

straßen, die von einem gciueinsaiucn Punkte auggclicn und sich ain

entgegen pesetzteu Ende der Stadt wieder vereinigen (Lübeck, Taiiger-

mflndc; vgl. Abb. 7), Im einzdnen bietet die gern angewandte Fem *

der Strafien^belung und Verzweigung Gelegenheit zu trefflichen Wir«

hangen.

Stftdtebautechntadi von nicht minderer Bedeutung sind indes die

Nebenstraßen, die ich ihrer technischen Aufgabe gemftfi als Aufteilungs>

Straßen bezeichne. Die Hestimmung dieser Strafien und Gassen ist,

die größeren Grundbesitzflachen für die Bebauung aufzuteilen. Zu

diesem Zweck wurden solche meist schmal gehaltenen Straßen in das

städtische liauland hiiieinf^etriehen als Seifengassen. Querstraßen, Hof-

straßen, Sackgassen. Die sciieinhare Willkür der mittelalterlichen Stadt-

bauplüne erklärt sich durch diese Aufteilungsstraßen, die der Parzel-

lierung der innerhalb der .Mauer liegenden größeren Gruudstücko. wie

Höfe. Äcker. Weinberfife usw. dienten und deren Anlage und Verlauf

Abb. 7. StnfieiigeraBt (PamUelttnJe) Lttbeck.

vielfacli durch die Gestalt und Größe des aufzuteilenden Grundstücks

bestimml war. Die Aufteilung ihrer abseits der Hauptstraßenzüge be-

legenen GrundstUckskomplexe blieb (wo nicht eine voUständige plan-

mäßige KeugrQndung vorlag) den Grundbesitzern selber flberlassen; wie

es den Grenzen und dem Umfan^^ des auszunutzend«! Grundstocks

entsprach, verliefen dann diese oft krummen, winkeligen oder in einem

Sack endigenden „Aufteiluiigsstraßen^ Grofibflrger, Patrizier, Adlige,

Klöster bewirkten auf diese Weise die Parzellierung und gewinnbringende

Verwertung ihres bebauungsfähigen Grundbesitzes.

Das Studium der Erschließung der Rinnenflachen des stiidtischeu

Geländes bildet ein Haupt.stück — und zweifellos einen der lehrreiclisten

Teile — der Untersuchung des mittelalterlichen Städtebaues. Die Man-

nigfaltigkeit der Aufschließungsfornien ist im Mittelalter eine auüer-

ordeatliche. Zu den verschiedenen Gattungen der WohnstraÜo tritt als

eine vielfach angewandte Form der Geländenutzung der Wohnhof, dem
das Mittelalter eine für Wohnzwecke gflnstige Ausgestaltung verleiht
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Die von Kleinhäusern umbauten, regelmäßig mit Gartenflächen aus-

gestatteten Wobnhöfe bieten zahlreiche Beispiele giiter Anlagen für das

Kleinwohnungswesen.

Über Wohnstraße n \m<] Wolinliiife vgl. Eberstadt, Städtebau

in Holland nnd Xeue Studien über Städtobau iii)d Wolinmigswoseii, Bd. I

uud III (Beigieu), mit Abbilduugen mittelakerliober uud (weniger günstig)

nenseitlicber Anlagen anf Binneogelande, Hofland nnd Hinterland ; a. anch
die Angaben Uber nachträgliehe Bebannng von Binnenfl&oheni a. a. O.

Wenn von einer Pbmlosigkeii des mittdalterUcben Städtebaues

gesprochen wird, so kann sich dies immer nur anf die Aufteilan ga-
straßen beziehen. Em Best dieser mangelnden Einbeitlidikeit findet

sich noch in der Gegenwart da, wo die Aufteilung des ^; Lindes dem

privaten Grundbesitzer selber aberiassen ist, wie in England. Auch in

den niittchiltcrlirhcri Städten sind die Grundbesitzverhältnisse ffir die

Anlage der AuftciliinL,'sstralien maßgebend. In denjenigen raittelalterlichon

Städten, in denen der Begründer die Aufteilnnjjsstr;ißen selber anicfjte

oder absteckte iwie namentlich in den zahlreicliou Stadt^nindiinp>n

des l.i. Jaluliuüderts), erscheinen auch die Nebenstraßen, die häufig nur

ehemalige Hintergassen oder Wirtschaftswege sind, vielfach in geradem

Zug nnd mit rechtwinkeligen Schnittpunkten gefahrt.

Der Städtebau der Gegenwart gelangt nach einer Zeit schwerer

Irrtflmer zu der Erkenntnis, welche Bedeotnng dem Straßenbau fOr

die städtische Bodenaufteilung zukommt Das Mittelalter scheint eher den

iimgekebrten Weg gegangen zu sein. Die unmittelbare Leistung für die

Geländeerschließung stand bei der Straßenanlegung in erster Reihe;

erst allmählich wurden die Ohripjen Aufgaben des Straßenbaues OTTumer

behandelt und in den Kreis der lichfirdHrhen Regelung einbe/.ofren.

Die Entwicklung der Kechtssätze über den Straßenbau ist nur schritt-

weise erfolgt. Das Mittelalter unterschied zwei Gebiete des Straßen-

baues: die öffentliclien Sü-atien und die (icländtierschlieüuug des pri-

Taten Grundbeätz««. Nur hinsichtlich der öffentlichen Straße bestand

ein gemeines Becht, das der städtischen Behörde bestimmte Befngnisse

fibertmg. Auf die Aufschließung des privaten Gel&ndes war dieses

Becht nicht ohne weiteres anwendbar.

Bei den vorerw&bnten Formen der Gmndstflckaaufiteiinng, unter

denen die stttdcweise erfolgende Bebauung von Binnengelände hervor-

ragt, war nach der Natur der Dinge eine vorbeugende Einwirkung der

Behörde kanm möglich. Nur allmälilich konnte die Ansbildtinfi: eines über

die (öffentlichen Straßen hinausgeliendon, allgemeinen stiid tischen Straßen-

rechts erfolgen; doch blieb bis nun Ablauf des Mittelalters der Einfluß der

städtischen Behörde auf die privaten Aufteilungsstraßen ein beschränkter.
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Übor 'iie städtischen Straßen 8. Hcli. Gottfr. (7enn:ler, Deutsche
Stadirechltialtertümer, Erlaugea 1882, b. 7Df. ; zu der Ausbildung des

Stmfienredbt« vgl. naeineii Stidteban in H<^and, S. 31 1.

Dali daä Mittelalter die städtebaulichen Wirkungen im Straßen-

bau kannte tind zur Anwendung brachte, unterliegt keinem Zweifel.

In der Strafieiifttbning, wie in der Gebäudestellung wurde auf den

Effekt hingearbeitet Allerdings ist die willkfirlicfae, weder im Gdinde,

noch in den Grundsttteksgrenzen b^rflndete Straßen verkrflmmung
in keiner Weise mittebilterlich. Eine bogenförmig geftthrte Strafie

findet sich im Mittelalter, wenn sie nicht dnrch die GelSndegestaltung

vorgeschrieben ist, regelmSSig nur da, wo bei einer Stadterweilwung

der vormaltf^c Wallrinf; zn einer Straße genutzt wurde: s. oben bei

Rothcnl)urg den Stralienzug SUidtf^raheii bis Judeiigasse, der auf der

Grenze der alten Innenstadt verläuft. Eine werbselvolle Cestaltung

der Straüenanlage ergiltt sich dagegen von selbst bei den Aufteilungs-

stralieu, die unter den oben erörtencii Voraussetzungen den privaten

Grundstücksgrenzen folgen und demgemäß häufig in Brechungen und

Wmkeln verlaufen.

Eine wissenschaftliche Lehre des mittelalterlicfaen StraBenbaues

wird von Leo Baptista Alberti (um 1460) gegeben. Das Streben

nach dem Effekt im Stftdtebau mwd von Alberti an den Anfang ge-

stellt. Straßenfflhmng und Gebäudestellung sollen der Hervorbringung

bestimmter Wirkungen dienen. Der Eindruck auf den Beschauer ist

ein wesentliches Ziel des Städtebaues. Alberti vertritt hierbei eine

Ästhetische Forderung, die ich als den „Rlickwechsel" bezeichnen möchte,

d. h. die Mannigfaltigkeit der St ra Denan läge, die dem Beschauer nicht

eine vveitgcstreckte Perspektive, somiern ein auf Schritt und Tritt

wechselndes Bild bieten soll. Die AnoKlanng der Gebäude soll mit

liückstcht auf ihre wirkungsvolle Erscheinung und auf das städtische

Gesamtbild erfolgen. Diesem Zweck dient die Schweifung und die

wechselvolle Geatsltung der Straflenfflhrung, wobei die Gebftnde ab-

schnittweise hervortreten. Gleidiwohl ist der Strafie eine «traffie,

lielgerechte Sichtung au geben, für die die Klarheit der Orientierung

bestimmend ist.

§ 9. Unter den binnenstädtischen Platzanlagen des Mittelalters

ist der Marktplatz die wichtigste. Bei der Bedeutung, die dem

Markt fflr den \'erkehr und die Versorgung der Stadt zukommt, bedarf

es jedoch (lor Horvorlip'nmg. daß in den aus älteren Siedelungen ber-

vorgewachsenen Stauten zu der Zeit, als die Gewerbetätigkeit hu h in

ihnen zu regen begann, Marktplätze innerliail) der Stadt Oberhaupt nicht

oder nicht in hinreichendem Umfang vorhanden waren. Noch in der

Mitte des 12. Jahrhunderts mufite in Gdln der Gewandmarkt dadurch
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geschaffen werden, daß die beteiligten Handwerkerschaften einen Rhein-

arm trocken legten und hierdurch den Marktplatz lierstellten. In

ähnlicher Wei-^e wurde in Amsterdam der Kaum für den Marktplatz

durch Abdiininiuiig des Flußbettes, in Rotterdam und in Zwoile durch

Überwölbung eines Fluükufes gewonnen.

Uinsichüich der marktmäßigen Veranstaltungen haben wir zu unter-

scfaetden dnera^ itie grofien Jahrmirkte und die Messe, und anderer-

eeits den regdmäfiigen WocbeDniarkt. Femer sind bezflglicii der

MarktanlageD selbst die »ItentwidKeltea Städte von -den neuen Stadt-

grflndnngen zo trennen. In den alten Stadtsiedelungen war der dem
Wochenmarkt dienende Platz — wo er (lberhau]>t vorhanden war und

der Verkehr nicht vorzugsweise in den Handwerksgassen stattfand —
nur von kleinen Abmessungen, die oft durch ihren beschränkten Um-
fang überraschen. Anders in den Neugrflndnngen und Kolonialslädten,

wie sie namentlich in Dcntscldaml östlich der Kllie angelegt wurden.

Hier wurde dein Marktplatz ein sla.ttlicheö Ausniali, selbst in kleineren

Marktstädten auf 2 ha steigend, ^[egeben. In der Mitte dieses weiten

Platzes finden wir heute da:^ Ratlmuii und eine Anzahl öffentlicher und

privater GebAude. Die in der Literatur zumeist vertretene Ansdiauung

geht dahin, daß in den neugegrflndeten Stidlen die Marktptttze seitens

des Granders viel zu grofi angenommen worden seien; dafe ,^slhetiscfae

GelQhl*' des Mittelalters -habe den Fehler naehtriglicb erkannt und ihn

dadurch zu beseitigen gesueht, daB die übergroAe Fläche mit Gebinden

besetzt wurde.

Die Auffassung ist irrtOmlich. Die Marktplätze großer Abmessung

waren ursprünglich zur Aufnalime der in den Kolonialstädten besonders

wichri^jpn \'i(^!imrirktf> und der großen Jahrmärkte bestimmt; \'eran-

staltungen. die einen bedeutenden Raum beanspruchen. . Mit der

Steigerung der eigenen städtischen Gewerbetati^^keit und der relativ

verringerten Bedeutung der Viehnifirkte wurden auf den weiten Markt-

flXehen Baulichkeiten fflr den regelmäßigen (wöchentlichen) Marktver-

kehr enichtet; es entstanden Verkaufaatftnde, die sich durch Anfügung

von Stuben zu ständigen Wohngebäuden auswuchseo. Die Marktwage,

die SchaugeMude für Tucher und Weber, das Gebäude für die Rats-

verwaltung traten hinzu, bis sich allmählich ein Gebäudekomplex in der

Mitte der M^irktfläche entwickelte, meist in jenen malerischen Formen,

die den stückweise erfolgten Anbau bekunden. Im einzelnen wurde

auch für einen infolge der Überl)anung verkleinerten Markt durch An-

legung einer neuen Marktflftche Ersatz geschaffen.

Die Überbauung von Marktflachen durch Verkiinfsstilnde, denen

die Inhaber unbefugterweiw Wohnstuben anffipfen, so daß allin&blich

Ständige Wohngebaude entstanden, ist im einzelnen in den Urkunden
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nachweisbar. In den altentwickelten Städten wurde derJahimarkt bäufig^

vor den Toren der Stedt oder andi in einer benecliharten Gemeinde
abgehalten; oder es wur loii auch innerhalb der Stadt größere Freiflächen

für die Messe genutzt. — Die Auffassung. die Entef oh\iii^^ des Stadt-

wesens oder des Zunftverbaudes an den Markt knüpft, lüt unzutreffend;

vgl. Eberstadti Znnftweaen, II. Atifl., S. 281 f. Neuere atAdtebaoliehe

Untersuchun;_'en von B. I. Siedler, Märkischer Städtebau des Mittelaltpis

lUl-i und Fr. Meurer, Der mittelalterliche Stadtgrundriß 191B sclieiuen

von dieser fehlerhaften Theorie beeinflußt; vgl. indes eine spätere Dar-

legung von Siedler, Zentralbl. der Battverweltnog 1916, 8. 61 und 781.

Wegen der Ansiedelung der Handwerker in beeüaimteii GaMen
(Liokalisation) s. unten S. 57.

Aiißor den Marktplatzen enthält die iiiittolalterliclio Stadt in

nicht {geringer Zahl kleine l'lätze, die sirli abseits des Verkehrs oder

der Verkehrsstratioii licnndcn und stets eine st.'idtehanlich günsti^'e

Wirkiuif,' l)jet«n. Da mit Hecht allgemein aiigenüniiiieii \vird, Uali das

Miltelalier in der Regel nur Nutz- oder Zweckplätze (wie den Markt-

platz, Kirchhof u. a.), nicht aber reine Zierplitze anlegte, haben sich

diese kleinen Platzanlagen bisher der Deutung entzogen. Eine be-

friedigende Auslegung wird sich indes unsdiwer geben lassen; ich

glaube, dafi es sich hier um ehemalige Brunnenpl&tze handelt, die in

der alten Stadt allgemein in gewissen Abständen verltreitet waren.

Der kleine Platz entsteht dnrch Zurüekrficken oder durch Einbuchtung

der Häuser; in der Mitte, mitunter an der Seite, stand der dem

öffentlichen Gebrauch der T'msvohner dienende I?rnniien, der heute

zumeist verschwunden ist; doch findet sich in einzelnen Städten, so in

der Altstadt von Frankfurt a. M., die lininnenanlage noch an der alten

Stelle als erkennbarer Mittelj)unkt des Brunnen plätzchens.

Die Anleguiij^ vua Lauben, mit denen die den Markt umgebenden

Hluser Ulnfig versoh«! sind, ist im einzelnst im Hüttslalter nadi-

wtisbar; in der Hauptsache sind die prftditig^ Lanben der deutsdimi

Städte indes erst seit dem 16. Jahrhundwt eitstanden und zwar zu-

meist dnrch Vorsetzen einer vollständig neuen, um die Tiefe der Laube

Torgerflckten Hausfassade. Die Anfügung der Lauben und die hierdurch,

bewirkte Vorrückung der Hänsnrfrnn! ist in einer Reihe von Städten

noch heute erkennbar; so in Hirscbberg i. Scltl., Görlitz, Lindau i. B. u. a.

Zn der Anlegung von Bogengftngen und Kaufhöfen Vgl. £2ber-
Htadt, Brüssel und Antwerpen, Jena 1919, 2. Absohn. .

8. Der OrnndstflcksTerkehr.

§ lÖ. Zu Beginn nnserer ersten Periode des deutschen Städte-

baues, im 12. bis 13. Jahrhundert, sind in der mittelalterlichen Stadt

weiträumige Bodenflädien vorhanden, die nun mit staunmiswerter

Scbndligkeit der Bebauung zngefflhrt werden. Bei der Aufteilung und
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fiebaumig des stldtiBchen Bodens habeo die Hanptgebiete des Stildte-

baues ihre entscheideiideD noch bis in die Gegenwart fortvirkeaden

Grundlagen empfangen.

Die stfidtisclie Bodcnentwicklung beginnt allgemein mit (iroii-

gruüdbesitz. Unter diesem Ausdruck ist indes nicht oder nicht

schlechthin der Großhcsitz im Sinne der ! indwirtschaftliclion Uetriebs-

lelue zu verstehen, die eine Mindesttir ilx' des Gelündeuiafanges, etwa

HX) ha und dariilicj, verlangt, (irub^ruiulbesitz im siäiltebaulichen

Sinne ist vielmehr überall Yorliaudeu, wo die für den Hausbau /u

nutzende GeModefMdie nidit identisch isl mit den Hausparzelleu und

demgemSß eine Aufteilung, eine Einteilung oder eine Ilerrichtung des

Geländes erforderlich ist Durch die Formen» in denen diese Ober'

leitung vom Grofibesitz zu der Einxelnntzung erfolgt, wird in hohem

Mafie die Eigenart jeder Periode des Stfidtebaues in der Vergangenheit

wie in der rie^enwart gekennzeichnet. Die (irundstQckspar/.ellierung

zählt zu den \vichtigsten Aufgaben des Städtebaues, und wir können

sagen, daß tlie Leistungen eines stndtehaulichen Systems vor allem

darnach zu l)ewcrten sind, welche siäd?isi !ien Grundstücks- und
Hausbesitzformen von ihm geschaffen werden.

Im 12. Jahrhundert und bis ins 13. Jahrhundert steht der stiidti-^che

Hoden in der Hauptsache im Eigentum größerer tirundbesilzer,

namentlich König, Adel, Geistlichkeit, städtische Geschlecliter. Der Weg
der weiteren Entwicklung war hier in keiner Weise vorgezeichnet»

jedenfalls nicht in einem sozial günstigen Sinne. Es fehlte an jeder

verwaltungsteehniscben Einrichtung für die Umwandlung des Grofi-

besitzes zu dem städtischen Kleinhausbesitz; dies um so mehr, als das

agrarische Bodenrecht jener Zeit im wesentlichen auf dem (den Betriebs-

und ßesitzverhältnissen angemessenen) Grundsatz der Unteilbarkeit

beruhte, während die städtische Bodenentwicklung, wenn sie selbst den

geringsten Bürger mit Grundbesitz ausstatten und liierbei zugleich die

beste ^'crwertung des (Jelnndes erzielen wo!l!o, fiie Teil barkeit der

Grund.->iiu-l<e lii.s in tlie kleinste Spaltung erm(»i.,'liciien nnilite.

Neubddungen des Rechts und der Verwaltung waren vielmehr

erforderlich, die, unter Aupa.si>ung au die gegelieiiun Rechts- und

Wirtschaftszustände, der Verwertung des städtischen Bodens für den

Hftnserhan dienten. Ein solches Rechtsverhflitnis entstand in der

„stftdtisdien GrundstQcksleibe'S die sich nach den Zwecken des Gnind-

stOcksverkehrs rasch ausgestdtete und vervollkommnete. Der Grund«

besitxer verleiht ein Grundstück, dne Parzelle, einen Bauplatz, gegen

die Zaldung eines festen Zinses. Der Eigentümer bedingt stdl hierbei

einen jährliehen und unlösbaren Zins aus; der Beliehene dagegen bat,

80 lange er diesen Zins zahlt, die unbeschrünkte Verfügung über das
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Grundstück. Von Anfang ist in f\m deutschen Urkunden dio zoirlirhe

Begrenzung des I^iherechtes seilen •) Der Helieliene hatte em selb-

ständiges Recht an der ..Besserung", d. i. an dem von ihm errichteten

Bauwerk; die Verleihung erfolgte regelmäßig zu Erbrecht, m daS

der Erwerber ein zeitlich onbeschranktes, frei verftafierliches Erbrecht

AD der Bodamutzüng und am Gebäude erhielt

Die Bedingungen der Verleihung zeigen, bei aller Einheitlichkeit dee

Lratituts, die durch den Einxelfall hogrUn<jetün VorHrbiedenheiten. AU-
gpmein i.st mit dorn Ablauf de.H 12. Jahrhunderts der Geldzins tlblich;

doch werden öfter noch Natural/juse für eine Baustelle gegeben. Bei

der Verleihnng findet »ich mehrfach bezüglich des Zinses der Zusatz:

„ohne htfher steigen"; der entciegengeMtste Vorbehalt einer spateren
Stei^ening ist mir vereinzelt in besonders begrtiiidofon Fällen nach-

weishar. Xt'l>€n der Urundstücksleiho war auch die Mietswohnung vor-

haudeu; der Grundsatz „Kauf briclit nicht Miete" hat sich schon im
18. Jahrhundert dnrchgesetst. In der Erhleihe sind die verscbiedsnsten

Formen, mit Wiederkaufsrecht und Vorkaafsrecbt, ansgebildet.

In der bodenpolitisdien Entwteklang zeigt sich die Grüfte des

deutsclien Rechte und seine Überlegenheit gegenflber dem römisdiea

Recht. Das erste, was das deutsche Immobiliarrecht durchführte, war

die vollständige Sclieiduiig :^ wischen Boden nnd Bauwerk.
Der Boden wird rechtlich getrennt von dem Gebäude, im Gegensatz

zu der allgeraeineii Regel des römischen Rechts „superficies solo ce<lit"

— was auf dem Roden gel)aiit wird, das fällt dem Büdenbesitzer zu.

Nach romibchem Recht luutJ sonach jede produktive Aufwendung dem

Baustellenbesitzer zuwaclisen, und die fremde I.^istuug muß — zu ihrem

eigenen Sehaden — die SteltiiDg des BodeneigentOmers vttBtiiien.

Nach deutschem Beiebt dagegen durften die Werte, die Kapital nnd

Arbeit schufen, sich nicht vereinigen mit dem> Recht des Boden-

besitzers. Für die stidtische Bodennutzung war hiermit die Rechts-

Ordnung geschaffen, die die wirtsdiaftlichen und sozialen Interessen

mächtig förderte und zugleich der gemeinschddlichen Entwicklung der

Grundrente und des Bodenbesitzes entgegenstand. Hierdurch wurden

Kapital nnd Arbeit in nnunferhrorhenem Strom dem Bndon zugefülirt

und in einer kapitalarmen Zeit wurde die intensivste Bodenkultur

ermöglicht. — Die hohe Bedeutung iles deutschrechtlichen (Irwndsatzes

zeigt sich nicht nur in der Geschichte, sondern in gleichem Maße in

der Gegenwart, die vou der deutschrechtlichen /.u der älteren römisch-

rechtlichen Ordnung zurOckgekehrt ist Die heutigen Schwierigkeiten

in unserem Wohnungswesen und die ungflnstigen Wirkungen der

Bodenspeknlation in Deutschland haboi zu einer ihrer vornehmsten

1) Im Gegensatz zu England, wo die Verleihung des Bodens auf eine große.

Jedoch Immerhin begrenste Zahl von Jahren — mmet 90 Jahre — erfolgt
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Unaehan nichts anderes, als die fehlerhafte und in der neaertti Zeit

noch verschärfte Ordnung, der/.ufolge jeder Aufwand an Kapital und

Arbeit heute der Bodenspekulation zugute kommt. Auf der ^'er-

schmelzunc der produktiven Aufwendung mit der spekulativen Treis-

treiberei i cruiit In seinem letzten Grunde der Erfolg der Boden-

spekuiaüun in iiirer beutigen Form.

Das ParzeUierungsgeschäft des Mittelalters beginnt bereits mit

dem Ablauf des 12. Jahrhunderts. Bei plaomfißigen gröBeren Auf-

teilongeii wird von Anfang an oft ein gleichartiges, normales Auamaß

der Baustelle feslgesetst Auch die Bebauung von Hof- und Binnen-,

gelflnde wird uns in den Urkunden berichtet. - Kleine Bethenhiuser

wurden im 13. Jahrhundert vielfach in die Hofflächen und in das

Hinterland der städtischen Grofigmndstflcke eingeschoben.

Unter den Berichten über Parzellierungen von landwirtschaftlich

henutzten OeländeflilcLen innerlialb der Stadt ist pine der ältesten die

Urkunde, durch die im Jahre 1181 das Stift zu Kaisoruwertb seine beim

Markt (also im Innern der Stadt, s. oben 8. 30) belegenen Weinberge
in Bauplatze anfteilt. Der Erwerber zahlt einen jahrlichen Zins von
7Avoi Sulidi für die nausftlle. Zahlreich sind die sonBtipen Veräußerungen

von Baustellen, von denen uns sowohl die Lape wie der Zins berichtet

wird. Die Eui/elheiten einer größeren Parzellierung lernen wir bei

einem Fall in GBln kennen, in dem der Besitaer eines Weinbergs an!

dem Bühel sein Qel&nde in gleichmäßige Baustellen von 20 Fuß Breite

und 8(1 F'iiS Tiefe anfteilt (Ennen und Eckertz, Quellen zur Geschichte

der Ötadt Cöln, Bd. III, S. 395). Die hier im Jahre 1296 gegebenen

Hafte «eigen nach StiraSenfront uid Orandütttekstiefe bereits die Normal-

form der mittelalterlichen Beihenhausbaustello, >^chnml«> Straßenfront bei

reichlicher Tiefe; Abmessungen, die bei dem Dreifenaterhaus zum Teil

bis in die Gegenwart festgehalten wurden. — Von einer umfangreichen

Parsellierung, die xugleich mit der Anlage einer nenen Strafte verbanden
ist, hören wir in Konstanz; der Besitzer. -eines Gartengeländes bei der

Stadtmauer legt eine Straße durch sein Gnindsiürk und veräußert fd. h.

verleiht mit Ek-brecht) die einzelnen Baustellen, wobei sich der^Ver-

Anfterer und die Erwerber wechselseitig das Vorkaufsrecht für den Fall

der WeiterverSnfiening ihres Besitztums einräumen (K. Beyerle, Die

Konstnnzer Grundeigentumsurkunden, Heidelberg 19('2, S. 33":i. - Wieder
private Grundbesitzer ilie Anfteiliinf.' nach bestimmten Malien vornahm,

so wurde auch bei ueugegrüudeten Städten das Aueiuiali der eingeteilten

Baastelle genaa festgesetst, ao in dem bekannten Beispiel von Freiburg

i. Br.: singulae hareae domomm in longitndine centnm pedes habebunt,

in latitudine quinquaginta.

Das Mittelalter hat somit, trotz genauer BerOcksichtigung dei:

verschiedenen Hansformen, eine gewisse Normalisierung der

städtisrlif^n Baustelle atigestrebt. Dieses Bestreben ist verstäiidlicli in

einem Zeitalter,, das das Individualba iis als die Norm der stiidtischen

Wohnweise betrachtete und jeden Bürger mit Uausbesitz auszustatten
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sachte. Auch aus geschäfÜicheD Gründen war diese NormalisieniDg

in der nrnndstncks Verwertung vorteilhaft; wir sehen in den vorge-

nannten Beispiolen, daU der Grundbesitzer von Anbeginn bei Aufteilung

größerer Flächen die Baustellen t-'leichinaßiti zuschneidet. Einer Schablone

in der Bodenerschließung wurde andererseits sciion dadurch vorgebeugt,

daß die Bedürfnisse uuii Atifurderungen der einzelnen BevölkeruDgs-

schichten hinsichtlich der Baustellengröße verschieden war.

Die Bodenspekalatioii als solche war dem tfittelalter durchaus

nieht fremd; die entgegengesetzte Meinung ist intümlieb. DaB eine

.Bodenfliche einen Mehrwert ergab, wenn sie als Baustelle genutet

wurde anstatt als Hofland» Gartenland oder Bebland, war genau bekannt;

idi konnte mehrfach Urkunden ermitteln, aus denen hervorgeht, dafi

man auf diesen Melirwert ausdrücklich rechnete. Aber jeder weitere,

bestimmende Einfluß auf die Entwicklung der Grundstückswerte und

auf die Bebaiiung — Bodenspekulation im heutigen Sinne — war dem
Bodenbesitzer dureh die rechtliche 'rrennnng von Boden und Bauwerk

ai)geschnitten. Die Haustelle wurde legehnätiig nicht verkauft, sondern

(s. oben) gegen einen festen jährlichen Zins verliehen: der Erwerber hatte

. keinen Kaufpreis für den Boden aufzubringen, sondern nur eine Rente

zu zahlen; die errichteten Baulichkeiten selbst wurden sein Eigentum.

Auch der Hausbesitz wurde gewerbsmäßig ausgenutzt, und bereits

im 13. Jahrhundert sind geschsftsmäfiige (sogenannte „mehrfache") Haus-

besitzer nachweisbar. In den aufbltthenden Stftdten finden wir eine

Beihe von Personen, die den Hfiuserkauf und den Hausbesitz

geschäftsmäßig betreiben, teils zu günstiger Kapitalanlage, teils zu

gewinnbringendem Wiederverkauf. Der Großbesitz an Häusern ist also

schon in dieser ersten Portode des Städteijaues ziemlich verltreitct;

doch wird dadurch der Individualbesitz keineswegs geschädigt oder

zurückgedrängt.

. Eine Parallele mit vprwanHfen, wenn auch sehr viel «cliilrfer z\i-

gespitzteu Verhältnissen bietet sieb uns in der Gegenwart in denjenigen

dratBohra Städten, in denen sich die ttberlielert« Porm des Dreifeuster-

hauses und der individuelle Hausbesits erhalten haben; s. meine Rhetni-
Hcben Wf»hiiverli;Urni8HP 1903, S. 32 nnd R2. über dns umfangreiche •

Geschäft, das im Ankauf und Verkauf von Boden-w-nru-n während des

12. and 18. Jahrhunderts betrieben wurde, geben insbesondere die Cölner

Urkunden Anskanft (vgl. Ennen und Eckerts, Qnellen sur Oeschichte
der Stadt Cöln; Rob. Höniger, Cölner HehreinsorkandeD). Die Namen
der vermögenden BCn-frer, Gyr, Oversfnlj- n. a. kehren in den ürkuiuleji

hiiufig wieder; einzelne Besitzer vereinigten schon damals zahlreiche

stadttsehe Hansgrundsttlcke (20 und mehr) in ihrer Band.

Der Bodon/iiis des urspriinf^liclion EijL,'entfimers ist im übritien

regelmäßig fest und unveränderlich. Der Zins gilt nach der Ausbildung
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iier Krhleihe als eine ewige Rente, die sich weder der Zeit noch dem

Betrage nach ändern soll. Die weitere VVerlbewegung vollzieht sich

in der Ilauptsaciie nur an dem Gebflude. Schon seit der Mitte des

13. Jaiti hiinderts findet sich iii einzelnen Urkunden <> oben) die aus-

drflckliche Bestimmung, daß der Betrag der Bodenrente seitena des

Bodenbesitzers nidit erhdbt werden soll.

4. Die Haosformen.

§ 11. Unter dem Omodaatz der Seheidung von Boden and Bau-

werk voUsog sich non die Aafteilnng des stidiischen Großgrnndbesitzes

im 13. Jahrhundert Auch diese Partei] ierungs hewegung ist

für unsere heutigen Zustande von großer Bedeutung, da zn jener Zeit

die verschiedenen Formen des rein städtischen Haases ausgebildet

worden sind.

Die Urkunden über den (inindbesitz und den (irundstücksverkehr

aus dem 12. und IH. Jahrhundert lassen deutlich drei Formen des

bürgerlichen Hausl)aues der damaligen Zeit erkennen: 1. das auf vier

Seiten freistehende, mit den Nebengebäuden nicht verbundene Haus;

2. das durch Senkrechtteilang eines größeren Hauses entstandene Teil-

hau s; 3. das Reihenhaus^ das in der fttteren Zeit mehr&cih noch in

der Form mehrerer Kleinhäoser unter einem gemeinsamen Dadie erscheint

Unmittelbare Beispiele aus der ersten Zeit haben sich, wie oben bemerkt,

von keiner der Ältesten Bauformen erhalten. Im 13. Jahrhundert geben

indes die auf den GruudstÜcks\ erkehr bezflgUcheu Urkunden genaue

Auskunft Ober die baulichen Einzelheiten. Im übrigen sind wir auf

die uns erhaltenen, einer spateren Zeit angehörenden Bauten angewiesen,

bei denen wir annehmen dürfen, daß sie den älteren mittelalterlichen

örundrili, wenn auch mit Abwandlungen, überliefern.

Die erstgenannte Form, das frei.steliende Bürgerhaus, ist von den

Nachbarhäusern jeweils durcli einen Seitenabstand getrennt. Häufig

geht der Zwischenraum bis auf eineu schmaleu, 1—3 Fuß betragenden

Sehlits herunter, der zum Ableiten des Regenwassers und der Wirt-

schaftswflsser dienen soll. Doch werden auch öfter, teils mit teils ohne

Einwilligung dßr Nachbarn, Fenster an den nach dieser Wasserrinne

gel^nen Seitenwinden des Hauses angebracht Die hieraus ent-

stehenden Streitigkeiten und daran anschließenden gerichtlichen Fest-

stellungen, von denen uns die Urkunden berichten, geben uns manche

Aufschlüsse über die Anlage des freigestellten Hauses.

Der schmäle Zwischengang im Hatisbau bat sich bis auf unsere

Ta^'o (erhalten. In zahlrciction deiitHclien Städten, in Scliwaben, Franken
und bachseo, ist das {rei*;estellte Hau» tu älteren Bauten überliefert

iund zeigt sich hier vod dein Nebenhaus durch einen schmaleu Gang
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getrennt, der als Schupf, Reibe oder Wich bezeichnet wird. Der Ur-

sprang des „Biiiiwicliw", den Dauere BeDordnungen vonehreiboi, ist

wohl in dieser eilen B»iilom su eudieo.

Eine EinwirkuDg der UUidlich-bäueriicheD 6«uwei8e ist bei dieser

Form des fretstelieDdeD Stadthauses wohl vorauszusetzen ; eine nnmittel-

bare Übertragung des Grundrisses ist jedoch nicht anzunehmen. Form

und Zweckbestimmung des städtischen Hauses stehen einer solchen

Annahme entgegen. Das Hauernhaus verhingt seiner Bestimmung nach

eine offene, von versrhiedeneu Seiten zugängliche Lage; der Hauptein-

gang oder die Einfahrt befindet sich bei den meisten bäuerlichen Haus-

typen regelniätiig (wo nicht besondere Umstände vorliegen) nicht au der

Straße, sondern ist aus wirtschaftstechuischen Grönden an der Längs-

seite des Gebfiodes angebracht Das stftdtische Hans dagegen erfordert,

ebenfalls seiner Zwedcbestimmung nach, eine ver&nderte Baomaas-

nutzung nnd die Anlage des Uanpteinganges an der Strafie. Auch
wo in Verbindung mit dem Stadthaus Landwirtschaft betrieben wird,

ist die Anlage der Vorratsräumo, der Stallungen usw. vom Bauernhans

verschieden. Hierdurch entsteht ein von dem ländlichen wesentlich ver-

Bi^hicMlener Grundriß und eine entsprechend abweichende Raumverteilung

im Iimern. Die eine Form ist aus allgemein Irindlichen Bedürfnissen,

die andere aus den ()csonderün städtischen Zwecken hervorgegangen,

wenn auch sicherlich ein technisch-struktiver ZusammenliaDg zwischen

beiden Formen anzunehmen ist.

Vgl. hierzu die Ausitihrungen von M än z , Die geschichtliche £ntwick-

lang des Bremiechen Wohnbaaeee, Bremen und seine Banten, Bremen 1900,
S. 171; M. Heyne, Daa Dentaehe Wohnongsweaen, Leipsig 1899, 8.204.

Die Formen des auf vier Seiten freigestellten Hauses sind von

großer Munnifif ilriL^keit; sie unterscheiden sich nach Größe, Stil, Bau-

stoff und Zweckl)estimmung des Hauses. Die beifolgende Abb. H ist

gewählt, nicht allein, weil sio einen guten, vielfach verbreiteten Typus

des älteren Staeltlmuses zeigt, sondern auch, weil hier noch in der

Anlage auf die landwirtschaftliche Nutzung des Stadtbürgers KQcksicbt

genommen ist.

Das UauMtor i»t hmreichend groü, um einem beiadenen £rDtewageu
die Durchfahrt sa gewahren. Das Innere dee Hauses weist im Erd-
geschoß einen breiten Reum auf, in Franken die Tenno, in Schwaben
der Hanseren (aucli Ehren geschrieben), in Niederdeutschland die Diele

genannt, dessen ebene Bodenfl&che aus hölzernen Bohlen besteht oder

durch gestampften Lehm,' auch durch Steinpflasterung befestigt ist.

Nach rückwärts liegt die Ausfahrt, die nach dem Hofe filhrt, jedoch

nieist niedriger int ols lie vordere Straßeneinfahrt. Krrigescboß und
Obergeschoß desHause» worden zu Geschäfts- und Wohnzwecken genutzt; die

Speaohergesehosee enthalten die stattlichen Vorratsraume. Zum Herein*

sehaffen der Vorräte dient annlehst der infiere Anfang, der anf dem

Digitized by Google



Das Mittelalter. 49

obersten Speicher in einem Balken an der Straßenfront des Hauses an-

gebracht ist. Ein zweiter Aufzug befindet sich im Innern des Hauses.

In der Mitte der Tenne oder Diele ist die Decke der Obergeschosse

durchbrochen durch eine viereckige Öffnung, die durch alle Stockwerke

hindurchgeht bis zum obersten Dachboden, wo eine Winde oder Rolle

zum Hinaufziehen der Vorrate angebracht ist. Der beladene Wagen
fährt, wenn er im Innern entladen werden soll, bis in die Mitte der

Diele und wird nach dem Aufwinden der Ladung leer durch die niedrigere

Abb. 8. Alte« Stadtbaus freistehend.

Ausfahrt nach dem Hof geschoben. Diele, Aufzug und Speicher zeigen

die gleiche Anordnung, wenn das Haus einem kaufmännischen Geschäft

oder der Lagerung von Kanfmannswaren dient.

Unsere Abb. 8 zeigt noch den alten Zustand des Hauses; die

nachträglich angebrachten Veränderungen beschränken sich im wesentlichen

auf die Einsetzung neuer Fenster und ähnliches. Insbesondere sind die

drei Speichergeschosse noch in ihrer ursprünglichen Form und Bestimmung
erhalten. Häufig werden indes diese Speicher in den auf unsere Zeit

Cbcritidt, Hindbucb des Wohnungswesens. 4. Aufl. 4
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gekommenen alten Hftuseni so selbständigen Wobnungen aas-

gelwat, die denn oft eine venig gflnstige Wohatorai deratellen. Der
unbefriedigende Zaatand solcher Wohnunj^en ist jedoch nicht durch die

alte Bauweise verurHHclit, »ondern durch die beetiminuDgawidrige Ver-

wendung ehemaliger Speicherräimie.

Die an zweiter Stelle erwähnte Hausform, das Teilhaus, be-

gegnet uns sehr häufig in den Urkunden. Während der ßevölkerungs-

venndirung der Städte im 12. und 13. Jahrhundert wurden bebaute

GruBdstacke in Kahlreichen Fällen geteilt« teils im Wege des Erbgangs,

teils am die zastrttmenden Bewohner mit eigenem Hausbesitz aussu'

statten. Es entstanden HanshAlften, Hansdrittel und noch kleinere

Unterteilungen. Die Teilung geschab zunächst meist in senkrechter

Linie; meturfach werden in den Urkunden die Einzelheiten unter An- ,

gäbe der Lage der Scheidewände Imschrieben. Die wagrechte Teilung

(Stockwerksteihing) da^^eRen ist in der älteren. Zeit weniger hStifig.

findet sich aber auch schon während des 13. Jahrhunderts in einzehieu

Beispielen und breitet sich späterhin in f.;i(i|jerem Umfang aus. Hei

dies(M' Ilausteilung entwickelt sich das in weiten »lehieten ausgebildete

Eigentum an einzelnen Hausteilen, da» «leni millelaltcjiichen Bestreben

nach Erleichterung des Erwerbs von Immobiliarbesitz entsprang. Einzelne

Stockwerke eines Hauses, selbst emzelne Stuben und Ketlerrfinme

konnten gesondert zu Eigentum erworben werden,

Überraste der alten Einriebtang haben steh an vielen Orten,

nniiieiirlich am Rhein, im Schwarzwald, in österreichischen lAndem bis

in die (if^onwart erlialten: ml. auch oben* S. 8.
»

Als Bauform besitzt das Teilhaus, wie sich aus der Natur der

Sache ergibt, keinerlei Sclhs^tändigkeit. Für die stnilti.^^t'lic Entwicklung

dagegen kommt dem Teilhaus, das in der baugeschichtlichen Literatur

hi^^her kaum beachtet worden i.st, eine große Bedeutung zu. Die bei-

folgende Abb 9 zeigt ein altes äußerst charakteristisches Beispiel, das

sich inmiltcii der neuzeiüiehen städtischen Bebauung erhalten hat. Das

Haus stellt die Eigenheiten der Hausteilung in anschaulicher Weise

dar. Es ist ein einfiiches Vorgehen, durch eine derartige Teilung eine

grOfiere Anzahl von Wohnungen zu schaffen; bei der Bedeutung des

eigenen Haasbesitzes im Mittelalter darf es nicht wundernehmen, wenn

dieses Mittel gern und in großem Umfong ergriffen wurde. Mit der

Teilung in Hälften wurde begonnen; die Absplitterung schritt dann in

der obenerwähnten Weise bis zu einzelnen Gebäudebestandteilen fort.

Aus unserer Abbildung werden indes auch wiederum die Nach-
teile ersichtlich, dip> sieh darauf? ert,'ebpn, daß ein für Kleinwohnnnfren

nicht bestimmtes üauH nachträglich in entsprechende Teile »erlegt wird.

Eine Yergleiobung der Grundrisse Abb. 10 seigt mnichst, defi die Ein-

teilung der einzelnen Stoekwerlte eine vefsehiedene ist Eine dnrch-
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f^ehenJpi Treppenanlage ist nicht vorhamlen ; (1er Treppenlauf für dio

euizelnen Geschosse i.st an versfhiedenon Stellen, wie es nm besten

ging, eingefügt. J^'ür eine Verweniluiig zu Slockwerkswobnuugeu ist ein

derartigoB Hmb niobt geaehafleo. Oft werden sndem, wie oben bemerkt,

die ebenudigen Speicher- und Bodenräume in älteren Häusern zu Klein-

wohnungen nnifrebaut. Daß diese Zorlegun«^ p-niBdrer Hausier und Woh-
nungen, die in der Gegenwart auch an ueuereu Bauten vieiiacli geübt

wird, mitanter grofie Übelstftode im Gefolge bat, bedarf kaum der Her-,

vorhebnng.

Die von den Städten durchaus sdlbstSiidig geschaffene Form des

Bürgerhauses ist das an dritter Stelle genannte Reibenhaus, das in

Rcschlnssener Reihe und ohne Seitenahstand aufgeführt wurde. Der

Aui^qangsiiunkt für die Kntwickhiiif^ dieser Rauform liegt in der Par-

zellierung größerer Haufläclien, die während des raschen Aufschwunges

der Städte im. 12. und 13. Jalirlmndert zur Aufteilung gelangten.

Hierbei wurden sowohl ganze Neustruiien wie auch Seitengassen und

in den Großgrundbesitz bioeiogetriebene Hofgasseu angelegt und mit

ReflNQliftasern besetzt Im 13. Jahrbandert wurde das Reibenhaue

vielfadi in der Form gebaut, daß dne Mehrzahl solcher Kleinhfluser

unter einem gemeinsamen Dadie vereinigt wurde;* In der Folgezeit

wurde indes diese Auordnung bald wieder au^egeboi; Die Gemein-

samkeit der Scheidemauer, die die Scitenwand des Kleinhauses bildet,

wurde dagegen dauernd beibehalten. Wegen der schon in den älteren

Urkunden angegebenen tj-pischen Maße des kleinen Grundstocks nach

Straßenfront und (Jrundstückstiefc vgl. oben S. 45.

Die Urkunden bezeirhnpn die älteste Form des Kleinhauses als

piures luauMiones sub uuo tecto. Reihen solcher Kleinhäuser mit gemein-

Dach worden w>wohl an den 8trafien, wie auf Hofen und Hinter-

laTui errichtet. Das einaelne Hans wurde dann nach seiner Lage inner-

lialb der Reihe bezeichnet, z. B. mausio finalis de IX mansionibus sub

UDO tecto. Bei der Hofbebauung werden bereits im Id. Jahrhundert

Häuserreihen bis zu 16 Kleinhäusern erwähnt.

Das Reihenhaus von drei Feustern Front, vielfacii auch vou kleineren

Abmessungen, entsprach in voUitommener Weise den Anfocderungen des

stftdtisehen Grundstficksverkehrs wie der atädtiachen Wohnweise. Die

innere Ausgestaltung war eme mannigfaltige, im Laufe der Zeit auch

eme örtltdi vwsdiiedene. Wflhrend uns zeitgenössische Beiiq»iele nidit

im Original erhalten sind» husen sich doch gewisse gemeinsame 6rund>

Züge ermitteln, die sich aus den im Mittehüter geschaffenen Grundlagen

allmählich herausgebildet haben und das allgemein Typische des Drei-

fensterhauses wiedergeben. Die Auffeilung der Hausfläche in oin/elne

• Räume erfolgte durch spätere Einziehuni; von Scheidewänden, (iie teils

parallel zur Stratle (Bremen), teils rechtwinkelig zur Straße verliefen.

Beruf und Gewerbe des Eigentumers und die örtliche Sitte bestimmten
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die Ausbildung im einzelnen. Der beifolgende Grundriß (Abb. 11) gibt

ein älteres Dreifensterhaus wieder, das nur aus einem Geschoß besteht

Die Raumeinteilung zeigt bereits Hausflur, Vorder- und Hobtabe; Hur

nnd KfldM sind indes noeh ongetrennt und ndunen einen erheblidiMi

Teil der OrandfUksfae des Hauses ein.

Die Hansbreite des Typus der Abb. 11 ist ca. 5 m 17 Fnfi),

ein sehr hftnfig vorinumnendes Mafi. Ähnliche Verhiltnisse zeigt das

Hans Abb. 12, das die gleiche Breite wie Abb. 11 aufweist, jedoch

eine größere Tiefe besitzt und mit einem Obergeschoß versehen ist.

Die Raumverteilung und die Hcrdanlage (offene Fenerstelle) sind l)ei

dem zwcigeschossij^en Hau im wesentlichon mit dein kleineren Hause

übereinstimmend; im Erdgeschoß ist nachträglich (bei c ä) ein Abschluß

Abb. 11.

Erstes Stockwerk
Abb. 12.

ErdgeedioB

'
I 1 1

Abb. 11. Alto-- t'iimpschossiges DreifensterliatiB. Stube, * Kaiiimer. r Flur und Kfirhe.

Abb. 12. AlieH zweigeschossiges Dreifenttterbaus. a Stube, ^ Kammer, «r KOcbe, </ Flur.
Am Bberstadt, RlMinisehe WohnverlilltiiiMe^ 8. 14 n. 15.

für die Küche durch das Durchziehen der Fiurwand hergestellt In
dieser alten Form enthält das Dreifensterhaus zwei lizw. drei Räume
in jedem Stockwerke, die die pe^ehene (Irundflärhe volLstündig aus-

nutzen. Die Ilausanlage bietet in ihrer Einfachiieit gine treffhclie

praktische Ixisung und ist den Bedinp:ungen der Raumverteilung und
Raumausnutzung auf das beste angepaüt.

Bin« zweite OnindrlSfonn, inebesondere bei dem schmalen Zwei-
fensterhaus, verzichtet auf den Hausflur and teilt die Onindfläehe ein-
facli in der Welse auf, <1aß Wände parallel ztir Straße gezogen werden,
nach der in Abb. lU £rdgeächoß und erstes Obergeschoft wiedergegebenen
Einteilung.

Die systeniatiscbe Elnfflbrong de». Kleinhauses in den Städtebau

ist ein Vorgang von weittragender Bedentang. Znnlehst war es fOr
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die politische und wirtscliaftliche Entwicklung der mittelalterlichen Städte

geradezu «oe Vorbedingung, d«0 der neiw BQrgerstand in den naeh

annadisenden Gemeinden dnreh das Kleinfaaus bzw. dea Tdlliaaa mit

eigenem Hausbesitz ansgeatattet worde. -Anf dem Eigenbeeitze bembte

in hohem MaSe die Leiattmgsfäbigkeit der BOrger, wie auch die eigen-

tflmliche soziale Schichtung in den Stldten durcli die entsprechende

Verteilung des Grundbesitzes bedingt war. Die Bodenparzellierung

bietet hier, wie immer, ein getreues SpiegelbihI des Zeitalters. Auch

zeigt auf die.seni Oebicf. wie in ^\cv oben besf»mohenen Behandlung der

Kapitalaufwendung. (Wp' miftolalterliciie <leut-( lie l'.oflenpolitik den vollen

(TOgeiisat/. zu dpr n iui^i hei». In Rom ist die ^Tesaiiilbevölkei ung ganz-

lich losgelöst \uiii (iiuntil»esiU und der BchÜniuiöttiii Ausbeutung durch

die spekulierenden Großgrundbesitzer preisgegeben. In Deutschland

wird der Großgrundbesitz durch eine geradezu vorbildliche Boden-

parzelliening aufgeteilt und in die Hände des neuen BOrgerstandes

hinflbergeleitet

& Baoreohl^ Baaverwaltong«

§ 12. Wflstungoi innerhalb der Städte werden nach gemeinem

Recht im Mittelalter nicht geduldet; die Stadtbehörde hatte ein weit-

gehendes Recht an freien Baustellen. Hinsichtlich des obrigkeitlichen

Einschreitens Tnnrht es keinen Unterschied, ob die Haustelle infolge

mangelnder Kultur oder ob sie infolge von Brand oder Zerstörung

wüste liegt. Weigert sich der Besitzer selber zu bauen oder ist er

aus Mangel an Mitteln dazu nicht imstande, so wird die Baustelle durch

obrigkeitliche Verfügung weiterverkauft. Es ist dies eine der ältesten

und stets festgehaltenen Bestimmungen unseres Stadtrechts. Wir haben

schon früher bei der Schilderung der AntOte gesehen, daß sich einige

Ansitze zu Ihnlichen Vorschriften im Altertum finden; doch sind sie

von kemem größeren pralctischen Wert. Die mittelaltertieben Rechts-

sfttze Aber die Baustellen, sind dagegen von großer praktischer Be-

deutung und bedürfen der besonderen Hervorhebung; denn die Bau-

I tniigkeit des Absolutismus, von der sj^ätcr die Hede sein wird, beruht

zu einem größen Ted auf dem Recht ;in wflsten Plätzen.

Die Bodenbesitzer selber drängten unter normalen Verhältnissen

zur Bebauung, wie dies den naturgemäßen Bedingungen entspricht;

denn die Verzinsung eines als Baustelle bewerteten uud verwendbaren

Grundstücks hängt normalerweise davon ab, daß es bebaut wird.

DemgemflB wnrde von dem Bodenbesitzer hiufig die Bebauung zur

VorBchrift gemacht, und der Grundsatz des Verkaufs mit Bauver-

pfHchtung wurde 'damals bereits ausgebildet Schon frühzeitig wird*

in den Urkunden gegenOber .dem Erwerber festgesetzt, die Übergabe
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sei erfolgt mit der Bedingung „ut edificet", auf daß oi das Grundstiirk

mit einem Gebäude Itesetze. Mitunter wird noch genaiior vorgeschrieben,

daß der Erwerber das Gebäude im Stande zu erhalten luibe oder daß

er einen gewissen Mindestbetrag auf die Baustelle verbauen müsse.

J3i"zii<;lich der Verpfliclitmi^ zum Wimleranflian eines Hauses im

Braadfaii liatte sieb im 12. uud 13. Jahrlmudert noch keiu gaiueineti

Bedit aii8gflbild«t With. Anu^ld nimmt stitreffenderwftise an, dafi bei

der Boden- und Hausleibe (anders bei der befristeten Miete) uraprttsglich

der Beliehene, nicht aber tier T.t'iheheiT den Schaden /.n tiafr«n hatte

(Gescliichte des £igeDtams, iS. 180 f.j. Im einzelnen zeigen uns indes

.

die Urkunden, daß in der ilteren Zeit auch der Leiheherr mitonter den
Schaden Ubernafam. Im 18. Jahrhundert findet sich diigc^^en in ver-

schiedenen S'?\i?Tpii <]ip Regelung, daC der Helinlipne sicli /.um VV'ieder-

aufbau des abgebrauuieti iiauses verpflichtete, wogegen ihm ein Nachlaß

den Bodeneinees zugestanden wnrde.

Der Iläuäerbau in den Städten wird im übrigen vielfach gefördert

und nnterstatzt durch Gewährung von freiem ,Biuiinateria], iiubeBondere

von Baobob, so daß auch dieser von dem AbsolntismQS avlBenorameue

Gmndsatz mittelalterlidien Ursprungs ist.

Für die Zwecke des StSdtebanes wurde das Enteignungsrecht

frfllvEeitig im Mittelalter angewandt und in etnzelnett Lindem zu hoher

Bedeutung entwickelt. Die erste mir auffindbare Stelle fiber die Er-

wähnung und Durchführung der raittelalterüclicn Enteignung entstammt

dem Jalire 123;>. geht also weit höher hinauf als seither in <ler Literatur

angenommen wurde. In dem iroTnnntpn ,Jabi' entzielit der llat der

Stadt Strasburg einem Bürger Kudgerus ein Grundstück „auf? zwin^'ender

Kotweudigkeit". weil es unvermeidbar war, Wall und Graben tler Stadt

bei einer Erweiterung durch da» Grundstück zu legen. Als Eutscliruligung

wird den Erben des Rndgerus ein benachbartes, stadteinwärts gelegenes

Onindstflck gewährt Aus der gleichen Zeit wird aus COln die Ent>

eignnng eines GrondstOeks wegen Erbauung der Stadtmauer beriditet.

Als ältestes Zeugni» der uiittelalterlicben Zwaugt>euteignung wurde
eeitber eine AnfMichnnng des Jahree 1880 angesehen, in der fUr Sobalf-

hauson festgesetzt wird, daß die Stadt Grundstücke fUr den Zweck der

Befestigung und des Straßenbaues gegen Entschädigung enteignen darf.

Die Enteignung gelangte in der Folgezeit mehrfach zur Anwendung

für den Zweck der Anlegung von Festungswerken bei Stadterweiterungen.

Auch binnenstÄdtische Grundstücke wMtden seitens der Stadtl)eb<>rd»'

mitunter auf (irund von I^edingungen crvvorl>cn. die .sieh als Enteignung

kennzeichnen. Eine Entschädigung für das entzoceüe (Jrundstück

wurde allgemein gewährt. Zu einer Einrichtung von weitreichender

Bedeutung wurde das Enteignungsrecht in den Nie<lerlanden entwickelt;

die großen Stadterweiterungen wurden hier häufig im Wege der Ent-

Digitized by Google



66 Erster Teil.

eignang d«B gesamtefl AusbreftnngsgeländeB und als stidliache Unter*

sehmiiiig dnrchgfifQhrt

Eine Reihe von (rgilnzenden Einrichtungen, namentlich die Besse-
runfrsabgabe, für allst iiiltische wie fUrneiisiädtiselie (Trnn'?'«rftfl-c, v/'irde

sp&terhtQ im Ansthluß an Ent«»i<?nnng und 8tadtei\veiterung gescliatlen.

Die Baupolizf!! ist im Mittelalter im einzelnen stark ausgebildet,

wenn auch in dun KeclitbqucUeii die uiunittelbajeu baupolizeilichen

Vorschriften nicht in dem Umfang berrortreteD, wie dies in den Bau-

ordnungen der späteren Zeitabschnitte der Fall ist Der geringe Um*
fang obrigkeitlicher Begelnngen im mittelalterlichen Bauwesen erklärt

sidi zum Teil daraus, dafi die BauausfObning in der Hand zQnfti^

Meister lag, derm Gewerbebetrieb an sich bereits durch Statuten

geregelt war. Das gelernte zOnftige Handwerk war Träger der Über-

lieierung und vermied es bis ins 15. Jahrhundert, den Handwerksbrauch

zur schriftlichen Aufzeichnung zu bringen, die allgemein einer Fest-

legung und Beschriinkung dor gcwcrhlichen Soll»stverwalfun;_^ L^Ieichkam.

Am häufigsten finden sich während des Mitieialters obrigkeitliche Be-

stimmungen hinsichtlich der Einbauten. Vorbauten und sogenannten

Überbauten. Mehrfach werden N'orächrifteu über die Bauhöhe gegeben.

So wird durch eine Urkunde von 1237 in Gdln in der Strafie Unto-

Gaddemen die Höhe der Häuser auf 15 und 16 Ellen beschränkt

Als allgemein snlässige BauhOhe für das 13. Jahrhundert sind drei

Geschosse anzusehen. Der Sachsenspiegel (um 1230) bestimmt nämlich,

daß man ohne obrigkeitliche Erlaubnis drei Geschosse bauen darf, ein

Geschoß binnen der Erde, wobei die Tür bis zu einer Kniehölic (etwa

55 cm) Aber der Erde liegen darf,- und darflber noch zwei Geschosse.

Wegen der Abnfti','ung des tnittelalterlirhen Handwerks ^egen die

Anfzoichnung des zünftigen Hechts und der Zunahme der SchriftHchkeit

seit dem 16. Jahrhundert vgl. Eberstadt, Französisches Gewerberecht,

S. 90 und 289.

Wasserleitungen waren in einzelnen Städten seit dem 13. Jahr-

hundert vorhanden. Häufig wurde ein Bach durch die Stadt geleitet,

der die Abw&sser aufnahm und auch der Wasserentnahme fUr gewerb-
liche Zwecke diente. Eine „WuBerkimst" sqr Tersorgnng der Laof-
brunnen war in verschiedenen St&dten angelegt. — Ober die Anlage
und Reinigung der .Aborte wurden htlufig Vorschriften gegeben. Im
Jahre 1375 wurde für Hiidesbeim verfügt, daß die „überhängenden
Aborte*' ta beseitigen seien. Dafi solche Anlagen indes nidit dem Mittel-

alter eigentümlich sind, ergibt sich aus dem jüngsten Bericht des KgL
württemborgischen Landeswohnungsinsjjektors, der die aus der vor-

erwähnten Einrichtung sich ergebenden Mißstände für das Jahr 1912
schildert. — Allgemeine Verordnungen Uber die Pflasterung der Straßen

sind in Paris bereits im Jahre 1184 nachweisbar; in Utrecht wird die

Pflasterung im Jahre 1106 erwflhnt. Vgl. über die Straßenpflasterung

mid EeiniguDg G engler, Stadtrechtsaltertflmer, S. 85; über die bau*
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polizeilichen Bestitr.nTitiL'cri br 'fJ^'Hcb Geschoßhöhe. Baiimaterial fllolzban,

Stembau), liedachui,^ u. a. m. s. mtiiien Städtebau in Holland, S. 27, 28 u. 32.

Vieifach fiudet sich iu der mittelalterlichen Stadt die Lukali-

sation der Gewa^betreibeoden, d. h. die Ansiedelung der Handwerks-

betriebe gleichen Berofe in bestimrateii StnOen. Der Ursprung der

Etnrichtiing liegt zom TeQ auf polizeiliehenn, zum Teil aaf gewerbe-

tedinischeiD und privatreehtlidiem Gebiet

Ftir eine Reihe wichtiger'Gewerbe besteht im Mittelalter die Not-

wendigkeit der NioderlaHsnnf^ an einer bestimmten Stolle. Die Färber,

Gerber, Wollwilsrher, Walker siedeln sich gern unmitteUmr an einem

Wasserlauf oder ätadibuch an; die Fischer bei einem Flui^lauf oder

einem Teich. Die Fleischer wählen, mindeetens für ihre Schlacht- und
Arbeitsstätte, das an einen Fluß anstoßende Gelände. Die Sorge für

die Reinhaltung der Wasnerlaufe gebot hier bereits, den Handwerkern
bestimmte Gassen anzuweisen, in denen sie ihr Gewerbe am Wasser
aosttben durften and die Ansiedelung an aodei'en Stellen au verbieten.

Fttr die Webeti Tnohmaober und eine Reihe anderer Gewerbe mag die

Beziehung zu ^gemeinsamen Anstalten (.Spannanstalten, GHitfereien) An-
laß zur Niederlassung in bestimmten Gassen geboten haben.

Fttr die Verkknifer von fertigen Waren nnd Gebrauchsgtttem aber
war, ^anz wie heute, die Rücksicht auf den Verkehr maßgebend; sie

beförderte die Ausiodclunfr in bestimmten Gassen, in denen diebetreffenden

Gegenstände gesucht und die deshalb von dem Zug der Käufer be-

rührt wurden. Mit diesen VorauasetKungen trafen nnn das Interess»

und die Macht des Qrandherm susammen, um die gassenm&fiige Siedelang

des Handwerks zu bestimmen. Die Lokali.sati'in de» Handwerks und des

gewerblichen Verkehrs wird bereits im 10. Jahrhundert erwähnt. Im
12. Jahrhundert ist die Ansiodluug der Handwerker nach Gassen mehr-

fach nachweisbar. Im einielnen Fall erscheint das Becht der Handwerker
an die Niederlassung in bestimmten Gassen geknflpft. Eber Stadt,
Ursprung des Zunftwesens, II. Aufl., S. 282 f.

In den meisten größeren Stedten unterstellt im Mittelalter das

profane öffentliche Bauwesen — anders der Kirchenbaii — einer be-

soiuleren, vom st.ldtisclien Rate wahrgenouiiuenen Bauleitung, während

seit dem 14. Jahrluinderl die selbständige Amtsführung durch einen

berufenen „Baumeister" hervortritt. Der frßheste mir auffindbare Bericht

fiber die stftdtisehe Banauf^ieht entstammt einer Satzung aus dem
Anfang des 13. Jahrhnnderta, in der fttr die Stadt Montpellier die Ein-

. setzong von zwei Batsgeschworenen verfügt wird; diesen wird namentlicb

die Aufsiebt Aber die stSdtischen Strafien und den Stadtgraben und

die Anordnung der Vornahme von baulichen Ausbesserungen aufge-

tragen. Besonders geschnlte Baumeister für die Stadtbefiestignng und

den Mauerbau waren bereits im 13. Jahrhundert tätig.

Vgl. K. Stehlin, Baseler Baumeister des 16. Jahrhunderts.

Baseler Zeitscbr, f. Gesch. und Altertumskunde 1906} C. L. Bachs,
Das Kttrnbeigisohe Bauamt am Ausgang des Mittelalters. MttndiMi 191&.
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Die im Mittelalter ausgebildeten Einrichtungen umfassen jedes

<iebiel des Städtebaues und der Bodenerschließung. Die Ergebnisse

des Zeitabsduiitts, der sich von dem Knde des 12. Jahrhunderts bis

xum Ausgang d€8 15. JabriiundertB erstreckt, erscheiiiei um so großer,

als für das Recht, die Verwaltang und die Tedinik fast alles neu zu

schaffen war. Die bodenpolitisdien 8cb5pfangen diesw «reCen Periode

* unseres Städtebaues sind indes nicht nur für die eigene Zeit, sondern

ebenso für die spätere Entwicklung bedeutsam geworden. Die Leistungen,

die einen dauernden Wert fOr die städtisdie Bodenentwicklung besitzen,

Inssen sich in vier Punkte ztisammenfassen: Aufstellung von Rechts-

sätzen für die l^ofienaufteilung, Schaffung der Einrichtungen für tlen

luimobiliarverkehr und die Kapitalisierung des Bodens, An-L^e-taltung

des städtischen Kieinbauses, Differenzierung der StraUeu nach i^weck

und BedQrfnis.

Die wesentliche Bedeutung dieses Zeitabsclinitts aber können wir

dahin kennzeichnen: das Hittelatter hat den gesamten Stftdleban in

erster Reibe als eine Aufgabe der Bestedeinng erkannt Diesem grOfitea

Ziel war alles andere untergeordnet; ihm mufiten sich alle Einrich-

tungen vom 'Gruttdstacksveritehr bis zur Stadterweiterung anpassen.

Nur vermöge dieser Auffassung konnte das Mittelalter die stets von

neuem bewunderten Werke der Städtebaukunst schaffen und die unver^

gflngUcfaen Grundhi|^n städtischer Entwicklung herstellen.

Eiteratur.

Wilh. ArnotJ, Zur CcHcliichte de^- T!i'Tf>n«nmK in den (loiitüChen StidtMl. Baad ISÜl.

Die UrkundeubQcber der einzelnen deutHcben Städte.

Sehriftm der Arehitekten" «nd IngantenrTereine fflr die. einsdnen Stidte.

A. Basen wein. Die Krl«gabaukoiial, Handb. d. Afchitektiuv Bd. IT, H. 1. DeniK
Btadt 1SS9.

J. KritK, Deutüche Stadtanlagcn; StraBburger Gynuiasialprogramm. Straübuif löd4.

Fried r. Lau, Verfassung und Verwaltung der Stadt COln. Bonn 1888.

M. Heyne, Dm deotsehe Wohnungaweaen. Leipaig 1809.

Stephan i, Der ä1te«te deutsche Wolinbau. Leipzig 1902.

Rud. Eberstadt, RhoiniHche Wohnverhältnisse mul ihre Bedeutung für daa Woh-
nungswoHen in DeutBchUnd, S. 3 f. Jena i'Ju^.

Otto Stiehl, Der Wehnba« dea Mittelellen. Handb. d. Anihitektnr, Bd. IV, H. 8.

Ulpaig 1908.

C H. Peters, De Nederlandsche Stedenbouw. Leiden 1908.

Herrn. Kenssen, Topographie der Stadt COln im Mittelalter. Bonn 1910.

Alfred Pflachet, Daa Anwediaeii der deotaehen Stidte in der 2eit der iniltd*

nlterlicben Kolonialliewegung. Berlin 1910.

ChriHtnph K laiber, Die GmndriBbildnng der deatacben Stikdt im Mittdelter.

Berlin 1912.

W. B. Peteri, Oferheidabemoeiingen met atedebouw tot aan den Vrede nui Monater.

Alkmaar 1913.
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K. J. Siedler, MärkiHcber Städtebau im Mittelalter. Berlin 1914.

Frans Menrer, Der nittdaltorlidie Stad^nuidrU im nördlichen Dentsdilend.

Berlin 1914.

Bud. Eberstadt, StAdtebau und Wohnungswesen in Holland. Jenu 1914.

Paul Klopfer, Das deutache Bauern- und Bürgerbaus. Leipzig 1915.

Dritter Abschnitt

' Die Periode der landesffirstlichen Bautätigkeit.

1. Übergangszeit

§ 13. Mit dem Ablauf des >rittelalter8 tritt /un;if!)st eine Über-

gangszeit ein. während deren sidi neue Anscljaunngen m Pf^roirli des

Städtebaues ausl)ililen. Eine Änderung vollzieht sicli luinmelir sowohl

hinsichtlich der Träger, wie auch in (h'ni System de.s Städtebaus. Die

Ufj^che ist eine doppelte; sie liegt einmal in der neuen Geslakung

der Befestigangs^ nad FenergescbOtztechnik, die das System der Stadt«

anläge und Stadterweitening gänzlich forftnderte, ferner in der Aus-

bildung der neuzeitlichen Staats- und VerCassungsformeUt die dne v5Uige.

Verschiebung der Rechtsgrundlagen im Slihltebau brachten. In den

verschiedenen Richtungen tritt der Einfluß Italiens hervor.

Auf dem Gebiet des Städtebaues gewinnt der Feslungsbaumei&ier

die Führung, der seine Kunst ArchHettura militare verselbständigt

and sie als bosonderen Zweig von der Archifrlhtra ctrilc aijspaltet.

Die bürgerliche liaukiinsf ctatid im Iß. Jahrhundert vollständig unter

der Herrschaft der Ilenaissaiice, die sich als eine historisch-nationale

Bewegung — Rückgriff der Italiener auf die Werke dei ..groBen Vor-

fahren", d. h. der Körner — darstellt. Anders der Fe.stungäbuümeister;

er takt ganz unhtstorisch und tritt mit neuen, sdbstftndigen An-

schauungen hervor. Bei der grofien Anzahl der Gesiditspunkte^ die

in der neuen Stftdiebautedinik zu berfichsicfatigen waren, mufite der*

Festungsbanmeister darauf ausgehen, die Stadt völlig aus dem Neuen

aufzubauen. Als Anfang und Grundlage der Planung dient jetzt die

befeetigte Umfassung, deren äußere Form durch mne geometrische

Figur — je nach der Größe der Stadt Fünfeck. Achteck usf. — her-

peetellt wird. In diesen Rahmen wird die Stadtanlage eingegliedert,

iiulcni die sfiiiitlirlicn Bestandteile de*^ SfadforL'ani?niup. die öffentlichen

tiebäude, die Plätze und Märkte, die liürgerwohnviei tel, die militärischen

Anstalten ihre planmäßig zugewiesene Stelle erhalten. Der Gegensatz

zu dem Mittelalter läßt sich knapp dahin ausdrücken: das Mittelalter

baute eine Stadt und legte einen Mauerring herum; der neuzeitliche

FestuDgabtumeister entwirft eine Festungsanlage und zeichnet die

Stadt hinein.
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Die neuen Baumeister, zunädist Italiener oder in Italien geschult,

bringen Tolbtändige Planungen der systematiBch beuteiteten Stadt*

anläge, die wir gerades» alsMomalplftne bezeichnen dflrfen. Das System

dieser Stadtplane IftBt sich allgemein auf xwei Grundformen xurAck-

fOhren: das Stiuhlensystem, bei dem die Strahlen von den Festungs-

toren und der Umfassung nach dem Stadtnuttelpunkt zusammenlaufen;

und das Scbachbrettsjstsm, das die Stadtfläche in viereckige BauUficke

aufteilt. Die Anschauungen, wie sie in diesen Stadtplanungen ver-

treten waren, gewannen im einzelnen einen bedeutenden Einfluß auf

den bürgerlichen Städtebau. Erst nach der Mitte des IH. Jahrhunderts

gelangten indes die Normalpläne der Festungsbaumeister zur voll-

Abb. 13. Nomtalplan einer Stadt (nach Cataneo); aus Eberstadt, Zur Uescbiclite

d«* 9Uldleb»m; vgl. «. a. O. dift Koraalfigar «Anw Featniigntadt im 8tmblMiBy*t«m.

ständigen Verwirklichung durch Neugründung einer Stadt; es geschah

dies bei dem Bau der Stadt Neu-Malta. zu Ehren ihres Begründers

Lavalletta genannt, die im Jahre 1566 gänzlich nus dem neuen nach

dem Normalsysteni angelegt wurde. Eine weitere Fortbildung der

städtebaulichen Systematik zeigt sich in der Planung der Stadt Pahna

Nova, 1593 angelegt, die in der StraÜenführung, Platzgeslaltung und

Gebäudestelluug bereits die meisten der neuen städtebaulichen Wir-

kungen seigtf die man allgemein einer splteren Zeit, namentlidi dw
des Barock, zuschreibt

Wlhrend der Stldtebau eine neue Technik und Systematik aus-

bOdete, hatte sich zufi^cb auf dem Qebiele des Bedito und der Ver-

waltung ein Umsdiwuug vcdlzogen, der fflr die praktische DurdifQbrung

Digitized by Google



Di« Fwiode 4m landesfüratUcben Bautfttigkeit 61

der neuen Btftdtobanlichen Bestrebungen erat die MflgUchkeit sehnt

Das Zeitalter des Absolutismus hatte begonneu. Eine neue wissen-

schaftliche Behandlung des Staatsrechts entwickelte sich während des

16. Jahrhunderts. Die Rechtsphilosopliie, zunächst vor allem durch

romanische Autoren gepflegt, untersucht den „natürlichen" Begriff des

Staates und seines Rechts. Das Ziel war nicht mehr, wie im Mittel-

alter, die vorsichtig tastende Fortbildung üljerlieferrer Einzelrechte und

Befugnisse, sondern die Konstruktion des Rechte aus der Natur der

Dinge. Die Staatsgewalt wurde erkannt als ein begrifflich vollkommenes

Wesen, das sein Becht auf allen Gebieten al^lut gebraachea dflrfe.

FOr die Betätigung der Begierungsgewalt aber bot vor allem der

Städtebau eine Vereinigung gflnstiger Bedingungen. Die Lehren der

neuen Stfldteplauung schienen den obrigkeitlichen Eingriff geradexu

herauszufordern und waren dem unumschränkt handelnden Willen an-

gepaßt Andererseits waren die Machtliaber des 16. Jahrhunderts der

Durchfflhrung von Plänen geneigt, die von einer fortschreitenden Ent-

wicklung des Gemeinwp-ens /eii'jton, zur VersclKinennip der Städte

beitrugen und dem Urheber ein bleibendes Gedächtnis der Bautätig-

keit — den Bauruhm — sicherten.

§ 14. Unter solchen Vorausset/ uiigcii cat wickelte sich während

des 16. Jahrhunderts die landesffirstlicho Bautätigkeit im Städtebau,,

verbunden mit einer systematiBcheii Baupolitik. Unter Baupolitik ver-

stehen wir die Einsetzung staatlicher Uachtmittel zur Erreichung

bestimmter Ziele im Bauwesen. Der absolute Staat hat, wie auf allen

anderen Gebieten, so ua.dk auf dem des Wohnungswesens und Städte-

baues seine Machtmittel kräftig zur Anwendung gebradit Die landes-

fürstliche Baupolitik wurde ziiorst in Frankreich ausgebildet und

späterhin wie andere fran/.ösi.sclie Einrichtungen von den deutschen

Landesfüristeu übernommen, Jedocli unter wesentlicher Umgestaltung der

Mittel und Ziele.

Die französi seilen Könige hatten im 16. Jahrhundert, als die Hof-

luiitung in Paus einen muner grütierca Glau/, entfaltete, in stets

steigendem Maße in den Ausbau der Hauptstadt Paris eingegriffen.

Wlhrend die Prunkbauten der Könige und die Wobnhdfe des Adels

das Stadtbild Jbereicberten, fimd zugleiidi eme starke Vermetuung der

Bevdlkerung statt. Die Stadt nahm ebenso an Pracht wie an Dmfsng zu.

Auf diese bauliche und bevölkerungstechnisdie Entwiddung haben die

Könige frflhzeitig einzuwirkmi gesucht Die Eingriffe beginnen, wie

hervorgehoben sei, mit einem Bauverbot; die religiösen Bewegungen
des IG. Jahrhunderts ließen es Heinrich II. anj^ezeigt erscheinen, dem
Zustrom von Zuwanderen! nach Pini-^ vorzubeugen, und ein im

Jahre 1549 erlassenes allgemeines Bauverbot wurde hierfür als ein
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jjpfi'/netes Mittel erachtet. Das allgemeine Verbot wurde alsbald für

ein/.clne He/irke aufgehoben und nach wenigen Jahren nicht mehr

berücksichtifi;! ; indes entwickelte sich liierans der Grundsatz örtlicher

liauverbote, der von dem Absolutismus in Fiaiikreich wie m uuUereu

Lflndem vieUadi angewandt wurde. In der Absiclit nimlidi, die Ban-

tfttigkeit in den von den LandesfOrsten begflnstigtea Stadtbezirken (Innen-

stadt, Umgebung des Residenzsclilosses) zu beben, Wurde ftfber der

Hftaserbau in den VorstihlteB verboten oder auf die Errichtung kleiner

minderwertiger Hausbauten bescfartUikt

Unter dm hierbei gebOrendwi Hafinabineii ist eine ktfniglich« Ver-
ordnung de» Jahres 1550 zu erwähnen, die bestitntnt, daß in den Vor»'

ßflldteii von Paris nicht höher L'ebaut werden dürfe als zwei CreschoHse; •

zugleich wird die Anlage von Uofgebäuden verboten. £& mag zunächst

scheinen, als ob die alte Baupoltsei schon hier die ihr neuerdings gesetsten

hygieniHchen und volkswirtschaftlichen Ziele verfolgt hätte. D[e>i ist

indes nicht der Fall. Die Absiclit f^ing einfach dahin, den Bau herr-

schaftlicher vornehmer H&user in den AnÜonbo/. irken der * iiesidenz

%u verhindern und damit die Abwanderuug vermögender Familien nach

den Vorstädten unmöglich an machen; eine MaSnahmef die uns spftter

in ahnlicher Form und mit den gleichen Zielen in Berlin unter Friedrich T.

begegnet. Um den (thmz der Re«ideii/, zu erhöhen, wollte man ver-

hindern, UuU die reichen Leute sich in deu Vorstädten anbauten. Nur
'diesem Zwecke nicht aber einem volkswirtschaftlichen oder hygienischen

Oedanken diente die erwähnte Vorschrift, deren Tragweite noch deut-

lieber wird durch das liinzugefHtjte Verbot, herrschaftliche Einfahrten
— porte.-; eoch«'ires — in den Hän.sem der Vorstädte anzulegen.

Tinnitten i^olclicr I nld fördernden, Ijald liemnienden. immer aber

obrigkeitlich rci^uliercndeu Eingriffe in das Bauwesen liatte sich bis

zum Ausgang des H?. Jahrhunderts in Frankreich eine systomatische

Baupuiitik entwickelt, die den Beainieiiapiiarat und die Staatsgewalt für

den' Stftdteban nutzte. Die Ausstattung der Hauptstadt Paris mit vor-

nehmen oder vornehm erachdnenden Bauten» die den Glanz des König-

tums verkündeten, blieb allerdings das «esentlidie Ziel. Ein von der

mittelalterlidien Stadt vollkommen verschiedenes Idesl des Stftdtebaues

wurde hieriwi verwirkliebt und als Vorbild aufgestellt Die banpt^dilicb

angewandten Mittel der landesfürstlichen Baupolitik im Städtebau waren:

Anlage gleichförmiger öffentlicher PUUze (,,iilaces ü symmötric ". streng

einheitlich nmhant); Anlajjo freradlinij^ gezof^ener Straßen: Durciiführnng

von Stadterweiterungen durch Staatsbeamte und {»rivate Unternehmer

nach einheitlichen Plänen; endlich die Vergabung von Baustellen mit der

VerpflirhtiHif^, auf der angewiesenen Stelle ein GebJinde zu errichten.

Zu großem und stetig wacliseudem Kinduu iin ^Städtebau gelangt

nunmehr die literarische Tätigkeit, die zunächst vollständig, von den

•Italienera beherrscht wurde. Die Sehiifttn. der Italiener waren in der
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Ursprache und in den sich rasch folgenden Übersetzungen in allen LSn-

dem verbreitet. Sie bildeten den festen Kanon der Baukunst, aus dem
je<ler, der mit dem nanfach in Beziehung stand, seine Schulung und

sein Urteil entnalim. Meisterlich wußten die Italiener die Wirkung

der literajischen Betätigung auszunutzen und sich den großen Auftrag-

gebern als die ersten Künstler und die unent])elirlichen Kachkenner

darzustellen. Schulmäßige Geschlossenheit, tiotz persönlicher liefebduug

unter den Autoren im rinzelnen, kennseichnet die Sdirifton der Italiener.

Em im Jahre 1589 erataud den Italienern ein ebenbürtiger

literariaelier Gegner in dem Deutaehen Daniel Speckle, dem Fettunga^
bautneister von Straßbur^ nnd einem der angesehensten Vertreter aetiiea '
Fachgebietes, dessen Lehren anch bei der Noubofesticiunt,' Antwerpens
iui 16. Jahrhundert angewandt wurden. Mit echt alemannischer Ur-

wUcbsigkeit wendet sich tipeckle gegen die Welschen, di« das Alleinrecht

in deir Knaet beanspruoben nnd bebanptea, daß alle nene Erkenntnis ycn
iliiieii herstamme. „Die neue Baukunst", heißt es in seiner Beweis-

führanfj, ,,nimmt ihren Ursprung von der Technik des Feuergescliützes.

AVer hat nun das Pulver erfunden? War es ein Italiener oder nicht

etwa ein deutscher M5neh? Die gesehaftatttchtigen Italiener verschaffen

sich ihre Auftrage vermittelst ihrer Druckscbrifteni in denen sie sioh

aller Welt als die großen Meister aufreden. Wem verdanken sie wohl
dieses unentbehrliche Betriebsmittel? Hat ein Welscher den Buchdruck t

erfunden, oder nicht der Dentsohe Gnttenbergt Und wie steht es mit
den anderen Kflnsten, da» Preßwerk zu Münzen, so in Itatia gebraucht

uinl. die trewalti^en BrechKcliraul)eii, damit man Türme und Mauem
einwirft, und die subtilen Künste, das klein Uhrmachen, Kupfersteohen,

Oie6werk? Das alles, was sie in Italien von solchen Künsten haben
und gebrauchen, kommt von uns Deutschen her. Was aber die 6e-
breclien nnlangt, so ist der Trunk, das <:roße Laster der Deut.schen,

doch lange nicht so schlimm, wie die sodoraitischen Sünden der Italiener".

In der Lehre dieser wissenschaftlich-literarischen Darstellangen, wie

in ikn- Praxis de:- Strultel)aues bahnt sich eine Wandlung an. deren

Wirkiini^ sicli in der Folgezeit fortwährend steigerte; es ist die verän-

derte Auffassung von der Straße, der man jetzt einen selbständigen

ästhetischen Wert hciznlecfen beginnt. Mit dem ncuzeitHchcn Festnngsbau

liatte liie Straiie eine erhölite liedeutung gewonnen. Die Forderung der

gerade doreligelienden Straßen ist eine der ersten Regeln des neuzeit-

lidien Fe&tiiogstMues, der die anmittdbare Verbindang der Hauptplätae

und Nebenplatse mit der Festungsumwalluag dnrch geradlinige Straßen

fordert^). Natzlicbkeit und Notwendigkeit hatten die Grundlagen hei^

gestellt; das SdiOnheitsgeffihl der Zeit mußte sich, nach einem alten

Grttodgesetz der Baukunst, ihnen anpasaen. Einem Zeitalter, das die

I) „fürs erbt zeucht man alle (irtsgen Pintz lau! Stiliid von der mitten aaM
dem Centro dorebauss", laatet die Vonciirift Daniel Speckle s.
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Geometrie auf das höchste verehrte, und mit jeder geometrischen Figur

Sinn und Bedeutung verband, iiiuütc überdies in der Tat das „Straßcu-

netz" eine fisthetische Befriedigung bereiten. Die selbständige Schön-

heit der Straße an sidi war ebtdeckt; allerdings abnte das Zeitalter

nodi nidit, welchen Koitus spätere Geschlechter mit ihrem Liebling

im Städtebau treiben wOrdm.

Die Schweifaog der Stralle als Mittel des von Alberti beftlrwop-

teten städtebaulichen Effekts wurde nonmehr aufgegeben; geradlinig maß
die Strafie sein und in gerader Führung die Stadt nach den verschie-

denen Richtungen durchschneiden. Der Bliclcpunkt (Point de vue)

«ird betont; den HoDomentalgebtaden wird durch die Geradefahrang

der anf sie gerichteten bedeutenden Strafiensttge die richti<.'e Wirkung
verliehen — allo« in allem eine Absage an die städtebauliche Auf-

fassung des Mittelalters, das die Abwechslung — den Blickwechsel,
s. oben — im Stadtbild wfiDsebte und damit in notwendiger Folgemng
die Begrensang des Blickfeldes in der Strafienftthrang bevorsngte.

Im Zosammenheng mit den Einwirknngen sadländisehen Bau-

wesens gelangten während dieser Zeit von Italien nach dem Norden

neue Banfonnen, die von großem Einflafi auf Städtebau und Wohnungs-

wesen wurden. Neben dem fiberlieferten alten Bürgerhaus — dem

schmalen Grundstück mit kleiner Straßenfront — wird allmählich das

in Italien lipinii^che. dort ausgebildete breite Etagenhaus eingeführt

Dem mittelalterlichen D reifensterhaus, das den individualbesitz betont

uniJ mit seiner schmalen Front für eine Familie oder doch für eine

geringe Zalil von Hrtushaltungen bestimmt ist, tritt ein breites Grund-

stück zur Seite, das die Abmessungeu der Bauwerke der voruehmeti

Klassen nadiahmt und bd seiner späteren Obertragung auf das Bürger-

haus schon äußerlich den Gbarskter des Uietshanses erkennen läfit

Die Vermittler der ans Italien tlbemommenen Bauform waren Bau-

meister der Renaissance, die in den Urkunden bezeichnenderweise die

„welschen Maurer" benannt werden. Unter diesem Ausdruck verstand

man sowohl gebürtige Italiener wie auche Deutsche, die in Welschland

die n^ue Kunst gelernt hatten.

Vgl. zu dem obigen Absolinitt : Eberntadt, Zur Geschichte des

Stftdtebaus. Zeitschr. „Kunst und Künstler", Juni- und Juliheft 1916.

2. IHe landesfürstliche Bautätigkeit in Deatsctüand.

§ 15. In Deutschland beginnt mit dem Abschluß des .')Ojährigen

Krieges und der Erstarkung des Landosfflrstentums die Periode der

landeefflrstlichen Baupolitik. Die deutsche landesfflrstliche BaupoUtik

unterscheidet sieb in den gut verwalteten, nicht schlechthin des fran-

zOsische Vorbild nachahmenden Territorien Deutsehlandst von der frsn-

zMflcbeD Banpolitik in der gleiehen Weise wie die Ausgestaltnng der
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absolotistisdieii Venraltung fiberhaupt: dort FfirstMiabsoIutismps, V09

dem persdnlichen Willen des Ffinten beherndit; hier StaataabsolutiS"

maB, der im Dienste des Staatsgedankens steht Die Erfolge der

landesfOrstlichen Bautfttigiceit sind aufierordentlidi grofie gewesen; be-

wondernngswOrdiger noch, wenn man die schwierigen Verhältnisse be-

trachtet, unter denen an der Hebung verarmter und zurückgebliebener

Landesteile gearbeitet wurde. Die Hauptaufgabe der Lündesfflrsten

ging dahin, die Städte aus dem Verfall wieder aufzurichten. Wenn
auch das ganze F nnti unter den Verwüstungen des großen Krieges und

ihren Nachwirkungen scliwer gelitten hatte, so waren doch die Zu-

stände in den Städten infolge der völligen Verödung von Handel und

Gewerbe und der Zerstörung von Eigentum weitaus am schlimmäten.

Der Stfldtebao fand in zahlreichen deutschen Territorien wirinam^

Fördemng; namentlich ragen Brandotbnrg'Preofien, die PfolZtTflrsten-

tnm Bayreuth und Braunschweig-LOnebnrg dardi die nmfassende Tätig-

keit fOr die Hebung d«* Stftdte hervor. Die AuKssaung, die in der

Liteimtur hinsichtlich der besonders bedeutsamen preuBisdi«! Baupolttik

vertreten wird, ist indessen eine irrtQmliche. Wir liören da von wiU-

kOrlichen Eingriffen absoluter Fürsten, und selbst in den neueren wissen-

schaftlichen Bearbeitungen wurden die TrHger der preußischen Bau-

politik im 17. und IR. .lalirhundert dargestellt als zwar wohlgesinnte,

aber rücksiciiLslose und selbstherrliche Neuerer. Von solchen Dingen

kann in Wirklichkeit keine Rede sein. Das Verdienst der jireuliisdion

Könige ist ein seiir viel tiöheres, als es ihnen in jener Auffassung zu-

geschrieben wird.

Die in Preußen ausgebildete Baupolitik ist nur zu verstehen, wenn

wir sie als einen Teil der sUgemelnen Verwaltnngspolitik auflisssen, die

> tai Preußen durch die Verkettung versdiiedener Umstände an die Be-

gttnstigung der Städte geknttpft war. Ein Hauptmittel für die Kräftigung

und Hebung des; Htantes bildete, der merlcantilistischen Auffassung ent«

sprechend, die Förderung des Gewerbewesens; das Gewerbe aber hatte^
von be.stiminten «sogenannten Lamlindustricn abgesehen - von alters

her in di!r Haiijttsache seinen Sitz in i]vv. Stjidtfn und wurde seit

geradezu auf die Städte l)cschränkt: durch Freiheiten, Privilegien und

Unterstützungen suclite man gewerbelätige Einwanderer in die Städte

zu ziehen. Durch die verschärfte städtische Konzentnerung der Industrie

wurden ferner zahlreiche Handwerker vom plstten Lande in die Städte

getrieben. In hohem Maße wurde dann das Anwadisen der Stftdte

verstirkt durch die segrasrmdie preufiisdie Bevfilhemngspditik und die

Begünstigung der Einwanderung, d^n Strom, soweit es sich um Ge-

1) VfL m€iii FhmsOaiadiM G«werberdcbt vom XIII. Jahrb. Ii» 1581, S. 38tf i
Lflipsig 1880.

Ebcrttsdt« HanMNich det Wohmii«nMtcm. 4. Aufl. 5
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werbetreibende handelte , bei aUor Sorge fflr die läadliefae Besiedeliing

snoieist nach stidtiBdieii Anlagen gelenkt wurde. Eine ganse Baihe

von Maßnahmen trat unter FHedrich Wilhelm L and Firiedrich dem
Großen hinzu, die der kombinierten Forderung von stidtisdiem Wesen

und gewerblieher TfttiglEeit dienten.

Hand in JBbmd mit dieeer energiBehen, stldtefSrdemden Politili

ging nnn, als ihre geradean selbetverBtlndlicfae Folge, die urnfBaaende

Bautätigkeit und BanpoUtik, die mit steigendem Eüer durchgeführt

wurde. Das 18. Jahrhundert bezeichnet fOr Preafien. deti Höhepunkt

der landesfflrstlichen Bautätigkeit: ganze Stadtteile und Städte wurden

damals planmäiiig und systematisch neu angelegt. Die Gruudlage der

preußischen Banpolitik ist eine zwiefache gewesen. Die Hoheuzollem

haben hier, wie auf anderen Gebieten der Verwaltung, fremdländische,

insbesondere französische Einrichtungen und Vorbilder Übernommen;

es lag dies in der Richtung der Zeit und war damals notwendig bei

der Rflckstibidigkeit der einheimiaehen Znatindeb In der Hauptsache

aber wurde das alte kommnnal'Btändische Becht nenbeiebt und ausgeübt,

daa Recht, das durch die UntXttgkeit und Verwahrlosung der atidtisdien

Verwaltung in Verfidl geraten war. Eine auf willkflrlidi eifondene

Beebtasitse geatfltste Baupolitik bat es dagegen in PreoBen nicht

gagaboi.

Das zuerst angewandjte Mittd der preußischen BaupolitOc war

daa Recht an unbebauten Baustellen; unbebaute Bauplätze wurden

eingezogen und an baulustige Unternehmer vergeben. Aber dieses

Verfahren ist nicht die Erfindung Friedrich Wilhelms I., sondern ea

stellt einen der ältesten Sätze unseres Stadtrorhr<^s dar, der früher

von den Städten (s. oben S. 54) und nunmehr von dem König von

Preußen durchgeführt wurde. Die Verj^ il iiiig von Bauland mit Bau-

verpflichtung und die Gewährung von Baumaterial und Zuscbtissen

gehörten zu den Mai^nahmen der fraazusischen Baupolitik, beruhten aber

in der Hauptsache wieder auf filteren Rechten und Oebrftuchen der

8tidte (s. oben). Hierzu tritt dann die qrstematiscbe Anlage vollatlndig

neuer Stadtteile die selbstverstfindlicberweise keine Reditsneuerung in

sich sdilieBt Die prenfiiscfae Banpolitik unterscheidet sidi in keiner

Weise von der allgemeinen Verwaltungspolitik, deren Grundsätze waren:

Heroin nnhme fremdländischer Einrichtungen und Vorbilder, hauptsfich-

lieh aber Herüberziehung des vormals ständischen Rechtes auf eine rein

staatliche Grundlage. Die Größe der preußischen Könige lag auch

auf diesem Gebiete in der sittlichen Kraft, mit der sie Widerstände

and Interessengegensätze zu überwinden und dem reinen Staats-

gedanken unterzuordnen wußten.
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Die Baut&tigkeit der preußiscben Könige erstreckt sich auf die

Förderung der Aneführung einzelaer Haosbaaten sowie auf die Anlage
grVfisrar Stadterweitenrngra, vad di« Errtclitang tod Eolonitten- und
Bauernhäusern in Landstädten und Dörfern, sowie von öffentlichen Oe*

b&nden (Kirchen, Schulen, Verwaltungsgebäuden). In Berlin war die

Bautätigkeit unter dem Großen Kurftlrsten, mehr noch unter Friedrich I.,

Friedricli Wilhelm and Friadrieb dem Grofien eine tim&aaende. Der
Reihe nach wurden der Friedrioluwerder, die Dorotheenstadt, die

Priedrichstadt angelegt. Ein hervorragendes Verdienst gebührt Fried-

rich Wilhelm L, der nicht allein für Berlin Grolles geaohaffen hat,

sondern ench atif des Banwesen anderer Stidte fOrdenid einwirkte. Li
Magdeburg griff FUrst Leopold von Anhalt-Deeaeit| der ^Ite Desaener**,

al» langjähriger Inhaber des dortigen GoavemeurpostenH, in seiner tat-

kräftigen Weise — ganz in Übereinstimmung und mit Untersttitaimg

FHedrieh Wilhelow L — in das Bauwesen ein. „Ihm iet es an ver*

danken, dafl geetfndere VMrhftltniase eintraten durch Aufräomnng der
Triimmer^^tütrnn, RegeliiUi^ der Straßenreinignng, EinfUlirang einer ver-

nünftigen btraßenentwässerung und Beeinflussung der Bautätigkeit. Die

Zalil der von ihm gelösten Aufgaben zur Betiserung der städtischen

Verhiltnlsse in jeder Beaelrattg erscheint schier nnf^aublieh** (Peters,
Magdeburg, 8. 17 f.). Arbeiterwobnungen, die noch heute in Benutzung
sind, wurden von Friedrich dem Großen in Neu-Ruppin gebaut Es

sind Häuser im gemeinschaftlichen Besitz von 4, 6, auch 8 Eigentümern,

die js einen Teil des Haoses — in den meisten FftUen 1 Stabe and
1 Kammer — besitzen und mit ihrem Hausanteil grnndbucblich ein-

getragen sind — Über die Bauten für Kolonisten auf dem Lnnde vgl.

£rich Neubaus, Die friderisianiache Koloniaation im Wartbe- und

Netaebmch, Landaberg 1906, 8. 96, 102 n. III; Uber die Anlegung
on Dörfern und Siedelungen, insbesondere ftlr die aal dem Lande be-

triebene Spinnerei und Weberei vgl. die Untersuchung von Waldemar
Kubn, Kleinsiedelungen aus friederizianiacber Zeit, Stuttgart 1918.

Zahlenangaben über die Siedelungatätigkeit seit dem Grofien Rnriflratea

gibt Panl Fischer, Kleinaiedelnngaweaeo inPreoBen. Unter demGreSen
Kurfürsten wurden etwa 375 000 französische Refugi^s angesiedelt, un-

gerechnet der Zahl anderer Kolonisten und Glaubensverfolgter. Während
unter Friedrich 1. und Friedrich Wilhelm L ein Zuwachs von etwa
60000 Köpfen au veraeichnen ist, ateigt die Siedelungstitigkeit unter

Friedrich dem Großen auf 320214 neu angesetzte Ansiedler, von denen
auf die Städte 122 380, die übrigen auf das flache Land entlallen;

Fischer, Archiv für innere Kolonisation, Bd. IX, 191V, S. 61.

Die Neuanlage von Städten oder die Angliederung neuer Stadt-

teile, die einer völligen Neugröndung gleichkamen, wurden in deti vor-

schicdcDsten Landesteilen Deut<^rh}ands durch die Landesfflrsten vorge-

Bommen. Unlei »len Neuschopfungen, die für die Tätigkeit der FQrsten,

wie für das von ihnen angewandte System des Städtebaues keno-

zeichnend sind, ragt die Stadtanlage von Mannheim hervor.

Das einen durchaus einheitlichen Eindruck machende Stadtbild

(Abb. 14) ist indes nieht nüt «nem Mal, sondern sttti&weise entstanden,
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allerdings in jedem Abschnitt nach dem gleichen Parzellierungssyst^m.

Kurfürst Friedrich IV. von der Pfalz gründete 1607 an Btelle des alten

Dorfes Mannheim einen befestigten Waffenplats, der ans einer stark an-

gelegten, den rein iniUtftrischen Ao^ben dienenden Feste (Zitadelle)

niid aus der an diese ansrhlieDenden , nur durch Man<»r, (iraben und

Bastionen geschützten ätadt bestand. Die eigentiiche Totite erhielt den

Namen Friedrichsburg and bedeckte mit ihren Öebftaden und Aoflen-

werken die obere H&llte des beifolgenden Planes hm su dem etwa in

der Mitte der Stadt gelegenen mit Bäumen besetzten Straßeuzug, der

noch heute die Plankeu, d. Ii. die vor der FoHt« oin -st ammten PaÜHaden,

geoamit wird. Die Stadt Helbst dagegen uauin aauaam uur die uutere

HtMte nnssrer Planseiehnimg ein. Das für die Stadt bestimmte QeUnde
wurde einheitlich aufgeteilt. Die Straßen wurden in gerader Linie

durch die ganze Stadtfläche hindurch "geführt und durchschnitten sich

sämtlich rechtwinkelig. Lediglich längs des Pestungswailes wurde der

ftofleren Strafie die dnrch die Befestigung bedingte schräge Riohtnng

gegeben. Das Straßennets serle^'te die Oel&ndefläche in rechteckige

Baubh'Hke. nnr] die damals am Nockartor angebracht« Inschrift durfte

mit Recht sagen, daß der Fürst .^mta spattorum dimensione nobile

m

urbem" gegründet habe. Im Jahre 1622 war die Stadt, die mit weit-

gehenden Privilegien ausgestattet wurde, bereits zu einem erheblicdMn

Teil ijfisiedelt, als sie der J^eratttrung durch Tilly anbeimfiel. (Vgl* den

(irundriß von 1622, Walther, Mannheim, S. Idb und 155).

Nach dem £lend des SOjährigen Krieges wurde die Stadt, von

Karl Ludwig im Jahre 1662 wiederam mit Privilegien freigiebig ans-

;iestattet, Unter Einhaltung des ersten Bebauungsplanes, neu aufgebaut.

Für den Häuserban erfolgte, nach den Privilegien von 1652, unentgeltliche

Zuweisung von Bauplätzen und billige Lieferung von Baumaterialien.

Der Knrfttrst wflnschte der Stadt ein ansehnliohes Anfier« so geben;

die kleinen eingeschossigen Häuser erschienen bald aioht mehr HtattHch

genug, und nach dem günstigen Fortgang der Bebauung gab der Kur-

fürst dem Rat »einen Willen zu erkennen, „daü anstatt der in Mannheim
befindlioben geringen, nichtswertigen Hiaser die Eifsentflmer andere gute

Hinser und wenigstens zwei Geschoß hoch bauen, oder da sie das nicht

tun wnlhen, die kleinen Hauser taxiert werden und um den taxierten

Preis anderen, ao auf dem Platz gute, große Häuser bauen wollen, solche

flberlassen, wie aooh diejenigen, so noch leere Plfttse besitisn, weldie

an die Straße stofien, dieselben bebauen oder ebenfalls anderen, die

solche zu bebauen begehren, selb!; r ab/ itrrrfMi gehalten sein sollen". —
Um deu H&userbau zu regulieren, wurden für die Baulustigen vier Vor-

lagen (^„Modelle") aufgestellt, die, nach Hausgrüße und Stockwerkszahl

abgestuft, dieobrtgkeiUich gewtlnsehten und für die vers^iedenen Klasssn

der Bev<ilkerang geeigneten Hansgattungen xeigten:

Modell A B C D
6 3 2 2 Geschosse

14 6 6 3 Fenster Front.

Durch die pfälzische Besiedelungspolitik und die Hereinziehung fremder

Einwohner wuchs die Stadt bald empor. Die Baupliltze hatten aller-

dings nur in den bevorzugten Lagen einen Verkaufswert; in den Neben-
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strafen wurden sie noch unentgeltlich abgegeben. Die Baut&tigkeit war
«Im rege; HftoMr wnrdai ftol Spelndtfi'oB toh üntemelnDeni geWot
and von Kapitalisten geschäftsm&Big gekauft (a. a. O. S. 1781.).

Im Jahre 1689 wurde die Stadt infn]^^:^ der von Lufhvi.^ XTV. an-

geordneten Niederbrennung der Pfalz von den Frauzoseu in barbarischer

WeiM zum Bweitenmal lentOrt. Nach schweren Not- und Kriegsjahren

ward« seit 1709 der dritte Aufbau (unter Karl Philipp) in die Wege
geleitet. Die Feste Friedriclisburg wurde geschleift und eingeebnet und
ihr Gelände zur Stadt geHcIdagen, unter Ausdehnung de« 7nvor ange-

wendeten 8ytttemä der btraßen- und Baublockanlage. Der ivuriUrsi ver«

legte bald darauf aueh eeioe Beeiden« naoh Ifannlieim and nunmehr
erfolgte der Bau des die Stadt abschließenden Residenzschlosses, so daß

erst jetzt die vielfach als einheitlich angesehene Stadtanlage vollendet

war. Die gleichförmig erscheinenden Baublücke sind im übrigen nicht
on i^eieher Qrfifie; wfthrend die eenkreobt laufenden Straften im weeent-

lichen in gleichen Abständen von etwa 55 m gezogen sind, haben die

Querstraßen verschiedene Ab?<täude von 80— 110 m, so daß die einzelnen

Reihen von Baublöcken eine verschiedene Tiefe besitzen. Nur die Regel-

nlBigkeit der Strafienfllbmng Iftfit eie wie gleiche Felder eine« Sdiach-
brettes erscheinen.

Bei der Bebauung des Geländes der vormaligen Friedrichsburg

wurden die Baustellen wiederum unentgeltlich, jedoch mit Bauverpflichtung

abgegeben. Die absolutistische Geschmacksrichtung im StAdtebaa hatte

inzwischen weitere Fortsehritte gemacht; es wurde ntdit allein die etmgste
Einhaltung der Ratifluchtliuie vorgeschrieben, sondern auch möglichst

gleiche Höhe der Hauser eines Baublocks gewünscht. Die „Symmetrie"
(oben S. 62) wurde als Grundsatz eingeführt, und der gleichförmige, die

obrlipkeitliclieRegelung ausdrttekendeAusbau derSträfien wurde angestrebt.

Zu den von deutschen Landesfürsten neugegrflndeten oder durch

An^ederung umfangreicher Stadtteile umgestalteten Städten gehOren

Erfaugen, Bayreath, Karlamhe, DQsaflldoit Ludwigsbuig, Hanau, Daim-

stndt, Fread^DStadt, Kassel, Braansdiweig, NflDwi«d u. a. Kanm flbei^

adibar ist die Zahl der Stfldte, in denen einseine Stadtbesirke nnd

namentlich KleinsiedelQngeB angelegt wurden.

Briangen slhlt unter die typischen Beispiele, die die Wieder»
aufrichtnng der in den Kriegen des 17. Jahrhunderts verwüsteten
biete durch landesfdrstliche T&tigkeit zeigen. Drr Neugrttnder Blr-

langens ist Markgraf Christian Ernst von Braudenburg-Bajrreutb,
der, dem Beispiel seines Vetters Friedrich Wilhelm, dee Großen Kurfflrsten,

folgend, die Neubesiedelung und wirtachaftliche Hebung seines völlig

verheerten Landes betrieb Noboii riem im 30jfthrigen Kriege bis auf

das letzte Haus zerstörten alten Erlangen gründete Christian Emst im
Jahre 1685 die neue Stadt, die durch Aufnahme gewerbetatiger fran-

sOsischer Refugies bald cur Blttte gelangte. Die Neustadt ist voll-

stand i^r rr-;^olm&ßig gebaut, mit gerade gerichteten, rechtwinkelig kreu-

zenden ötraßen und mit einer großen Zahl freier Plätze aasgestattet.

Der nach der Altstadt anschließenden Hauptstraße ist in ihrem nörd-

lichen Ladf tine leichte Krflmmong gegeben, wodurch sine stldiebaU'-
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technisch reizvolle Wirkung enteteht Im Mittelpunkt der neuen Stadt

steht das landesherrliche Schlofi. — Bayreuth war wahrend des 18.

Jahrhunderts eine Stätte lebhafter Bautätigkeit der LoudesiUrsten , die

MwoU den MoDnmentelbaa wi» den bflrgerlicbeii Wohnbttt dtureh Auf*

wendang grofter Mittal forderten. Darali Vortrefflichkeit der stadtebaa-

lichen Wirkungen zeichnen sich namentlich die von Markgraf Friedrich

geschaffenen Stadtteile aus^ die Stral^eo, die Platzanlagen und die Baa-
irerke ergeben StftdtebUder von groBer Scbfinbeit. Die in dem Jabre
1701 f. angelegte Vorttedt St. Georgen bildet eine Stedtenlage fttr sieb,

• • die (an einem großen, heute durch Trorkmilfi^xting beseitigten See f^r-

richtetj das fürstliche Schlofi mit Noboogebäuden, eine Matroseusiede-

Inng, Kasernen, PorzeUenfebrik, femer die in streng eiuheitlichen Hena-
formen erbaute BOrf^rwohnstedt mit Kirobe nnd Ratbaas umfaßt.

Bei der Grflndnng von Karlsruhe durch Karl Wilhelm im Jahre

1715 war zunächst nur der Bau eines landesfdrstlichen Schlosses be-

absichtigt; die Anlage der Stadt trat erst nachträglich hinzu. Der hierbei

der gesamten Anlage aagmnde gelegte Plan ist kennseidinend fflr die

Zeit: der Plan als Ganzes besteht aus einer dem Sonnenbild nach-

geahmten Fignr von 82 Hadialstraßen, die sämtlich gleich Soinien^trahlen

von dem landesftirstlichen Schlofi, als dem Mittelpunkt, auslaufen. Die

Mehrsabi dieser Strablstraflen fllbrt in den umliegenden Sohlofigarten,

Vibrend eine Anzahl der »(idlich laufenden Strafien das Gerüst der

neuen Stadt abgab, dt^i t n Plan dadurch von selbst die Grundform p'irtf^n

Fächers erhielt. — Bauland zum Mäuserbau wurde während des Ib. Jahr-

hunderte den snatebeiideii AnsMIIem unentgeltlich- abgegeben, ferner

wurden Bauholz und Sand geliefert. Unter diesen Verhältnissen hatte

die Baustelle» rinen geringeren Wert als der landwirtschaftlich ge-

nutzte Boden. Für den zu Baustellen eingeteilten Boden wurde kein

Preis bezahlt, während das nicht zu Bauland bestimmte Gelftnde seinen

Nntsnngswert ele Oarten« Feld oew. besafi. — Zur Belebung der Ban-
tAtigkeit wurden noch besondere Beihilfen, sog. Baugnaden, gewährt.

Die Aufschließung des Baugeländes von Karlsruhe war im 18. Jahr-

hundert und bis ins 19. Jahrhundert hinein Sache der Obrigkeit. Die

Btnteflnng der Grundsttfcke wurde gemftft dem Stande und Beruf der
Bewohner durchgeführt, so daß neben den großen Grundstücken die

entsprechende Zahl kleiner Parzellen bereitgestellt wurde. Auch der

Bau der Häuser bleibt nicht der Willkür des einzelnen überlassen,

sondern die Obrigkeit stellt „Modelle'* auf, in denen beetimmte Vor>
Schriften über die Fassade, die Bauböhe, den Stil und das Material
der GebRudc — nach einzelnen Bauklasseu abgestuft — gegeben i,^ erden.

Niedrige üäuser sind nur in den minder vornehmen und Nebeusuafien
erwtlnsebt; in den Hauptstraflen und an den breiten Öffentlichen Plfttaen

wird auf den Bau mehrgeschossiger Häuser hingewirkt. — Über landes^

fürstliche Banpolitik in Brr\nn^ hweig-lJineburjr v^rl Ad. Keyssor,
Ztschr. f. Wgsw. 10. Jan. 1905, S. 88 (nach der i rkf tr. Ztg.).

Unter den baatecbnischen Einzelheiten jenes Zeitabschnittes ist

noch flie Behandlunf? der Hausfonnen besonders t\i erwähnen. Bereits

oben wnrfie darauf hingewiesen, wie im Gefolge des fremdliiiHli^rlion

Einflusses nunmehr das in Italim and Frankreich ausgebildete breit-
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gt.sueckte Etagenhaus als neue Bauform für das bessere und vor-

nehmere Bürgerhaus zur Einführung gelangte. Hei den landesförst-

lichen Stadtanlageu wurde diese Bauform vielfach angebracht, sowohl

im Osten wie im Westen Dentschlaods. Hau wünschte diese Haustypen,

wie zuvor bei Mannheim nnd Karisrolie bemerkt» insbesondere in den

Haoptstrafien, weil die grOfieren Bauten finfierlieb die Voratellang der

Yornefamheit erwecken konnten nnd die Anwendung monumentaler, dem
Falastban entlehnter Banformen gestatteten. Als sachlich«' Grund der

BegQnstigang trat wdter hinzu, dafi man in dem fflr mehrere Familien

angelegten Etagenhaus fflr die staatlichen Beamten reiehlich Mielr

Wohnungen bekam.

Bei der künstlichen Fcjrderimg der großen Bauformen für die

Hauptstraßen mögen wir uu8 noch vergegenwärtigen, daß es der da>

maligen Zeit vollständig an den Gewerbebetrieben fehlte, die heute

onsere Verkehnstrafien mit stattlicbeo Oebkuden versehen.

' Der Absolutismus hat indes das Etagenhaus nicht etwa allgemein

Angewandt; vielmehr wurde .stets dafür gesorgt, daß neben den breiten

igrOfieren Hiethfiusem die ent^reehende Anzahl schmaler Eleinhluser

fttr Handwerker und KleinbOrgnr gebaut wurde. Es wflrde der Auf*

fassung des Absolutismus durchaus widersprochen haben, wenn er die

Entwicklung der GrundstflcksparzelHerung etwa sich selber überlassen

hätte. Die Anschauung von den vorsorgenden Aufgaben der staatlichen

Verwaltung verlangte vielmehr gerade auf diesem Gebiet ein entschiedenes

Eingreifen der Staatsgewalt. Teils wurden gan7e Abschnitte einzelner

Straßen dem Kleini)au vorbehalten; teils wurde innerhalb eines Häuser-

blocks eine Hälfte zur Aufteilung in kleine Grundstücke ausgeschieden.

Die soziale Fürsorge für die Bodenpai zeliierung war eine äußerst weit-

gebende, und es ist von hohem Interesse, in den Bebauungsplänen des

47. und 18. Jahrhunderts die Einteilung der Grnndstficke, die bb zu

der kleinsten Parzelle heruntergehen, zu verfolgen.

Ich gebe hier die Abbildungen von ewei Bftubltf^en aus der Alt>

Stadt Mannheim wieder, die als typisch fUr das Bausystem dieser

Periode ^^elten kennen (Abb. 16). Die Omndsttirke sind nach der Be-

bauung des Jahres 1000 eingezeichnet: die Höfe sind zum Teil Uberbaut

worden; die wsprUughcbe 6rund8tUck»einteilung ist indes noch genau
inrhalteii und erkennbar. Es ueigt sieh, dtA von jedem Hineerbtoek
etwas weniger als die H&lfte auf «rrußere Grandstllcke entfällt, mit Höfen

für kaufinilnniHflien nnd jijewerblichen Betrieb. Die zweite, ^ößoreHalfto
dagegen ist für kleine Parzellen vorbeliaiten, wobei die Abmessungen
sieh bie sa den Ideinsten OrandatUeken ebstaien. Die Absicht, den
Kleinbürger und Handwerker und aligeaeill die minder wohlhabenden
Klasi^on mit Gnindbeaitz ansznstatten, geht aas der Blonkainteilung

deutlich hervor. Die Bereitstellung kleiner Parzellen ist besonders klar

«ehtbar in dem oben 8. 69 zitierten evtten Stadtplan vom Jahre 1628.
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Die gleichen Absiebten laseen sich in den mnderen Stadtanlagen

des 17. taifl 18. Jabrhunderts nachweisen, so in Berlin in der Friedrich-

stadt. Die Baublöcke der Friedrichstadt zeigen ebenfalls die gemiBchte
Parzellierung, wenn auch nicht mit der gleicbeu liegelMäßigkeit

durobgtfnhrt wie in Mannheim; von den Nebenstrafien waren einiehie

vorzugsweise zu kleinen Parzellen — Dreifensterhftaeeni — aufgeteilt,

die jetzt allerdings zum großen Teil verschwunden sind. — Mit großer

Deutiicbkeit bat sieb die Abstufung und Mischung der Parzellierung in

Erlangen erhAlton. In der Hanptstrafle ttberwiegt die breite Bau-
stelle von veracihiedenen AbmeHongen; die Nebenstrafien enthalten viel*

Abb. 16. BavblOcke der AlMsdt Muinhein. MaSitab 1 :60a

fach das kleine Drei- und Vierfensterhaus, das in einseinen dieser

Strafien di^ vorherreohende Parsellierungsform bildet.

Wie die absolutistische Verndtnngspolitik die erste Eisteiltiig

der Gnindstflcke überwachte, so wollte ne die PaneUen auch dauernd

erhalten und vor dem Äufkanfe geschützt wissen. Diesem Zweck diente

eine (durch die Städteordnung aufgehobene) Vorschrift des Preußischen

allgemeinen Landrechta; sie beatinunte, „dafi die Zahl der BOrgerh&iuer
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erhaltüii werdeu solle, auch deren mehrere, ohne besondere Erlaubnis,

nicht in eins zusammengezogen werden dürfen"^). —
Das System des landflsfOntUdien Stidtabaaes imtendiBidat sieh

wesentlich von dem stfldtisdi-mittelalterltefaen; es hnt tiei^p«ifende

NeneniDgeD in der Stadtanlage und im Wohnungswesen eingefOhrt

Der landesfOretUche Städtebau erfoßt die Anlage der Stadt als einheit-

liches Ganzes, wobei die PlanmäSigkeit sich bis anf die Regelung joder,

die äußere Erscheinung betreffenden Einzelheit erstreckt. Das Schön-

heitsideal ist die Symmetrie, die in der Richtung der Straße, in der

Raumgestaltung der öffentlichen Plätzf», wie in der Behandlung der

privafpn r'ipbäiuie zur Durchführung gelangt. Der ordnende Wille des

Fürsten verkündet sich in der Stadtanlage. Das System als Ganzes,

jetzt zum ersten Male durch die Wissenschaft und eine angesehene

Literatur vertreten, war der zutreffende Ausdruck der zeitgenössischen

Znsünde; aom Sehematismiifi wurde es erst späterhin, ab die kOnstr

lerischen Gedanken nnd die Aufgaben des Absolutismus geschwunden

waren.

Aufdem Gebiet der Bodenparzellienmghaben sich bedeatsame Ände-

rungen vollzogen. Infolge der etnheitUch-gleichmäfiigen Straßenanlage

ist weggefallen die Scheidung zwischen Verkehrsstraße und Wohnstraße,

sowie die beliebige Aufteilung des Wohnlandes durch den einzelnen

Ornndbesitzer. Diese beiden Grundzflge des mittelalterlichen Städte-

baues hingen, wie wir wi!»sen, eng zusammen i"ur lange Zeit tnuaus

blieb der Grundsatz der Straßeudifferenzierung dem kontinentalen

Stiidtebau verloren. Obrigkeitlich geregelt erscheint jetzt die gesamte

Straiif [iführung; die Staatsgewalt drückt auch dem Straiieubild ihr

Gepräge auf. Üm 80 deutlicher tritt die dem Berufe des Staates ent-

sprechende Aulgabe der BcaialenBodenparzelliemng hervor, die jetit mit

bewnflter Absiebt und als amtliehe Tltii^t dnrchgefnhrt wird. Neben

dem Etagenhause findet das Kleinfaaus seine sicher TerbUrgte Stelle;

die Bodenaufteilung entspricht der Schichtung der Einwohnerschaft

Für die Bodenaufteilung gelangt eine schematisehe Geländeeinheit

zur Anwendung; es ist der Baublock, d. h. die als geometrische Figur

geschnittene, von f^leirhartigen oder gleichwertigen Straßen iimp:ehene

Grundstückseinheil. Die Rechtssätze des Bauwesens, deren sich (ier

Absolutismus bediente, entstammen im übrigen dem mitt^teriichen

Stadtrechte.
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Rad. Bb«riUdtr Zar GoMiiieht« dm SOdtebaos. Zeitachr. „Kunst und Künstler',
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Vierter Abschnitt

Die Gts^wait

1. Die erste Hälfte des 10. Jahrhunderts.

§ 16. Die wolkuuiigspolitischeu uud stüdtebauliclieu Probleme der

Gegenwart stehen hn engen Zuttninittihaug mit der nenseitlichen Be<

vQUnmogsbewegung, einer Bewegung von so gewaltiger GrOße, wie sie

kein nns venmf^ehender Zeitabschnitt geliannt hat Denn sie erschöpft

Bich nicht in einer Wandemngsbewegung, nicht in einer Erobemng;

Beriedelang and Verschiebung; sie entsteht vielmehr ans dem gleich-

aeitigw Zusammentreffen dreier mächtigen Faktoren: 1. Heransbildong

neuer Erwerbsformen, 2. außerordentUdi starlce BevOIkerungsvermehrung^

endlich 3. neue Schichtung utid neue Gliederung der V'olksmassen.

Den Ausgangspunkt bildet die Umwälzung der Industi leterlmik, die

das 18. Jahrhundert vorbereitet hat und die sicli seit Anfang des

19. Jahrhunderts iu ihrer vollen Wirkuiifi durchzusetzen beginnt. Die

HandWerkstechnik und der bandwerkäniäbige Erwefb werden überwunden

durch die Fabriktechnilc nnd die Großindustrie. Kehl Volk ist sich zu*

nldbst der Bedeutung dieses Vorgangs voUatlndig bewofit gewesen.

Wir hören wohl von den schlimmen Whrknngen, die diese Zeit, wie

jede Übergangszeit hervorbringt Wur hören von dem Arbeiterelend,

von dem Fsbrüieleiid, der Anhbentnng; den Krisen. Aber was hier

Großes, Neues, Danemdes entsteht, das wird noch nicht erkannt

Die Industrie mit ihrer Produktionssteigemng sieht seit Anfang

des 19. Jahrhunderts fortgesetzt neue Arbeitermassen heran. Zu Zehn-

tausenden, bald zu Hunderttausendpn strömen die Arbeiterscharea in

die Städte und die Fabrikorte, die itinf>n zweierlei bieten müssen:

Arbeit und Unterkunft Zunächst erscheint der Industriearbeiter als

ein nicht klaasifizierbarer Neuling. Er verlangt Unterkunft aber nicht

Digitized by Google



76 Bnt«r Teil.

nacli (ici Art des Bürgers unci des Handwci ker», lüi den die Wohnung
oder das Huiis regelmäßig zugleich noch die Arbeitsstätte, die Werk-

stätte, den Geschäfts- und Betriebsraum bieten mußte. Der Industrie-

«rbeitor trbeitet Tidiiiebr fai der neuen FUbrlk mid gobraneht fllr eidi

Bttr die „Kleinwohnung". Wohl hatle die Altere Zeit einen gewiasen

Bestand an „geringen" Wobnungen für kleine Leute gekannt; aber so

wenig wie die verfallenen Einriehtongen dee Zunftwesens und des

Merkantilsystems, oder vielleicht noch weniger als diese, war der Stand

der Wohnungsproduktion dem mftchtig hervortretenden Bedürfnis einer

neuen Zeit angepaßt.

Zunächst wurfien in den rasch wachsenden Städten die vorhandenen

Gelegenheiten und die Zeitunistnnde unbedenklich ausgenutzt. Die

. ältere Zeit hatte Freiflachon mnei halb der städtischen ( i nin lstürke

übrig gehissen: auf den Hofen ist liüiun genug; die inneiidäiheii der

Grundstücke werden zu Kleinwohnungen ausgebaut und der einträg-

lichsten, gewinnbringendsten Verwendung als Bauland zugeführt Aber

ni<Ait immer madit man ddi die Mttbe, neu zu bauen. Verfflgbare

Baulichkeiten, Schuppen, Lagerhäuser, Stallungen werden zu Wohn-

zwecken umgewandelt. Altere BQrgeiihäuaer, zu größeren Wohnungen

bestimmt, werden in Kleinwohnnngen aufgetdlt und zimmerweise ab-

vermietet. Planlos, regellos wird in den Städten und den Fabrikorten

gebaut; ohne Vorschrift und ohne Vorkehrung wird der Boden genutzt.

Daß hier etwas Neues, Selbstindiges geschaffen werden müsse, wird

nicht erkannt.

Die Stärke der Irnlu trialisierung ist während der ersten Jahr-

zehnte des 19. Jahrhundert.s nicht 1)6! allen Völkern die gleiche. , In

Kngland, das die neue Technik zuerst ausbildete, ist die Betriebs-

konzentration am weitesten vorgeschritten; ihm zunächst wurden Belgien

und Frankreich von der Industrie- und Arbeiterbewegung ergriffen,

wahrend Deutachland aus wirtsdmftspolitiscben Grttnden noch lange

zurfldtstand. Immerbin macht sieh die neue Entwicklung seit Anfang

des 19. Jabrhnnderts in weitestem Umfang in dem Siedelungswesen

auf dem Festlande wie in England geltend. In Belgien bietet sich

ein kennzeichnendes Beispiel des Gegensatzes «wischen der neuzeit-

lichen lievülkerungsbewegung und der Ausgestaltung des St.ldtebaues

in der Stadt (ient. Die Bevölkorunff »lor oinst reichen und gewerhe-

tätiuen Stadt war im Jahre 1796 auf 54uki iMuwohner gesunken, unter

denen man insgesamt nur noch 97f) Arbeiter zählte. Im Jahre 1801

begründete Lieven Banwens. der die geheimgehaltene neue Technik

unter Lebensgefahr' in England erforschte, die erste mechanische Spin*

nerei; im Jahre 1817 wurden bereits 60 Baumwollspinnereien untt

13 BaumweUdruekersien gezählt, die in ihren Betrieben allein 16000
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Arbelfer — ungerechnet die neu hinzugekommenen Arbeiter anderer

Gewerbszweige — hcschnftigten ; ein außerordentliches Wachstum der

reinen Arbeiterbevölkcrung in diesem kurzen Zeitraum. Die Unter-

bringung der neuen Ziiwachsbevfilkerung erfolgte in gedrängtester

Au&nut/ung; bürgerliche Wubtigebäude wurden zu Kleinwohnungen

aafgeteilt, hofwärts gelegene Baulichkeiten jeder Art za WohnEwedcen

hergoriebtet; namentlieh wurden die HofflSchen und das Hinterland

diebt mit Kleinwobnaagen Aberbaut Aus Holland beschreibt eine

zeitgendsaisehe Schilderung die «geringen Wohnungen** in Utrecht; m
Lagerschuppen, in Durchgingen, an engen winkeligen Pfaden wurden

Kleinwohnungen eingerichtet. Mißstände gröSten Umfaoges bestanden

in den Arbeitervierteln der französischen StAdte. Schlechte Behausungen,

dichte Zusammendrüngiing der Be\nlkening waren kennzeichnend för

die Wohnweise der Industriearbeiter. — Die intensivste \ ermehrung

der Industriebevölkerung hatte während dieses Zeitabschnittes in Eng-

land stattgefuudeu. Vom Jahre 1801 bis zum .Tahre 1831 vermehrte

sich die Zahl der bewohnten Gebäude von 1 870476 auf 2866595, ein

Zuwachs von rund 1 Million Gebäuden oder 50% des Bestandes in

drei Jahrzdinlen. Die Kleinwohnungen, auf die die Hauptniam des

ZuwaGhses entfiel, waren schlecht gebaut; rOduiclitslose Ausnutzung

des Bodens und dichte AnhXufnng der Bevölkerung bildetra auch hier

Tielfush das Hericmal der Kleinwohnnngsbezirke in den Industriestädten.

Mit Reclit dürfen wir schwere Vorwfirfe gegen die unverantwort-

liclie Behandlung des Kleinwohnungswescns dieses Zeitaltschnittes

richten. Es ist indes nicht zu flberseheii. daß die Schwierigkeilen für

die damalige Zeit in einer doppelten Richtung Uigen; einrinl in dor

absoluten (iröße der Aufgaben, ferner in der vollständigen .Neulieit der

Entwicklung, auf die man uiniinglich vorbereitet sein konnte. Die In-

dustriestädte und die neuen, rasch emporschießenden Industriedorfer

waren in keiner Weise darauf angelegt, eine Massenbevölkerung auf-

zunehmen; Jahrzehnte mußten darflber hingehen, bevor man die not-

wendigen Erkenntnisse und Erfahrungen auf dem Gebiet der städtischen

BevOlkemngsanhftufung gewonnen hatte. Das nftchste Ergebnis war,

dafi die städtischen Kleinwohnungen — in den' Städten machten sich

die Hiflatände hauptsächlich geltend — ohne Regelung und Vorkehrung

lediglich gemäß der gewinnbringendsten Verwendung des Raumes an-

gelegt wurden. Die Zusammendrängung steigerte sich in gleichem

Schritt mit dem Wachstum der Bevölkerung. Zugleich aber — und

tiieser Umstan<l zählt zu den Kennzeichen der Periode — mangelten

noch vollständig diejenigen Einriclitungen. die uns' heute in städu»ch

besiedelten Bezirken mit dichter Bevölkerung als schlechthin unent-

behrlich erscheinen. Der Zeitabschnitt von 1800 bis ca. 1840 stellt
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sich demnach als das erste Stadium der neuen EntwicklanR des Klein-

wuliiiüiigsweseiis dar; er war lediglicii eine Übergan^zeit imt all den

Fehlern und Mißgriffen, die einem solchen Abschnitt anhaften.

Einen Wendepunkl bedenteo die Jahre 1830—39. In einem der

Bchlimmsten Ausbräche durehzog die Cholera die dichtbevölkerten,

aehlecfatgehaltenen atidtischen Besirln und richtete allenthalben die

grOfiten Verheeningen an. Der Zug der Seuche ging darch ganz West-

europa, und schwer richte sidi jetzt die Vernachlässigung des Städte-

baues. Mit Schrecken erkannte man die Gefahren, die fOr die Gesamt'

heit der städtischen Einwohner aus (irn Zuständen schleclit gebaater,

schlecht ansf^enutzter, planlos angelegter VVohnbp/irkc entstanden.

Zum ersten Male zeigte jetzt die Allgemeinheit Interesse für die

„Wohnungsfrage". Die Epidemien, die Landesseuchen sind es gewesen,

die zuerst eine öffenthche Ifilnahme für das Wohnungswesen erweckt •

haben. Diesen Ausgangspunkt der neueren Wohoungs- und Städte-

baupolitik mfissen wir wegen des VerstSndnisses der weiteren Ent^

widdung ftsthallen. Der Anteil an dem Kleinwohnungswesen becog

Bich immer noch auf ein nur beschrlnktes Teilgebiet. Die allgemeinen

gesnndhdtliclien Gefahren addeeht gehaltener Wohnbairke hatte man
erkannt — xunftehst nichts weiter. Es fragte sich, welche weiteren

Folgerungen gezogen würden.

Hier trennen sich nun die Wege dt!r europäischen Völker in der

Entwicklung des Städtebaues. In England zuerst wurden eingreifende

Reformen vorgenommen. Die neue Hygiene des Städtebaues wur(|e

geschaffen mit ihrer bekannten Dreizahl : Straßenpflasterung. Trinkwai^r-

versorguiig, Kaiialibation — alles Dinge, die die voraufgehende Zeit bei

der Anhäufung von Volksmassen in städtischer Beaiedelung nicht oder

nur wenig gekannt hatte. Schritt fflr S^rftt wurde aber dann die eng-

lisdie Wohnungsgeaetzgebnng ausgebildet, die sidi Ton Anfimg an mit

der Kinnwohnung und . der Arbeiterwohnung als einem selbständigen

Gebiet des Stidtebaues beschäftigte. Das ist der Grund, weshalb

wir immer wieder von England im Städtebau hören. Die neuzeitliche

Technik des Städtebaues und der Städtehjgiene ist hier begrflndet und
zuerst einpefnlirt worden. In technischer Hinsicht mußten wir von

dieser älteren Entwicklung fin> Auslandes lernen. Aber —
• dies ist

schon hier nachdrücklich hervorzuheben — wir haben nicht den Wunsch^

englische Einrichtungen schlechthin nach Deutschland zu übertragen.

Im Gegenteil, die ältere Generation, die Gegner des neuen Städte-

baues tind es gewesen, die in geradezu sklavischer Nachahmung ge-

dankentos englische Einzichtungen Qbemommen und nacbgebfldet haben.

Bs bedarf, nach unserer voranlgehaBdan BehüdamDg, gewifi aidtt

des Hinwetsas, wie anbedingt notwendig die BinfOhmng hygienisdier
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Vorkehrungen in den Städten war. Der Fehler im festländischen St&dte-

bau bestand darin, daß man glaubte, lediglich durch die Anwendung
dar heiligen Dreisali] dar Hygionikar, StraSeopIlMteniiig, WuMrleitnng
und Kanalisation, befriedigende Wohnverhältnisse schaffen zu können,

üm die Hauptaufgaben des Städtebaues — Bodenfiufteilunfj, Rausforraen,

•Wohnweise — hat man sich hierbei nicht gekümmert. Gerade unter
Anwendang der ftlteren bygieDiBdian Aatorderongen worden die un-

gflnstigsten Wohniormen in unseren Si&dten neu emgefttbrt; MUik diw
ein sprechendes Zeugnis, daß EinzehnaßnabuiPü im Wohnungswesen un-

zureichend sind. — Dafl von den neueren Hygieuikern (wie von Gruber,
Grotjahn, Kaup u. a.) die Vebler der llteren Sohnle lieate ellgemeia

vemrtailt werden, braucht hier kaum bemerkt au werden.

§ 17. In DentBchland befand sich die Industrie seit Anfhng des

19. JahrirandiertB, wenn sie sneb gegenflber den westlichen Naehbsr-

lindern begrdllidierweiBe saiHckstand, in allgemeinein Anfalieigen.

Eine raschele Entwiddnng setzte seit den dOer Jahren ein, nachdem

die Gründung des deutseben ZollvereinB (182&/1835) erstmsÜg einen

großen inneren Markt und die Voraussetzungen für erweiterte Be-

ziehungen gescliaffen hatte, während zugleich durch den Fisenbabnbau

seit 18.35 vollständig neue Bedingungen für Gfitnrorzrti^^ung und Oüter-

bewegung hergestellt wurden. Eine kon/.eutnerte Großindustrie war

indes erst in geringem Uoiiang vorbanden; eine Verschiebung der*

Bevölkerung zugunsten der Städte, wie sie damals England liuigsi zu

verzeichnen hatte, war noch nicht eingetreten. Die Bevölkerung nnd

das Wadutnm der Stidln zeigt folgende Ziffeni:

TabaU« 1.

Einwohnerzahl und Wachstum deutscher Städte 1815— 1840.

1015/ 16') 1»40 1815/16') 1840

Dertsimid . • 4465 7206 KSrnbeig . . . 26864 46824
Duisburg . , 4606 7 021 Leipzig . . . . 34 035 61 712
Eaatea . . . . 4 714 «391 Franitfiut ft. M. . 41 458 50 939
Chemnitz . . 13 623 23 476 COln . . . f . 50 187 75 H58
Ccefeld . . . . 14373 25897 Draeden . . . 60321 83014
-Bannover . , . 14700 24691 MOndini . • 63672 96922
BurriHTi . . . , 10 030 30847 Breslau . . . 75 082 97 664
Mannheim . . 19 631 22838 Hunbttif *) . 125 476 151 947
Elberfeld . , . 21 710 31514 BwUn .... . 197 717 322 688
DOiMldocf . . . 23391 85063 0

Üm 1815 hatten die Stftdte mit alter 6eWerbetätigkeit, die heute

die gr5ßten Industriezentrai der Kohlen- und Eisenindustrie darstellen,

4000—50CX) Einwohner; sie erreichen in der Folgezeit bis 1840 etwa

€—7000 Bewohner, prozentual genommen allerdings ein bedeutender

1) Z&blungen: Sachsen 1815, Freuen 1816, Frankfurt 1817, Bajem 1818,

Hamhu« 1821; Vei^leicluziffem fOr 1910 a. lU. TeU.

2) Stidt und VoraliidL
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Znwaefas. Iq der TextilindaBtrie 1816 StBdte von rand 30000

Einwohneni vorhanden, die ihre Bewohnemhl bis 1840 in «rhebHcheoi

Verhftltni8, um 60—76% steigern. Doch sfthlen noch im Jahre 1815

Stidte von 20000 Einwohnern allgemein zu den bedeutenden nnd noch

im Jahre 1840 nimmt eine Stadt mit 50— 70000 Einwolinern 'ein|^

hervorragende Stellung ein. Ober 100000 Einwohner zählen im Jahre

1840 nur zwei Städte, Hamburg und Berlin. Im Durchschnitt beträgt

der Revölkerungszuwachs der Städte unserer Liate von 181Ö bis 1840

rund 50 Vo-

In den Bezirken mit altflberlieferter Industrie war der eigene

Hausbesitz des Arbeiters allgeuiein verbreitet: flbliche Hansform war

das Kiufaniilietihaus, öfter auch da» eine zweiie. vom Kigentümer ab-

vermietete Wohnung enthaltende Kleinhaus. Dodi aneb die fQr

Mietszwedce hergestellten Kleinwohnungen blanden sich meist in kleinen

Häusern; die grofien Hausformen wurden gerade für die Arbeiter«

Wohnung nur wenig angewandt Das Hassenmietshans war als all-

gemeiner Typus überhaupt, auch außerhalb der eigentlidhen Industrie-

besirke, vollständig unbekannt

die Abbildung de« ^isehen Arbeiter-KleinhaiuM de» rhei-

^
nisrhen Tnduslrlebezirks aus den 40er .Tabren, Eljerstadt, Rheinische

WohuverbältniHso, Ö. 47. Die Abbildung -/.c^^t die übliche Wolinweise

des Textilarbeiters, des Webers^ des BandwirkevH, der im eigeueu HauHo
wat seinen! Webstuhl fttr Reofanung eines Fabrikanten arbeitete. Neben-
bei betrieb die Familie in dem anschließenden Oärtchen eine kleine

Eigenwirtschaft mit Obst- nnd GemiJsezncht , die ffir die Bofriedignng

der HausbaltsbedUrfnisse eine wesentUche Bedeutung hatte. Autierdem

wurde eine Ziege gehalten, mttnnter an<A ein Sohwein auigefttttert.

Gelegenheit zur Pachtung billigen Landes fttr den Kartoffelban bot sich

den Indnstriearbeitem damals allgemein.

Wir können das alte Kleinhans mit Hof und Gärtchen lediglich

in s^er Eigenschaft als Bau- und VVohnungsform mit der Arbeiter-

wohnnng unserer Tage vergleichen. Es ist aber auch notwendig, die

Bedeutung der Wohnweise ffir die Wirtschaftsführung in Betracht

zu ziehen. Die hei der älteren Wohnweise leicht sefrebene und fast

selbbtverstunfiliclie Möglichkeit der Eigenproduktion hat heute füi den

städtischen Arbeiter so gut wie vollständig aufgehört. Selbst das

Halten von Vonälen ist heute in nennenswert eui Umfang kaum mehr

möglich; alles, was zur Lebenshaltung gehört, muß gekanft werden.

Demgemäff hat der Arbeitslohn heute ganz andere BedHrfnisse zu decken

als vor 50 Jahren« und die Wohnnngsmiete streckt sieh nicht mehr

auf die gleichen Leistungen. Der Wegfall aller Eigenproduktion sählt

au den bedeutsamsten Umwälzungen in der Lebenshaltung des Arbeiters

und mflfite — was indes regelmäßig flbersehen wird — bei Veiigleich*
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ungen eutspreclRnd l)uiü(k.sichtigt werden. Auch ein mehrfach cje-

steigerter Geldlohn wird hier nicht immer für die eingetretenen Wand-

lungen einen Auägleich bieten. FOr die Beurteilung der Entwicklung

der Wohnverfafilmisse und der Wohnnnginnieleii aber bfldet die Ver-

inderang des Wolmmigstypust die sich zahlenmäüig überhaupt nicht

ansdrttGken Iftfit, eines der weMntUcbstea Momente, das erst neaerdings

infolge der ErfabrongeD der Kriegssdt wieder in seiner Bedeutong ge-

wflrdigt wird^.

Als Wohofonn besitat der ältere ßautypus des Kleinbauses eine

nicht geringere Bedeutung. Die Anlage der Wohnung und die Ge-

staltung des Wohnungsgrundrisses sind befriedigend. Dio \orhandene

Freifläche «jest^ttet den Anfenthilt und die Bewegung beim llause.

Der Erwerb des Hauses zum Eigenl»esit7 war möglich; ebeiisü war

die Gelegenheit zur Abgabe von Mietwolm ungen gegeben. Für den

Arbeiterstand uud seine Kleinwohnung war mithin in Deutschland^ wie

in den Nachbarlftndem, ein bestimmter Wobnungstypus vorlianden, dem

nsch der wirtaehafUichen, soatialeii and bautedmisdien Seite wertfolle

Eigenschaflea ankamen. Die neue Periode des Städtebaues hatte nun*

mehr die aberlieferten Wohnformen weiteranbUden nnd bedttrfnisgemlfi

anssEugestalten.

2. Die jüngste Banperiode*

§ 18. Schürfer treten seit den 40er Jahren des 19. Jahrhunderts

die inneren Probleme des neuen Zeitalters hervor. Die wirtschaftlidien

ümwandelungen machen ihre Folgen, die politischen Umwälzungen

niarhon in stürmischen Ausbrüchen ihre Forderungen geltend. Auch

auf unserem Gebiet naht die Cberg^an^speriode der Vorbereitungen und

Erwägungen ihrem Ende: die Zeit kommt heran, die die entscheidenden

Grundlagen einer neuen Entwickhing herstellt und einen neuen Ab-

schnitt des Städtebaues, den dritten in der Reihenfolge unseres Städte-

wesens, einieileL

Die FOhmng des neuen stidtebauHdieu Abschnitts fiel in den

festiändisdien Stsaten — wie oft genug bd der Reg^ung unaerer

Verwaltnngseinriditnngen — an Franlcreich. Wlhrend man ans Eng-

land die Technik der Städtehygiene entnahm, wurde für die änfiere

Gestaltung der Stadtanlage und der Hausformen Frankreich maßgebend,

das in den 50er Jahren des 19. Jahrhunderts ein geschlossenes System

des neuen Städtebaues entwickelte. Bereits seit don 40er Jahren hatte

sich die Notwendigkeit städtebaulichen Eingreüeus in Paris, Lyon und

1) Vgl. Grotjahn, Wandlungen in der Votküemfthrung, SchmoUera Forsch»

ungen, Hd. XX, S 2 f.; Paul MOller, Wohnungsnot nnd Grundrfnto, Conradf» Jahr-

bflcher 1902, S. 38; Wagner, Tätigkeit der Stadt Ulm. Ulm 1903, S. 4ö u. öfter;

Kavp, FaniUengirtMi, Bcfar. d. EmtniMrile t Tolkiwolilfldvt Bmliii 191S.

Ebcrttadt, Handtacb de» WotniacnicMw. 4» AaS, 0
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den französischen Industriebezirken imuier mehr herausgestellt. Die

Sanierung der sdilechtesten Stadtteile anter Anwendung der Nieder-

legung nnd Enteignung — fibfigWB eine alte^ adion im 18. Jahrinindart

anfSBBtellte Fordenmg wurde erörtert. Dordt die Sinbernng ver^

wahrioeter und nnterwertig gewordener Wohnberariie sollte eine

Beseennig des Kleinwolmnngiweflens «Dgelialint werden. Wenn es im

übrigen zunächst die traurigen sanitären ZiistÄnde der ArbeitertHViriie

waren > die die allgemeine Aufmerksamkeit auf die Wohnungsfrage g»*

lenkt hatten, so gesellten sich jetzt noch politische Momente hin^o, nm
die StMtebaubewegung in Fluß zu bringen. Die Arbeiterschaft hatte

sich organisiert und trat als Stand, als gesonderte Klasse auf. ihre

Forderungen in politischen Bestrebungen verfpchKiud. V ulk '^wirtschaft-

liche, politische und hygienische i'akiorcn drängten somit auf eine

Nengestaltung im Städtebau.

Vorbereiteilde nnd einleitende Sduitte wurden noch nnler Lods
Philipp ontemommai. Das allgemeine, den neuen Forderungen nidit

geattgende Enteigunngareeht wurde neu ger^^t dnrdi ein Geaeta vom
8. Ifftra 1841, daa daa Geaamtgeliiet dte Enteignung znaammenfifit und

den B^iiff und die Grenzen dea Öffentlichen Intereaaes bei Eigentums-

eatziehung behandelt. Zu größeren Unternehmungen
^
im Bereich des

Wohnnn^wesens und des SfAdtebaue.s kam es indes erst unter Napoleon III.

Bei meinen Untersuchungen über den neuzeitlichen Städtebau werde

ich immer wieder auf den Kinfluß dieses merkwürdigen, in Beinen städte-

baulichen Bestrebungen lange nicht penug beachteten Mannes hin-

gewiesen. Ob Q& sich handelt um «iie Aufgaben der Innenstadtsanierung,

um das System der Stadterweiterung, um die Bodenkapitalisiening; ob

um die Anregung zum Bau von Arbeitervierteln, zur Errichtung von

Werhawohnungen, zur Begrilndnng gemeinnfltzig!er Baugeaellachaften ~
immer geben die Fäden auf die Zeit und die Umgebung Napoleona III.

znrflck. Der Ursprung dea im 19. Jahrhundert zur allgemeinen Geltung

gebrachten Sjatema, seiner Ziele und seiner verblngnisvollen Fehler,

iat liier zu suchen.

Napoleon III. erkannte im Städtebau Gebiet, das seinen wirt-

schaftspolitisrlieii, wie -einen staatspolitischcn Bestrebungen die weiteste

Entfaltung gestattete. ist nicht richtig, wenn nach vielverbreiteter

Annahme Eugen Ilauismann als der eicentliche Schöpfer des neuen

Paris angesehen wird; er war nur (ier, aileidiug.-, veisUirulniisvolle und

tatkräftige Gehilfe des Kaisers. Der Urheber des gewaltigen Werkes

iat Kapoleon III. aelber; der Plan der stfidtebauUchmi Neugestaltung

war entworÜBu, die grundlegenden ersten Maßnahmen waren bereits ver^

fügt, als HanSmann zur DurcbfOhmng berufen wurde. Die Formen,

unter denen der Neubau von Paris unternommen wurde, — ea bandelt
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sich um ein vollständiges System der Bodenpolitik — entsprechen durch-

aus der napoleonischen Maxime, die dahin ging: eine dOnne soziale

Oberwhiciit, dia man reiehUdi und freigebig verdieneii ÜAfi, mit ihren

IntereMi u die Begiemng zu ketläi; darch Forderung der knpitar

iifitiflcfaen' Untemclimong aber der arbeitenden Klasse Gdegonheit an

Arbeit nnd GeldTerdienat n sehatten. An den eigentltdien bantecii»

nischen Betrieb schlofisen dcb die ergänzenden Einrichtungen, die ftlr

den neueren Städtebau auf dem Festlande kenozeidmend sind, die

Hypothekenbanken, die Grundstücksunternehmungen, die Finanzinstitute;

Einrichtungen, die späterhin nh Zubehör des neuen Städtebausystems

von anderen Ijändem übernouiraen wurden. Ein Zeitabschnitt regster

spekulativer Betätigung im Städtebau setzte ein, wenn auch in Frank-

reich bei der geringeren Schärfe des französischen liypoihekenrechts

die organisierte Grundstacksspekulation nicht den Umfang annehmen

konntei wie spilttiiln in OeotadilaDd.

Den ersten Schritt zur AnafOhning des nenen Programms be-

deutete das Dekret vom 10. MSrz 1852, das den Durehbmdi einer

80 m breiten Verkehrsstrafie qner dorcb den Pariser Stadtkern ver-

fflgte, das bedeutsame Decret relatif aux rues de Paris, das den neuen

Abschnitt des Pariser Städtebaues einleitet und die Tätigkeit Hau6-

manns vorbereitet. Das Dekret verleiht jeder französischen Stadt, die

ein entsprechendes (^psnrh stellt, ein weitgehendes Enteif-'nnngsrecht

zu dem Zweck der \ erttreiterung, Neuführunp; oder Anh t^'uiin von

Straßen. Zweifellos iiandeit es sich bei dem Dekiet um ein Sanieiungs-

gesetz; sein Ziel ist nicht die Siadterweiterung, sondern die Um-
gestaltung innenstädtischer und altstädtischer Bezirke. Auf der durch

das Dekret von 1852 hergestellten Grundlage b^ann die Neugestaltung

Ott Paris. Mit Stannen sah man, ivaa hier unternommen wurde; wie

die alte Banmasse cdner IfUHonenstadt durch Niederlegung und Aufbau,

durch ein weitgreifendes System von Verkehrswegen neu gestaltet

wurde; wie in einem gigantischen Wwk Unsummen von Werten um-
gewandelt und, dordi den Städtebau um ein Vielfaches vermehrt, neu«

geschaffen wurden. An die *Neuanlegung der Altstadt schloß sich die

Stadterweiterung, die sich konzentrisch um die Innenstadt lagerte, von

baunibepflanzten weiten Ringstraßen durchzogen und durchweg, gleich

den Innenbezirken, tüe stattlichsten breiten Straßenzüge aufweisend.

Großzügige, auf die äuBere Prachtentfaltung angelegte Städtebilder

boten sich allgemein dar.

Paris war die bewunderte nenzeitliche Orofistadt Wenn, wie

oben bemerkt, England die neue Technik der Stildtehygiene zeigte,

so wurde fISr die ftnfiere Anlage der Stadt, fQr den StraBenbau, die

Hausfofmen und die monumentale Gestaltung Paris das einflnfireidie
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Vorbild der festländischen Großstadt Das „Imposante", die Aufwflndaog

grofier liittil in dar Slnfiraanlage, in der Platzgestaltnng vnd in den

HauBfuaedon wurde inr Geadunadariehtnag im Stfidtebao, die in CAln

wie in Berlin, in Ameterdam wie in Wien flbemonunen und fortisebildet

wurde. „Gfoßatidtiacii" wurde für den fBetlindieehen Sttdteben gieidi-

bedeutend mit großen Hausformen und äofieiem Aufwand.

Wohnnngspolitisch und stfidtebauUch waren die Eigenheiten dieses

Systems durch die gegebenen ürastlnde be?^tinimt. Den Ausgangspunkt

bildete die Innenstadtsauierung, bereclitigterweise eine Aufgabe des

Ingenieurs. Hier gair es, rücksirbtslos durch das Gelände durch-

zuschneiden, breite koäibj/ielige Stiaij«D/üge zu schaffen, dem Verkehr

leistungsfällige Wege zu bieten. Hier alierdiugs war der Ötraüeubau

die Hauptsache. Das Gelände war femer infolge sdner Inge hoch>

wertig; der Preis steigerte sich nochmals durch die hellen Kosten der

Strafienmlage; liier waren die StockweriEshinfung und die grofien Haus-

formen angebracht Der Fehler bestand darin, daß man dieses im*

ponierende und allgemein bewunderte System rar Schablone des Stidte-

baue^; machte und es gedankenlos auf die StadterWeiterung und

die Neubaubezirke übertrug.

Zunächst wurde hierdurch der naturgemäüe. stet.s festzuhaltende

Unterschied zwischen Innenstatit und Stadterweitening verwischt. Die

Stadterweiterung wurde uiehlü anderes als ein minderwertiger Abklatsch

der Innenbezirke. Das Straßennetz wiederholte sich in den Außen-

bezirken; ein Bebauuugsplan war zumeist nichts weiter als ein Schema,

von Baublockfiguren. Ferner wurde der notwendige Gegensatz in der

Behandlung der Qrodwobnnng und der Kleinwohnung aufgehoben. Als

die Nonn der Bodenaufteilung galt lediglich das GrofigrundstOdc, das

für die grofien .und herrschaftlichen Wobnungen brauchbar, fOr die

Kleinwohnung dagegen vAlUg nngesignet ist und nur in der Form des

Vlelwohnungshauses genutzt werden kann.

Als wesentlicher Grundzug erscheint in dem hier gesciiilderten

System der „Kultus der Straße". Von der Straße aus und für die

Sfrtiftp wmdeii die Rt;i<ite gebaut. Der großstädtische Städtebau war

nunmehr eigentlich nur StraUenbau. Damit aber wurde die Straße einer

ihrer wichtigsten Aufgaben entfremdet, der vorteilhaftesten, besten,

billigsten Aufteilung von Wohngelände zu dienen.

Aber noch ein zweites Ergebnis wurde hierdurch herbeigeführt;

es ist die Auftreibung des Bodenpreises. Der Kultus der Strafie bietet

das erste Mittd, um — infolge der Überwalzung der Strafienkostan

auf die Baustelle — die Verteuerung des Bodens nnd somit den

Zwang schlechter Bauformen herTorsubrtngen. Die teuere Strafie ver-

langt als Oegenleistung die Znsamq^endrlngung der Bevölkerung durch
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Stockwerkshaufung. Wäiirend äußerlich die Straße eine stattliche Baa-

weisc vortäuschte, entstanden das Vielwohnungshaiis und die Miets-

kaserne mit ihren selilecliten Wohnverhältnissen, denen als notwendige

Beglnrf rM'heinung die ungünstigen Wirkungen für die Wohnongs-

pro«liilvtiuii and die Rodenwertentwicklung inn/.utraten.

^ 19. An erster Stelle wurde Belgien in den Einflußbereich

des neuen {ninzösischeii Stfldtebaaas gesogen. Die landeeliauptBtadt

Brflseel liatte seit langer Zeit in Paris das stSdtebaoUche Muster erbliekt.;,

zudem waren in BrOssel fflr die Altstadt und Innenstadt entsprechende

Aufgaben ddr Stfldtereinigung und Umgestaltung durchzoffUiren, wie

sie Napoleon in Paris unternommen hatte. Mit Hilfe eines dem Pariser

Dderet nachgehitdeten Enteignnngsgesetzes wurden umfangreiche Unter»

nehmungen der Sanierung von Stadtbezirken, der Niederlegung von

Häuservierteln und der Nenanlegung von großstädtischen Straßen-

zfigen durchgeführt. Eine ähnhche Periode der Bautätigkeit, wie in

Paris, nur im Maßstab entsprechend verkieinert^ entwickelte sich in

Brüssel.

Indes wurden die wohnungspolitischea Folgen dieses Systems hier

bald erkannt Unter Aufwendung gewaltiger Mittel an öffentlichen

und privaten Geldern entstanden große GeschSHshftnser, vornehme

KanfUdeii, weltstftdiische Kaffeehftaser, GasthOfOt Theater and teuere,

herradiaftliche Wohnungen. Für das Kleinwohnungswesen dagegen

war, wie es sich zeigte, in vielen Bedehnngen eine offenlnindige Ver-.

schlcchterung eingetretm. Infolge der Niederlegnng altstädtischer

Bezirke war eine große Zahl der billigsten Kleinwohnungen in Wegfall

geraten; das Ergel)nis war, daß in den angrenzenden Bezirken sich die

Mißstände der Zusanimendrängung und Cbcrfiillung Ijedenklich steigerten

und zugieirh der Mangel an Kleinwohnungen sich verschärfte. Die

Üherzeugung von der Einseitigkeit des seitherigen Systems drang durch

uird iührte zu einer neuen Maßnahme, dem Gesetz vom 15. September

1867, das die Enteignongsbefugnisse, die man nach napoleonischem

Vorbild einst für die alte Innenstadt geschaffen hatte, in erweitertem

Umfkmg auf die Neubanbezirke Obertrog. Das Gesetz ist symptoma''

tisch und bedeutet insofern einen Markstefai der Entwiddnng, als es

dmi Übergang der Verwaltungstechnik von der Innenstadt zu dsn lange

vernachlässigten, allentngs ancb jetzt noch mdit vollständig erfaßten

Aofg^ien der Stadterweiterung kennzeichnet.

Von wesentlichem Einfluß auf die Wohnungs- und Siedelungs-

verhäJtnis.^e wurde die Organisation der staatliclien VerkehrRpoHtik. die

durch hillige Fahrpreise und geeignete Verbin'!iirigeu die Verkehrsein-

richtungen systematisch in den Dienst des Kleut Wohnungswesens stellte.

Dem Industriearbeiter sollte die Möglichkeit geboten werden, unter
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Festhaltung eines eigenen oder gflnstige Mietsverhältnisse bietenden

Wohnsitzes nach einem selbstgewiihlten Beschirfticnin fasert auf Arbeit

zu gehen und somit die vorteil liafte Verwertung seiner Arbeitskraft

mit der Wahrung einer erwünschten Wuhn weise zu verbinden. Die

Wirkung dieser Verkehrspolitik ist eine für das Siedelungswesen

günstige; der einseitigen Verteilung der Bevölkerung wurde, trotz der

tttflnD EntwiddoDg dw Industrie, entgegengewiiict Eine allgemeiiie

Bfigdnog d68 belgischen Kleinwolmiingsweflens erfolgte durch das im

Jthre 1889 TerkQndele^ Beitdem durch Terschiedene Nscfatrflge er-

weiterte Wohnnngsgesets, das sich Insbesondere die FArderang des

Kleinwohunngsbenes und der Ansiedelung zum Ziele setzt Nach beiden

Richtungen wurden bedeutende Erfo^ eraJelt, wenn auch noch er-

hebliche Mißstände im Kleinwohnungswesen zu beseitigen sind. Die

von dem französischen Städtehan beeinflußte Hamv^ise des Straßen-

schemas und der Stockwerksh&ufung hat namentlicii in Brüssel und in

Antwerpen Eingang gefunden; in den übrigen Großstüdten, wie ins-

besondere in der Industriestadt Gent behauptet sich das Kleinhaus,

während der Durchschnitt des ganzen Landes die niedrige Behausuugs-

siffer TOD 4,83 Einwohnern anf das Hans aufweist

Aach in Holland geriet die Gestsltnng der stidtischen Aosp

hteitnng wlhrend der sechziger Jahre des letzten Jahrhunderts in den

Grofistldten Amsterdam, Rotterdam und Haag YoUstflndig nntsr den

Einfluß der in Paris und Brüssel ausgebildeten Ansdisunngen. Das

Netz der breiten kostspieligen Straßen und der imposxint gedachten

Ringstraßen gelangte vielfach zur Anwendung. Bei der sich als not-

wendiges Ergebnis hieran anschließenden Einfflhruncr der gedrängten

Bauweise wurde das überlieferte schmale Dreifensterhaus in den Groß-

städten durch Aufsetzen von Stockwerken zu einem Mehrwohnungshaus

entwickelt; eine Umwandlung, für die sich der alte GrundstOckstyjius

kaum eignet. Mißstände ergaben sich für das Kleiuwohnungswesen

nach verseUedeneD Bichtnngen; die HenteÜnng der Kleinwolmnngen

verlief vielfiuih in wenig befriedigenden Formen. Ein bedeutsamer

ümsdiwang im Kleinwohnungswesen knflpft sich an das im Jahre 1902

eriassene, durch spBtere Zusitse fortgefflhrte Wohnnngsgesetz, das zu

den umfassendsten neueren Regelungen des Wohnungswesens sShlt und

nach den verschiedensten Richtungen gflnstige Wirlmn^m hervor>

gebracht hat Das Fortschreiten der Besserung auf dem Gebiet der

Kleinwohnungen — das niederländische Gesetz bezeichnet diesen Haupt-

teil der Wohnungen zutreffend erweise als die „Volkswohnungen" —
ist unverkennbar. Nicht minder bedeutsam als die durch das Wohnungs-

gesetz angeregte Betätigung für dac Kleinwoliiiungswesen erscheint

indes der Umschwung der Anschauungen, der sich in den Fachkreisen
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HoUands binnchtUch der Befaindliing des SldtebaneB nenerdings zu toU-

nfibtti beginnt Der achematlBdie StnfienbBii mit seiiMr foUeiliaftoD

' BodeoanfteiluDg wird seitens der neueren Schale der Städtebauer und

WohnoDgepoIitiker in Holland verworfen. Dem Vordriagm schlechter

Bauformen wird tatkräftiger Widerstand entgegengesetzt, und selbst

mitten im Bereirli der Stockwerkshäiifnnf:^^ und des gesteigerten Roden-

preises wird die Rückkehr zu günstigen Formen des Rleinwohnungs-

baues angebahnt.

§20. In Deutschland setzt in den sechziger Jahren ond nament-

lich seit 1870 ein stärkerer Aufschwung ein, der zunächst hauptsächlich

den Stidten und den IndostrieEeiitreii zugute kommt Du Wadutnm
der Sudle ist nAch 1870 zeitweiee ein ungestflmea. DeatBcliland tritt in

diese Entwidduttg mit den fiberlieferten Einrichtungen nnd Banfoimen,

die wir froher besproehen haben. Wihrend des jOngstan Zeitabecbnitts

gelangt indes ein nenes Sjetem des StJldtebanea nnd des Wohnungs-

wesens zur Ausbildung, das die Bodenverhältnisse völlig umgestaltet

und mit seinen mächtigen Wirkungen auf jedes Gebiet der Wirtschaft»

liehen, sozialen und innerpolitischen Zustande bin(5berpreift.

Deutschland zeigt «lie vielbernerkte Kiijjenheit. dali es, im Gegen*

satz zu anderen Ländern, wie Belgien, Holland und England bis in

die jfiugste Zeit kein eigentliches Wohnungsgesetz besessen hat. Der

erste Eindruck kOnnte deshalb dahin gehen, daü die bodenpuhüsche

Gesetzgebung hier eine mmder umfangreiche wäre, als in den rcr-

genannten Staaten nnd dafi die eigenartige, alles Oberlielerte -nm-

itfinende Entwiddong sieh frei von aelber eingestellt habe. Daa gerule

Qegentflil ist jedoch der EUl. Der Anianit der Oeaetig^nng nnd der

Verwaltung ist vielmehr in Dentscfaland im Bereich von Wohnungs-

wesen nnd Städtebau in umfassendster Weise entwickelt nnd gesteigert

worden. Die bestehende Gesetzgebung fibertrifft hier sowohl an Um*
fang wie an Schärfe weitaus die der zuvor erörterten Länder; die ver-

waltiingstedinischen Einrichtungen l>eäitzeR hier femer eine Ausdehnung,

wie sie anderwärts nicht annähernd bekannt ist.

Auch der Umstand, daß das Wohnungswesen nicht zu der Zu-

ständigkeit des Reiches, sondern der Einzelbtuaten gehörte, ist, wenn

anch im einadnen von erheblicher Bedeutung, doch für die allgemeinen

EntwicUnngatandenzen nicht von enteeheideBdem Einfflofi gewesen.

QegenaitM und üntersebiede der wobnnngBpolitiaobeQ Aosgestiltnng

bestehen natnrgeraifi sowohl awischen den einzelnen deatsdien Staaten

wie auch namentlich innerhalb dieser Staaten selber; schon durch die

Ungleichheit der wirtschaftlichen Verhältnisse werden solche örtlichen

Verschiedenheiten bedingt Anders dagegen die allgemeinen bestim-

menden Grundlagen, die in diesem Zeitabschnitt neu geschaffen wurden.
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Wir begegrieu hier den gleichen Einnt tirinigen und Maßnahmen des

Straßenbaues und der Stadterweitcruug iii Berlio wie m Hamburg, in

Braslau wie in Mannheim. Das neue System des Städtebanea, inter-

nattonal in seinem Ursprung, fand gleicbmftßig Eingang in den Einsei-

Btaatüi. Die wissenschaftiidien Anscfaanungen, wie sie auf den Hoeb-

adwlen gelehrt wmden und zum belierraehenden Einfloß gelangten,

wann in den Grandaflgen gleichaitig.

Die praktische DorcbfQhrung der städtischen Bodenentwicklaog

war allenthalben im wesenUichen in die Hand der Gemeinden gelegt.

Wiederum, wie in der BlQtezeit des Mittelalters, fiel den stfidtischen

Verwaltungen die holie Aufgabe zu, für eine starke Volksvermehrung

und für zuströmende Revolkprungsmassen Unterkunft /.u schaffen. Die

rechtliche wie die ftkononnsche Stellung der zur Ausführung berufenen

Verwaltungen war günstiger als je zuvur. Niemals in irgendeiner

unserer früheren Perioden haben die städtischen Verwaltungen unter

Ihnlidi vorteilhaften reditlichen und wirtschaftlichen Bedingungen ge-

arbeitet. Eine macfatToUe, ftot organisierte Selbstverwaltung war ge-

sdiaffen und mit den - wichtigsten bodenpolitiscbMi Befugnissen aus»

gestattet Kapital und Kredit flössen in unersehApflichen Mengen dem
Boden zu. Die Grundrente stieg unaufhörlich und ergab flir die Spe>

kulation einen Reichtum von Milliarden. Die Möglichkeit war gegeben,

eine günstige Entwicklung der Bodenverliflltnis.se herbeizuführen.

Das tatsächlich erzielte Ergebnis zeigt sich uns, soweit die

Sie ielungsweise in Betracht kommt, in der Zusammenstellung unserer

Abb. 1 , in der sich das ueudeutsche Bausystem von selber deutlich

genug abhebt. In dieser Obersicht siuti wohl noch erhebliche Unter-

schiede unter den Städten Deutschlands wahrnehmbar. Die Gegensätze

eiachfljnen indes nidit mehr in der Form der ehemaligen Scheidung

von Nord und Sfld; zwiadien Hamburg, Berlin 'und München besteht

hetfte hinsichtlich der Unierbringung der Kmptmasae der stidtiscben

Bevölkerung kein gnmdailstieber Unterschied mehr. Eine Sonder^

Stellung hat sich vielmehr das nordweeffiche Gebiet Deutschlands ge-

wahrt, das durch eine etwa von Bremen nach Koblenz gezogene Linie

abgegrenzt wird und in der Rheinprovinz seinen Mittelpunkt findet.

Die Hausformen, aus dem alten schmalen Dreifensterhaus fortgebildet,

hal len hier eine selbständige P^ntwickluug aufzuweisen, wenn auch die

zuvor erörterte überlieferte Form des Kiemhauses in der Mehrzahl der

Städte verschwunden und unter dem Einfluß der allgemeinen Ein-

richtungen des Städtebaues dem vielgeschossigen Haustypus gewichen int

Das rheinische Kleinwobnungsgebäude enthält in dem aUgemeio

verbreiteten Typos vier bis aecbs Wohnungen; die Mietdiaeeme war
hier bis aum Jahre 1900 nicht oder nur in AaanaluiieD aar Einfflhmng
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gelangt. Der OrundriB der Kleinwohnung in seiner meist üblichen

Form (Eberfelder Grundriß) zeigt gegenüber dem Massenuiietshaus

wesentliche Vorzüge. Infolge der Übertragung aligemein eingreifender

Sioriobtungen (Einftthnuig der Orondbnohordirang muk 1890 und Um-
gestaltung des H3'potbekenwe8en8, Maßnahmen des Bebauungsplanes
und der Bauordnung) haben sich die Verhältnisse namentlich in den

Großst&dten des rheinisch-westfälischen Gebietes neuerdings erheblich

trladert. Dito Entwicklung in etnwlnen Städten (wie Bfleeeldorf n. a.)

ist eine für das KleinWohnungswesen ungünstige gewesen. Andererseits

hat gerade in Rheinland-Westfalen in zahlrr rhpn Städten und Gemeinden

der Widerstand gegen die unbefriedigen du Gestaltung des Wohnungs-
weeens tatkräftig eingesetst. Ober die geschielitUohe Ibtwi^ung vgl.

meine Bbeiniaelien Wohnverhältnisse, Jena 1908.

Neben dem vorgenannten geschlossenen Gebiete gibt es, wie kaum
hervort;ehoben zu werden braucht, noch andere Landesfeile ir D» itsch-

laud (nameotlicb in den Mittelstaaten), in denen sich S(»lb»tändige

Formen des Kleinwofanongsgebäiides wöÄ in dem Städten — von den
flachen Lande ist hier nieht die Aede — erhalten haben.

«

Das Siedelttogssystem, da» in der Stockwerkdiflufuag seinen ftufier-

lieheo Anadrack findet, — die inneren Zcaammenhtege sind an dieMr

Stelle nicht zu er5rteni — hat neb in Deutschland allgemein durch-

geaetat Von den neueren eharakteriatisefaen Erscheinungen iat- kaum
eine unserer Großstädte freigeblieben. Nirgends aber hat sich die Ent-

«ieklung in solcher Schärfe vollzogen wie in Berlin, einem Mittelpunkt,

von dem ans sowohl das Bausystem unserer jüngsten Periode, wie

auch die damit verbundenen besonderen Geschäftsformeu nameatlich

seit 1870 in entscheidender Weise beeinflußt worden sind. Hier wurde

auch als Typus 1er iioueren stadiischen Bauweise in Deutschland die

Mietskaserne ausgeLuhlet, die, von Berlin ausgehend, sicli die meisten

deutschen Großstädte unterworfen hat.

Ist dieses Bausystem auf natürliche Weise und zur Befriedigung

eines gegebenen BedOrfnisaea entatanden, dann ist es unabänderlich,

und wir sind widerotandsloa diesen schlechten Zoatlnden preisgegeben.

Handelt.es sich aber um ein dnrdi freien Eingriff, nnr zngonaten be-

stimmter Interessen gesdialfenea Sjatem, ao ist die Mfigliciikeit und

damit auch die Notwendigkeit einer AUbidemng erwieaen. Die Vorana-

setzungen und die Richtung der Entwicklung kennen wir; es bleibt uns

noch abschließend die WillkOrltcbkeit der* nunmehr ergriffenen Maß-

nahmen zu kennzeichnen.

Die Ausbildung der Mietskaserne zu dem allgemeinen Typus der

Berliner Bebauung fällt in die Zeit nach 1860. Bei dem größeren

Wachstum der Stadt hielt man für ilas weite, noch gänzlich uner-

schloi-sciif ( iübiet der Stadterweitcrung die Aufstellung eines allgemeinen

Betiauungspianra fOr notwendig, der in den Jaliren 1861 bis 1863 —
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zunSdiSt aJs ein Entwurf durch den späteren Stadtbaurat der Stadt

Berlin — ausgearbeitet wunle. in dieser ueuen Planung der Boden-

aufteilung ging man mit besiimnitem Ziel und sjsieinatisch vor. Zur

Grundlage des Bebauungsplanes wurde das System der kostspieligen,

imposanteE Strafie aogeoommwi, das seine gleichartigeii, am Beifibiett

entworfenen linien von StraSen undBaablockfigoren in endloser Wieder-

belang Uber das Gesamtgelftnde einer Millionenstadt zog. Die Ban-

blOeke selbst aber wurden planmäßig aur Anlage von Mietekasemen

bestimmt, die das Schema der gesamten BodenparzdUemng abgaben.

Diese allgemeine Einführung der I^ür t kasenie beruhte auf Absicht und

Vorsaty.; man erblickte in ihr nach dem von maßgebender Stolle ver-

tretenen Programm die dem Arbeiterstande angemessene He-

fa auJ5un gs form, die dem Arbeiter noch keine Selbständigkeit zuer-

kannte und ihn, ganz wie 70 Jahre frtlhcr. in der Ausnutzung des

Hoflandes und der geringen Wohnungen uuterbraclite *). Zur prak-

tischen Durchführung gelangte das nene Bausjstem wfihrend der sieb-

ziger Jahre, nachdem die Oesetsg^HUig die Handhabung des Bebanungs*

planM der Zustindigkeit der Selbstverwaltung ftbertrsgen hatta Die

bierdurcfa entstandene Bauweise — das nnfOrmig tiefe, mit Hofwoh-

nnngen Torsehene Grundstack — wurde zur Schablone des neueren

Städtebaues gemacht, als eine willkQrliche, rein administrative Schöpfung.

Durch die auf die Einführung des Stockwerksbaues abzielenden Maß-

nahmen wurde eine vollständige Umwälzung der Bauformon. zugleich

aber auch der Hodenpreisbildnng. der WohnungsproduktioD, des Haas-

besitzes und der Bodenkapitalisierung verursacht.

Abb. 16 gibt oinen Berliner Baublock wieder, der — unt«r ien

neueren — sq denen mittleren Umfangs zkhh. Die Gegend ist em
reisM Woliavieiiel (Arbeiterviertel). Die «inselnea Omndstfioke haben

eine Tiefe von 70—80 m; sie müssen durdi sweüache, cum Teil drei-

fache Hinterhausbebaaang (Hofwohnungen) ausgenutzt wer'^wn. Von den

Wohnungen Hegt nur ein geringer Teil nach den ubermaiiig (22Y„ 26
und 84 m) breiten StraBen, die lediglieh dem Vorteil der Bodenepekoktien

dienen ; die Mehrzahl der Wobnungen befindet sich auf den Höfen.

Aus dieser Parzelliernnr des Bodeng folgt welter der nngtlnstige HaOfl*

grundrifi, der für die Kleinwohnung voilst&ndlich untauglich ist.

Die AaffosBung, die daa Batuystem und die fihuriditmigeii der

Verwaltong als grandlegend ftlr die Ausgestaltung der stftdtiaehen Boden-

verhÄltni'^'^r ansieht, wurde zuerst in meiner ,,Berlinf>r K^mtivmalrpform"

1892 (abgedruckt Städtische Bodenfragen 1B94J ausgeeprocben. W&hreod
einer £atwicklung von 25 Jahren hat eich — 'mit dem Aoabau de«

grSftteii Teile der Berliner Bodenflftohe und der Vorwegnähme der Wert-
ßteigerung des noch nicht bebauten Restes - der Schwerpunkt der

speknlativen Interessen naturgemftß oach den Vororten und Nachbar-

1) 8. die Angaben mttea lY. Teil, die Hansforroen (Hieldnienie).
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gemeinden verschoben. Wegen der hiorbei entstandenen Verhältnisse

in Außengemeinden vgl. meine Abhandlung Wohnverhältnisse und Städte-

bau in Spandau, Preofiu Jahrbücher, Bd. CXLIV, H. 3, S. 429. Dafi

es nnndlMig ist, die Handlungen der SelbefeverweJtungsorgane mit einer

J L :
'

Strasse

St T a s 8 e

AW». Ift. Heeer Bsriinar BeeMock (Arbeiterviertel) in dar Pliiuniniline v«n IflOS.

Maßstab 1 : 2000.
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beeümiateii politischen Partei in Verbindung zu bringen, wurde bereits

Barluar Kioiiimimftlraiwiik, 32 faonwkt. (Bis ünwohwung der An-
•chantingeii in den KraiMn der Selbstverwaltung ist neuerdings un-
verkennbar, und nich^ wenige Leiter dor Oemeindepolitik stehen heute

auf dem Boden neuer AufiaMHungen . die indes xumeiat der oben ä. 10
besprochenen Reformrichtung anj^ehöreu^.

Durch die hier gekennzeichnete Form der Bodenparzellierung und

die damit zusammenhängenden Maßnahmen wird die Ausgestaltung des

Wohnungswesens absolut bestimmt. Die abnorm tiefen Grundstöcke

können unter den gesehenen Einrichtungen und bei Einzelhesitz zu nichts

anderem verwendet werden als zu Mietskasernen mit Hnfwoiinungen.

Jede andere Bauweise ist bei solcher Grundstficksaufteilung unter all- »

gemeinen und normalen Verhältniss^a ausgeschlossen, und die privat-

wirtschaftliche Berechnniig für den Verkehr in Bodenwerteu hat hier

ihren festen Ansgangspunkt Auf der gleichen Grundlage sind alle

weiteren Fdgeerscheinungen fflr das Wohnungswesen aufgebaut. Die

g^eidiniftfiig brdten, kostspielig ansgratatteten Strafien 35 bis 30 m
Breite ffir Wohn- und Nebenstraßen — sind so angelegt, daß sie ganz

allgemein, unabhängig von der Lage des (irundstücks, das Recht

der fünffachen Ül>erl>annng schaffen. Hierdurch entsteht die allgemeine,

kOnstliche Sfeigerung des Bodenproises die Bodenspekulation in ihrer

hfnügen Form, da die schematisch ge<ii inirte Bauweise ledipjHch die

\\irkung hat, den Bodenwert entsprechend zn steigern, und dieser

Meiu wcrt bildet das Objekt der sogenannten Bodens]>ekulation.

Die Masse der Bevt Ikernng ist nun vom (Jnmdbesitz ausge-

schlossen, der einer kleinen Minderheit als Gegenstan(i der spekulativen

Ausnutzung fiberwiesen ist In den kasernierten Städten verfügt ein

Bmchteil — in Berlin knapp 1 % — der Bevdlkenmg ttber den ge>

samten Grandb^sitas; doch auch diese wenigen sind nur dem Namen
nach Besitzer; in Wirklichkeit' sind sie nur Hypothekenverwalter, die

5—10% oder auch gar keine Anzahlung auf ihren SpekolationsbeBita

geleistet haben und sich in prekärster Abhängigkeit vom Hypotheken«

markt befinden. Die Mieten sind fortwährend gestiegen, zum Teil ohne

jeden Zusammenhang mit bevölkerungstechnischen und baut«chnischen

Vorgängen. Das RprtlkTo iitwesen befindet sich in völliger Zerriitfung;

die sich ständig wie lci holende Grundsffickskrise bildet einoti not wendigen

Bestandteil in dem (iang der Bodenentwickluug. Die VVolm Verhältnisse

sind in sozialer, politischer und wiftschaftliclier Hinsicht gleich un-

befriedigend. Die städtische Grundrente endlich, die als eine Quelle des

natfonalen Beichtums erscliienp ist die grdflCe Last fOr die BevAlkerung

geworden; denn sie besteht in nichts anderem als in einer erdrückenden

Verseholdung, die von der Geeamtbevl^lkening getragen werden muß.
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— Das herrMiende System ist jfidoch wülkilrlicli entstAnden : es hat

nicht (Üe [iii^^ste ii iturlirljf oder geschichtliche Grundlage; es ist

ondeulJsch in seinem rrsprung: was unter der Frdc ist, wnrde ans Eng-

land, was über der Erde ist, ans Frankreich iil «nioiiinieM. Die Fort-

büduDg allerdings zu dem in dem folgenden ien zu schildernden Zu-

stand ist unser Werk, durch das die besondere« auf Deutschland lastende

£ntwieUuBg herbeigefohit wurde. .Wir kflonen jede einzelne Hafiregel

nachweiseo, töf der das System beruht, jede Wirimng verfolgen, die es

nnsflbt; es ist doreh administratiTe Maßnahmen gesehafien, und wird

durch die gleichen kflnstliehen Mittel festg^alten.

Der Wendepunkt in den Auffassungen von den städtischen Boden-

verhältnissen kann nicht herbeigeffihrt werden durch die Erkenntnis,

daß unsere städtische Bodenentwicklung schlecht ist, sondern nur durch

den Nachweis. HnR sio willkürlich und abänderlich ist. Nicht

die Schilderungen des VVohnungselendes, so ergreifend sie sein mögen,

sondern die Klarlegnng der ^^ it f s( liafibwuingkeit und Fehlerhaftigkeit

unseres ätiUltebausystems kann die Berufskreise aufrütteln und den

Weg sachgemäßen Vorgehens zeigen. Solange der von vielen Seiten

genShrfee Irrtum herrsdite, dafi wir in unseren stldtisdieii Zustanden

einer wuatflrlic&en Entwiei^hlng'* gegenüberstehen, war allerdings nur

gttnstiptentalls die Methode der KErtriglichmacherei** mOg^ch, die den

Mißstand verewigt, indem sie versucht, ihn dureh Eingriffe ertrflc^di

XU madien. Eret unter dem Nachweis, daß unser Städtebau auf einer

Beugung der wirtschaftsgemftßen Entwiddnng und auf der antisozialen

Nachahmung der schlechten oder mißverstandenen ausländischen Vor-

bilder beruht wirf! die Bahn frei für eine Neubearbeitung, die würdig

ist des groüeii Kulturgebietes, würdig auch der mächtigen Schöpfungen,

die die Tatkraft älterer Zeiten uns vor Augen stellt
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Zweiter Teil.

Die Praisbildnng der sttdtigehea BedeawerleL

EiDleitimg:

§ 21. Wenn wir den nmseitfichen StldtalMia in einem wesent-

lidiea GrandBug knapp k^nnzeieluMii nnd seinen Gegenaali gegenflber

Xlteren Zeitabadinitten hervorheben wollen, so dürfen wir den Setz

aufstellen: der neuere Stidteben ist in allen seinen Teilen ein Problem
der Wertbildnng geworden; eine Eigenheit, die die ilteren Abschnitle

nicht oder nicht in gleichem Maße gekannt haben.

In den voraiif?;ehenden Ppno«len des Städtebaues war (iin städtische

Bausteile teiJs gegen einen geringen Zins erhältlich (der rill^rcniein als

unsteigerbar galt), teils auch völlig wertlos. Bis in die jüngbte Gegen-

wart iiatte der Bodenpreis jedenfalls keinen besUninienden Einfhiü auf

die Bauweise und die Hausfoimen. Im einzelnen fanden wir, dafi noch

im 18. Jahrhundert die Baustelle einen geringeren Wert hatfey als des

kndwhrtsdultlicii gantete Grundstock nnd dsfi msn neben dem Bau-

land noch Baumaterial nnd Freiheiten gewllirte. Gana anders im
neuzeitlichen Städtebau, der in allen seinen Stadien unter dem Ein>

fluß der Wertbtldung steht Der Wert des Bodens wird entscheidend

für die Bauweise, und die Verscliiedenartigkeit der städtischen Boden-

preise wird zur Ursarlip für die Verachiedenartigkcit der ITausformen

in den einzelnen Ländern und Rfadfen. Das ferticre llatis bildet den

Gegenstand fortgesetzter Werrhcwe^njrif^un. In der Bodenaufteilung, in

der Bodenausnutzung, in *les gesuaiLen Behandlung der Wohnungspro-

duktion sind es die Anforderungen der Wertbildung, die einen maß-

gebenden Einfluß ausflben. Vom volkswirtschaftlichen Standpunkt bähen

wir deshalb die nenaeitUche Bodenentwiddung zu nnteraudheo.

Die Begriffe nnd die wirtschaftlichen Gesetze, die wir auf die

Behandlung des Bodens anwenden, «itstammen der klassischen National-
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ökonomio. Der Gebrauch der im> überlieferten Austlrürkf unterliptrt

inties einer bestimmten Voran^setzung, die in den neueren Erörterungen

nicht immer beachtet wird. Da die ältere Nationalökonomie nach

natürlichen Wirtschaftsgesetzen suchte, stellte sie die grundsätzliche

Scheidung auf, wonach alle wirtschaftlichen Verhältnisse zu trennen sind

in aatarliche und in tatsHehliche. Das nntflrlicbe Verhiltnis int

daqenige, das lich in einor von willkttrUchen Einrichtungen nicht be-

omflnfiten GeBdlBefaaft anf einem bestimmten Gebiet heranbilden mflflte.

Das tatslehUche oder Marktrerhältnis ist das anter den jeweiligen Zn-

ständen und Einrichtungen in Wirklichkeit bestehende. Oberall unter-

scheidet die klassische Nationalökonomie diesen Gegensatz. £s gibt

beim Lohngesetz oinf^n natürlichen Preis fler Arbeit und den Markt-

preis. Es cri^'t in der Wertlehre einen n;itürlichen Wert und den

Marktwert der \Virt.schaftsgfltcr. Nach dem natürlichen Zustand soll

die Wirtschaft hin.-.treben: ist dieser Zustand erreicht, dann wird sich

die Wirtschaft auch nach Naturgesetzen bewegen. Keineswegs aber

glanbtß die klassische Nationalökonomie, der wir unsere Begriffe ent-

lehnen, daß gegenüber bestehenden Einriebtungen und Orgsnisatfonen

die oatOrlicben Wirtschsfingesetze automatisch gelten sollten. Im
Oegentefl; die Beaeitigimg aUer kflostliehen Eingriffe und Schranken

wurde vorausgesetzt and gefordert» eben damit die oatarUehen Geaetxe

in Wirksamkeit treten kOnoten.

Diese Anschauung muß bei jeder wissenschaftlichen Behandlung

der Bödenwerte berflcksichtigt werden. Din TTntersuchung des städtiscl en

Bodens muß davon ausgehen, daß in der Bodenjireisbildung verschiedene

Faktoren zu unterscheiden sind, und zwar l. natürliche, 2. gewollte

oder künstliche. Die ganze Stadt ist allerdings im strengen Wortsinne

kern Produkt der Natur, sondern der Kultur. In der „Natur" ist es

auch nicht begründet, dafi ein Grandstttek in der besten stidtiachen

Geschlftslage einen gröBeren Wert hat als ein solches in dem ent-

fenitesten Aofienbesirk. Gleichwohl bezeichnen wir gerade diesen Preis-

unterschied als den natürlichen, and mit vollem Recht Denn „natttrlieh**

nennen wir den Zustand, den eine Sache nach ihrer Beschaffenheit and

ihrem Wesen ohne fremdes Eingreifen und ohne fremdes Zutun zeigt,

und natürlich ist die Entwicklung, die aus den Eigenschaften der Sache

selbst entsteht. In diesem Sinne werde ich hier von einem natürlichen

Zustande und von einer natürlichen EntNvicklung der Hodenwerto sprechen.

Als gewollte Einwirkungen bezeichne ich dagegen solche, die aus

unserem Wollen und aus unserem Vorsatz hervorgehen. Vor allem

sind hierunter die Eiuiichtuugeu des Rechts und der Verwaltung zu

verstehen, die anf keinem anderen Wirtsehaftagebieto einen Bhnlichen

ümftog nnd Einflnfi besitzen, wie anf dem des Grand nnd Bodens
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uud (iie füi die Entwicklung der stlUitischen Bodenverhältnisse in erster

Reike bestiaiiiiflild sind.

Jede Betrachtungsweise, die eiiueitiig nur die natflHichen oder

eioseitii^ nur die gewollten Faktoren berflcbsiciitigt, maß sn Fehl-

schlfiaaen und Übertreibungen ftthren. Die Kenntnis beider Gebiete

ist erforderlich, wenn wir zu befriedigenden Ergebnissen gdangeu

wollen. Sowohl Wirtschaft wie Recht scheiden den Boden von alloi

anderen Gfitern; and zwar ist mit Bezug hierauf zunflcbst hervor- .

znheben

.

1. Der IVxlon ist unbewetrlich und in seiner Fläche (von Trocken-

legungen al>geseiieu/ uuvernielirbar, uns weldien Eigenschaften sich

bereits die wirtscbaftliche Sonderstellung ergil)t.

2. Daä Privatrecht behandelt den Kodea anders als die beweg-

lichen Qfiter; das (^enlüdie Recht insbesondere hat fOr den Boden

bestimmte Einriditungen geschaffen, die wiederum von der größten

wirtschaftlichen Tragweite sind (Immobiliarpfsndrecht, Gnindbuchweseo,

Behandlung der Bodenverschuldung).

Indes diese Voraussetanngen machen es nicht bloß unmöglidi,

allgemeine Wirtscbaftsgesetze, die den Eigenschaften der bewegUchen

Güter entnommen sind, einfach auf den Grund und Boden zu Qber>

tragen; sie bereiten auch Schwierigkeiten in der Anwendung der all-

gemein gebräuciibciien 'rprniinoloyie. In erster- Hfihf kojinnt hier der

vielgebrauchte und vieldeutige Ausdruck „{Spekulation" in i'i iraclit.

Der gegenwärtige Abgchnitt des Stfidtehaues in Deutsdilaüd wird

gekennzeicluiet durch die Entwicklung und die ächlieiilich udistäudige

Herrschaft der Spekulation auf allen Gebieten des Wohnungswesens.

Von der Bereitstellung und Aufteilung des Baulandes bis zum Besita

der fertigen Wohnung ist die Gestaltung des Städtebaues und der Vei>

kehr in Bodenwerten der Spekulation flbertragen. Die Bodenparzelliemng

ist Sache der Spekulation. Die Bauweise, die Hausform und die

Wohnungsproduktion werden durch die Spekulation bestimmt. In ihrw

Hand stehen Grundeigentum und Hausbesitz; sie verfügt über den

Realkredit und das Grundbuchwesen. Eine tiefgreifende, die meisten

Gebiete des 'Städtischen I-ebens erfassende Umwälzung ist dio Frijaf»

dieser Entwicklung, die ihre schärfsten Formen in Deutschland wälirend

der letzten drei Jahrzehnte angenommen bat. Hier l)esteht also eine

Anhäufung der verschiedenartigsten wirtschaftlichen Funktionen, die im

Fall der Einzetbetrachtung unmöglich dardi einen gemeinsam«! Aus-

dmck gedeckt werden können.

Der Ausdruck Speknktion bezeichnet in der Gegenwart zwei

Tätigkeiten von vöUig verschiedenem Charakter. Die erste Sdraidung,

die wir demgegeoQber an&ustellen haben, ist die zwischen Handels-
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spekulatioa und reiner Wertspekulation. Handelsspekulation ist die

der neoidtlicheD Wirtsehaft ganz uneotbebrlicbe Untamebmungafarm,

die Geschäfte eingebt mit Unbeetimmtheit des Abnehmers oder

Unpersönliehkeit des Absatzes; d. h. der auf Speknktlon arbeitende

üntemehmer produziert und bandelt für den Harkt, dessen BedQrfnisBe

ihm zwar bekannt sind, aber nicht ffir bestimmte, ihm im voraus

gesicherte Abnehmer. Er flbemimmt die Aufgabe der Gfltererzeugung

und der GQterbewegiing. Wir wären völlig außerstande, eine Volks-

wirUicbaft und Weltwirtscliait aufrecht zu erhalten, ohne die sogenannte

Handelsspekulalioii. Ihren betriebstechnischen Gegensatz bildet das

,.Kundengescliäft", die sichere und bequeme alte Form der (Jeschftfts-

füiuuug, die zumeist füi einen persönlich bekannten ivmuienkreis, für

feste Auftraggeber and fQr einen örtlich genau vertrauten Markt arbeitete.

Anders die Handelsspekulation, die in dem wagemutigen Kaufmann

zwar zu allen Zeiten bestanden hat, aber erst in der Gegenwart,»!

ihrer gewaltigen, sich stets erweltemden Bedeutung emporgestiegen Ist

In dem Mabe, in dem die Eigenproduktion und der Eigenbesitz in

der Wirtschaftsffllurung der Volksmassen abnehmen, muß sich die der

Handelsspeknlation zufallende Erzeugung von Wirtschaftsgütem steigern;

ihre Bedeutung wächst mit dem Fortschreiten der neueren gewerblich-

technischen und ökonomischen Entwicklung.

Völlig verschieden hiervon ist das Wesen der reinen Werläpeku-

lation; ihr Gebiet ist die Wertbewegnng als solche; hier setzt sie

ein mit ihren eigenen Mitteln und mit ihrer selbständigen Geschäfts-

tätigkeit AU leine Wertspekulation ist die Geschftftsabsicht zu be-

zeichnen, die, begrifflich oder latsichlich loegdOst von der materiellen

Verarbeitung oder Mutzung der WirtschaltsgDtert lediglich an der

Wertbewegnng und Preisindemng — sei es nadi oben oder nach

unten — einen Geldgewinn machen will.

Gerade auf unserem Gebiet der Bodenentwicklung ist die Schei>

duiig der beiden Spekulationsarten ebenso einfach wie wesentlich. Wer
Häuser baut ohne bestimmten Auftrag nnd ohne Rücksicht auf die

Personen, die ein Haus späterhin kaufen oder bpnutyen werden, der

betreil)t die notwendige und für die heutige Markte eihurgung unent-

behrliche Handelsspeknlation. Jede produktive wirtscliaftsgemäße

Aufwendung für die Zwecke des Marktes fällt unter diesen Begriff;

Wer dagegen Gelinde sufknuft, lediglich um bd Umsetzung und Weiter-

verkauf eine Wertstelgerung hemuszusehlagen, betreibt Wertspekulation.

Die eine Speknlationsart ist begrifflich ebenso scharf wie tatsächlich

von der andern abgetrennt

Wenn sich fai den Uterarisdien Erörterungen Uber das Spekulations-

problem Gegensatze finden, so beruhen sie zu einem groflen Teil

ebcritftdl, HimHmli de» WotUMngnmmi. 4. Aafl. 7
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darauf; dafi den Gegnern derWertspekuUtion unterstellt wird, sie

wollten die Handelsspel^alation bindern. Soweit die von mir ver-

tretenen Ansdianungen in Betraclit Iconunen, trifft das gerade Gegen-
teil jener Annalime za. Naeli meiner AuffasBung besteht eine der

> wichtigsten Aufgaben des StAdtebaoes darin, die spekulative Unter-

nehmung im Baugewerbe zu stftrken und sie von der ihr in Deutschland

angelegten Fesselung frei zu machen. Die weiteren Untersuchungen

werden zeigen, daß die wirtschaftlich notwendige Handelsspekuljdion

auf unserem Gebiete durch nichts so sehr gehemmt wird als durch die

ihr üljergeorduete Herrschaft der Wertspekuhitioii.

Die S|)eku1ation als solche ist von der Nationalökonomie bis in

die jüngste Zeit im wesentlichen nur als eine Begleiterscheinung

von Konjunktaren, nieht aber als dne selbstfindige Krsft oder Ge-

schiflstätigkeit betrachtet worden. Diese Auffassung entspricht jedoch

nicht mehr der heutigen Stellung des Speknlalionsgeschifts; sie ist ein

'

Überrest der ilteren, von Adam Smith vertretenen Meinung, die in

der Spekulation nur einen Gelegenheitserwerb und in dem Spekulant«!

dnen Abenteuerer und Hasardspieler sieht. Die Spekulation verlangt

vielmehr in der wirtschaftlichen Entwicklung der Gegenwart dne genaue

Isolierung und selbständige Behandlung.

Über die Entwicklun«; der Anffassmif^Pii von der Spekulation vg;l.

meine Abhandlung „Die Spekulation, ihr Begrili und ilir Weaen", äcbmollers

Jabrbaoh 1905, Bd. XXIX, H. 4, 8. 1489 fr. S. insbesondere besUglich

der neaeren Anschauungen von der selbständigen Bedeutung der Speku-
lation die Ausftlhrungen a. a. ü. S. 161 1 f. Vgl. hierzu noch die Dar-

legungen einer Keibe von Berichterstattern der Kriseuenquete des Vereins

{flr Soxtalpolitik 1908, Schriften dee Vereins fttr Sozialpolitik, Bd. CV,
8. 182, 184, 185, 188, 3()0 und 302, Bd. CVI, S. 28, 167. — Wegen
der neuerpii .^nffassiuiL' 'l'^s Spekidationsbogriffs in 'If^n Entscheidungen

des Keiühbgerichts, die aich mit den hier vertretenen Anscbauaugeu
decken, s. meine obenerwähnte Abhandlnng 8. 1626.

In der neueren Wirtschaft ist die Spekulation nicht ein Neben-

liufer der Koigunkturen, sondern eine gewerbsmftfiige Berechnung,

die sidi in Idarer Scheidung entweder als Handelsspelnilation auf die

Gfilererzeugung, oder als Wertspeknlation auf die rdne Wertbewegnug

riditet. Doch dieser selbständige Betrieh ist wiederum ein gfuizlich

verschiedener je nach der Betätigung auf einzelnen Wirtschaftsgebieten.

Gegenstand der Wertspekulation sind die meisten unisat:;fShigen Wirt-

schaftsgfiter, die in einer für die speknlsttive r?nernehniung genügend

% groüen Quantität verfügbar sind. liunptgebiete der Wertspekulation

sind die Effekten, börsenf?linf?if?e, wie nicht eingeführte Wertpapiere,

die an der Börse uud \ui iirui^iveikehr gehandeltea Bodenprodukte

(Getreide, Kaffee, Baumwolle, Wolle), die börsenmäfiig oder in großen

ileingen gehandelten Indttstrieerzengniase (Bisen, Kupf^ n. a. m.).
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Von den auf den verschiedenen Wirtschaftsgebieten betriebenen

Spekulationsunternehmungen zweigt sich die Bodenspekulation ab. Boden-

spekulation kann ebenso mit landwirtschaftlichen wie mit städtischen

Grundstücken betriolien werden; im nacbfoiirciiden ist indes nur von

der Bodenspekulation in städtischen Grimdslücken zu handeln. Die

Bodenspekulation hat manches mit den übrigen Spekulationsfonnen

gemeinsam, ist indes andererseits von diesen wesentlich verschieden;

einige unter den hauptsächUdisten Gegensätaen ^eten hier hervorgehoben.

Der Gegenstand der Bodenspekolatioo, der Grund und Boden,

•bildet eine nnzeretdrfaare und unentelehbare Substanz, die deq dauernden

Träger der spekulatiTen Wertbewegung abgibt Niemand liann ::bei

beweglichen und verderbUehen GQtem, z. B. bei einem PoslMi Ge-
treide, die VVertsteigerung dadurch realisieren und dauernd fest-

halten, daß er eine Hypothek zu Lasten des Getreideverbrauchers ein-

tragen läßt, die der \'erbraucher dauernd jahrein, jahraus m verzinsen

hat; bei dem Boden dagegen ist die hypothekarische Belastung die

ausschließliche Form, in der spekulative Gewinne realisiert und ge-

sichert werden. Niemand kann eine S))ckulation in der Weise durch-

führen, ilalj er eine größere Menge Getreide 10 oder 20 Jahre lang

vom Verkehr aussperrt; der Unternehmer würde hier nicht nur nichts

gewinnen, aondon das aufgewendete Geid bis auf den letzten Pfennig

vertieren. Beim Boden bildet indes die Ungere Festfaaltong die bei

bestimmten Bauqrstemen gegebene Form der Spekulation.

Ein Haiiptgegensatz bestdit jedoch darin, dafi die Spekulatiomib

in beweglichen Gütern (Effektenspekulation, Getreidespekulation u. a. m:)

sich nach beiden Richtungen, d. h. nach oben und unten, vollziehe

und daß sich liier zwei gleichwertige Parteien gegenüberstehen, von

denen jode ihr der anderen diametral entgCL'en^e.setztes Interesse ver-

tritt und fiun-lizusetzen sucht. Im Boden (iai_^i';.v'n kann niemand ä la

baisse siiekuiiereii ; die Spekulation vollzielii sich hier ganz einseitig

in der Richtung nach oben, und hui ausschlieUlich die Tendenz, eine

Preissteigerung herbeizuführen. Gleichviel in wessen Hand der

Boden sich befindet, die spekulative Wertbewegung tendiert immer

nach oben. Schon hierdurch nimmt die Bodenspekulation als einseitige

Spekulation eine Sonderstellung gegenflber allen anderen Spekulations-

formen ein.

Es ist deshalb nicht- sulfissig, Argumente, die der Spekuhtion im

aligemeinen entnommen sind, auf die Boden.spekulation anzuwenden.

Sicherlich wird es niemandem beifallen, Geld und Papiergeld als

gleichbedeutend" zu behandeln oder die wissenschaftlichen Lehrsätze

über das (üeld ailgemein auf das Papiergeld anzuwenden; am wenigsten

aber wird man von einem (iegner des Papiergeldes sagen dürfenj daß
7»
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er ein Gegner des Geldes sei und dis Geld schlcchtliin beseitigen

wolle. Es ist befromdlicb, daß eine Behauptong, deren Sinnlosigkeit

in dem vorstehenden neispiel von jedermann sofort erkannt wird, immer

von tipuf^m wiederkehren darf, wenn es sicii um die Bodenspekulation

huiii ( U. Der Ausdruck ,,Bodenspeknlation" ist weder charakteristisch

noch erschöpfend för die durch ihn bezeicluiete Tätigkeit; dies wird

gerade von den Gegoera der Bodenspekulation betont und wir werden

im folgenden versudien, die Bezeichnung für bestimmte Geschflftsformen

deadicher zo fusen. Wir mfisseii nar allgemein daran feadialten, dafi

fflr die Spekolation in Bodenwerten andere Bedingungen und Ein-

riditungen bestellen als fOr die Spekulation in bewe^idnn Ofitem. Ferner

darf die Bodenqiekulaticn nfadit als ein nebelhafter, alle mOglidifln

Vorgänge deckender Begriff, sondern nur als ein bestimmtes regel-

mflfiiges Geschäft betrachtet werden, dessen TolkswirtsebaftUdie Leistungen

im einzelnen festzustellen sind.

Die Betrachtung der Bodenwertentwicklniif,' hat endlich die

Institutionen, d. h. die allgemeinen Grundlagen des iiechts und der

Verwaltung, 7n scheiden von der Betätigung der einzelnen Persuiien.

Gewiß wird es eindrucksvoll und mituntei* sogar unvermeidbar sein,

die Handlungen einzelner Personen zu schildern. Der einzelne Boden-

spekulant vermag indes nicht den Bau t(hi Mietskasernen systematisch

SU erzwingen; der einzdne Banstellenhindler kann nicht allgemein und

gesdriLftsmlfiig Aufedilige auf dss Baugelinde durchsetzen; der einzelne

Hausbesitzer lunn keine Mietpreisbewegnng henrorrufen. Anders die

Öffentlichen Einrichtungen, auf deren Grundlage sich die Werlbewegung

eines Gebietes allgemein vollzielien muß. Der Wille der einzelnen

Personen tritt fdr unsere Darstellung zurück: sie sind weder im guten

noch im schlimmen Sinne für die Kntwicklung unseres Gebietes ver-

antwortlich zu machen; sie bandeln so, wie es die Vorbedingungen

ihres Geschäftshetriehs ihnen vorschreiben. Unsere Erörterung richtet

sich vieimohr auf die systematisc-heii Eiunchtuiigen, die für die Ge-

staltung der Bodenentwicklung allgemein entscheidend sind.

Erster Abschnitt

Der unbebaute Boden und die Bautätigkeit

1. Bausystem und Baustil lenpi^ig.

S 22. An mehrenni Stellen df^s Handbuchs siml uus bereits

Hinweise auf den Gegensatz begegnet, der sich iu den llausystemen

der verschiedenen Völker während der jflngsten Bauperiode ausgebildet
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hat, vor allem in der Abb. 1, S. 7. Volkswutschaftlicb kennzeichnet

sicli (lieser Gegensatz als die Scheidung zwischen den Ländern hohen

und niedrigen Baustellenpreises.

Wir haben zuvor bemerkt, daß die Lander der intensivsten städti-

schen Konzentraliou und des ausgebildeten Kapitalisuiuä nicht die Länder

der höhen BwlAndpFeise Bind. In England» dem Lande der etirbsten

und. am nsdittten vorgeschrittenen stfldtiBchen Zasimmoidringung,

kostet der Quadratmeter Baugelinde für Klein- bzw. ArbeiterwohnntHBen

in den großen Provlnzatldtm 5 bis 6 IL, in der 7-llillionen-Stadt

London 8 bis 10 H. in den Stadterweiterungsbezirken; in Belgien in

dem Stadterweiterungsgebiet der Provinzstädte 4 bis 5 Fr., in dem der

Großstädte (Gent, LQttich, in einzelnen Brüsseler Außenbezirken/ 10 bis

15 Fr. für den Quadratmeter. In Berlin dageyion kostet der Quadrat-

meter Wohngeläude in entsprechender Statitlau'o bei Mietskasernen-

bebauung 60, 80 und 100 M., in anderen Groüstiidien mit Mielskasernen-

bebauung 150 bis GO M. Das ist durchschnittlich das Achtfache bis

Zehnfache der Bauiaudpreise aiiderer Länder. Da auch daä Eigenhaus

der Flachbauländer mehrgeschossig — meist mit 2—2Vt Geschossen —
anfgelQhrt wird, gebt die Auflreibung fflr die Stockwerkshintang in

Deutsdiland auch relativ, am ein Vielfaches Aber den Bodenpreis der

Fiaehbanlinder hinaus.

Es ist demgegenVbw hervonnheben, d«& aneh liente noeh in

Deutschland die Bildung der Btftdtischen Banlandpreise keine einheit-

liche ist. Das zur Zeit vorherrschende System bat sich in einrr En'-

wicklong von 30—40 Jahren z\\ ar iu raschem Vordringen im Gegensatz
n der Überlieferten Banweise ausgebreitet. Aber nidit ttbermU ist es

bisher durchgedrongen; aach bst in sinsslneo Stftdten bereits der prak-

tische Widerstand cinfresetzt und unter Mitwirkung der Gemeinden und
der gemeinntitzigen Bautätigkeit Versuche zur Durchführung des neuen

,

Städtebaues gebracht. *In den St&dteii mit Aliet8kat>erueubebauuiig sind

leraer bnvpolinilieh geaehtttits Basurks vorhanden, in denen die Auk
Dut/.ang weseDtlich herabgesetzt ist, und zwar bis auf drei Zehntel der
Grundfläche und zwei bis drei ÖeschoBse Banhöhe.

Während die vorgenannten Angaben auf meinen privatim gefOhrten

Untersuchungen beruhen, ist über die Wirkung der Auftreibung der

Bodenpreise neuerdings anitliobes Material beschafft worffen, indem die

Gemeinden von (Iroß-IJerlin ymt Irif(»riiiaTion des Herrn Handelsmiuisters

ersucht wunien um Annal e d( r iJaustellenpreise. die von privaten

Bauunternehmern m den Jaliren 1912, 1913 und 1914 bei der Erriditiirig

von KleinwohuuDgeu, d. i. Wohnungen bis zu zwei Stuben, Kammer
und Kfiche enthaltend, gezahlt worden sind. Es ist der erste Fall, daß

amtliche Zahlen fflr das ganze Baagebiet einer GroBstadt gegeben

werden. Von den Kleinwohnungen in GniS-Berlin— Berlin und S9Naeh-
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II südliche Stadtarweiterung . 1 14.6 M.
IX südöstlich« » • 103,1 „
III Östliche • 99,7 ,.

IV
V norätetlioh«

m •

•I

84,0

102,2 „
X •T • 97,7 ..

VI nOnUic&tt H •
88,4

VII
yni noMw«itlieh«

'
n •

»» •

75^ „
140,8

bargemeinden und Vororte — entfollen 93^11 t. H. des Gesamlbestaodes

auf die Gemeinden Berlin, CbarlotteDbuig, Sch^^neberg, Wiboiendorf,

NenkAlln, Lksbtenberg und Treptow, die somit die eigendieheii Ben-

bezirice für die Kleinwohnung bilden; alle flbrigen Gemeinden, die ins-

gesamt noch 6,89 v. H. umfassen, kommen fflr den Kleinwohnungsbau

nur in geringem Umfang in Betracht In den vorgenannten Gemeinden

IjetrSgt der durchschnittliche Riustellenpreis für don Klrnnwohnungs»

bau der Baukiasse I 92,6 M. fflr den Quadratmeter.

In den eiu/elnou Gemeinden und Be/.irken ergeben sieh folgende

Durchschnittspreise der BeoklMse I für 1912/14i

Berlin:

Bauamt
•i

w
n

. n
I*

t>

{In der Innonstndt und den westlichen Beiirfcen von Berlin wordoi Klein»
Wohnungen in den Berichtsjahren nicht gebaut)

Charlottenbürg: Norden, Nordwesten und Westen 100,8 M.
ScLöneborg 106,8 „
Wilmersdorf 128^2 „
NdukOlln 85,9 „
Lidilenbeig 96,1 «

Zu der zweiten Gruppe der Gemeinden zählen Steglitz, Lichter-

feldß, Tegpl, Pankow, Weißoiiseo. Mariendorf, die nocli rund 4 v. H.
des iCleinwohnunjgsbestandes umfassen und in der Bauklasse I bei 8)4
bis 4 GeechoeiMn einen DnrdiielinitCepfeiB von 42,6 M. aofweieen. Bodea-
preise unter 20 M. finden Steh in einigen nördlichen Vororten (Friedrichs-

felde, Hermsdorf, Wittenau usw.), die weni^r fll)pr 1 v. H. des Groß-
* BerJiner Wohnungsbestandes enthalten und für, den KleinWohnungsbau
zur Zeit Uberhaupt nicht in Betracht kommen. Der Beustellenpreis ist

hier nnr ein nonin«!! niedriger, dn es sich saneist tun Gelinde der
- im Ge^^eiifl.'itz zu dem Gebiet der Mietakasi^me — stark be-
schrflnkteii Bauklas.sen handelt, bei denen die Rebaubarkeit bis auf

80. y. U. der Bodenflache und zwei Geschosse Banhöhe heruntergeht.

Bei Vergleichen mit England nnd Belgien, die für den Flechben regel-

mäßig eine Ausnutzung von 75 v. H. bis 66*/s v. H. zulassen, ist der

Berliner BodenpreiR der stark beschritnkten Bauklasaen zu verdoppeln,
gegenfiber der Mietskasernenbebauung vervierfachen. Die Lage
der Benstellen ist sudem eine minder gute, ferner ist der Ansehlnfl an
Kanalisation nicht allgemein vorbanden oder vor dem Verkauf der Bau-
stellen iiicht allRernftin ausgeführt nnd Rtalkredit. fUr Bannnternebmer
nicht erh&ltiich, so daü der Mangel jeder Bautätigkeit aui dem Gel&nde
dieiittr ausgesonderten Bezirke sich unschwer erklärt

'

'

' Von der Aufnahme ausgeschlossen blieben, den obigen Vorschriften

geiin&ft, alle Gmndsttteke, »nf denen keine Kleinwohnungen bis su vier
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Eanmen errichtet wurden. Die ermittelten Bodenpreise sind deshalb

nor als untere Wortgrenze zu betrachten und gestatten keinen Rück-

scblaß auf deu allgemeiueD Stand der Bodenwerte oder auf die Preise

der lediglidk Mittelwohnungen nttd hemchaltlicho Wobitiuig«ii entlud-

tendeo Grondetflcke, die vielmehr weaeotlich höber stehen. Ferner igt

darauf hinzuweisen, daß die Erhebung im Mai 1914 unter der Herr-

schaft der ungiinstigHten Konjanktur im ürundstucksgescfaäft stattfand,

ood in einem Zeitpankt, der dnrdi den Bllokgang der Bantätigkeit nnd
die Kotlege im liealkredit gekennzeichnet ist. Wegen der Einzelheiten

<\pr Erhebung vgl. den Abdruck Schmoliers Jahrbach für Gesetz-

gebung, Verwaltung und Volkswirtschaft, Bd. XXXIX, H. 2, 1914,

S. 257 fL

Gegenüber den obigen Preisverhältnissen sei derenf hingewiesen,

daß in dem Londoner Vorort flampstead, der bekannt ist durch seine

landschaftlich bevorzugte Lage und seine ausgedehnten öffentlichen

Parks, mit einer Fabrtdauer von 25 Minuten zu dem Mittelpunkt der

Londoner City, die Beoskellen (1914) mit Kenelisetion und fertigier

Straße zu 10 M., in bevorzugten Lagen 15 M. für den Quadratmeter

(2000 bzw. 3000 £ per Acre) verkauft werden. Mit Bezug auf I^ge
and Schnellverbindung nach der Stadtmitte (in Berlin Dönhofsplatz)

dürfte dieeem Besirk etwa der Stadtteil am Kaieerdemm und Reicbe-

kanzlerplatz zu vergleichen sein. Die Bodenpreise betra^'en hier 120
bis 140 M. für den Quadratmeter, also etwa das Zehnfache dos Flach-

baupreises, wobei, wie oben bemerkt, zu berücksichtigen ist, daß auch

das Wohnhans dea Fladibanee. mehrgeschossig gebant wird. — Znr
Beriolitigang der von Profeeaor van der Borght, Gutachten für die

Immobiliarkreditkommission verfiffpntlirbten Angaben über Brüsseler und

Berliner Baustellenpreise vgl. meine Darlegung Schmoliers Jahr-
buch, a. a. O. 8. 258 und meine Spekulation im neuzeitlichen Stftdte^

ban, Sw 82, 88 nnd 88.

Eb sollte dgentUch auflgeschloBBen erscheinen, daß derartige moii-

StrOse Unterscliicde, in denen die wirtschäftsgemäßen Vormissetzungen

geradezu auf den Kopf i^estellt sind, in gutgläubiger Weise als das

Ergebnis einer ..wirtsoiiaftlichen Entwicklung*' bezeichnet werden. Mit

volkswirtschaftlichen Faktoren hat der obige Gegensatz der städtischen

ßodenpreisgestaltung schlechterdiiigä niclit.s zu tun: er benilit vielmehr

auf der Verschiedenheit der Systeme des Städtebaues. Gleichwohl wird

noch in einer großen Zahl neuerer nationalükonouüscher Schriften ver-

sucht, die Preisbildung der städtischen Bodenwerte in Deutschland dnrch

wirtsdnfkfidie Faktor«i zn erkliren. Von einer Bitihe von AutOfen

wird der Bodenprets einfach nie eine „Funktion der Wohnangsmiete"

bezeichnet, mit der Formel: die Uiete bestbnmt den Bodenpreis. Im Städte

erwntenmgsgebiet von Londiim b^rigt müt diese „Funktion der Miete*'

8- 10 M. für den qm Bauland (s. oben); in der Stadterweiterung von Gent,

Lüttich und Brüssel 8— 12 M., in Berlin dagegen 80—100 M., in

Hamburg, München, Leipzig 40— 80 M. für den Kleinwohnungsban in

entsprechender Stadüage. Sicherlich ist es eine starke Leistung, diese
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Gegensätze gleichmäßig als Kunktionon der Wohnungsmiete zu be-

zeichnen. Von anderer Seite wird die Höhe der deutschen Bodenpreise

als „Risikoprämie" aufgefaßt. Eine wissenschaftliche Leiire, die deu

von den Bauunternehmern p^ezahlten Bodenpreis mit 100 M. in Berlin

gegenüber 10 M. in London als Kisikoprämie rechtfertigen wiU — und

(ÜM bei der anangreifbaren reelen Seherheit unsere» deotsdiea Grond- -

budiwesens — bedarf m6tl nidit der Kemueicluimig. Dafi endlich

noch die Lage des GnmdstllckB als der entscheidende Faktor beseichnet

wird — obwohl, tod anderen Umstlnden abgesehen» gerade die hoch-

wertigen zentralen Lagen unserer QroBstfidte in den Siteren Gebäuden
' weitaus die billigsten Wohnungen aufweisen — nug nach aUedem

nicht wundernehmen. Eine entschiedene Zurückweisung dieses Miß-

brau rhs psendo-wisseoscbafUicher Formen dOrfte wohl angezeigt er-

acbeiiien.

Die vorerwähnten AnschaTitmgen werden in mehr oder minder

scliroffen Formen vertreten von Alfred Baron, Die Haus und Grnnd-

besitser in Frenfiens Städten. Jena 1911; Fr. Kleinwftohter jr.,

Das Wesen der slidtisehen Gmiidrente. Leipzig 1912; Heb. Peter.
Wert and Preis nnbebautpr Liegenschaften. KhiIsiuIio 1910; Heb.
Scbermann, GrundsUge der Bildung der Bodeopreise and des Wert-

zuwachses. Karlsruhe 1913; Fritz Terhalle, Die Kreditnot am
stldtiMheo Grnndatttekainarlkt. Jena 1916. Wegm der Biiuelhmteii

vgL meine Ausführungen Schmoller» Jahrbuch, Bd. XXVII, H. 2.

1918 8. 1039 f., H. 8, 1913 8. 1569 f., Der Städtebau, Literatur-Be-

richt Nr. 8. Marz 1913, S. 8.

Ans dem obigen Zaldcnverhältnis ergibt es sich fernei' deutlich,

wie haltlos die Unterslollung ist, daß die Gegner der Preisauftreibung

Gegner der .spekaiamen Unternehmung seien (oben ö. 1)9). lu den

Flachbauländem, in denen die großstädtischen Banstellen zu 5—10 M.

fUr das Quadratmeter verkauft werden, liegt die gesamte Bodenentwidc-

long von der OeiändeerschlieSung bis tarn Hftaserbtn In den Hflndeo

der Speknlatibn, in noch größerem Umfang als in Deutach-

land. Selbst die Bebanungaplane worden dort (England, Belgien)

bisher seitens des Bodenspekulanten aufgestellt Die Boden^pelnilation

widmet sich dort der notwendigen Aufgabe der Marktversorgang und

der Bereitstellung von Danland (vgl. oben S. 07); bei den wirtschafts-

gemäßen Formen der Bodeuerschlicßung erzielt sie trotz der niedrigeren

Baustellenjjrcise holie Gewinne. Die Gegnerschaft gegen die deutsche

Preisanftrcihnng richtet sich lediglich gegen das scldechte Rau.system.

das die Grundlage für die Aufldähung der Bodeupreiäc und die dajan

auschlieBenden Mißstände bildet.

Der Widerstreit der Meinungen würde sofort seine Schärfe, die

Verteidigung der Bodenauftreibung allerdings vielleicht auch ihre letzte
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SiüUe verlieren, wenn die tatsächlichen Verbältnisse auf beiden Seiten

klar anerkannt würden. In sachliclier Beziehung kann es sich immer

nur tun die Frage handelii, ob man dag System der BodenpreistFeibuDg,

d. h. die Beraduang auf den MietBkasernenpreis und die dann an-

gefaUefieDde Gestaltiuig der Bodenentwiekhiog, fflr nitrlgUch hllt oder

nicht Allgemeine Obereinstimmiing dagegen besteht darflber, daß die

HandeiaBpeknlatioii in der BodenenchUefinng und im Baugewerbe ge-

stärlct und leistungsfähig gestaltet werden solle. Die Erfahrung der

letzten Jahre hat in Deutschland zur Genüge gezeigt, daß die wirt-

schaftlich notwendige Handelsspekulation im BodengescbJift durch nichts

so sehr ?p!teTiimt und geschädigt wird wie durch die die Preisauftreibung

begründenden Einrichtungen.

8. Die Etenente des BaasteUenwertes.

§ 23. Die Ausdehnnng der Stadt and des Häuserbaues bewirkt

eine bemmdere und swar die inteoeivBte Wertoteigemng des Bodene;

es ist die Umwandlung von 'Ackerland in Bauland. Aus dem Und-

virtscbafüidi benutxteii Boden wird die sehr viel hoher bewertete Bau-

stelle. Es ist dies bei dem Anwachsen der Stidte ein natttrlicher und

erwünschter Vorgang; wir liaben auch kein Mittel, ihn zu hindern.

Die verwaltungstechnischen und volkswirtschaftlichen Aufgaben kon>

zentrieren sich vielmehr darauf. Vorkofinvngen zu treffen, daß dieser

\'organg sich in zweckentsprechender und dem Gemeinwohl förder-

licher Weise vollzieht.

Auf Hir nhweiflienden Verhäl'T^issR älterer Zeitabschnitte - Minder-

wert der üaustolle gegenüber dem iandwirtäcliaftlich geuutie,ten Bodea
— ward« zavuT btogewiasen.

Jede Wertsteigerung des Bodens kann nun zum Gegenstand «ner

Spekulation gemacht werden. Das Objekt dieser Spekulation will ich

als Spannung bezeichnen. Unter Spannung ist zu verstehen der

Abstand zwischen dem gegenwärtig vorhandenen Preis und dem bei

weither Entwicklung zu erwartenden Preis. Je gröBer diese Spannung

ist, um so größer der Gewinn und das Aktionsfeld der Spekulation.

Die Spekulation hat also immer nur das Interesse, die Spannung (den

Abstand) zu vergrüüern.

Sobald nun die städtische Behauung auf oder gegen ! is um-

liegende Ackerland vorrückt, entsteht eine neue Kategorie doi Grund-

rente, die man als ,.Hauäplatzrente'' bezeichnet; sie ist eine gesteigerte,

höhere Grundrente, die der Boden dann abwirft, wenn er als Bauplatz

verwendet wird, also zu einem weit höheren Preise, als sich bei der

hindwirtsehaftliehen Benutzung ergibt Die Bebauung mit einem Wohn-

gsblnde, d. h. mit einem Fkmilienhanse, hat nun den Erfolg, dafi eine
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solche Ilausplatzrente sich bildet Zahlenmäßig ausgedrückt beißt dies,

da0 ehemaliges Aekerltnd in Werte von etwa 1 M. IQr den Qudnt-
meter aUmiUkli auf daa Zehnfadie, also etwa 10 H. fOr den Qnadxat-

meter ateigt Die Spannang ist hier wie 1:10. Die Steigemiig wird

sieh regelmftfiig nicht an einem Tage vollziehen. Die Speindalion, die

auf diesen Gewinn abzielt, wird aeltmi fai der Lage sehit <n

Grandpreis von 1 zo orwerben: der Bauer oder Vorbesitzor wird viel-

leicht zu 5 verinufoi, so daß der Speknlation noch eine Spannnng von

5 verbleibt.

Den Wert des Lanrles zum Häuserbau hal)en wir cfleicf^ 10 ge-

setzt Aber nicht an jeder Stelle hat der Iläuserbau den gleichen

Wert; dieser Wert differenziert sich vielmehr je nach der Lage des

Grundätücks, die in einer Stadt unendlich verschieden ist Donken

wir Qoa für den Zweck unserer Erörterung den Boden einer Stadt in

faof Kategorien eingeteilt gleich fftnf StreHeii oder Zonen: 1. beste

Gesehiftdage, 2. gute Geschiftslage, 8. best» Wohnlage, 4 mittlere

Wohnlage, o. anfierate Wohnlage^ In jedciln dieeer Streift differenziert

sich nun der Preia. Den Wert des Hansbaues als solchen haben

wir gleich 10 gesetzt. Setzen wir nun den Wert des Vorzugs in

der Lage eines jeden Streifens wiederum gleich 10, so ergibt sich

In dem Wert der Bausfelle sind also zwei Faktoren zu unter-

scheiden, der Wert zum Hausbau schlechthin und der Wert
der Stadtluge. Beide Wertelemente sind bei der städtischen Grund-

rente scharf auseinander zu halten. Die Differenzierung des Wertes

der Stadtlage entwickelt sich allmfthlich mit dem. Fortschreiten, der

Bebauung, und zwar volhdeht sich der Vorgang, wenn wir ein konzen-

triadies Schema zugrunde legen, in folgender Weise:

Znoaehst wird die erste Zone bebaut, in der der Boden TOrl&ttli;i(

nur den Wert der Hausplatzrente = 10 hat. Mit dem Anwachsen der

Bevölkerung wird der hier verfdf^bare Boden vollständig ausgebaut; es

nraft demnach der n&chate Ring in Angriff genommen werden (Zone 2).

Dieser Boden hat nun gleichfalls für den Öuiaerban den festen Wert von 10;
da er aber weniger gttnstig gelegen ist, so entsteht eine Dif ferentialrente
zngutiRtrri der besser gplr"'onpn Zone 1; der W^rt dieser Zone 1 steigf

um den Wert der gUnsiigoreu Lage und ist also jetzt 10 -|- 10= 20.

Nach einiger Zeit reicht txu^ dieeer Basm nicht am; die niehate Ztnie S
wird in die Bebaunag hinoingeiogen und ergibt den Wert des Hans-

Wert der
Hanaplatsrmt»

Wert det
,

Vonegs der Life

I. (inneitte) Zone
II-

III.

V. (äußerste)
"

10

10
10
10
10

40

20
10
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bauoB = 10. Sofort entsteht nuD eine Differentialreote zugunsten der

Elterm Zone 2, die jetit aof 104-10ss20 steigt, wilirend die gün-

stigete Zone 1 sich auf 10
-f- 20= 30 erhöht. Werden diDii noch

weiter entfernt L'elpiiene Bezirke, Zone 4 und 6, in Angriff pfnommen,
so steigen die günstiger gelegenen Zonen jeweils um den Uetxag der

Differentialgrundreote. Die WerterbVhnng der besseren Lage entstolifc

also dadurch, deft aUmahlich immer entferntere oder ungttnstigere Lsgeil
besiedelt werden, wodurch die Onmdronte der besseren Legen gens
automatisch in die Höhe getrieben wird.

Bei diesen Ansftthrungeu folgen wir lediglich einem Schema der
Grandrenteatheorie. Die UtstcUiobe Entwicklung der Wohnangs*
mieten entspricht keineswegs der obigen StaCfelnog. Vgl. § 8S nnd
den Abschnitt „Untemormale Wohnungen".

Wir haben bis hierher gegenüber dem A(!kerland eine doppelte

Wprtsteigerung festgestellt; z\ierst vom Ackerland zum Bauland, dann

iuuerhalb des Baulandes staffelweise den uiiterscliiedliciien Wert der

Lage. Auch diese zweite Wertsteigernng tritt nicht an einem Tage

ein; sie bildet sich sogar meist sehr langsam.

Eine ganz andere Wertsteifferung entsteht nun aber durch eine

dritte Form, wenn niimlicb dem drunii tück in künstlicher Weise der

Wert eines besonderen Bausystems luiizugefQgt wird, das System der

gedrängten, vielstöckigen oder monopolistischen Bauweise. Der Preis

des Bodens vird jeut nidit mehr bestimmt durch den W.i^rt des

Hänserbanes. und der Lage schlechthin, sondern durch den Wert der

besonderen Bauweise. Dieee besteht darin, daß jedes Grundstflck,

gleichviel in welcher Lage es sich befindet, also glddivlei, ob im

Zentrum, an der Peripherie und in den Vororten, gleidimABig ffinf*

fach fiberbaut wird und daß eine Form der Bo<lenaufteilung entsteht,

die bestimmten Spekulationszwecken dient. Zu der natürlichen Ilaus-

platzrente tritt nun ein künstlicher, selir viel grölierer M^lirwert, der

lediglich in dem besonderen Hausystem lieL't, F,t wird hervorgebracht

durch die kasernenmäüige Tarzellierung ntni n itikai gedrängte Bau-

weise mit ihrem Zubehör, und wir können die kunstiuii geschaffene

Grundrente, im Gegensatz zur Hausplatzrente, als Kasernierungsrente

bezeidinen

Dieser Mehrwert ist gänzlich unabhängig von der Lage des

Grundstockes; er ist ein festes konstantes Prwselement, das dem

natArlicben Wert des Bodens kflnstUeh binnig^ftgt wird. Setzen wir

die feste Werttaxe, die mit der echten Grundrente gar nichts zu tun

hat — den Wert der Stockwerkshftnfnng — gleich 30, so ergibt sich

jetzt in unserer Staffel folgende Preiseotwieklnng:

1) SüdllMbe Bodenftigm, 8. 45.
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W«rt dw Werl dM Wert der
Hnqilatsrenie Vorzugs der Lage Kasemiemng

1. Zone 10 + 40 + 30 » 80
IL ,. 10 -f 30 -f 90 • « 70
III 10 + 20 + 30 — 60
IV. 10 10 1-30 — 00
V. ^ 10 + — + 300 dO

Die Rechnung auf die schematisch gedrSngte Bauweise bewirkt

demnach, daß ein Grandatfidc iQr den HSnserbau nich( mehr mit 10 M.

für den Quadratmeter, sondern aelbet in sehleehter Lage mit 40->50

in beeaerer Lage mit 160 H. ond noch sehr viel höher bezahlt werden

muß. Die Spannung, auf die die Spekulation abzidt, ist jetzt nicht

mehr wie. 1:10. sondern wie 1:40 oder 60. Sie geht noch sehr viel

hoher, wo es gelingt, das Moment der Lage in die Spekulation einzu-

beziehen, was (iberall da möglich ist, wo ein rasches Anwachsen der

Bevölkennif? stattfindet und wo (iem neuen Rauland (iurcli gute Ver-

bindunp* II o ifr durch die \ eilegiing grölierer öffentlicher Anstailen

und dgl lor Wert einer guten I^e verliehen wird.

Jety.t erst haben wir die künstliche Preistreil)erei des Bodens,

wie wir sie heute kennen und die in ihren (irundlagen mit natdrlichen

Faktoren gar nichts zu tun hat Jetzt erst ist es auch möglich, die

Preissteigerung des Bodens geschäftsmäßig zu betreiben, indem man

weite QeUttdeflichen aufkauft und sie Jähre und Jahrzehnte lang von

der Bebauung aussperrt; denn der Gewinn aus der kfinstUdien Steigerung

ist jetzt so groA, dafi er die Einschiebung der Wertspekulation gerade-

zu heransfordert Nun entstehen auch alle die ergänzenden Ein-

richtungen fttr die Bodenspekulation im Realkredit und im Baounter-

nebmertum.

Bis in die neunziger J.itn o bestand das Axiom: die hohen Boden-

preise erzwingen die gedrängte Bebauung. Unter der Herrschaft
dieser Anschauungen mußte jede Wohnungsreform aus-

sichtslos erscheinen nnd das bestehende System des

Städtebaues galt als unabänderlich. Es gelang mir, den

Nachweis zu führen, daß gerade das Umgekehrte der Fall ist; lediglich

das Recht und der schematische Zwang, Mietskasernen in jeder Lage

allgemein anfsnfllhieii, treibt die Bodenprdse empor, iqdem der V<Hrteil

der gedringten Bauweise ~ also niebt etwa des Hiuserbanes an sich

— dem entsprechend gesteigerten Bodenpreis hinzugescfalagen wird.

Diese Bodenspekulation ist kein Uysterium, sie ist ebensowenig eine

1) Der Wert der Kaborniening wäre für die inneren Zonen eigentlich höber

anzuBOtzen, da er mit jedem binzugefOgten Stockwerk steigt; doch handelt sich

blM kidilishet nur am ein Sebenw für die begrifflidM IVennnng der Bienentie der

itadliiQiien Onmdiente.

üiyiiizeü by GoOgle
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unabwendbare Fatalität: sie i^t ein Geschäft, dessen Vorau8S6tZUDgen

wir genau bestimmen und ebenso genau abändern können.

Ich mödite hier eindringlich vor der Anschauung warnen, als ob

niua die l'reisauftreibuag repressiv oder örtlich einschränken könne;

wader das eine noch das andere Ufit sich in befriedigender Weise er-

reicben. Wenn die Spekulation ein bestimmtes Gebiet ergrUfen hat,

wenn fie die ihr ootw«idigen administrativen und kaafmSnnischen Ein-

richtungen vollendet hat, dann ist es Inum m^Uch, ihr durch unter-

drOckende Mittel entgegenzuwirken. Oewifi kann man fUr einzelne Be-

zirke banpolizdliche Besdirtnkungen vorschreiben. Indes solche Reser-

vate lassen sich erfahrungsgemäß doch nur unter großen Schwierig-

keiten halten. Es ist eben nicht möglich, im Wege der Baupolizei zu

bestimmen, daß die Baustelle bis zu einem willkfirlich gezogenen Sincli

60 M. für den Quadratmeter wert sein soll und jeuseiUs des Striches

bloß noch 15 M. Sobald wir eine Schablone des Städtebaues haben,

die ganz allgemeiu dem Boden einen künstlich gesteigerten Wert ver-

Idht, unabhängig von der Lage, dann ist es audi nidit raflglidi, in-

Buttra dieser Gesamtflidie eine Orense su hestimmen, an der die Steige-

rung Halt machen soll

Sa ist weiter nicht richtig, xu glauben, dalt man die fiodentenerang

6rtlioh feffiibalten kitene. Mehrfach ist mir von Vertreteni der Mittel-

Htftdte gesagt worden: die Oroßatädte sind verloren, die mttsseo wir auf- •

geben; für die Wohnungsreform kommen eigentlich nur die Mittelstädte

in Betracht. Hierbei wird angenommen, dafi die Bodenpreiee in den
einzelnen Btidten sich in einer örtlich unabbäugigen W^oiso entwickeln

knnntBTv Das ist nicht zutreffend. So wenig wir die Preistreiberei Hes

Berliner Bodens von Schöneberg und Friedenau fernhalten können, so

wenig kenn man verhindern, dafi sie alhnahltch die Hittelstidte ergreift.

Nur die Städte bleiben von der Bodenteuerang verschont, in denen die

Bevölkerung stagniert; a'lr- fibrigen müssen bei gleichem Bntisystem in

den Bereich der spckaUtiveu Preisbildung hineingezogen werden.

S. Die Htehtong der BodenspekoUitioii«

S 24 Wh* haben im vorstehenden gesehen, wie die schematiache

und gadringte Bauweise dem Boden einen Mehrwert verleiht, der als

Primie der Bodenspekulation znfUlt Fflr die weitere üntersnchung

ist nun dieRiditung zu betrachten, in der die Bodenspekulation haupt-

sächlich vorgeht. Marschiert die Bodenspekulation, wie die edite

städtische (Irundrente (die Ilausplatzrentel von innen nach außen

(s. Tabelle S. ICKi) oder ist nicht ihre Mar i hrnute wie ihre ökonomische

Wirkung der echten (irundrente entgegengesetzt und von außen nach

innen gerichtet?

Wenn wir uns einer deutschen (jroßstadi von außen her imbern,

80 drängt sich uns zuerst eine besondere Elrscheinung auf: zu äußerst.
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rin^^'s von freiem Felde umgeben, stpfn^n mfirhritje \VoIinf,'eljiiude, die

Masiietiiiiietsliüuser oder Mietskasoriieii. An (ier Stelle, wo die stiUitische

Hausplatzruiite in die läiuilKlic Arkcrbaurente übergeht, finden wir niclit,

wie wir erwarten sollteu, den Flachbau, sondern liier herrscht die ge-

drängteste Bauweise. Folgen wir nun einer der breiten Vorortstraßen

— meist sind es die ehemaligen HeeratraBen oder Torstrafien — in

der Biebtung nach der Stadt hinmn. Hierbei flllt uhb zunächst die

Regellosigkeit der Bebaoong auf. Zwischen den einseinen riesigen

Hältsem klaffen breite Lücken unbebauter Baustellen. Auch das om-

liegende Land, selbst in geringem Abstand von unserer Strafie, ist nur

wenig bebaut und kaum durch Seitenstrafieo aufgeschlodwen.

Bei der Fortsetzung unseres Weges, in größerer Stadtnihe, wird

die Erscheinung noch auffallender. Die Bebauung schdnt sprungweise

vor sich zu pchcn. Zahlreiche einzelne Raustellen, ganze Komplexe

baureifen Landes liegen unbebaut neben den gedrängten Massen der

Mietskasernen; an Bauland fehlt es nicht. Inzwischen rückt das Straßen-

netz immer dichtet zusammen. Wir nähern uns der Zone der Bunten

aus den ütebziger Jahren. Indes je weiter wir nach dem Innern vor-

schreiten, je dichter die Gesamtbebauung wird, um so mehr nimmt,

auf das einzelne GrundstQdc geredinet, die Höhe und Dichtigkeit der

^
Bebauung ab. In den Aufienbezirken bei reichliidier Ffffle des Bau-

landes ist die Zusammendrlnguttg auf dem einseinen QrundstOdc am
stärksten.

Für Berlin seigt sieh die Entwicklimg in folgenden Ziffern:

' (Tabelle 2, S. III.)

Die starkfiten Behansungsziffern finden sich in den äußersten Be-

zirken. Die Durubschnittsziifer ist, obwohl in d&m luaeubezirk infolge

der CitybildQiig die Ziffeni tniUckgegaqgen sind, von 1867-^1900 um
51% gestiegen. In dem folgwuden Jalirnliift 1900/1906 ist trotz des

Rückgangs der innenstadtischen Bebnusnngsziffern die Durchschnitta-

KÜfer von 77 £inwoboerQ auf das Grundstück unverändert gebliebea,

im Jahn 1910 ist sie auf 76,90 lurückgegangen (eine notwendige Folge

des Bttekgftngs der Hauestandesifier). Die gleichen Verhältnisse — Ober-
ganiL,' zn der <:rer!rftiv''^en Bebauung in den Neubaubeiirken — finden

eich in anderen deutschen .Städten.

Aus den obigen Tatsachen ergibt sich zweierlei:

1. Unser System der städtischen Bebauung muß als das des

Lückenbaues betrnchtet werden. Das Massenmietshaus wird als

einzelnes Bauwerk und von einzelnen Unternehmern — Großunter-

nehmer gibt es hier wenig — aufgeführt. Es dauert stets eine Reihe

yoa Jahren, bis ehn Neubaubezirk, auch in günstiger Lage, voll aus-

gebaut ist Zahlreiche Komplem bleiben unbebaut liegen, während auf
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TMU 2.

Zahl der Einwohner auf ein bewohntes GrundfitOclc.

1867 im 1900 1905

Im Stadtinnern:

Berlin, AltkMIn, niedr.-Werder, Dwotheenat 35,2

44,8

30,62

41,11

29,56

39,94
29,3

38,4

' LniMOStadt, dieewit« des Kanal«
. „ jenseits „ ,. «ertlich . . \

„ „ tt Mlich . . 1

59.2

70,0

57,04

90,35

122,71

57.41

89,71

120,06

55,1

84,5

111,2

Richtung naob Westen:

Friedr,-WUh.-Stwlt, TietRirten, Moabit. Ostl. k

« westl. 1
58.1

69,03

96,24

69.1

105,8

67,9

103,5

Richtung nach Süden:

10,3

51,09

58,03

92,39

52,39

68.9

98,5

50,2

66,2

93,8

Richtung nach Norden:

„ „ nördlich (

Oruimibnier Voratedt

54,8

52,5

7 ,
1 [\

59.17

84,16
K>2,23
s'J. IL'

60,66

86,09
1 13,57

58.4

82.5

1ÜS,7

"j2,s

Stadt Berltn 51,3 1 71,97 77/» 77,0

Aus dem Suiist. Jahrbuch der Stadt Berlin, Bd. XXXII, S. 268.

dem ttbrigen Laad die BerOUierung zasammeogedribigt wird. FQr
die Baoreife ist hier nicht entscheidend die Stadtnfthe,

sondern es entscheiden andere Momente, die wir noch kennen lemeii

werden.

2. Es zeigt sich weiter, daß in unseren deutschen OrofistSdten

die gedrängte Bebauung keineswegs ans dem alten Bsusystmii der

Innenstadt herrührt. Die ZusammendrSngung der Wohnbevölkerung

enteteht nicht auf hochwertigem und knappem Boden, sondern auf ur-

sprünglich geringwertigem und reichlichem Boden. Das

S5'stem des iMassenmietshauses und der gcdränfztnn Bauweise ist in

unseren Städten nicht von innen nach außen, nach dem I i inzipderZentriims-

nahe. vorgedrungen, sondern es ist selbsläudig in lion Außenbezirken ejit-

wickelt worden. Diese naturwidrige Erschciimag findet indes eine

recht einfache Erklärung. Nur dem geringwertigen Lande kann auf

kflnstlichem Wege ein Wert veiliehen werden,, der unabhängig ist von

der Iisge des Grundstockes, der also mit der echten Grundrente

(Dilferentialrante) nicbts zu tun hat
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Unter diesen beiden \ orausselzungen findet eine gebcliäftsmäßige

Tätigkeit statt, die auf den Gewinn aus dem Ankauf und dem Fest-

halten bebauuugsfäiiiger Gruudälücke abzielt; es ist dies die sogenannte

Bodenspekulation (Spekulation auf unbebauten Grundstücken). Die

Spekulation ist hier in allen ihren Absehoitten kein EriEeugnia vorttber*

gebender RoiganktttreD, sondern ein iqselniAfiiges Gesehift, gmumer
gesagt eine Rdbenfolge von verschiedenen GesehflfIeD, die in keinem

einzigen Fall auf wirtscbaftsgemäßer Grundlage beruhen oder wirt-

sehaftsfördernde Leistungen darstellen. Im Anschluß an die Statistik

oben S. 102 mQssen wir daran festhalten, daß die in Deutschland vor*

herrschende Form der Bodenspekulation lediglich eitie Berechnung auf

ein bestimmtes Bausy«tem bedeutet und nur flie Aiifti eiliini«? des Boden-

()tei^>es auf die Ilühe der Mietskasernenbebduuug und der Stockwerks-

häufung zum Gegenstand hat.

Aus anderen Er\vl\L''in<ren !«t f?iV f>on'icri4tol!un^ r^nr Boflciispeknla^ion

schon zu Beginn des jüngsten Abscimitt» uoBeres iStädtebaue» gekeau-

zdichnet worden dnreli Jul. Faueber, der, wie hier ta betonen ist, der
Vorkämpfer gerade der liberal-individualimischen Schule war. Li leiner

im Jahre 1869 erscbieaenen Abhandlung „Über HausHrbannnternehmung

im Geiste der Zeit" (Vierteljahrsschrift für Volkswirtschaft und Kultur-

geschichte, VII. Jahrg. Bd. II, S. 51) behandelt er den Baustellenbesitz

als atn Monopol, du daher rühre, daß für die Anedelmiing der Stadt

jeweils nur eine bestimmte Bodenfläohe „ein schmaler Ring" zur

Verfügiirif^ stolio. ,,Es ist keineswegs überall Platz für (ien städtischen

Uäuaerbau, soudern stets nur iu einem bestimmteu schmalen Kioge, <ier

die Stadt umscbliefit. Der Banetellenbesiti ist aber nioht bloS in der

LagO) der ilim wehrlos gegenüberstehenden st&dtischen BauUnternehmung,
ohne die Hand /.u rühren, das ganze Fett absttschöpfen, sondern, durch

sie, auch noch der gesamten Bevölkerung." In ausführlicher Dar-

stettuig wird die „Theorie des achmaleii Randes" begründet darch
Karl von Maagoldt, Die et&dtiscbe Bodenfrage. Gtfttingea 1907.

Die ^i^lation beginnt damit, daB sie aich in den Besitz des

verfllgbaren Landes setzt nnd durcli OeUndeankanf dnen veitAn Bing

um die Stadt legt. Es ist dies gewissermaßen die Zernierung, die

den Belagerungskrieg einleitet Die freie Zufuhr ist nunmehr ab-

geschnitten und die Preisbildung nach freiem Angebot hört auf. Das

Vorgeben der Spekulation läßt sich genau nur in den Außenbezirken

studieren, wo die Spekulation, um hei dem ohipen Bilde zu !»!Hben.

ihre erste Pai-allole eröffnet Das Massen mi et shaus wird zunäciisi ver-

einzelt aufgeföhrt; sofort erreicht der iiudenpreis eine kflnstlich ge-

triebene Höhe; denn der Wert der gedrängten Bebauung wird dem
Gelftndepreis zugeeddagen. Dem Aufienbmde ist hiermit ein künstlich

geschaffener Wert verliehen; auf dem verteuerten Boden Ist die ge-

drSngte Bauweise, das Uasaenmietsfaatta, systsmatiseh festgelegt
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Die Bodenspekulation im ganzen und die einzelnen Bodenspekulanten

mllneo, wenn sie die fiodenpreise heben wollen, dae Mittel «nwendan,
die gedrftngte Bauweise an der äußersten Grenze der Stadterweitening

bet-'innen 7Ai lassen, um hierdurch auf das stailteinwärts gelegene

Gelände zu wirken. Um die Bebauung einzuleiten und heranzuziehen,

werden deshalb mitunter einaelne Baustellen am. abgelegensten Ende
eines Komplexes billiger abgegeben, damit mit der Bebauung an der
äußersten Stelle begonnen werde, worauf dann das Htadteinwärts ge-

legene Gelände in rascher Folge gesteigert werden kann; vgl. Speku-
lation im nenzeitlichen Stftdteban, S. 29.

Die spekulative Umklammerung wirkt nun wieder auf den Boden-

wert der Inoeiutadt imd ganz allgemein auf die bebantfin Baairln

sorflck, und zwar findet liier eine fortwihrende Wechzelwirknng statt

wobei ein Keil den anderen treibt Die preiaennUigende Wiitamg den

Banlandea der Anfienbezirke iat aufgehoben. Hierdurch werden die

Bodenwerte der Innenstadt hochgetrieben, die dann ihrerseits wieder

eine weitere Steigerung und Hochhaltung fler Außenböden ermöglichen.

Veranschaulicht wird die Wirkung der Einführung der Stockwerks-

häufung in die Außenbezirke durch die folgende von M. Wolf ge-

gebene Skizze.

Abb. 17. StadlmiMs und Anfanbesirk imter den Sjtten dar 8toekwerfcihinAn|.

Vgl. hierzu die Ausführungen von M. Wolf, Zeitschr. f. Woh-
nungswesen in Bayern, XIII, 1914, Nr. 4/6, S. 88. — Hit vieler Pri-

sision ist dieser von außen nach innen gerichtete Bruck der Boden*

Spekulation von Prof. Lujo Brentano geschildert worden.

Nicht auf das einzelne Grundstück oder auf den einzelnen BesiriK

beschränkt sich somit die Wirkung der spekulativen Preissteigerung,

sondern das gesamte Niveau der Hodenpreise wird hierdurch gehoben;

vgl. über die Neubautätigkeit unten S. 174 f. Der durch Bodenspeku-

lation erzielt« Nutzen ist ferner bei Slockwerkshüufung so groß, daß

er die Festhaltung des Bodens ermöglicht. Die Festhaltung kann so

lange fortgesetzt werden, bis sich ein Bauunternehmer findet, der in

der apUer zn sdiQdemden Weise den geforderten Preis durch die Be-

bauung des GmndstAckes realisierbar macht, ein Zei^unkt, der wegen

der liier erforderiichen Kreditmanipulationen oft erat nadi einer Beihe

von Jaliren eintreten kann.

Eberttadt, Hndbach dm WnhMiniiiiiiiM. 4. AaO. 8 •
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Ober deii Znnmmeiiluuag von Hietakaserneiiban nnd FMtbalten dem

BangolAndes vgl. die Darlegungen von v. Vüicker und Seriai, Preis-

ßohrift Zur Wohnungsfrage, herausg. vom fiutzverband für (ipiitschen

Grundbesitz. Berlin 1916: uBei der Bebauung mit Mietskasernen im
An6«nbeiirk der Stftdte wird die Bpeknletion, die die Werterhtfhnng
bei der Umwandlung, lendwirtaoheltlicben Bodens in städtisches Bau-
gelände ausntltzt, nur angere^^r und die Stärke der Gründe, die den

Bodenbesitzer au sich zu einer frtlhzeitigen Bebauung drängen (Zins-

verluat), gescbwftcht. Denn der Grundbesitzer wird mit der Bebauung
flolenge warten, bis das m erbaaende vielgescfaossige Zinehaos die von
ihm erBtrebte bei den innen liependen Naclibargrundsttlcken bereits ein-

getretene hoho Bodenrente wirklich abwirft": n. a. O. S. 34 d. V<;1.

hierzu die unteu 8. l'öü wiedergegebeuen, sicherlich unanfechtbaren

Aneftthrnngen von beteiligter Seite (Georg Haberland), in denen
das Feetbalten des Bodens als allgemeine Erscheinung und sogar als die

den Interessen jedes Bodenbesitzen» entsprechende Handlung bezeichnet

wird. 8. ferner die bei Beck, Mannheimer Wohnungsfrage 1907,

8. 61, 64 a. 6. angefttbrfeen Beispiele.

Die Bodenspekulation hat bei diesem Festhalten" indes keines»

Wegs die Absicht, den Boden auf ewige Zeiten von der Bebnunng: aus-

zusperren; solche Pläne bat ihr gewiß noch niemand zugeschrieben.

Was vielmebr seit 10 oder 20 Jahren anfgekanft and festgehalten wurde,
das wird heute verkauft. Inzwischen ist mit der Ausbrtttnng der

Städte und der Verkelirsmittel die Bebauung weiter hinansperückt. Was
die Spekulation heute bei Beftin aus Vororten wie Steglitz, Friedenau,

Pankow gemacht hat, das wird sie Aber 10 Jahre aus jedem anderen Beiirk

ntäehen, den man ihr unter deti gleichen Bedingnagen analiefert. — Der
Bodenapeknlant liRlt es hierbei für selbstverständlich, daß er in seinen Be-

rechnungen den sogenannten ,,ZinBverlust" auf den Treis der Baustelle

schlägt. Wenn eiu Spekulant vor 20 Jahren zu 200 gekauft hat, so

hat die Baustelle eben dadurch, dafi sie nicht als Baustelle gedi«Bt

hat, den doppelten Wert von 400 erreicht, und diese Rechnung mafl

honoriert werden. Weil Kapital und Boden unbenutzt gelegen haben,

deshalb haben sie an Wert zugeuommen. Die Tatsache, dafi der Boden
.rund um die Städte in festen Händen und anfgekanft ist, genügt also,

um seinen Wert von Jahr zu Jahr zu steigern. Da aber der Preis des

Außenlandes die Grundlafre für die Bodfripreisbildung abgibt, so wird

hierdurch der allgemeine Preisstand der Bodeuwerte erhöht. Vgl. meine
Bkeinisdien WohnverhtltniMe, 8. 41. — Bei Bodengesellsohaften sdieiat

sogar mehrfach die Übung zu beetehen, die jährlichen Zinsen dem Grund»
stückswert tinmittelbar r. uznscli rei ben. Vgl. Felix Hecht
(Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Bd. CXI, S. 341), der hieran

die Bemerkung knüpft: „Wenn ich Wolle kaufe und darauf ein Darlehn

aufnehme, so wächst doch dadurch nicht der Wert der Wolle."

In größerem Maßstab zeigt sich das lückenhafte Vorschreiten der

Behannn;u' in großstädtischen Außenbezirken, in denen häufig Gelände

trotz günstiger oder baureifer Lage nicht bebaut wird. Wegen der Ur-

sachen vgl. unten 8. 186.

Die iiätOrUebe Eotwiekliiiig wQrde in dem geraden Gegeneati der

zuvor geschilderten VerhfiltniBse bestehen. Die Stadtenreitemng dfirfte
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sich nicht im Wege des Lücken baues, sunderü sie iimü sich in ratio-

neller Folge vollziehen. Die gedrUnf^e Ranweise dflrfte nicht von

außen nach innen, äoiiilern äie umb von innen nach autien vor-

rttekea; sie darf nidit auf geringwertigem Boden, sondern sie muß auf

hocbwertigem Boden liegiiineiL Du sind die Zustfiade, die als

erwOnadit und al.8 natflrlich gelten mflsaen. Zu bekämpfen ist dagegen

die gekflnetelte nnd widematflrliclie Entwieklnng» die wir zuvor ge-

icbildert haben, nnd nnr diese. Kein emsthaft zu nehmender Autor

hat sich jemals gegen die Aiiwendiuig der vielstOckigeD Bauweise auf

tielAndo von hochwertiger Lage ausgesprochen.
»

4. Gedrftngte BanweiM und Wohnmigsprodaktioit.

§ 26. Wenn wir die Formen der Bebauung als einen der stärksten

Faktoren in der Preisbildung der Bodenwerte erkannt haben, so bleibt

nunmehr zu erörtern, wie das System der vertikal gedrängten Bauweise

auf den Bodenpreis und damit aal die Wohnungsproduktion wirkt.

Die Einwirkung erstreckt sich zunächst nnmittelbar auf den Boden,

überträgt sich aber weiterhin auf das gesamte Wohnungswesen.

In demselben Maße, wie die gedrängte Ausnutzung der r;riiTifl-

fläche gesteigert wird, genau in demselben Maße erhöht sich der Vtvih

des Bodens. Die vertik;i!e Häufung der Wohnimt^on bewirkt uiclits

weiter als eine proi)oriit>iiierte Steigerung der Budcuprcise. Die Zu-

samnien<lrängung der Bevölkerung bietet somit das erste Mittel, um
die kanstliche Teuerung des Wohnlandes hervorzubringen, indem sie bei

privalgewerblicher Bautätigkeit den Preis des Bodens der Ausnutzung

entsprechend hinauftreibt

Dies ist auch das aatilrliehe Veihältnis; denn die Bebannng des

Grundstdckee hat nteht etwa einen subjektiven, sondern einen objektiven

Wert £s ist ein unumstößliches Geseta. daß die gedrängte Bauweise

bei privatwirtschaftliehem Verkehr nicht etwa durch, die inten*

sivere Ausnutzung den Geländeaufwand auf die einzelne

Wohnung verbilligt, sondern der Bodenpreis allein hat den Nutzen;

er wird genau proportional zu der Bodenausnutzung erhöht.

Einen Vorteil hinsichtlich des Bo<lenprei8aufwandes gewährt also

das System der gedrängten Bauweise nirlit: indes kannte man vielleicht

andererseits sagen, daß es e1»en:-f)wenig schlechthin einen Nachteil für

das Wohnungswesen bedeutm müsse. Denn machen wir die vor-

aufgehende Keclinung nach rückwärts, so löst sich der Wert der ge-

drängten Bauweise wieder in seine einzelnen Bestandteile auf. Wenn
wir den Bedeuwert für den einisiAen Hinstttau gleich 10 setzen, so

kann bei Stoekwerkshäufung der Preis, wie er dies in Wirkliefakeit tut,
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auf 50 steigen, und auf die einzelne Wohnung würde doch kein höherer

Bodenpreisanteil fallen. Wie sicli der Wert der gedrängten Bauweise

zunächst aus der vertikalen Häufung der Stockwerke zusammensetzt,

so entfällt naturgemäß auf die einzelne Wohnung nur die entsprechende

Qaote des gesteigerten Bodenpreises. TateiiMdi sind indes die Wir-

kuDgw der Steigerung dee Bodenpreisee gimz andere.

Der erste und sichere Erfolg der systematisdien Anvendung der -

gedrängten (vielstfiekigen) Bauweise in den Wohnbezirken und der

hiwauf beruhenden Prmstreiberei des Bodens besteht in einer Erh&hong

der Wohnungsmieten. So oft inneriulb dnes Stadlbezirks die gedrfingte

vier- und fQnfgesdiossige Bauweise dein niedrigen Flachhau an die

Sdte tritt, zeigt es sich, daß hei geschäftsmäßiger, ffir den Erwerb

arbeitender Rautäti^;keit der liöliere Bau. trotz, der stärkeren Aus-

nutzung der CIruudfläche, höhere Mieten fordert. Das Verhältnis

zwischen Flachbau und Stockwerkshäufuug bei privatgewerblichem Boden-

verkehr lälit sich in den Satz fassen: je höher der Bau, je höher die

Mieten. Vgl. .uu h unten S. 194 und 197 f.

Es bedarf kauni Apv Hr=rvor!iebuii;j;, daß es .sich hier um eine

Tolks wirtschaitliche üuteräuchuug bandelt, die die Verkehrs-

fähigkeit der Güter zur Vomussetxung hat. Mildtätige Stiftungen, Wobl-
t&tigkeitsanstalten und gemeinwirtflchaftliebe und aafierhaib des gescbftfts»

mäßigen V*^rk>''}irs stehende Bauten kennen durch die privatgcscli.lflliche

BodenpreiäbilduDg nicht oder nicht iu vollem Umfange er-^nffen werden.

Aach gegen das Mißverständnis, daß der obige iSaix besage, die Mieten

seien in den oberstsn Stockwerken htther als in den unteren, brauche
ich mich kaum zu verwahren.

Dio oiuschlrtgigen Verhältnisse wurden von mir zunächst für die

Außenbezirke von Berlin geschildert. In einzelnen Berliner Vororten

war nCch im Jahre 1892 vielfach oder sogar vorzugsweise der Flach-

bau ansDtreffen. Di« gedrängte Bauweise ist hier erst seit dem Ende
der achtziger Jalire im Gefoli,'« der Mietskaserne eingedrungen und

erschien zunäcliat spomilisch inmitten <ier niedrigen Bariformen. Die

Voraussetüungeu für die Vergleichung waren ausuahiusweise günstig.

Es leigte sich hier, daB in allen Fallen die fflnfgeschossigeo Bauten
trotz der weit stärkeren Bodenausnutzung höhere Mietspreise forderten

als die zwei- vind dreigeschossigen Bauten. Genau die frleichen Er-

gebnisse zeigten sich in den späterbin von mir untersuchten größeren

Stftdten.

Die wirtschaftlich ungünstigen Folgen der Stockwerk.shänfung für

das Wohnungswesen berohen in der Hauptsache auf vier Ursachen:

1. ttbennlßig erhöhter Bedenpreis; 2. erhöhte banpolizeUiefae Belastangeo

und onwirtBchaMiche BaukonstraktioneD; 3. Wirtsehaftswidrigkeit der

Kapitaibeschafhing nnd Auftreibnng der Verkehrswerte, höhere Ver^

waltuDgskosten; 4. UnrentabUitftt des gesteigerten Bauaufwandes.
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1. Dberm&ßige Erhöhung des Bodenpreise». Das System
der 8tockwerki»L&ufung fügt dem fioden Dach der Darleguug oben 8. 108
den atirksteD Wertsnachlag .hinsn^ der die Onmdlage der Bodenspekn-
latioQ abgibt. Die Auftreibiing der Bodenwerte bildet den Gegenfliand
einer besonderen Wortbewegnng unter Benutzung; zweckdienlicher £iii-

ricbtuDgen wie iiiinschiebuug und Aimaiiiue vou Bauuiiteruehmem, Grand-
baeb- vmd Tezweaen n. m. Keioeswege ist es das Ziel der Boden«
»pekuiati n bet Stockwerksh&ufung, den Bodenpreis nur um ein mehr>
fache» deü Preises für den Flachbau zu steij^ern und dann halt zn mRchen.

Der Bodenpreis wird vielmelir wesentlich höher getrieben, als es dem
bei FUdiban aof die einzelne Wohnung entfallenden Bodenpreiaanteil
entepredien würde. Zahlenangaben s. oben S. 102.

2. Erhölire baupolizeiliche Belastun;.'pn und unwirt-
selialtliobe Baukonstruktionea. Die baupolizeilichen Vorschriften
-~ größere StrafienbreikMit EinschiVnkangen der bebaubaren Qmndfltehei
höhere Anforderangen an die Mauerstarken, die Standfeetigkeit ond die

Feuersiclierlieit — müssen bpi drr gedrängten Bauweise ganz andere
und sehr viel schärfere nnd zahlreichere sein als bei den einfachen und
niedrigeren Formen des Flachbaues.

BautechniBcb swingt das Vielwobnongsbaae an umlangreit^en tot«i

Aufwendungen, d. Ii. Anfwendinigon für Baukunstruktionen und GelRndo-

verbrauch, denen kein rmtzbarer Wert gegenüber stobt. Die Uuter-

bringyiug einer größereu Zahl von Kleinwolmungen in einem Gebäude
erfordert kostspielige Anlagen nnd Vorkebmngen, die bei dem Klein-

banssystem entweder vollständig wegfallen oder mindestes einen nats-

baren Raum abgeben. Hierher gehören die gemeinsamen Korridore,

die Hausflure, Darchgänge und Zugänge, das gemeinsame Treppenhaus

n. a. m.
3. Wirtschaftswidrigkeit der Kapitalbeschaffung, Auf»

treibnng der Verkehrs werte, höhere Verwa 1 i n i'.skosten. Die

Beschaffung des Kapitals für Baustelle und Häuserbau ist bei den

großen Objekten des Stockwerksbanea (in Grofistldten 70—2&0000 M.
für ein Gebäude mit Kleinwohnongen) weitau.^ schwieriger und teurer

als bei dem Kleinhaus. Die ungünstige Vertpilniif^ Hes Realkredits

drängt zur Übertaxierung und Überbeleihnng. Der Bauunternehmer ist

endlich gezwungen, bei dem Hausbau eine zweckwidrige, dabei kost-

spielige, verteoemde Auietattang aufsawMiden, lediglieh um eine höhere

Schätzung und Beleihung der Grund,^t(5cke v.n erzielen.

Eine erhebliche Verteuerung durch den Bautypus entsteht im

Ifassenmietshaus infolge der Unkosten der Verwaltung und Instand-

haltang, die beute 'bei einem modernen Orofihane mit Fahrstuhl, Luxua-

treppe, Portier, ^entralbeisung, Warmwaaeerveraorgung, Beleuchtung,

Reparaturen u. a. m. auf insgesamt 33%, von interessierter Seite auf

40^/0 der Wohnungsmiete angegeben werden. Bei dem Kleiuhaus

fatlea die Anagaben fttr Fabratnhl, Luxnstreppe, Fortier fort, wfthrend

die dbrigen Unkostt n (Reparaturen usw.) erheblich niedrigere sind.

4. T^nrentabilitiit dos gesteigerten Bauaufwandes. In der

Praxis hat es sich allgemein ergeben, daß bei Wohnbauten die Bau-

kosten fttr das einaelne Oeiebofi nicht sietig mit de^ Bebannngsböhe

»bn^mwKi sondern nur bis so «ner gewiaaen Orenae, dann aber wieder
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zuneliioeQ. £oi mehrotöckigan Wohngebäuden können sicli darnach

die auf das einitelik« Stodcwerk ent&ülADdm) Binkosten nmlohflt er»

niiSigen; aber diese proportioDdie Snnftfiigung tritt nur bis zu einer

gewissen Bauhöhe ein, n&mlich etwa bis r.nm III. Gesolioß, nnr teilweise

dagegen noch bia »um IV. Geachoß (= III. Stockwerk]. Über diese Grenze

hinaus gewahrt die Bauausführung aus technischen Gründen, nach den

soerst von Th. Goecke genMobten FesteteHnngen, keinen Vorteil naehr.

Die Frage der Wirtschaftlichkeit der Bauformen wird in der

Literatur nach verscbiedeneii Bichtungen behandelt; die in Betracht

kommenden Schriften sind im folgenden nnter kurzer Kennzeichnung

dos Standpunktes des Verfassers aufgefOhrt

Kud. £ber»tadt, Berliner Kommunalreform. 1892. (Abdruck unter dein Titel

Stidtiiehe fiodenfragen. Barlin 1894.) Ente systeiiMtiieke Danlelliuif der

Zttsammenblnf» in der nMsren Bodenentwieklnng. Nsdiwela der Wtllkar-

lichkt^it des Systems der Miethkftseme und der Kfiiistlirlikpit dor Grund-

lagen der sogenannten Kodottspekuluti»)). Das MietHkasernensyütem i«t teurer

als die Bauweise des Kleinhauttes und des Flachbaues.

Deri., Bhelniadie WobnTeililltniaM. Jen« 1903. KleinirobnimpbMi in DtoeU
dorf, Elberfeld, Bannen vorteiUuifter als MietHkaserne.

Wm. Thompson, Honsinf Handbook. Ijondon 1903. Niedrigst« Baukosten beim

KitifanuiienbauB und bei dem Cottage flat (Zweiwohnungsbaus mit je einer

Wehnung^ im ErdfMflboB «nd Obeiseieboft); bOduts Bankostsn bsim MsMen-
mietshaus. Gleiche Ergebnisse T. C Herkfsll, für Mancbeitar i. ZiMdir.

f. Wohniingsw. 1906, S. 241 f.

U. V. Wagner, Die Tfttigkeit der Stadt Ulm auf dem Gebiete der Wobnungs-

fttrsorge. Ulm 1904. Vorteile der Wohnungssiedelungen im Kteinhaussystem

;

Baukosten und Haustypen.

Voigt und Gf'Idner, Kleinhaus und Mietskaserne. Berlin !904. Ziigtinston der

Stockwerksbaufung. Berichtigung hierzu: Kud. Eberstadt, Spekulation

im neozeitlichen Städtebau; femer: Ztechr. f. Wohnungsw.» V, H. 22, S. 297;

VI, H. S. 56; C. J. Puch«, Sohmollon Jahrb., Bd. XXXI, S. 1330.

Tb. Goecke, Ztschr. Der Stadtobau, S.Jahr., vm, S. llOf. Beim StOflkwerkt-

bnu Kmiiliiigung der Bankoston nur bis zum dritten GeschoR.

K. Siebold, Viventi fmXh. Bielefeld 190G. Bei billigen Bodenkosten erweist sieb

das Einfsmilienluuift als die gOnitigite Bstttorm.

Wilh. Fabarius. Techn. Gemeindebl., 9. Jahrg., 1906, S. 39. Das Baugewerbe
' baut „auBerhalb des Bereichs der Bodenspekulation" selbst für Zinshauser

stet« nur drei Geschosse und errichtet nur unter dem Zwang der Boden-

»peknbttion höher» WohnlNnitstt. INe Entwidi;lung der BankoBlen bol atei-.

gondor Goecboflsabl iai die folgende:
*

Oeadwiiabl 1 2 3
1

4 1 5

Baukosten 81.7 7;!.7 70,3 70,7 72,3 M.

Vorfaillnia 100
j

90 80
i m 1 «8v.

„Die Baukosten vermindern sich vom dreigesfhossigen Ilau'o nh riirht niebr,

erhöhen sich dagegen Itei fünf (feHclioRKen." Dabei wurden nur

ganz einfache Grundrififormen vorausgesetzt. Das Verhältnis wird noch un*

gftnatigor bei Anwendnng von Sritenflfignln. Hienu R. Banmeiater, Tadin.
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Gemdbl., XII, 1910, S. 338: auf Grund der KorUruLer Bauordnung jonaeiu

des IIL GeaeboasM noch Bniilfligung 3 »/o-

Dr. GrniiAiibarff, HMb. V«r* z, FOrderang d. AilMitanrobiittiignr^ 1906» 9. 14

und 1907, S. 2f^. Nichtbewibrung dos f^oßon MiptshantM bei Bauvereinigungimi.

lt. F. K. Soll Uli dt. Die Kunst auf dem I^ande; Forstliauser und l&ndliche Klein-

wohnungen in Sacbseo. Drwden 1906. Berechnung ausgeführter Bauten im

StnfmilieiiluiawysUHD. „D«r Mtlwtliidig» KMnirohnangalMii beritst nidit

nur di« gröBten sanitären, wohmnigiteebniMiien und fisthetisclien Yorzage^

Rondem stellt ftni-Ji die liedentend billij^ere Baufonn dar"; a. a.0. S. 170.

r. F. Wa 1 Ii , Dezentralisation der Industrie. Karlsruhe I90ö. »Mit der Mietakaserne

ateigert sieb der Bodenpreia und damit die Miete."

Rttd. Eberstadt, Die Bpekvlfttion in nmieidiclim Stidtabm. Jma 1907. V«r>

teuerung durch Mietakasemensystem nachgewiesen an den von spaknlatiOM-

freiindlichpr Seito Kcuclionen Peispielen; Bankosten, Vorkelirswerta

K. Ballod, Schrooller» Jalirb., M. XXXII, B. (376; „die Mieten sind zweifelloa in

den Großst&dten mit Hocbbauordnang am höcbBton".

Hallwigt Jahraaberidit dea Waalf. V«r. a. F. d. Klainwohnaagiv. für 1906/09.

WirtidaftUdia Überlegenheit den KlafaibanMyttaii» Qber die Stednieriit-

hftufung an praktiachen Beispielen.

J. A.Lux, Der Städtebau. ^Dresden 1908. „Die Ausnutzung de« Bodens durch

StaekiParlcabliifiiDg hat antlatt der Tersprochenen Teiiiilligung eine Ver-

teuening dar Mietspraite bewirkt^; a. a. O. S. 4.

B, Schilling, Ztschr. f. Wobnunphw. 190S, S 244. „WohmniRjNverbchlechte-
rung und WohnungHverteueniiiK hIiuI die Fol)^eii dfs SysteniH der MietskiiBerne."

Rud. Eberstadt, Bruno Möhriiig und Kich. Petersen, Preib»cbrift Groß.

BerKiit Berlin 1910. AmfObrbarlteit das Flaehbavea im Bereich der Zene
dM Hochbaus; wirtschaltliche Vorteile des Kletnbausbaues.

Adalbert Ki>lm, Bnitr*ge zur Wolcuingsreform. '»'na ! •
,
D ts id^inliaus

ist bei geeigneter Ausf&bning gegenüber dem Vielwobnungübauti ali> tiie wirt-

schaftlkhere Baoform anittarim.*

Dr. Wilhelm HeweB (J. Fdg und W. Mewaa), Viuere Wohnangspredektien.

Göttingen 1911. Mit GrOße und Hohe des Mietshauses steigen die Sehwierig-

keiten der Verwaltung nnd Kosten fOr Instandhaltung. Die Hausfono ist von

wesentlicher Bedeutung für Bautfitigkeit und Finanzierung.

Dr. Streb lew, Boden- nnd Wohnungsfrage dea rheiii.-weitf. Indvatriagebietea.

Emen 1911. Baukosten bei der Mietskaserne bUigar, da die gemeinsamen

Anlagen in jeder Hansfonn vorhand«'ii spir? mii^^-^m ; wirr rhnftHrhi R Kiid-

ergebnis trotzdem bei Mietskaserne ungünstig, ^. >^ i und 99. VVegen der

intflmlichen Annahme bez. der gemeinaamen Anlagen (tote Aufwendungen)

k. unten Bbentadt, Nitie und Redlieh.

Verband s&chsischer Indu»trieiler, Kleinwohnungsbauten, Sftchsiscber Ileimatachuti.

Dresden 1911. Der Flachbau eitpbt virtichaftliebe and techniaebe Vorafige

gegenüber der Stockwerksbiufung.

Albert Weil, Ifbigel und Schlden der groietldtiadien yehnwiririlKnima. Berlin

1912. Nachweis der Verfeenamng dnreb die Stoekwerkehivfnng und der Vor-
teile den Kleinbausbaues.

Rud. Eberstadt, Neue Studien über Städtebau und Wohnungnweeen, Bd. I. Jena,

1912. Wirtüchaftliche Grundlagen des Kleiniiausbaue« und der Mietskaserne.

Unachen der Vertenening beim BtookwerkdNm dnieh fwneinianie Anlagen,
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toto Aufwendungen, Finanzierung m\d V'erwaltung. BaoftusfUlmuigen und

Kostenberechnungen Belgien, Deutscliland, Wien.

B.Kuesjiiiki (gmdnmm ndt W.Ldiw«i), Klcinhlasw fllr groie Slldt». Jahfb.

d. fiodmrefonn, VIII, 1012, S. 82. Wirtschaftlichkeit der zweigeecbossigen

Bebauung; „das System der Mietskaserne ist nach JcGiner Richtung vertretbar."

Philipp Nitse, Wohduiigäweeen in tiroä-Beriin. 1913. Mängel de« Mieto-

kimiieii^stoiiM; Vartnunuif durah toto Attfwmdiiiifaik

0«or( Hftberland, Bauliche Entwicklung von Groß-Berlin. 1913. ZugunBtea

der Miotaknserne; Berechnung der Wohnräume jedoch nicht nach dem FlSfhpn-

inhalt, sondern nach Kubikinetero, wodurch neb für die Mietskaserne bei

3^ n GeecbolhOhe nattirgemlfl «n grdBerer Kubikiiibatt ergibt ab beii«

Flachbau.

F. Biel, Wirtschaftliche und tecluiische Getiichtspunkte zur GartenstadtbewfcunEj

heipsig 1913. WirtHcbaftliche Vonfige d«r Kleinhwmtiodelaiig gegenüber

der Mietakaseme.

Ntttbert, Vortoilo und WirtoebafaiflUnit von KleinbiiiMni. Zmlnibl. der Bm<
verw. 1913, Nr. 54, S. 349. „TroU der hohen Mieten ist die Wirtschaft] ich-

keit der großen MietshüuKer (in Kleinstädten) gorinsfer als die der kleinen.**

Carl T. Tjszka, Schriften d. Yer. f. Sozialpol., Bd. 145, III. Teil. Leipzig 1914,

Wohnangndeto Dmtidiland woiantlich bfiber alt Flaehbaalludar; Miola-

Steigerungen in deutschen Großstidtan, Bd. 145, I. und II. Tatl.

Hainrich Serini, Die bauliche Rodenausnntzung bei verschiedener Gei>'-hoß7abl.

München 1914. Erspamis an Baukosten bei hoher Geschoßzahl verschwindend .

Main. Dia Vamahrang dar Qaadiaitcabl belastet wirtadiaftlidi und lim-

toebnisdi dia intano Stoafcwarka.

Rieh. Drach, Wirtschaftlichkeit extensiver und intensiver Rnuwei&e. Mflnchen

1914. Bei vielstöckiger Bauweise ist der viergeschossige Bau am vorteilhaf-

testen. Von der Gestaltung des Bodenpreises h&ngt es indes ab, ob die Woh-
nongamiato im HnfaaiiKanhmu oder in dam vialilDddgan Gablada billiger iat

G. GretzBchel, Das Wahnangsvesen. Handbuch der Hygiene, 2. Aufl. „Das

Kleinhaus ist dem Großhause in jeder Weise überlegen"; 8, 14.3f.. 154f.

J. Redlich, Hygiene, Bauordnung und Parzellierung, Stlldtebaul. Vortrikge VII,

6. ITnwirtMliaftlidikalt dar Baoform dar IßaänHeme (toto Anfwmdnngen,
Yerwaltungskosten).

Rnd. Eberstadt, S^ridtpbau und Wohnungswesen in Holland. Jena 1914. Ge-

schichtliche Entwicklung der verschiedenen Bansysteme; Mietpreis«, Ein-

funilienbaus und Yielwohnangshaos; neueres Vordringen des Flachbaues.

Avsgaltthrto Bavtan vnd Siedelangan.

Martin Wagner, KlelnhauH, MietskaKerne und Siedelungsrefonn. Die Bauwelt,

VTI, 1916, Nr. 26; nutzbare Wohnfläche pro qm im Kleinhaas bUUgar als

in der Mietskaserne, Wert der Landzulage ungerechnet

Zor Welttangiftnge. Drei PlaiaNliiiftan, herautgeg. vom fidratavarband fttrdantadien

Omndbesitz. Berlin 1916. I. von Yoicker und Serini, Ersparnisse der

reinen Baukosten heim Stockwerksbau bis trnn III. WolingeschoO; bei größerer

GeachoUzahl Unterschied unerheblich. Beim Einfamilienhaus Baukosten hoher,

aber Mrttkeatan aniglelchbar doreh Brleiehlemngan in der Baawmia «nd
•onitige Vorteile (billigere VerwiiHungskosten). II. Wilhelm Daatc,
Oegen das MaFs<»nnijet«l!siiM Die wirtscbnftlirh günstigste Form der Boden-

erteilung und Bauweise ist daä Zeileribausystein (Reihenhaus). III. D. Pesl,
Zagnnttan des beetehenden Sjatams der stBdtisofaen Bauweise.
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Paul Fischer. Fünlmin^ deä KleinsiedelangBwesenB. Archiv f. innere Koloni«

sation, IX, 1917. Bei richtiger Gestaltung des Bebauung«planeB, des Strafien-

buiM md d«r BnuwdnuQg^ Kleiahaat «ndi bet. der Bankeetea bilUger all

Massenniietiluutt, abgMelien ?on geenndheitlicheii und irirtadiaftlielMii Tor*

teilen.

W. S 0 Ii m a n n , Kleinbaiu oder MehrfaniUienhaua. Kommunale Praxis H. J um 1Ö18:

Unter AnpaMaog fen Bebenvngsplan and ftmordnnnf Kleinbnni M einen

Bodenpreis von 10—12 M. durchaus wettbewerhafähig; auch auf noch teurerem

Roden keine höheren Mieten als das Mehrwohnangaliana, wobei noch Wert

der Freifläclie in Betracht zu ziehen.

Aus der literarischen Behandlung ergeben sich zwei Gesichtapunkte:

1. Die reinen Baukosten. Allgemeine Übereinstimmung besteht

darttber, dafi bei Anwendung des Stockwerkbaaes (hierauf liegt der

Nadbdmck) die reüMn Bnakoeten eich ermftfiigen bis snin dritten Oesohofl^

wRhrend für die folget,den Gerichosse sich eine Verteu«rnnfj ergibt

(Goeckc, Fabarins\ oder keine oder eine verschwindend kleine ErmRßiijnrtg

(Baumeister, Heb. Seriui, v. Völcker und Seriui). Der Kletuhausbau

erw«iit sich dagegen allgemein hineiebtlioh der Bankosten ala die

vorteilhafter« Banform in den Flachbaul&ndern und bei sachgemftBer

Ausfflhniiig in Deutschland (Eberstadt, ThompHon, v. Wagner, Hiebold,

L. F. K. Schmidt, Uellweg, Keim, Kuczyuski, Biel, Gretzschel, Fischer,

H. Wagner, Deets, SeUmtim). Vgl. S. 144 Aber die Boatiiie dea Baa-
gewerbee.

2. Der Verkehrswert der Wohngeb&ude. Mietskaserne und
Stockwerkshaufung bringen eine Verteuerung; der Wobnungsmiete nach

L. F. £. Schmidt, Walli, Ballod, Hellweg, Lux, Schilling, Mewes, Streb*

low. Weis, KncEynnki, l^Bika, Oretiadbd, fiberstiidt. Geringere

Varwaltnngakoeten begründen die Wettbewerbsfähigkeit des Einfamilien-

hanses nach v. Völcker und Serini Bei Verschiedenheit der Bauform
hangt die Mietsböbe vom Bodenpreiä ab nach Drach. Zugunsten der

Mietakaaenie tnBem sich Toigt nnd Geldner, Haberland and Peel.

Zu dem vorstehenden ist zu bemerlcen, dafi eine Erörterung, die

die Baofenneii lediglich nach dem Gencbtspunkt der reineii Baokoeten

betrachtet, an sich fehlerhaft ist und an irrttlmlidien Folgerungen führt

Zunächst sind die Baukosten in keiner Weise allein anssehkggebend

fttr die Wohnungsmiete; bei der StockwerkshSufong erhöht sich viel»

mehr im privatgeschfiftlichen Verkehr der Preis des Bodens mindestens

gleichlaufend mit der Geschoßzahl, tatsächlich in Deutschland aber weit

über don Wert der Storkwerksvcrmehning hinaus (s. oben § 22). Die

WohnunRsmieten sind unter dein System der Stockwerkshäiifiitig dtirrh-

gängiti höher als m den Flaclihaiiländern. Die Baukosten bezieiieo

sicii im uDiigeu nur auf die Wohnfläche als .solche; nicht in Betracht

gezogen sind die Eigenschaften des Wohntypus, der bei dem Flach tmu

wesentiiche Vorteile aufweist Das Kleinhans bietet gQnstigere Wohn-
Verhältnisse, sowie für die FamOie eine eigene Freifliehe, der ein hoher

bjrgjedadier und, bei ErmOg^oDg kleiner Eigenproduktion, ein wirt-
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schaftücher Wert zukonmit. Die schweren wirUichaftlicheii Nachteile,

die sich für das Vielwohnungshaus in der Beschaffung des Realkredits,

iiamcnthch aber bei den VerwaUungä- und luatandhaltungskosteu er»

geben, gelangen ebeahUs in den BsnkostMi nidit mm Ausdraek Alle

dteie Umstlnde sind, neben den Baukosten, bei der BeuteQaDg der

Baofonnen zn berttekBiefatigen. Wegen der Wertbewegnng der Wobn-

gebAnde selbst s. unten B. 145.

Die Stockwerkshäufung hat retchlicb 2Mt gehabt, ihreVeffsprechungen

einzulösen. Es handelt sich nicht mehr, wie vor 30 Jahren, um Theorien

und subjektive Meinungen. Die Tatsachen wie die Ursachen der Ent-

wicklung sind gleichmäßig klargestellt. Die wirtschaftliche Überlegenheit

des Systems des Flachbaues ist heute nach jeder Richtung hin erwiesen.

Die Stockwerkshäuiung liegt au&sdiiietilieh im iuieresse dos B'xlen-

besitzers oder sagen wir ganz abstrakt: des Bodenpreises. HitniLiiLli

iät das Gebiet für die Anwendung der gedrängten Bauweise m iiaiur-

licher Weise abgegrenzt; in zentralen Lagen und Verkebrsbezirken ist

dieStoekwerksbinfung angebracht, da sie hier eine Folge des vorhandenen

Bodenpreises ist In Wofanstrafien, för die Stadterweiternng nnd die

Nenbaabe^ke hat dagegen die Stockwerkshiufung keine andere Wirkung^

als daß sie den Bodeopreis entspreehend der Zahl der Stoeknerfce

erhöht Als schematiscbes System des Städtebaues endlich bewirkt die

gedrängte Bauweise eine allgemeine und stetige Steigerung der Boden-

und Mietswerte. — Allerdings ist auch die Leistungsfähigkeit des nied-

rigeren Wühnbaues an bestimmte Vorau'jset^ungen gebunden: auch er

bedarf der Berücksichtigung, zuerst im Bebauungsplan durch geeignete

Straßenabmessungen, alsdann in der Bauordnung durch Anpassung der

baupolizeilichen Vorschriften.

5. Abflolote Höhe iumI Sfeigemnir Bodenpfdaes*

§ 26. Dafi dieGmndrente in den wertvollsten Teilen des National-

vermögens gehört, wird mit Redit allgemwi bervorgebobwi. Anderer-

seits ist es in der Nationalökonomie liegst anerkannt, dafi hohe Boden-

preise nicht schlechthin ein Vorteil fflr die Volkswirtschaft sind, sondern

unter Umständen einen sehwereo Schaden bedenten. Die Einzelheitett

bedflrfen jedoch noch der genaueren Differenzierung.

An erster Stelle i^t zu Inheiden zwischen ländlicher und städtischer

Grundrente. I in the iietisclier Unterschied ist hier allerdings nicht

vorhanden. Die echte drundrente - sogenannte Differentialgrundrente

— besteht in den ganz gleichen Verhältnissen auf dem flachen Laude

wie in den Städten. Eine Grundrente besteht z. B. zugunsten eines

Hektars sächaischea Bflboibodens gegenOber einem Hektar masttriadien

WaMbodens; ebenso sngnnsten emes Hektars Bauland gegenüber
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einem H^^ktar Ackerland; endlich ümerlialb der Stadt selbst zwisdien

StadtniitLelpunkt und Außenbezirk, vgl. oben S, 106. Diese Rente, die

auf der unterschiedlichen Lage und Beschaffenheit der Gruudbtücke

beruht, Uldet aidi ia der Stadt wie auf dem liuide ganz von wiber.

Der Uoteradiied zwiaehen stftdtischer und Itndlicher Rente ist vielmehr

ein praktischer, er besteht in der verschiedenartigen Bodennutzung.

Die Grundrente der sogenannten Urproduktion (Landwirtschaft,

Bergbau usw.) beruht im weeentli«^en auf dem unmittelbaren Boden-

ertrag und der Hervorbringung von Whtsdiaftsgflteni; der Boden

selbst bringt hier Erzeugnisse hervor. Diese Grundrente^ die sich aus

dar Sdiaffung neuer wirtschaftlicher Werte und Sachgütcr ergibt. Itildet

einen der wichtigsten und stärksten Bestandteile des nationalen Vermögens

und Reichtums. Der städtische Boden dagegen bringt unmittelbar gar

nichts hervor: die Rente muß hier erst erwirtschaftet weiden, d. h.

der Bodennut/.cr (Mieter) muß den Betrag der Rente hervorbringen.

Hierin liegt der wesentliche Unterschied zwischen iSndlicliei und *

städtischer Grundrente; hierin auch eine Ilauptschwierigkeit in der Be-

handlung des stftdtischen Grundrentenproblems. Es handelt sich dem-

nach um die Frage, ob die Rentensteigerung des stftdtisdien Bodens

schlechthin em volkswurtscbafllicher Vorteil' ist oder nicht. Hierauf

antwortet uns die von mir nadigewiesene Tatssche^ daß der spekulativ

gesteigerte Bodenwert in keiner anderen Form in Erscheinung tritt als

in einer gewaltig gesteigerten Dodenvcrschuldung. Die s|)ekulativ ge«

steigerte Rente stellt sich tatsächlich dar als eine drfickende Belastung,

die von der Gesamtbevölkerung getragen werden muß. Die immate-

rielle oder spekulative Steigerung der Bodeopreise ist ein Schaden für

die nationale Wirtschaft*).

Für den m i Itebau tritt indes eine weitere Scheidung hinzu. Die

Frage, die hier grundlegend ist, geht nicht nur dahin, ob die Miete

für eine Kleinwohnung 250 AI. oder ob sie 300 M., ub sie fflr eine

Mittelwohnung 500 M. oder 600 M. betragen darf, sondern ob der

Bodenpreis vorweg so hoch getrieben werden soll, dafi fSnf soidier

Wohnungen ftbereinander angeordnet werden miOssen. FOr Stidtebau

und Wohnungswesen liegt die erste Bedeutung des Bodenpreises in

semer absoluten Höhe, durch die die Bauweise Im voraus festgelegt

wird. Bei einem Bodenpreis von 10—15 M. für den Quadratmetcnr ist

der Flachban möglich; bei dO—100 M. für den Quadratmeter dagegen ist

der Bauunternehmer gezwungen, in dem System der Stockwerkshäufung

und der Mietskaserne zu bauen; jede andere Bauform ist hierbei aus-

1) Vgl. St&dt. Bodenfragen, S. 1^6 f.; über den aus der städUftcben Bodeuver-

•dmldanf gnogtamltäUbtbm vgl, Zcnlnlbl. d«r Bn?«nndtuiig IMB, Kr. 17, & 291.
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ge><^fh!ossen. und alle liaraii anschlietiendeD Einzelheiten der boileuent-

Wicklung sind damit erledigt und entschieden.

Nicht die sogenamite relative Höhe des Bodenpreiftes, d. h. der

«af das einxelne Geechofi entMlvnd» Bddeaprtbfttiteil ist stldtolMiilidi

nad wohanogitocliiiiMb das wesentliche, M»d«ni die ftlNMlitte HuImi.

dnrdi die die Bmnveise beetimmt wird.

Der Einfluß des Bodenpreises geht so weit, daß er sogar die

Preislage der Wobnangen bestimmt, die der Bauunternehmer her-

stellt. Das Baugewerbe wird, zum großen Srhndpn fies SttHrebaues,

in eine Kirhtung gedrängt, die es aus freiem Willen nicht nehmen

Wörde. Es ist zur Genüge i»ekannt. daß in unseren drolistädten regel-

nifißig ein Mangel an guten und {»reiswerten Kleinwohnungen besteht,

während große und mittlere Wohnungen meist reichlich, oft sogar weit

aber den Bedarf hinaus gebant werden. Die Ursache dieser Fehlleitung

der Baalitigkeit Hegt io erster Linie in der Bodenspebdatioa, die

• natfiriieberweise Ittr ilir Gelinde einen liöheren Preis einstellen kann,

wenn es zn besseren Wohntingen, als wenn es zn billigen Klein-

Wohnungen verwendet wird. Die Baustellen werden, wie bekannt, an

die BanontenMAmer mit „Bauzeichnung" verkauft; die Preislage der

Wohnungen ist genau und bis in die Einzelheiten vorgeschrieben, wie

sie der Bodenspekulant ausrorfmet.

Es ist dies um so l)ea( htenswerter, als die durch den Boilenpreis

featgelegte Form der Bautätigkeit der Nachfrage und dem Bedürfnisse

nicht entspricht, zum Teil ihnen sogar unmittelbar entgegengesetzt ist.

Die Verteidiger der Bodens]>ekulation verweisen zwar immer auf

„natOiliche Wirtsdiaftsgesetze*', die die heutige BodenentwicUnng be-

herrschen sollen. Ob wir aber die grOfieren Zusammenhänge oder

eine bntinunte Einzelh«t im Wohnungswesen betraditen, stets finden

wir Tendenzen, die den natlirlicfaen und wirtscbaftsgemlfien Verhältnissen

entgegengesetzt sind.

Wie der Bodonpreia durch das l^teiii der StoekwarlcBbiiifQDg

k ii-tüch gesteigert wird, so wird er andererseits durch die Verhiudermig

dieser Bauweise sofort geworfen. Vgl. das in meiner „Spekulation

im neuzeitlichen Städtebau*", S. 99 und 114 behandelte Beispiel eines

Gelandet in beeter Btadtlage, bei dem mit dem Angenbliek, in dem der

Bautypus der Mietskaserne verlassen werden mußte, der Bodeopreis auf

weniger rI'^ iie Hälfte sank. (Daß diese kttustlicho Herabdrückung der

Bodeopreise keineswegs den von mir vertretenen Bestrebungen entsprioht,

bedarf kaum der Hervorhebung; s. a. a. O. 8. 198.). — Wegen dee

Zusammenhangs von gedrängter Bauweise und Bodenpekulation v^l. auch

dio VorhältiiiöHe und den Verlauf der alteren Berliner Bodensp^ kniation,

die nicht auf die gedrängte Bauweise und Mietsttaseme, sondern auf

die Landhausbebanung spekulierte. Hier fehlten 'noch die Vorans-

setaungen, die das Wesen der heutigen Bodenspekulation ausmaehen;
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(lip flamnlii^e Spekulation ist voiläU^ndig «usanimengebrochen. S. Bericht

über deo iuteraationaleu WohuuDgskongreß DUääeldorf. Berliu 1902,

&688, ond PnnlVoigt, Grandreote md Wohnnngsfrnis». Jenal901, S. 1 19.

Die Bexiehniigra swisehen Bodenprais und WobnmigsiDiete be-

treffen indes nicht aUein oder nicbt einmal in der Hauptsache das feste,

stehende Verhältnis, sondern vielmehr die Bewegung in den Boden*

werten. Die Frage, auf die wir heute vor allem eine Antwort sndien,

lautet: ist es das Steigen des Bodenpreises, das das Steigen der

Mieten bewirkt: oder ist es umgekehrt das Steigen der Mieten, das

den Bocienpreis in die Hohe treibt? Der Zusammenhang wird von

Geh. Regierungsrat Max Koska an der Hand der Praxis folgender-

maßen klargeäteilt:

„Auf Grund meiner £rfahrungea ncbließe ich mich denen an, die

der Eigenart der Bildung der Baugrundpretse den grttfleren BinfloB

(gegenüber den Baukosten) nasohreiben Der Käufer des Bodens
und Erbauer des Hausee kann nur b'*Hr«^hen, wenn er die vorftuspesetzten*

hohen Miet«Q auch eraieit. 8o entsteht eine verhängnisvolle Wechsel-

wirkung: die Mieten sind in l«tatar Reihe vom Bodenpreie ab-
hängig, die bloße Möglichkeik einer Brhllhnng der Mieten erhöht uq-

mittelhar den Bodenpreis, und der gesteigerte Bodenpreis legt

wiederum die Notwendigkeit einer Forderung der höheren
Mieten sofort fest." Vgl. Eberstadt, Spekulation im neuzeitlichen

Stidteben, 8. 88.

Das neoe Bauland^der Anfienbezirke würde die Md^dikeit einer

Preisemiftßigung vnd ^ner billigeren Wobnungsproduktion bieten. Der

spdcnlativ gesteigerte Bodenpreis aber ist es hier, der die Miete fest-

legt; vom Boden })rci3 geht auch die weitere Steigerung der Mieten aus.

Ül)er das Verb&ltnis -'u i<^chen Wohnnnguniete ond Wert der be-

bauten Grundstiirk«» s. unten S. 146 f.

Es genflgi iiides nicht, wenn wir nur die Folgen der Preisauftrei-

bung für den bebauten Teil der Grundslücksfläche betrachten. Sondern

die Preiserhöhung ergreift die gesamte GrundstQcksfläcbe, einschließ«

lieh des nicht bebauten Teils; alles städtische Land whrd von ihr

betrotten und allgemem kflnstlicb im Werte gesteigert Der gesteigerte

Bodenpreis trifft das StraBenland, dessen gesteigerter Wert auf die

angrenzenden Wohnungen abgeiriUzt werden mufi; et triHfc das Land

fflr Otfentliche Zwecke, fflr Freigirten, Parks und Spielplätze, deren

Anlage außerordentlich verteuert und deren ausreichende Beschaffung

dadurch Rchlechterdinj:^ unmöglich gemacht wird. Am schlimmsten i<^t

wohl die Wirkunfi des hohon Hn(!enprpi?ep ftii dio Wohnweise selixT,

da auf private Freifl n licn zu den oinzelneu Wohnungen — bei dem
Eigenhaus die wertvolle Zubehör — vernichtet werden muß.

Mau darf iiieaiuis verge^äen, ciuü das Wohnungswesen ebenso-

, sehr einer richtigen Verteilung der FreifUehmi bedarf, wie dar üb«r-
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bauten Flächen; vgl. III. Teil, Wohiiungszustände. Der hocligetriebene

Bodenpreis zwingt zu sclilochten uabefrieüigenden Bauformen; er ver-

hindert die Zuteilung geeigneter Bewegungsflächen fOr die Einzelwohnung;

er zwingt zu repressiven banpolizeilichen Eingriffen, deren hygieDiseber

Erfolg zweifelhaft, deren sichere Wirkung aber die nocbnudige Erböbung

der Produktionskostm und der Wohnnngsnüetm ist Vgl. bi^u nnlen

S. 164 und 176.

6. Das ^Gesetz'* von Angebot und Nachfrage.

§ 27. Bei der Beurteilung der Bodenpreisbiidung ist die wisfsen-

schaftliche Lehre von dem Gesetz von Angebot und Nachfrage von

wesentlicher Bedeutung für Theorie und Praxis. Den Kernpunkt der

hieran anschließenden Fragen bildet die Annahme, daß es sich bei der

vorliegenden Formel um ein „Gesetz" handele, d. h. um die formulierte

\ crknflpfung bestimmter Krüfte und Wirkungen. Die Berufung auf

ein wirtscbaftlicbes Gesetz wie der Vorwurf der Niehtbeacbtong eines

soleben Gesetzes können des Eindrucks nidit verfehlen.

Ein Gesetz, es sei naturwissenscbafdicber, pbiloeophischer oder

jnristisdier Art, mnfi einen Inhslt haben. Der Titel oder die Über-

schrift allein gendgt nidiL Kein Jurist wird auf die Frage, was das

römisch« Xll-Tafelgesetz bedeute, die Antwort geben: eben die XII

Tafeln. Kein Naturforscher wird auf die Frage, worin das Gesetz der

Schwere bestehe, erwidern- eben in der Schwere. Bei dem „Gesetz

von Angebot und Nachfrage* aber hat sich in der Erörterung der

Inhalt vollständig verflüchtigt, und es ist nichts geblieben als die

Überschrift. Was eigentlich in dem Gesetz behauptet wird, ibt aus der

neueren nationalökonomischen Literatur nicht zu ermitteln. Es gilt

deshalb, zanicbst den Inhalt wieder Uarznstellen.

Für die fitere, Uasslsdie nationalOkonomiscfae Literatar halte dsa

Gesetz von Angebot und Nachfrage eine grandlegsnde Bedeotong.

Gegettftbor der Kflosflidikeit des Merkantilsystema, das den gesamten

Wirtscbaftsapparat bis ins einzelne zu ordnen unternahm, verwies die

klassische Nationidökonomic auf sogenannte Naturgesetze, die die

Volkswirtschaft in natürlicher Weise regulieren. Ein solches Grund-

gesetz war (la^^jenisze. das zwar nicht den Titel von Angebot nml Nach-

frage, wohl aber und dies ist schon ein bedeutender Unterschied —
von ,,Zufnhr und Nachfrage" fsupply and demand) trug.

Die Formulierung dieses Gesetzes, gleich bedeutentl für die ältere

Theorie wie fflr die praktische Nutzanwendung in der Ge^nwart,

besagt, daß in einer freien und von keinen Eingriffen behuderten

Wurtschaft — dies ist der wewntliche Punkt — die Preiae der Wirt-

sehaftsgfiter sich von selber regefai und ins Gleichgowieht setzen rnüfitem.
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Eine gesteigerte Nacbfra|^e müsse die Preise steigern iitui liierflnrch

eine vermehrte Zufuhr hervorrufen; die verstäiktc Zufulir würde lUe

Preise verbilligen; steigere sich die Zufulir dagegen bis zum Übermaß,

80 wttrde sie von selbst, da sie für die Prodnseiiteii unlohnend wird,

auf das riehtige Maß zurflckgeheii. — Wflrden andererseite die Fraise

XU stark gesteigert, so wOrde die Naciifiage der Käufer aufhören und

hierdurch «erden die Produzenten zur Preisermftßigung gezwungen.

Bei zweiseitigem, gleichwertigem und unbehindertem Wettbewerb — nur

unter solcher Voraussetzung — folgt dann aus dem freien Funktionieren

<icr wirt<;chaftlicben Kräfte die Gesetzmäßigkeit von Angebot und

Kachirage.

Keineswegs aber war <iie klassisch* l j i re lier Ansicht, daß das

Gesetz von Angebot und Nachfrage auf die tat^^üchlich vorhandenen

Beziehungen angewandt werden könne; auf jedem Gebiet — Wert,

Preis, Arbeitslohn — wird vielmehr dem anzustrebenden natOrlicheu

. Verhältnis das tatsächliche Harktverhältnis entgegengestellt, dessen

„KQnstlichkeit*' den Emtritt der wohltätigen natftrlichen Begdungen ver-

hindert Die klassische Lebra war sich klar darüber, dafi des wünschens-

werte natOrlkhe Wirteehallsgesetz nur in einem freien, durch keinerlei

Schranken belasteten Verkehr wirken könne (s. oben S. 95) und gerade

deshalb war sie die entschiedene Gegnerin jeder Regelung und jeder

Organisation im Wirtschaftsleben. Daß durch willkürliche Eingriffe und

Institutionen dir Wirksamkeit des Naturgesetzes stet« aufgehoben werde,

war ja geradezu die Voraussetzung des Systems der klassiprben

IS itioiialökonomie. Bei dem Bestehen von Hemmungen kann von der

W irkung unseres Gesetzes überhaupt nicht gesprochen werden.

Das Gesetz von Angebot und Nachfrage ist an kein Zeitalter

gebunden; es gilt heute genau in derselben Weise wie zur

Zeit der Klassiker. Das Gesetz kann aber an sidi nur angerufen

werden unter der ihm gestellten klaren Vorbedingung, nämlich bei

zweiseitigem, gleichwertigera imd nnbehindertem Wettbewerb. Jede

andere Anwendung ist ein Mißbrauch. In unserer heutigra Wirtschafts-

ftthrung, insbesondere in Deutschland, treffen jene Voraussetzungen indes

allgemein nicht mehr zu: wir scheinen allmählich, schon längst vor dem

Kriegsansbrurh. aus der Periode der freien Wirtsrhnft in die der ge-

bundenen Wirtschaft fibergegangen zu sein. Bei den meisten der leicht

vermehrbaren und beweglichen V\ u Uchaftsgflter, von der Kohle und

dem Eisen bis zum Zeitungspapier, vom Nähgarn bis zum Ziegelstein

wissen ^ir, daß die Preisgestaltung nicht auf Grund jenes Gesetzes

von Angebot und Nachfrage erfolgt. Bei dem Omnd und Boden, dem
neben seiner Unvermehrbarkeit noch die bedeutsamsten Verwaltung»-

einricfatungen und die stärksten Organisatieoen zur Seite stehen, sollte
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es eines entsprechenden Nachweises kaum bedürfen. Von eioeni „Oesetz"

von Angebot und Nachfrage im Sinne der Nationalökonomie kann liier

nidit die Rede sein.' Nicht das GeBetz Ist falsch, sondern die

Voraassetznngeii fQr seine Anwradang sind nicht gegeben.

Schon Jul. Faucher — der entschiedene Vertreter der iudivtdua-

litttschen NatiooalOkooomie '— hatte mit grSltter Schirf» hervorg^obm»
dafi das Gosoti von Angebot und Nachfrage auf den Boden nicht an-

wendbar »ei nnd ilaß liier beBoiidcra geartete Verbaltniyse bestehen:

„Es hilft der Bevölkerung nichts, sich im WohnungsbedUrints einzu-

ehranken, durch Erapamia an dar Anadehnung des Qnmd und Bodana,-

der fUr das Wobnungsgelaß beannprucht wird. Beim Grundbesitz
haben A n gebe t un d Nach fr n p -hr 1) pson deres Gesetz." Dia
Bewegung fUr Wobnungsrefortu, Vierteljahrscbr. f. Volkawirtachaft und
Kulturgeschichte, herausgeg. vob JqL Faneher und Otto Miohaalia,
III Jahrg^ Bd. IV, & 197, Berlin 1806. —

Im Sprachgebrauch des täglichen Lebens — allerdings mitunter

auch in der Wissenschaft — wird die hier zn erörternde F'^rmpl hfi ififj

noch weiter verkürzt; man sagt nicht: die Preise regeln sich nach dem
Oaaets Ton Angebot nnd Nadifrage, sondern aohlechtwag: die Preise

regeln sich naiÄ Angebot und Nachfrage. Die beiden Aussprüche sind

wcBontlich verschieden. In dem ersten Fall geben wir Hio feste

Kegel für einen kausalen, mit gesetzmäßiger Wirkung eintretenden Zu-

aammenhang. Im zweiten Fall gebrauchen wir eine hinaichtlich der

Ura&chlichkeit gftnzHch bedeutongsloae Wendung. Das — tibrigens gana
zutreffende — Wort: ..Die Preise regeln sich nach Angebot nnd Nach-
frage" entliJilt eine ebenso tiefe Weisiieit wie der Anssprnch: „Die

Preise regeln sich nach Forderung und Zahjuug." Den letzten, uns

ungewohnten Sata erkennen wir aolort als eine inhaltlose Phrase; der

erste, uns geläufige Sets besagt indes das gleiche.

§ 28. Die Frage^ ob die Preiabildniig der Bodenwerte sich beute

durch das Gesetz von Angebot nnd Nachfrage beetimmt, mu6 nach der

positiven und negativen Seite auf das genaueste geprüft werden. Denn
gerade die Ursachen, die die Ausscbaltang jenes natOrlichen Gesetzes

bewirken, beanspruchen unser Interesse.

Naturgemäfierweiso müssen die Boden werte am niedrigsten stehen

auf rciclilich vorhandenem, leicht zugänglichem und leicht bebaubarem

Gelände; am höchsten dagegen dort, wo die Bodenverhältnisse un-

günstig sind und die Stadterweiterung auf Geländeschwierigkeiten stößt

Die vermehrte Zufuhr an Baugelände muß nach dem obigen Gesetz

von Angebot und Nachfrage die Preise verbilligen. In Wirklichkeit

tritt indes nach beiden Richtungen das gerade Gegenteil jener Aunaliuie

ein. Wir wissen xunlchst, daß die Bodenpreise da am hOdisten stehen,

wo die weitesten GelSndeflichen zur VerfQgung sind und die Stadt-

erweitening sich in nahezu ungehinderter Weiae vollztehen kann.

Femer hat es sich bei aUen neuen StedtsrweiteroBgen und Eingemein-
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düngen ergeben, dafi die rdeUiche Zufuhr des BanlandeB zo einer

allgemeinen — nidit blofi paitieUen — Steigerang der Bedenpreiae

gefahrt hat

Vgl. die Sb 180 wiedergegebene Darlegung. — Für die TittMhe,
daß def reicbHcbste Gelandobestand und die höchsten Bodenpreise eu-

sammentreffen, ist zu verweisen auf Groß-Berlin, wo die weitesten Ge-

lindeflftchen vorbandeo und die besten VerkehfsbedinguQgcu gegeben

sind. Ffir die Aoedehnungsmöglichkeit bestehen liier fiberbmpt keine
natfirlicheti Grf>r!7f»n. — Hi^^':i(•}^tlich des '^/'^rfiiiltnisges von Starker Ge-

ländezufuhr und steigendem Bodenpreis haben die neueren groüen 8tadt-

erweiterungen, EingemeindiingeD und Festungsaufleaenngen gezeigt, daß,

sobald inl»lge der Ausdehnung der Stadt und ihres Gebietes große Ge«
ländeflädien an den Markt kamen, die Dodenwerte allgemein, und nicht

bluü in dem neu htuisutretenden Gebiet, erhöht wurden. Die Ver-
mehrung des Angebots — genauer gesagt der Zufuhr — von Bauland

bewirkte eine allgemeine Erhöhung der Bodenpreise. Vgl. hierzu die

Entwicklung' der Sfadterwelternnj^ von Posen, Bernhard Franke,
Die Wohnungsv(»rhältniHse in Posen F]jide lOlO, Po.sen 1912 und die

Angaben über die Neubaubezirke, hier unten III. Teil, ^ Bi).

Bei meinen Untersuehungen der Rheinischen Wohnverhältnisse&nden
sich die höchsten Bodenpreise und die teuersten Mieten da, wo sich das

Bauland in r(>ichster FtiUe und in leichtester Bebaubarkeit darbietet,

in dem im weiten f'iaohland liegenden Dttsseldorf. Die niedrigsten

Mieten nnd Bodenwerte dagegen finden wir da, wo wir die teuersten

.erwarten sollten, in dem hügeligen, schwierigen Gelände von Eiborfeid

und Barmen. — In Nürnberg hat sich bis ca. 1895 das Bodengeschäft

in rahigen Bahnen bewegt. Durch große Einverleibungen wurde das

Stadlgebiet im Jahre 1899 von 1299 >/, ha anf 6444 ha vergrOftert nnd
bis 1906 im ganzen auf 6418 hn Bodenilaohe vermehrt. Inmitten dieser

kommunalpolitischen Umwftlzunfrcn setzte die Bo<l. nsj^^kulation in immer

stärkerem Maße ein. Die Zufuhr großer Mengen ucuien Baulandes brachte

eine große Verstärkung der Spekalation und zugleich eine attfler-

ordentliche Erhöhn ng der Bodenpreise. An dem Geländeaufkanl

'sind in der Hauptsafhe kapitalkräftige Kri^i^e beteiligt, die in der Lage
sind, ilire Grund.stiicke dur< hznhalten. (Zeitscbr. f. Wohnungswesen in

Bayern, 1908, 6. Jahrg., 8. 17. j Vgl. auch Ensgraber, Entwicklung

Darmstadts, 1918. — Eine Bestätigung durch Oegenbeispiel bietet die

Stadterweiterung von Ulm, wo die Bodenspekulation auf dem größeren

Teil des neuerschlo^senen Geländes seitens der Stadto:erae!nde pnmd-
s&tzlich ausgeschaltet wurde; vgl. unten IV. Teil, 2. Abschnitt und VII. Teil.

Diese Beugung eines natürlichen Gesetzes, wie sie in den obigen

Vorgängen hervortritt, findet indes eine etnfache Erkttrung; sie liegt

lediglieb in der Preiaanftreibong und den besonderen, ffir ihre Tätig-

keit notwendigen Voraaseetsnngen. Das Gebiet der Bodenspekulation sind

die städtischen Anfienbesirke oder allgemein die Stadterweitenings-

beairke; die Leichtigkeit, mit der das Außenland zusammengekauft und

featgehalten werden kann, ist deshalb bestimmend für die Wirksamkeit

der Bodenspekulation. Die weiten Geländeflfichen des FUchlandes, die

Eberitadt, Haadbudi dt« WolmiaciweaeM. 4. Aull. 9
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Gelindwttfiihr durch doe Stadterweiterong und durch Eingeroeindaiig

sind die geeigneten Grundlagen der spekulativen Unternehmung^). In

solchem Fdle sind die Vorbedingungen gegeben für das Einsetzen der

Spekulation, die lediglich an der PreisänderuDg der gehandelten Sache,

ohne Rücksicht auf die Substanzänderung, einen Geldgewinn erzielen will.

Gerade bei reichlichem Geländebestand und entsprechender Auf-

kaufsniöglichkcit finden wir deshalb die spekulative Preistreibung am

stärksten entwickelt und so stehen die Boilenpreise da am höchsten, wo

sie nach dein an sich zweifellos richtigen Gesetz von Angehot und Nach-

frage am niedrigsten stehen sollten. Aus allgemeinen Wirtscliultsgeset/.en

sind diese Vorgänge nicht zu erklären, cl)en.>owenig wie ihnen mit aus

solchen Gesetzen abstrahierten Mafinaltmen irgendwie beizukommen ist

Die Spekulation in unbeweglichen GQtem bat ihre eigenen Grund-

lagen; sie beruht in letzter Instanz auf dem Kreis verwaltungsmftßiger

Einrichtungen, die Deutschland tn dem klassischen Land der Boden-

speknlation gemacht haben. Der Satz: «Je größer der verfflgbare

GelSndebestand, um so stärker die spekulative Preissteigerung", zeigt

uns nur eine besondere Seite des verwickelten Prozesses, die wir hier

hervorzuheben hatten.

Die Praxis des Wohnungswesens weiß längst, daß unter der

Uei rsrhaft der Bodenspekulation die \ ermehrung der Geländezufuhr

keine Verbilligung, nach allgemeiner Erfahrung vielmehr eine Steigerung

der Bodenpreise bewirkt. In bemerkenswerten, schwerlich zu wider-

legenden Worten werden diese Vcrhältnisäe von einem anerkannten

Fschmann« dem Vorstand einer der größten Berliner BodengeseDsehaften,

geschildert:

„Der Oedanke, dafl durah die Schaffang von mSglicbst yielem

baureifem Gelände d«r Grand- and Bodenpreis herabgedrttckt wird, geht

von fainclien Voraussetzungfin ans. Es ist diirchans richtig und

trifft auf die meisten Gebiete des wirtschaftlichen Lebens zu, daß ein

teichliches Angeliot einer bestimmten Warengattung einen nennenswerten
Einllnfi auf. die Preisbildung ansttbt. Der unbebaute Grandbeeiti maoht
indessen von dieser Re^rel eine bemerkenswerte Ausnahme. Dies liegt

tiarin, d'nü l/ci .soristi^'en Handeisobjekttin eine Erhöhnnn; ihres Wertes
nur in seiir seltenen Fallen eintritt, während beim unbebauten Grund-
beeifcs m den Städten sich der Wert der Ware erlshrungsgemftfl in den
meisten PKlIen mit jedem Jahre erhobt" *).

!) Dif Siiflcnlnfini £r"1<r;iiicht zu itiror BctAtignng gleicliartign , typische und
große Mengen; luit ungleicliartigen, aus kleinen und verschiedennrti^en Mengoii m-
wmmengeseteten Beatinden kann sie nicht operieren. Vgl. Zeitschrift für Wohnungs-
weien 1907, 896.

2) Georg Ilaberland, Der preaSiiehe Gewtcentvoif mr TerbMsenmg der

WohnverbAltniMe. Berlin 1904, S. 10.
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Die Wirkungslosigkeit des Gesetzes von Angebot und Naclifrage

bei der Bodenpreisbilduag zeigt sich ferner dann, üub.rerioden der

Wirtschaftskrisen und des allgemeinen Abflauens der Baut&tigkeit

obne jeden Einfloß aof den PrdsBtuid der Bodenwerte bleiben. Die

einacbUgigen Verbältniaee sind von R. Goldschmidt, Baumeister

und Bauunternehmer, in einer üntersnchung „Das Baugewerbe und die

Krisis'*, behandelt wordra. Das Ergebnis ist das folgende:

„Leider hatte die Schwierigkeit der Besebaffnng der Baugelder

gar keioen Einfluß auf die Terrainspekulation <:ohabt. Man hätte

doch meinen Ho!!«n, daß, da der Alisatz der Gi t; IsUirke ein ein-

geschr&nkterer geworden, auch die Preise nach dem (ie^etz von An-
gebot und Nachfrage h&tten heruntergehen mtfaeeo. Das Ist aber

leider nicht geschelien. Dit'^e Tatsache findet darin ihre Erklärung,

daß der apekolative Terrainbesit/ in Berlin in seiner Mehrheit in starken

Händen oioh befindet, die eben auf günstigere Zeiten warten können."

Schriften des Vereins fUr Sosialpolitik, Bd. CXI, 8. 359.

Die gleichen Zaatände sind ftlr andere Städte, so s. B. Dresden,

Nürnbei),', fesl -gestellt woiden. ,,Der unbebaute Gnindbesif /. ist hier

wie an anderen Orten von der Krisis so t;nt wie gar nicht berührt

worden", Prof. Schäfer, Mitteilungen des Dretideuer ätatititischen

Amtes, 1906, Heft 15. Ober Nttmberg vgl. Boine Mitteilangan Zeitp

sehrift fUr Wohnangswetien in Bayern, 1908, S. 18.

Über die Grundst(ick8kri<<en, die einen notwendigen Bestand-

teil unseres Systeme der Bodenkapitaiisierung bilden, s. unten W. Teil-

Brealkredit nnd meine Neuen Studien I, S. 184, wo die Einaelheiten

der KriM von 1911 und des Eingreifen« der Beteiligten geeebitdert sind.

Die sicbwe Stellung der Bodenspekulation beruht auf der HAhe

des Spekulationsgewinns, wie ilm die gedrBngte Bauweise nnd iasbe>

sondo« die Mietskaserne verbürgt; hierdnrdi wird heute das Festhalten

des Besitzes auch unter ungönstigen Absatz- und Wirtscbaftsverhält-

nissen ermöglicht Andernfalls nifißte die Bodenspekulation, gleich

jeder anderen Hausseposition, in einer Krisis zusammenbrechen, wie

dies auch früher der Fall war (oben S. 124). Ist es überhaupt mög-

lich, eine bestimmte absolute Preisliölie zu erreichen, so wird mit Hilfe

der iieutigen kapitalistischen Organisation das Gelände durchgehalten

während einer Krisiä „bis auf günstigere Zeiten".

Ein wesentliches Moment ist iiiorbei das Eintreten des Groß-

kajjitals in die Bodenspekiikiiioa. Für die kapitalkräftige Spekulation

kommt der Ziusvcrlust nicht in Betracht; der einzelne kapitaJsch wache

Spekulant mag gezwungen sein, sein Gelände zu verkaufen, das dann

in kriftigere Hflnde flbergeht und trotz verminderter Nachfrage dureh-

gehalten wird.

In der Eigeatamliehkeit der Bodenspekulation ist es ferner be-

gründet, daß auch der Zusammenbruch oder der Fehlgriff einen ein-

9»
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zelnen Spekttlanten ohne Wirkung auf die PnisbilduDg iBt Bei den

beweglichen SpekuIatioMgateni Getmde, Wer^piere, Zudcer, Kafiee,

ist die PrdBbÜdang eine aligemane nnd gleichmißige. Ein Zosammen*

bruch in der Preisbewegung trifft jeden in der gleichen Richtung

Spekulierenden, und kommt unterschiedslos jedem an der Gegenrichtung

Interessierten zugute. Anders in der Bodenspcikulation. Der Zusammen-

bruch einer einzelnen, 'sollst einer gnißeron Unternehmung, <lie ihre

Grundstücke nicht duf < li/ialten oder die ?c huprisch angenouiniene Be-

hauung ihrer ( irun I i i kc nicht erzielen kann, ist ohne jeden allgemeinen

Einfluß auf den Hutit'ii|ircis.

.Im einzelneu bleibt das Fehlscblageu dm- Bodenspekulation selbst

obne Einflnfi aal die unmittelbar an gren senden Ornpdstfloke;

vgl. das in meiner „Spekulation im neuzeitlichen Städtebau'', S. !)9

und 182 gegebene Beispiel. — V.- i^^t ati si« Ii unzulässig, auf die Fehl-

schlage einselner Bodeuspekulaui^u hinzuweisen, als ob bierdarch der

Schaden der Preiatreibere! ab aoldier gemindert wOrde. Daff etnsebae

BodenapelrolaDten sieh verrechneo, ist bekannt: auf die allgemeine Preis-

bildung ist dies aus den obenerwähnten Ursachen ohne jeden Einfhiß.

Besondere Beachtung vordient hierzu eine aus führenden Fachkreisen

Stammende Beurteilung: „Jedermann, der Grund und Boden entweder
ererbt hat oder der denselben anf Spekulation kauft, belialt ihn in der
sicheren Voraussicht, daß dor zur Zeit vorhandene Grundwert sich mit

jedem Jahre erhöhen wird und daß er ein besseres Geschäft dabei

macht, alti wenn er den zeitweiligen Grundwert zu Gelde macht nnd
das Kapital in sinstragenden Papieren anlegt. Wenn es auch sahireiche

Beispiele gibt, in denen solche Spekulationen nicht den gewünschten
Erfolg gehabt haben, so ist in der Mehrzahl der Fälle derartigen Terrain-

besitzem auber der landesüblichen Verzinsung ein ganz erheblicher Ge-
winn bei dieser Speknlation Terbliebeo." Oeorg Haberland, a. oben

S. 180 a. 0., S. 47.

§ 29. Wie bei dem rohen OelSnde, so steht auch in der weiteren

Entwicklung d^r Grundstückswert nidit unter der Ilen schaft des Gesetees

von Angebot und Nachfrage. Dies zeigt sich bei der FeliUeitung der

Bautätigkeit, die von der Herstelhing des Wohnungstypus, nach dem

die trrnßto Nachfrage besteht, dnrrli die Ho(iensj)elcnl:\tion abgelenkt

wird; s. oben S. 123. In den einzehien deutschen Städten wird imnior

von neuem festgestellt, <laß da^^ Angebot an geeigneten Kleinwohnungen

nicht entfernt die Naclifrage im regelmäßigen Verlauf befriedigt. Schon

diese Tatsache zeigt, daß bestimmte Hemmungen dem Wirken des

Oesetsces von Angebot und Nach^ge entgegensisiien. tHe Preisbildung

der Wohnungs mieten vollzieht sidi ebensowenig nach dem Gesetz

von Angebot unll Nachfrage.

„Bei anderen Waren richtet sieh der Preis verglesebsweise leicht

nach Angebot und Nachfrage. Bei den hochbeliehenen Grundstfiokm
aber bedeutet eüi Heruntergehen der Mieten annftchst einen Totalverlast

Digitized by Google



Dtr unbebMil« Boden und die Baolltifk«it 133

des Eigentümers und dazu fast stets noch ^inen Verlust an Hy|)Otliekeu-

kapital. Deshalb kfinnen sie l» IM!o*«% erminderungen bei den hochbelieheuea

Objekten fast nie durch allmähliche Anpassung an die Konjunktur voU-

ctohen; wofwn sie ttberhaopt eintreton, geht die EntwieUang kata-
strophal vor .MCir dnreli Herabsetzung des Grnndstfickswerts im Wege
te Zwangsversteigerung"; Stadtrat Dr. Luther, Gutachten für die

iinmobiiiarkredit-Kommission, Berlin S. 19. £& ist darnach be-

greiflieb, defl die Hensbesitser bei »biltnender Konjunktur nach all-

gemoincr Wahmebmung lieber Wohnungen leer Stehen lassen, ehe sie

nach dem Gesotz von Anijobnf htuI Nachfrage zu einer Herabsetzung

der Mieten schreiten, ihr Gruudütüc-k dadurch entwerten und sich selber

ans ihrem prekftren Besits (6—O^o Anzahlimg) bringen. „Trota eines

die Nachfrage übersteigenden Angebots wird der Preis der Wohnungen
nicht heraltgedriickt, und es bleiben ©her Wohtnin^en leer stehen, als

dali der Uausbeoit^er im Preis herunterginge.'' Beuing, ZeitBchr. f.

Wohnungswesen, 8. Jahrg., 1904, S. 46. „Trottdem ein Wohnungs» .

mangel am Orte niebt besteht, vielmehr sahfareiohe Wobnungen jeder

GröBe leer stehen, bleiben die Miets{)reise infolge der Bestrebungen

des Hausbef'itzorvereinH auf ihrer Höhe" (Kiel). .,Dio Mietsprei«e sind

hier nicht gesunken, weil die im „Hau»besiLzer verein" organisierten

Vermieter ihre Wohnangen lieber leer stehen lassen, als mit den Preisen

heruntergehen** (Osterode); ÜljerHicht über Mietspreise und Wohnungs-
verhAltnisse in Genossenschaftäwohnungen und MietsWohnungen von

Reichsbeamten (Reichstag-Drucksachen 1906, Nr. 173).

Eine durch Reichhaltigkeit des sachlichen Materials ausgezeichnete

Erörterung, die die Besiehnngen von fiantfttigheit, Bod«ipreis nnd
Wohnungsmiete in ihren Zusammenhängen behandelt, bringt Kurt
Bäsch witz, Die Organisation der städtischen Hausbesitzer, Stuttgart

1909. In klar aufgebauter Darlegung zeigt Baachwitz, wie die

DordisdinittshShe der Mieten ohne Belang ist Ittr die Anregong der

Bautätigkeit und welohe besonderen Verhftltnisse f(tr die Festhaltung

der Mietswerte wirken. „Was ist die Folge bei steigender Wohaungs-

naobfrage und wachsenden Mieten? — Für die Bauunternehmer stellt

sidi dann bereits der Nenban entoprechend dem kapitalisierten Mehr-

wert der ersielbaren Bodenrente, die sie dem Verk&ufer des Gmndstttcks

vergtiten mttssen, hoher Die Durchschnittslifilip der Mieten ist also

ohne Belang für die Anregung der Bautätigkeit! Die Vermehrung

ihres Ertrages kommt nar zugute den Qmndbesitsem und denjenigen,

liie bereits vor dem Steigen der Bodenrente Hausbesitzer waren. Der
Zufluß ftfp Kapitals und die Tiltigkeit der jirivaten Unternehmer regeln

sich demnach auf dem Gebiete des Wohnungswesens nicht ohne weiteres

nach Angebot und Nachfrage auf dem Wohnungsmarkte. Und ebenso

abeonderlteh gestaltet sieh der geforderte Preis des Produktes, die

Wohnungsmieten" (a. a. O. S. lR4f).

Im Anschluß hieran gibt B. eine Schilderung des neueren Haus-

besitzerstandes, der infolge seines besonderen Geschäftsbetriebs dem
natttrlieben Marktverhftltnis von Angebot nnd Nachfrage flherbanpt niebt

folgen kann: „Wechselnden Preisschwankungen, wie in anderen Gewerben,'

ist Hns Vermiotungagewerbe nur}\ v'wht im geringsten wirtschaftlich

gewachsen. Wenn n&mlich ein Hausbesitzer bei einer solchen Lage
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des WobQUDgsmarktes ueiue VVohnungen billiger vermietet» so iftUt der

W«rt Mines Anweiwiis «ntspreoliend der geringeren Bodenrent«. Des-

halb läßt man meist lieber die Wohnung gänzlich leer stehen, als dafi

man durch eine bilÜfjfireVermietuHg dieSpekulalionsaussichten sclnnälert. . .

.

Die Katastrophe ist die euiisige Art, auf die unter den heutigen Ver-

hältnissen des Vermietungsgonrerbes die Mietspreise surflckgehen können.

Wie hoeb aoch an und fttr sich die ersielten Mieten in einer Stadt

sein mögen, jeder R(ickj,'aiig ist nur ermfiglicht und bej^leitet von Kon-
kursen, Zwangsverkäufeu, von uni^oheuren Verlusten an Hypotheken-

darlehen, mit einem Worte, von einer Krisis auf dem GrundstUcks-

markte.**—«DieWohnungsprodaktion sdbet ist in steh auch Schwankungen
Utttarworfen, die aber keineswegs durch die Schwankungen in dar Nach-
frage vemrsachf werden und deshalb sich letzteren möglichHt anfapasneu

und mit ihnen möglichät Kusammenzufallen suchen; diese Schwankungen
werden vielmehr von ganz anderen Faktoren beeinflnSt und nach eigenen

Oesetzen geregelt, nnd sie verlatifen im altgemeinen sogar umgekehrt,

w if \:(- Sf h A uiikunpen in der Wohnungsnarhfrnq'e" : Jahresbericht des

Kheiiiischeu Vereins für Kleinwohnungswesen, DUsseldorl 1912, 8. 32.

Indes noch nach einer zweiten Bichtang haben wir das Versagen

des Gesetzes von Angebot und Nachfrage zu betrachten. Bei einer

beliebig vermehrbaren nnd beweglichen Ware wird allerdings der Vcr-

kfinffT rcizelniSßig (wenn auch nicht imnier'i ein Interesse lial)cn, die

hervi r i! ((« tide Nachfrage auszunutzen und den Markt solange /.n be-

schick !!, als überhaupt eine Differenz zwischen Kosten und Preis, also

ein Isutzen eriiiiiUich ist. Bei dem städtischen Boden dagegen kann

der VerkSoler den Markt einfach dadurch beeinflassen, daß er ihm fern

bleibt; sein Interesse liegt hier regelmlßlg weit weniger im Angebot,

als vidmebr im Niditangebot Der Wert des stidtisefaeD Bodens kann

nnter normalen Verhiltnissen einfaeh darch ZmUckhalten und Aas-

sperrnng gesteigert Pferden (oben S. 114). Mit anderen Worten: bei dem
städtischen Boden ist eine geschsftsmftfiige (also regebnftfiige) Be-

rechnung möglich, die nicht auf die Konvergenz, sondern auf die

Divergenz von Angebot nnd Nachfrage begrfiDdet ist

Jedoch audi wenn der Verkäufer willig ist zu verkaufen, so ist

er — und darauf muß hier besonders Nachdruck gelegt werden —
häufig hierzu gar nicht imstande. Es ist dies eine Folge mangelhafter

Verwaltungseinrichtungen oder uno-enügender Verwaltungst.ltigkeit. Viel-

fach ist die vor der Bebanuiv^ herzustellende Slraüenanlage, mitunter

auch die geforderte Wasserleitung und Kanalisation nicht durchgeführt.

In einzelnen Fällen ist bei einem Aufschließungsprojekt die Zustimmung
eines widersprechenden Eigentümers nicht zu erzwingen, oder ein beteiligter

.Grofibesitzer wünscht mit der Aufschliefiung noch zurflckzulialten. Das

vorlmndene, verfügbare und angebotene Land kann also nicht bebaut

werden und wird vieUacb durch Ursaehent die nicht volkswirtacfaafäidien.
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sondern teils öffentlichen, teils privatreditlichon Charakters aind, vom
Eintritt in den Markt abgebalten.

1n 1er waren es bisher rnehrfach Selbstverwaltung-ibeliörden, die

der AufäcljIießuDg von Gel&nde an sieb oder der Aufsch)ießun;L^ för den

Zweck der Kleinhausbebauuog Widerstand geleistet haben; vgl. die

DarleguDgeB Aber die WohDtmgsgeeeti^bnng.

Unter Anwendung eines Sophismas konnte man nun sagen: gut,

das Land, das unter dimen erschwerenden ' UmstSndoi noch an den

Markt gelangt, das eben untersteht der Herrschaft des Gesetzes von

Angebot und Kachfrage. 4ber das ist erst recht nicht der Fall, und

hier zeigt sich der Fehlgriff in der Heranziehung eines Gesetzes, das

für seine Anwendung genau bestimmte Voraussetzungen fordert. Bebaut

wird nicht das zunächst angebotene Land, sondeni dasjenige Land,

an dessen Bebauung Spekulanten und Kapitalisten ein

Interesse haben, um hierdurch ihre Spekulationsgewinne zu

realisieren. Ks ist bekannt und braucht hier nicht näher ausgeführt

zu werden, daß grOßere Institute vorzugsweise, mitunter sogar aus-

sehliefiUdi, Bangelder ffir solehes Gelände hergeben, an dem sie direkt

ofler auch indirekt interessiert sind. Es handelt sich hier nicht etwa

um besondere, bei einigen Hypothekenbanken neuerdings bekannt ge-

wordene nnd gerichtlieh festgestellte VorgSnge; sondern, es Hegt hier

ein altgemein gültiges und Oher erörtertes Gescbftftsveriialtnis vor.

Die Bebauung eines Grund stückea kann nur erfolgen, wenn Baa-
k«; rrhRltlich ist, für dessen Erlangung der Bauunternehmer von

deiu Geldgeber abh&ngig ist. . Die in Betracht kommenden Geldinstitute

und einselaen Geldgeber gewahren Bangelder regelmäßig nnr fttr

bestimmtes Gebiet, (Iber dessen Abgrenzung sie nicht hinausgehen. An
Realkreditinstifiiten. die dem Kleinwohium^sbau vorteilhafte hypo-

thekarische Darlehen allgemein zur Verfügung stellen (Belgien, Holland,

England), fehlt es in Deutschland. Wie unsere Statistik oben 8. 102
leigt, ergibt sieh eineZnsnminendiliigQng derBrbaaangTonKMnwobnnngen
auf ein bestimmtes Gebiet der Großstadt oder GeaamtstadJ, \vi\!ireiid

weite Geländeflachen — meist dio Bezirke mit beschränkter Ausnutzung
— gemieden werden, in denen kein Baukapital erhältlich it^t. Vgl. hierzu

Ensgraber, Damatudt:' „in erster Reihe koramt es anf die Aussteht

auf Parsellierang so Bauplätzen an; an zweiter Stelle spielt erst die

größere oder kleinere Entfemnnp vom Stadtzentrum eine Rolle."

Meinard US, Die Terraintechnik: „Die Hypothekenbaukeu und Ver-

sieherangagMellscIiaften bevorstigen „kritiklos" bestimmte Stadtgegenden

ond Terwelgem die Hergäbe von Darlehen in den ttbrigen Stadtgebieten."

7« Die Roalisioruiiis: des Bodenpreisen« und der liaustellenhandei.

§ 30. Die spekulative Preisbewegung des unbebauten Bodens findet

ihren Abschluß in dem Verkauf der Baustelle an einen Bauunternehmer,

der Mietswoiinungen auf Spekuiutiuu baut. Der letzte Käufer der Bau-
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stelle also der Dauunteriichmcr; er will bauen; vom Banen lebt er.

Der Hodenljesit/.er dagegen will ffir -irli (ieni<^nii^en Nutzen realisieren,

der diirrh die Bebauunti; des Bodens zu erzielen ist. Die Frage nach

tler Wirksamkeit des Gesei/.es von Angebot und Nachfrage läuft dem-

nach zuletzt im wesentlichen aut die Frage hinaus, welche Stellung

die den Ausgangspunkt der Wohnungsproduktion bildenden

Parteien ineinander einnehmai; d. h. ob der Bauuntemdbiner der

Gegeukontrahent ist, der, als KAnfer, der Preisforderong der Boden-

speknlation das Gegengewicht halten kann? Ob also hier sowohl zwei

gleich starke, als auch — wie sonst b<ä Kanf and Verkauf y swei

in ihren Interessen divergierende Kräfte sich gegenflbersteben?

Die Bodenspekulation ist an der Realisierung eines möglichst

hüben Hodenpreises interessiert: eine wirtschaftsgemSße Preisbildung

könnte nun zustande kommen, vetin im Gegensarz ]iier;'^ii !er Hau-

unternehmer an der absoluten !Niedrie:keit des Preises interessiert wäre

oder wenn er auch nur den Wunsch uim den Willen hätte, auf niedrige

Bodenpreise /.u halten. Es ist der Budeuspekulatiou iu Deutschland

gelnngen, an dieser wichtigen Stelle der Preisbildung die Gegenpartd

völlig auszuschalten und sich ein Bauuntemefani^tum großzuziehen,

das lediglich die Anftrige der Bodenspekulation ausüBhrt; sicherlich

eme der bedeutsamsten Ldstungen des Spekulantentunis.

Welche Funktionen der Bauunternehmer heute im allgemeinen

(mit absoluter Einheitlichkeit läßt sich seine Stellung kaum definieren)

erfüllt, zeigt uns das von mir an anderer Stelle mitgeteilte Wort eines
'

der größten Bauherren Düsseldorfs: ..Bauunternehmer sind Leute, die

man annimmt, um ein Terrain zu verwerten**'). So weitgreifend diese

Kennzeichnung ist, so erläutert sie doch genau die Stellung der beiden

kontrahierenden Parteien. Dem Bauunternehmer wird die Baustelle zu

einem bestimmten Preis augerechnet; Bauzeichnung wird ihm über-

geben; er führt den Bau fai der Form aus, die der Bodenpreis vor-

schreibt.

Als typisches Elvselbeispiel gtdfleren Umfangs sei erwlhot die

westliche Städterweitcrung von Kassel, die von Wilhelm Fabarine
(Viel Hänaer und koin Heim, Kassel 1905) gesell I I« i' ^^•'>T•'Vn is'.

Das einen gattzeu Bezirk umfassende Oel&nde wurde üeiuer^eit vou deu

kapitalkräftigen Besitzern für 80 Pf. für den Quadratmeter Rohland

Mgekeuft Unter fiinrechimog der StraBenkosten, größerer Landab-

tretuiifion oder Schonknnifen und des Zinsverlusfes stellt sieb der Knsten-

preis dcH Baulaiuies ge-renwart ii: auf 8 M. Zu einem dem Flach bau

entsprechenden Preit^e wird inde» das Land nicht abgegeben; der Bodea-

beeitier verlangt den GegMiweit der Hietakasemenbebanang, d. i. 60
bis 70 M. fttr den Quadratmeter und aetst eeineo Preis mit Leichtigkeit

1} Rheinische WobnTerblltniwe, S. 37.
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durch. Der Bauunternehmer leistet nicht den geringsten Widerstand

und baut einfach bei 50—70 M. Mietakasernen, wie er im anderen Falle

FlMhbftQton errichten wflrde. Andere BMaptela s. in meiner „Speku-

Ifttion im nenteitlidien Stidtebau".

Die Arbeitsteilung im Stftdtebeu geht dahin, daB des Gedbbaft des

Baunnternehoiers lediglieh im Baaen besieht. Fflr den Banooternehmer

soll und muß es sich nur um die Rechnung bandeln, wie er den Rau

als solchen wirtschaftsgemäß am besten ausführt. Die Teilung der

Arbeit zwischen Boden- und Baugeschäft ist berechtigt und notwendig.

Das Baugewerbe ist an sich ein durchaus selbständiger Gewerbebetrieb,

der mit dem Bodengescbfift betriebstechuiscb in keiner Weise zu-

sammenhängt

Diese Scheidung ist von der Bodenspekniation mit Hilfe uiiüeier

Einrichtungen für den Realkrodit verwischt worden. Der Bauunternehmer

ist heute in der Preisbilduttg des Bodens o^t der wirtBefaafüiche Gegen-

kotttnbent dee Bodenspekulanten, sondern dessen BeauitFagter. Die

Bodenapeknlatioii bestimmt den Bodenpreis und die Bauform; sie diktiert

— darin liegt ihre Stflrke — das Hafi und die Verwendung des zum
Bau notwendigen Realkredits. Das spekulative Baugewerbe wird hier-

durch in einen abhängigen Betrieb umgewandelt, der teuer und un-

vorteilhaft arbeitet, und aus dem die wirtschaftlich und technisch selb-

ständif^cn Existenzen zumei;st finsgeschaltct sind.

Der eigentflmliche Gescliaftsverkehr mit diesen BaunnicniehnK m
und die Besorgung der erforileriichen Beleihungcn verlangt nun besonders

geschulte und geeignete l^ersönlichkeiten. In ^röliorem Umfange hat

sich hier ein Zwischengeschäft entwickelt, das sich nochmals zwischen

Grundbesitzer (bei grdßeiem Besitz Bloekbesitz er genannt) und Bau-

unternehmer einschiebt. Diesem sogensnuten Baustellenhandel flllt

die Au^be zu, die Gewinne des Vorbesitzers zu sidiem und den

weiteren Verkehr mit den Bauunternehmern zu pflegen. Trotz der

hohen Bedeutung des Baustellenhandels für die Bodenpreisbildung ist

der Gegenstand noch kaum in der Öffentlichkeit behandelt worden.

Der Baustellenhändler kauft die Baustelle von einem Grundstücks-

besitzer; solche Grundbesitzer sind entweder Großkapitalisten, die ein

großes Gelände von langer Hand gekauft haben; oder Großbanken,

die direkt oder unter der Firma einer Boden gesellschaft in Gelände

spekulieren, oder .sogenannte ..Erben", die einen größeren Komplex als

Ackerboden im Außenbezirk einer Großstadt geerbt und zu Baustellen

aufgeteilt haben. Das Geschäft vollzieht sich häufig' in der Weise, daß

der Grundbesitzer dem Baustellenbändler schriftlich eine sogenannte

„Anstellung" macht, durch die er sieh erbietet, die Baustelle dem Bau«

steUenhlndler zu einem bestimmten Pieise und bis zu einem gewissen
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Tormin nn die Hand m flehen, und sie im Fülle des Verkaufs flirel^t

an einen dritten, von dem Händler zu benennenden Käufer aufzulassen:

wodurch tibrifj^Pns Stempel, Umsatzsteuer untl Kosten „erspart" werden.

Der ßaustelieiihundler sucht nun ciiica Bauunternehmer, der ihm die

Baustelle mit Zwisdiengewinu abnimmt und sich verpflichtet, mit dem
Bau SU beginnen.

Auf die besonderen VerliflItniBBe im Baustellenhandel hat meines

Wissens xuerst das ReichsveniGherungBamt in einer bemericenswerten

Entscheidung aufmerksam gemacht

Eh bandelte sich um die FestBteIlun;;r, wer im wirtecbuftlichen

Sinne als der eigentliche IntereBsent bei der RnnauHfOhrnnj,' tu betraf^h'en

und wer deshalb für die Zahlung von VersicberungHbeitr&gea haftbar zu

machen aei. Das BeiduvettRcherangsaat entediied, dafi der Zwiochen*
hftndler — hier wohl zuerst amtlich al8„Baa8telleDh&ndler" bezoicbuet —
das überwiegende wirtscliaftlicbe Interesse am Bau habe und als eigent-

licher Bauherr zu betrachten sei; wahrend der Vertrag mit dem Baii-

nDtemehmer nur den Zwecken dee Bauatellenhandlers diene. „Das Ziel

des Handlere ist es, der Hypothek, die fttr ihn auf das Grundstück
ejngetra<xen wird, die aber noch keine Sicherheit hat, weil ihr Betrag

den Wert des Grundstürks übersteigt, diese öicboriioit durch die

Bebauung des Grundstücks zu beschaffen. Zu diesem Zweck stellt

er den Bauplan anf und gibt dem Bauiinternebaier, der mit seinen ge-

ringen Mitteln sonst tiberhanpt nicht bauen könnte, ein Baugelddarlehen
oder verschafft es ihm von einer Hypothekenbank, indem er sich ver-

pflichtet, der Bank ein Vorrecht vor seiner Hypothek zu gewahren,
weil die Bank die flberlaatete Battatelle andemfalla nicht beleihen

wtirde .... Der Verkauf der Baustelle nn einen Bauunternehmer,
der scheinbar im Vordergrund den (ieschäfts steht, ist ni< ht der einzige,

nicht einmal der Hauptzweck des Vertrags für den Baustellenbandler.'*

Amtl. Naehriohten des Reiehsversicbernngaamtee vom 1 . Okt. 1 901 , 8. 008 f.

Über die Eraielong hoher Bodenpreise durch Veikehr mit kapital-

schwachon Bauunternehmern vgl. die umfangreichen Berichte über eine

Cölner Gerichtsverbaudlong im Cölner Lokalanzeiger vom 8.— 16. Februar
lind 26. Februar bis i.Hänt 1908. Die Zustande im BaustelleDhandel

in Leipzig behandelt ein Artikel im. Leipaiger Tageblatt vom 9. Ang.
1907; ein kennzeichnender Vertrag zwischen Baustellenhandler und
Bauunternehmer wird veröffentlicht a. a. O. 25. Okt 1908. — Die

Wertentwicklung im Baustellenverkebr von Groß-Berlin wird dargentellt

von Th. Hamacher, der in einer bemwkenewerten Schilderung der ttb*

liehen Geschftftspraxis eine Zusammenstellung der Wertbewegung unbe-
bauter VorortsgrundstUcke gibt. Die mitgeteilten Beinpiele entstammen
durchweg amtlichen Angaben; die beigegebenen fachkundigen fiirUate-

rungm verdienen besondere Beachtung; Hamacher, Die Kreditgel&hr-
dong beim groftitadtiaclien Grundbeaits, Berlin 1916, 8. 58f.

Einen genauen Einblick in die Formen des Bodengesebäftes ge-

währen die folgenden typischen Beispiele, die die Bodeni)reisbildung in

der Hand der Bodenspekulation und deren Abschluß durch Baustellen-

handel kennzeichnen. Die Zahlen beruhen auf grundbucblicben Aussagen.
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1. Süddeutüche Großstadt. 1887 Ankauf eines Geländes dnvch den
Kapitalisten F zu 1,25 M. f. d. qm

1896 itu iürbgange der Ehefrau angerechnet zu 8,10 M. i. d. qm
1900 verinflert m ein Eoosortinm nn . . . 20,9S H. f. d. qm
6. X. 1903 nneh Aufwendung von 7,76 H.

StraßenknstPu f. d. qm Woiterverkauf

von dem Kuuäortium au Baustellenliändler

ü zu 43,— M. f. d. qui

8. VIU. 190ft Wmt&rrmknl von 0 ad den

Gelageofaeitaliaiidlar Um, 66,—> H. f. d. qm
1. IL 1904 Weit«rverkMif von H «n Bnu-

' ontornabmer J ra , . . 70,— M. f. d. qm

2. Die Ksdien Erben übernehmen im Jnhre 1883 bei der Erbechefte-
Verhandlung den elterlichon Grundbesitz zn . . —,60 tf. f. d. qm

IBÜH Verkauf eine;^ Grundstücks an den Oroß-

spekulanteu ä zu 24,— M. f. d. qm

1904 Verkauf von S an Baustellenh&ndler T su 37,35 M. f. d. qm
1907 Neoh Aefwendung von 8,76 M. Strafien-

koHten f. d. (im Weiterveikaof von T
an Bauunternehmer L. für , . . . . 70,— M. f. d. gm

8. li)09 Besitaer M. verkauft im Jahre 1872 erworbenes Gel&nde an
eine Bodengesellsrhiift unter Ftlhrung einer Grofibanic; &aa&amme
demj^Grundbucluiiuie nicht bf>kBnnt

1. IX. IdOö Verkauf einen GrundätUcks von

der'BodengeBellBcheft an Kapitaüet N au 83,10 M. f. d. qm
4. I. 1906 Weiterverkauf von N an Baustellen*

h&ndler 0 ^'n 104,— M. f. d. qm
3. XI. 1907 Weiterverkauf von 0 an Bau-

unternehmer P an . . . 130,— M. f. d. qm

4. Die R sehen Erben bringen ihr als Ackerland ererbtes Gelftnde in

eine ü. m. b. H. ein zum Preise von .... 20,— M. f. d. qm

26. IV. 190G Verkauf einer Baustelle an Bau-
steUenhandler G su 46,60 H. f. d. qm

27. VI. 1906 Verkauf von diesem an Ban-
nntemehmer D an 68,— M. f. d. qm

6. Dieselben Vorbesitser:

2. X. 1905 Verkauf einer Baustelle an Baa-
stellenhändler E zu 47,60 U. f. d. qm

81.' VII. 1906 Verkauf von die.sem an Ban-
unrernehmer F zu 61,5U M. f. d. qm

6. Berlin lOOfV Dir» P sehen Erben verkaufen von ihrem ererbten Grnn<l-

besitzeinfc) liHU-.;t Ue an den BaustelienliftndlerR zu 860 M. f. d. Q-Kute

3. XI. 1906 Verkaui von K an Bauunternehmer
8 SU . . . 1160M.f.d.O-Bnte
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7. Dieselben Yorbesitzer

:

1906 Verkauf einer Baustelle an Bauätellen-

händler R zu

4. XI. 1906 Verkauf voo B m Bauuitor-

nefanier T sa 1200 l[.f.d.OAnte

860 M. f. d. D-Rute

Die Beispiele sind als typiache' Stiehproben ansgewililt und etellea

nur DnrcbeduiittefiUe, keine ^treme der.

Die hier on der Spekulation erzielte Wertbewegung ist sicherlidi

staunenswert. Gelände, das vor 25 Jahren noch als Ackerland zum

Werte von- 60 Pfennigen der Quadratmeter vererbt wurde, wird auf

70, 80 Mark und darüber getrieben. Die letzte Steigerung aber von

reichiicli des Preises vollzieht sich durch Handwechsel innerhalb

eines einzigen Jahres, z. T. innerhalb vveuiger Monate. Der Grund-

besitzer hätte in der Mehrzahl der Fälle mit einem gewiU atinciiuil/aren

Preise von 3o—40 M. abächlieiiea müBaeii. Die weitere Steigerung um
die Hälfte des Wertes ist das Werk des BanstsIlenhandelB, das er yoII*

bringt doreh die Einschiebnng kaiiitalsdiwacher Bauunternehmer.
' Wir haben auch an dieser Stelle naehdrflchlidi darauf hinzuweisen,

dafi es sidi bei der gesehüderten Wertentwicklung nicht um den Willen

und die Geschäftsabsicht da* einzelnen Personen handelt, sondern, wie

oben S. 100 hervorgehoben, um die Wirkung 8%emdner Einrichtungen.

Auch der Baustellenhandel ist keineswegs eine selbständige wirtschafts-

gemäße Erscheinung; er ist vielmehr das not\vou<)ii^e Zwischenglied

in einem eigenartigen System der städtischen Bodenentwicklung, und

er kann nur in diesem Zusammenhang richtig beurteilt \Yerden.

Es bedarf ferner kaum der Hervorhebung, daÜ ea der f(ir uns

wesentliche Teil der WohnangsproduktioD ist — der Bau von Klein-

wohnungen und das spekolative Bauuntemehmertum — um dessen Pro>

duktionsbedingnngen es sich hier bandelt und der durfh Hiose Vorgftnfro

getroffen wird. Nicht oder nicht in gleichem Umfang berührt wird iier

Villen bau, der Bau von Ge«3ch&ftahaii8ern und Wohnh&uBern ittr feste

Reebnang.

Die Form, in der die vorerwlhnten Gesehflfte zwischen Baustellen-

bftadler und Bauuntemehmw vielfsch zustande kommen, war bisher im

allgemeinen wenig bekannt. Ich möchte sie als Kettengeschäfte bezeichnen,

da die Geschäftsabscblflsse wie die Glieder einer Kette aneinander ge-

reiht werden. Wenn ein P>auun(enichmer einen Bau beginnt, so räumt

ihm der I'-oilenliesitzer Priorität ein, d. h. er rückt zum Zweck der

Baugeldauf ruiluiic zurück bis zu ilenijenigen Betrage, der dem Bauunter-

nehmer die Hociifülirung der Mauern oder auch die Vollendung des

Rohbaues gestattet. Nunmehr gebraucht der Bauunternehmer weiteres

Kapital zur Fertigstellung des Gebäudes. Dieses Kapital bzw. die

erforderliche Hypothek beschafft der „Baustellenhändler** unter der Be-
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dingung, daß der Baaunternehmer — der mit dem ersten Ban noch

lange nieht fertig ist — ihm eine seue Baastelle mit Bauverpflichtung

tbkaiift und anf das Darlehen in Zahlnog nimmt Die Darlehnsbedin-

gungen sind meist sehr drackend nnd gelangen insbesondere in dem
hoben Preis der in Zahlung gegebenen neuen Baustelle zum Ausdruck.

—

Der Bauunternehmer vollenciet nunmehr den ersten Ban nnd muß dann

seiner Verpflichtung gemäß sofort mit der Bebauung der neu „gekauften"

Haustelle beginnen, widrip;enfalls die ihm angerechnete Anzahlung ver-

fallt. Nun boifiiint das gleiche Spiel von neuem Ist der zweite Kohhan

fertig, so gel>raucht der iJau Unternehmer wieder deid, das ilini der Bau-

«foUenhändier unter den giciciien Bediugungen vermittelt — d. h. Kauf

einer dritten Baustelle mit ßauverpflichtung. bei die^eu Geschäften

sind unsere Großbanken direkt und indirekt beteiligt.

Eine der volkswirtschaftlich bedeuklicheu Fuigcii bei dieser Lage

der Bauunternehmer ist, daß als K&ufer der Banstellea Lente auftreten,

die eigentUcb nicht kaufen kttnnen nnd gar nicht in der Lage sind, die

Preise ansnseben. Bm diesem Handel ist sieherlicfa das alte nOesetz

von Angebot nnd Nachfrage** nicht mehr verantwortlicfa zu machen.

Nieht die Kapitalbedflrftigkeit ist es, die unser Bauuntemehmertnm

leistungsunfähig macht, sondern die Herabdrackung zu dnem Instrument

der Bodenspekulation.

Daß die Vertrige im BanstellMihaDde] za eigeoartiget) Mitteln

greifen tnlissen, um Zwischengewinnp rn erzielen und evotrn 11 7,11 ver-

decken, ist nach der Sachlage wohl begreiflich. Über die Annabme der

Vorauflsetxangen des Wnchen bei eine« Baudarleben'vgl. die EntBcbetdnag

des Reichsgerichts, Deutsche Juristenseiiang, XVJ, 1911, Spalte 1089:

„Zur Annahmo der Notlapp i'<t keinpswpgs eine völlige Vcrm^i^Ionslos^^^-

keit, eiu absoluter Mangel au Kredit und Zahlungsmitteln erforderlich,

es genügt vielmehr eine finanzielle BedrAngnis, eine augenblickliche,

anderweitig nicht au beeeitigende Geldverlegenheit. . . . Zur „Ana-

beotung" bedarf os midlicli nicht einer darauf gerichteten AliJ^icht, es

ist vit'lmebr die bewui^te Ausnutzung einer nur Titilülligen Gelegenheit

zur ii^riangung ungerechtfertigter Vorteile genügend." — Vgl. Uber das

Banstellengesebaft Leopold Mainardua (Deckname, ehemaligBr

Direktor einer bekannten Berliner Bodengesellschaft), Die Terraintechnik,

Berlin 1914. Der „moderne" Banstellenhandel — es handelt sich um
die oben als Kettengeschafte bezeichnete Übung — wird von Meinardus
im Interease dee Terraingewerbes nnd auch des betreffenden Scholdnera

erorteilt. Über das BaugeldergescbSlt unserer Großbanken, Hypotheken-

banken und VerBicheninpHinstitnto s. a. a. 0. S. 41. Ge^renübcr den

Geldinetitaten hat sich der Bauunternehmer bei Erlangung der I. Hypo-
thek druckenden Bedingungen so unterwerfen; von der Zina- nnd Pro-

visionsklanael erteilt Verfasser, daB .sie „sich nicht mehr sehr vom
Wucher tinterschoidot''. Vgl. meine Besprechangl Literatarbericht

Nr. 4 „Der Städtebau", Januar 1915, S. 2 f.
'
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Uusere sogenannte Bodenspekulation, wie sie in Deutsciilaiid und

nar hier besteht, ist nichts anderes eis Ilypothekenspekalatioe.

Die Preistreiberei, die bei unseren Bodenwerten stattfindet und die hoch

in die Müliarden geht, ist nur dorchfOhrbar dardi ansere nationalen

grnndbuchlieben Einricbtongen, die es ermOglicheo, fortgesetzt durch

Einschiebung Icapitalschwacher und mittelloser Personen im Wege der

Bodenbelastung IcanstUcbe Werte zu schaffen. Die Hälfte der nach

den obigen Typen crzengten FordtM ungen hat keine wirtschaftsgemäßen

Gnindlagpn und horuht auf dem Mißbrauch der Institutionen dos Real-

kredits. Dio zur Übornahnie der spekulativen Bewertungen verw < rKielen

Personen na'^h detj Hoispiolcn aus Leipzig, Kassel, Cöln, Berlin und

süddeutschen Großstädten könnten iiienials eingeschoben werden; die

hierdurch erzielten Werte könnten niemals in Erseiieitiung treten ohne

unstt" dentsdies Grundbuch. Ich mflchte die hier geschaffenen Hypo-

tlieken als 6rundbnch'ReitWechsel beseidmen.

Sie hallen in der Tat vieles mit dem Beitweehsel gemein; vor

allem den Mangel jeder wirtschaftsgemäfien Unterlage, femer die völlige

Kreditunwflrdigkeit sowohl der beteiligten Personen wie ihrer Geschäfte.

Indes besteht doch ein grofier Unterschied. Der gewöhnliche Reit"

wecliäel wird durch unsere öffentlichen Institutionen nicht gefördert,

sondern bekämpft und unterdrückt Der Grundbuch-Reitwechsel da-

gegen wird lediglich mit Hilfe einer staatlichen Institution geschahen

und belastet unsere gesamte Wirtschaft

Die Preibhewegnng des unbebauten Pndcns. die wir in diesem

Abschnitt erörtert haben, zeigt einen außeronienttirh weiten Sjtielraum.

Im einzelnen Beispiel konnten wir das Anwachsen des Bodenpreises

von 50 Pf* bis auf 70 M. for den Quadratmeter verfolgen, wihrend fflr

den Kleinwohnungshan Baustellenpreise von 80—100 H. fflr den Quadrat- .

meter in Groflstftdten - Ablich erscheinen. Nach der im^ Bodengeschllt

gebrAncblichen Tenninoiogte werden drei Preisklassen des unflberbanten

Bodens unterschieden:

1. Landwirtschaftlioher Boden, der nach seinem Preisstand

die Nutzung für Ackerbau und Otlrtnerei gestattet. Als Preislage wird

hierfür allgemein bis 50 Pf. für den Quadratmeter bei Ackerbau, bis

2 M. für Oärtnereibetrieb angenommen,

2. Spekulationulaud (in der GescliäftHsprache ,,Sp6kulatioD8-

terrains'Ot worunter solehe Lftnderelen zn verstdien sind, deren kflnftige

Verwendung für den Hftuserbau erwartet wird. Von <If^r Höhe des ge-

mäß dem städtischen Bansygtom fStockwerkshaufung bzw. Flachbau) zu

erzielenden Preises hangt es ab, ob ein bestimmtes Gelände, auch unter

Zinsverlostt als SpekulationslaDd festgehalten und ob es wihrend eines

Stillstände« oder eines Rflckgangs der Eonjanktur behauptet werden
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kano. — £iD Gelände kann bei der gedrängten Bauweise den Charakter

«nd die SteigemngsfÜUgkMt von Spdralationalaiid behalten, wfthrMid

ee bei Flachbau längst di« PreiiliShe der folgenden Klaee« (Beostelle)

erreicht habeu uürcle.

3. B ii II 8 t c 11 tMi , d. Ii. bebaubare und baureife Grundstücke, mit

deren Lberoahme durcli den Bauunterueliuier die Preisbewegung de»

nnbebanten Bodens slMwhließt.

Aus der Verschiedenheit dieser Preisklassen und der BauBysteinei

sowie ans den Verschiebungen während der privatgeschäftlictien Um-
setzung des Geländes folgt, d&ü ein einheitlicher Preis iür den unbebauten

Boden nicht allgemein gegeben werden kann. Von dem Preis des Ackertandes
bi^ zur fertigen Bsnstelle macht das Qellode zahlreiche Wertbewegun<;en
durch, und dieselbe Ranstelle durchlRuft heute in ihrer KTi'wicklung

die verschiedensten Preisstadien. Benachbarte Grundstücke ki/unen im

sinselnen die abweichendsten Preise ersielen je nach der Stellang dA
fiLtnfers und nach der Bauweise; Tgl.- „Spekulation im neuzeitlichen

St?\dtebau", 8. 15, 8'2, R^, 99 und beattglich der einzelnen Preisstufen

hier oben 8. 102 und 138.

Die im Bodengesch&ft tätigen Bodengesellschaften sind ent-

weder a) SpeknlatiousgeseUschaltonf die ein steigemngsfähiges GelSnde
der Preisklasse 1 und 2 erwerben; oder auch b) nur reine Realisie-
rung s ges e 1 1 s c h a f t e n . die das Gelände zu einem hochgetriebenen

Preis von dem Vorbe^itzer übernehmen und bei denen der Hauptteil der

Speknlationagewinne vor der Orttndong der Bodengesellsehaft erzidt

wird, so daß das verbleibende Erträgnis ein geringes sein muß. Gesell-

schaffen der lef >^t«renannten Gattung, bei denen der P^wcck der Über-

nal^me eines übermäßig aufgetriebenen Geländes offenkändig war, ist die

Einfdhnmg ihrer Aktien an der Berliner Börse wiederholt verweigert

uorden. — Gegenüber Ad. Weber, der (Bodenrente und Bodenspeku-
lation, Leipzig 1904) in der Hauptsache tnir die Er<^ebni88e der zum
Zweck der Eealisieruug von vor au {gehenden Gewinnen begrtlndeten

Oesellsebftften betrachtet, ist natnenüieh zn vergleidien Paul Hohr,
Zur Fi a^'i der Bodenspekulation und ihrer (lewinne, SchmoUers Jahrb.,

Bd XXXI, H. 3, a 139 f. und Bd. XXXII, H. 4, 8. 495 f. Mohr
untersucht an der Hand eines reichhaltigen statistischen und gesdiicht-

liehen Materials die Tätigkeit der Bodengesellschaften mit Einsohlnfi der

sogenannten LiquidationsgessHscbafteo, d. h. solcher Gseellschaften, die

keine Dividenden verteilen, sondern den Reingewinn zur gleichantf^ilijrpn

Kück/ahlun^ auf die Aktien \er\venden. Die MohrHchen Darlegungen

können als grundlegend für die Beurteilung des Wesens der orsranisierten

Bodenspekulation gelten. Vgl* ferner K. Ballod, Gewinne der Terrain-

gesellschaften, ebenda Bd. XXXII, H. S, S. 62f.; Rud. Eberstadt,
Besprechung von Conert, SflehsiHchA Terraiogesellschaften , ebetida

Bd. XXXVli, H. 2, 8. 511; Escbwege, Boden- und Hypotbekenpro-

blene, Jena 1918; Leop. Heinardus, Die Terrainteohnik, Berlin 1914;
Vilma Carthaus, Zur Geschicluo vind Theorie der Gmndsttickskrisen

in dentHrhen (^ntÜsfädten, Jena l'J17. Eine bemerkenswerte Darstellung

der Verknüpfungen unter den Berliner Bodengesellschaften gibt Martin
Wagner, Der GroB-Berliner Baubandeli Teehn* Genieindebl. 20. Hai
1916, 8. 49 i



144 Zweiter Teil.

Die Betätigung der BodengesellAcbftften ist in Deutschland mit
dein seither herrschenden Syate» der gtädtischen Bauweise verknüpft.

Bodengesollsthaften, die sich dagegen nicht der Auftreibimg der I3oden-

preise durch Bodenspekulation oder Bauatellenbandei widmen, sondern

lediglich die Aufteilung und Bereitstellung von Baugelände betreiben,

wttrdeo allgemein ntttilioh wirken. Im Anhand sind soldie reinen Par-
zcl liernngsgesellschaf ton häufig (g. Städtebau in Holland, S. 347 f.);

in Dent.schland int ihre Zahl bisher auf wenige Beispiele besoiir&nkt;

vgl. 6achregiäler v. Bodengesellschaften.

Zweiter Abschnitt

Der bebaute Boden.

1. (trundstöckswert und Baukosten.

§ 31. Der Ilerjstellungüpreis eines städtischen (iel)äude8 setzt

sich zusammen aus den Aufwendungen fOr den Bodeu und aus den

Aufwendungen ftlr die Errichtung des Hauses. Die fflr den Bau auf-

zuwendenden Kosten zerfallen wiedemm in die Beträge, die zu zahlen

sind ftlr die Leistungen der Ar den Bau und die Ausstattung des

Hauses tätigen Gewerbe, und die wir als Baugewerbskosten bezeich-

nen können; femer in die Betrige, die fttr die flüentUch-rechtlidien

Anforderungen an. den stfidtischen Häuserbau zu entrichten sind und

die wir Baubelastungen nennen wollen.

Die Rangewerbskosten (Rankosten im engeren Sinne) bewegten

sieb, wie ciie Preise und Löhne im allgemeinen, in Deutschland schon

vor dem Kriege seit Jahren in steigender lÜchtuiiL. Die Preise der

hauptsächlichsten Banmateriaüen. Ziegelsteine. Eisen, Bauholz, hatten

zum Teil im Wege der Syadizieruug eine starke Slcigorung erfahren.

Die ArbeitdOhne der Bauhandwerker waren ferner erheblich gestiegen,

wie dies bei der aUgemeineD Vertenerung der Lebenshaltnng selbst-

versttndlich ist; sie spielen zudem im Baugewerbe eine besonders

groSia Bolle, da hier die Ersparnis durch den modernen maschinetlen

Betrieb in tIsI geringwem Umbng anwendbar ist, ala bei anderai

Gewerben. Die Steigerung der Baukosten bedarf naturgemäß der

Berficksichtigung bei der Erörterung der Ursachen der Mietserhöhungen;

jede Form d^^; Hausbaues. Mietskaserne, Mietwohnnngshaus. Fin-

fnmilienhaus, wird indos in gleicher Woi^n «liirch die Steigerung der

Materialienpreise umi der Arbeitslöhne belrofleii.

Zu der Bewegung der Bauarbeiterlöhne vor dem Kriege vgl.

Oretzschel, Zeitschr. f. Wohnungswesen 1910, S. 105; R. Knczynski,
Arbeltslöhne und Arbeitsseit von 1870—1909, Berlin 1918, 8. 80 f.;

Carl V. Tyaska, Ltthne und Lebenskosten in Westeoropa (Sdir. d. Ver.
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f. Sozialpolitik. Bd. CXLV, S. 14 u. 85) und die Wiedergabe der Ziffern

Haudbuch, d. Aufl., S. 144. Die Steigerung der Arbeitslöhne beträgt

in DwitKibluid 1897 hi» 1909 «tw« Sb—80 V«. in Fraakreteli 1901 bifl

1911 10—20^01 m England «rgabmi sieh 1900 bw 1909 nur geringe

SebwaDkungen«

Von wesentliebem Einfluß auf die Baukosten ist ferner die

Routine des Bangewerbes. Die am Hausbau beteiligten Gewerbe

— MiiteriäHcnlieferanten, Unternehmer, Handwerker — sind in ihren

Leistungen re^jelmäüip auf einen bestimmten Bautypns oiii^cnrhtet, der

am Orte der vorherrschende ist und durch Massenpioduklion hergestellt
.

wird. lu den deutäclieu GroBätädten ist dies die Mietskaserne, iu den

englischen Großstädten das Reihenhaus. Die Erfahrungen und Ein-

riebtungen des BaugewerbM sptoton hier ein« hervorngeode Rolle, so

daB der Ifassenfjpus sich am Orte stets vorteilhafter herstellen Iftfit»

als eine von der ortsfibliehen versebiedene -oder der Masseoprodoktion

nicht ztigflngUcbe Banform.

DiMer Umstand ist natorgeniafi an barttokaiebtigen bei den Be-
8trebmif:Gii, dio in deutHchen Großstädten einen von der Schabl nc ah-

"Weichecden BantypuH eiiifiiliren wollen; vgl. Sachregister v. Normalisierung.

Die zweite Kategorie der Baukosten, die Belastungen durch

administrative und ])ülizeiliche Vorschriften, ist von erheblicher Be-

deutung, für die Grundstückswerte. Unter den Baubelastungen, die den

Gruudstückskosten hinzutreten, sind zu nennen: Straßen- und i'flaste-

rungskosten, baupolizeiliche Beschränkungen der Geländeausnutzung,

baupolizeOicfae Anforderungen an die Manerstirfeen, an die Fenersicherheit,

an die Hygiene der Gebfinde. Es liegt im Interesse der Wohnungspro*

duktion, daß die Baubdastungen auf das mit den Öffentlich-rechtltcbeQ

Aul^ben ereinbare Uindestmaß beschrftokt bleiben, da jede Steigerong

eine Verteuerung der Wohnungsmieten verursacht. Insbesondere moA
die Baupolizei far den Kleinhausbau völlig andere Anfordemngen stelleil

alf? an den Stockwerksbau, da es sich um zwei verschiedene Bauformen

handelt, die in den Bauordnungen grundsätzlich getrennt zu halten sind.

Vgl. unten Abaohnitt Banordnaog.

§ 32. FQr das Wohnungswesen ist indes nicht der tatsäch-

liche Aufwand an Baukosten das entscheidende; wesentlich ist vielmehr

die Frage, wie das fertige Haus weiter bewertet wird. Eine aus-

schlaggebende Bedeutung haben die Baukosten nur bei einem Bau-

werke, das auBerlialb fies Verkehrs steht, also etwa bei einem Denkmal,

einer Kirche, einem unveräußerlichen Gebäude. Das städtische Miets-

haus dagegen ist eine res in commercio, ein Handelsobjekt; gerade

dies bildet heute seine hervorstechendste Eigenschaft. Das fertige Haus

bedeutet nicht das Ende der Wertbewegung. Nach der Bauvollendung

Cberttifil, Haadtacli-det WotanpwcMW. «.Aift 10
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setet vielmehr eine neue Wertbewegung ein, die dir iti der Bearbeituug

des unbebauten Bodens gescliuffenen Werte in sich aufnimmt und fort-

bildet. FQr das Wohnungswesen ist dieser zweite Abschnitt von nicht

geringerer Bedeutung als der erste.

Ich gebe im folgenden die Einzeiziffem der Wertentwiekluag von

typischen Mietslcasenien in Berlin. Die Zahlen sind dem regelmftfiigen

Innfminnisdien Vericehr entnommen nnd haben an keiner Stelle etwas

mit Schiebungen oder Bauschwindel zu tun.

Grundstflckswerte in typischen Mietskasernen.

BankMten
St&dtische

Feuerkasse
Bdaitnng Terlamfq»«»

T*X9 dor ljy|M>-

tiietcenbMk f. e.

B«leihung mit
6U% k. I. 8UU«

M.

' t Ttvp.
ist hjor-

?0D piO-
M.

ist hirr-

Ton pro-
Mlltual

M. M.

I. Ilyp
l>t hifr-

toa pro-
aantual

M.
in % dM
Verkkuf«-

1. 2. 4. &. e. 7. 8.

IM8G0 114% 206100 91ß% I 190 000 zu
4»; 0/

IL 44 000 zu

') RK. 11 000

255 000 74,-^% 316 660 124,1%

169700 114% 207 900 91,3% I. 190000 m
II. 46000 zu

5%
RK. 7000

283000 74,50% 316 660. 125,1%

116.5«^ 182 OüO 93^% 1. 170000 zu

a. 50000 zu

5%
iOL 31 500
««6%

261 500 65,0% 283 330 108,4%

479034 696000 730600 760600
Mieten

916 650
53 625

Um die Zalilfü fregen jedf Anfechtung siclierznstpllen , habe ich

eia von spekulatiousfreundlicber Seite selbst gegebenes und als typisch

beseiehnetes Bespiel fibamomiBen
;

vgl. hieria meine „Spekalatton im
neuzeitlicbeo Stadtebaa", S. 68. Die BetrSgo der Spalte 1 sind von der

Husfiitironden Finna selbst veröffentlirht worden; die übrigen Ziifenii

wurden von mir aus amtlichen Angaben ermittelt.

Die ersten Zahlenreihen zeigen das Verhftltnis der tats&chlicben

Baukosten sn dar Scbatcang der (stidtisohen) Feuertajce. Es liegt hier

bereits eine Übertaxierung von 120000 M. vor. Für ihre Zwecke muß
die OnindstttcksspekuUtion BacbeOi die TaxieruDgen in die Htthe zu

1) RK. «= Restkaufgelder. Das an dritter Stelle nufgefQlirte Haus (s. ZU
auftgeboten zu 265 000 M ) iRt inzwj»dir>Ti zu 261500 M. bei 10000 M, Anzahlung

gekauft worden; die endgültige Ziffer iet hier eingestellt
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treibet!, und hierffir bildet die Feuertaxe eiaes der Dftcbstliegeuden und
beliebtedt^D Mittel.

Die folgenden Stedten der Preioeotwioldang ergeben sieh ene dm
Ziffern der Spalten 3 und 5 unserer Tabelle, Belastung und Verkaufs-

preiee. Die ffrundbuchlicbe Belastuoi: beträgt an Hypotheken OgOfKX) M.,

an Kestkaufgeldem M , zusammen 739 5üO M.; die Verkaufspreise

belmgen 770000 H. — gegenttber 480000 U. Bankosten. Durch den
erstmaligen Verkauf der neabebauten Grundstücke ist also, »'enn'wir

etwa noch die Aufwendungen für da«? Straßenland bprfirk^M'htlgcn , ein

Spekalationsgewinn von roud 275000 M. greifbar geworden, der durch

die grandbnobliche Belestnng so gnt wie voUst&ndig anf die Mieter eb-

gewälzt ist. Der Gewinn verteilt sich auf versdiiedene Personen (vom
Bodenspekulanten bis zu dem Inhaber des bebauten Grundstücks). Für
die Durchführung der spekulativen Wertsteigerung und der einzelnen

Spekulationsgeschäfte bedarf es einer Beihe von Mitteln.

Zunftehst ist snf die HBbe der sogenannten ersten Hypothek hin-

zuweisen. Die erste Hypothek betragt 550000 M.; sie Ubersteigt bei

weitem dieBaakoaten und bleibt nur um hinter dem übertaxierten

Feuerkassenwert zurück. Dte Abmessung der ersten Hypothek ist von

entscheidender Bedentang für die weitere Wertentwicklong des Orund'
8tück.s; in den einsefaten 2affem treten die Verhältnisse in typischer

Weise hervor. Die sogenannte ernte Hypothek ninnchließt den Betrag,

der eigentlich zweite Hypothek sein müßte; gemäß jeuer Formel, die in

Zeitangsinsersten häufig mit den Worten aosgedrilakt wird: „Gebe erste

Hypothek, wobei die zweite gleich mit drin liegt." Die Grund*
fi'iirksspekulation hst das größte, kaum der Erläuterung bedürftige

luterense, gerade die erste Hypothek, möglichst hoch hinauf zu treiben

nnd eine möglichst grofie Samme als erste Hypothek zu empfangen.

Zuntohst ist die Beleihung zur ersten Stelle die leichteste und vorteil'-

hafteato; aber auch die weitere Belastung des Grundstfi Ic- hftn^'t davon

ab, daß die Hauptbelastung nominell als erste Hypothek er-

sjcheint; denn hierdurch wird für jede nachfolgende Belastung eine

Stelle in d«r gnmdbvdhliehsn Rsagordnong gewonnen. Nehmen wir nun
an, in unserem Beispiel hielte sich die I. Hypothek, die jetzt 550 000 H.
beträgt, innerhalb der eigentlichen und gesetzlichen Grenze von 440000 M.

;

so müßte der Mehrbetrag von 110000 M. schon als Ii. Hypothek auf-

genommen werden. Die irilchste Belsstiing erhielte denn .den Bsng einer

III. Hypothek und St ist fraglich, ob eine solche Uberhaupt oder zu an-

nehmbaren Bedingungen erhältlich waro. Damit entfiele auch die

Möglichkeit, den Preis entsprechend zu steigern. Die großen

Beträge, die in nnserem Beispiel «1s II. Hypothek figurieren (insgeMmt
l&OOOO M.l sind eigentlich III. Hypotheken; nur dadurch, dsft itt der

I. Hypothek die TI „gleich mit drin liegt", i.st für die sogenannte

II. Hypothek Haum geschaffen. Hinter dieser kann jetzt eine weitere

Belsstnng an dritter Stelle (eigentlich IV. Hypothek) eingetragen werden.

Vgl. hiersn die Angeben S. 148, 157 n. V. Teil Beslkredit.

Die Aufblähung der ersten Hypothek schafft also erst die Mög-
lichkeit, die Beleihung und damit dif Bo vertnng des Grundstücks weiter

in die Höbe zu treiben. Gewiß erscheint darnach die Frage der grund-

bnchlichen Beleihong weit bedentsemw eis die des Tezwesens. Wir
10*
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Btebeo hier ao eiuer eoScheidenden Stelle der BodenPreisbildung, die

uns d«k Widenprneh Migt swiaehMi dor reakD OniBdlag« dw Bod«a-
werto und dem weiteren, mit Hilfe AdnuniBtriitiver Einriobtnngwi luQiii*

*

gefügten Aufbati der Spftknlation.

Für die weitere P.ntwicklung handelt es sich darum, (Ins Ilaus an

einen kapitalschwachen Käufer — nnr ein solcher kann hier m Frage

koromen — abzuschieben. Bares Cield wird hierbei nicht oder nur in

geringfügigen Betragen verlangt und kann nicht weiter verlangt

worden; der Nutzen des Verkäufers liegt in der Ersidung eines hohen

Kanipreises, wie ihn ein kapitalscbwacher Känfer bewilligt; seine Sieber-

heit dagegen liegt in unserem Orundbuchwesen, das die Überiassang

hober Werte an unbemittelte ?er8onen ermOglicbt Unter diesen

VManssetsnngen bildet sich der besondere Hausbesitzerstand, dem der

Hausbesitz in unseren Großstädten im wesentlichen, soweit die Miets*

Wohnungen in Betracht kommen, in die Hand gegeben ist.

lu den) obigen typischen Beispiel (S. 146) sind die Grundstücke

mit einer Anzahlung von 4% erworben worden; auf den Kaufpreis von

769500 M. sind von den drei Käufern je 10000 M. angezahlt worden.

Im allgemetnen betragt in Berlin die Anzahlung 5—10% des oft nnr
fiktiven Wertes. Vielfach werden Grnndsrücke ohne jede Ansablong,
nur gej^en EntrichtiiTi^- dpr Str-mpelf^ebüliren, „verkauft".

Bei einer auf iüb7 zwaogsverateigerte Grundstücke erstreckten

Untenracbung in Dresden ergab sidi im DurchsehnHt der behaiidelt«i

Qninrlstücke eine Verschuldung von 109,6%, in einzelnen Gruppen bis

115% dos Wertes. Die Überschuldung ist '^iri»' nllL'pmeino. Nicht

weniger als 73 % der bebaut erworbenen Grundstücke waren bei der

Obemakme durch dmi letzten Beeitser bereits flber8draldet;>daToa 41%
mit 100—150% des Viertes. Der Hausbesitz ist nichts weiter als ein

Scheinhesitz , ein Kollekti vbenitz der Hypothekenglftubicrer Retrachtet

man die seit 1900 erstellten Neubauten, ao zeigt es sich, daU von diesen

95% ttberaebttldet waren, und swsr 69% von ihnen mit 100% des

Wertes uud darüber. Bei 87% oder bei rund sieben Achteln der snb-

haHtierten Onindatllcke ist „das Maß ihrer Vermietbarkeit {ür ibi ^jchließ-

liches Schicksal gröiitenteils gftnzlich belanglos und in den übrigen FftUen

zum mindesten nicht entscheidend gewesen**. Schftfer, Mitt. d. Statist.

Amtes Dresden 1906, 8. 90 nnd Zeitsebr. f. Wofanangsw., 6. Jahrg.,

S. 210f. Zu den Berliner Ziffern z\vangsversteip;ertcr Grnndstllcko für

Febr./Marz 1914 bemerkt Tli. Haraarher: Auffälli;,' erscheint die äußerst

geringe prozentuale Deckung der I. Hypothek. In 5 Fallen wurde nur

die I. Hypothek oder weniger snsgeboten, in 18 Etilen schWbnkte das
Verhältnis der erststelli^en Beleihung und des l^anfpreises zwischen 90
und K'0% und bewegt sich nur in 7 Fällen unter ^^0 %. Dif we un-

günstigen Verhftltniszahlen sind seit Jahren üblich; Kreditgeluiirdung

beim groOetldtisehen Grnndbesits, Berlin 1916, 8. 107. 8. snoh die

oben 8. 183 silierte Sofarift von 2^. Besohwits.

Aof solcher prekiren Grondlftge bembt unter dem System des

IfitsseDmieishaiises der Haosbesitzerstand — der hocbprivUegierte
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Träger der politischen Rechte und der Verwaltung unserer Großstädte.

l)edarf kaum der näheren Ausführung, wie das Verfahren eines

^(tl( heil Ifausbesitzcrstande? in der Prnxis sein muß. Mit der geringsten

, Beteiliguüg hat ein derartiger Besitzer das überlastete Grundstück er-

worben, dessen Erhaltung nun sein Interesse und seine Sorge ist.

Die Pflicht der SelbsterhaltuDg verlangt von einem solchen Stand —
Dicht etwa nur von dem eiiuMlnen Besitzer — daß er jede Last, die

der Gnmdbeaiti tragen sollte, tnf „die Ifieter** abwilzt. Das Gesdilfts-

interesae. dieses Standes — nicht nur das des einzelnen Besitzers —
verJangt, dafi er smne Anllgabe darin sielit, auf die Steigerung und

Fesünltong der Mieten lünzoarbetten. Ein Stand von Haosbesttzem.

die gar nichts o<Ier 4% oder selbst 10% auf den aufgetriebenen

Wert der Grundstücke angezahlt haben, ist darauf hingewiesen, sein

schmales Reoht auf jede Weise zu erhalten und zu vergrößern; er

wird daciurch oft genug 7a\ Am Anforderungen der wirtschaftlichen

Entwicklung und den allgenieinen Interessen in (regensatz gebracht,

Für die Grnndstflcksspekulation ist der kapitalschwache Hausbesitzer

allerdings die beste Stütze. Schwerlich aber wird mau von den Geg-
nern solcher Zustande sagen können, daß sie Feinde eines soliden

HansbesitzerstandeB seien.

Vgl. sa dm MTwihnten OeKensati oben S. 1S8 und Prsoßtedie

Jahrb., Bd. GXUV, H. 8, S. 447 u. 460. — Die offiziellen Ereile der
Hausbesitzervertretnngen hnlirn früher anerkannt, dafi ein System, das

den Hansbesitzer zu eiuem Scheiubesitzer und Hypothekenw&cbter herab-

drückt, den Verderb des selbständigen Grundbesitzes bedeutet. Ein im
Auftrage de« Zentralverbandes BtadtiBober Haus- and OmndbeaitMr^
vereine Deutschlands, der bekannten Organisation des Hausbesitzer-

Standes, verfaßtes Werk, stellte sich in '«einen Grundlagen ansgespro-

chenerweise auf den Standpunkt der von mir vertretenen Anschauungen.

BekSmirft wird die Bodenspeknlation » die der «rate Feind des aolidMi

Grundbesitzes ist; dann aber vor allem die Mietskaserne, die bezeichnet

wird nlp „Hif tingtlnstig-atc Wohnweise, der schlechteste Wohntypus, der

zu upekuiativüu Zwecken da entsteht, wo er nicht bingehOrt und dessen

etbisohe nnd sanitäre Oefabren dareb kein Mittel an beseitigen sind**;

A. Grävöll, Die Baugenossenschaftsfra^e, Berlin 1901, itn Selbstverlag

des Zentral vf^rhnnlr^'^ : hierzu R. Leisel, Die, BauL'pnnssensfhaftPn und
die Hausbesitzer; Heterat, erstattet auf dem 23. Verbandstage 1901*

Die Darbietnng beeeerer Hauaformen war damals das Pit^^mm
der Hausbesitzer. Mit dem Wechsel in der Leitung dee Zentralverbandes

scheint pitip Anlorunfr in ier Stelliingr.abmf :'(»genüber Bodenspekulation

nnd Mietskaserne eingetreten zu sein. Es ist bedauerlich und für den
Haasbesitz wie für die Allgemeinheit ein schwerer Naofatetl, daß der ein-

flnfireiche Verband sieb too dem früheren Standpankt wieder bat ab-

drängen lassen. Die Forderung der Abkehr von der Mietskaserne wird

dagegen innerhalb der Kreise des organisiertPTi Hunsbcsit^p^ neuerdings

aufgestellt von Dr. G. W. Schiele, Das kleine Eigenbaus in Stadt
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nnd Land, Preuß. Jahrb., Bd. CIL, 1912, S. 30 und Schriften des
ächutzverbandea für den deut»clieu Gruiidbeijitz, H. 12.

Dafi di« von mir yertretenen Bestrebnngeo das Ziel verfolgwi, die

Scb&den in der wirtschaftlichen Lage des stftdttBobeD Hausbesitzes za

bef^eitigen und den Hausbesitz auf feste, gesicherte Gmndlsgen so *

steilen, bedarf kaum noch der Hervorhebang.

2* Geschäftsbezirke and Wohnbezirke.

§ 33. Durch die städtische Bebauung werden in der Gegenwart

die Bodenwerte in den Städten nickt in der Weise vorgeaehoben, daS

vem Zentrum nach den Anfienbezirken eine g^eieboiSftige Abffauknng

(Aneatrablnng) der Werte stattfindet In dem llteren SUkiteban hat

ein solches Verhältnis wohl bestanden. In der Gegenwart ist die

Differenzierung in den Großstädten jedoch eine andere. Die Stadtmitte

wandelt sich teilweise zur Geschäftsstadt; sie sendet ferner nach den

verschiedenen Richtungen Verkehrsstraßen nach dem Außenbezirk aus,

die ebenfalls den Vorzug und den (irundrentenwert von ( 5 eschäft'^"Straßen

empfangen. Es findet hierbei eine Durchdringung der Aufjrnl iv.irke

durch (ieschäftsstraßen statt, jedoch unter der gerade für den neuzeit-

lichen Städtebau charakteristischen Scheidung von Gescbäftsbezirk

und Wohnbezirk.

Zwischen großstädtischer Gcschäftsmiete und Wohnungsniiete lie-

steht unter den heutigen Wirtschaftsverhältnissen kein rarallelibui us,

scmdern ein Gegensatz. Die Geschäftsmieten breiten ihre Werte nicht

allgemein ans* sondern sie kontrahieren die Gmndrente, d. h. sie ziehen

sie in wenige Straßen zosammen. Gleich am die Ecke der GesdiSfts-

stiafie ist die Lage schon minderwertig oder snm Teil lOr Geschifts-

zwecke wertlos. So ist es in Bfflnchen in der KaufingerBtrafie, in

Berlin in der Leipziger und Friedrichstrafie, in Breslau, Cöln usw. in

den sogenannten Laufstraßen und Hauptgeschäftsstraßen. Die großen

Geschäftshäuser strahlen ihre Mietswerte nicht nach anderen Stadt-

bezirken aus. sondern sie saugen die Grundrente an sich. Die gute

Geschäftslage entsteht nicht zugunsten, sondern eher auf Kosten der

Nicht-Geschäftsstraßen. In natürlicher Eni\vici<iung bildet sich hierbei

die Scheidung der großstädtischen üodenwerte, die als erwünscht zn

bezeichnen ist: konzentrierte Geschäftsstraßen mit entsprechend hoeli-

wertigem Boden, billige Wohnstnifien nnd billiges Wohngelftnde.

Wegen der irrtümlicbeD Auffassungen, die sich mit dem Schlag-

wort der Citybildong bisher verbunden haben, vgl. den Abechnitt „Unter-

nofinale Wohnungen".
Die Ausbildung' der Oes liilftsstraßen vollzieht sich indes nicht in

der Weitie, daß sich die Grundstiickswerte etwa gem&ß dem Abstand
von der Stadtmitte abstufen. Vielmehr entwickeln sich dfter in grtffierer
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Entieruuug Gesch&its- und Vei'kehrsmittdipunkte, in denen die Mieten

hSher Bind ab i» 6mt sttdteinwärts gelegenen Bezirken '(x. B. Berlin-

Tauentzienstnifie, Rückgang der Grundstückswerte zwischen Potedamer-

brdcke und Bdlowstraße). Vgl. liierzu Ensgraber, Darnistadt, der

in der Innenstadt zwischen Altstadt und eigentlicher Gescbäftaatadt

antenicheidet; H. Schmidt, Citj'bildung und Bevölkerungsverteilung,

Hfiocbeo 1909» and meine Besprecfaiuigei) Schmollera Jahrb., Bd. XXXVII,
1913, H. 8, 8. 489; Bd. XL, H. 2, 1916, 8. 1042.

Die Differenzieraog zwischen Zentrum und Außenbezirk etkAgjt

in den Großstädten ferner nicht nach irgendeinem festen Sdiema,, so

daß sich für die Abstufung oder Abflachung der Bodenwerte irgend-

eine gleichmäßige Formel aufstellen ließe. Regelmäßig stelion \m

gleichem Abstand vom Zentrum die Preise der Grundstürke nach einer

bestimmteu Himniel. iK litiriL' höher als die nach einer anderen Richtung.

Häufig sind es die voiii Zentrum ans nach Westen, oft auch die nach

Süden gele^euea Bezirke, die bei gleichem Abstand einen weit höheren

Preis haben als die nach Osten oder nach Norden gelegenen. Die

Möglichkeit der Ausdehnung und die Gelindebeschaflenheit sind hierliei

im einseinen von Einllnfi. Begelmftfiig ist femer das Zentrum, die

Altstadt, von einer breiten Zone minderwertiger, weil unmodern ge-

bauter Hftuser umgeben, wahrend erst in weiterem Abstand höher-

wertige, weil modern gebaute Häuser folgen. Gerade in und bei dem
Zentrum finden sich häufig die billigsten Wohnbezirke der ganzen

Stadt. Die stadteinwärts gelegenen älteren Grundstücke gelangen dann

wieder zu höherem Werte, wenn sie /tun Aljbruch oder TTni)>an reif sind.

Das V'erhalfni.s zwischen Zeiilrum und Peripherie ist deinnacli in

den Bodenwerten durchaus kein eitdieitliclies. Eine gleichmäßige Aus-

strahlung der im Zeuüum ^'eschalieueu Mietswerte findet niciit statt,

Qttd kann nieht stittfinden. Von mitionalOkonomisclier Seite ist die

Ansicht ausgesprochen worden, daß die Citybildung der Großstädte nnd .

die hierdnrch erzwungene Abwanderung der WohnbevöUmrnng aus der

Stadtmitte die Ursaehe aei, die den Bodenwert in den Aufienbesirken

in die Höhe treibe. Die Annahme ist der Widerlegung kaum |>e*

dflrftig. Die aus der sogenannten City abwandernde Bevöllcening bildet

nur einen kleinen Bruchteil der sich in der Stadterweiterung ansiedeln-

den Volksmassen. So wenig das Wachstum der Außenbezirke durch

die infolge der Citybiidung abziehende l^evölkerung der Innenstiidt er-

folgt, sondern durch selbständige \'olksvermehrung und Zuwande-

rung, so wenig werden auch die Boden werte der Wohnbezirke im

allgemeinen durch die hohen Geschäftsmieten der Innenstadt berüiiri.

Nur durch das — keineswegs aus der Innenstadt herrOhrende — Wachs-

tum der Bevölkerung wird die stidtisehe Grundrente, die Hauspfattz-

reute (s. oben 8. 106 u. III) nach außen vorgeschoben. Fttr die Ent-
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Wicklung der
.
Hausplatzrcntp ist nicht entscheidend der im Zentrum

geschaffene Bodenwert, sondutn ledigticii die Art der städtischen Aus-

dehnung und Stadterweiterung, d. h. die Gesamtheit der Bedingungen»

unter denen die WohnungsprodiilEtion in dem neu angegliederten Aaden-

besirk erfolgw famn.

8. Zinsfoli und Gnindstflckswert

§ 34. Der Zinsfuß ist von wesentlichem Einfluß auf dfe Preis-

bildung der Grundstackswerte. Ein allgemeines nationalökonomisches

Prf>i?l)il(lMnf»st^esetz sagt, daß der Rodenpreis l)estiinmt wird durch <]en

Ertrag dos Grundstücks und den jeweiligen Zinsfuß. Unter natür-

lichen Verhältnissen wird der Erlrag eines Grundstücks gemäß dem

jeweiligen Zinsfuß kapitalisiert, so daß bei fallendem Zinsfuß der Kapital-

wert des Grundstücks steigt, bei steigendem Zinsfuß dagegen fällt

Es ist von besonderem Interesse, die Wirkung dieses Gesetzes zu be«

tnchten, weO hier din tatelehUehe Entwieklung ein logisch richtiges

WirtMihaftsgesetz gerade in sein Oagenteil verkahrt hat

Nehmen nir ab Beispiel einen GrundstOeksertrag von ,6000 H
Der Ertng von BODO U. reprftsentiert bei einem Zinsfoß von 4%
einen Grundstackswert von 200000 M.; steigt nun der Zin^uß auf 5%,
80 fällt der Kapitalwert auf IGOOOO M.; fällt der Zinalllfi anf 8%
so steigt der Grundstöckswert auf ca. 260 (MXJ M.^).

Der Ertrag des Grundstücks ist hier das feststehende, der Zins-

fuß und der Kapitalwert dagegen das schwankende l^lement. Dieses

Verhältnis findet sich überall, wo der Bodenertrag eine feste Rente

ergibt und nicht eiuseitig durch den Gnmdbesit^er erhöht werden kann.

Im praktischen Beispiel zeigt sich uns der Verlauf der Wechselwirkung

anisehen ZMnfiflnderung und Bodenwert dentUch in der Lmdwirtscbaft

WIhrend der siebiiger Jahre trat ein starkes FsUen des Zinsfdfies ein,

dem sieb in entsprechender Gegenbewegang eine stsrke EihOhnng des

Kapitalwertes der landwirtsehalüichen Gmndstacke anseUofl. Wörde
der Ertrag kapitalisiert, so konnte ein Grnndstfick mit einem Ertrag von

8000 M., das bei einem Zinsfuß von ö% einem Eapitalwert von 160 000 M.

entsprach, bei 3i/2%igem Zins einen wesentlich höheren Kapitalwert,

nämlirli c^. 228 500 M. derlccn. Nach Überwindung der landwirtsrhaft-

lichfMi Krise stiecren die I^ndgüter ri)!p;oiiiein im Preise und die Kapital-

suiniiie der hypothekarischen Belastung wurde eriiöht™ In den achtziger

Jahren setzte die Entwicklung in der entgegengesetzten Richtung ein.

1) Ertrag ZinsfuB KapiUlisiertor Wert

8000 M. 5% = mm M.

8000 „ 4% =. 2000Ü0 „

8000 „ 3% » 266667

Digitized by Google



D«r Iwiniite Bodm. 158

Mit dem Steigen des Zinsfußes ergab sich zunächst eine starke Ver-

minderung des Kapitalwertes dor rtrundstQcke, zu dessen Ausgleicb

vor allem die Produkfionssteigerung herangezogen wurde.

Vgl. Friedr. Afielx n^, Tnxation von Landf^Utorn, Berlin 1LU2,

S. 187; J. Frost, Agrarveriasaucg und Laud Wirtschaft in den Nieder-

IftDcleiii Berlin 1906.

Audi bei dem eUdtiaeheii OmndbesiU kdonen wir die Eiowir-

Itangen der Zinsfafiflndernng in der Praxis verfolgen. Das Steigen des

Zinsfnfies bat hier jedodi nidit die Wirkung, daß (fer Preis des Gmnd-
Stocks fällt, sondern — die Mieten werden erhöht. Der Kapitalwert

bildet also hier (wenigstens bei steigendem Zinsfuß) das feststehende,

der Ertrag dagegen das veränderliche Element. Es findet nicht eine

Kapitalisierung rles Wertes gemäti dorn Zinsfuß statt, sondern eine

entsprechende Steigerung der Mieten.

Während der deutschen Wirtschaftskrise des .1 all res UHX> ei folgte

der Zusaoimenbi uoii einiger großen Ilypotliekenbanken und im An-

aehlnfi an diesen eine allgemeine ErschOtterung des Marktes der

HjrpolliekenbankpfiMidbrteiiB. sowie ein starkes Steigen des HypoHieken-

xinshifies, der sich um */« bis 1% erbdhte. Die städtischen Massen-

mietshlnser sind non durebschrnttUch so 90—96% ihres oft nur fiktiven

Wertes mit Hypotheken belastet Bei einem Mietohaase Im Werte von

nur SOG000 M. ergibt deshalb die Zinsfußerhöhung fflr die Hypotheken

schon einen jährlichen Mehraufwand von etwa 1800 M. Die Wirknng

der Zinsfußerhöhung war nun kcinoswe^'s. daß die einzelnen von dem

Vorgang betroffenen Ilausbesitzf^r die Mehrbphstnng tni^reii. sondern

die Mieten wurden erhöht: in Berlin betrug die Steigerung für die

Kleinwohnungen etwa 30 M. (10% des Mietspreises). Die Zusammen-

hänge wurden seinerzeit in der Berliner Stadtverordnctenversauiiuiung

nnd von anderer fachmännischer Seite eingehend erörtert.

VgL den stenographtgchen Berieht Aber di« Sitsangen der Stadt-

verordnetenv«mininlnng in Berlin 1901. 8. ferner J. Schneider,
Beschaffung von Hypotheken. Berlin 1901, S. 17: „Man geht frhl. wenn
man glaubt, die Verteuerung des Zinsfußes der Hypotheken träfe den

GruodtitUcliseigeutUmer direkt; es ist lediglich der Mieter, der die

Koetea sn beiahlen bat, indem die Mieten i. B. in Beriin eeitdem eine

weeentliehe Steigerung erfnhren haben.'*

Das Geschäft des stidtisebeil gewerbsmäßigen Hausbesitzers —
dies wird jetzt allgemein, wenn auch noch nicht mit den vollen Kon»

Sequenzen anerkannt — verlangt vor all^m, daß er die sämtlichen

Lasten des rinindbesitzes auf die Mieter nl/ci trilyt. Es ist dies, wie

ich ausilrücklich hervorheben will, nicht etwa böse Absicht, sondern

eine notwendige Folge des oben geschilderten Systems des nominellen

Hausbesitzes und des dadurch geschaffenen Erwerbszweiges.
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Hätte man im vorerwähnten Fall bei steigendem Zinsfufi den

Bodenertrag unverändert kajiit;ilisiert, so wäre ilur btäUtiicbe Grund-

besitz um etwa ein Fanftel seines Kapitalwertes entwertet worden, also

uiu einen vielfush höheren Beti ag als der dem Hausbesitzer Oberhaupt

im allgemeinen zusteheode Besttzantdl. Dieser Fall ist indes mcht

eingetreten; der notwendige Ansgleicb wurde vielmehr durch die Be-

richtigung der Mietsertrüge erzielt, die entsprechend hinaofgesetzt

wurden. Der Bodenpreis bildet sich also auch hier nicht nach natnr-

lidien Oesetz«i, sondern auf Grund tatsächliche]- Machtverhältnisse. Die

MietserhöhTiiif» von Ende 10(X) und 1901 enlhält so ziemlich alles, was

als Widerspruch ge^^en füo !Kitnrs:eniälien wirtschaftlichen Voraus-

setzungen bezeichnet werden iianu; sie ist deshalb in ihren Einzelheiten

besonders lehrreich:

Die MietäerhöbuQg erfolgte während eines ZusammenbriicbeB der Hoch-

konjnnktur und ohne jeden ZnsammenhaDg mit bevölkerungstecbniscben

Vorgängen, »tun Teil im sehrolfsten Oegentats an deren Verlauf. Bina

schwere Wirt sfliaftskrisis war ausgebrochen und verschärfte sich wahrend

dos JalireB 1^01 inabesondore in Norddeutschland. Die wirtschaftliche Laj^e

in einzelnen Großindustrien verschlechterte sich; die Erwerbsbediuguugen

für große ArbeiiermasBen wurdan von Monat su Monat nngflnstiger. Der
Zuzug nach Berh'n fiel im Jahre 1901 auf ein Viertel der Vorjahre,

n&mlich auf 10 429 Personen, eine Ziffer, die ohne Beispiel ist in allen

Zahlungen bis zum Jahre 1869 rücl(wätls. Die Arbeitslöhne der an-

sftflsigen BevVlkerung selber gingen surttck.

Trots aller dieeer Umstände, die unter natürlichen Wirtschafte"

Verhältnissen einen scliurfoti Riickf^anf; der Mieten hätten bewirken

müssen, wurde die starke Mietssteigerung durchgesetzt. Bemerkens-

wert ist, da6 nur die spelciilative Übersehvldang dem AnstdB an

dieser Bewegung gab. Denn die iScIiwierigkeiten lagen nicht so sehr

oder Tiif ht in, der Hanptsaclie bei der langfristigen ersten Hypothek,
sondern vielmehr bei der Masse der kurzfristigen Nachhypotheken, deren

Beschaffung und Emenening schwierig wurde. Auch von der Oesamt-
sunime der vorhandenen Nadbliypotheken wurde» wie sieb von s^bat
versteht, nur ein Teil von den ungünstigen Verhaltni!«9en betroffen;

gleichwohl gelang die allgemeine Mietserhöhnng. Der ganze Vorgang
zeigt uns die (von mir gewiß nicht überschauten) Gefahren der Über-

schnldong, die bei einer all^meinen oder politischen Krisis gans anders

über unsere Volkswirtsdult hereinlMreeben würden als in dem obigca
Fall. Es ergibt sich femer wiederum, welche Faktoren die Bndenpreis-

biiduug bestimmen, und daB die Mieter, d. i. die Qesamtbevöikernng,

als s^bstindig virkende Gegenkraft hierbei nicht in Betracht keuaien.

Die seit 19()6 einf^etretene Steiprerunp des Diskonts und des

Hypothekenzinsfußes hat wiederum /.u eiuei Steigerung der Mieten

gefflbrt Die Hietssteigerungen fflr Kleinwohnungen im Jahre 1908
worden so Tersdiiedeneii Orten, so in Leipzig, in Kimdgebungea der

Hansbesitservereine und der Allgemeinheit mebrfteb »örtert Die
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Haiu-5bc.^it/.er rechtfei tif.'ten die Sti»igening«n mit der Höhe des Diskonts

und des Ziusfuijes {iu Uypotlieken; seitens der Mieterschaft wurde dem

entgegengehalten, daß durch diesen Umstand doch höchsteas die Neubau«

tädgkeit und die im Verhältnis sum Gesamtbeetand an Wohnnngeii

nur geringffigige Zahl der Neubauten »getroffen werden kOnne. Eine

Hietserhöhnng der Hanptmaase dtf Wobnnngai könne damit in keiner

Weise gerecbtftetigt werden. — Demgegenflber ist auf die oben ge-

schilderten Zustände hinzuweisen, deren volkswirtschaftliche Schädlich»

keit durch jene Vorgänge aufs neue verdeutlicht wird. Auch die alten

Gebäude sind zu 0<)% mit Hypotheken belastet; eiito Tilgung findet,

trotz verminderten Wertes und steigenden Alters der Gebäude, nirht

statt. Als Grundlage der liereclinung gilt nicht das Alter oder der

Dauwert der Gebäude, sondern die Verschuldung, und für deren Ver-

zinsung haben die Mieter aufzukommen. Die gleichen Verhältnisse

bestehen in Wien; in den Jahren 1911 und 1912 trat wflhrend des

stark steigenden ZinsfoSes nieht etwa ein Sinken der kapitalisierten

GmndstQckswerte ein, sondern die Mieten wurden in si^rfen Steige«

mngen heranfgesetzt (s. Nene Studien, Bd. I). Von der Wirkung des

„natttrlkhen'^GeBetzes, demzufolge der Bodenpreis dnrcfa Kapitalisierung

des Bodenertrags nach dem jeweiligen Zinsfuß bestimmt wird, darf

hier so wenig die Rede sein, wie in all dtti anderen Fällen, in denen

wir die Anwendbarkeit der unitestrittcncn nntflrlichen Gesetze auf unsere

städtische Bodenentwicklung zu erörtern hatten.

Über die im Gefolge der Kriegsereignisse eingetretenen Verbaltaisea

vgl. £ber8tadt, Kreditnot, im emzeinen und unten Anhang.

A, Bodenvefflcliiildimg und Bodeowert.

§ 86. Für die Preisbildung der stSdtischen Bodenwerte, mit der

wir es hier zunächst all^ zu tun haben, beruht die Bedeutung der

Bodenversehuldung darauf, daß die Werte hauptsSehlieh im Wege der

Verscfauklung realistwt werden. Insofon ist die Bodenversehuldung

die entscheidende Stelle für die Bodenpieisbildung selbst: sie bildet den

Punkt, in dem, wie meine Untersuchungen zuerst gezeigt haben, die ver-

sdünngenen Fäden des ganzen Preisbildungsprozesses zusammenlaufen.

Die Rodenwerte, deren Hervorbringung wir oben 8.138 und 146

verfolgt haben, werilen lediglich durch unsere Institutionen der Boden-

versehuldung greifbar ^macht. Bodenspekulation ist, wu wir sagten,

Ilypolliekcnspekulation. Die Zusammenhange ergeben sich in bündig.^ter

Weise aus dem in Berlin und in den deuti^chen Großstädten mit gleichen

Verhältnissen geltenden, geschäftlichen Grundsatz: ^jßM& Grundstfiek

wird nach der Beleih nng bewertet**; d. L der Frais des Grund*

Stocks whrd bestimmt durch die Hohe, bis zu der es gelingt, die Be-
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Icihun^; hinaufzutreiben. Nicht wirtschaftliche MafistAbe, sondern die

grundbuchlichen BcIeihuDgszifferD werden maßgebend ffir die Gestaltung

unserer Bodenwerte.

Die Beziebangen zwischen den Einrichtungen des Realkiedits und
dem Orandstücksverkehr siod im ZusauimeubaDg uutau in Teil V zu be-

faaadelni wo auch nftbera Angaben ans der Literatur vetaeidinet werden.

Von den oben gescbilderten Formen der Anftrdbang der Bodenr

werte ist keine durdifOfarbar ohne unser Versehuldnngsweseo. Der
gesteigerte Bodenwert beeteht hier in nichts anderem ab in der gestei»

gerten Veraehnldung. Ist die Beleihung mit einem die versdiiedenen

Spekulatiottagewintte «nschüeßenden Betrage bewerkstelligt, so kann mit

Hilfe unserer sicheren grundbuchlichen Institutionen das Grundstück

selbst einem mittellosen Kfiufor ohne jede Anzahlung oder gegen ein

geringfügiges Angeld öbergeben werden. Das Grundbuch schnfft hiorliei

dingliches Recht, das gegen jeden Bodennutzer durchgreift und die

Höhe des Realkredits, soweit möglich, unabhängig macht von der Person

des nächsten Schuldners; die Hereinbringung der erzielten spekulativen

Werte erfolgt dnrefa anschliefiende Einrichtungen.

Nach Onrebfihnmg der Belelhnng steht hinter der Aufrecht-

erhaltung der Bewertung des OrnndstOcks die ganse Macht der Hjpo-

thekenglftnbiger. Bir Interesse ist jetat mit dem Orundstllekspreis

verknfipft Die das erste und zweite Hypothekendarlehen gebenden

kapitalkräftigen Institute, die nicht schwindelhaft vofgdien, geraten auch

im Fall einer Subhastation nicht allzu oft in die Lage, ein Grundstock

off(Mi (Ibernehmen zu mn^^^en; dafür haben sie andere Interessenten,

'loch terinstit Ute oder schlimmstenfalls vorgeschobene Strohmänner. Ein

Zinsverlust einiger Monate oder selitst eines Jahres kommt nicht in

Betracht gegenüber der notwendigen Festhaltung der Kapitalforderungen

oder der Spekulationsgewinne. Es ist noch stets gelungen, die Be-

leihungen der grofien Institute und Hjpothekengeber selbst durch einen

Rflckseblag des Grundstücksmarktee hindurchznhaken; denn die Ein-

ficbtnngen für die Beleihung betreffen nidit «in einzelnes Grundstflck,

sondern sie geben die allgemein gieiehartigen Grundlagen ab Ittr das

groBstSdtlsche Wohnungswesen. Es mOit» eine voUstAndige EntvOlke*

rang der Grofistadt oder ein allgemeiner Zusammenbruch eintreten,

wenn auch nur die zweite Hypothek der .soliden, vorsiditig verfahrenden

«Tpldpeher wertlos werden sollte. Zur erliöliten Sicherung wird neuer-

dings V Hl den kapjtnlkräftifTPn TrfSprcni der Spekulation Itoini Verkauf

der zweiten Hypotheken die sogenannte „Aushieriingsf^'ai.intie" über-

nommen, durch die sich die Interessenten (private Bankfirnien. (ieldgebei',

auch Großbanken) verpflichten, im 1 all der Subhastation den Betrag

der zweiten Hypothek auszubieten. Der Besitzer der Restkaufgelder-
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hypothfkort nnch unserem Beispiel oben S. 146 hat erst recht nichts

verloren, wenn er sein abgeschobenes Grundstück zurücknimmt, falls

sein „Käufer*' späterhin zahlungsunfähig werciea sollte. — Als letzter

Hüter der Hypotheken eudlicii ist der Hausbesitzer gesetzt, der ia

seiner ganzen Existenz mit der Festhaltung der flbernommenen Werte

verknapft ist

Als Handhabe für die HinaafBdiraabang der Beleibiiiig dient die

Übertaxierong, doreh die dem Qnindstficksbeeitzer- eine gröfiere

l^tbekariflcbe Belastang des Gnndsttdn ermOgUefat irird. Über den

Um&ng der Überschätzung städtischer Grundstöcke haben die wisson-

sebaftUcbe literator und die Statistiken aaUieicbe Angaben gebracht

Amtliches Material, dnu sieb Uber ein größeres Gebiet erstreckt,

ist mir seitens des Verbandes der öffentlichen FeuerversicberungsanstalteD

zur VerftiguQg gestellt und in den Verbandsmitteilungen veröfieutiicbt

word«n. Die Beispiele vu verschiedenen Lsndesteüen PrenSeos ergeiien

eine Überschreitung um 88Vt—60%, im einzelnen in noch höheren
Sat/.en; Eberstadt, Tazwesen und Realkredit, Mitteilungen fdr die

öffentlichen Feuerversicberungsaastalten, Honderbeft Hr. 1, Januar 1913.

Die snsammenjfeHendea Urteile der öffentlichen VeraiohemngSMistaltea

gehen allgemein dahin, daft „eine vollständige Verwilderung des Tax^
Wesens eingerissen ist und 'Infi iVio Aiift''cil)nTip der Versicherungswerte

den Zweck bat, eine höhere H^pothekeubeleiiiung und damit einen

höheren Verkanfswert an ersielen*. — Vgl. femer Oesdiaftsbericht

des Kaiserlichen Aufsichtsamtes für Privatversicbertug für 1912;
Walter Leiske. Finanzierung der Hfpothekenanstalten dentsoher Groft*

Städte, Berlin 1914, 8. 87 f.

Bei der Überbeleihung wird die sogenannte bankmäßige Grenze

(^% des Verkanlswertee) entweder glattweg ttberaobritten, wie in

unseren obigen typischen Beispielen S. 146 (75% des Verkaufswertes);

oder es wird in der Schätzung ein ilbermaßiger Verkaufswert an^'enomuien,

wobei unter den im Bodengesch&ft bebtehenden Verhältuissen nicht ein-

mal bOser Wille mitsnwirken braucht; oder es treffen beide Momente
ansammen. Vgl. die Angaben über Hamburg (nach der Frankfurter

Zeitung) und Berlin In meiner „Spekulation im nenzeitlichen Städtebau",

S. 189. Über den Beginn der Auftreibung der ersten Hypothek durch

Znsanunanverfsn von Hypothek«! verachiedener Plrovemens (sogenannte

Hjrpothekenreguliernng) in den 80er Jahren vgl. meinen „Kapiudmarkt^,
a 272.

Es ist noch darauf hinzuweisen, daß die Verschuldung aui dem
stidtisehen Boden gleichzeitig steigend und nnablSsbar ist. Zn den
wirtschaftlichen Paradoxen unserer Bodeueotwicklung tritt hier noch die

Erscheinung, daß sich die Hausbesitzer der Schuldenti1<^'nn^ unmittelbar

widersetzen. Der Gesch&ftsgewinn aus einer Mietskaserne richtet sich

nicht nach dem sogenannten Guthaben des Hausbesitzers, sondern nur

nach dem Oesamtprais des Grundstocks. Je kleiner also daa „Guthaben*,
um 80 f^rößer der prozentuale Gewinn, der dem Hausbesitzer znfflllt.

Auch eignet sich nur das hochverscbulflete Haus zur Weiterschiebung

an kapitallose Käufer, die einen hohen Preis bewilligen, aber keine
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Barzahlung leinten; Ebersta it, Kapitalmarkt, S. 258. Keine f1ip«or

Besonderheiten ist mit dem üäuäerbau aiü solchem irgendwie natur-

geniftfierweiM verknttpft. — Neuerdings haben sicli die orgAnieierten

Hausbesitser angtuisteii der Tilgungabypothek ansgeBproclien; a. nnten.

5. Die Durchiubrung der Wertbewegnng;

§ 36. Die in der zuvor behandelten Preisbildung geschaffenen

Werte bestellen im wesentlichen in Forderungsrechten und Belastungen.

Es bleibt uns nunmehr noch zu betrachteti, in welrhor Wei-^e diese

Werte ihre Begleichung und Verwirklichung empfangen, und wie dem'

nach die ge5«iinte Wertbewegung abschließt.

Da die Hoden- und (irundstücksspekulation eine einseitige bpeku-

lalion ist, die sich nur in der Richtung nach oben und zur Herbei-

fährung einer Treissteigerung vollzieht, so fohlt hier schon die bei

anderen Speknlationsformen vorhandene Gegenkraft, die geschäfts-

mAfiig, am gleichen Markte und als Gegenpartei fOr die

Preisbewegung nach unten tätig wäre. Unter den Berufsgenossen findet

die Bodenapekvlation, als einzige, keinen Widetpart nnd keine Gegen-

richtung. Die eimtlnen Spekulanten haben wohl ihre verschiedeDen

Interessen; aber das Bestehen einer geschäftsmäßigen Gegenpartei, wie

sie jede andere Spekulationsform bat, ist beim Boden durch die Natnr

der Dinge ausgeschlossen (s. o1)en S. 99).

Ein Gegeninteressent im eigenen Lager — Baissepartei — ist hier

nicht vorhanden und unmöglich; hieraus ergibt sich die näcliste Fol-jfeninj.':

die weitere Aufgabe der Borlensjiekulation kann nunmehr dahin gehen,

in ihrem Geschäftsbetrieb auch ihre Vertragsgegner, ßesitznachfolger

und die sonstigen Interessenten der gleichen Wertrichtung dienstbar

zu machen. In dieser Hinsicht hat iu der Tat die Bodenspekulation

in Deutschland Einzigartiges geleistet. Es kommen hier fär die Ent-

wicklung der Bodenwerte der Reihe nach in Betradit der Bauunter-

nehmer, der HausbesitJier und die Mieter. — Die erste Stufo der

Entwicklung der Bodenwerte wird dargestellt durch das geschäftliche

Verhältnis zwischen Bodenspekulant und Bauunternehmer. Der Bau-
unternehmer ist der Bundesgenosse, aber nicht der Gegner
der Bodenspekulation. Seine Aufgabe ist es gerade, die von der

Bodenspekulation aufgetriebenen Werte schlechthin zu fibcrnchmen und

<lurrh die Bebauung greifl)ar zu machen. Der Bauunternehmer hat,

wie wir sahen, weder die Macht noch hat er auch nur das Interesse,

der Preissteigerung des Bodens ent^egenzu wirken (s. oben S. l.'^ß f.);

er führt einfach die ihm durch den Bodenpreis vorgeschriebene Bau-

form aus. Es ist ein schwerep, dem System unseres Städtebaues an-

haftender Schaden, daß schon am Ausgangspunkt der Preisentwicklung
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keinerlei Widerstand gegen die Preistreiberei besteht Ihren nächsten

GegenkontrabenteD bat die Bodenspekulatioa za ihrem Handlanger

gemacht.

Auf der zweiten Stufe der Bodenwerteiitwicklung stehen sich

gegenüber Bauunternehmer und Hausbesitzer. Der Hausbesitzer ist

nun allerdings am wenigsten geeignet, der Aufwärtsbewegung ent-

gegenzuwirken. Mit seiner geringfügigen Anzahlung — wenn er eine

floldie flberiiaupt geleistet hat — ist der HaosbesitKar nidit nur auBer-

Stande der Preissteigerung m begegnen; sondern er ist gerade daran!

angewiesen, die Preistreibwei seinerseits fcutstisetsen. Der Kiusbesitzer,

der mit einem Draufgeld ein hochwertiges Grandstflek flbemimmt, ist

vidleicht die markanteste Erscheinung in dem bemerkenswerten Auf-

bau, der der Erzielung und Festhaltuug der Spekulationsgewinne dient.

D&r Geschäftsbetrieb der Grundstäcksspekulation ])crukt darauf, daß

sie — die solher der Katet'orie des Großkapitals angehört — zur

Kortlisieruüg ilirer (iewunie sich der Benutzung kapitalschwacher oder

luittelioser Unternehmer bedient, beim Hausbau wie insbesondere beim

Haiisbesitz. Der Bauunternehmer, der Kapital gel>i.uu;ht V) und der

Hausbesitzer, iler kein Kapital hat, sind die willkommenen, man darf

sagen, die notwendigen HilfekrSfte der Bodenspekulation. Der Haus-

bedtaer ist nichts anderes als der Hüter der Spekulationsgewinne, die

die Form übennSfiiger Hypotheken angenommen haben und die er bei

Strafe der Preisgebung seiner eigenen Existena in ihrem Bestände

sichern muA. — Diese Ordnung der. Dinge ist wohl fflr die Preissteige-

rung die vorteilhafteste. Aber sicherlich ist es keine gesunde Entwick-

lung, die ihre Erfolge dadurch erzielt, daß sie die stärksten Wirtschaft-

liehen Funktionen in die wirtschaftlich schwächsten Hände legt

Der Gegenkontrahent des Hausbesitzers endlich sind die Mieter,

denen jeder individuelle Einfluß auf die Entwicklung der Bodenwerte

genouimeu ist. Nur als objektive Voratissetzung der Wertbeweiorung

kommen sie in Betracht. Während des normalen, durch unsere öko-

liomisch-technische Entwicklung bedingten Wachstums der Städte sind

„die Mieter" eiufluliios, und selbst eine scharfe Wirtschaftskrise bat»

wie wir meiirliieh gesehen haben, heute nicht die Wirkung, die Boden-

werte herabzudrOcken. Die in wirtschaftlichen Kimpfen sonst ange-

wandten Machtmittel, der Streik nnd dieGewerkachaftsbewegung,
versagen beim Wohnungswesen ans naheliegenden und natflrlicben

Grflnden; der Mieter kann die beiden schärfsten und wirkunpToIIsten

Waffen, die er aberall im wirtschaftlichen Leben gebraucht, gerade

II Der kapitai'^r'b wache Baiinn^orriotmei' ist jododi kein BiuuehvindlAr;

vgl. Spekulation im neuzeitlichen StAdlelmu, Ö. 16. •
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hier nicht benutzen, obwohl er als Ma^be mit streng einheitliclien

Interessen einer kleinen Minderheit gegenfibersteht Den Hausbesitzern

dagegen steht jede Stirkang üirer Stellung diurcli straffe Orguilsation,

vennehrt durcli poUtische Vorreehte, zu Gebota

Somit sind wir alse mit der Erklftntng des KräfteTetliältnisses zb

Ende? Keinesweg$; sie muß hier vielmehr erst recht beginnen.

Die fOr die spekulatiTe Preissteigerung erforderliehen Summen kommen

nicht tns der vierten Dimension, sondern sie mflssen bis auf den letzten

Pfennig hereingebracht werden. Wenn sich die zuvor behandehe Preis-

bildung mit ihren volkswirtschaftlichen Wirkungen lediglich innerhalb

des unmittelhar iiotpiligten Personenkreises abspielte, so könnte sie

niemals zur Durriifahrung gelangen. Ermöglicht wird die Bevie*Ti!ng

vielmehr nur dadurch, daß sie übergreift und übertragen wird auf

andere Kreise unserer Volkiwii tschaft. Natflrlich wälzen die „Mieter**

<lie Belastung ab, da wo sie die stärkeren sind oder mindestens

die Möglichkeit erfolgreichen Handelns haben; mißlingt aber die Ab-

wälzung, so mufi die Lebenshaltung eingeschrftnkt werden. Dieser

Zwang zur Aufbringung der von der spekolativen Wertbewegung ge*

forderten Betrlge bildet vielleieht die schUmmste und am wenigsten

beschtete Seite der BodenwertbiMung.

Die nSchsHiegende Abwihnmg der spekulativen Belastung ist Iflr

einen großen TeQ der Bevittkerung die Erhöhung der Arbeitslöhne, bei

deren Festsetzung dem Arbeiterstande diejenigen lUditmittel zu Gebote

stehen, die ihm auf dem Gebiete des Wohnungswesens fehlen. Der

ständigen Aufwärtsbewegung der Bodenwerte geht parallel die ständige

Bestrebung der Lohnsteigennig. Wenn dein Arbeiter die Wohnungs-

miete schrittweise von 150 M. auf 3ULi M. gesteigert wird, so muß er

versuchen, sich jeweils im Arbeitslohn schadlos zu halten. Indes mit

einer Erhöhung seines Lohnes ist dem einzelnen Arbeiter nicht für die

Dauer gehoUen; denn die Preise aller Wirtschaftsgüter werden jetzt

mit Notwendigkeit in die Höhe getrieben. Jeder Lohnarbeiter muß in

den allgemein sieigenden Preisen der Lebeoshaltnng auch die ZusefaUge

aller anderen Individuen bezahlen, die die auf sie entbdlende Last ihrer-

seits abwälzen; es entsteht eine Schraube ohne Ende. Die Lohn-

bewegung ist also eine dauernde und kommt nicht zum Abschloß.

VgL -hierzu die Untersuchuug vou Karl v. Tyszka, Löhne und

LebanakoBten in Westeuropa im 19. Jahrhundert
i

Scbrifteo d. Ver. {.

Sozialpolitik, München 1914, Bd. GVL, III. Teil, nanentlich S. 101, 261,

262, 278(Mi6tHpreis dör typischen Arbeiterwohnung, Berlin, nach Brut zor,

Sehr. d. Ver. f. öozialpol., Bd. UXXXIX, A. 11. Teil, S. 4 0.17, 1880 216 M.,

1910 im Mittel 860 Ii.) und & 286—289: »Trotc anflerordontUoher

Loh»»iifbaa«erung wurde der Lebanaataadard waitärSchiohtan daa davtaohan
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Volkes herabgedrttekt. . . . Trete der enormen £rh0hiiog' seine« Nomi»
nallohues schueidet bei einem Vergleich der Bewegunp der ßeallöhne

u. 45 mid Neue Studien I, S. 1 59 f.

Nicht allgemein k;uin inde^, die L:i=tr'iial)\v;n/tting in der einfachen

Form der IMnkomnien.-icrhöliuii;,' Meliiigeu. Für einen erheblichen Teil der

Bevölkcniiii; ist die stetige Steigerung des Einkommens sehwierig oder

unerreii liliar. Die llauslialttmgpn mit festem Einkommen (iieaiiile) können

mit der \'eneueruiig der Lobenshultung nicht gleichen Schritt halten,

die Aufbesserung der Gehälter wird hflufig schon durch neue Miets*

Steigerungen aufgezehrt ). In der Arbeitörsebaft aber ist in normalen

Zeiten ein nicht geringer Teil anfierstande, eine stetige Etnkommens-

erhOhung durchzusebsen, wenn nicht ungewdbnlicbe Ereignisse hinzu«

treten. Auch der wirtschaftlieh schwächsten Schicht der Bevölkerung

ist zu gedenken, der Jr 1 mdere Möglichkeit der Abwälzung als die

auf die öffentlichen Heihilfen, fehlt.

Die Verteilung der wirtschaftlichen Kräfte in der Grundstücks-

spekulation zeigt uns das eigentümliche Verhältnis, daß es bei den

einzelnen Trägern der spekulativen Hodcnwortentwickhing schon an

Jedem Gegeninteresse gegenüber der Treia^teigerung fehlt, von einem

Widerstand ganz zu schweigen. Um so mehr nimmt diu auf die Gesamt-

heit der Bevölkerung ausgeübte Wirkiuig unsere Aufmerksamkeit* in

Anspruch. Unsere breiten, von der Agitation durchwählten 'Volks-

sduchten haben gerade ffir die Vorgänge in der Bodenentwicklnng nur

geringes Interesse. Die Erklärung fallt nicht schwer. Die Arbeiter-

massen haben es erfohren, dafi unter dem herrschenden Svstem auf dem

Gebiet des Bodens für sie nichts durchzusetzen ist Die Lohnerhöhung

ist ihnen deshalb alles. Seit Jahrzehnten ist die Arbeiterschaft durch

eine Schule der rreisaiiftreihung gegangen, die jeden konjunktnrmäßigen

Vorwand für ihre Zwecke nutzte; es ist nicht zu verwundern, dali die

Erziehung ihre Kriiclite trägt und daß der Arbeiter mit der gleichen

Unbekiininicrtheit .>eine Sondcr/iele verfolgt, wenn er zur Macht gelangt.

l>»e Revolution von I'JIS iiai bei doin deutacbeu Arbeiter eine

wahre ^tLohngter" zum Ausbrach gebracht, f0r die sieh in brUhwen Um-
wab.ungeii kein Gegenstück bietet. Vergebeu« haben sich besonnene

Fuhrer i^etrpn di*»se Bewei^un?; sjewandt; das Interesse der Arbeiter war

unverrückbar auf die Lohnauftreibung gerichtet, wie in den Städten die

Bodenaoftreibung, allen Einwandungeu zum Trote,. das beherrschende

Interesse bildet« das eine so verwerilich wie das andere.

l) dlH DurlegiingHti den StaatsaekreUirs des lunorn, Reichsta^ttöitzuog

vom 21. April 1902 (abgedruckt Huidb. 3. Attfl. S. 100) vnil VoAiwhe Ztg. Berlin

V. 10. Juli und 16. Hot. im

eb«rtta4i, HandNcb de* Wohaungtwcttiis. 4. Aufl. 11

der lioiitsche Arbeiter weitaus Vgl. unten §§ 44
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Unsere Darlegung ist davon aoBgegangen, dafi wir In der Preis-

bildong der Bodenwerte die natOrllchen Faktoren zu scfamden sucbten

von den gewollten und künstlieben; das Ergebnis hat uns gezeigt, einen

wie großen und allgemeinen Einfluß die willkürlidien Maßnahmen anf

die gesamte heutige Bodenentwicklung ausfiben. Fin unsere weiteren

Untersuchungen wollen wir insbesondere drei Erkenntnisse mitneliinen.

Das erste ist die wiederholte Feststellung', daß sogenannte natür-

liche, lni.M>rh wohlbegründete riocetzo für den städtischen Boden vermöge

tatsächlicher Machtverhältnisse unwirksam gemacht, öfter sogar in ihr

Gegenteil verkehrt werden. Die heutigen Zustünde in Deutschland sind

nicht das Werk natürlicher Wirtschaftsgesetze; im Gegenteil, es er-

scheinen gerade alle diejenigen Vorbedingungen aufgehoben, die die

individualistische Wirtscfaaftsperiode fflr ihre natfirlieben Gesetze einst

voransgesetzt und anf die sie die von ihr geschaffenen Institutionen

begründet hat

An zweiter Stelle haben wir festzuhalten die scharfe Umgrenzung

der deutschen Bodenspekulation und Ihrer Hilfsmittel, und ihre begriff*

liehe und praktische Scheidung von der Handelsspekulatibn oder Bau-

speknlatiou. Wir sind Gegner der ersten, und entschiedene Beförderer

der zweiten folieii S. 96), Eine geküiisfelte, völlig fehlerhafte Bodenpolitik

hat in Deulbchland der Bodenpreiblreibung — denn um eine wirtschafts-

gen^äfie Spekulation handelt es sieh hier nicht — die Heirschaft über

die Parzellierung, das Bau^}stenl und die Kapitalzufuhr in die Hand

gegeben und ein Hindernis Jeder volkswirtsdiafilieh riditigen Boden-

wertentwicklung geschaffen. Ffir die Gesundung unseres Wohnungs-

wesens und der weitmi, mit ihm zusammenhftngenden Gebiete Hegt die

Aufgabe darin, die natflrlicbe und wirtschaftsgemftfie Preisbildung der

Bodenwerte wieder herzusteilen.

Das dritte Ergebnis ist, daß die Ausgestaltung der Bodenwerte

gerade da, wo sie die schädlichsten Erscheinungen zeigt, anf nachweis-

baren Einrichtunp^en des Rechts und der Verwaltunj:^ beruht, die ilireni

ursprüngliclieii Zweck entfremdet wunieii. Die Boderiwerte, die infolge

unserer liisliluliunen erzeugt worden, sind in der Tat die N'erkehrswerte;

die Preise, die hier erzielt werden, sind in der Tat die allgemeinen

iMarkt])reise. In den ächlcchlen Zuständen unseres Städtebaues und

unseres Wohnungswesens stehen wür nirgends einer Entwicklung gegen»

aber, die ans dem Wesen unserer Wirtschaft oder aus dem Geist unserer

Beditsordnung hervorgeht Die Trflger der schidlichen Zustände sind

allesamt nichts weiter als Prekarlsten, die von der Gnade unswer

Institutionen leben.

Die Geschichte dieses in vier Jahrzehnten zur Herrschaft gebrachten

Systems ist eine ununterbrochene Folge von wirtschaftlichen Schwächungen,
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Fehlgriffen, Erschütterungen und Krisen. Die S07ial und Volkswirt»

schaftlich gleich schädlichen Verhältnisse wurden längst vor Eintritt des

Wellkrieges von den Nnt7nießern dieser Entwicklung seü^er als Notlage

und Notstand bezeichnet. Die schlininistcn Verwüstungen aber wurden

auf verwaltungstochnischem und politischem Gebiet angerichtet. Ui liie

Zeit gekommen, diese Dinge in ihren Zusammenhängen /u betrachten

und nach den Ereignissen der letzten Jahre ihre Bedeutung für uuaer

Staatswesen zu erkennen?

Der Gruudisug der vou mu vertreteneu Auffassung bestand von

Anfang m dario, bei dar Bekimpfung^ des faerrachenden Syatama dia

Eiarichtangen dar Bodanpolitik in ihren allgemeiDen Wirkungen und
ihren Verknöpfungen zu behandeln. Daß die vorliecpnrlen .-\n^!fUhrung©n

nicht erst durch die jüngste in Deutschland eingetretene Wendung ver-

anlaflt aind nnd daS aia nicht nachträglich eina rückwärts gekehrte

Prophazeioog bringen wollen, ergibt sieb aus den folgenden, i. J. 1894
geschriebenen S&tzen: „Glaubt man, daß umer Volk h lan^^o dabei

aufhalten wardai zu ergründen, wer eigentlich die schlimmen Zust&nde
in dar Bodenaotwicklung geschaffen hat? Daa alta Wort wird galten:

Upen tho kiiig! Nur auf den Könif;; er muß allaa tragen. — Verant-

wortlich bleibt immer der Staat; denn seine Bürger sind e>, die leiden,

und in seinpm Namen besteht das Recht wie das Unrecbt* ; biädtiscbe

Bodenfrageu, S. 126. Vgl. femer Neue Studien, Bd. I, S. 162 Uber die

Bevolutioniarnng dar innarao VarhRltniaaaf und Pranfl. JalffUttchar, Bd. 144,

H. 8, 8. 429 und Bd. 146, S. 881, aowia biar untan S. S06/809.

DeutscUaiid ist nicht einem militftrischeiif sondern einem moralischen

Zusammenbrach erlegen; nnd nach dessen Ursachen — die zu der blen-

deoden, täuschenden Außenseite im Widersprach stehen müssen —
hahm wir zn forschen. Vorbereitet ist alles, was geschieht. Die traurige

Entwickhing nach Kriegsubsehliiß hat uns zur deniige gezeigt, dali

der nationale Zerfall nicht durch den Stoß von anf'on verur&aclil ist

Wirkonni n die Erklärung der jüngsten Vorgänge nur finden in der

inneren Eniwicklung, in dem Bereich der Umkehrungen iind (iegensätise,

wo eine durch Jahrzehnte betriebene Minierarbeit den äußerlich glanz-

vollen Bau ausgehöhlt und das Staatswesen seiner sittlichen Stützen be-

raubt hat Kanm ein zweites Gebiet aber zeigt ans die Eigenart dieser

Znstinde mit solcher Genauigkeit, wie das im voraafgehenden Teil

behandelte — ein Ausschnitt, und trotzdem das Ganze enthaltend.

Wie in einem Zentralpunkt und seinen zahllosen Verzweigungen be-

gcgnen uns die verantwortlichen Kräfte, und nicht ein Zug fehlt zur

Vollständigkeit des Bildes: der schroffe Gegensatz zwischen den Volks-

raassen und einer kleinen Oberschicht, die ihren ErwerVi in den

schädlichsten Formen der Ausnutzung suchte; die Unsicherheit und

Unredlichkeit des wirtschaftlichen Verkehrs, in dem Krise nnd Schwäche

einen Dauerzustand bildeten; die Unwahrheit und \ erschleierung in jedem
II*
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Argument und in jeder Haiidliiii^^ der Inteiesbeiilen; die Übertreihung

des äußeren Aufwände» und der falsche Anschein der WohlhubenheiL,

die tatsächlich in nichts anderem bestand als in einei ungeheuerlichen,

die Volksgesamtheit belastendeu Verschuldung. Dies alles aber wird weitaus

flbenragt dttrcb die notwendigen Wirkangen auf die Verwaltung, die —
unter Währung der korrekten Auttenseite — innerlich durch nnd durch

antisozial und der Bereich doBKIiquenwesens geworden ist; jenes Kliquen-

Wesens, das alle, auch die heterogensten Gebiete durchdringt und seiner

Katur nach der Gegner richtigen und rechtlichen Handelns ist. Genug,

um das (irundQbel unserer inneren Zustände zu erklären: die UnfiShig-

keit der Oberklassen, Führer des Volkes zu sein. Nur wo solche Sonder-

inrorv'sscn die Verwaltung nnd die Politik he^chlopfnahmt nnd korrumpiert

liincii, konnte die Wendung eintreten, die wir jetzt erlebten, mit der

völligen Abkehr der Volksmassen vom Staatsgedanken und dem bei-

spiellosen Versagen der führenden Klassen. Sind diese Zusammenhänge

erkannt, so wird sich von selbst das neue Programm bieten, dessen

Deutschland bedarf: Reinheit der Staatsgewalt, Rechtlichkeit der Erwerbs*

formen.
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Wohnongszastttnde.

§ 37. Die entwickluugsgeäcbicbtliche. volkswirtschaftliche und

verwaltungstecfanische Betinchtung der voraufgehenden Abschnitte war

vomehmlidi an! die Grundlagen des Wohnungswesens gerichtet; sie

mufi ihre Erglnzong finden durch die EinzelschUderung der Wohnungs*

sttStftnde. Das Material fOr die DarsteUong der WohnungSKUStände

wird uns zu einem großen Teil durch die Statistik ^elxtfeti. deren wir

auf unserem Gebiet sowohl für die Gewinnung selbständiger Erkenntnis

wie zur Erlnuterunp: <ior Ergebnisse der Einzelfnr«rhunLr bedürfen. Die

Statistik kann indes die Vorgänge nur erfassen, insoweit sie unter eine

- zahlenmäüige Einheit zu bringen sind; die« i^f bei dem Wohnungs-

wesen nicht durchweg möglich. Durch die /.alileiiniälii|:^e Summierung

wird häufig gerade die Ungleichartigkeit der Entwicklung, die es zu

ermitteln gilt, verwischt. Die abstrakte Einheit der Zahl kann ferner

die Verfleditungen einer sozialen Erscheinung nicht oder nicht genügend

zum Ausdruck bringeui und die notwendige Auslegung mag dann Incht

zu Hifiverstlodnissen und Irrtflmem fflhren. Zu den After gerQgten

Mingeln bei der Anwendung statistischer Zahlen seien folgrade Bei-

. spiele erwähnt:

Für die fieurteiluni; der Wohnweiäe gilt als wesentlich das sahleo*

niäßl;,'e VoiliilltiHS zwiHchon tiLcrbHiitor Flsiclic> und Freifläche. Doch
gerade hier gibt uns die iiStatistik ein unzutreffendes Bild. lo Berlin,

der am intensivsten bebauten Stadt, sind von der Oesanatbodenfläohe

nnr drei Zehntel tatsächlich Uberbaut; sieben Zehntel sind unUberbaat
und entfallen auf Hoffliltht-n, 'StiaDcn un l rf- n^tifie Freifjachen, Nach
vollständigen] Ausbau der noch voriinndenen BauplAtze wird das Ver-

hältnis wie 36 7*Vo 2u ÖSViVo sein (s. W. Kyllmanu, Bebauungs-
plan ond Bsnordnimg, Berlin 1909). Berlin ist somit, so paradox es
klinj^t. nacli ilmn ZaMoiiverlittltnis drr FlRchptiausnutzung als - eine

wei traumifT grbiüi^»'' St;ult anztiS)irocheii ; auf «ier irfrinf'f'ii "berbauten

Flache wird dann aiierdingH die Bevölkerung in der .schiiujmuten Weise
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7it8ammengedrängt. Aus unseren spftteren Tabpücn wird sich erfreben,

daü ganz allgemein in den St&dten, die den größten Prozentsatz on-

übwbAater Flftch« anfseigen, die ungünstigste Wohnweise besteht.

Zur Kennseiehnung der Wohnverhältnisse wird die Belegunrrsziffer der
Wohnungen hpran^pzogen, deren Entw inkluiiiL; in Deutschland seit .Taln--

zeliuien einen Kückgasg aufweist. Die hieran geknüpften Schlußfolge-

rungen sind indes irrtflmlich und entspringen einer einseitig-fehlerhaften

Anwendung der Statistik; denn die Hinderung der Belegungsnffer in

den Wohnungen bei ulii nidit auf einer Besserung des Wohnt \ jnj.s, son-

dern vor allem auf dem rapiden Klickgang der GrbiirtenliiUäfiL'keif Bei

den hierdurch eintretenden, Uberaus starken Verschiebungcu mag sich

sogar, trete verminderter Belegungssiffer, geradean eine Versefaleebte-

rung der Wohnverhältnisse ergeben, wenn nämlich an Stelle der Kinder
FamiÜenfrpmrip sSchlafleute. Tnwohnerl in die Wohnung aufgenommen
werden. — Audi die Statistik des Verhältnisses von Einkommen und
Wohnungsmiete kann (worauf gerade von den Verfeefatem des vorherr-

schenden deutschen Bau-systems hingewiesen wird) zu ungenauen Folge-

rungen Anlaß geben; für die unterste Stufe der Wohnungsmiete wird

in der Tat das Verhältnis des Mietsaufwandes zu dem Einkommen nicht

immer an all^meinen SdilaSfolgeningen verwendbar sein (nnten 8. 197).

Wenn in den vorgenaiintea Heispielen, deren uns späterhin eine

Reihe ^loicLarliger begegnen wird, die Zahl an sich zunficlist gerndezu

Irrefiihieud erscheint, ao werden sich uns audeie Fälle zeigen, in denen

dio Zahl zum mindesten nicht ohne weiteres beweiskräftig ist; wie denn

aueb nicht ans der Zahl der Wohnungen als solcher, sondern ans Fornif

Beschaffenheit nnd Anlage sich die Wohnungsznstlnde ergeben. Indes

Icönnen sidi diese Erinnerungen immer nnr gegen den subjektiven Ge-

brauch, nicht gegen die Methode der statistischen Ermittdnng richten,

der wir die bedeutsamst«! Aufschlllsse im Wohnungswesen verdanken.

Insbesondere sei'hiermit die Behandlungsweise der folgmden Abschnitte

gt^rf^rhtferti'JTt. die den Hanptwcrt auf die Differenzierung und Bespred^nug

des mitgeteilten Zahlenmaterials legt

1. HansfoTm und Wobnweise.

§ 38. Ein allgemeines Bild von dem Stande des Wohnungs-

wesens erhalten vir durch die sogenannte Behausnngsziffer (Anzahl

der Bewohner auf ein bebautes Grundstock), eine für die Benrteüung

der Wohnverhältnisse besonders bedeutsame Zahl; sie zeigt an, welche
«

Hausfnrm in einer Stadt vorherrscht, wie die Bodenparzellierung

beschaffen ist und wie sich diese Verhältnisse in den einzelnen Zähl-

periodon entwickeln. Die folgende Tabelle gibt für 33 deutsche Städte

von mehr als 100 nOO Einwohnern die Einwohnerzahl, die Zahl der

Wobngebäude, die ßehausungsziffer, endlich die Fortentwicklung der

Hansfonnen in den einzelnen Zählperioden von 1895 bis 1910.

üiyiiizeü by GoOgle
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BehaasungBziffern 1895—1910.

Stidt«

1.

Auf 1 Gebäude Bewohner

1895 . 11K>J ! 1905
I

1910

3. 4.
1

6.

1« firanra

2. Crafeld . . .

3. A&chsn ...
4. Frankfurt a. H,
5. Eissen . . .

0. Braunschweig
7. Elberfeld . ,

8. COln ....
9. Straßburg . ,

10. Alton» . . .

11. Stuttgart . ,

12. Barmen . .

13. DOsseldorf

14. HanAOT«r
1.'). Dortmund
16. Nürnberg
17. Halle . .

18. Mannheim
19. Kmel .

20. Danzig .

21. Kiel . .

22. Lripiig .

23. Chemnitz
24. Magdeburg
25. KOniKsbei^g

26. Dreaden .

27. Stettin .

28. Miiiiclieti

29. Hamburg
30. Breslau .

31. Posen . .

32. CbAflottenborg
33. Berlin . . .

a) 1—10 Beiroliner

247 437
I

-
i 7,84 I 7,74

b) 10—20 Bewohner

1 7,83

129406 14,23
•

13,96 13,48 12,69
156143 17,30 17,44 16.25 16,64

414 576 17.S2 18,71 18,75 17,09»)

204 r.r):{ 16.90 18,73 18,92 17.61

1 Ii! 552 18.05 17,35 ] 7,99
17019.-, 18.35 ^ 18,87 18,02

516 527 14,76* 15.82 16,41 18.05

178 891 16,00 16,97 16,10 18.25«)

172 6-.'S 20,13 19.48 19,65 1H,59

2f<»;218 21,<>6 19,46 1S.61

109 214 18,21 18.36 18,46 18,81

358 728 18,69 20.0i* 20,09 19,11»)

302 375
214 226
.333 142

193 902
153196
170 337
211 627

689850

287 807

279 629
245 994
.'>48 308
2.36 113

.596 467

931 035
512 105

156681

305978
2071257

c) 20—30 Bewohner

19,27 I

19,09
I

20,13
'

23^96
{

21,06
'

21,98

20,36
19,86

19.49

20,83

^,16
24,89
•J0,31

23,85

27,84

20.98
20,48

23.92

23,75
27,04
'?1,47

26,91

27,64

d) 30—55 Bewohner

31,31

30,29

30,02

33,59

51,22

39,44

30,14

32,83

32,42

28,68
38.54

36,61

35.59

53,29

m,i2

.3029

35.23

30,31

37,34

36,53')

36,81 ')

51,97 ')

49|00')| 51,80')

20,04
20,24

20.48

21,07

22,27»)»)

25.73 •)

22.49

23,87»)

27,39

3035
31,08»)

34,56

36,27
:iti.:,;t')

38,66')

e) über 60 Bewohner

— 60,07 W.Tö')
71,15

1
77,00 1

77,54«)

66,13')

75,90')

1) Zlffeni der Grundstückszählung, nicht der Gebäudczählung.

2) In der Zlblperiode 1906—1910 hat eine Veränderung des Oemeinde-

gebietA durch Eingemeindong etattgefunden, infolge deren die BehauBungsziffer

durch Einbeziehung der neuen Bezirke zunächst d. b. bis zur EinfAhrung des

binnenstädtisclien BHusyttenw — hembgedrückt wurde.
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Zu den Zalileu der Taliollu 4 ist zu l^euaerken, daß uadi den amt-

lichen Vorschriften in Preuüen als ein besonderes Gebände zu rechnen

iat jedes Gebäude, das von uebeuäteliendeu durch eine vom Dach bis

mm Keller reichende Trennungswand geschieden iat". Bin WohnhanSi
daa unter einem Dache liegt und in jeder Wei.se eine untrennbare Ein-

heit büdft, wird demnach als zwei GcLünde gezahlt sohald eine Haupt-

wand in voller Bauhöhe bindurchgelit, wie dies bei liefen Grundstticken

und namentlich bei Massenmietshänsem ans banteehnisphen Orttnden stets

der Fall iat. In einer Stadt, in der das kleine oder mittlere Grund-
stück vorherrscht und die Hnfwohnnng als System felilt, weicht das Er-

gebnis der GebUudoz&hlung nicht allzusehr von den wirklichen Verbältniäson

ab; dies ist der Fall bei Nr. 1—18 unserer Tabelle. Bei den Städten,

in denen das ^rofie Orandstttck und das Massenmietshaus Überwiegen,

ist jedoch die Boliansnnps'/iffpr wp.ccriflicli «größer, als die auf der Oo-

bäudez&hlung beruhende Zahl angibt, so daü etwa von Hv. 15 der Ta-

balle ab eine tatsftchlich höhere B^haosungssiffer anansetsen ist. (Die

Ziffern Nr. 80—88 der Tabelle sind dementsprechend berichtigt.)

Die Tabelle 4 i.st eingeteilt in (jru|»i>en; sie zeigt den zuvor er-

örterten Abhtand, der in der Gestaltung des Wohnungswesens Doch lieule

tnnerhalb Deutsdihmds besteht. W^ieo des RQckschlasseB, der von der

Behansnogsziffer auf die am Orte voiiierrscheDde Hansforin zu machen

ist (Einbmllienhans, Mehrwofanungshaus, MietskaBerne) vgl. die Bemer>

kungen Aber die Dunshsehnittsziffem, oben S. 7. Zo der Sonderstellung

Bremens (das fflr die OboiklM^^sen an dem Einfamilienhaus festbftlt) ist

zu bemerken, daß hkr das Kleinbaus sich auch ffir die mittleren und

unteren Schichten der Bevölkerung lange gehalten hatte, aber neuerdings,

namontüHi in den unteren Mieti>reisstufen, vielfa« Ii /um Mclit wohnungshaus

uingc!>iUlct worden ist. Tn doii liliriffen <rroß«f;i(heii i>t /nnioi<?t das System

des scliematischen Stniljenliaue.s mit iseiuen Fülgewirkungea für dieliaus-

form zur Durchführung i^flangt, wobei die Kntwickhmg von 1^95 bis

1910 allgemein ein Anwaciisea der liehauautigsziffer zeigt, das teils auf

die Vergröüening des Haustytuis, leSh abor auf die weitere V«stflrkung

der Stockwerksbäofung zurtlekgebt Bei dem Vergleich der. Ziffern ist

indes weiter zu berücksichtigen, dafi in dem Zeitraum von 18% bis

1910 infolge des Rückgangs der Geburten sich die auf den einzelnen

Haushalt entfallende Hausstandsziffer entsprecljend verringert hat (s.

unten S. ^2n<): unsere auf ein Gebäude berechneten Durchschnittsziffern

entf^prcrhen :\Wn im .Tahrc 1910 an sich einer größeren Zahl von

Familien bzw. Wohnungen als im Jahre 1895.

Bemerkenswert ist die zweite Gruppe, die die Behausungsziffer

von in Iiis 20 Bewohnern umfaßt. Durcli die Zusammenstellung

wird eine Reihe von Trrtfimorn. die über die Ursachen der schlechten

Wohnungsziisfämlo verlireitct werden, berichtigt. Es ist eine häufig

vorgebrachte Aunuiime, daU die Festungseigenschaft der Städte
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eigentlich schuld sei an der unbefriedigenden Gestaltung unserer Wohn-
verhältnisse. Die Behauptung wird dwrrh nn?ere Tabelle in bniidigstor

Weise widerloj^t Nach dor Zrdiluiig für 1895 standen ziemlich an der

Spitze unserer Liste mit den günatigbteD Ziffern Cöln und Straßburg,

Städte, die seit sieben Jalirhunderten ohne Unterbrechung in ihre

Fesiungäwälle cijige.schlossen bind. Hier (wie übrigens bei Königsberg,

Posen, Magdeburg; s. die Anmerkung 2) zeigen sich zudem iiiedrigere

Zahlen in den alteren Zfihlperioden, in denen die neueren Festungs*

auflftssungen -noch nidit oder erst in ibren Anfingen wirksam waren.

Gerade nnsere sUrksten und Ältesten Waffenplfitze nehmai demnaeh
swei der besten Stellungen in der Liste ein. Den Schlnfi mit den

schlechtesten Ziffern Idlden dagegen die offenen Städte Berlin und

Charlottenburg, die teils niemals, teils nicht seit ihrer neueren Ent-

wicklung Festungen gewesen sind. Ihnen zunächst f^tclit Breslau, dessen

großstiidtisclios Wachstum ebenfalls keinerlei Beziehungen zu der Periode

voiMialiger Hefestigung har. Wir werden späterhin sehen, daB auch

die Höhenauhnut/.un^ des Budeus in den offenen Sfadtun außerordent-

lich viel stärker ist als in den Festungsstädten (>. 174). Mit der über-

lieferten Festungseigenschaft unserer Städte sind also die Wohnverhältnisse

in keinen allgemeinen oder sjstematisdien Zusammenhang zu bringen.

Vgl. hierzu H. v. Wagner, Wohntingsfürsorge der Stadt Ulm
1903, S. 1 und die Bemerkuugeu zu Tabelle 9, hier uuteo S, 174. —

Nach einer anderen Rielitujig aber bedarf die Gruppe 2 unserer

Tabelle noch der näheren Betrachtung; diese Gruppe ist nämlich die

unserer großen, rasch und gewaltig anwachsenden Industriestädte.

Hier standen 189.5 Trefeld, Aachen, Barmen, Essen, Elberfeld, Dortmund,

Diisseldoif: sie zeigten bei stärkstenj Wachstum damals die verhftltnis-

niäliig besten Ziffern und haben z. T. noch heute gegen ül »er anderen

deutschen Großstädten die befriedigenderen Wohnvorhältnisse aufzuweisen.

Es ergibt sich hier, wie vollständig irniinilich und verfehlt die

Behauptung ist, das Anwachsen der Industrie sei an unseren

schlechten WohnverhAltnissen schnid; das gerade G^genteQ ist der Fall.

Die Industriestädte« die sich eine tüchtige kommunale Verwaltung und

eine den Anforderungen des Kleinwohnungsbaues entsprechende Ban«

weise bewahrt haben, weisen eine sich günstig abhebende Gestaltung des

Wohnungswesens auf. — Während der letzten Jahre sind aus anderen

Gegenden Deutschlands die bekannten neueren Erscheinungen in die

Industriebezirke vorgedrungen: es sind dies — wie z. B. die Grund-

sätze des Straßenhaus und der Bauordnini|jr, die Einführung des preu-

ßischen Grundbuchs — allfjemeine ;idministrative Kinrii litungen, deren

sieb der einzelne Bezirk nicht erwehren kann und die, wie kaum betont
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va «erden braucht, mit der industrieUeii Entwicklung in keinem Za«

sammrahang stehen.

Vgl. hierzu die Scliililenuiu der Wolinverhilllnisse und der Ein-

flflsse des Geworljcuoaens in Crefeli, Dr. Frieda RoHsie, Entwick-

lung des Crefelder Kleiuwohnungüweäeuä, kSt uttgan 1917, ä. 39 L
Eine von den Westfatiscken Verein fttr 1906 barsiisgegebene Woh-
Dun<räaufua]ime, die sich auf 39 westfälische Städte erstreckt, ergibt .

für den Durchschnitt säuitliclipr Stndte 1^,S2 Bewohner auf ein Grund-

stück, eine Zahl, die den Typuä des Kleinwohnuugsgebäudes als vor-

herrBchende Hansform deatlich sum Ausdruck bringt. Im einzelnen

leigen indes die Städte erhebliche Abweichungen. Bochum (119000
Einwohner), Itat ein>^ Behausungsziffer von 21,6G Bewohnern auf ein

GrandatUck, Hageu 20,96; Münster hält mit 13,61 die Mitte, während
die Ziffer in Siegen (26200 Einwohner) auf 9,82 und in Bocholt (24000
Einwohner) gar auf 0,77 sinkt.

Die voraufgebenden Zahlen sind die Durchsdinittswerte einer

jeden Stadt In dßa deutsdien Städten ist indes — mit wenigen Aus*

nahmen — kein gleichartiger Haustypus vorhanden, der dieser

Durchschnittsziffor ents))riclit Unsere Ziffer ist vielmehr für Deutsch«

laod das Ergebnis eines Durchschnitts aus den älteren kleineren und

den neuen großen Ilausformen (oben S. 7 u. 8). Für Berlin zeigt dem-

gegenüber Taliellc b die \ ei tcilung der Bevdlkenmg nach den einzelnen

Haustypen und zugleich den Entwicklungsgang für dieses VerbäituiB

innerhalb der Jahre 1861/190Ö.

«Melle 5')-

Prozentuale Verteilung der bewohnten Grundstücke in Berlin.

nrandstQckc
mit . . .

Wohnungen
1861 1875 1880 1885 1890 1895 1900 1905

1/5

6,10

11/20
21/30
31/40

41/50
Aber 50

33,5

30,1

29.2

^ 12

0,1

24,1

23,4

34,8

12,8

3,5

0,9

0.5

21,6

22.3

34.Ü

14,9

4,7

1,3

0,7

19,3

19,0

34.3

16.9

(1.3

2,2

1,3

16.9

17,6

33.9

18,9
7,N

3,0

1,9

16,0

17,3

33,0

19,3

S.9

3,5

2,1

14.6

15,2

31,4

20,0

10,9

5,0

2,9

14,1

1 1,8

30.8

20,7

12.0

23

GrtindstQcko
mit . . .

Bowobnont
1S61 ' 1875. 1880 1885 1890 1899 1900 1906

1 10

11 20
21/50
51,100
101/300

Uber 300

7,0

10,0

33.7

31,7

}l3,2

7.4

9,9

32.1

35,5

14.9

0,2

0,7

8,9

29.4

3j,S

18.8

0.4

5,7

7,7

27.5

30,2

22.4

0.5

7,7

2S.3

353
22.1

0,5

5,8

7,3

26,6

34.8

24.9

0,6

5.5

7.1

26,1

35,3

25,4

0.6

1) Gronüiitück&aufuabnte 1900, S. 4; Statist. JoLrb. 1909, & 47.
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Aus Her Tabelle 5 ei f^'ibt sie Ii, ihiß der Haustypns von 1—5 Wr.li-

nungeo noch im Jahre 1861 in Berlin der vorherrschende war, und daÜ

erat seit 1875 die Mietakmeerne vordringt. Seitdem geht die Tendenz
dahin, die Abtnessangen der Spekolationsgrnndstttcke immer mehr zu

vt'igri'ißeni. Fast die fresirato Bevfilkerung wohnt Jetzt in Miets-

kasernen. Der Anteil der (linni lsrii' ke mit 1—5 Wohnungon ist von

33,5 "/o im Jahre 1861 auf 14 "/q im Jahre 1900 zurückgegangen, und
eelbet dieser geringe Braebtetl begreift, wie das Statistische Amt hervor-

hebt, „nicht ausschließlich eigentliche Ein- bis Fünffamilien-Wohnhäuser,

sondern es befinden sich darunter auch nicht wenige Orundfitfirlie. die

hauptsächlich gewerblichen Zwecken dienen, zugleich aber Wohnungen
ffir Angestellte (Portiers nsw,) enthalten". Fttr das Wohnungswesen
hat das ttberlieferte Farailienhaus in Berlin in wenigen Jahrzehnten jede

allfjemcino Bedeutmip verloren. Tn umgekehrtem Verhältnis Imt «irh der

Anteil der Massenmietshauser vermehrt, und zwar wächst die Vermehrung
parallel mit der Gr06e des Haases. Infolge des Rückgangs der Kinder-
/.ahl (unten S. 4) ergeben ferner die Ziffern der unteren Hftlfte der
TahAlle eine steigend größere Zahl von Haushaltiuiiren, also verstftrkte

Zusainmendrangung der Familien im Massenniietshaus.

Die Entwicklung in Hamburg zeigt sich in folgender Zifferareihe:

Tabelle «.

Prozentualer Anteil der Grundstflcksgröfien und der Be-
völkerung in Hamburg.

Auzahl Bewohner

Mf 1 OrmdMIIdt

lSö5

6rd»t. Bew.

1890

Ordst^ Bew.

1900

Grdst. Bew.

191

GrdsL

05

Bew.

1910

Grd8t.| Bew.

0
1/30

31/100
101/200

über 200

5,97

05,6«

22,77

43
1^1

26.44

40,67

20, il

12,78

5,52

62,46

25,39

5,40

1,23

23,14

42,02

22,96

11,88

6,53

58.30 ! 19.84

28.07 145,11

1 23,94

1,20 1 11,11

8,35

54,42

30,45

5,75

1,03

18.49

48.10

23,27

10,18

7,67

50,23

35,31

5,72

1,07

1.5,73

53,45

21,68

»,14

Stttistik de« Hambiugiadien Staates, E,2i, S.6 und frenndliebe Mitteüsngen

dee Hamb. Statist Amtes.

Die Verschiebungen sind bedeutende. Das kleine und mittlere

Ortmdstflck mit 1—90 Betrofanem, dem die Hansformen von dem Ein«

familienhane bis /nm Vier- und Sechswohnungshans angehören, nmfaflt

noch im Jahre 1885 66% aller Grundstücke: in dem knr:"^-!! Zcitranm

von 25 Jahren bis 1910 ist sein Anteil auf 50 ^/^ der Grundslücke und

15,7 7o der Bevölkerung gesunken. Die grOfiten Gmndataeke mit mehr
als 200 Bewohnern »eigen von 1885— 1905 einen Rückgang, von 1905
bis 1910 wieder eine Znnalime der Zahl, wobei die Beseitipnnf.' der

innenstädtischen, auf tiefen Grundstücken belegenen ,,Gangwohnungen**

in Betracht zu zielten ist. Zur Hauptform der Neubautätigkeit ent-

wickelt sich die OmndstüeksgrttSe von 81—100 Bewohnern; ihr gehlMrt

der bevorzugte Typus des Hamburger Kleinwohnungsbaus an, der .so-

genannte ,,Viei*spänner", der nnf jedein npsf'hoß vier Kleinwolinuiigen,

bei fünfgeschossiger Behauung also 'M Klein wolinungen enthiiit. Von
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40,7% in) Jahre ISSf) steigert diese Hausform ihren Auteil auf 53,5

der Bevclki'iaug im Jakre 1910.

Die Verteilung der verschiedenen Ilausforuien in einer Groß-

bliidl mit einer liehausungsziffer von ca. 18 Bewohnern lernen wir

dagegen kennen in der folgenden Tabelle 7, die die Haustypen und

die Bevölkerungsverteilung fflr Elberfeld darstellt

Tabelle 7.

Die Haustypen und die Verteilung der Bevölkerung in

Elberfeld (1900).

Dfis Geliii mit'

fiuhillf.

Iliius-

kaltangi-n

1 2 3 4 b 6

r 1

t 8. 12 14 15
IG

bin

20
20

Zahl (l*>r

Geb&ode

Zahl (h'v

Uau«-
baltiing«n

l'ro/.ent-

Hlltf'il litT

Haus-
haltnngen

3260

e.48

2278

6,äl

2736

7,82

3856

11,0?

3340

9^

314 t

9^

1 *

3493

10,00

407

3256

1

|»,31

3564

jl0,19

<
•)

2720

j7,77

1485

4,25

948

2,71

:,;s

689

1,97

378

18

270

0,77

531

1,51

]

21

t>,06

II

r-

» 00

Am Eberstadt, Kheiniselie WolinverhBltniN«, S. SI.

Obwohl 68 sich hier um eine (iroÜstadt mit starker Bevölkerungs-

sunabme, ttberwiegeoder ArbeiterbevOlkerong und mit einen flir die Ba-
banung ungünstigen, hUgeligen Qelftnde handelt, zeigt doch Elberfeld

in .sciiiiT Entwicklung den vollpn Gpfjensatz 7\i <lf>n kriSf-rnierten Städten.

Die Hauatypen von 1—5 Wohnungen umfassen hier 41*/, "/q aller Haua-
'haltangen. In den Hinsem von 1—6 Wohnungen ist mehr ala die

Hälfte aller Haushalt \iugen untergebraclit. Bemerk rnswert ist, dafi hier,

im Gegensatz zu Berlin, die Loisrimgbf;ilii::k< it (i(>s H;ui'«typtts sich ver-
mindert parallel zur Vergrölierung des Hauses. Der prozentuale An-
teil der Hansformen nimmt nach oben stetig ab und fallt bei den größeren

Wobngebäuden bis auf iVsVo*
Die Wohnungsaufnahme westfälischer Städte von 1005 ergibt hin-

sichtlich des Gebäudeumfanges, daß 72,88% sämtlicher Gebäude der

Größenklasse von 1—3 Wohnungen angehören; 9,79% der Gebäude
enthalten 4 Wobnangen, «nd genau der gleiche Prosentsatz entfallt noch

auf die Gebäude niif H und 6 Wohnungen. Von hier ab fallen die Zahlen

rasch; Gebäude mit 10 und mehr Wohnun<ren wurden uiu* noch 1,68%
gez&hlt. Im einzelnen zeigt es sich, daii das grot^ Mietsbaus von

10 Wohnungen nnd darOber in Hagen, Bochum, Witten eine größere

Bedeutung (4—8% der Gebäude) gewinnt. — Nach dem Bericht für

1012 (Münster 1913) ist -/ti bcmniken, daß in dem neueren Wohnnnpsbnn
der privaten Unternehmer das Mehrwohnungshaua von 6— 8 Wohnungen
im eJIgemeinen an Auedehnung aanimmt.
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In Fürth i. B. betrögt die Behausungsziffer im Durchschnitt der

Stadt 18, 'J3 Bewohner nnf dns Oebniiile; ein erhebltrher Abstand erpibt

sich indes wiederum, weuu man die iJurcbachnittsziffer in ihre Bestand-

teile zerlegt. Uoter der OesamtsaU von 2240 Grundetttelieii haUen
noch 1103, d. i. genau die Hälfte, nicht Uber 20 Bewoliner; das kleine

und niitflfTP Griinilstüok, das soo;pnnnnte Vierfamiüenlian*«, stellt alao

die tiberlieierte Form der Bodenparzöllierung dar. Im (iegensatz hierzu

ist 'in der Nenbautfttigkeit da.s große Mieiehaiis mit 50 und mehr
Bewohnern eingedrungen, so daß „auf nur 205 Grundstücken dieser

Grundstücksklasse bereirs 1358G Einwohner 2 1,41 der BfvHlkerung

wohnen müssen". Die Einführung des Massenmi«'tshaiise8 hat im wesent-

lichen in den Neubaubeairken auf billigem Außeugolunde etattgefnnden.

(WohnungBerbebimg 1907 in Fflrth i. B., beerb, von Dr. Eugen Denn ig.)

Für eine größere Anzahl von Sfü'ltpn <^\\A die beifolgende Tabelle 8

die Verhöltnisziffern der GrfiBonklasson der Gi umlstücke. Ziehen wir

eine Grenzlinie bei dem i^Uufwohnuugshaus, so zeigt sich, daß die Ge-

bftndetypen von 1—5 Wobnungen in einem großen Teil der deataehen

St&dte noch heute das entschiedene Übergewicht haben und 600—900
vom Tausend der Oesaintzahl aller Wohnungen umfassen. Das Gegen-

stück hierzu bilden die 8tadte, deren Bauten Uberwiegend dem letzten

Zeitabet^nitt angeboren, wie Berlin-Wilntersdorf, Cbarlottenborg, Nen-
knlln. Auch hier teigt eich die einschneidende Umwftizung, die sich

im deataehen Wohnvngsweaen erst w&hrend der jttngsten Periode vollsieht.

Tabelle 8.

Die Grondstficke nach der Zahl der Wohnungen (1910).

1
O i

Stidte m 1
1

(D
1

T
1-1 1 « StAdte

Wohnungen %
JL

Ca :
ic

I

o 'SlO 1 o
IM

o

Wohnungen

Aaclum . . . .

Altona . . . .

Berlin . . . .

B.-LicbtoiiborK

B.-WilmerBdorf
n.rh],Ui . . . ,

Citarlotteiiburg .

Chemnits . . .

Cöln

Daiuig .... .

DüMeldorf . . .

Elberfeld . . .

Görlitz

Halle

I01i328;226| 33 9 3

309i254315 65 29 28

58j 73'128 146 130459
124 88164!|7.'> 144 30.')

ÜB| 32 104 240,1 84 1365

H7 112 2111229 17 l|l87i

lull ÖU] 123: 190; 149 37

7

Öqi7(>347i22l[ 7li 31l

380'365'211

28132?!^
389293S7I
3.')231(>^85,

363359^65;

3r).<- 9 -^1

152 234 345
172306374

392
41

51

11

188
109!

91

2

65
31

1,.

3
-0
\a

8

Hamburg .

Hannover .

Karlsruhe .

Kiel . . .

KAnigsbcri;

Lübeck . .

Magdeburg
Mannheim
Neukölln .

l'osen . .

Potsdam . .

Saarbrückoit

Stettin . ,

StrsAbnii .

34! i1S'212n3' 8o!|

310.3891255

|3l0ll8«|42l

1641211

;)771357

I221I209

325
57

293

18>

891

ü

3

4
59

1

r)9

3273101213
491 26l 75
173; 130^221

267,2S(1<-

I65<-
ir)0|222141

390349204

er
152,

I.'jO] OS

I87jl43|520

I87'l35!!64

447 >
835 ->

1C2I26;199

391 7 &

Nach dem SUtlat. Jahrb. deattcher Stidte, XX. Jahrg., & 88.

§ 39. Die folgende Tabelle *) ^ibt für 25 deutsche litädte eine

Röhe kombinierter Angaben, nämlich 1. das VerhSitnis der Wolimmfj;cn

nadi der Stockwerkalage; 2. die Verteilung zwischen Vorder- und
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Hiiiturwoliniing; 3. für eiuzelue Städte die Vcrgleich&ziffem verschie-

dener Jahrgänge.

In der Höhenausnutzung stehen wieder die offenen Städte

Berlin, Chaflatteiiburg und Breslau an der Spitze; hier sind (1910)

20,29, 17,97 und 20,06% der Wohnungen im vierten Stock und darfiber

gelegen. Dagegen zeigen die FestungsBtfldte Cftln, Königsberg, Magde-

burg, Posen, eine nnvergleichlteh geringere Hdhenausnutzung, deren

entsprechende Ziffern nur 0.23. 4.30, 3,34 bzw. 6,18% sind (vgl. oben

S. 167, Erörterung zu Tabelle 4). Rechnet man selbst nocli das dritte

Stockwerk hinzu, so machon in Beilin die im driften und vierten Stock-

werk und darüber linlegenen Wohnungen 43"^ der (iesamtzahl aus; in

Cöln dagegen nur 15%, in Magdeburg 18%, in Straßburg 21%, in

Königsberg und Posen 23%. Ks zeigt sich auch hier auf das deutlichste,

daß die Bodenspekulation einen vielfach stärkereu Wall um die

Städte zieht und die Bevölkerung viel enger einschnürt

als eine Festungsmauer.
In dem Verhlltnis zwischen Vorderwohnung und Hinterwobnung

zeigt sich der früher erdrterte Gegensatz im deutschen Wohnungs-

wesen. Die rheinischen St&dte kennen die Hinterwobnung nur in

geringem Umfang; in der Industriestadt Essen ist sie ganz bcdcutungs*

los. In Berlin dagegen umfaßt die Hinterwolmung nahezu die UftUte,

in den erst während des jüngsten Baual)sciinitt.s emporgewachsenen

NachbarL'pn^oinflen Charlottenburg und SclKuielKM-g 41 - 42",, sämtlicher

Wohnungen und bildet hier jedenfalls für die kleine Arbeiterwobnung

die Regel'). Vgl. auch Anmerkung 3 der Tabelle.

Bemerkenswert sind die Vergleichsziffern für verschiedene
Zählperioden, soweit sie in unserer Tabelle 9 vorliegen. Die Zahlen

geben hfer hai durchgängig — etwa mit Ausnahme von Essen — ein

ungflnstiges Bild der Bauweise. Allgemein TerstSrkt sich wflhrend der

jQngsten ZShlangsabfichnitte die Stockwerkshftufong. Es ergibt sich

wiederum, dafi diese EntwicUnng zur gedrftngteren Bebauung und zur

systematischen Anlage der Hinterwohnung sich in den Neubau-
bezirken, d. h. auf an sich billigerem Außengeiände, vollzieht. Die

Nenhantcn in den Stadterweiterungsgebieten und auf dem reichlichen

Boden des AulJeukreises bringen hier nicht eine Milderung, sondern

eine Verschärfung der Mißstände der Bevölkerungsanhäufung.

Im einzelnen zei<,'t rr>ln mit <ier Durchfülining der i,Mtißfin Stadt-

erweiterungen und der Eingemeindungen, neben der zuvor erw&hnten
- - •

1) Die Uinterwohnungeti in Lübeck entfallen in der Hauptsache auf die

ogeiuumten Wobnging«, die hier — «ndim ab in HMnbmv — meiit «ine günstige

WohnwdM in Kleinlumi bieten.
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Die Wohnungen nach der Stock wcrkslage sowie Vorder-
baw. Vorderhauswohnungen. (In Pioz. der üesamtzahL)

III. ;iv.»)M. sTvo. 11.1 V.») In»)Stadt 1 f uJahr

1. AAcben

(

1910

2. Altona 1910

3. Berlin lOlOl
19Ü<V

1890!

1910
1905
1890

5. Oharlottenburg . .
l'.tio

l'JiX)

1895

& Cffln 1910
1902

j

1S<*0

7> Dresden 1910

8. DflMdldorf . . . 1910

9. Eaaen .....
l'JiX>

10. Fniikfait a. M. . 1910,

lö05
189.'»

1

11. Halte

I81K)

12. Hambarg .... 1910
13. Hannover .... 1910

1905
1K90
1910
liKjO

1890

15. Kenigvberg . . . 1910

1905

1890
IG. Leipzig 1910
x<. LuuecK .....
18. UagdebniK . . . 1910

HK>.-)

1890
19. Maniilieini , , , rji'i

20. Mtüicben .... 1910
1

Sl. Nflnbeig .... 19101

22. Poeen 1910
11)05

'

1895 i

23. SohOneberg . . . 1910
2A. Smibnrg .... 1910
25. Stattgart .... 1910

E.') I. I II.

l,25'27,912:,G12:V>:

;24,

15,11'

,0;r2>s.49 17,98 1,93 I7,7s

12,S2 4,34! 7,2»;

•22,21 20,291 0,37

21.1019,32 0,84

6.54'

.3,78

ro 15,N9 18,49 ly.Sö 20,19; 17,23j 0,61

I

)i
7«S ,2 1 ,'i'> 19!93ß('sOc| 1 9^9 1

]

1 7 i!)7 1 ]( »7

1 .75 j
1 9,t)9 24,89jl9,Üö|l8,42|lö,Vöj Ü,77

13,77' O.til

12,85' 2.33'

.'0.14 13,0<>:

1910 0.1 1 !28,G4 30.27 29,65 1 1,30 0.03
l'.H'i 0,04j32,(J528.33i25,S(

18,32

18,6220.05

4 24.7.5'29,78

51,6

52.3

i50,i

12,41

1.6b

23.65l27,.30l24.45118.93

23,1817,96

16,6727,2321,19 18,71

2.5.94 14,71

4,l0|l7,45|34,K4l2ri,17| 11,41

4,95f22.8l 22,90,22.09 16,72

0. 1 8,23,24 26,05 _'3,5.-*; 1 8,57

0,I3|19.00'26,38'24,16 18,93

7.S9

8,72

3,00
8.9S

2,82

48,4

47,7

43,9

.58.2 ,41.8

53.6 |4Ü,4
5.5,5 44Ji

79.4*) 20.0

0,76 21,41

0,02| 8,46

5.60|

4.19

7,54

2.18

1,33

0,89

10.47

8,41

8,19

6,79 95.5
I

4,5
S,62|!94,3 ' 5,7

l.Wi
I

5.57,[88,5
i

11,5

5.94197,9 2,1

5,6:^ 96,5
I
3,5

3.151 I

2,73!

2.55186.I 13.9

2.0.-.'8l,(t 16,0

1.03.80.6 19,4

0.05i76.2 23,8

3,43l«1.2 18,8

1.65187.7 12,3

1,48
I

1.73V>. l 13.6

4.31

1,15

2,S6

3,90

6,10

4,69

O,06!19,9d26,26'22,46ll4,92| bM 10.47 0,54*83,8 1 16,2

2,25 |24,42i24.70 22,03' 17.071 9.53 4.32 i 3,10594.2 ^ .5

5,40 1 6, 1 3 32,79^20,48 1 2,1
1

' 1 ,t>6 4,48

8, 131 16,03:37.73:1 9,1 d 6,32 0,29 4,56

1 ,64 ,20,69 27,85'27,2rv 18.26 4,30 0,1

6

2,(>l|24,0<.i27,6n24,94;i6,43i 3,8i 0,72

3.56 28,03:29,9422.36, II .80 1 ,86 2,4 5

0.3l!l9,1725.3.524,49|2l,08 9.60l 1,16

0,34 144,01 '33,07 17,50| 4,95 0,13' 11.53 jll,96

0.4 4 i24. 1 (i;30,37 26. 1 6 1 5,03 3,34

0,20^2,19|27,992.5,5l'l6,33 3,S9

1,12 1 6,64!35,3S 24.56 1 5,^3 4,42

3.1

|22 68128.34 24,34 17,73 6.9
1|

),37 1 1 7,24 26,02 25,39 2 1
,6( » 9.:i8|

),07;20,89|27,'.(0!24.tMS

1,1
3
'24,8() 25.33 23,26

i'4,91t24,0726.1h22,27

ii9,64'l9,10'27.14'l9,71

17,24, 6.1H

16,10] 6.16

1.3,71; .5,14;

0,89 20,57il 9,69|20, 1 4:20,5* >, 1 8,2

1

0.48 '28,54!28,I8!21 ,27| 14.34! ^'-'A
0,50 20,4028,1 824,771 17,9'! 8,16|

2.">5

2.8» :>

2,05

0.42

0,32
1.7ti

0.94

6.48

»,0
0.39^3,9

i

0,27

1 ,32;

o!4'.' 88,8
'87,3

67,3

155,8

82,6

0,08 68,8

Ü.59 83,0

59.0

4,93 88,4

53
12,5

16,1

11,2

12,7

32,7

(.34,2

17^
9,5

.11,2

I

17,0

41,0

11,6

y.ii-iifimciiffcstelU uach Zeit*chr d. Kel, l'miS Statut. rur«Mu«, .»ahnr., I'W. f^. 1«5 u. Statist. Jahrb.
ci.uijch.T sin.ito. XVI. s. ui u .\xi .s »^i.ijf.

Itecbwotkannsm «urdoa fcedbli Im Jnhro : Frankfurt a. M. 3.1 1, HannoTer 0,02. Essen (1900) lä,27

AIMwO,OM. Hail*8.CB, PoMO 8.13.KM TMvpoiiahl. d. h. Bl(ick«erk*b«e,fa4och iiiabtM«efa)Wi.

1) K. — Ke<l«r; E. - RrdgMshoO* M.B. =: in mebreren Stockwerken; (I. H. — Oanzea U»ih
umtuMnd. — 2) IV. Hlock und MlMr geti>);tn. - 3) V. htm. H. — bei den .SittUon Nr. 3. 5, «, 18
und 2J Vorder- hrv. Htnterwohnuni^n ; bei den anderen Sunimem Vorderbau»- biw. Hlnfrliaiu-
«rohnungen; wo ilir l'nterscbeidunK njith Vorderbau«- und Ulnterbnuswobniinicen ertoint, vor<l,'n .mcb
di«jMifco WoluiuDgeo alt ..Vonlerwohnungcn" garaduMt, die naeta dem Hot Rtlemn, aber Toa der
VotMwirtrcpp« aaa mlaglMl UM. — *) OMo «Drte fir IMO W,5% Vfiidarh»iiBinlui«ii(n «latbM».
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Eraoheinun<j;, den raschen Rttckgang dea EinfamilienhauseB, dita im Jahre
1890 noch 8,62^0 »ll^r WohnuD>(oii — und somit eiuoii sehr viel Löhereu

Prozentsatz aller Gebllule — timfaßt hatte. In Pcscn 1 rächte die Eiu-

geiueindung von Vororten und die Niederlegung der Fe.stungswälle eine

große Geläudezufuhr; das Ergebnis war das Vordringen des Massen-

mietahaasee, das Steigen der Behanaangsslffer und die Äuebildung an>

günstiger Verhältnisse für die Kleinwohnung auf dem reichlichen und
ursprünglich billigen Gelände der Neubaubezirke; s. Bernhard Franke,
Wohuungsverhaltnisse in Posen 1912. — Über die Ursachen vgl. oben

8. Hl und 128. Zu den Städten der Tabelle 9 vgl noeh die Ziffern

aus Furth, oben 8. 171 und die Angaben von Hans Rodt, Wohnungs-
ontersuchuDg in Aogaburg. Zeitschr. f. Wohnungswesen 1905, III,

8. 226, Sp. 1. —
Hinsichtlich der Bodenausnutxnng in den westfftlischen Stftdten

zeigt die oben erwfthnte Wohnungserhebung von 1905, daß nicht weniger

als 89,i*l % sämtlicher Gebäude eine Ilnlio von nnr ! —3 GesriiosHcn

haben; nur 10,09% haben mehr als drei Geschosse. Der Flachbau

herrscht also noch vor, wird aber bereits von der Stochwerkahaafung

bedrängt. Unter den grSSwen St&dten besitzen in Bielefeld nur 6,18%
der Häuser, in Mtinster 11,73% mehr als drei Gescho.'isp; in Bochum da-

^'egen sind ps 24,15%, in Hagen 35,61%. Von den iMittelstädten

zählen in Siegen 7,56 7o» Soest 2,47%, Bocholt nur 0,85% der Hauser

Uber drei Geschosse. Auch bei den Kleinstftdteh zeigen sioh bemerkens-»

werte Abstände. In dem lediglich von der Industrie bevölkerten

Gronau (9200 Einwohner) habrn sämtliche Gebäude (mit Ausnahme von

zwei Häusernj trotzdem nicht mehr ala zwei Gascbos.'^e; in der Gemeinde

.Wetter (6000 Einwohner) dagegen sind bereits 47,59°/o dreigeschossige

und ,noch 7|78% li<fhere GebAade aniutrelfen. —

Ta))ello 10.

Zahl der Bewohner auf 1 lia bebaute Fläche (1907/1908).

« aul 1 ba
b«bnute FWche

Mit 1 ha

345 Halle a. S 267

723 380

4U 271
Charlottenbuig .... 460 231

272 299
318 228
242 270

262 260
193 210
290 347
272 579

Frankfurt a. M. ... 275 257

In der Tabelle 10 sind die Ziffern der Bevölkerungsdichte für

eine Anzahl von Stfidten zusammengestellt. Als bebaute Fläche" gilt

die Grondstücksfläche ei&Bchiießlich der Hofrüume und Hausgärten.

Ffir die eigentliche fiodenaasnutzung lassen sich aus der Tabelle keine

gMis genauen Sohlttsm sieben. In Berlin «.B. ist die SSosammendrtngung
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der BevOlkernog axif der bebauten Fläche eine aaßerordentliche; anderer-

seits bleibt hier ein großer Teil des Baulandes ungenutzt itir 8traßen.

Die Abstände unter den •inselneii Städten sind bedenteod.

Einen Anhalt für die Richtigstellung weitverbreiteter Auffassungen

und für die zutreffende Beurteiiuug der städtischen Bauweise bietet

uns die beifolgende Tabelle ij, in der ich fttr eine Anzahl von Städten

d«s VerbiltniB der nüt lULusem bebanCen FiScbe and der StraßenflAche

gegenfibergeatellt faabe. Wir haben zuvor S. 165 darauf hingewiesen«

wie irrtllmlidi die Meinnng ist, die das stiblttscfae Bansystem naeh dem
VerhSitnis von Baufliehe und Freifliche bewertet Eine solche allgemein

angenommene und wie ich gern zugebe — auf 4,en ersten Blick

einleuchtende Anschauung bedarf der Widerlegung aus Teracbiedenea

Gesichtspunkten.

T»I>«U« u.

Bebaute Fläche und Straßenflftche (in ha).

Städte

Bebaut mit
Häu»em

einseht. Uof-
ranm

nrni GärUn»

Wege,
SlraSen,

Eisen-

hahiUMi

Städte

Bebaut mit
Ilftuf-cni

einschl. Üof-
raum

und GiSrten

StraSen,

Kisen-
bahnen

Aug«lni«K • • • 553 287 Krankfurt M. 1766 1071

Bannen . . • 632 274 Hamburg . . . 2810 1365
Berlin .... 2986 2027 Karlsruhe . . 619 465
Braunschweig . 663 368 T.pipzig . . . 2CK)2 1191

Ghariottenbarg

.

763 713 B-Lichtenberg. 363 231

1823 1874«) Mülheim (Ruhr) 1174 430
Crefeld . . . 722 444 M- Gladbach . 394 176
Duisburg . . . 1336 :bo Neukölln . . . 309 398»)

Dflsseldorf . . n^i 1182 Potsdam . . . 346 151

Elberfeld . . . 642 234 B -SdiOneherg . 310 325»)
• 1276 eo6 B.'Wibnendorf 271 261

1) Einschl. Festungswerke. 2) Einschl. GrUnflftchen 12 bzw. 16 ha und Be-

gräbniBplstse. Nach dem Statist Jaliib. dentMlier Slidte XXI, 1916. B. 9.

Die Städte, die am freigiebigsten mit tinflberhauter FläcJie wirt-

schaften und die breite, die Luxus- und Prachtstraße und andere Dekora-

tionsstücke anwenden, haben zugleich die für das Wohnungswe^^en \m-

günstipsten Hautjpen. Andererseits finden wir unter den Slüdleu mit

sparsamer \ erwendung des Straßenlandes günstigere oder mindestens

in befriedigenderer Weise fortüchreiteude Wohnverhältnisse. Die Tabelle 1

1

zeigt uns, daß jedenfalls das vielfach beliebte Vorgehen, fOr die städtische

Bebauung einen sehemilladien sogenannten ^hlOssel** aufeuslellen —
etwa 46% Freifliehe — kaum empfehlenswert ist —

Überblieinn wir die Ergebnisse dieses Abschnitts» so tritt die jeder

natOrlicheo und wirtsdiaftsgemftfien Entwicklung widersinreebende Tat>

Ebcraladt, HMdbudi des WotMwafnMMM. 4,AdL 12
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Sache hervor, daß die Zusaraniendränpung der Bevölkerung in Deutsch-

land am stärksten ist in den offenen Städten, auf ursprünglich billigem

Boden und in den Neubaubezirken ;
vgl. dagegen die oben S. 6 gegebenen

Zahlen. Ferner zeigt es sich, daß der Flachbaa in Deutschland als die

flberlieferte and in einzelnen Gebieten noch jetzt nicbt verdrängte Bau-

fenn anzaaehen ist Die gesdiichtliclien und Yerwaltong^tedmiedien

Dulegungen der vonu^ehenden Teile I und II werden dotdi ilie

Statiatik bestätigt Bei dem ^stematiseben Vordringen der Stockwerks-

häufung in den deutschen Städten handelt es sich um eine örtlich

fremde Erscheinung des jüngsten Zeitabschnitts, die als willkürliche

Einrichtung von außen in I^e/irke und Städte eingeführt wurde, in denen

sie bis dahin nicht oder nur ausnahmsweise bekannt war.

2. Wohnangstorm nnd Wohnungsherstcllung.

§ 40. Die Darstellung der Wohuungsform muß sich verschie-

dener Methoden bedienen, da hier zunSchst nicht allein die Zahl, son-

dern mehr noch die besondere Eigenschaft der Wohnung entscheidend

ist; eine ins etnzehie gebende Differenzierung aber, wie sie bei rein

statistiBcher Behandlung notwendig wftre, ist wegsn der darans fdgsn-

den ZeräplitlBrung des Materials schwer durchfohrbar. Die Zahl der

vorhandenen oder auch der neuerbanten Wohnungen beweist an sich

recht wenig fflr den Stand des Wohnungswesens. Selbst bei reichlich

Versorgtem Wohnungsraarkt können die Wohnverliiiltnisse einer Stadt

unbefriedigend sein, wenn die Form der Wohuungsproduktion eine un-

gOnstige ist
'

Fttr die Beweittmg der Wohnung kommen an Bacblichen Eigen-

schaften insbesondere in Betraoht: 1. die Hausanlage, ob EinfamUien-

hsQfl, Mietswobnnngshaos, MietskMeme; 2. derWobnnhgsgrundriS;
3. die Wo h n un g 8 b e s c h a f f e n Ii e i t (Belichtung, Besonnnng, Instand-

haltung); 4. WohnungsauBstattuiig (Nebonräumo, Wasserversorgung,

Abortanlage) ; 5. die Höhenlage, ob Keller, obere oder untere Stock-

wwke. Dach; 6. die Lage im Grundstttek, ob Vorderwobnnsg, Hof-
wohiiung: 7. die Wohnungsgröße und der Luftraum. Hierzu
treten ^arin 8. die persönlichen Verhältnisse in der Wohnnngs«
beuutzung, Abvermietung, Überlüllung n. a.

Mit Bllekaicht auf die Bedeotang der Wobnungsfonn wir« es er-

wtinscht, wenn seitens der Btadtiscben statistischen Ämter bei ihren

Veröffontlichnngen jeweils die Haupttypen dor örtlichen Wohnungs-
produktion in Abbildungen dargestellt würden, damit eine Beurteilung

der Wohnweise möglich ist.

Ober die den Zahlongen neuerdings zugrunde gelegten Z&hlbegriffe

vgl. Schäfer, Mitteilungen des Statist Amtes der Stadt Dresden,

Dresden 1908, S. 4 f.; Seuteiuann, Statist. Monatsbericht der Stadt
Bannover, XVn, 1911, 8. H., 8. 24; Boehmert, Terhaadl. der
DeatMdien Statist. Geeellsohftit 191B, a 66; Kflrt«n, DenteoheS
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Statist. Zentralbl., VIT, 1916, S. 1 f. Der Begriff des „heizbaren

Zimmers" ließ sich nicbt allgeiueiD iestbalten, da in Westdeutschland

(inabMondera Bheinlaiid, Westfalen) in der Eleinwohnons sich regel-

mäßig keine festen, mit der Wobniing dauernd verbODdeneo Ofen befinden;

der Mieter bringt vielmehr seine eisernen Ofen, wie jedes andere Oerät,

in die Wohnnng mit, so daß hier der Begriff des beizbaren Zimmers
asoh OBtdentoober Aniffasanng nicht «aweadbar ist. Es ergab sich des-

halb die Notwendigkeit der Annahme einer allgemeinen Einheit, des

„Wohnraumes". Als Wobnranmo werden sämtlif-be (heizbare und nicht

heizbare) Zimmer, Stuben und Kammern, sowie auch die Küche an-

gesehen. Für die Vergleichung mit iltaren Zfthhmgen kOnnsn hlerdnrch

Sebwisrigksitsn sntstshsn, insofern eine Wohnung von einem heizbaren

Zimmer, wenn sie etwa noch Kammer und Ktlche enthält, nnninelir als

Wohnung von drei Wohuräumeü erscheint. Auch die englische Wohnungs-
fitatistik zählt nach der Einheit des Wohnraumes (room). — Unter

^Gssdiofi" verstehe ich im folgenden jeden durch Fafibodsn und Decks
umgrenzten Gebäudeteil, z. B. „Erdgeschoß". Als Stockwerk" bezeichnen

wir jedes aufgesetzte Geschoß, z. B. erster Stock ein ttber dem
Erdgeschoß aufgesetztes Stockwerk.

In der Einteilung der Wohnungen bat man BSither allgemein drei

Gattungen unterschiedan: 1. die Grofiwohniiiig (aoch herrBchatdicha Wob-
nnng); 2. die UittalwohiiuDg und 3. die Kleinwohnong. Dorch meine

Untannicbaogen wurde snniehBtfeatgastellt, dafi and ans wekhen Gründen

die aogenannte Kleinwohnong in der neoxeitlicfaen Stadt den weitaus

Qberwiegenden Teil des Wobnungsbeatandes ansmacht und der selb-

ständigen Behandlung im Städtebau bedarf (s. unten IV. Teil). Es er^

gab sirh weiter die NotwentÜpkcit, innerhalb dieses großen debietes

eine Schenimig vorziinehnien. luii h liif' das norinnlo, flem r^p<!iirfnis des

maßgebeuden Hauptteils der Hevöli-ierung entsprechende Wohnungswesen

begrifflich geschieden wird von den Behausungen, die teils aus sachlichen,

teils aus persünlicUeu Vorausäetzuuguu eine Sonderstellung einnehmen

und als nunteroormale Wohnungen'* id>zutrennen sind. Die uDternormale

Wohnung dient einem TeU der minderbemittelten BevöUcemng und

besitzt fOr den Wohnungsmarkt eine nicht au übergehende Bedentnng.

An dieser Stelle haben wir ans anf den Hinweia an beschränken, dafi

die nntemormale Wohnung niemals mit Absicht gebaut wird; sondern

sie entsteht von selber, durch die Art der Benutzung und durch eine

Beihe besonderer Verhältnisse, zumeist in den älteren Gebäuden.

Es scheint mir indes, daß wir auch innerhalb der normalen
Gattuntr der Kleinwohnung die Abstufungen der Preislage nach der

grundsätzlichen Seite genauer und wenu möglich tern)inologiscli unter-

scheiden sollten. Die typische Volkswobnung, wie wir sie als lüchtmaß

für den Hauptteil, der Bevölkerung wünschen müssen, kann von einer

Sehidit der llieterachaft nidit beiahlt werden'; ea beateht am Bedflr&iia

nach einer billigeren Wohnform von beadurfinklen Abmessungen, die

12*
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maii wohl bisher — so in HoUaml als die „iileinste Wohnung*' be-

zeichnet hat. Der an sich nicht unbedeutende Bedarf an solchen Woh-

nungen wird sich in der Folgezeit in dem Maße steigern, als die Nieder-

iegung zentraler Stadtbexirke (die den Hauptbeetand der bflJigsten Woh-
nungen enthalten) vorscbreitet. Es enipfidilt sieb, diese unentbehrliche

Wohnungskategorie durcli einen besonderen Aasdruck — etwa nGsringst-

Wohnung" — zu bezeiebnen.

Die Tabelle 12 verzeichnet für eine Anzahl deutscher Großstädte

das Baualter der Gebäude. Es handelt sich durchweg um Städte mit

starker, zum Teil mit rasch vorschreitender Entwicklung. Gleichwohl

tritt die BedentnnfT de? Bestandes nn älteren (lehäuden allgemein hervor.

Auch in den schnell wachsenden ^tädlen iiaben sogar die au.'^ den sieb-

ziger Jahren dos letzten Jahrhunderts stammenden Gebäude einen Anteil

aufzuweisen, der heute noch 40—50% der Gesamtzalil ausmacht, wobei

allerdings zu berücksichtigen ist« daß die neueren Gebäude, schon infolge

der Vergröfierung der Hansformeo« eine größere Anzahl von Wohnungen

enthalten als die filteren Bauten. Immerhin geben uns diese Beispiele

emen zahlenmfiAigen Oberblick der Bedeutung der filteren Wohnungen

für den Wohnungsmarkt unserer Stfidte.

TftbsUe 12

Bebaute Grundstücke nach dem Baualter').

c
D- t 30 i 8 o

StUte
'

.a
870

II

uu< t-
CO 00

881/ 'S,

Cß
891/ 896/ 1 i

g
*** f—

<

Bi^slau . . 5228 378 887 754 799 1181 WiW 10;!Ci6

Cbemnitz . . U29 1971 472 381 565 1162 532 685 1144 1031 8 772

1927 (r- 19 (42 -> 2955 3453 3085 30W)2
Elberfeld . . . :ii99 406 612 519 814 927 1149 1090 342 9 054
Ebsen .... CbS 2323 957 484 355 1129 2048 2691 2304 33H2 16311
Uambnrig . . . 2711 2,') 79 2953 2948 31G8 2311 190B 3371 4112 25 659
Hannover . . 201 5769 6188 12158
Kid ,75 GÖeo 1737 1393 853t
LalMek . . . 6049 -1 1C80| iie4 634 9837

§ 41. Ein wertvolles Zahlenmaterial bietet uns die Tabelle 13. in

der ich zwei Zahlenreihen verbunden habe, 1. die prozentuale Verteilung

der Wohnungen nach der Zahl der Wohnräume; 2. die prozentuale

Verteilung der Bev4>lkerung innerhalb der einzelaea GröfienldasBen

der Wohnungen. Die Tabelle gibt uns demnach sowohl den Anteil dek*

einzelnen WohnungsgrOfien einer Stadt» wie auch die — hiervon häufig

stark abweichende — Verteilung der BoTdlkernng unter die verschie-

denen Wohnungskatsgorieo. Zu bemerken ist, daß die Tabelle nach

1) Stadit Jnhik dmtMsher Stldfe^ XX, 1914, & 107.
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den neueren Gruiulsätzen der Statistik aufgenommen wurde, die jeden

abteilbaren Raum (auch die Küche) als Wohnraum zählt; s. oben S. 179.

Eine Wohuuug von iiwei VVoliuruumeu m Berlin, Magdeburg, München

Stellt abCHT eine ganz andere Wohnform dar ab in Essen, Aachen,

LfibedL Ferner ist je nacb der Hausform — Maasenmietahaus, Mehr-

wohnnngaliaua, Kleinhaua — die Wohnungiaanlage eine verschiedene.

Bei Benntsung der Tabelle 13 sollten nicht die Zahlen scUechthin ver-

glichen, sondern die einzelnen Wohnungstjpen berücksichtigt werden,

von denen in den Abbildungen des Handbuchs die folgenden mit ihren

Grundrissen gegeben «erden:

1. Mietskaserne; <lie zweiräum ige Wohnnnf,' besteht hier aus der

^'lüßeren Stube und der kleinen Küche, die dreiraumige Wohnung aus

Stube, Kaiumer uud Küche. Abmessungen in den Neubauten: titube

16—90 qm, Eflcbe and Eainmer 9—12 qmj 8. Abb. 48. Die dunkle
Stube in dem Knick der Seitenfittgel hat znui Teil eliwas gr90ere Ab-
messungen; 8. Abb. 44 Raum F 1.

2. Meiir\vohimug»hau3, rheinistlier Grundriß. Die beiden Räume
der zweiräumigeu Wohnung Bind gleichwertig; AbueaBungeu in den

Neubanten 16—20 qm; dritte Stabe 14^16 qm ». Abb. 45 and 47. Altere

Baufonn, Hauptraum 26 qm. Andere Baulypen Abb. 48, 49 und 60 f.

'^. F!infamiIienhan.-<, Zweiwohnunf^shau.s; Kleinwohnung meist drei-

r&umig, mit Nebenräumen, einzelne B&ame zum Teil kleinere Abmesäungen;
s. Abb. 62 f., 56, 58 und 97 f.

Im einzelnen ist zu den Zahlen der Tabelle 13 zu beiiierkeu:

Der Anteil der Wohnung von einem Wohnraum erscbeint in der

Tabelle 13 ala ein recht grofier; durdigangig aber ist hier die Be#ohner-
zalil eine viel niedrigere, als öh dem Verlllll(ni^^ zu der Zahl der Woh-
nungen entsprochen würde. Im einzelnen beträgt die Quote der Be-

wohner nur die Hälfte oder selbst nur ein Drittel den Anteils, der dieser

WohnuDgaklaflae in der Oeiamtaabl der Wohnungen sukommt Die ür>
Sache liegt — was kaum der Hervorhebung bedarf — darin, dafi die

einrftumige Wohnung in erheblichem Umfang von einzelstehenden Per-

sonen oder von kleinsten HauBhaltuugen besetzt wird, wenn auch aller-

dings leider in nicht geringer Zahl vielköpfige Familien in eolcfaen

Bebau H L eu wohnen. Pie zweiräaroige Wohnung nimmt nach der Zahl
der Wohnungen die erste Stelle ein in Stfidton mit MiefsWasernPT!-

bebauung wie Berlin, Mttocbea und Posen, ferner in den rheinischen

Städten DflsMldOTf nad Aachen, sowie in Begenaborg, wobei indea all-

gemein (mit Atianahme von Posen) die Quote der Bewohnerschaft dieser

Wohnnngsgattvmg hinter dein Anteil an der Wohnungszahl zurücksteht.

Von großer Bedeutung ist die dreiräumige Wohnuug, der in 14 Städten

(Breslau, Charlottenbürg, Cöln, Dortmund, Dresden, Essen, Halle, Kiel,

Lichtenberg, Magdeburg, Nec^VUn, SchOneberg, Stettin, WilmeifdorC)
die erste Stelle des Anteils an den Wnlnningen wie an der Bewohner-
schaft zustellt, während sie diesen Rang in Chemnitz hinsichtlich der

Wobnungszahl, in Berlin, München, Diismeldorf, Aachen hinsichtlich der

BewohDerachaft einhilt. Die vientomige Wohnimg hat den atarksten
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TMU» IS.

Die Wohnungen (W) und die Bewohner (B) nach der Zahl dev

Wohnräume (in Procenten der Gesamtziffem^)).

Stidt
Zahl der Wohnrilumo

0-1 2 3
j

4 '5 u. m.
Stadt

Zahl der Wohnräume

0-1 5 u. m.

{

Wll,03ed,G0|23,09

iÜtona

Berlin

B.-LSeh.
tenberg

B.Schöne-
herg

B.-Wil-
mersdorf

Ghariot-
tenbui^

Ghanmitz

C9b

Dortniind

Dresden

darf

Ualla

B
Wl
\B

|W

w

{V

{V

{l

22,14

4;5titüÖ,l6|2ö;78ll6;00i 28,50
' 27,801,24 4,3231,89

13,24

34,75

Wl
B

7,;i7:!;i,0732,tiiii.3O

2,91;2ü,9ü:35,80 12,70

2.

1

2,öl;:iy,yü,.i5,8üllJ,7(»

1,08'34,4243,051I,76i

2,9H

1,27

1,8Ü

0,93

20,6727.63
17,8527,93

11,69|26,40 7,18

8,83

8,97

9,9525,21 6,97

11, 182 1,94 29,45 14,94

6,41120,07^30,63116,44

2,5a20,42Bl,3äl0,56
1,10'16,9931,57 10,70

2,53 18, 18 28,07 25,6(^

0,81 13,372r),9ö28,ll

5,30121.21126,02

l,9ai6,66!25,82

2,96'30,7-l :52,43

7.011

8,121

- •'^,88

1,2225,32 34.0!) 17,57

3,79

1,32

4,4631,0127,9216,02
1,75

2,41

0,72

2,47

0,90

4.91 35,3830,12

2,91 32,8232,41

25,35^^9,9017,851

28,8231.9515,50,

21, (.9 32.96 18,05'

7,
11 '37,0524,07

4,92|35,92p5,34

15,05

18,()3

8.16

9,69

39.94

43,98

52,93

56,94

22.49

26,45
35,18
39.64

25,62

31,75

30,46

36,43

17,99

21,20

24,80

30,5^

20,59

25,15

21,33

26,58
29,30

32,92

Hanbaig|

fw
Hannover^ ^

|W

{

Kiel

KOnigB-

baiy

Laipiig

Lindau

Lflbaek

Magde-
burg

0,68

0,23

0,94

0,31

0,91

0,2 7i

3,90^«35^,73{32,S4
2,35e5,4«34,8337,13
1,68' 8,06'29,33 59,99»)

0,78 r),G2i28, 13 ).'), lü

3,63'40,1 7 23.25132,04

1,9738,6424,0535,07
3,4621,2841,12

1,7016,2;

w
B

iwi
)B

1,21

0,38 0,91

0,881 2,01

0,321 1,12

40,1740,59

17,53

12,7140.45

60.34

16,61

45,55

25.43

Manchen

NadtOlln|^

N1lnibarg|^

Posen

Regens-
burg

SMttin

11,34(

9,3101,37127,88

1,93} 4,3230,14 31,r>9 32,02

0,72 2,4926,9531,7638,08
3,24 7,6041,6523,2424,27

1,39 5,6840,6724,2228,04
0,70(22,6222,61 ") |48,07»)

3.1119,20 23,11 .54,53«)

3,0338.99

1,31

1,03

12,02 28,3325,.50 13,6920,46

7,6527,32

8,85 25,8220,5O|l 5,97128,86

3,19

1,14

34,93 44,0010,60 9,16
2,7221,44

40,80 9,48 7,70

43,4931^3

11,23

8,7052
51,3919,3614,83
",4620,1617,64

Anteil in Hamborg, Laipiig, Linden, Lflbeck fUr beide Quoten, in Alton»

hinsichtlich des Wohnungsantcils nnd in Chemnitz hinsichtlich der Bewohn pr-

scbaft. Eine Sonderstellung nimmt Hannover ein, insofern hier die iünf-

rtomiga Wohnung eich an derSpitae der Anteilasittem fttr Wobniingen und
Bewohner behauptet. V^'l. hierzu Statist. Monatsbericht der Stadt

Hannover, XVII, 1911, Nr. 8. S. 25. ,,Der eigentliche Kleinwohniinprs-

typaa, den die Bautätigkeit hier und in Linden hauptsächlich herstellt,

ist die Tierrtumige Wohnnng (Eflche, Stube, zwei Kammern, oder Kflche,

swei Stuben, eine Kammer, wobei eine Stube zuweilen aUerdings als

gute Stube unbenutzt bleibt).*' S. auch a. a. 0. S. 30.

Bei fünf Wohnräumen hört der verbreitetste fiaustypus allgemein

anf; wegen Hannover vgl. Anm. 2. Ich habe deshalb der Übersicht-

lieUteit wegen die Ziffern der Wohnungen von fünf Biamen und der

grOfiecen Wohnungen in eine Zahl zusammengezogen. Auch hier ist

die Verschiedenheit der Wohnungstypen zu berücksichtigen. Selbst unter

1) Zusammengaatellt nach R. Kuczynski, Statist. Jahrb. deutscher Städte,

XXI, 1916, S. 865f. -^2) Für die Wohnung Ton 5 Räumen allein W 30,81,

B 31,6?*/«. — 8) Vier Wohailane und nähr. ' • .
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dieseo Voraussetzungen treten noch grofie Abstände hervor, die sich indes

im Eänselfftll danos erkllren, dafi die betreffenden Stidte mar «mseitig

entwickelte TeilgemeiDden einer gröfieren Siedelungseinbeit eiad. Dies

ist der Fall in Qro6-Berlin, wo Neukölln und Lichtenberg nur 9,16

bzw. b,69 7o '^^^ Einwohnerschaft in sämtlichen Urööenklassen von fünf

Bäumen aufwärts zählen, während der Aitieil der Bewohner von Qroß-

wobnimgni in Charlotteobarg rund 40%, in Scbttnaberg 44%« ü
Wilmersdorf gar 57% beträgt. Eine solche Einseitigkeit des Siodelungs-

wesens erscheint wenig erwünscht; sie widerlegt auch die vielfach vor-

gebrachte Behauptung vou der „sozialen Mischung" der Einwohner in

d«r Mietflkaserne. Es ist bekannt, daS westliche Naehbargeoieindea

TOa Gn>fi*Berlin in den Verträgen über Geländeerscbliefiung die Anlage

von Kleinwohnungen verbieten. Vgl. den in der Ztschr. f. Wgsw., IX,

8. 28 veröffentlichten Vertrag, in dem seitens der Gemeinde der Baa
von Wobnungen bis zn drei Wohnrlnmen schlschtbin untersagt wird;

nur wo die Grundstücksausnutzung es nicht anders zuläßt, soll ausnnhui.'«-

weise ©ine Kleinwohnung, jedoch höchstens eine für jedes Stockwerk,

gestattet sein. Dem Unternehmer wird weiter vorgeschrieben, nicht mehr
als 26% dsr Wobnnngea mit vier Baumen und Badesinuner, die ttbrigen

76% mit mindß.stens ftinf and sechs Räumen ansulegen. — Ober die

seitens einer Berliner Vorortgemeinde fjesehlossenen Verti-n^'f. die die

Errichtung von Arbeiterwohnungen untersagen, vgl. meine Abhandlung
Preufi. Jahrb., Bd.CXLIV, H. 8, 8. 448. Bemerkenswert ist, daS unter

den rheinischen Städten Dortmund, Besen und das steuerkräftige Düssel-

dorf in den frrößereu Wohnnnp^on einen Anteil von 21 — 27 '^'/q

VÖlkeruDg zählen, während in Cüln die Quote auf 86'
2% ^^^g^S^hen wird.

Eine von der vorigen vertKshiedeue Gruppierung des Anteils der

Kleinwohnung ergibt sieh, wenn der ICaflstab der frtther belolgten Zibl'-

weiso — Aufnahme nach der Zahl der heizbaren Zimmer — zugrunde

gelegt wird. Vgl. Handbuch, 2. Aufl., S. 142. — Nach den Angaben

fQr 1915/17 Keiohsarbeitsblatt Beilage 6, 1918, B. 18, bearb. v. Dr.

Batben au, bewegt siob der prosentuale Anteil der Kleinwobnuag
(vou 1—3 ßäunien) in den berücksichtigten 74 Städten durchschnittlich

zwischen 65 und 80% und tibersteigt in zahlreichen Industriestädten

80%, im einzelnen bis zu 90 und 97% aller Wohnungen umfassend.

§ 42. Eine von den vorigen ]^lMßst:U)en verschiedene Gruppierung

zeigt die Tabelle 14, die die Wohnungen für die Preußischen Provinzen

nach drei Größenklassen zusammenfaßt:

(I. TMOm 14, B. 181.)

Als Kleinwobnungen sind bierbei „Wohnungen bis su drei Zimmern
ohne Kflche einschließlich, als MittelWohnungen Drei- und Vierzimmer-
wohnungen mit Ktlche, als Großwohnungen alle übrigen" gerechnet worden.

Der Anteil der dreiräumigen Kleinwohnung erscheint auch nach Tabelle 14
im Osten ein bedeutend stirfcerer als im Westen, wo die Wohnung
der arbeitenden Klassen allgemein ans einer größeren Zahl von B&omen
besteht. Gleichwohl dflrfte es zweifelhaft sein, ob mnn diese vier-

räumigen Arbeiterwohuungeu des Westens, namentlich in den Indastrie-

stidten, unter den Begriff der Hiltelwohnnngen einfaesiehso seilte. In
den westliehen Indiwlriebesirken sind der Arbeiterwohnnng, audi in den
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Die WohnuogeD in Prenflen nach GrOfienkUssen. 1918.

Von luO Vorhand gon «raren

ProviiiB
ia«iii-

wob-

nun-

gen
•

von 100 vorhandenen Kiein-

wehnirogeii battm

Woh-

nun-

gen

Grofi*

wohn-

Ti iin-

gen

nur
1

Wohn-
raum
ohne
Kidw

i

Wohn-
raum
mit

KBcb»

2
Wohn,
rftume
ohn«
K&cbe

2
Wohn-
räume
mit

KOcbe

s
Wobn-
rttutne

obno
KOcb»

1 4 5 () 7 "^s
^ ^9~

10

OatprtiiBra . . .

Westpreußen

Brandenbarg . . .

Pomoiern ....
Posen
SchlMien ....
SadiHen ....
Scbleswtg-Hobtein

.

Harinnvf^r ....
NVefitfalen. . . .

Hessen-Nasuu . .

KheinproTioB . .

HobaiisoU. Lnde .

65.6

67.0
7fi 7

62.3
.)'.t. i

G-1,8

75,1

43,2

40,5
21,9

47.3

34,0

46,4

19.9

0,6

0,4

2.4

0.5

0.1

0,5

0,8

0.2

0,1

0,5

0,1

0,3

0,2

0,1

13,3

9,1

8.7

6,2

6.4

21,0

21,3

5.5

2.5

4.9

3.6

5,K

6,4

6,9

30.9

32,7

44,1

30,1

17,3

34,9

.30,5

5.5

9,0

8,3

21,6
11.3

23.8

9.3

4,1

3,7

0,7

5.5

3.3

7.0

15.8

11,7

2.7

9,6

12,3

6.6

13.8

7,2

50.3

53,2

44.1

66,3
71.9

35.3

28,8

71,5

84J
69,8

448
72,6

41,1

74.4

0.8

1,0

0,1

1.3

1,0

1.3

2,9

5,6
1,4

7,0

17.5

3,r,

14.6

2,2

24 6

22,4
l7,o

25.0

29,1

24.4

17.5

41,2

433
.54.5

33.5

4.j.4

33,1

53,0

9,9

10,6

12,7

11,5

10,8

7.4

15,6

16,2

23,5

19.3

20.r»

20.5

27.1

Staat 54,5 0,7 9,2 26,9 8,9 48,5 5.8 30.5 14,9

Statistische Korreapondeiu des Preußischen Landesamtes.

nen«r«B Stoekwerkslwiiten, hiofig im Dachgwcboft 8ohlft{kamin«ni b«i-

gegeben, die in der Biamesah] selbstverständlich mitgerechnet werden,
aber der Arbeiterwohnang nicht den Charakter der MittelwoLnuTi^' ver-

leihen; wie denn auch in Hannover die Wohnung von drei Zimmern mit

Ktteihe de „eigentlicher Kleinwohnnngätypus" gilt. Vgl. hiersa and
wegen der eich auch in Tabelle 14 abhebenden Wobnlorm der FroWns
HMinotrer die Bemerkungen 3. 182.

FOr das Deutsehe Beich zeigt die Tabelle 15 den Gesamtbestand

der Wohnungen nach der Zählung vom 31. Mai 1918, die sich auf

sämtliche Gemeinden von mehr als ÖOOO Einwohnern erstreckte, nach

Vorsrlirift der einzelnen Regieningen indes auch kleinere Gemeinden'

von wohnungspolitischem Interesse — Industrieorte — einbezog.

(8. Tnlx-Ilo 15, K. 1S,3.)

Die Tabelle gibt die Verteilung aller gez&hlten Wohnungen nach
den drei GröfieniihMBen, sowie die der Kleinwobnungen nach der Zahl
der Baame. Die Ziffern der Spalten 3—5 weisen erhebliche Schwan«
kungpn auf^ ea bestätigt .sich hierbei, daß die Uäumezahl an sich —

•

ohne Berücksichtigung des Haastypoa and des Wobnungsgrundrisses —
kein hinreichendes Urteil über die Wohnverbaltniaae gestattet; s. oben
S. 181. Wegen der groBen JSahl der Mittelwohnongen in einMlnen
Staaten a. savor. SUrke Abweichungen selbst tmtec benaefabarten Ge-
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Tmb»U« lA.

ileichsw oh n u n gsz ii Ii 1 u n g vom .il. Mai 1918.

Die Wohnungen nach Grüiienklatiisen.

8ta«t
Gezählte
Woh-
nungen

Von 100 Woh-
nuugi'n waren

Von 100 Kleinwohnnimm
hatten

i I SSm ä
S 5 9
" s 1*1

! « IT nur

K&cb«
. .

1 Wobnnuini 2Woluirlain4^ Woha-
._ rnii mn

ohnf mit
E&cb«|KOchr

ohne rnil

1 2 A no V 7 8 9 10 11

54,5 30,5 14.9 0,7 9,2 26.9 ^ 8<> 48 5 ')8

Bayern ...... G27 73-J 45,1 37,0 17.9 0,3 10,9 12,1 23 3 43,8 Q 6

Sachsen ..... 45.3 40,0 14,7 0,0 6,1 2,2 1 30 0 41 R
WarttmnbMy. . . 311 ü^C) 27,0 55,1 17,9 ^ fto,\i 5 1 803 1 4

Baden ...... 255 627 39,8 42,1 18,1 0,0 5,8 16,1 3,9 73,3 0,9
123 443 35.8 45.5 18.7 0,0 4.4 12.7 4,3 77,2 1.4

Meekl«nbiii]K-Schwenn 64 374 45 s 37.9 16,3 4,3 15,5 75,1 1.1

„ •StreliU . 10680 55,8 29^3 14^9 3,7 30,8 2,4 62.3 0,8
SAchsen-Weiflur . . 67300 34,3 44.9 2U,8 8,6 9,3 20,0 52,0 10.1

Oldonburg .... 51 833 31.3 13.9 21,8 0,0 2,5 iä7 5,7 79,1 2.2

Braunitchwei^ . . . 67 251 19,7 ö(i,3 24,0 6,1 9,5 11,8 ÜÜ,4 (i2
SidUMl'Meininf^en . . 33 438 42,0 41,4 16,6 0,0 8,3 7,5 24,7 46.1 13,4

ff •Aiteoborg . .

„ -Golraif-Ootfa«

3235« 39,8 43,7 16,5 6,7 7.3 22,2 49,6 14,2

38628 29.4 50,2 20,4 7,2 7.9 18,4 56,2 10,3
Anhalt 57 187 52,5 33,3 14,2 0,1 6,3 13,1 6,8 70,4 3.3
Schwarfburg-Sondernli. •

und Uudolsladt . . 1 7 3'JH 30,3 46,8 22.9 7,9 8.0 17.4 55,6 11,1

Rflttfi ft. u. L, . .

Lippe n. Sdmimlk-L.
47 042 61,9 27,6 10,5 11,2 6,3 33,2 39,4 9,9
'12510 30,3 45,0 21.7 0,1 3,8 6,6 17,4 59,8 12,3

29 077 37,5 44,8 17,7 4,1 6,1 6,8 81,2 1,8

Bremen ..... 76 932 29,2 5J,8 19,0 0.0 3,7 11,3 6.2 76,3 2,6
Hamburg 285 314 35,0 47.7 16,7 u.o 1,3 10,0 0,8 87,7 0,2

Eliaft.Loihring«i . . 169 444 39,7 *3,0 173 0,1 16,1 4»» 71^2 2.2

Staliiliieh« Amt des DwtMlMn Roiebt.

bieten Migen aneb die Spelten 8—10; ein Brgebuis, en dem die Art
der Aufnahme und der Z&hlung wohl nicht ganz unbeteiligt ist. Bezüg-
lich der KleinwohnuniL'pn in» bei den cinr;iTimigon Wolinungen dfir Spalten 6

und 7 die Wohnung^besetzung zu beachten — ob einseilebende Personen

oder Familien; s. nSebsten*"Alwats, Berlin and unten 8. 197.

Die Entwicklung des Wohnungswesenfl unter dem heutigen Bau»
System zeigt für B e r 1 i n fol^'ende Ziffern ; Nach der Gniiidstürk.'iaufnahme

von IBOö bestanden 4452 Wohnungen mit 729ö Bewohnern nur aus

einer Küche; von diesen hatten 143 eine Bewohnerschaft von 5 bis

12 Personen. 2119 Wobanngen mit 6696 Bewohnern betten kein beii-

bares Ziimner; hierunter waren 187 Wobnungen ans einem einzigen

uiihei/.hareii Zinuner bestehend mit 5^— 11 Bewohnern. 34 254 Woli-

nungen mit &3Ü6d Bewohnern bestanden nur aus einem heizbaren Zimmer
ebne jeden Nebenrmnm; 645 dieeer Wohnungen betten eine Bewohne«^
zahl von 5— 10 Personen. Wobnungen der Hauptform von einem heiz-

baren Zimmer mit Köche ohne weitere Nebenrftnme waren 189018 mit

620198 Bewohnern vorhanden; .unter diesen wurden 41846 ge3(&hlt mit

6—18 Bewohnern. Hienu treten nodi S6586 Wohnungen der gleidien

Form von einem beieberen Zimmer und KUohe, jedoeh mit 1>~>2 nicht
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haisbaren NabeorftniDeD, and einer BewobiierMliaft von 101 717 Personen»

Insgesamt umfafit diese UntorBtufe der Wohnungen, die nur 1 heizbares

Zimmer oder nur unheizbare Zimmer besitzen, im Jahre 1905 788809
Bewohner. In diesen R&omen wohnten 25424 Familien mit Schlaf-

leuten, 8609 Familien mit Zimmerabmtetem und 108 mit Schlafleuten

und Zimmerabraietem aagleieb. In den Wobnangen von 1—2 Bftnmen
allein wurden 424fi Zimmerabmieter und 85 754 Schlafloute gezahlt

(Statist. Jalirb. , 31. Jalirj^ , S. 145; GrundstUcksaufnahine von 1906,^

8. 57 u. 94). — Naüh der Zählung von 1910 befanden sich in den Woh-
nungen Ton 1—2 Baumen (Stube und Ettebe) 20645 Hanabnltunges
mit SchlaHeuten, 8 1 43 mit Zimraerabtnietern und 86 mit Schlafgängem
und Zimmerabmietem zugleich; bei der Wohnung von drei R&umen (Stube,

Kammer und Küche) waren die entsprechenden Ziffern 28272, 14090-

nnd 665.
*

Einen genauen Vergleich mit diesen Zählungen und einen gutea

Einblick in den Stand der Volkswohnung ermöglicht uns die Tabelle 16-

aas der jflngBten Eriiebung vom 81. Hid 1918:

TabeU« 16.

Stadt Berlin. Die bewohnten Mieterwohnungen ohne Ge-
werbertitine, bis zu 4 Wohnrtnineii. 81. Mai 1918.

MicfpreuklMMn

Mi

C

ilj

Fterwo

)

JS

M

a

bnungen

1

Kl

ohne Oe

1

1

leb«

wertier

o
a
ja
o

1

ftume mit

2

8

*

o

1

. Wohn

3

1

Ctteho

ohne

^

1
man

4

1

KDche

Bis 100 M.
Über 10ö~ 2fXi „

„ 20Ü- 300 „
», 300— 400 ,.

„ 400— 500

„ 500— ÜüO

„ 600— 800 „

„ 800-1000 „
n 1000^1900 „
„ 1200-lliOO M

27
24
14
5

481

B303
24ti

1(

11

2

838
27 500
6980
303
48
6

99
7 691

113417
58 355
2 9Rt

J4b
9

10
498
674
420
256
137

48
5

2

2
1 (m

18 133

58 499
62 801

2ü Ü75
4r)H

93
2
1

4
24
37

42
50
15

5
3

31

772

3 212
7 245

1". 115
20 073

4 505
416
92

1

3
2
1

n

8
8
1

1

36
174
534

o '.>27

1 1 757

8 661

2 423
838

1430
45 089
140 307
121 036
73 949
4G 763
36 4t)0

13 287
2854
937

70 ^062 35 675 1S2 703 20ö0|l74154 243{61 461 33 26661 482112

AIb WohnrlnBe stillen Zimmer, Wohiikainmem und Alkoven, aber nidit Kftdien.

Statistisches Amt der Stadt Berlin.

Gegenüber dem Jahre 1906 weist die eiiiräumige Wohnung in

Berlin eine starke Vermehrung auf; sowohl die aus einem Kaum ohne

Ktfdie (Wehnkttdien), wie die nur am einer Kttcbe ebne weiteren Beum
beatehenden Wohnungen bnben zugenommen. Aus diesem Umatand er-

gibt sich, daß liipr fTf^'^n^ber dem oben ^'escliilderten Stando von 1905
keine wohnungätechuische Verbesserung stattgefunden hat; andererseits

wird men aua den Zahlen nicht unbedingt auf eine allgemeine Ver>
schlecbternng ediliefien mfleaea, inaofam ea aiob bei der einraumigen

Wohnung inm Teil um Abvenmetung an aUeinatebende Pereonen
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Damentiich KüHtungaarbeiter (s. uotea) bandeln mag. Die VVobnung
von Stabe nnd Kflcfa« tMbraptet in abwlaten Zifiern ihre alte SteUung,

seigt indes, keine weitere Zunahmei wobei allerdings zu bemerken ist,

daß infolge des Wegfalls des Begriffs „heizbares Zimmer" eine Ver-

scbiebnng der mit eisern nicht heizbaren Nebenraum ausgestatteten Klein-

wehDvag necb der Oberstufe eingetreten ist. Hinsichtlich der Ifletpreise

amfasaen Mai 1918 die Stufen von 300—500 M. mit rund 200000
Wolmungen bereits den Haupttoi! der eii:ontliclieii Kleinwohnung. Eine
größere Bedeutung besitzt noch die Stufe von 600—800 M. Seit Mai
}918 hat auf dem Gebiet der Kleinwohnung und der kleiitea Mittel»

Wohnung eine erhebliche Preissteigerung stattgefunden, so dafl die Zahlen
der Tabelle 16 in dieser Beziehung überholt sind. Von wesentlicher Be-
deutung ist endlich, dafi die Berliner Kleinwohnung an sich einen wenig
günstigen Wobnungstypus darstellt; vgl. über die Eigenschaften der

Haasform unten § 67 f.

Für München gibt Prof. Max v. Gruber nach den "Wolmnngs-

erliebungen 1904/07 folgende Zahlen: „30% Her gesiimten Müticbener

Bevölkerung leben in Wobnungen mit ein und zwei „Wohnräumen*^
'(Zimmer, Kammer, Küche), 48% mit ein höchstene drei Wohnrftumen.
In den eigentlichen Arbeitervierteln, wie im 18. Bezirk, Bteigen die

Prozentzahlen auf 52 bzw. 77%. Ein Viertel aller Münchener hat

weniger als 14 cbtn Schlafraum; im 18. Bezirk müssen rund 39% sich

mit einem so geringen Lnftknbas begütigen. Ein Viertel aller Httnchener

WohnOSgeii sind , Teilwohnungen', d. h. Bruchteile einer Familien"

Wohnung. Rund Ö9% all<^:- pinrni]rriij:en, nnd 49**;', nllcr 7.\veiriinTTi-cf>n

Wohnungen sind derartige Tetiwohnungen, und man kann sich ausmalen,

wie sehr die Misere in diesen kleinsten Wohnongen dadurch eiscblrtt
wird. Rund 80000 Mensehen wohnen so in Manchen. Dasn kommt
noch, daß ia den Bezirken, wo die breiten Schichten wohnen, ein großer

Teil der Wohnungen Schlafgftnger zu beherbergen hat. Dies trifft z. B.
im 15. und 16. Bezirk bei rund einem Sechstel aller Wohnungen sn.

Am grellsten werden die Wohnnngssustande vielleicht dnreh die Tat-

sache beleiuhtet, daß rund 17 000 Münchener unter Bettman gel leiden.**

Beilage (icr MUnchener Neueston Nacliricliten vom 7. Juli 1908.

Bezüglich der Abmessungen der Wohnungen von verschiedener
OrOfienklasse nod Stadtlage ist der Fflrther Statistik von 1906 ein

bemerkenswerter Vergleich zu entn^men zwischen drei Bezirken ent-

gegengesetzten Charakters, nftmlich einem aU(?tädtiscben Bezirk (2. Bezirk)^

einem Wohnbezirk der besseren Klasse (17. Bezirk) und einem neuen
Arbeiterviertel (20. Bezirk). „In den neaeren Stadtbesirken, so c. B.
dem 20. mit seinen ?.ahlreichen Kleinwohnungen, überwiegen die Zimmer
von 10—15 qm (mit 41,0%) und die kleineren fmit 34,B— J^H'^ ,) rlnrrl,-

aus, wogegen die größten Räume hier noch seltener vorkominen, als

in dem eltetftdtlsdien 2. Bestrk*' (8. 26). l>ie RaamverhaTtnisse sind

hinsichtlidi der Bodenfläche der Mietswohnungen in dem Neubaubezirk

sogar ungtlnstiirer als in dem altstädtiscben Bezirk. Nur in der Be-

rechnung nach Kubikmetern scheint infolge der Steigerung der Zimmer-
höhe eine Loftraumvermehrung vorzuliegen; doch ist zu beachten, daß
dieser Zuwachs von sehr sweifelhalter Bedentang ist Die Steigerung

dw ZimmerhOhe schafft einen stagnierenden Lii^wltafel oberhalb der
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Feristeroberkaute, der in den KleinwoltuuugeD, iosbeaondere bei dem
MaDgel an Querlfiftnog, nur oIimo geringen hygienisch«!) Wert betitet,

VgL den Abdruck der Tab., Hmdl».» 8. Aufl., & 184. — In Oberein-

stimmtm^' !)ierinit hebt die Wohnnngsntitersnchunf^ der Ortskrankenkasse

der Kaufleute Berlin (bearbeitet von Albert Kohn) für 1911 und 1912
hervor, daß die Verschlechterung in der GrOfle der Wohn> ond Aufent-

haltar&nme mit der Neubautätigkeit zusanuneazohftngen scheint und
zurückzuführen int auf den Umstand, daß die Räume der Kleinwohnungen
in den •neuen 8traüeii/Ur;en immer kleiner werden; a. ». O. 8. 14
bzw. 22. Vgl. auch oben S. 17-1.

§ 43. Über die Bautätigkeit in den deutschen Städten werden

seitens der einzelnen städtischen statibüsclieü Ämter regeloiutiig Bo-

richte herausgegeben, die die Gesamtxabl der Neubauten, die Zunmerzahl

der Wobnungen, sowie znin Teil die Zahl der durch Abbräche in Weg-

taH gerateneo Wobnuogen umfusen, wahrend das Beichsstatistisehe

Amt jährlich ZuBammenstellungen der ermittelten Ziffern verOffentliebt

Wegen der an das Itongewwfoe zu stellenden Ansprüche ist es von

IntereSBeii die Leistungen der Bautätigkeit vor dem Kriege in einigen

Ziffern zu verfolgen. In Berlin betrug vor Kriegsausbruch die Zahl der

Melle 17.

darunter KlelnwohaoBfn
diudi AtabieohA wmnhll«ii

1913 4 380 3561 889
1912 7508 »041 1439
1911 6064 4 774 1 'i::2

1910 5 930 4 778 1501

1909 6499 5 386 1048

1908 11 156 9347 1977
1907 14110 12059 1691

1906 S2303 18863 1503

Die Wohnnngsprodnktioii iet von lim auf 1909 von rund 22000
auf rund 6B00 Wolinnnjxen, bei den Kleinwolmunf^pn von rund 19000
auf 5400 Wohnungen gefallen; bis 1912 erfolgt ein AuftJtieg, dem sich

1918 wiederum ein scharfer Rückgang anschliefit. Dafl hier Einflösse

maflgebend sind, die völlig anfierhalb des Bangewerbes stehen,

sollte eigentlich keines Beweises bedürfen. Die im Stadtkreis Berlin

für die Bebauung verfügbaren Geländefiftchen hegen im Norden und
Nordosten, ü. h. lu Bezirken, die vorzugsweise für die Errichtung von

Xleiowohirangen in Betracht kommen. — Ober ähnliche Verhütiiisse,

sowie den Ge^^ensatz zwischen Baut&tigkeit und Bedarf in Berlin^SehdUe:

borg vgl. Statist. Monatsberichte, Schöneberg, 5. Jahrg., 8. 37.

In Dresden ergab die Wohnungsherstellung 1904— 13:

1904 1905 1906 1907 1906 1909 1911 1912 1913

4061 2834 1746 986 881 1067 2471 1930 2404

nenerstellte Wobnungen. Die Bautätigkeit ist hier also in dem Jahr-

fünft 1904/08 anf etwa «in Pflnftel svrttokgegangsa; nach 1908 seist
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©in Anffltieg ein, wäliiind in Berlin der Abstiefi eintritt. Tn Breslau
zeigen die Ziliern der oeoerrichteten Gebäude folgende iSobwaDkungea

:

1904 1906 1909 1912 1913

Uauptgebtaa« 209 229 129 240 151
Nebengebftad« ......... 91 57 8 10 6

In den (bis in die Kriegsjahre durchgeführten) Zusammenstellungen
der Bautati^'kf'it in Deutachland snrhte das Statistische Amt der Stadt Oöln

das Verhältuis zwischen VVohnungsbestand und Bautätigkeit ermitteln,

wobei sieh im eioselneii (so für 1008) ergibt, daB starker Wobniiiigs-

BUgang mit reichlichem Wohnungsbestand nirgends zusammentrifft, wäh-
rend die Mehrzahl der berichtenden Stftdte sohwaohen Zugang bei

ungenügendem Vorrate aufweist.

Klagen fiber die Wohnnngsnot bildeten in der Zeit vor dem
Kriegsaasbmeb eine ständig wiederkehrende Abteilung in den Beridhten
über den Wohnungsroarkt. In dem Abschnitt l'jn? his^ 1914 werden

in geradezu drastischen Schilderungen aus allen Teilen Deutschlands

die HifisUinde des Wobnnngsmangels gemeldet. Oroflstidte imd Ifittel-

sttdte sind in gleicher Weise vertreten. Es sind betrttbende Urkunden,
dip sich hier Jahr für Jahr anhäufen. Die Einzelheiten, so ergreifend

Sie sind, wiederzugeben, müäHen wir uns schon mit Rücksicht auf den

Umfang der Angaben versageu. Die schlimmste Seite dieser Verhältnisse

erblicke ich flbrigens nicht in den bedauerlichen Einzelerscheinungen —
Unterbringung im städtischen Obdach, Abweisung kinderreicher Familien,

willkürliche Kündigungen, Mietssteigernngen — , sondern in dem allge-

meinen, ständig u u befriedigenden Zustand dieses grundlegenden

Gebietes unserer inneren und socialen Bntwioklnng. „Vorabergebender
Mangel an Wohnungen kann wohl nie verhindert werden. Anders ist

die Sache aber, wenn epi sich nm andauernden Wobnungsmangel,
wie la unserem Fall, haoduli." Bericht des hessischen Wohnungsiuspek-
tors fttr 1912.

Eine beachtenswerte Ausnahme verzeichnet der bayrische Zentral-

wohnungsinspektor Dr. Bergmann in seinem Bericht von IfllO für

die 8tadt Kaiserslautern, «der wegen des hervorgehobenen Zusammen-
hangs swJseben Bantttigkeit ttbd Hansfprm Anfmerksamkeit yer-

dient. „Zu der günstigen Lagt des WohnungsmarKtes mag neben

örtlichen Holzbozugsentschädignngen und billigem Baumaterial nicht

wenig der Umstand beitragen, daß dort trotz der bedeutend gestiegenen

Bodenpreise dooh nodi das kl eine swei" bis dreigeschossige Miets-
haus vorherrscht, sogar das lÜn- und Zweifamilienbaus sehr stark

vertreten ist, daß eine alteingesessene Industrie mit einem ansehnlichen

Stamm besser gelohnter Arbeiter besteht, in denen das Bestreben, sich

ein eigenes Hans sn erwerben, sehr stark entwickelt ist. Diesen ist

anch der Erwerb nicht so schwer gemacht, weil die Anzahlungen nicht

so groß sind wie bei hohen Wertobjekten und die Aufbringung der

zweiten Hypotheken keinen so großen Schwierigkeiten begegnet" (a. a. O.

8. 41 ). Auf die gleichen Zusammenhänge in der Bautätigkeit wurde seitens

der Vertretung einer Hypothekenbank a. a. O. 8. 41 n. 46 hingewiseen.

§ 44. Infolge der Kriegsereignisse ist die Neubautätigkeit fOr

privUe Beehnniig seit lütte d. J. 1914 stark zorfickgegaDgen, wihrand
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zugleich innerhalb des Woiumugsmarktes bedeotende Verschicbuugea

eingetreten sind.

Seitens den Keicbsstatistischeu Amtes werden jalirlich (ala Sooder-

b«ilage au dam Beiebsarbeitoblatt) Berieht» ttb«r BaaUtigkeit und Woh-
nuDgsmarkt veröffentlicht. Die Berichte für 1915 (bearbeitet von Dr.

K. Keller) und 1916 (Dr. Rudcb) hatten begreiflicherweise einen

raachen und auf Grund der Kriegsverordnungen stetig zunehmenden
Rttckgang der Nenbauten an veraaichneii. Die ZtuanmenatellaDg für

d. J. 1917 (Sonderbeilage Nr. 6, 1918, Bearbeiter Dr. Rathen an)

ergibt eine weitere Abnalinie f\pr yirivaten Bantatii'keit. Den größten

Zugang hat noch die Stadt Ji^eo mit 6iO VVobnungen (ge^'on 908 i. J.

1916) anfenweiaen; es folgen in weitras Abstand Danzig (218), Frank-

furt a. M. (212), Dresden (125), Königsberg (116) nnd OBln (III),

während in den übrigen Städten die Zahl der Neuwobnung;cn hinter 100

Burtlckbleibt und in einer üeihe von Stftdten (Barmen, Berlin, Steglitz,

Wilmersdorf, Bochum, Elberfeld, Ffirth, Hindenburg, Mainz, Saarbrücken,

WieaVaden) keine Nenheratelinngen gemeldet werden. Die Zahl der

Baugenehmigungen ist in 21 berichtenden Städten von 640 i. J. 1916

auf 112 i. J. 1917 zurtlckgej^angen. Insf^psfiynt zei^l in 37 Stftdten,

deren Angaben vergleichbar 8ind, die VVohuungäheräteiluug 1912/1917
folgenden Verlanf:

1012 1913 1914 1915 1916 1917

01385 45 290 32330 13171 4685 1712 eibante Wohnongea

Zu den obigen Ziffern einzelner Städte seien noch erwfthnt:

BAwItn nmeriMuM darunter diutb AbbrOck« nmmmA^m aonerbwil«
Wohnung« KMnwohnungMi muMOmM i^reaoen Wohnungm

1914 1817 1435 370 21(52

l'J15 733 bm 44 627
1U16 . 203 156 80 321
1917 16 23
11)18 34 13

Wflhreiid die 'Kurve in der Bautitigkeit stetig abwSrtB Terlänft»

zeigt sie dagegen aof dem Wohnangsmarkt in deo Krieg^ahrep einen

Wechsel der Ricfatang. Die Jahre 1914 und 1916 brachten znnficfast all-

gemein ein Abflauen der Wohnungsnachfrage und dne Zunahme der

Leerwcbnongen, eine Reihe von Städten mit bedeutender Kriegsindustrie

ausgenommen. Im' weiteren Verlauf d. J. 1915 trat bei Kleinwohnungen

zumeist ein Stillstand oder auch ein ROckt^jint,' in den Leerwohnungs-

ziffern ein. Das Jalir 1016 brachte, nameutlicli in den Großstädten,

einen giiiiistigen Fortgang der Vermietung von Kleinwohnungen, bis

in d. J. 1917/1918 die Nachfrage nach Wohntingen allgemein stärker

wurde und äich im einzelnen bis 2ur „Konjunktur" und deren Waiir-

sehmnng dnrdi die Hauabesitzer Bleigerte. Zn Beginn d. J. 1919 trat

eine weitere VersteUong dee WohnangamarkteB und eme Erhöhung der

Mieten ein.

Mw Zonahme der Learwohnmigaai£[er aeit ICriegsanabradi hatten
i. J. 1917 (nach der vorarwfthnten YerStfeDÜidiinig des BeiduMtatiat.
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Amtes) nur noch zu verzeichnen die St&dte Altona, Barmen, Elberfeld,

Hamborn, Hof, Leipzig, denen wohl weiter hinzuzuzählen sind Hamburg
(1917 6,4^0 Leerwohnongen), Aftcbeii (1916 7,1 7o) ^md PUvoii i. V.;

ea sind dies zumeist Hafenstädte und StAdte mit (durch Rohstoffe be-

einträchtigter) Textilindustrie. Anderersei t«? hat dagej^en die Gesamtzahl

der titftdte einen Rückgang des Wohnuugsvorrats aufzuweisen, der sich

beionden wlhrmd d. J. 1917 aehirfer geltend mtefat. In einer großen

Anzahl von Stedten ist die Leerwobnungsziffer unter 1,5% gesunken,

wobei eine Reihe von Stedten nur 0|5% bis Stt 0^» (Ludwigshafeii)

Leerwohniingen zu verzeiclinen hat.

Die Wobnungsz&hluug vom 31. Mai 1918 (oben S. 1831. u. 186)
ergibt keine wesentlichen Veränderungen in den Ziffern für die Leer-

wohnongen. Wiedemm beben sich die St&dte mit starker Textil"

Industrie, OoldwareiiiiKlustrie und die Hafenstädte durch eine starke

Leerwohnujifis/.iffer, namentlich bei den Kleinwohnungen, ab. Hervor-

gehoben seien: Hamburg 7,2, Altona 9,8, Harburg 8,1, Bielefeld 3,1,

Barmen 6,6, Xaberfeld 6,8, Hamborn 7,8| Mttaohen« Oladbaoh 7,1,

Aachen 7,0, Buer 6,2, Leipzig 4,7, Plauen 12,7, Pforzheim 11,6,

Wiesbaden 6,9% leerstehender Kleinwohnungen. In den übrigen Städten

dagegen zeigen die Leerwohnungen einen Bestand von weniger als 3%,
wäirend' in einer grofien Anaahl von Stidten die Ziffer anf Brach»
teile, wie 0,6 bis 0,8%, herabainkt.

Ala Ursachen fttr die während der Kriegszeit gesteigerte Nach-

frage nach Kleinwohnungen mögen die folgenden erwUhnt sein: a) Ab-
wanderung aus größeren Wohnungen namentlich infolge des Verlustes

von Angehörigen, wodurch sich die Zahl der Familienmitglieder oder
das Einkommen verringert hat; b) Zuzug von Arbeitskräften nadi den
Stftdtou mit hohen Löhnen und starker Industrietätigkoit ; auch Zuzug
von ehemaligen Landwirten, die ihren Grundbesitz unter Benutzung der

günstigen Konjunktur verkauft haben und in die Stadt ziehen; c) Ver-

aelbständigung von FamilienangebVrigen, die bei den hohen Arbeitslöhnen

ans dem Haushalt der Eltern austreten und sich eine eigene Klein-

wohnung mieten (Hinweis von Professor äil bergleit-Berlin). Es ist

zu bemerken, daß der Vorrat an brauchbaren Leerwohnungen schon vor

d«n Kriege in der Mefarsahl der Städte kein bedeatender war.

Erfahmngagemftfi wird angenommen, dafi an lewatehenden branoh«

baren Wohnungen mindestens ein Bestand von 3% der Oesamtzahl sämt-

licher Wohnungen vorhanden sein müsse, damit einer Wohnungsnot vor-

gebeugt wird (Dresdner Statist. Amt, H. 17, S. 11 f.). In den meisten

dentaohen StAdteo bleibt, wie anvor angegeben, der ermittelte Woh-
nnngavorr»t s. Zt. erheblich hinter dieser Ziffer zurück. Aufierdem aber

erscheint es noch zweifelhaft, ob die gezählten Leerwohnungen auch
tatsächlich für Wohnungszwecke verwendbar sind.

In Berlin hat eine Nachprüfung ergeben, daß ein bedeutender Teil

der aufgenommenen Leerwohnungen (bis «a 45 Vo) ^'^g^^ erheblieher

Mängel leer steht und nicht oder nicht tAaae umfangreiche Besserungs-

arbeiten ,,wohureif" gemacht werden kann. In UbereinstimTnenHer Weise
zeigen die Berichte des hessischen Landeswohnungsinspektora und die

des Bhein. Ver. f. EJeinwobanngsweaen, daß f,die »tfttiatiach ennitfcelto
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Gesamtzahl der leerstehenden Wohnungen für die Beurteilung des

Wohonnp^marktes — insbesondere aber des KleinwoInnmganarliteB

nur bedingten Wert hat. Die Statintik muß Wohnungen mitzähleOf die

inFnlpje üirer T.a^f unil BeHt haffenheit nnvermietbar sind, sowie . solche,

die wegen ihres Preises oder aus anderen Gründen für die Naohirage

nicht in Betracht kommen". (Arcb. f. VoUnwoUf., Nov. 1909, 8. 67—68.)
— Vgl. Uber die Ursachen des Leerstehens von Wohnungen die Er-

hebungen des Cöliier Statist. Amtes, abgedruckt Zeitschr. f. Wobnnnga^
weeen, XII, 1914, S. 827.

Fttr die Ermittlung des Bedarfs an Wohnungsneubauten ist nicht

die Bev0lkernng8sunahme sohlechtbin, sondern die Vermehrung der Hatis-

haltungon in Betracht zu ziehen. Im Durchschnitt der Jalire 1905 bis

lf*U) hatte Deutschland einen jiUirliohen Zuwachs von 198109 Haus-

haltungen (Familienhaushahungeu ; etnzellehende Personen ungerechnet);

dem Keubedarf sind die durch Abbruch wegiaileuden oderersiatzbedürftigen

WobnQDgen mit etwa 40000 binsafturecknen, so daß sieh in normalen
Jahren eine Gei^aniTziffer von 240 000 ftlr den Wohnunganeubau erpibt.

Der Anteil der Klcinwolmutifien wir<l liierljei auf etwa 20(>(X>0 Woh-
nungen zu schätzen sein. Von Job. i'eig wird der jährliche Neu-

bedarf an Wohnungen der veFSebiedenen GrOfienklassen anf 2QP000 und
die Zahl der eryatzbedürftigen Abbrttche auf 96 000 angenommen, ins-

gesamt auf 206 000 Wohnungen, von denen etwa 2200O0 auf die Klein-

wohnungen entfallen; Feig u. Mewes, Wohuungspruduktion, Güttingen

1011, 8. 10. — Daft fflr den Bedarf an Nenwobnnngen in einer Stadt

in der Hauptsache die Zahl der Eheschließenden, die einen Haushalt

nen begründen, Russchlaggebend ist, wird von BrUsdi weiler. Woh-
nungsmarkt in Zürich 1914, hervorgehoben. Indes führt die hlhe-

Bchliefiang nicht immer »r Begrilodung eines' nenen Hanshalte bsir.

zur Nachfrage nach einer neuen Wohnung; dies ist nicht der Fall bei

den Ehen von Verwitweten und Geschiedenen. Hier wird sogar öfter,

wenn beide Teile zuvor einen Haushalt besaßen, durch die Ehe eine

Wohnung in Wegfall kommen (die Wiederverheiratung umfaßt ca. 10%
der Ehesehli^nngen). Anf dem Lande (snm Teü aneh in den Stftdten)

nehmen ferner die jungen Rhelente öfter keine eigene Wobnong, Sondern

ziehen in die Wohnung der Eitern. — Wegen des fHr die Neubau-
tätigkeit erforderlichen Kapitals und der Kapitalzufuhr s. unten V. Teil.

Die Baiitfttjgkeit unterliegt in Deutschland außerordentlichen

Schwankung^, ivie sie sich ähnlich bei keinem zweiten, ein regelmäßiges

Bedürfnis versorgenden Gewerbe finden. GemJtß der Offenkundigkeit

aller Voraussetzungen wäre ^^rrair hei dem naiif?cwcrl)e eine wirt-

schaftsgeniäße Abwicklung des Betnt;hes anzunehmen; in Wirklichkeit

bewegt es sich zwischen Perioden der Überproduktion und der Stockung,

die zudem häufig im Gegensalz zu der allgemeinen konjuukturgomäßen

Lage verhmfen. Unser Baugewerbe ist wohl das einzige große Gewerbe,

das gleichmftBig unter der günstigen wie nnter der ongOnstigen Wiit-

sdiaftakoDjnttktQr zu leiden bat; es versagt pUHsUeht wenn sone Tfttigkelt

am meisten erfordeilicli ist, in Zeiten wirtsehaftlidien Anl^wongs; es
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ist ebensowenig imstande, seinen Betrieb in der Periode eines wirt-

schaftlichen Niedergangs aufrecht zu erhalten.

Die ünadieii sind oben S. 136 orörterl worden. Die Bautätigkeit

Ungt davon ab, dafi ziinlcfaBt fOr die hoben fietrflge der Fordenmg

des Bodenapeknlanteii und des Bau&tellenbindlera das Kapital gefunden

wird. Hfordoreh ratstehen die StednugeB aowobl in der wirtadiafUiciiai

Hochkonjunktur, wie audi in den Zeiten des Niedergangs. Gegenüber

den gesteigerten ABsprMum. und den Aufgaben, die sich aus den

Kriegsereignissen ergeben, ist es sicher eine gebieterische Forderung,

(laß die Erfahrungen der letzten Jahrzehnte berücksichtigt und die Bau*

tätigkeit leistungsfähig gestaltet werde.

V-^l. noch die oben S. 133 wiedergegebpnen Darlegungen von K.

Baschwitz, wonach die DurchscbnittsbObe der Mieten ohne Belang

ist für die Anregung der Bautätigkeit. Daß es sieb bei der Woh-
BQDgMfrage in Dentaobland nidit allein und nicht einmal in der Haupt-
sache um den absoluten Mangel an Wolinnngen. sondern vielmehr um
die ungenügende Form der vorhandenen Wohnungen handelt, wurde
oben bereits erwähnt.

8. Einkonmeii und Mieta

§ 45. Für das Verhältnis des Ebikommena cur Miete wurde von

den Bmliner Statistiker Scliwabe im Jahre 1867 die unter d«n Namen
Scbwabesches Oesetz bekannte Begel anfgeeteOt: ,Je ,firmer jemand ist,

desto grOfier ist die Summe, die er im Verhältnis zu seinem Einkommen

fllr Wohnung verausgaben mufi"; ein Satz, dem bente meist die Form
gegeben wird: Von dem Gesamteinkommen muß regelmäßig ein um so

höherer Prozentsatz ffir Miete aufgewendet werden, je niedriger das

Einkommen ist. In den unteren Einkommensstufen bis 2(X)0 M.

erfordert (um das Jahr 1914) die für die Miete zu leistende Aufwendung

in Deutschland bei der städtischen Bevölkerung meist 20

—

2.t% des

Einkommens; während als wiriscljaftsgemäß zuULsaiger Anteil 16'/« bis

147i% (Ve

—

Vi Einkommens) bezeichnet wird; vgl. dagegen unten

Teil Vm.
AI» Schwabe seine Untersuchung vornabui, herrsclite in der

Wiaeenscbaft die dem obigen Lebreats entgegengeeetste AnSbmang;
Sd. Sagel war der Meinung, dafi in den unteren, mittleren und oberen

Klassen der Miotj^aufwand die gleiche Quote, nämlich I^^/q des Ein-

kommeuK, beanspruche, wahrend W. Roscher sogar die Ansicht ver-

trat, dali mit der Hshe des Einkommens auch die erblltniamaBige

Omfie der Ausgaben für Wohn an g, Bedienung und Oeselligknit zu-

nimmt: R. K u c 7.
3* n k ;

,
Einkommen und Miete, S.-A. Vierteljahrs-

bericbte des Statist. Amteü der Stadt Schöneberg 1910, 2. Heft. Die

Arbeiten Beb weites gaben die Anregung zn einer Reihe weiterer

üntersncbnngea in varaobiedenen Stidten, deren Eigebnis Kncsynaki,
Cbtrttaat, HuriUMdi dci WctaMgMKMM. «. Avil 18
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a. R. 0. S. 74 dahin zuHainmenfaßr : ,,Wa8 Schwabe 1867 für Berlin

fand, hat »icii iu der Tat auch im w6Bentlichen bei alleu aachfolgeoden

üntorauebangeii geieigt: je niedriger das EänkaoomeD, desto höher die

Miete. Dio Richtung aber, in der sich die Entwicklung im wesentlichen

bewe^'t hat, ist deutlich erkennbar: die Mietsquote ist bei den kleinen

Einkommen gestiegen, bei den großen gesunken!"

Nach der anl volkewirtschafdicheo nnd vergleichenden Unter-

suchungen begrOndeten Annahme, daß ein Sechstel doa Gesamteinkommene
für ^fietG atispjej^eben werden könnte, berechnet Landeswohnungsinspektnr

Gretzschel das Verhältnis von Einkommen und Miete für die hessischen

St&dte mit dem Ergebnis: „Es haben also in den kleineren Städten
60— 70*/o, in den grttfieren 80— Sö"/© der Eiukominensteoerpflichtigsn

ein F^mkommen, aus dem sie das durchschnittlirhe Minimum an Wohn-
raum nicht bezahlen könnten." (Jahresbericht ld06, S. 20). Siehe

die gleichartigen Ergebnisse in den Jahresberiditen 1910/12, S. 28!.

Ftlr die grofletftdtiscbe Bevttlkerang nntersacht R. Enesynski
das .'VerhiUtnis von Einkommen und Miete in Berlin-Schrmeberg im
Jahre 1906. T-n den statistischen Grandlagen ist zu bemerken, daß

,,ein6rseit8 das versteuerte Einkommen h&ufig hinter dem tatsächlichen

Einkommen inrddiLbleibt, w&hrend andererseits die gesablte Miete hftnlig

Uber den fttr die Befriedigung des WohnungsbedUrfnisses yeranagabten

Betrag hinausgeht. . . . Andeierseits ist durchweg als versteuertes Ein-

kommen der höchste der betreffenden Stufe entsprechende Einkommens-

betrag (also z. £. bei der Stufe 900—1050 M. der h4)ohste Sats von

1050 IL Einkommen) aogesetst worden; infolgedessen dürfte das als

versteuert angesetzte Einkoinmen vielfach etwas liüher als das tat-

sächliche sein'S Die Statistik zeij^'t das auch in anderen Oroßstildteu

festgestellte Ergebnis, daß „die ärmere Bevölkerung einen außerordent-

lich hohen Anteil des von ihr versteuerten Einkommens für Miete anf-

endet. Selbst nach Ausscheidung aller Wohnungen, die mit Gewerbe^
räumen verbunden sind, und aller Haushaltungen, die zur Aufnahme von

Öchlafgängem oder Cbambregaruisteu eine größere Wohnung genommen
hallen» witde der Anteil der Familien, die bei einem versteuerten Ein-

kommen bis zu 1200 M. mehr als ein Viertel des Einkommens für Miete

ansj^eben, sicherlif^b nnch mehr als drei Viertel der Oesamtzahl be-

tragen". — Bemerkenswert ist, daß auch bei dem i. J. 1906 zu den

gutgelohnten zahlenden Arbeiter mit einem Einkommen von 1800 bis

2100 M. der Aufwand Ittr Miete bei drei Vierteln der Berlin-Schöne-

berger flaimlialtungen mehr als 24*/,,, fiir ein Viertel sogar mehr als

88% des Einkonunens ausmacht. Erst bei dem Einkommen von 3000 M.
aufwirta geht der Prozentanteil des Mietsaufwandes starker nurddc, nm
bei den höchsten Steuerstnfen auf 5 bis 6% fallen; Vierteljahrs-

bericht der Stadt Berlin-Scliöneberi!;, II, 1909. Vgl. hierzu die Ab-
liatidlung WohnungH<;rölie und ^liete. a. a. O., III, 1910, H. 8 (die

kleinsten Wohnungen sind im Verhältnis die teuersten). ,

Das statistische Amt der Stadt Brealan verVffentlidit eine ünter-

snchung, die für einen Teil der Einwohnerschaft da» Verhältnis von
Einkommen nrid Wohntingsmicto, sowie die von 1880 biß 1900 ein-

getretenen Verschiebungen berechnet. Zum Zweck der Erlangung mög-
lichst reiner VerhUtnissilfem sind von'dw AvasAblang die Mietewolurangen
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mit gewerblicher Nebenbenutzung, sowie solclie mit Untervermietung auf-

geschlossen worden: ferner sind die Fälle, in doncii mehr als ÖO^/q des

EiDkommeoB für die Wohnung ausgegebeu wurde, Hämtlich weggelassen

wordeo. Auch nn» Reih« andenr FiUe mufito aasgeachiedai werden.
Dia Stotistik umfaßt mit ihren 49166 Fftlleo etwa ein Viertel der
etenerpflicbtigen Bevölkerung.

TabsU« 18.

. Eiokommeu und Miete. Breslau 1880 und 1900.

1880 1900

Stufe ItfnIpiMmmMilYT f f»VMUffITH Zahl
der

nittl.

in-

nmen

Sc .2

c c 2
« Ed £ Zahl

der Durch-
Bchnittl.

:

Ein-
kommen

1
rch-

nittl.
iete

e e S

2. a
9

FlUe
1

^ H; o S 6 K&lle ^
1

.2 "O E

M.
1

M M. M. M.
1 bis 420 15571 379 110 28,9 6 IM 329 105 31,8

2 420— 600 824 537 137 25,0 7 301 • 567 151 26,6

3 600- 900 6 800 605 130 21,5 10809 788 177 22,4

4 900- 1200 3 126 1039 218 21,0 7 248 1055 211 20,0
fi ] 200- 1 bCO 2 004 1 326 264 \\\9 3 474 1 :mt 209 20,0

6 1 500- 1800 1 132 1 »333 339 20,8

19,1

2 072 1 654 327 19.7

7 1 800— 2 400 1 543 2 099 40O 2 8(K) 2 104 423 20,1

8 2 100- 3(JOO 1 170 2 701 532 19.7 2086 2 700 .no- 18,7

9 3 i .KKJ - 3 im 724 3 3U4 655 19,8 1 341 '.') 3ä2 5tj7 16,9

10 3 6^>0- 4 80< ) 693 4 155 762 18,3 16<i7 4 155 653 15,7

u . 4800- 6000 376 5350 979 18,3 988 5 346 801 15,0
12 6000- 9O0O 613 7393 1196 16,2 1 333 7 344 973 13,3
VA n fxx)-12 000 187 10 4SS 1434 13,7 t>44 10 366 1169 11,3

u 12 000—15000 S3 13.UC 1677 12,5 337 12 892 1315 10,2

If) 15 000—18 OfXi 39 16 550 1723 10,4 212 16 384 1506 9,2

16 18000-24000 41 21 106 1978 9,4 232 20 685 1615 7,8

17 24000-30000 83 20631 2269 8,5 14» 27 231 1747 6,4
Ifi 30 ODO—a6 000 10 33 443 2310 6,9 82 :v.i 001 1824 6,6
19 3t» 000—48000 18 41015 2552 6,2 HU 41 499 2171 6^
20 48000—60000 5 51^ 1850 3,6 46 55 305 2465 4^
21 60000-

Qber 100000 6 89941 3050 3,4 101 99 208 2586 2.6

Zu den Eiokommensstufen bis 3000 M. zählen im Jahre 1900
41 924, zu den höheren Stufen 7242 Steuer pflichti^re. Daß die Ziffern

der Stufe 1, trotz der von dem Statist. Amt vorgenommenen Aus-
aebeidnng, nicht die nonnalen Lohn- ond Anfwandsverbtltnisse wieder.«

geben, bedarf kanm der Hervorhebung. Bei dem überwiegenden Haupt*
teil der VeranlagunppT! ^v^ibt sich ein Aufvs and von 22— '20"

f,
den Ein-

kommens, wobei die unteren Schiebten allgemein am stärksten belastet

eind. In den Stufen bis sa 8000 M. seigt eich eine Besserung des

Verhältnisses von Einkommen und Miete bei den Einkommensstufen von

1200, 1800 und 3000 M., v :ihi pnd die übrigen eine — mm Teil recht

fühlbare — Verschlechterung aufweisen. Bei den höheren Eiukommens-
stuien ergeben sich mit einer einzigen Ausnahme durchgängig Ver*

besaernngent die im etaselnea, gerade bei den oberaten Stufen von
großer Bedeutung sind. Vgl. ferner die Ziisanimenetelliing über die

Entwicklung des A'rr!ij\ltniHSPw von Einkrirn?nen und Miete in Hamburg
1882/1901: prozeuiuaier Aufwand in den untersten Einkommensstufen

IS*
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am höcbsteDi bis zu 24% des EinkommenSf wftbreod sogleich diea«r

ProMütsats seit 1888 wwentltcb gestiegon ist. Bei den oberen Btafan

über 3600 M. sinkt der Satz auf 18% darunter, und zeigt femer
in der Entw icklmi^^ von 1882 eine fallpi^dp Ri Lt ing. Mitfpilnngen der

Statistik des Hamburger Staates, H. 22; Soziale Praxis IDOö, Sp. 660.

Ein günstigeres Ergebnis zeigt sieb im Känigreicb Sacbsen bei

einer TeUerbebnng des Jehree 1906, die ohne Binbesiehnng der
Großstftdte das Verhältnis von Einkommen und Miete in einer Reihe
von Mittel- und Kleinstädten behandelt. Die Statistik erstreckt- sich

auf 16 St&dte von 6000—SöOOO Einwohnern. Ausgeschieden wurden
hierbei alle Hteteverbtltiiisae und Untervenmetnngen; ee ergibt eich

darnach, daß bei 79 bzw. 95% der Wohnungsinhaber der Aufwand für

die Miete 20°/,, dos Einkommens nicht überstieg und bei dem größten Teil

hinter diesem Satz zurückblieb. (Stein b ach, Zeitschr. des Königl.

eiche, atatist. Landeeamta, 1907, 58. Jahrg., S. 232). Dieses günstige

Verhältnis, das auf die größeren Städte Sachsens nicht anwendbar ist,

beruht inde.s auf der absoluten Billigkeit der Wobnungamieten dieser

Klein- und Mittelst&dte. Nicht weniger als 37,6% aller Wohnungen
der untersuchten 16 Stftdte standen im Preise hu an 100 M. JahreS"

niete; die Miete bis lu 126 M. umfaßt sogar 56% aller Wohnungen,
BD daß selbst bei niedrigem Einkommen sieh notwendigerweise ein

gUastiges Verhältnis ergeben muü.

Das Ergebnis der s&chsiscbeii Statistik ist in graphischer Darstellung

veraeichnet bei Ernsehwita, Schriften der Zentralstelle ftlr Woh-
nnngsfürsorge in Sachsen, Dresden 1913, S. 11. Verfasser weist (schwer-

lich mit Recht) darauf hin, daß die mit steigendem Aufwand eich er»-

höhenden allgemeinen Ausgaben für die Lebenshaltung bei den ver-

mögenden Klaeaen einen gewissen Ansgleieh gegenüber der bei den
minderbemittelten Schichten höheren Belastung durch Wohnnngsmiete
darstellen könnten. — In seinen üntersuchnn^en t!ber Einkommen und
Miete hebt Oscar Kttrten (Zentralstelle für Wohnungsfürsorge in

Sachsen, H. 6| Dresden 1916) hervor, daS in der Verteuerung des

Wohnens, soweit sie durch eine Besserung der Beechaffeoheit der

Wohnungen bedingt ist, kaum eine hpHenkliche Er.scheinnng zu erblicken

sei; a. a. 0. S. 27. Die Bemerkung mag au sich zutreffen; leider muß
ihre Anwendung gerade gegenüber den deutschen Wohnverhältnissen

sn wenig günstigen Folgerungen fahren. — Aue der Wohnnngserbebnng
des Wf-stfnü eben Vereins zur Förderung def K In inWohnungswesen 8

(Mün.ster 1909) sind die Wohnverhältnisse der btädte Bocholt und

Gronau zu erwähnen, die für die industriellen Arbeiter (Textilindustrie)

niedrige LVhne, aber sngleieh, infolge der dort niedrig gehaltenen Boden-
preise, gttnetige Wohnungszustande aufweisen (a. a. 0. S. 9).

Beachtenswert sind die Angaben der Jahresberichte der Königl.

preuß. Hegierungs- und Gewerber&te und Bergbehörden. Die Berichte

der einseinen, ßegierungsbezirke kommen fast durchweg zu dem Er-

gebnis, daft infolge dar Steigerung der Wohnnngsmieten und rilmtlieher

Lebensbedürfnisse im letzten Jahrzehnt die erzielten Lohnerhöhungen
und Teuerungszulagen durch Mehrausgaben mindestens ausgeglichen

wurden; in einzelnen Bezirken konnte die Lobusteigerung sogar nicht

einmal Schritt halten mit der vertenerten Iiebenehaltmig. In den
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Begieningsbezirken Hannover and Erfurt habeu 1906 die Lobnateige-

rungen von 15 und 16% gegenüber den hohen Preisen der Wohnangs-
ini«t«ii und Lebeosnitt«! kaioe fiasswaDg der LebetulMltang •intraten

lassen. Dasselbe giU für den Regierungsbezirk Mfinster und selbst für

die kohen Lohnsteigerungen im Regierungsbezirk Düsseldorf. Aus den

BegierungsbexirkeD Göln und Potsdam wird berichtet, daß die Lohn«

•t«igeniag«n d«s Jahns 1906 aogar nidit Bugeroioht haben, um die

Mehran^mben für die steigenden Preise der Wohnungen und Lebens-

bedürfnisse auszugleichen. Karl Schflrmann, Arbeitslohn und Teuerung,

Prenß. Jahrbücher 1907, Bd. CXXIX, H. 2, S. 210. Die gleiche Be-

nrteilnng findet eidi in den Berichten für das Jahr 1912, dessen Ge-.

schftftslage wiederum als allgemein günstig, im ^nzelnen als gliniend
bpzcifbnet wird. Die Aufbessemng der Löhne wurde durch Ver^f^nerun^'

der Lebenshaltung, äteigerung der Preise der Kahrungsmittel und der

Wobnungsmieten an^gesiJirt. Vgl. hier oben & 160.

Wlbrend die unterste Stofe des Einkommens allgemein einen

besonders hohen Prozentsatz des MIetsanfvsads aufweist, kann dagqjen
die Betrachtung der untersten WohnnngsgrÖÜe (Wohnung von . einem

Zimmer) leicht das eutgegengesetzte Verh&ltnis zeigen. Die Einzimmer-

wohnung wird in großem Umfang durch alleinstehende oder ledige Per-

sonen besetit, die bsi solcher Wohnweise, wie sich VOtt selbst versteht,

h&ufig einen nur verhaltnipmsßifr f^eringen Prozentsatz ihres Biokommens
für ein derartiges OelaB aufzuwenden haben (oben S. 181). Demgem&ß
zeigt die Wohnungsstatistik des CSOlner Statistischen Amtes (1918, H. 1)

für die einrinmige Wohnnng (in der snm Teil hoch gelohnte ledige Ar-

beiter wohneT^"! nur einen Aufwand vonlO,70®/p des Einkommens, w&hrend
die unterste Einkommensstuf e, in voller Überemsitimiimng mit dem
äcbwabescbeu Gesetz, einen Wohuungsaufwand von 27,l'J''/o des £iD-

kommens ergibt Die Vertanschnng des BegriAi der WohnnngsgrBlIe nnd
der Einkommensstufe ist von Prof. van der Borght, Vorsitzender des

Schutzverbandes für Realkredit, benutzt worden, um in seinem Gut-

achten für die Immobiliar-Kreditkommission, Berlin 1915, 8. 39, die

Biehtigkeit des Sehwahesehen Oesetses sa bestreiten. Vgl. Aber die

Widerlegung und die Kennzeichnung dieses Versuches W. Mewes,
Rheinische Blätter für Wohnungswesen XII, H. 3, S. 66, Düsseldorf 1916;
Weetf. Wohnungsbiatt, VI, H. 3, Münster 1916, 8. 66.

Di« vielsoitigeii Ustanachniigeii und BrOrterongen haben die

Biditigkdt des Schwabesdiai Gesetzes in der von der Wissensdialt

vertretenen Form bestätigt. Doch wird man in unserem Lehrsatz —
lind dieser Schluß ist gerade für die deutschen Wohnverhältnisse be-

sonders unerfreulich — nicht, oder jedenfalls nicht in der in Deutsch-

land wahrnehmbaren Schärfe, ein naturnotwendiges Gesetz erblickeu dflrfcD.

Zunächst war der prozentuale Aufwand für die Wohnungsmiete bei dem

Hauptteü der Bevölkerung, den minderbemittelten Schichten, in Deutsch-

land bisher ein wesentlich höherer als in anderen Ländern, in denen nur

eiD Sets von 14~16Vs% des Eiokommei» für die KtainwohDQnguBiete,

sndem noch nntar ellgüneiii gttsatieeraii WolmveriiiltiiiflBen, gnbawenden
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ist. Die föiigesetzie Aufwärtsbeweguiig der Mieten wälirend des Zeit-

abschnitts bis zum Jahre 1914 ist ferner eine spezifisch deutüclie Er-

sehdnnng und ist in den L&nderii dm Flachbaues bis dahin nicht in

gleichem Umfug erfolgt Endlicfa ist in den Icasemierten Stedten, in

denen die Mietssteigemng die stärkste war, keine dem gesteigerten

Hietsaafmnd entspiedmide allgemeine Bessernng der Wohnweiae ein-

getreten. Nach dein seit Ende 1918 einsetzenden Ansteigen der Ar-

beitslöhne ist, wie in den früheren Zettabsdinitten, eine entsprechende

Parallelbewegnng der Wohnungsmieten zu erwarten.

4. Die Mietpreise.

§ 46. In der Bewertung der Wohnungen heslehea innerhalb der

Stadt große Unterschiede und ein einheitlicher Maßstab ist hierfür Ober-

haupt nicht' zu finden. Der Fortgang der Bautätigkeit oder ihr Ver-

sagen, die wtrtB<^ftUehe Konjunktur, die Versdiidnmgen In d<nr Ar-

beitsgelegenheit sind teils für das Gesamlgebiet einer Stadt, teils fflr

einzelne Bezirke von Einflufi auf die Hietpreisbildnng. Abgesehen von

aoldien Einwirkungen, die zum Teil einen vorfibergehenden Charakter

tragen, gibt es indes im Wobnungswesen grundsätzliche Untersdiiede

von dauernder Art

Wir mOssen in jeder Großstadt allf^emein drei Wohn- und Preis-

klassen urtersdieiden: 1. ältere, schlecht erhaltene (iebäude, 2. ältere,

gut eHialiene (iebäude, 3, neue Gebäude. Ferner müssen wir diese

drei Klassen wieder unterscheiden nach der Stadtlage, d. h in Innen-

und Außenbeziike. Zu deu drei Preisklassen ist folgendes zu bemerken:

1. Ältere, schlecht erhaltene Gebäude gibt es in jeder Großstadt»

Zumeist sind es die innenstädtischen, zentral gelegenen Bezirke, die

— infolge der Wertverschiebungen des Bodens und der Umbildung

der Innenstadt — in den älteren, nicht zu Gescbäfitshäusem umge-

wandelten Gebäuden ungftnstige Webnveriiaitnisse aufweisen. Solche

Bezirke geraten, wenn zur Instandhaltung der Gebäude nichts ^^echiehl

und eine schlechte Mieterschaft die Häuser besetzt, leicht in Verwahr-

losung. Vgl. Abschnitt untcrnormale Wohnungen.

2. Ältere, gut erhaltene (lebrmde sind dagegen von großer Be-

deutung für das Wohnungswesen, da «ie vielfach gute Wohnungen zu

einem billigen Preise liefern. Voraussetzung ist hierbei, daß die auf

den Gebäuden haftende Verschuldung nicht zu hoch ist; sonst sind —
wie in Berlin — auch in älteren Gebäuden die Wohnungen teuer.

Unter whrtadiaftsgemäien Verhältoissen dagegen können die älteren,

gut erhaltenen Gebäude in hohem Mafie dazu beitragen, die Wohnungs^

preise allgemem niedrig zu halten. Bei älteren gering verschuldeten

Häusern fällt feiner der Zwang fort, die Mietserträge nacb einer hohen
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Schuldenlast oder hohen Erwerbspreisen zu licmepsen. Hieraus er-

klären sich die großen Abstände der Wuhnuiigsmieten in einzeioea

St&lten.

Bei diesen Verschiedenheiten der Wohnungsmieten innerhalb der

einzelnen Städte sptoleo naturgem&6 die Erwerbs- und Besitzverhiltp

niM« des Haosbesiteera eine Belle. Htaser, die noch vor swei Jahr-

zehnten, zum Teil von selbständigen Baumeistern und B anb andwerk ern, er-

richtet wurden und noch im Besitz des Krbauers steben, zeigen mitunter

besonders billige Mieten. Am stärksten Hinii die Unter»cbiede iu »olcheu

Sodteo, in denen eich ein größerer Bestand ftluvsr, etwa vor 1870
zurti( kreicbsodsr KleinwofamingSgebtnde erbalten hat. Berechnungen Ober

die Mieten nnd den Ertrag von älteren Häusern eines größeren rheinischen

Hausbesitzers habe ich in meinen „Rheinificheu Wohnverhältnissen**!

S. 64 verttHentlicbt. Vgl. a. a. 0. 8. 69 die Verachnldangstabelle, die

allerdings dem Jahre 1896 (vor Einfflhrung des nenen Orundbiichs)

ogehtfrt

3. Die WoliDttngeii in Neubauten haben in ihrer Preislage große

Schwankungen aufzuweisen. In normalen Zeiten ist mitunter ein Nen-

baubezirk geradezu besonders billig, wenn es sich darum handelt, zu-

nächst Mieter heranzuziehen. Sobald der Bezirk besser besetzt ist,

steigen dann die Mieten rasch. Die Kriegsereignisse haben lür die

Neubautätigkeit l)csondere \'oraussetzungen geschaffen, die erst all-

mählich von einer marktuiäßigen Preisbildung abgelöst werden können.

Über Mietpreisabstände im Großherzogtnm Hessen vgl. Bericbf des

Landeswohnongsinspektors, Darmstadt 1 913. Für die einräumige Wohnung
in den neuen Ortsteilen staffeln sich die Preise von 46 M. (Seligen-

Stadt) bis 116,80 M. (Mainz) und 150 M. (Bingen), fUr die dreiräanigs

Wohnung von 130—316,8<> M. und 400 M. Jahresmif^tc Da hier nur

die „neuen Ortsteile" in Betracht gezogen sind, fällt eine Keihe von

Ursachen weg, die sonst zur Erklärung der Mietsabstände heranznziehen

sind. Betspiele vorttbergehend billiger NettUanbesirke s. „Städtische

Bodenfragen". S. 5; verwahrloster Neobanbesirke s. ,|!EUieimsebe Wohn-
verhältnisse", S. 26.

Die Statistik kann im allgemeinen nur die Durchschnittsziffern

der einzelnen Städte zusainiuenfassen: insbesondere sind iiiterlokale

4[^'orgleichungen zur Zeit nur auf Grund von Gesanitziffern möglich.

Der Preisstand der Kleinwohnung läßt sich aus den S[)alten 3 bis 5

der Tabelle 19 mclit mit voller Genauigkeit ersehen. Zuuächst ist zu

bemerken, daß die Form der Kleinwohnung an sich im Osten und im

Westen Deutschlands Tenchieden ist

VgL hicarsu oben S. 88 und 181. In der allgemeinen Dnreh-
sebnittssiffer der Spalte 4 unserer Tabelle 19 sind demnach Kleinwoh-
nungen von sehr verschiedener Größe umi ungleichem Worte zusammen-
gefaßt. Für Berlin im besonderen ist noch hervorzuheben, daß hier

etwa der sehnte Teil aller Kleinwohnungen von einem heizbaren Zimmer
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T^bdl« 19.

Die tlurchsclinittlichen jährlichen Mietspreise fflr besetzte

Wohnuugen nach der Zahl der heizbaren Zimmer, sowie für ein

heizbares Zimmer nach der Höben- oder Stockwerksiage (in M.).

Stidto Jahr

eine Wohnung mit 1 heizbares Zimmer im

nur

1
nicht

beizb.

Z.
1 beizb.

Zinmer
obnej mit

Zubehör

CS

j£

'S

5

K. E. I. II. III. IV. V.»)

l 3 *
1

6 7 b 9 10 11 12

Allan* BA 150 2:?7 318 _

IQOO 162 154 2:v.i 2$)8 154 162 lt>4 155 144 135

Mnlll • * « • > a 257 418
19001 «TW 232 379 196 231 251 242 224 206 195

156 231 384 f
— 208 2.30 226 221 206 195»)

- (178 223 224 227 210 189

i>re»iau < • • • a — 141 195 272
1000 52 146 179 261 110 168 185 181 165 132 117
!8fK) 143 244

Cbarlottenbui]g . . 1 "Ml'Sl U'-J\J 2.52 398
IQOO 229 2 S :m 133 205 266 248 234 194 171

Chemnits .... läOA 170 2i)r)

Cdln 0 iflQ2 106 i;»ß . _

„ Stadt .... 94 •> 132 171

„ Altstadt. . . 9S») 15.5 185 — —
.. Sudt. . * . 1890 185 237 222*) 123 138 143 189 121

fiUwrfaUl .... b 1905 75 158
c igo5 146 198
c 1906 87 178

1900 90") 167 58 94 96 96 93 87 37
Halle a 1908 168 250
Hannover .... 1890 142 201 176 187 171 176

Hamburg n 1905 243 328
Karlnnibe .... a 1905 1 242

KOaiasbeif . . . .

Magdwniiii^ » • • . .a

1895
1905

103 126
102

12S

168
302
256

136 165 174 169 155 1.38

1895 89 141 245
München .... a 1905 204*) 324S
B..N«akOUn . . . 1 9(J0 251 200 304 125 168 180 168 156 163 149
Posen ...... c 1905 176 232

f» 1900 117 110 1.55 269 132 147 170 169 161 141 1T9

n 1895 129 161 186 181 167 134 109

B.-ScbdDebei]g . . a 1900 179 284 442 — t

1900 257
,

244 375 152 214 238 230 221
i

204 188^

« — für 1 hä^. Zimnw, nidil Kfleh«; b für 1 hcisb. Zinmor oder Kflfih«;

e mm für einen Wohnraum.

1) K = Keller, E = Erdgeschoß. 2) Obore Reibe Oeb&ude ohne, iintero Reihe

Gebiude mit Kellenrobnungen. 3) FOr Coln gelten die Zahlen von 1897 und für

Wnm iUt Zahlen t«b 1900 für «inen Wohnraum. 4) Bei dem hohen FmIi dttrfle

es «ich hier wohl um Oescbftflskeller handeln. *>] Mit Nebenrftnmen.

Naüh Evort, Zeitechr. de» Königl. PreuQ. Statist. BoraaiU^ 42. Jahif 190S^

8. 167 und Statist. Jahrb. deutscher St&dte, XYl. 8. 459.
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nar aas einem Baum ohne jede Zubehör.— einer sogenannten Koch-
•tobe ~ bestaht. Dnrchsehniktssiffeni fttr ganie Stidte aiad im ttbrigen

aOB den frtther dwgelegton Gründen nur mit erheblichen fiinfofarftnkungen

?n vern-end^n; Laf^e, Alter, Bcs'chüffonheit der WoJiTiunfren ergeben im
einseinen groüe Preisabstände, die hier verwischt erscheinen; auch l&ßt

ttok nieiht anelim, mit w«ldiar Zahl die einzelnen Preisstufen an der

Dnrofasolinittmitfer beteiligt sind.

Dagegen lassen sich den Spalten 6 bis 12 der Tabelle 19*—
Mietq>rei8e nach der Stockwerkalag» getrennt — einige Angaben

entnehmen, die durch DnrehaehnittBziffeni hinreieheiid au begründen aind

- und nur anderweitig fioalgeatente Tatsadien beetitigen. Die Wohnnnga-
vertenernng in Deutachland kommt ana dem Oateo. Nkdit der

Westen mit seiner hoehentwickelten Industrie, seinen im allg^einai

höher steheoden Löhnen, seiner teureren t^benahaltung, seiner wohl-

habenderen Bevölkerung hat die teuersten Mieten: sondern diese finden

sich im Osten. Der Berliner Vorort Neukölln mit seiner überwiegenden

Arbeiterbevülkeruag und zahllosem Proletariat zeigt höhere Mietsziffem

als — Cöin mit seiner gemischten und wohlhabenden, zum Teil sogar

reichen Einwohnerscliafi. Die Mieten in Breslau und Posen stehen

durchschnittlich ebenso, hoch wie in Hannover. Wie sehen auth hier,

dafi die Ififiatinde der WohnnngaTerteaemng in DeotseUand nicht auf

natttfUche Vorgänge zorflckzuftthren aind, sondern dafi sie anf bestimmten

Emriehtnngen berahen, die sich in ihror vollen Schirfe znnichat im

Osten herausgebildet haben. —
Eine üntermebiiDg dae Statiatiaeheii Amtea der Stadt B«rHn-

Sc}iriueber>^ berecliuet die Wertbewcguuf:, die in dem gemeinen Wert
(ier Grundstücke in dem an Berlin angrenzenden Teil von S^^">n»herg

nach erfolgter Bebauung späterhin eingetreten ist. Die für die Jahre

1900 bis 1908 angestellte Bereehnang (VierieljahTsberichte I, H. 8,

S. 41^ zeigt, dsfi von der gesamten Wertsteigernng der Häuser, im
Betrage von 17,6 Millionen M., nur 2,8 Millionen M. auf bauliche

Veränderungen, und 14,7 Millionen M. auf Wertsteigerungen der in

ihrem Bestände nicht vertoderteD Banltehkeiteii surlloksiiftthren sind.

Wesentlich ist noch, daS diese Wertbewegung in eine Zeit steigenden

Diskonts nnd erli'^btf^n H^'pothekenzinsfiißps- fio! d:<* eigentlich eine

starke Herabdrückuiig des kapitalisierten Wertes hätte bewirken müssen,

80 dU selbst die Erhaltung des Gleichstandes des Kapitslwertes nur
durch starke MietserhöhiuigMi möglich wmr; s. oben S. 152. — Vgl.

hierzu die Wertentwicklung vor dem erstmeligea Vsrkanf bei Berliner

Grundstücken, hier oben S. 146.

Ein umfangreiches Material Uber die Entwicklung der Kleinwobnungs-

mieten in Deatsohlaad tmd dem Auslände wird in den jOngsten Unter-

suchungen des Vereins für Sozialpolitik (Schriften, Bd GVL, I. und II.

Teil, T^eip/ig 191 4f.) mitgeteilt. Die Erhebungen beziehen s'irh batipt-

sächlich aui den Zeitraum von 1890—1910 und gehen im einzeiaen bis

1912. Für den Abecfanitt 1890^1910 seigt sieh in den Tersehiedenen
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Orofistädten allgemein eine Mietssteinerung von 30—36%; iu Müncben

ist Ittr die Zeit von 1896—1912 eine 8tei|feraiig von 60% su TerseicbBeo,

wovon ftof den Zeitraum 1905—1912 alleio 80% entfallen. Die Hiets»

erhühnngen dieses Zfiitabschnittcs fallen 7,H?ammen mit- einer allfremeinen

Steigerung der Kosten der Lebenshaltung; s. auch oben Wegfall der Eigen-

produktion, 8. 80. Im Oroflherzogtum Heesen seigen (nach dem Bericht des

Wohnuuf,'8in8pektor8 1918) die Mieten, mit Ausnahme einiger Gemeinden,

allgemein die Tendenz znr Anfwartsbewegunf:: dio Steigerung 1910—1912

betrug in eiuer grofien Anzahl von Gemeinden 25—d8Y«Vo erreicht

in einzelnen Fällen einen noch höherra Sats. Beaohtenswert iet^ daft

nicht etwa nnr in städtischen Gemeinden die Grundrente steigt, sondern

daß sie aucli in den ländlichen Gemeinden von der Erhöhung ergriffen

wird und hier liinsu htlirh des Grades der Steigerung oftmals keineswegs

hiuter den ölädteu zurückbleibt; a.*. a. 0. S. 24. In Westfalen hat der

Bericht des Kleinwohnnngsvereins fflr das Jahr 1908 eine Zeit wirtschaft-

lichen Rückgangs zu verzeichnen; trotzdem ergab sich „eine empfind-

liche Steigerung der Mieten bei sinkenden Lohnsätzen". VgL über

Mietssteigerung bei rückläufiger Konjuuktui* oben S. 154.

Wegen der hiervon abweichenden Entwicklang im Auslände vgl.

Karl V. Tyszka, Löhne und Lebenskosten, Schriften des Vereins

• für Sozialpolitik, Bd. CVL, IIL Teil, Ä 278: „Im Gegensatz zum
englischen Arbeiter, dessen Lebenskosten infolge des Rückgangs der

Mietsrsliten im letzten Jahrsehnt geringer gestiegen sind als die Hans*
haltäkosten allein, ist der deutsche Arbeiterhaushalt durch die Steigerung

der Älietfipreis© besonders im letzten Jahrzehnt, noch betrachtlich mehr

belastet worden"; s. auch a. a. 0. S. 211. In Belgien ist der 8tHnd

der Wohnungsmieten ein wesentlich niedrigerer als in Deutschland; s.

Ebers tadt, Neue Btudi^en, Bd. l. Die Mieten in Holland sind trots

neuerer Erhöhungen selbst in den Großstädten mit Stock werksban er-

heblich, in den Städten mit Flachbau bedeutend niedriger als in Deutsch-

land. Ungünstige Mietsverhältniese finden sich dagegen in den Wiener
Mietskasernen. Bei der Bewertung der niedrigeren Mieten der Flach-

bauländer sind außerdem die VorzÜL^e der Wohnweiso — günstigere

Wohnform, private Freiflachen — in IV»r;irlit /u ziehen. •

Die Gestaltung der Mietswerte in 1 raukreich ergibt nach Karl
v. Tysska, a. a. O. S. 48, in dem auf einra Bewohner entfallenden

Mietsbetrag in den 22 Jabren von 1878—1900 eine Steigening von

19 Frcs. oder ca. 10%. Die Indexziffern zeigen folgendes Ergebnis:

Der darcbachnittliche Mietswert betruf? (is^n — 100):

per Grundstack per W oiuiung per Bewohner

1862 67,7 — —
1678 83»? S7,3 <>r.

1889 100 100 100
1900 107 109,6 lOAfi

Die frantfisiscfae Oebiudestener liefert ein umfangreiches Material
für die Entwicklung dsr Gmndstückswerte. Da dio Veranlagungsgrund-
sätze für die Besteiieroner in Deutschland und in Frankreich nicht über»

einstimmen, sind die absoluten Ziffern nicht ohne weiteres vergleichbar.

Dagegen klbinen wir die Ziffern der Bewegung der Mietswerte fflr

einen iBogeren Zeitraum emander gegenflbersteUen, nm bieraa —
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da nur Erhebungen von gleicher Grundlage verglichen werden — die

Richtung der Wertentwicklung zu verfolgen. Für Btrlift und Firki

sind die Ziffero die folgenden:

Paris 1891 1901

Vermietungswerte . .... 573 877 787,— FiroB. $36521 100,— Fwa.
Bevölkerung 2 424 705 2 7 14 008
MistMnfwand a«f den Kopf . 236»70 „ 234,15 „
Bevölkrrnr- . Zunahm© . 189MH01 II .03 % =. 1,19 % jihrlicb

Mietsaufwaiid . Abnahme.. 1891/1Ö01 — 1,08%

Berlin 1891 1901

Xntjertragiwerte 274 571 9l2,— M. 369 463 1(52,— M.
Bevölkerung 1G00617 1898997
Miotsaufwand auf den Kopf . 170,<X) „ 194,00 „

Bevölkerung. . Zunahme . 1891/1901 1 8,20 %=» 1^2 % jihrlieh

Hietaaufwand . Zunahme. 1881/1901 + 13,90%

Die Zalileii /eigen, in welchem Umfange für die Bodeiipreisbil(1ung

in Berlin, neben den natürlichen Voraussetzungen des Wohnuiigswesons,

ändere Momente entscheidend sind. Der Prozentsatz der Bevölkerungs-

sonahme in Peris und Berlin ist wfthrend der Zfthlperiode weder an

stob besonders hoch, noch zeigt er zwischen den beiden Städten eine

weaentHche, die Preisenf wicklnnf auBschließlich bestimmende Verschieden-

heit; der jährliche Bevölkerungszuwachs betrug 1891—1901 in Paris

1,19%, in Berlin 1,82%- Hierbei ergibt sich indes fdr Paris eine

Abnabnie de.s Mietsaufwandes um 1,08*^/0 in 10 Jahren; Berlin da-

gegen hat in der ^4eichen Zeit eine Zunahme des Mietsaufwandes

um nahezu 14% aufzuweisen. Vgl. hierzu meine BtHprechung der Sta-

tistik von Georges Payelle, Schmollers Jahrb., Bd. 28, H. 1, S. 4021.

5. Wohnongsbenntznngw

§ 47. Unter den Kleinwobnongen ist ein grofier Teil mit einer

flbermftfiigen Bevohnenahl belegt Eine mecluuiiBclie Grenze Ittr die

PenonenzaU, die in unbedenklicher Weise in einem Raum untergebracht

werden kann, läßt sich schwer ziehen. Einerseits ist die Größe des

Raumes 7ai berücksichtigen. Andererseits ergibt die Zusammendrängung

der Insassen riner Wohnung, eventuell mit Familienfrenideu, in einer

geringen Anzahl von Räumen unter allen Umständen sittlich und

gesundheitlich schlechtere Bedingungen, als die Verteilung der Bewohner

auf eine größere Anzahl, wenn auch kleinerer Hau nie. Im allgemeinen

pflegt man in Deutschland eine Belegung mit fünf Personen für je einen

Banm als HOchstzabl zn bezeidwen, wdirand In England bereits eine

Belegung mit mehr als zwei Personen anf den Raam als ÜberfflIInng gilt.

Eine in Preuüen vorgenommoue Erhebung für das Jahr 1900 zeigt,

da6 in einer Ansah! von Städten unter den kleinen Wohnungen, die

aus einem (heisbaren oder nicht heizbaren) Zimmer mit oder ohne Zn*
bebör bestehen, ein erheblicher Prozentsatz — zwischen 10 und 24 ^/q —
eine Bewohnerschaft von sechs Personen und darüber zählte. Für ein-

selne Städte» Berlin nnd VorortOi Frankfurt a. M. und Altraa, liegen

Digilized by Google



204 Drittar T«iL

Dach Wobnungs^röüe und Bevölkerungszahl genauere Ausz&hluogen vor,

die ein ongUnstiges Bild der WdmweiM and der ZteMmmendr&nguog
ergeben; s. den Abdruck Hendbneh, 8. Aufl., 8. 300 mid die Ziitem

hier oben S. 185 f.).

Nimmt man ala Maßstab die Belegung von sechs und mehr Be-

woboem ftlr ein heilbares Zimmer, von 11 and mehr Bewohnern für iwei

heilbare SSnmer, ao ergibt eich ftlr 1906 lolgende Tabelle:

T»b«Ue 20.

Die übervölkerten Wohnungen am 1. Dez. 1905.

1 heb. Z.
mit G u. m.

B«w.

KDcbe nicbl

Am. %>)

1 btb. Z.

mit II u
na. B«w.

. all bzb.

An». %

Zus.

'/.. gtrec hilft

Am. %

1 hsb. Z.
m. 6 u.

rn. B«w.

KQcbe al

An»-! %

i hsb. Z
mit U u
m. Bew.

• bib. Z.

Ans- %

So«.

gerecbD«t

Ans.' % P
6u.
m

Bew.i 6|

Aas.

Zu

Aas. %')

Altona • « •

Bertin . • • .

Broslau . . .

Cbarlottenburg

.

Erfurt. . . .

Essen*) . . .

Hamburg . . .

Kiel ....
Königsberg . .

Leipzig . . .

Lftheck . - . .

1773
240S4
6 604

1600
1166

5 399
341

4 550
3 692
1330

4,39

4.59

5,8(3

2,84

5.10

2,96

1,03

9,13

3,22

6^07

60
416
182
73

110

263
34
80
>95

32

0,15

0,06

0,16

0.13

0,51

0.14

0.10

0,16

0,26

0,16

1 833
24 440
6 876
1 673
1271

5 662
370

4 630
3 987

1362

4.54

4,67

6.02

2.97

r>,oi

3,10

1,13

9,3*1

3,4S

6^

43
646
2387

60

loe
f)

298
9<J

231

0,10

0,10

2,09

0,11

0,06
0.02

0,08

1,06

23
100
97
10

60
.")

t>9

43

9

0,6

0,02

O.oe

0,02

0,03
0.02

0,14

0,04

0^04

66
665
2484

70

168
10

3t;7

133

240

0,16

0,13

2,17

0,12

0,09
0,03

0.71

Ü,12

|l,lfl

297
1651

42

7

1

179

16

68
69

6

9
2

10

1

365
1720
48

16
3

\m

17

0,07

1,5

0,08

0,03

0,00

0,38

10,01

OuQB

Nach dem SlatisL Jahib. denlsdier Stidte, XVI, & 448.

Einen genauen Einblick in die großst&dtischen Wohnverhiltnifloe

gewähren die Erhebungen der Krankenkassen. Die j&brlichen Wohnnngs-
erhebuDgen der Allgemeinen Ortskrankenkasse Berlin (bearbeitet von

Albert Kohn) behandeln die Wohnverhtltniaae der Kaaeenmitglieder

in regelmäßigen Veröffentlichungen. Die Untersuchung erstreckt aidl im
Jahre 1916 auf 21 453, i. J. 1917 (Einschränkung der Besichtigungen

infolge von Personalmangel) nur auf 17 807 Aufenthaltsraume. In Räu-
men mit hOehatens 10 qm BodenflSehe wohnten 1917 188s 6,60 7o
Männer und 783 = 6,42 Vo Frauen gegen 6,66 bzw. G,13% »• J- ^916,

Die Höhe der absoluten Ziffer der Frauen ist durch 4>o Rriegsverhält-

nisse verursacht. .Femer erscheinen die Zustände hier wie in manchen
anderen Besiehungen dadaroh gflnatiger, daB in sahlreicbenHaaahaltattgeii

männliche Angehörige, die vorher die Bäume mitbewohnten, anm Hearea>
dienst eingezogen sind. Es wurden gezählt 1631 Patienten — 8,65

gegen 1 920 = 8,96% Vorjahre, welche ihr Bett mit anderen Per-

sonen teilen mtißten. Die Abnahme der Zahl der kleinsten Bäume
fuhrt der Berieht Air 1914 daraoi aarilok, daS die KMaenIrate die

Kranken aus den überfüllten Räumen in die Krankenhäuser verweisen.

Bestätigt wird dieser Sachverbalt durch die Verhandlungen über den

Notstand der Überfüllung der städtischen Krankenhäuser in Berlin

1) In Froseaten liBtlioher bevdmtan Wohnnngen.— S) Aofaduae v. 1. X. 1906w
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i. J. 1906. Oberbtlrgermeister Kirs^rhnpr hatte bemerkt, daß die Über-

ffllluug zum Teil damit xnaammenhauge, daß die Ärzte in der Ein-

w«i8tmg von Kranken in die Erankeob&uBer dm Oattn anviel ttteo nnd
niclit bescheiden genug seien. In einer Erwiderung weist Dr. Wolf
Becher rlarrutf liin, daß sehr oft lediglich die ftußeren Verhaltnisse,

d. Ix. die Mietsverh&itniBse, sind, die den Arzt nach reiflicher £rw&gang
vennlaat« rnttaMo, die Belumdlnng der Ejrankea im Batwe alMnileliDea

;

Voee. Ztg^ 18. Febr. 1905.
Schilderungen vnn Berliner Wohnverhältnissen finden sich in dem

Jahresbericht deä E vaugelisch-Kirchliohen HiUsvereius in Berlin

für 1908. Die Einzelheiten sind in meinen Darlegungen, Archiv fOr

VoUrawobllelirt, III. Jahi«., Nov. 1909, 8. 65, wiedergegeben. Be-
merkenswert ist hier noch, wie die Pflegeschwestern — ganz ungewollt —
in ihrem Bericht die Bedingungen Bchildem, die die Mietskaserne für

das Heranwachsen der Kinder bietet.

Ja einer'Sohrifi von Alb. Sfldeknm wird hingewieaen anf die

•esaellen Dinge, die die Kinder in der Mietskaserne beobachten und

nachahmen. Verfasser schildert (Großstädtisches Wohnungselend, 8. Aufl.,

8. 42) die „unbegreiiiicbe Verderbtheit", zu« der die Kinder in der Um-
welt dee Maeeenmiefhnneee verfttbrt werden. Die AiMlabrungen ver»

dienen besondere Beaehtnngt weil sie einen scbweren Mißstand hervor»

heben, der nur bMtÜOUnten großstädtisch nn WohnungsverhRltniv^en oipen-

tttffllich und, wie die Erörterungen a. a. i). zeij^n, wohl vermeidbar ist.

In den Kleinwohnungen besteht eine weitverbreitete Bettennot.
Vielfaob iat fflr Peraonen, deren Trennung naeb Alter oder Oescbleoht

erforderlich ist, kein eigenee Bett vorbanden. Der Mißstand ist teil-

weise anf Armut, in großem Umfang aber lediglich auf Mangel an Raum
iür die Aufstellung der Betten zurückzuführen. Nach der Erhebung der

Berliiier Ortakrankeakasae fffr 1914 ergibt aieh, dafl in 6909 Pillen, d. b.

35,81 °/o <l®r Gesamtzahl die Bettverhai tni.s.se ungenügend waren. Der
Bericht bemerkt hierzu: „Waren dir? Ursachen dieser furchtbaren Zustände

allein in Not und krasser Armut zu suchen, so wftre leichter und mit

geringeren Mitteln Abhilfe zu schaffen; allein in anflerordentlieb vielen

Fillen ist 0« niekt mOglieb, noch ein Bett anfanstellen, weil es an Platte

mangelt"; a. a. 0. 8. 69. Vgl. die Berichte für 1916 und 1917 mit

Literatnrangaben S. 71 bzw. Gl, und Bericht dc?^ licsm^^chen VVohnimf^s-

inspektors für 1909, S. 31; Bernhardt, öchlaiverhtliLnisse von Beriiuer

Geneindeaebttlera; Weifikopf, Verhftltntaae in FOrth, Jahrbuoh der

Bodenrefonn 1910, 8. 788 und die Sebildemng von v. Qrnber, oben
8. 187.

Die Anlage der Aborte ist in den Vielwobnungsbäusem oftmals

eine anmreicbende imd die BennUung daroh eine Mehntab) von Familien
findet tkih flbemns bftofig. In Berlin betrug i. J. 1905 die Zahl der
Wohnungen mit '^MneirMfimoT'n Aliort -nnfh 34^',, der Gesamtziffer; da

diese Einrichtung ip der HauptHache nur bei der Kleinwohnung besteht,

ist der anf diese Wobnungsgattuog entfallende Prasentaats betriebtlich

'bfiber. Bei den durch die Berliner Ortskrankenkasse i. J. 1917 onter-

ßuchten Ftlllf ii befanden sich von den Aborten in den Verderb äusern

38,19%, in den Hinterh&usern 49,96 7a Treppenabsfttsen und 5,27
bzw. 6,89% Böten.
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Bei der Ausmessung der Bodenflache und den Luftranmes dor

Wohnangeo ist zu berücksichtigen, daß in der deutschen Kleinwohuuu^
die Schränke und Möbel einen großen Teil des Haumes wegnehmen,
w&breod in d«n FlacbbaulKndera «d 8tell« des fr^*teli«ndea Mobiliars

all<^'fiineiii Nischen und Wandschränke für die Unterbringung von Klei-

dern, (ierfttschafien, Geschirr, Wäsche usw. anfielest; sind. Auch bei

kleinerer Bodenfläche bieten in Holland und England die Zimmer mehr
ouUbaren Raam, wfthrand in Deutflcblaiid der von den GroflmObelii be-

ansprochte Raum in Abzug zu bringen int. Vgl. hierzu die Unter»

suchunf;^ der Berliner Ortskraukeiiknsse für 1909; H. Wagner, Zeitschr.

f. Wohnungswesen, 12. Januar 1911, S. 108; Eberstadt^ Städtebau

in Holland, 8. 162.

Zu den schwersten Schädigungen in den Kleinwohnungsverhültriissen

gehölt iias Scblafgängerweäen. Die überwiegeude Mehrzahl der llaus-

ludtungen mit Schlafleuten eDtttllt auf die Kleimrohniiiigaii tob 1—3
Rftumen, wobei jeder abgesonderte Baum als Wohnraum gezfthlt wird.

Eine von Evert Itlc 1900 berechnete Aufstellung ergibt, daß

unter den Haosbaltungen mit Soblafleoten auf die Kieinwobnung von
zwei Räumen, d. h. hier von Stube und Küche, in Berlin 41,18%, in

Neukölln 42,38 "'o entfallen. fZeitrichr. d. Preuß. Statist. Landepaintes,

42. Jahrg., S. 183.} Wegen der Berliner Ziffern fUr 1910 und der

Httnehener VerbiltnisBo a. oben 8. 185 f. Im Jahre 1906 wurden 8obla£-

lente (einacbliefilich deren Kinder) gesfthlt in

Tabelle 91.
{

% der
B^T.'HkcmiiK

1 1 Aiuahl %
BeTOlkoniny

Cbarlottenburg . .

Chemnitz ....

14 733
8114
7 4Ä
10855

5,55

3.4 fi

3,5

3,39

2,66

!
D«sseldorf ....
En:-rr-;d ....

: Freiburg ....

13 860
100H5
2 390
25Ö8
18725
6992

2,81

4.12

1,5

3,78

3,76

5^84

Statiit Jahib. deataebar Btldle^ XVI, 6. 467.

Die Ziffern erscheinen am stärksten in Berlin und Plauen. Vgl.

die OesamtaahleD der Schlafiente und Zimnennieter, a. a. 0. 8. 470.
In Hamburg ist der Prozentsata der Wohnungen mit SchlafgAngern in

f) Jiiliron von 1900 l'JOS von 19,35% ;uif 21.82% gestiegen, „ein

beredtes Zeichen fttr die in letzter Zeit dauernd steigenden Mietspreise

der Wohnräumlichkeiten. Somit sieht sich ein erheblicher und waoheeoder
Teil der Bevölkerung genötigt, fanilienfremde Elemente in die Haus*
haltuog aufzunehmen": Statistik des Hamburgisihen Staates, H. 2?>, 1910,

S. 71. GUn8tip;or werden die Untermietsverhältnisse im Köni-rreicli

Sachsen seitens der Statistik beurteilt. Am 1. Dezember 1905 wurden
1076268 Hauehaltnngen mit 4183686 HaaebaltODgamitgliedern, 40069'
Besuchsfremden und 178236 Zimmermietern (1. Dezember 1900: 81380)
und Schlafleuten (96 856) festj^estellt Nach der Wohnungserhebnng
der Stadt Plauen im Dezember 1905 war nur .reichlich der fünfte Teil
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dar iSchlafleuto ^ouötigt, mit Haushalts- oder andereo Schlafgenosaen den
Schlafraum zu teilen. Vgl. indes oben Tabelle 21.

Die sittlichen Schäden, welche durch die Wohnverhältnisse ent-

äteheu, sind oft genug geschildert worden. Hier möge nur der Ge-

richtsbericht eines einzigen Tages (8. März 1U08) aus einer Berliner

Zeitung Platz finden:

,,Df'r in Moabit wohnende .Arbeiter K. hatte die einzige 8t\ibe

t^eiuer Wobiiuog uocli au zwei Scblafbuiächeu abveriuietet. lu dieser

8chii«{6n anfterdem noch die beiden 11 hsw. Sjfthrigen Töchter dee E.,

die Eltern selbst in der Ktiche. Erst als das 11 jährige Kind Uber

Schmerzen im Leibe klagte schöpften die Eltern VerHfl'ht. Ein Arzt

konstatierte, daü die kleine K. mit einer baülichen Krankheit behaftet

war. Es stellte sieb heraas das der bei E. wohnende Angeklagte W.,
während der Vater des Mädchens tagsUber auf Arbeit war und die

Mutter Aufwartediensfe ver.'^ali, sich an dem Kinde in schändlicher Weise
vergangen hatte. Das Gericht erkannte auf eine Zuchtbaasstrafe von

1 V4 Jahren. — Oana ähnlich lag ein sweiter Fall eines Attentats auf

kleine Kinder, der die sechste Strafkiunmer des Landgerichts I be-

schftftigro. Hier Avnr d^r Arbfiter E. wetzen Verbrechens gegen die

§§ 175 und 176, 3 älGB augeklagt. Auch dieser wohnte als Schlaf-

bursche bei einer aus fünf Köpfen bestehenden Eamilie im Korden
Berlins. Wlhrend der Abwesenheit der Eltern verging sich £. nicht

nur au den beiden kleinen Knaben seiner Wirtsleute, sondern auch

noch an dorn 8jährigen Kinde eines anderen Hausbewohners. Das Ur-

teil gegen ihn lautete auf l'/s Jahre Gefängnis. — Wegen Sittlichkeits-

verbrechens nrnfite sich ferner der Uontear O. vor dem Htrafrichter ver*

antworten. Dieser wohnte als Aftermieter bei einem Restaurateur B.

verging sich an der Ojabrigen Tochter seines Wirtes. Die Kleine

lockte jedoch durch ihr Schreien die Mutter herbei. Gegen Q. lautete

das Urteil auf 1 Jahr Gefängnis. — Eine erst 14 jährige Mutter mußte
als Zeugui in einer anderen Verhandlung erscheinen. In dieser war
der Handlunp:sj^ehilfe M. we^en Sittlichkeitsverbrechens angekläfft. Der
Angeschuldigte wohnte im Hause bei einem Arbeiter F. als Schlafbursche.

Nachdem er die damals 12jährige Tochter seiner Wirtsleute durch Ge-
schenke gefdgig gemacht hatte, verging er sich an dem Kinde. Dieses

Verhältnis wahrte laiigere Zeit und wurde erst entdeckt, als sich Folgen *

einstellten. Das Urteil gegen M. lautet© nnf 1 '/t
Jahre Oeföngnis." —

Die Benutzung und Belegung der Wohnungen seigt» daß die Zahl

der einer Familie zur Verfügung stehenden Zimmer, ganz abgesehen

von deren Raumgröße, von entsclieidcMider Bedeutung ist. Eine Familien-

wohnung von ungenügender Uäuinczahl. die zur Gemeinschaft der

Oeschlechter und Fauiilienfrenideu zwingt, kann, von ihren sonstigen

Mängeln abgesehen, nicht als zulässiger Bchausuugst}pus gelten.

Vgl. Lic. F n c h a - Rüsselheim, l^ir Wnhnnng nnd das beranwach-

sende Geschlecht, Ernst Ludwig -Verein Dariustadt, praktische Wohnungs-
fQrsorge 1908, Bd. I, S. 91. Die Einzelheiten der Wohnnngsanlage
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und der Bauform fallen in das baatechnisohe Gebiet and sind in späteren

Abiehaitten ta Miafiddi».

a iGcMdbeitUislie V«rliiUiiiBML Kwmkhfftten.

§ 48. Aaf die geanndbdtUcben VerbftltntBse haben Hainform mid

Wobnweise wesentlichen EinQttß. Zu den Hauptforderungen, die im

Interesse der Krwaciisenen und namentlich der Kinder zu stellen Bind»

geliört die leichte Erreichbarkeit der frischen Luft und der Bewegung

aufierhalb der geschlossenen Wohnrsinme. Das System der Storkwerks-

häufung steht der Erfüllung dieser Forderung in einer doppelten Kiclitung

entgegen: der hohe Bodenjirels, wie die Bauform verhindern die Zu-

teilung privater Freiflächen; die Stockwerkslage erschwert das Verlassen

der Wohnung und verliiudert die Beaufsichtigung der Kinder.

Unter den Hygienikern, die sidi im fibrigen stuneiBt auf dam Oe-
biet der allsgleichenden Maßnahmen bei Stockverkahftttftuig betätigten

,

haben namentlich Alfred Grotjahn, F. Katip, M. v. Gruber den

gesundheitlichen Wert des Bau^ystems vorangestellt. In knapper For-

mulierung wird die gesundheitliche Bedeutung der Wohnweise von C.

Flttgge gekennmichnet: ,|die Besiedalangadielit« und daa
Wohnen in hohen StockwerkähSuHcru, das dem Großstädter

reichlichen Aufenthalt und Bewegung im Freien unmöglich macht, ist

als hauptsachlichste Ursache fUr die Verschlechterung
der Konstitution dar OroBatadter ansnaahen** (Sperrdruck

des Originals); Orofiatadtvohnongen und Kleinbauaaiedelnngen. Jenn
1916, 8. 123.

Zu den Krankheiten, die ärztlicherseits mit unzureichenden Wohn-
verhältnissen in Verbindung gebracht werden, z.lhlt die Rhachitis —
Knochenerweichung, Verkrümmung — die sich bei Kindern in Stock-

werkswohnungen häufig, im Kleinhaus dagegen selten findet. Der Zu-

sammenhang mit dem Bausysteni ist bei dieser Kraiikiieit, einem der

schlimmsten SchädUngc städtischer Volksentwicklung, nach verschie-

denen Biditungen festgestellt

Bai Unterauobungen, dia Dr. May an tanaand Impflingen, hat
auHsohließlich der Arbeiterbevölkerung angehörend, vornahm, ergab sicb^

daß 86,5
'^/o

der Kinder mehr oder weniger Zeichen von Rbacbitis auf-

wiesen, ein Zustand, fttr, dan in erster Linie der Aafentbalt in ge-

eoUonenan und tlbarfttllton Biomen und erat in sweiter Linie dia

nncweckmaßige Ernährung in Batraobt kommt. In gleicher Weise wird

von Gindes-Rußland und v. Uansemann-Berliu der Mangel an frischer

Luft und der Einfluß schlechter Wohnverhältnisse als begründende Ur-

aacbe der Bhacbitis, andererseits von A. Grotjahn die Zugänglich»

nmchnng friachar Luit und Bewegnngstfttigkeit als Ursacbe dea .Niobt*-

Vorkommens der Kiarjkhfjit bezeichnet. Im Jahre 1912 untersuchte Dr.

Georg Levy 1000 Erstimpflinge in Bprlin mit dem Hpfund, dnß

97,8 V« rhachitische Symptome zeigten und nur 2,2% ^i^^ vollständig

irai erwieaen. Dia Sobware der Bbaebitie bftlt gleiehen Scbritt mit
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der Udhe der Beieguag der Wobnr&ume. Nur bei zwei Fällen fand

Bich Bhftdütis in gröfieran Wobnungen; aber das eine Kind hatte eine

tuberkulöse Mutter, wälireiul in dem «weiten ^alle Syiilulie beider Bitern

vorlag; Rhachitis und Wohnung, Archiv f. aosiale Hygionc, VIII, 1913,

S. 3651. — Der Cbenmitzer iiiobularst Dr. Ad. Thiele fatit seine Test-

Btellungen an Scholkindeni dahin tawmmen: wir sagen nicht soviel,

wenn wir die Rhachitis als die Wnnel alles Übels ansprechen. . . .

Wir könpoii die ßhacliitis als eine ausgesticbte Großstadtkrankheit be-

leichneu; Zeitschrift für Hchnlgesundbeitspflege, Bd. XXIV. 1911, 9. 197.

Es bandelt sieb indes, wie schon die ersterwähnten Arbeiten

aeigen, nicht oin eine QroSstadtkrankheit schlechthin, sondern ledig'

lieh um ein in Verbindung mit einem schlechten Wohnungssystem auf-

tretendes Obel. Alfred Grotjabn konn/eicbnet die Znsammenbange
folgendermaßen: „Z\i meinem größten Erstaunen wurde ich gewahr, daß

die Krankheit, die sich in Berlin und seinem Vororten an der Mehrsahl

der sorgfältig gekleideten Proletarierkinder schon iu Vorübergehen dia-

gnostizieren laßt, mit verschwindenden .Ausnahmen unter den zerlumpten

Hangen des Londoner Arbeiterviertels vollkommen fehlt. Vielmehr

WMsen die Kinder einen gans vortrefflichen Ernfthmngsinstand anf, sind

rotwangig and kräftig in lüloi ihren Bewegungen. Das Londoner Arbeiter-

kind ist rliftu trotr der un/i^eheuren GrHße der Statlt in viel höherem
Maße 1^'reiiuftweseu als die deutseben Kinder in den Aa Mietskasernen

bebauten Groß- uud Mittelstädten Deutschlands, die mit Treppen und

KorridorabsohlQssen dem Sünde den Weg ins Freie erschweren and
namentlich den eigentlich selbstverständlichen Aufenthalt des kleinen

Kindes in Hof und Straße immer erst zu einer Aktion machen, die

wegen ihrer Umständlichkeit kaum täglich und dann nur fUr kurze

Zeit ins Werk gesetst wird. Es ist sicher kein ZahtU, dafi man in

den schottischen Großstädten, die in deutscher Art mit hohen Miete-

kasemen bebaut sind, auch wieder zahlreiche rhacbitische Kinder an-

trifft.« Handb. d. Hygiene, Suppl.-Bd. IV, Jena 1906, S. 769 und
Sosiale Pathologie, Berlhi 1912, S. 871. Vgl. die hiermit flbereinstimmenden

Scbilderangen von Alb. Sadekum, Oroßstftdtisdies Wohnangselend,

3. Aufl., Berlin 1909, S. 3- uud die Ausführungen von Lanzendorf
(Zeitscb. „Die Volksgesundheit" 1913), der darauf hinweist, daß Prof.

Kassowitz-Wien zuerst die mangelhafte Lnltzufuhr in den Wohnungen
der Wiener Mietskasernen als Ursache der Rhachitis beseichnet hat.

Untersuchungen über das Gedeihen der Kinder und die Sterblich-

keitfiziffern unter verschiedenen WohnvorhiUtnissen — Kleinhaus, Stock-

werksbau, beschränkte und größere Räume/abl der Wohnung — werden

mitgeteilt von J. Kaup, Handwörterbuch der sosialen Hygiene, II,

S. 821 f. Bei den auf die größere oder kleinere Zahl der Wohnräume
bezllt;lichen Ziffern ist indes, im Gegensatz 7.n den vorerwiUintpn r^^leich-

artigen systematischen Umstünden, die VerHchiedenheit der liiiakommens-

verhlltnisse sn bertti^siehtigen, worauf Kaup, a. a. 0. 8. 824 hinweist.

Vgl. die Statistiken ttber die gttnstigen Sterblichkeitsziffern in Klein-

wohnunr^en von Ulm and in Qartenstldten» Orotjahn, Soatale Patho-

logie, 1911, S. 629.

§ 49. Für die Frage der Säuglingssterblichkeit, ein Haupt-

stUck des Bevölkeruiigsproblenis, ist neben dem Einkommen und der

Ebcrstadt, Haodbudi dn Wohmncmsem. 4. AvIL U
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Lebenahaltang der Eltern als snbjektivem Faktor, die Wobnnng ab
ol]|je1rtiTer Faktor in Betracht an ajefaen.

Die BeziehuDgeu zwischen VV'ohmiugstypus und Siliiglingsstürblich-

keit wurden zuerst hervorgehoben von Dr. Meiner t- Dresden in

einer im Jahre 1888 verOffentiichten Abhaadlang. Ale einen weeent-

lichen Umstand der Gesandheitwchadigung erkannte Me inert den

Mangel der direkten DurcblOftnnp, wie er bei der Kleinwolinung durch

den Grundriß der Mietskaserne bedingt ist. „Im allgemeinen war nur

in eolohen Wohoangen die Sterblichkeit an Bominerdiarrblfe sa finden.**

Dwitächü Medizinische Wodienschrift, XIY, Nr. 24, 1888, S. 491. —
Bei f'Aufr im Jahre 1898 iurch \V. Prausnitz in Graz vorgeiioinmcnen

Erhebung über i^äuglingästerblichkeit wurden als durchlUftbar gefunden

27,4 7o, teilweise darcbltfftbar 7,1 Vo, nicht durohlliltbar 65,5%) «> daß
ee eich alao in awei Dritteln aller Fftlle tun Wohnungen handelte, deren

Anlage eine genügende Zufuhr frischer Luft nicht oder kaum gestattetej

W. Prausnitz, Sftuglingsemahrung und Säuglingssterblichkeit, Müncheo
1902, S. 109. £ine Untersuchung von ,Dr. H. Liefmann and Dr.

Alfred Lindemann aber die Lokaliaation der Saagtingesterbliehkeit

in Berlin und ihre Boziohungen zur Wohnungsfrage (Medizinische Klinik

1912, Nr. 26, 27 und 28) ergab, daß die Bezirke niedriger Sterblich-

keitsziifer die Altstadt (trotz einer nicht geringen Geburtenzahl) und

der Sadweeten nebet Tiergartenviertel sind mit 16|8, 10 und l&*/o der

Lebendgeborenen; die Bezirke mit höchster Sterblichkeitsziffer dagegen
sind — die Stadterweiterungsbezirke Gesundbrunnen und Wodding, alao

Neubaugebiete, mit 81,2 and 24,7%. „Die Peripherie der btadt
eigt die allergrSfite Mortalität (8. 4)." Wahrend ferner in

Berlin im Jahre 1910 nur 48,4% der Wohnungen in Hinterhäusern

lafTOii, beträgt der Auteil der Hinterwohnungen an der Siluglings-

sterblichkeit 70%. Die Verteilung nach der Stockwerkslage zeigt „ein

gleichmäßiges Aneteigen der Sterb^lle mit der Htthe der Stockwerke".
Die Bezirke Berlins, die bei der Liefmann-Lindemannsohen Studie

als Mittelpunkt der Säuglingssterblichkeit hervortreten, sind im übrigen

die gleichen, die bei einer Untersuchung Nesemauns als Uauptherde
der Diphtherie und des Scharlachs festgestellt wurden. Die Verfassei

glauben, da6 ihre FeeteteUnngen der oben erwähnten AnKaeenng von
Me inert widersprechen, weil dio größte Sterblichkeit sich in den
Außenbezirken findet, die eine freie Lage haben könnten, allerdings

aber, wie hinzugefügt wird, „nioht überall in Wirklichkeit frei liegen".

Die Annahme eines Widerepmehs bembt anf einem Hifivenitiodnia; ee

benteht vielmehr volle Übereinstimmung. Die von Mein er t hervor-

gehobenAn Übelstände des Wohntingstypns (Kasemiemng) finden sich

gerade am stärksten in den Neubaubezirken} 8. oben.

IMe Art dee Wohnens hat nach Begtemngsrat Pistor einen

anflerordentlichen Einfluß auf die Gefährdong der Kinder im ersten

I^ebensjnhro, Hirrboi rauß der Annahme gewarnt werdpii, rIs ob

die Säuglingssterblichkeit eine Auslese der schwächsten Kinder bei^'irke

und somit die Erhaltung eines gesunden Henschenschlags fordere. Der
grOfite Schaden für die Volkskraft ist allerdings nicht die Säuglinge-

Sterblichkeit, sondern die Sftuglingssohwachnng; Berieht desEmst-
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Ludwig- Verein 9, Darmstadt 1911. — Diiß der während der letzten

Jahrzehnte eingetretene Rückgang der Säuglingbüterblichkeit neben den
Mainfthmen der SftnglingsfOnorge ym allem doreh den atarken Bflek«

gang der Geburtenziffer (in Schöneberg von 36tS5 pro Mille im Jahre

. 1886 auf 16,37 pro Mille im Jahre lU 10) verursacht ist, wird von
R, Kuczyn.sk i hcrvorfrehoben; .TuiremlfUrHorge in Schöneberg 1911.

Beziehungeu zwiijciieu kiudei zaiii uiul Wohnung ergeben sich

nadi zwei Richtungen; einmal hinsichtlich der Unterkunft kinderreicher

Familien, ferner hinaiehtiidi der Einwirkungen der Wolinverlilltiiisse an!

die Geburtenhäufigkeit

Die Klagen ttber dteSckwierigkeiteii, die den kinderr^ehett PamiUen
in den Großhansern gemacht werden, sind so aligemeiu, daB sie kaum
mehr der Erlänteruug durch Beispiele bedürfen. Der Hausbesitzer im
VielwohnungähauB wüiischt aus verschiedenen Gründen keine Familien

mit Kindern und bevorsagt die kinderbeen Ehepaare. Erfahrungen ans

•veracbiedenen Städten für das Jahr 1914 werden seitens des Verbandes
dentaober Militnrhandwerker (Elborfeid) mitgeteilt: „Bei Nachfrage ist

das erste: wieviel Kinder haben Sie? Bei zwei Kiodera hftlt es schon

aehwer, eine Wohnung an bekommen (Danzig). Kinderreiohe Familien

bekommen in der Stadt kaum Wohnung ( (iraudenz). Kindcrrei<die

FHinn-fn sind nicht gern gesehen (J^Iünster). Kinderreiche Familien er-

halten sehr schwer und dann nur in alten Häusern Unterkommen (Sieg-

burg). Kinderreiohe Familien will niemand aufnehmen (Trier). Kinder»
reiche FamiUen ktfonen nur schwer Wohnungen bekommen (Ulm).** Die
Angaben werden nur ab eine kleine Auswahl, zudem nicht der übelsten

Verhältnisse, bezeichnet. Fälle der Kiindigung bei Geburt eine.s Kindes

werden h&ufig berichtet; mehrfach sind Verträge bekannt geworden, in

denen der IdUeter sieh verpflichten mnfite, im Falle eines Familien-

snwachses die Wohnung zu rftumen.

Dafi unzureichende WohnverhältniHRe r.vi den Umständen zählen,

durch die ein Herabgehen der Geburtenhäufigkeit bewirkt wird, kann
fceinon Zweifel unterliegen. Vgl. A. Grotjahn, Geburtenrttckgang, 1914,

8. 846: »J)ie Kinderbeachrftnknng wird in der städtischen Bevölkerung

immer mehr sich ausdehnen, wenn wir nicht den unglücklichen Kasornen-

typoa durch die weiträumige Bauweise weuigsteAs von jetzt ab abzulösen

biBginnan." S. auch Gretsaehel» Zaitaohr. f. Wohnungswesen, XIU,
1915, 8. 277. Die Gebflrtigkeitssiffem beiragen in Berlin:

1880 18B0 1900 1905 1910 1011

30,04 31,81» 26,72 24>00 21,45 20,84*/^
OCt rvi 1 0 fiii / oJmm» Ausw&rtiRc in
OKJfOÖ l»,öü

^ a,fentl. An»uUM-n.

Im Zusammenhang hiermit zeigt die für die Beurteilung des Woh-
nungswesens wichtige Uausstandsziffer (durchschnittliche Zahl der Mit-

glieder einer Haasbaltnng) folgenden Rttckgang:

1871 1880 1010 i , . . , . . „
4,82 4,26 3 72 I

(•'^^r*^*®''**^ Anstalten PerBonen.

Nach Silbergleit, Statist. Jahrbuch der Stadt Berlin, 32. Jahrg.,

1913, S. III, wurden vom Rückgang der Fruchtbarkeit gerade die Stadt-

teile mit breiten Schichten der Arbeiterbevöikerung am meisten betroffen.

14*
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Zu bemerken ist, daß die seit 1^05 eingetretene Abnahme keineswegs
' dareh eine Vermiodemiig der Zahl d«r Bhefrtuea im geblrfiihigea Alter

kerbeigefnhrt wurde; femer zeigt es sich, dafi die Almalime für die

höchstens 20 Jahre alten Mütter eine geringe ist (6,5 "/q '. während sie

sich allgemein mit den folgenden Altersstufen, zum Teil in starkem

Hafie, Bteigwt. Von der G«mmtbevSlkerang Berlins standen 1880

12,53 Voi <lag«g«tt 1905 8,7G"o im Alter von 0—5 Jahren; Silber-
gleit, Preußens Srädte, inf>8, S. 20. V^'l. üher die Bedeutung der

Wohnverhältnisse für den Geburtenrü« kgaug, Westfälisches Woh*
nangsblatt, Januar 1916, 8. 21. — Fragen der Volksvermehrung werden
flbeniohtlich behandelt von Professor Majet, der den Wert der Woh-
nungs- nnd SiedelnngsvorhaltuisBe hervorhebt und weiterhin eine Reihe

von Vorschlägen — Ertüchtigung der Jngend, Kindererziehung, Ver-

sicherung, BeschaHuug von Gelduoittelu durch Besteuerung — erörtert;

Die Sieberong der Volksvermehntng, Bibl. f. Sosiale Medisinf H. 10«

^ Berlin 1914. Bei aller Entschiedenheit, mit der die notwendige Für-

sorge für die Volksvermehrnng betont wird, wendet sich Mayet doch

S. 21 gegen einseitige und undurchführbare Forderungen. Zu den Maß-
nahmen der WohnongsfOrBorge fdr kinderreiche FamiliMi vgl. die in

Crefeld getroffenen Veranstaltnn^m bei Frieda Bossie, Entwicklung

des Crefelder Kleinwohnungswesens, Stuttgart 1917, S. 124; s. femer

B. D ern bürg und E, Leyser, Heime für kinderreiche Familien, Berlin

1916; Beitrige snr Wofanungsfürsorge ftlr kinderreidielNunilieB) Rheinische

Bl&tter für Wohnungswesen, Märzheft 1917; Marie B aan, Yerhandlg.

d. Ver. f. Sauglingsfürs., Düsseldorf 1918. B. Seh u i t tmann (Reichs-

wohnversicberung, Stuttgart 1917) befürwortet die Erwerbung von

Kinderrenten dnrch Aosban der Invaliden- und Angestelltenversicherucg.

Dem am das Siedelnngsweeen hochverdiente Leadrat Berthold-
Blumenthal bei Bremen verdanke ich die beifolgende, dein Preuß. Sta-

tistischen Jahrbuch 1915 entnommene Tabelle 22, die eine Anzahl von

stftdtischen und ländlichen Kreisen Hannovers uach vier Gruppen zusammen-

stellt und die Zosammenhinge swieehen BevOlkernngsstand nnd Siedlangs-

weise erkennen l&ßt. Die drei Gruppen der Landkreise sind gleich-

artig industrialisiert; die Kreise, die in der Ansiedlung das Klpinhaus

mit Landzulage festhalten, weisen Zifferu für die Geburteiibäutigkeit

nnd den BevSlkerungsübersdiuß atif, die ttber die Zahlen der rein stidti'

aohen, mit Stookwerksh&ufang nnd Vielwohnungshaoe bebauten Kreise

um die Hillfte und mehr hinausgehen. Die Zuteilung von Produktivland

an Industriearbeiter ist für das tiedeihen der Familie und namentlich

der Einder von entseheidender Bedentnng; s/oben 8. 80.

Reziiglicli der allgemeinen Behandlung der in den obigen Para-

graphen besprochenen Fragen ist zu bemerken, daß für die (lesamtheit

nicht ein Interesse an der Geburten Vermehrung schleohthin, sondern an

dem Zuwachs von gesunden und kräftig erbaltenea Kindern besteht.

Nicht auf die Zahl der Geburten allein, auf die zumeist hingewiesen

wird. Bondem auf die Gosuodorhaltung der Kinder maß sich die Vorsorge

richten, und aus dieseiii GesidilBpuiikte sind die hier erörterten Be-

ziehnngen zn der Siedelungeweiee zu beachten.
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TabeUe 22.

Auf 1000 der mittleren Bevölkerung 1909/13 entfielen:

I2 Isl'«'
1^

Ii

s •

Fh>viiii Hannorer
30.6117,0

28,1,15,1

I. SUdtkreise:
Hannofw ßlj
T/iiulen , , , . ,

Harbut]g

Ctoeitanilliida . .

27,3

27,9

27,3

•3,6!

13,0

II. Landkreise im
Bereich indu-

s triereicher
Stadtkreiie:
Hannover Land • .

Linden l4ind . . .

Harbniir Land . . .

Geestemünde Land .

13,9

13,5

1.5.4 12.5

14,512,8

7,9

13,8|A

A

r>,2 1 4/Jll,0 A
26,k;il3,t>!l2,ü A
:ö,7 14.dl9.7 B
3l,2|l5,l:19,l B

A — Stockwerkshaufung und Vielwohnungshaus ; B

lU. L«iidkr«it« m, In-
duBtrift Bn4 tti4-
tischer Banwelke:

Ifienlniif

Peine .......
Alfeld

Achim
Wittmund (zu Wil-
hAlmahaven) . . .

IV. Landkreise m. In-
dustrie und weit-
rftamiger Anaied-
lung:

Bluraentbal ....
Iburg
Osnabrück Land . .

28.1

27,1

28,3

32,2

21,9

14,8

13,7

13,7

15,6

12,6

13,3

13,2

14,61

16,7

9,3 A

36,014,4ßl,C

36,1

35,4

rielfach noch weitnlnmige

Ansiedelung; C = weitrfturoige, halbl&odlidte Ansiedelung (mit Landzulage).

1 5,3:20.81C
13,4^2,0(0

§ 50. EinwirkuDgen auf die gesQodheitlicben Verbältnisse kfinoen

erfolgen darch die Stockwerkslage der Wohnung und dnreh die Form
der ÄnleguDg einer Wohnung innerhalb des Gebindes.

Die aogenannten Kellerwohnungen werden allgemein als der Qb-
snndbeit abträglich betrachtet, insbesondere für die Kinder (v::! Hans
Rost, Zeitschr. f. Wohnungswesen li^05, 8. 37 j; die Zahl der Keller-

wohnungen ist infolge des baupolizeilichen Einschreitens und des Ver-

bots der Nenanlage im Bflokgange begriffen. Gleiichwelil worden in

Berlin 1900 noch 26170 Kellerwohnungen mit einer Bevölkernng von
95 948 Personen gezählt: im .Tahre 1910 war die Zahl anf 20023,
darunter 1758 leerstehende, zurückgegangen. Wegen München s. oben. —
Die hochgelegenen Stockwerke bieten den Nachteil des TreppeosteigenB,

der sich insbesondere bei Frauen (Sehwangeren) und kleinen Kindern
geltend macht. Auch wird eine etwa vorhandene Anlaf;:e zu organischen

Leiden, wie Herzleiden, ungünstig beeinflußt (nach Dr. med. W.Feilchen*
feld-C^arlottenbnrg, litiert in derWohoangsenquete der BerlinerKranken-
kasse der Kaufleute usw., 1907, 8. 11).

Nach den Feststellungen vrn C. FHi;_- ^f* finden Hif h in den mehr
als zwei Stockwerke hohen, zabireiuhe Emzehvohnungeu enthaltenden

Häusern die ungünstigsten Wärmeverhältnisse. In Mietskasernen ist die

Steigeraog der Sdbadignngen in den böoheten Stockwerken statistiseh

nach7.nwei.sen: Großstadtwohniin^on. 191G, S. 74. Die hohe Treppenlage
bewirkt ferner, daß den Bewohnern das Verlassen der Wohnnng er-

schwert und nicht genügende Gelegenheit zur Bewegung in freier Luft
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gegeben ist, ein Umstand, von dessen Wirkungen oben S. 204 f. ge-

sprochen wurde. Für die Hauehaltsbesorgung und die Beenfsiohtigung

der Kinder ergeben eich Nachteile (vgl. Horsfall Zttiaehr. 1 Woh-
nungswesen, 5. JaIlI•^^, 8. 242). Für den Wohnungsniarkt ist die

Leistung der hochgelo^oncii Wolmungon eine goriiijzorc, da sie nur bei

WobnuDgsteuerung und Wohnungsmaugel beaetzi werden und bei jeder

Verflaunng des Wohsnngemarktes leer stehen. Vgl. Prof. Schott in

Statistik der Stadt Mannheim 190t, B. 9, S. 6 und 12; Hellmuth
Wolff, Zeitschr. f. Wohnungswesen 1907, 5. Jahrg., S. 216. Daß
nur das Interesse des Bodenpreises die Bauunternehmer zur Steigerung

der BaabObe zwingt, worden oben 6. 186 nach Fabarins bemerkt.

Bezüglicb der D i\ r h w oh n u n gen ist /u iiiitersr]iei(jon: 1. ob sie

unmittelbar unter der Hedachiini,' oder mit Anwendung einer Isolierung

(Wärme- und Kiüteschutz) gebaut aind; 2. ob ihre Anlegung als Zubehör

bei dem Kleinhauä oder zur Steigerung der S|ockwerkäauäuutzung bei

dem Vielwohnungshans erfolgt

Die eigentlichen (nicht isolierten) Dacbwohuiingen gelten als ge-

aundheitUdi anfechtbar, wenn sie leicht gebaut sind. Die Nachteile

einer solchen Dachwohnung bestehen darin, daß sie den Extrem en der

Temporntnr aiis^'P'<p'7t i'^t und im Sommer übermäßige Hitte, im Winter
tibermftüi^'e Kälte aulvveist. (Jaeger, Wohnungsfrage 2, 8. 45.) Ins-

be^ondere ist die Säuglingssterblichkeit eine hohe. — Anders ist die

solide and mit gutem Lmliermaterial gebaute Dachwohnung, genauer

„Mansardenwohnung", zu betrachten, gegen die von selten der Hygieniker

kaum etwas eingewendet wird, wenn die Stockwerkslage keine Uber-

m&liig hohe und wenn gegen bestimmte Nachteile der Dachwohnung
Vorkehrung getroffen ist. Vgl. Ferd. Hueppe, Staatliche Wohnungs-
fttrsorge, Deutsche Medizinische Wochenschrift 1908; Hans Raven-
stein, Zeitsclir. f. Wohnungswesen, 1007, S. 62. — Über die in der

Benutsung der Dachwohnungen gemachten Erfahrungen berichtet ein-

gehend Oretsschel, Jahresberidit des Orofibersogt. Hess. Landes-

wohnnngnnspektors für 1907, S. 16. Vgl. hierzu Wohnungsuntersuchung

der AUiremeinen Ortskrankenkasse Berlin, 1915, S. 10 f., 1918 S. 16 f.

Von der Frage der hygienischen Zul&ssigkeit der Dachwoiinung

ist zu trennen die von der Baupolizei zu entacheidende Frage, ob bei

vielstSekiger Bauweise der Ausbau des Dachgesdioeses gestattet

werden .soll, um eine noch intensivere Au-iiiut/.ung der Bodenfläche r.n

ermöglichen und den unter dem System der Stock werksh&nfung ständig

hervortreteudeu Mangel au Kleinwohnungen zu mildern. Begelm&Big
erscheinen in den Stftdten mit viebttfckiger Bauweise in bestimmten
Zwischenräumen Kundgebungen, die das Versagen der Biutatigkeit auf

das Verbot der vollen Ausnutzung der Dachgeschosse in mehrstöckigen

Hftusern zurückftibren. £ine wirtschaftlich gtinstige Wirkung für die

Bautitigkeit ist von dem Ansban des Dachgeschosses unter dem System
der Stookwerktbftufung, d. h. bei der allgemeinen Anwendung der viel»

ßtöckigen Bebauung in (h>n Sf r.fUerweitenm^-cbezirken, nicht zu erwarten,

während andererseits 8M;ber ist, daÜ jede Erweiterung der Boden-
ausDutzuug sofort dordb eine neue Steigerung der Bodenpreiee aufgesebrt
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wird und die Preistreibunfr einen nenen Antrieb empfangt; 8. oben
8. 118, 116 und 124. Vgl. hierzu Redlich, Zeitschr. f. Wohnungaw.,
IfllO, 8. BBt; Albttrt D«iieke» Zentralbl. der Bmverwftltuog, 1912,
8. 434.

An-fiilirlicb wird die Frage der Dachausnutzung bei vielgeschogsiger

Bauweise behandelt in der Zeitschr. f. Wohnungsw. in Bayern, 1915,
Nr. 1 und 4. „IkmBfliöhttii Bedenken begegnen erst die Dachwohnungen
in den tnelirgeschossigen Mietshaasern. Ihnen selbst haften die Übel-
stände aller Ii liLelegenen Wohnungen an; die Mühsal des Treppen-
steigens für Kinder, Schwangere, Greise, Krankliche und Genf"^rnde,

die größere Schwierigkeit der Rettung bei Bräuden usw., die Schwierig»

keit für die Mutter, die Kinder bei deren Spielen im Hofe« aof der
Straße genügend zu Uberwachen. Schon der halbe Ausbau des Dach-
geschosses macht sich bei mehrgeschossiiron Gebrindon mit zahlreichen

Wohnungen in dieser Hinsicht sehr unangenehm bemerkbar"; a. a. 0.

Nr. 1, 8. 2, M. V. 0ruber. Dsfi die Steigerung der DsohgeeohoSsas-
nutzung bei viektöckiger Bauweise weder im Interesse der Hausbesitzer,

noch der Allgemeinheit liegt, zeigt M. Wolf, a. a. 0. Nr. 4, 8. 39f.

Vgl. auch Bericht des Zentralwohnungsinspektors in Bayern, 1910,
8. 85 (Httnchen) und S. 6 (Nflmberg und Fflrtb, Znlsssnng der vollen

Ansütttzung). In Bremen hat sich der Senat im AagtlSt 1913 gegen
den rvP'tPTL'ohenden Aosbsn selbstftndiger Daohwobnnngen erklftrt. 8.

auch unten § 76.

Uogesonde und unbefriedigende Wohnongen entstehen durch be-

stimmte Gnndrißforroen. In dem Vielwohnongebsos und der Mietskasenie
ergibt sich hei der Aufteilung zu Kleinwohnungen stets eine Anzähl
von Räumen oder Wohnungen, die erhebliche Mängel haben und denen
namentliob Belichtung und Besounuug fehlt. Vgl. die Ciruudrisse hier

unten Abb. 41 u. 42 sowie die Wien«c Banformen, Neue Studieui Bd. L
Äußerst mangelhaft scheinen in den Neubauten der herrschaftlichen

VielwohnungshSuser die Portierswohnungen zu sein. Stadtrat Stein-
born-Wilmersdorf berichtet, uaß in dem baulich jüngsten Teile Qroü-

Bwlins, dem BOgeosiuiten Berlin WW., kaum glaabliehe Wohnungs-
verhlltnisse fOr die Portiers bestshen; Berliner Tageblatt vom 29.

Jsnuur 19U.

Der ZaBaumeohuig zwischen Wohnweise und Krankheit, bzw.

Sterblichkeit ist ielfach hervorgehoben worden in den Untersndinngen

Ober die Tuberkulose. Die ErOrleningen fiber die Beziehungen

zwischen Wohnverhältnissen und Tuberkulose richten sich teils tuf die

Überfallung, teils auf die Eigenschaften der Wohnungen.

Eine Darlegung Aber „Tuberkaloee und Wohnungsfrage" mit ein-

dringlichen Schilderungen von Wohnungsznständen veröffentlicht Geheimrat

Ernst Pütter in der „Woche*' vom 21. Sept. 1907, S. 16471. Die
Beriehnsgen von Wohnungsgittfie nnd Tuberkulose werden muf Grund

' statistischen Materials bebandelt von Dr. Kayserlingf Ztschr. Tuber^

kulosis long, Bd. I, S 250; Fr. C. Fr* n Imberg und Prof. C. sVImtt,

Zeitschr. f. Wobnnngsw., II, b. 85 f; Dr. Fr. Winkler, Ztschr. f.

Tuberkulose, XXII, H. 4, S. 313. — Dr. Wernicke hat bei genauen
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Eriniitlungen Uber das Vorkommen von Tuberkulose in bestimmten

Hftiweni der Stadt Foami fMtgeatallt, „daS hi den Hftmeni mit grofier

Tuberkulosesterblichkeit des Zeitraums 1880— 1800 clor folgende Ab-

schnitt 1890—1900 nenp Opfer fordert. Der Ansicht Rubnors- ist

anzustimmen: „die Tuberkulös« gebt mit der Wohndicbtigkeit parallel";

Handb. „Krankheit und aoaiale Lage**, 8. 78. Naeb G. Flflgge iat d«r

Parallelismus zwiachflii Tabsrinxlosetodesfallen und Wohndicbtigkeit durch

zahlreiche Erhebun«^en erwiesen. Die Dontunfr dieser Beziehünpren wird

aber meistens dahin lauten müssen, daß die Erkrankung an Tuberkulose

den wirtflchaftHehen Niedergang der Familie und die Uinderwertigkeit

und OberfOllaog der Wohnong erst veranlaßt hat; Gn^rtadtwohnungeOf
S. 67.

Französische Untersuchungen richten sich auf die Feststellung der

'Vemrsachang vtfn Tuberkulose nod Krebs dnrefa die Wobnnng. Alfred
Filassier berichtet in der „Oasette medioale", Pari» 1906 über die

Wiederlioliinp lier Fälle von Krebs bei den sich folgenden Inliabern

bestimmter Wohnungen. Gebäude mit unbefriedigenden Wohnungen
wurden in Paris von Marie Davy und Juillerat untersuch^ wobei

sich der sehleehte Gesnndheitscastand nnd die Hftuftgkeit ven Tuber-

kulose bei den in den Wohnungen sich ablösenden Insassen ergab. Ge-

meinsam waren den beobacbtefen HSnsern: 1. der Mangel an Lnft-

emeuerung, 2. Übervölkerung, 3- ungenügende Belichtung; Mangel an
Sonnenlicht ist schlimmer als Übervölkerung; s. Wernicke, a. a. 0.

Pi \ on Darre M air, London 1910 geschilderten Gebäude mit nnlUft-

baren Wohnnngen (sogenannte Rücken-an-RQcken gebaute Kleinhäuser)

zeigten, daß hier die Verbreitung ansteckender Krankheiten und die der

Erkrankungen derLunge eine grOfiere ist als in dardilflftbaren Wohnungen.
Kaup, Handwüi-terbuch der sozialen Hygiene, 8. 832. Vgl. femer
J. Marcnse, Die Wohnungen in ihren Beziehungen zur TuberkuloBC,

Alb. Kohn, Wohnungsuntersuchung der Berliner Ortski'ankenkasse 1918
und die bei Grotjahn, Soziale Pathologie, S. 72 gegebene Literatur.

Ober WohnungsTerhiltnisee und Geschlechtskrankheiten vgl.

A. Blascbkow und W. Fischer, Handb» Krankheit und soziale Lage,

S. 51Bf ,
liG die BedeijtiTnfT: Her Wohnungszustande für die Lebensweise

des Arbeiters und die iieziehongen zur Prostitution bebandeln. Die
Verfasser sdiildem, in welchem Umfang aas der Wohnweise nnd der
Art der Unterkonft sich schädigende EinlKlsae für die Arbeiter mftnn>
liehen nnd weiblirl -n rioschlechts ergeben müssen. — Hinzinvei^fn ist

ferner, wie ich glaube, auf die schweren Mißstände, die in den Städten

mit dem System des VidlwohnungshauHes und des Massenmictshauses

daraus folgen, dafi in diesen grofisn Hansformen die BevOlkenuig mit
der Pro.'ititntion in dem gleichen Gebäude zupammenwohnt. In Breslau
wurde seitens eines Stadtverordneten im Oktober 1909 hervorgehoben,

welcher Schaden ftlr die Jugend aus der Untermischuug mit Dirnen im
Oroflhause entsteht. „Ge gibt Hftuser in Breslau, in denen neben drei

Prostituierten 10— II schulpfliehtige Mftdehen wohnen. Die kleinen

Mädchen sind darauf dressiert zu pfeifen, wenn der Schutzmann kommt;
sie verfallen natürlich später meist der Prostitution." Für Berlin wird
die Untermischung mit der Prostitntien aus allen Stadtgegenden be-

richtet. Die Städtische Armendirektioo ist (Oktober 1909) dasn Aber-
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gegangen, eine Reihe von Hätisem in Berlin C und N für die Empfänger

von ArmenunterstützuDgen zu sperren. Die Sperre wurde damit begründet,

dt3 di« l>etr«ff«ndeii Gebftiid« atark von Dirnen nnd Znbftltern bewohnt
Mien; man wolle vermeiden, daß Mütter mit Kindern jene Quartiere be-

zielien. Auf tUmli' Ii-' Zns'*ftniHp :n riTizr)um Straften von Moabit (BerJinNW)
wurde in einer Berliner (lerichtsverhaDdluog vom 10. Januar 1911 sei'

teoB einee Beemtea bingewieBen. Dafl in den neugebanten Brairken nm
Berlin W an gewiesen Straßen und Pl&tzen in zahlreichen MietskeaernMl

aieb Prostituierte nieder^jelassen haben, dürfte znr Genüge bekannt sein.

Zu dem Vorgehen der Berliner Armenverwaltuug sei bemerkt, daß die

hervorgehobenen Oefahren fttr die selbständige Bevölkerung sicherlich

nieht geringer sind eis fttr die VnterstOtsungeaBirfhnger. In Stftdten

mit Kleinhaussystem fehlt es durchaus nicht an Proetitation, doch kann
die allgemeine Untermisckung vermieden werden.

Die Kleinwohnungen werden vielfach zum Gewerbehetrieh benutzt

— Hausindustrie, Heimarbeit. In einem Teil der Hausindustrie

bestehen nicht ungünstige \'oraussetziingen, während bei einem großen

Teil der Hausindustrie und Heimarbeit in den Großstädten die benutzten

Räume unzureichend sind.

Die Wohnungsverhaltnisse in den schlecht gelohnten Heimarbeits-

indnetrien sind sam Teil infierek unbefriedigend. Yielfaeh sind die

Wohnungen nach Qröße und Anlage in keiner Weise für einen Ge-
werbebetrieb Lro"LTOt, und ihre Benutznn;^' fi'i" f"^^^•pr})li(•ho Beschäftigung

ist direkt gesundheitsschftdlicb. — Aul die Ueiahreu, die dadurch ent-

stehen, daß der Betrieb von Heimarbeit in infisierten Btnmen statt»

findet und daft hierbei die Krankheitskeime auf die Arbeitserceugni.sse

tlhertragen werden, ist noch besonders hinzaweisen* Vgl. noch ,|8pekii-

lation im neuzeitlichen Städtebau", S. 25.

§ 51. Mit den Wohnnngsverhäitnissen wird der Stand drr Heere.s-

t a u gl i c h k e i t vielfach in Verbindung gebracht Vor dem Kriege standen

sich hierbei zwei Anschauungen gegenüber, von denen die eine die größere

Bedeutung der ländlichen Bevölkerung, die andere die der städtischen

Bevölkerung für Heeresersatz betonte.

Die Ziil'eru für 1913 ergeben:

T»b«U« 23.

Heeresergtnznng 1913*).

. Berlin (von je IOC» Abgefertigten) 42,3

Breslau, COln, Dresden, llambuig (Staat), Leipzig, Mflnchen Ö7,6
Bremen (Staat ohne Biwnerhaten) 80,8
Staate von 101 200000 Blnwohnem «8,0 .

„ 50— KH>OUÜ , 61,2

„ aberhaupt tK),!

Ijündgemeinden ; 66,3
Reich 63,6

Die Tauglichkeitszifler von Berlin erscheint besonders niedrig. Nach
der Untersnehiuig von Vietor Noaek,' Milittrtaogliehkeit nnd Benib-

1) U. Kiiczjrnski. Suti«»t. JtOirb. deutsdier Stftdte, XXI, 1910, S. 675.
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tätigkeit in Öi»terreicb-Ungaru, besteht eto euger ZusammeubaDg zwiscben

HeerestanglicblEeit und WohnverlilltBiaseii. D«r Grad der Hi1itftr>

tauglichkeit ist nicht durch die Berufstfttigkeit^ nicht durch den land-

wirtschaftlichen oder industriollen Charakter derselben bedingt; dagegen

ergibt sich ein Anhalt dafür, daß er wesentlidi abhängt von dem Ver»

hftltniB, in dem Bevdlkerungszahl, OesMntgrnndllftehe und Freiflftche en-

einander stehen; Archiv f. 80a. Hygiene, X, 1915, S. 77f.; s. über die

Verhältnisse in der Schweiz, a. n. O. S. 292 f. Ober die rUckl&ufifre

Bewegung der MUit&rtauglichkeit auf dem Lande vgl. J. Kaup, £r-

nftbrung und Lebenskraft der Uadlüshen BevOlkenmg, Berlin 1910,
8. 41. Vgl. femer Dr. H I^I eisner, Militftrtaaglidikeit, Handb. Krank-
heit und soziale Lage, S. 342 f.

Für die mit dem Rückschluß auf die Volkskraft verknüpfte Frage

der Heerestauglichkeit dürfte indes die einfache Vergleichung der

statistischen Zahlen (flr Stadt nnd Land schwerlich den sureiebendeo

Maßstab abn;eben. Die Bev^5lker^lng der Städte, nainentlicb der Groß-

ötttdte, zühlt zu einem gogebonou Zeitpunkt nur eine Minderheit von

Ortügebürtigen; der Hauptteil besteht jeweils aus Fremdbürtigen, nament-

lich aas Znwanderern Tom Lande, und das BinstrOmen Iftndlidier Be-
völkerung, nicht der eigene natürliche Zuwachs durch Gebartenflber-

Bchuß, hat die Millionen von Einwohnern geliefert, um die sich die

St&dte seit 1870 vermehrt haben. £s ist zum großen Teil l&ndliche

Kraft, die in den Ziffern der Grofistldte gesAblt wird.

Gliederung und Zusammensetzung der grofistädtisehen Bevölkerung
zeigt, an der Gesamtbovolkcning des Staates ji^f^me'isen, einen re^el-

widrigen Aufbau. Die Verteilung nach Altersstufen ergibt bei der

mlnnliohen BerOlkening in Stadt und Land folgende Ziffern (in ''/qq):

Land ' Stadt

18M/95 190:> 1894/97 1905

10-15 Jahre 113,0' 117,0 97,0 98,1

15-20 96,0 94.r, 109,0 103,3

20-25 „ 66,0 61,5 114,0 110,1

Nach Kaiip. Lilmlliche Bevölkerung, 8. 28.

In den Altersstufen von 15— 25 Jahren findet eine vollständige Um-
kehrung des Verhältnisses statt. Das Land steht bei den 15 jahrigen

den Stftdten weit voraus; bei den 20 — 26 jährigen dagegen ist der

Anteil des Landes fast auf die Hälfte gesunken, der der Städte aäderer»

seits stark gestiegen; d. h. die Aufziehung der Kinder erfolgt auf dem
Lande; vom 15. Lebensjahre ab setzt dagegen der Obergang der Er-

wachsenen in die Städte ein. Unter der großstädtischen Bevölkerung

Deutschlands im Jahre 1900 befanden sich bei 9,1 Millionen Ein-

wohnern nur 3,0 Millionen= 43,29 ^'4, Einh<3imische gegen 5,2 Millionen,

d. b. 66,71% Zugezogene. In Berlin-Schöneberg sinkt die Zahl der

aus jder Einheit Groß-Berlin stammenden Einwohner auf 35,6%; die

Stadtgemeinde Behfineberg, als selbstftndiges Oebiet genommen, zihlt nnr

13,1 Vo OrtsgebUrtige. Durch diese Umstände erscheint die schon in

den obigen Zahlen <]pr Tabelle 23 begründete Bedeutung dor vrjer

ländlichen Verhältnissen aufwachsenden Bevölkerung für die Gesamtkraft

der Natiim wMentlidi verstirkt, und die oben 8. 3081 erörterten

SchwAchungen der Volksgesnndheit dnroh stftdtisobe Wohnverhältnisse
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verlanp;en auch im Interesse ilor Wehrkraft allgemeine Aufmerksamkeit. —
Vgl. iSering, Die Bedeutung der landwirtschaftlichen Bevölkerung,

Archiv des deatochen LandwirtächRftmtes 1904; derselbe, Verteilnng

des Grundbesitzes und die Abwanderung vom Lande, Berlin 1910;
A. Steinhart, TTiitersnchung zur Gobürtif^keit der deutsrhen Großetadt-
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Die Praxis des Stfidtebaaea

EinleituDg.

Die neue SCadtanlage^

§ 52. Der Stftdtebaa des 19. Jahrhunderts hat in Deutsehland,

nach dem ftaßeren ümfimg gmnessen, die gr56ten Leistungen voUhracht,

zu denen er bei dem ungestümen Wachstom der Städte berufen war.

Vernaclilassigt und verfehlt wurde dagegen die für unser gesamtes

Kulturleben bedeutsame Aufgabe, dem neueu Siedhingswesen die ge-

eignete Form zu scliaffen. Die äußere Gestaltung und das System der

Stadtardage sind in Dentsrldand aus Perioden ererbt, die durchaus

andere Aufgaben zu erfüllen hatten, als sie der Städtebau unserer Zeit

stellt Eine vergleichende Gegenübei ätellung kann vielleicht am raschesten

daEQ dienen, die wichtigeren unter den Gegenaätzm zvischen dttn uns

flberlieferten und dem neu zu entwickelnden Städtebau hervorzuheben

und znglticb an ihnen die verioderten Ziele dw Gegenwart zu um-

grenzen.

Als den ersten Gegensatz zwischen der von uns vorgefundoien

Stadtanlage und den neu zu adiaffenden Formen möchte ich bezeichnen

die vollständige Umkehrung in der Stellung des Zentrums und des

Außenhpzirk? Tra älteren Städtebau bildet die Innenstadt den besten

und gesuchtesten Wohnbezirk; die Auüenbezirke und Vorstädte galten

als minderwertig. In den dem laudesfürstlichen Städtebau enlstammen-

deu Stadtanlagen ist das fürstliche Residenzschloß der glanzvolle Haupt-

punkt, der oft schon äußerlich das Stadtbild beherrscht utid an dessen

Umgebung die nMiatbegflnstigten Stadttefle sich anschließen. Audi in

den ana mittelalterlichen Anlagen entwickelten Städten befinden sieh die

guten Wohnbezirke nicht altenweit von dw Stadtmitte^ Bis in die

60er Jahre des 19. Jahrhunderts hatte sich an dieser Bewertung von

Innenstadt und Anfienbezirken in Deutschland nichts Wesentliches ge-

ändert Heute dagegen hat fast in jeder Grofistsidt die Stadtmitte oder

üiyiiizeü by GoOgle
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die Umgebung des Rcäidenzschlosses aufgehört, den bevorzugteu Wohn-

bezirk zu bilden; vielfacli kommt sie als Wohnstadtteil nur für be-

stimmte Wohnuüg;>kategorien in Betracht. Die Außenbezirke und Vor-

städte dagegen haben den Charakter der Minderwertigkeit verloren; in

ihnen vollzieht aich midi jeder Richtung hin, wenn auch mit Unter*

BdieiduBg des Wertes der Lage, die neuere Stadterweitemog. Die
nne Qberlieferte Stadtanlage hat einen zentripetalen, die

nenzeitliehe bat zentrifugalen Charakter.
Der zweite Gegensatz besteht darin, daß in den Großstädten

heute Wohnstätte und Arbeitsst&tte regelmäßig getrennt sind, während

sie noch in der uns unmittelbar voraufgebenden Periode zumeist ver-

einigt waren. Schon diese Scheidung fordert eine Änderung Hes über-

lieferten und noch vielfach festgehaltenen Systems der Stadtanla^^e. (iie

darauf beruhte, daß vordem die i'ovolkerung — obere Klassen wie

Handwerker — (leschäft, Ladtui und Wohnung im gleichen Hause

hatte. In den Grüßbtädten ist lieuie d\c Stadtmitte in größerem oder

geringerem Umfang zur Geschäftsstadt geworden. Auch in den fibrigen

Stadtbezirken neHukt der Großkanfmann und Großunternehmer heute

allgemein nidit mehr in dem GebAude smnes GeschAftsbetriebes. FQr

die Masse d«r stidtischen Arbeiter und Angoetdlten vollends ist die

Trennung von Wohnung und Arbeitsstätte selbstverständlich. Der

Städtebau der Gegenwart steht somit vor der Aufgabe, reine Wohn>
Stadtteile errichten zu müssen.

Als eine dritte Unterscheidung ist hervorzuheben, daß die Schich-

tung der städtischen Rovölkening eine vollständig verschiedene L'ojipn-

über der voraufgehenueti Zeit geworden ist. Unsere Städte sind luclit

mehr die iiürgerötädle. mit dem wenig berücksichtigten Einschlag .,kleiner

Leute*', wie sie sich noch bis zur Milte des Ii*. Jahrhunderts in Deutsch-

land darstellten. Die überwiegende Mehrzahl der städtischen Einwohner

gliedert sich heute in Haushaltungen mit einem begrenzten, aus Arbetts-

lobn und Gehalt herrflhrenden Einkommen. Der Bedarf an Klein-

vohnungen und kleinen Ifittelwohnungen ist auf mindestens 85% sämt-

licher städtisdien Widmungen zu veranschlagen. Die Wohnungen in

den oberen Preislagen bilden nur einen geringen Prozentsatz des groß-

städtischen Wohnungsbedarfs. In reinen Industriestädten ist das Ver-

hältnis vielleicht noch ein schärferes. Die Klein- und Mittel-

wohnnng müßte heute eigentlich dem Städtebau das Ge-
präge geben.

Endlich ist noch ein viertes Moment von Bedeutung: Die Stadt-

erweiterung der Gegenwart geht regelmäßig über die kommunalen Ge-

bieüigrenzen hinaus und erstreckt sich auf fremde Verwaltungsbezirke,

die keine administrative £Unbeit bilden und zudem wirtschaftlich einen
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ganz iiogleidiartigen Charakter haben. Ortscliafteii, die weder die

Steuerkraft, noch das Kapital, noch den erforderlieheii tedmischen

Apparat benutzen, werden von der Ansbrtttnng benachbarter Stidte er-

griffen. Andererseits entwickeln sich einselne Vororte mm Sammel-

punkt gerade der steaerkrSftigsten Personen. Zndem wird die pbm-

mftflige behördliche Leitung der Stadtcrweiterung durch Zuständigkeits-

grenzen öfter behindert. Die Eingemeindungen bieten hiergegen nur

ein imgen(igendes. häufig verspritct angewandtes, mitunter aucii voll-

stänfüg versagendes Hilfsmittel. Docli nirh innerhalb iiires eigenen

Gebietes bleibt die kommunale Tätigkeit ()tter hinter den Auforfieningen,

die das städtische Wachstum stellt, zurtick. Die Leitung der stadiisclien

Ausbreitung fällt unter diesen Verhältnissen vielfach privaten Unter-

nehmern zu, die die StAdterweiterungsgeschäfte in die Hand nehmen

und in ihrem Betrieb nicht an die kommunalen Grenzen gebunden sind.

FHT die stidtiscbe Ausbreitung und die Siadtanlage der Gegen-

wart dttrflen sieh demnach ans dem vorigen als hauptaichUche Gesichts-

punkte wohl die folgenden ergeben: 1. entscheidende Bedeutung der

Gestaltung der Außenbezirke; 2. Scheidung zwischen den Wohnbezirken

und den Geschäfts- und Industrielagen; 3. Beracksichtigung des Ober-

wicgens der Kleinwohnung; 4. Notwendigkeit einer über die heutige

kommunale Tfitirrkoit und die Gemeindegreozen hioau&greifenden Leitung

der ötadterweiteruüg.

Am schwersten wird der Gfurenwart vielleicht das Eingeständnis

fallen, daß die Kleiriwuhfiung unserem Städtebau das Gepräge geben

sollte. Und doch beruhen auf der Verkeaaung dieser Tatsache die Fehler

unseres deutschen Siedelungswesens; wie aus der richtigen Erkenntnis

der Verhfiltnnse die Vorzüge des immer wieder studierten Sndtebaues

der Fladibaullnder hervorgehen. Ein aahlenmäßiges BOd mag uns die

seitherige Znsamm«isetzung unserer stSdtischen Bevölkerung ver-

anschauUchen, wie sie sich ans der Einkommenstatistik ergibt In den

preufiischen Städten war der Aufbau nach Einkomraensgruppen in den

Jahren 1916—1918 der folgende:

Seit dem Jahre 1916 konnten infolge Mangels an Arbeitskräften

die Zahlen für die Rtadtiache GpHamtLevßlkening (Zensiton einschlioS-

licb der Angebörigen) nicht bearbeitet werden j Itlr idl8 sind in den

Obentofen — bei denen eich bierdoreh keine wearatlioh abweichenden
Zahlen ergeben — die Frozentziffem ohne Angehörige MUgeseUt worden.

Das Anwachaeu der Unterstufe bis 900 M. Ehikommen erklärt sich

fUr 1916 dadurch, daß in größerer Zahl zam Kriegsdienst Zensiten ein-

gezogen wurden, deren Eänkommen im Militarrerhittnia der Beetenerung

nicht vnterliegt.
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Tab«U« M.

Übersicht der Verteilung der städtischen Bevölkerung
im Königreich Preußen nach E i n k o?i-i m e ? f^rn p n.

1919

stIdtiHche',,
j

ran
hlberbipt

''»"'"8

im
städtische

,

Revölke- i^,"'Bevul

,1918

Nur
Zen-
sitMi

•/.

A. Einkoniinensteuerfrei

a) weil das Einkommen 900 &1. nicht

&b«nebreitot

b) freigestellt wegen frr. Kinderznbl
od. anderer außergewöhnl. Beiast«

B. Zur Einkommensteuer «nnkgt in
der Einkommeiuitgrttppe
a) Tmaiflliral* WO bis 3O0OM.

6815416

1 äö? 942

11038322

89,07

6,79

55,14

6042976

1 I19 6Ö5

11247 623

89,89

5,54

55,64

l8 205r)8<J, 91,00

b)

«) »
d) ». »

tt

n

„ 3000 „ 6500 „
„ G5(X) „ 9500 „
„ 9500 „ 30500 „

„ 30500 „ 100000
„ lOOOOO M.

1 248 134
229 169

267268
56044
11179

00007474

ü,24

1,15

1,29

0,28

0.06

lS4l0 25i

A 460149

265 416
63 356
15181

91.07

22

10000 aO214866 10(^)0

1,31

0,31

0.08

89,2«

8,06

1,02

1,21

0,35

0^11

lOO^

Nadi (If^ni !>i?herigen Stand verlangen inspep.qint 91 % der Be-

völkerung' die Kleinwohnung bis zu 400 M. und die Idemi- ^I;rtel\vnhnang

bis zu n(X) M. Jaliresmiete. Eine erhebliche Bedeutung &ieht noch der

Einkommensgruppe 3000—6500 M. zu, für die die größere Miltelwohnung

von 600—1200 M. in Betracht kommt Die höheren Einkommen, die

fflr die groBmi und berrschaftlidieD Wohnungeii aasreidieii, würden

Bocb nicht 3% der stftdtigchen Bevölkerung umfassen (denen woh-

nnngstediniBcli noch die sum Zwwk der Zimmerabvermietnng gemieteten

Qrofiwohnungen und die Handudtnngen mit mehreren Zendten hinzu-

treten). In einzelnen Stldten mag die Verteilung Aber, In. anderen

wird sie unter dem allgemeinen Staatsdurchschnitt stehen. Wenn selbst

die seit Ende IPl^ eingetretene Steigerung der Löhne und (iehiiltcr

sicli ffruif^rnil und mit F'-ffekfi verfolg behaujjten sollte — es stellen ifir

die üeidentwertung und die Erhöhung der Kosten der Wohnungs-

herstellung gegenüber — so wird sich die bei der Mittelwohnung ge-

zogene Grenzlinie nicht wesentlich verschieben.

In doii übrigen Bundesstaaten ist daa Bild kein erbeblich ver-

schiedene», bei überwiegender Industriebevölkerong zum Teil noch ein

«ngttnatigttret. Fttr das E6oigr6tch Saefaflon ergibt die SteaereiDeehitnmg

dar Städte im Jahre 1906, daß die Einkommen hi» zu 8100 M. in den

kleinen Stndtcn bis 10000 Einwohnern 96,7%, in den gröUeren Städten

von mehr als 10000 Einwohnern 92,8 % der äteuerpflichtigen (nicht der

Ebcrstadt, Hmdbodi des W«ta«agmrcseBi. 4. Avil. 15
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BevSlkemng) umhuaai. Naoh der Siasehitsiuig von 1916 «ntfi«l«i,

ohne Scheidung von Stadt and Land, inagesamt auf die EinkouniWUh
stufen bis 1260 M. 66,8%, von 1251—3400 M. 28,81%, Eusammen
94,61; von 3401—8300 M. 4,02%, über 8300 M. 1,37% der steuer-

pflichtigen physiflehen Pefsoneo. Im Orofiherzogtum Heesen wurdoi
on 100 pbyaieoheB and jorietieehen Fenonm verenUgt in d«i Bän-
konunensstnfen

:

von 500-260Ü M. 2t>00- 60<Kj M. 6(XX3— 12000 M. über 12000 M.
1870 91,:5477, 6,895'^;» 1,306 »/„ 0,4527,
1895 91. »O % 6,339«/, 1,515»/, 0,646«/o
1908 90,638«/, 7,03üV,> 1,5577, 0,769 7^

Berücksichtigen wir noch, daü ein Teil der Steuerpflichtigen aus

ledigen Personen besteht; andererseits, daß ein erheblicher Teil der

Bevölkerung, sei es ene Zwang, sei es freiwillig sum Zwecke des Oeld-

verdienens durch Abvermietung, eine ;rr'"l'"re Wohnung nimmt, als dem
ei-^eutlichen Einkommen entsprerhen würde, so wird das Gesamtbild

hierdurch nicht weueutlich verändert. In Berlin ergab die Wohoungs-
anftisbiDe von 1910, onker einer Gesamtsabi von 565414 Wohnnngen,
47076 Wobnungen von 6 Räumen und darüber (daxu noch 106 leer-

stehende). Unter diesen Gro&wohnnnt^en befanden sich jedoch 6809
Wohnungen mit Abmietom; Statist. Jahrb., Berlin 1916, S. 289.

Wenn wir mit diesen Ziffern die äußere Gestaltung unserer

deutschen GroßstSdte vergleichen, so muß es für jeden klar werden, in

wie unverantwortlicher Weise in unserem deut.schen Städtebau ge-

wirtschaftet wordeil ist. Aul die Gesamtheit der Bevölkerung, die ihr

wirtschaftlicbes, knltorelles and politisches Dasein in den Städten findet,

ist in den meisten unserer Qrofistftdte nidit die geringste Rflcksiolit

genommen. OleidiTiel ob wir innere oder ftafiere Momente, dij» Boden-

besitsterhSttnisse, die Stnifienanlage, die GrundstflckstMlnng, den

Hftaserban betrachten, nirgends gelangen die tättiU^chen Voraus-

setzungen zu ihrem Recht und zu dem notwendigen AuBdrnck. Es

müßte, wie hier stets hen'orgehoben wurde, wunderbar zugehen, wenn

diese städtischo Bevölkernng dem Staate anders als unbefriedigt und

feindlich gegenüberstehen sollte; denn sie ist dem Gemeinwesen in

ihren vornehnisten und täglich fühlbaren Beziehungen entfremdet

Unsere stadtische Bodeuentwicklung erweckt den Anschein, als ob das

Wadistum unserer Städte keinen anderen Zweck hätte, als den Gegen-

stand des geviunbringenden Qesehiftsbetriebes einiger wenigen Per-

sonen zu büden. Es zeigt sieb hier, wie belanglos es ist, darüber zu

streiten, ob an einzelnen Stellen oder in einzelnen Jahren etwa ein

Wohnnngsmangel besteht. Das ganze System ist vnznreiGhend nnd

fehlerhaft. Zu keiner anderen Zeit hatte nnser deutscher Städtebau

ähnliche Zustände aufzuweisen. Vielmehr waren in jeder Periode des

stadtischen Wachstunis unsere Städte — wie dürfte es in einem sitt-

lich geieitetOD Gemeinwesen auch anders sein — im Interesse der
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Bewohnerschaft angelecrt und ihre äußere Form war das genaue Gegen-

bild des Standes der Jievüikerung.

Hierauf aber und auf keineifi aadereo Grundgedanken beruht auch

die vielbewonderte Schönheit nneerar alten Stftdte. Oewifi heben

unsere Untersaehongen die volkswirtsdiafdidLen, recfatlidien nnd poli-

tischen Geeichtspnnkte in selbstlndiger Weise zn betrachten; indes die

kanstlerfschen Fordemngen follen mit unseren aUgemeinem Zielen voll-

ständig snsanimcn und können nur" gleichzeitig und gemeinsam mit

diesen verwirklicht werden. Befriedigende Werke kann der Kttnstler

nur schaffen, wenn er die seinem Zeitalter gestellten Aufgaben auszn-

führer vermag. Difs ist iiim im Städtcl)au heute verwehrt durch die

in frriiieren Abschnitten geschilderten Machtverhältnisse; es bleibt ihm

nichts, als einem unwahren Inhalt eine unwahre auljere Form zu leihen.

Das Ergebnis unseres Städtebaues, wie es heute vor unseren Augen

steht, konnte kein anderes sein in einem Zeitalter, das durch alle

Stflfomlen vergangener Perioden hhidnrehrast, den Aufgaben der eigenen

Zeit fremd gegenflbersteht nnd nnvermOgend ist, sie kfinstteiiscfa za

formen.

AncSi fOr den Künstler mnfi es Uar verden, daß uns mit der

Jagd nach Vorbildern allein niclit geholfen ist. Wir müssen uns zuvor

des Zwanges einer falschen Produktionsrichtung entledigen und das

Schaffen im Städtebau so frei von fremden Einflüssen hinstellen, wie

es in den früheren Perioden gewe>eTi ist. Dann erst haben wir das

Recht, uns in den alten Zeiten umzuiun und aus dem unversiegbaren

Quell der alten deutschen Städtekunst zu schöpfen. Die Erkenntnis

der volkswirtschaftlichen und verwaltuugstechuischen Grundlagen des

heutigen Sjrstems, die Aufstellung der Ziele des neuen Städtebaues

mofi deslttlb vorausgehen, wenn wir an die Pratls der Bauteehnik

lierantretra*

Erster Abschnitt

Bebauungsplan und Bodenparzellierui^,

1. Die allgemeine Bedeutung des Bebanungsplaoes.

§ 53. Das Gelände, das fflr den Bau oder für die Erweiterung

einer Stadt dienen soll, bedarf der Aufteilung, bevor es fflr dem HBnser-

ban verwendbar wirdl Eine Parzellierung der fOr die stSdtische Be-

bauung bestimmten Bodenflächen ist notwendig, gldchvid, ob sie den

Eigentfimem der OrnndstQcke selbst fiberlassen wird, oder ob -sie nach'

einem großangelegten Piene erfolgt, oder ob sie endlich sich auf

15*



228 Vierter Teil.

die nfichsten Bedflifnisse der Stadtenreitenuig beschrfliikt Die plan«

mifiigen Grondlagen dieser BodenaufteQnng werden hergestellt dlirch

den Bebauungsplan.

Der Bebauungsplan (ätadtbauplanj ist eine Flanzeicbnung, die die

Oaaamtlieit derjenigen Festsetzungen enthalt, die sich auf die Aufteilung

dee städtischen Baulandes durch die Straßenzüge, durch öffentliche Pl&tze

und durch Verkehrslinien bezieben. Durch den Bebamingsplan werden
demnach insbesondere festgestellt die Zahl und die Anlage der Straßen,

sowie die Einteilung der einzelnen fflr den Hauserb«a dienenden Gelände-

lUlchen. An die durch den Bebauungsplan geechaifenen allgemeinen Ab-
grenzungen sclilioQt sieb die AuiteUang der einxelnen Ornndstttcke für

den ei||^entliLhen Häuserbau. —
Das Reckt zur Aufstellung von Bebauungsplänen ist in den ver-

schiedenen Staaten nicht fleiehmafitg geordnet. In einselnen Landern,

wie in Belgien und England, war das Recht seither in weitgehendem
Umfang dem privaten Boden be.sitzer Uberlassen. In Deutschland dagegen

besteht allgemein die tief eingreifende amtliche Befugnis zur Aufstellung

der Bebanungsplane« Im folgenden ist im allgemeinen nur von deutschen

Verhältnissen die Rede; besttgUch des Auslandes vgl. die besonderen

Abschnitte.

Städtebauliche Planungen können für bereit« bebaute Flächen er-

folgen, indem altstadtische Besirke niedergelegt und planmäßig fttr eine

neue Bebannng aufgeteilt werden. Das Hauptgebiet der Aufstellung

von Bebauungsplänen bildet indes die städtische Ausbreitung oder die

Stadterweiterung. Unter dem Ausdruck „Stadterweiterung" verstehen

wir heute nicht nur, wie in früheren Zeiten, die Angliederung eine«

neuen Stadtteils; sondern die Bezeichnung umfaßt das ganse Gebiet,

das fttr die Ausdehnung einer Stadt in Betracht kommt.

Der Bebauungsplan bildet die bestimmende Grundlage des ge-

samten stfldtisdien Bauwesens; auf der durch ihn geschaffenen Basis

voUaieht sieh znniebst die PieiBbildnng der Bodenwerte, erfolgt die

Ausgestaltung der einzelnen Grundstücke und empfängt das Baugewerbe

seine vorgesdiriebene Richtung. Ob die Entwicklung der Bodenwerls

eine wirtschaftsgemaße. oder ob sie eine künstlich-spekulative sein soll,

hängt in erster Linie von dem Bebauungsplan ab. Die Stadtverwaltung

oder die mit der Planaiifstellung betraute Behörde hat es in der Hand,

durch die Anlage und Breitenabniessung der Straßen entweder die

städUscIie Bauweise sich geiuulj dem individuellen Bedürfnis entwickeln

zu lassen oder andererseits ein wirtschaftswidriges Bausystem hervorzu-

bringen.

Fflr die hier erforderliche Betätigung im Wohnungswesen und

Städtebau laßt sich der Satz aufstellen: die Bearbeitung des st&dti-

sehen Bebauungsplanes ist zu betrachten als eine Aufgabe
der Boden Parzellierung; unter diesem Gesichtspunkt werden die in

den folgenden Kapiteln zu erörternden Materien behandelt Der St&dte-
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bauer muß sich bewußt bleiben, daß er durch seine Maßnahmen die

(irundlage des städtischen Wesens, die Bodeiipar/uliiei'uug, in eutschei-

dender Weise feststellt Er mafi sich deshalb ein bestimmtes Ziel der

Bodenanftdlang, der Sducfatung der Bevölkening entsprechend, Tor

Angeo halten. Die Aafinerksamkeit ist hierbei zu richten auf zwei

Gebiete, die in engstem Znsammenhang stehen: die StraBenanlegung

nnd die HansforuL

Die Bodenaufteilung wird in erster Reihe bewirkt durch das Strato-

system, durch ilie Zahl, duroh den Abstand und durch die Ausstattung

der einzelnen Stralien. Werden beispielsweise die städtischen Straßen

nur mit koätspieiigem Aufwand und in einem Abstand angelegt, der

200 m von Straße zu Straße beträgt, so entstehen Grundstücke, die eine

Tiefe von 2(X):2=je 100 m haben und durch Massenmietshäuser mit

Hofwolinungen ausgenutzt werden. Zugleich wird durch die teure

Strai^enanlage der Bodenpreis auf eine Höhe gesteigert, die deu Flachbau

anasehliefit Wird jede Strafie ohne ROcksicht auf ihre Bedeutung

schablonenmäfiig in großer Breite von 22 ra und darüber bemessen, so

werd«! die Hfluser allgemein bis zur Maximalh^ihe von fOnf Wobn-

geechüssen gebaut und der Preis des Bodens erhöht sidi entsprechend

dem Wert der fünfgeschossigen Überbauung. Diese Parzellieningsweise

hat endlich die AVirkung, daß die Zahl der Grundstücke außer allem

Verhältnis zu der Zahl der Haushaltungen gebracht wird und infolge

des Mietskasernentvpns nur auf je 30—40 Familien ein Grundstück

entfällt, so daß in einfachster Ff>rm der In(lividuall)esitz am Roden auf-

gehoben ist. Es entsteht eine einseitige Preisentwicklung des Bodens

und ein Stand von nur nominellen Hausbesitzern wird gebildet. - Die

Zusauiuienliuuge dieses Systems stehen unter sich in der VVechselwnkuiig

dnes Zirkelschlusses, in dessen Erklärung man an beliebiger Stelle

einsetzen kann; wir können z. B. ebensogut ))ei der Strafienbreite be-

ginnen: Werden alle Straßen in grofier Broite von 32—25 m und

darttber angelegt» so ergibt sich von selbst, daß solche Straßen wegen

der großen Kosten des Straßenlandes, des Straßenbaues und der

Pflasterung nur in weiten Abständen, etwa von 200 m, angelegt werden

können. Da femer die hohen Kosten sofadier Straßen auf den Anlieger

abgewälzt werden, so ergibt sich wiedcnim die Notwendigkeit der fünf-

fachen I hnrhauung, da ein niedriger Bau die hohen Straßenkosten

nicht ertragen kann. Der Preis des Bodens ^toi^^t also, wie oben, auf

den Wert der fünffachen Überbauung. Vgl. Abb. 16, oben S. ^1 und

die Erörterung S. 107.

Neuerdings wird auch in Städten mit hoiieu BodeDpretsen auf die

Vsnringerniig der BkxdktialMi mid anf die Sdiaffung flaolMr Qnindatttcke

hingewirkt. Kostspielige Straßen, Stockwerksbialttiig, hoher Bodeapveis

Digitized by Google



230 ViM T«iL

aud tiefe B«ublöcke häogeu iodes aacbiicb sasammen. Wird bei tM>lcheai

Systom ledigUeli Titfe B&abUkibi TerriDgert, so «rhObt ^ek immA-

mftUi der Aufwand für di« Stimfl«i und damit der Bodflaprsia.

Das dem Tor^nannten oDtgegengaaet:^ ParzellieniiigBaTateiii ver-

ffthrt in jeder Einzellieit nach entgdgengeaelzten GrnndafttcMi ond bringt

demgemlfi jeweils das entgegengesetzte Ergebnis hervor. Die StrafieU'

kosten werden möglichst niedrig ^'ehalten; die Straßenbreite wird, zum
mindesten für den zu pflasternden Teil, soweit tunlich auf ein geringes

Maß bejwhrankt. Solche Straßen oder Wege können in großer Zahl und

in kurzen Abständen wiederholt werden; es ergeben sich Grundstflcke

in den Abmessungen des Einzelhauses oder der kleinen Hausformen.

Der Zwang der Stockwerkshäufung fällt fort Nehmen wir zur Gegen-

probe, wie bei dem ersten Beispiel, unseren Ausgangspunkt von der

Stratoibreite ond StraBenansstattung, so kommen wir wiederum zu der

gleichen Beihenfolgo von Schlössen wie oben, mit den jeweils entgegen-

gesetzten Ergebnissen: flacbev dem Individnalbesite angemessene Gmnd-
stfiehe, HOglicfakeit einer niedrigen Oberbanüng nnd eines niedrigen

Bodenpreises.

Wir finden hier zwei diametral entgegengesetzte Systeme der

Bodenparzelliening, deren Anwendung jeweils zur Folge hat, daß ver-

schiedene Straßenanlagcn und verschiedene Hausformen entctehen Den

hierdurch gekennzeichneten Zusammenhang zwischen Stralieii:inl:i;^e und

Hausform, zwischen Bebauungsplan und Gruudstücksjiarzellierung wollen

wir festhalten. Die Ausschließliciii<eit der Anweixiung wollen wir tudes

Icein er der beiden Parzeliierungsformen zuerkennen.

Unser zuerst besprochenes Sjstem nach Abb. 16, S. 91 zeigt uns»

daß sämtlichen Strafien, auch in den verkehrsloaen oder verkehrs-

schwachen Wohnbearken eine QbermftBige Breite nnd Ausstattung ge-

geben ist, die zu einer fehlerhaften Entwicklung dw Bodenwerte fQhrL

Das zweite Sjstem dagegen weist zwar die wünschenswerten Bedingungen

ffir Wohnbezirke auf; es setzt jedoch, mit seinen schmalen, für keinen

großen Vcrkelir berechneten Straßen, eine getrennte Behandlung der

verkehrsreichen Straßen voraus. Hieraus ergibt sich« für den Städte-

bau die wichtige Scheidung der Straßen nach ihrem Zweck und ilirer

Bestimmung: in VerkehrsstraÜen und Wohnstraßen.

Der Orundsaty, der Differenzierung der Straßen in Wohn!?traße und

Verkebrsstraße wurde suerst aufgestellt in meiner Abbandiung „Berliner

Kommunfttrefonn*, November 1892 (Preofl. Jahrb., Bd« LXX, H.6, 8.590,

Abdrnok Städtische Bodenfragen 1894, S. 16), ak ein neues städtebau-

liches ProprRiriTn. da^ drni zn jener Zeit nll^eiTif>iii herr.scJit'U'IcTi System

des HtraÜenschema» eutgegengestellt wurde. Wegen der damaligeu Auf-

fassung in der Wisaeiiaohaft vgl, Schriften d«r &otralata]]e i Arbeiter»

wohlfahrtaeinriditnngeB, Bd. I, Berlin 1892. Im Ansehlafl an meine
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Abbandlang ftthrte Theodor Qoecke, Preuö. Jahrb., April 1898 den
MaohweiB, wto di« titfm Blflek» des BebftomigsplKDeB nachtr&gUoh durch
XmlOgnog von Woh]|gtrftfi«n fta%etailt werden kOnnen.

Di« VerkehrSBtrafie hat die Aufgube, den stfldtiscben Verkehr

innerhaJb der Stadt und nadi den Außenbeairkeii zii>l>evfiJtigen; da

diese StraBen Bich regelmIBig zu GeacbSftBStrafien auBbilden, haben sie

feiner einen bedeutenden eigenen Verkehr (An- und Abfuhr fttr den

Gesehäftsbetrieb u. a.) anfannehmen. Die Verkdirastraße verlangt dem-

nach im allgemeinen — wenn wir lediglich ihre Ausstattung betrachten

— eine bedeutende, reichlich zu bemessende Straßenbreite und eine

dem Verkehr günstige I hnonführung, ferner die Befestigung mit wider-

standsfähigem, für scliweren Verkehr geeignetem und enls] rprhend kost-

spieligem Straßenpflaster. Anlage und Unterhaltung der Verkehrsstraßen

sind teuer.

Anders die WohnsUalie. Ihr kommt verkehrstechnisch nur eine

geringe Bedentang zu; sie hat nur den Verkehr nait den Anwidinem

nnd deren Verbindung mit den ansehliefienden Strafien zu vermittebi.

Sie besitzt weder einen nennenswerten eigenen Verkehr noch einen

Dnrcbgangsverltehr nnd bedarf nicht der fOr die Vei^ehrsstnüBen not-

wendigen Breite. Die Straßenherstellung verlangt nur geringe Auf-

wendungen; für den Straßenbau ist die Pflasterung mit billigem Material

genügend und erwünscht, die die Straßenanlage und den Bodenpreis

nicht oder nur wenig i>e1;i?tet. Während vorkchrsfcchniscli nur geringe

Anforderungen an die Breite der Wofmstraßen zu stellen sind, bleiben

dagegen die Ansprüche der Hygiene /u berücksichtigen. Die Straße

ist unsere vornehmste Zubringerin von I>icht und Luft; ihre Ab-

messungen niüsscn also in Eiiikiang gebracht werdeif mit den sich

hieraus ergebenden Bedingungen.

2. Grandfloimeii der Stadtanlage,

§ 64. Betrachten wir das stfidtische StraBensystem als Einheit,

80 finden daß der Entwicklung unserer kontinentalen StAdte in

vielen, wohl in den meisten Füllen ein bestimmtes Schema zugrunde

Uegt; es ist das Schema der konzentrischen Stadtanlage, bei dem
sirh die Stadterwoiteriing durch Ans<^t/en von Ringen oder Hernm-

leLniii^^ von Giirreln vollzieht. Die Umgürtelung ist uns, gleich maiiciien

anderen festgewurzelten Anschauungen, durch die Übung und das Vor-

bild von Jahrhunderten überliefert und ist dem Städtebauer in Fleis^-h

und Blut übergegangen. In der mittelalterlichen Stadt büdetea der

Festungsring und die Umwallung die Grandfigur und den Umriß

jeder Stadtanlage; die Stadterweiterungen bestanden jeweils in der

Legung eines neuen RuigeB. Wo unter dem AbsolutismuB die Stadt-
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befestigung fiel, entstand statt ihrer der Steuerring, d. i. der Gürtel

der Akzisemauer oder der Steuerlinie. Nach der Beseitigung des Festungs-

und Besteuerungsringes folgte der Straßenring und die Ringstraße.

In gleicher oder ähnlicher Linienführung zieht häufig die Eisenbahn
die Dämme und Anlagen ihres Bahnrings. Neuordings fordert man
als abschließenden Gürtel unserer Städte den VValdring. Stets war

in unserem Städtebau der Begriff der Umgürtelung unlöslich mit dem
Stadtplan verbunden und beherrschte hierdurch die Stadtanlage, die

Stadterweiterung, die Straßenführung und die Verkehrstechnik.

Abb. 18. Konzentrische StndUnlage. Aus Eberstadt. MOhring und Petersen,
Preiaschrift GroQ-Berlin. Berlin 1910, S. 4.

Der neuzeitliche Städtebau muß versuchen, mit dieser Vorstellung

endgültig zu brechen und zu einer Grundform zu gelangen, die dem
Städtewesen der Gegenwart angemessen ist. Jede Umgürtelung, sie

nenne sich wie sie wolle, muß nachteilig auf die bodenpolitische und

verkehrstechnische Entwicklung der Großstadt wirken; sie wird ferner

die Gestaltung des Stadtplans in schädlicher Weise beeinflussen und

ein Hindernis abgeben für die Herausbildung zweckmäßiger Formen
unseres Städtebaues. Als Grundform für den Gesamtplan einer Stadt

ist vielmehr an Stelle des Systems der konzentrischen Stadtanlage die

radiale anzustreben; an Stelle der Ringbildung die Ausstrahlung; vor

allem an Stelle der Gürtelführung der Freiflächen die Keilführung, die
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endlich die Wohltat der Freiflüchen für die Bevölkerung zur Wirklich-

keit macht und durch ilire Cirundlinien eine naturgemäße EntwickluDg

und Gestaltung der Stadt ermöglicht

Dit beifolgenden Abb. 18 und 19 mOgen die beiden ent-

gegengesetzten Gnmdformen der Stadtanlage rein sehematisch ver-

anschaaUchen; sie sollen lediglich zwei verschiedene Systeme, anf ein-

fache Linien znrflckgefflhrt, an einem prägnanten Ausdruck bringen.

Zwei Gegensätze sind es, die uns beim ersten Anblidc zunSchst auf-

fallen; sie betreffen die Verteilung der Wohnbevölkerung und die Ver-
*

teilung der Freillftchen. Wenn wir die Verschiedenheit der beiden

Systeme knapp zusammenfassen wollen, so dürfte der Satz etwa lauten:

die Grundform der älteren Stadt wird gebildet durch den Abachlnfi,

die der neuen Stadt durch die Ausbreitung.

Betrachten wir zunächst die Form der Ansiedelung, so ipt als

wesentlich der Hinweis vorauszuschicken: die beiden Systeme der Stadt-

anlage, das ältere und das neue, sind nicht aus theoretischen Kion-

struktionen hervorgegangen, sondern sie beruhen beide auf den zeit-

geschichtlichen — und demnach der Zeit naturgemäßen — Bedingungen.

Die Stadtanlage der Abb. 18 ist nach dem Grundsatz der Zentrums-

nihe gebant ' Der Stadtkern ist der Mittelpunkt, nach dem die 6e-
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völkerang hindrängt und von dem sie sich in den flitN«a Zeitabschnittes

nicht weiter als unbedingt nötig entfernt Unsere eigene Generation

hat es noch erlebt und mag es zum Teil noch- heute beobachten, wie

widerwillig in anwachsenden deutschen Großstädten iz. 1?. in Tlamburg,

München, Dresden) die Bevölkerung aus den zenUalen >S(adLbe/.iikon

fortzieht und wie schwerfftilig die Bewegung nach außen in Gang

kommt, bis sie dann allerdings, mitunter sogar plötzlich, den Charakter

^ einer nsehen unaufhaltsamen Abwanderung nach den AnfienbezIrkeB

annimmt.

Das lltere gravitationsmftBige Hinstreben nach der Stadtmitte

beruht bei der Stadtform unserer Abb. X8 anf. einer Beihe von gnten

GrQnden. FOr diese Stadtanlage ist der konzentrische, Bing nm Bing

legende Ausbau nicht ein willkürlich erfundenes, sondern nator^

gemäß entwickeltes System. Die Stadtmitte enthält die bevorzugten

Bauwerke und die besten Wohnbezirke (oben S. 222); an sie schließt sich

die Stadterweiterung in der Form einfs Gürtels, als der der Zentrums-

nähe gtinstigsten Bauform. Überlieferte Anschauungen und besondere

Interessen wirken mit. Vor allem aber ist es der Stand der älteren

Verkeiirstechnik, der bei dem Mangel rasch fördernder Verkelirsmittel

für die Bevölkerung die Entfernung von der Stadtmitte erschwert und

zum Teil verbietet

Die vorstehenden Erwägungen zeigen, daß es eine absolute^ un-

bedingt gültige form der Stadtanlagc nicht geben kauü.

Auch die neue, in Abb. 19 schematisierte Form der Stiidtanlage

ist nicht aus subjektiver Erfindung hervorgegangen, sondern sie ist

auf den Tatsachen der neuen großstädtischen Entwicklung aufgebaut.

Das Rückgrat der neuzeitliclien Stadterweiterung wird gebildet durch

die Verkehrsstraße und die Verkehrslinie; der Grundplan der Abb. 19

ist — soweit die hier zunächst zu erörternde Frage des Systems der

Ansiedelung in Betracht kommt — lediglich den tatsBchlieben Ver-

hältnissen abgelernt Das Studium der Stadterweiterung der Gegen-

vart zeigt uns, dafi die Bebauung der ausstrahlenden Verkehrslinie

folgt und sich mit Vorliebe in radialer Bicbtung, nicht in der Form
eines Gürtels, ausbreitet. Unter der neueren Verkehrstechnik und

Stadterweiterung ist die in Abb. 19 angestrebte Grundform als das

naturgemäße und vorteilhafteste System der Stadtanlage tu bezeichnen.

An zweiter Stelle kommt die nicht minder wichtige Verteilung

der P'reifiachen in Betracht, die zwischen Abb. 18 und 19 einen scharfen

Gegensatz aufweist. Wälirend die Notwendigkeit der Anordnung von

Freiflächen allseitig auf das entschiedenste betont wird, entbehrt die

tatsächliche Ausführung der PlanmäÜigkeit und, was nicht minder be-
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denklich ist, der zweckentq[»fecbenden Wirksamkeit. Die seitherige

Ühunf^ f^elit tiüsii'esprochenerweise flahin. grünö Inseln oder Oasen

inncih;ill,i dt r ;;[<)l)St;ü!y,sehen IlänserinnsHen zu scliaffeu. Durch diese

an einzelnen Stellen inselmäliig eingestreuten Freiflächen kann indes

der hygienische Zweck der Zuführung frischer Luft nicht erreicht

werden. Die neueren, weitergelieudeu Bestrebungen richten sich ins-

besondere auf die Vorsorge für größere Park- und Waldflächen in der

Umgebung der Stadt Indes auch die Erhaltung eines ftnBeren Wald-

gürtels ist unter dem bentigen Baosystem für sieh allein nicht geeignet,

der innerhalb des Ringes ansSssigen Bevölkerung die frische Luft

des umgebenden großen Luftbehilters zu vermitteln. Die notwendige

Luftzufuhr ist vielmehr für die städtische Bevölkerung nur durch die

Keilführung der Freiflächoi erreichbar.

Die im vorstehenden entwickelten Grundsätze der Stadtanlage wurden

von mir zuerwr in dem fjemeinsum mit Bruno ^^'ilIr!ng und Rieh.

PetertieQ bearbeiteteo Wettbewerbsentwurf Groli-Borlm IBIO aufgetitellt.

Fttr die Anlegang von Freiflaohen bieten sieh bereits Beispiele der keil-

förmigen Führung. Bei der Stadterweiterung von Wiesbaden wurden
fünf Streifen, von dem umgebenden Wald- und Landgebiet auslaufend

und n«ch der Stadtmitto konvergierend, planmäßig von der Bebauung
ireigebalteD, in der Abeioht, „eine beständige Zefflhrang neuer, reiner

Luft bis in die Innenstadt" zu gewährleisten. (Die öffentliche Gesund-
heitspflege Wiesbadens, Festschrift 190H, S. 91.) Auch in anderen

btftdten findet sich im einzelnen die zungenfOrmige Fuhrung der Frei-

flächen on dem Anfiengebiet bis cnr Stadtmittei so in Dresden, Dureh-
fiiliriiiig der Bllrgerwiese nach dem Zentrum. In der jüngsten Zeit ist

die Xeilfübrung der Freiflächen zur Anwendung gelangt in den von

Hob. Schmidt entworfenen Pianuugen der Stadterweiterung von Essen.

Ältere Stadtplanungen, wie wir sie in den Beispielen S. 30 f.

und S. 67 f. kenneu lernten, waren für ihre Zeil, wie wir im einzelnen

sahen, treffliche, zum Teil vorbildliche Anlagen, denen wir noch heute

manche wertvollen Erkenntnisse entnehmen können. Verlangen wir

aber eine neue Grundform, so ergibt sich ohne weiteres, da6 wir auch

fflr die Auftethragsweise und das Straßenigrstem selbe^dige» von der

flberliflferten Obong abweichende Grundsätze entwickeln mOsaen.

3. Geländeaufteilang darch Straße und Baublock.

§ of). Obwohl unmittelbar im Dienste der Praxis stehend, ist

' doch tlor Städtebau weit mehr, als wir uns seither davon Reclienschaft

gaben, durch die wissenschaftliche Theorif^ herinf!nßt Ganz besonders

zeiirt sich diese P^inwirkung in der Behandlung der eine Grundlage der

B(Mifiiaufteilung hihh'nden städtischen Straßen, Der Städtebauer

wird zunächst Kiariieit darüber gewinnen müssen, welche unter den

ihm dargebotenen Auffassungen der Vergangenheit angehören und
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bestenfalls durch eine Uoderichtong nenbelebt werden; und weiehe

Regeln dagegen dem »BedflrfDis der Gegenwart entsprechen.

Die Systematik des Straflenbanes wurde M Zosammenhang mit

den seit dem 1&Jahrhundert hervortretenden städtebauliehen Neoerungen

ausgebildet. Die bis zu Anfang des 17. Jahrhunderts entwickelte Auf-

fassung zeigt sich in dem Lehrbuch des Vincenz Scamozzi, der den

in der Abb. 20 wiedergej^ebenen Nornialplan aufstellt Die Stadtanlage

erscheint hier vollständig identifiziert mit dem Straßennetz, und ans

jeder Einzelheit spricht die Freude an der Einheitlichkeit und kunst-

gerechten Regelmäßigkeit der Straßenzeichnung. Für die Straßen ist

durchgängig die gleiche Breite angesetzt; zwischen Hauptstraßen, Neben-

Abb. 20. Normalplan einer Stadt (Scamozzi). Aus Eberstadt, Zur Geschichte

dw Stadtebaim. Zeitaehr. Kunt' und Kflnitlar, 1916^ 8. -480.

Straßen, Wohnstralicn besteht keine wahrnohmhare >< lieidung. Nur für

die äußere Ringstraße, die als Zugang zum Wall und als Auffahrt zu

den Bollwerken dient, ist eine größere Breite vorgesehen.

Mit dem Ausgang des 17. und während des 18. Jahrhunderts

macht die Beglementiemng des Straßenwesens weitere Fortschritte.

Als Systematiker erlangt — Frankreich hatte Italien aus seiner führen-
*

den Stellung verdrlngt — der Franzose Daviler Ansehen und all-

gemeine Verbreitung in der Bauinatis. In seinem Lehrbucbe des Bau-

wesens finden wir die abschließenden Leitsätze, die uns die nunmehr

vollzogene Entwicklung anzeigen. „Eine Stadt", sagt Daviler, „ist

vom Standpunkt der Baukunst (sie) ein Inbegriff von Gebftuden, die
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mit Symmetrie und Zierkunst angeordnet sind, sowie von Straßen und

öffentlichen Plätzen, die nacli der Bau f lue!; t in schöner un<l ge-

sumüiöitlicher Weise an^'clegt und mit dem ertorderiichen Gefälle für

dtiii Wasserablauf versehen sind." Kürzer not-h und entschiedener lautet

die Kennzeichnung: „Les rues les plus belies sont les plus droites et-

les plus larges.'*

Die von Daviler gegebenen üragrenzungen wurden bis in die

Mitle des 18. Jahrhunderts mit antoritativer Geltung Qbemommen;
Joh. Fried r. Penther, Professor in Götttngen, venseiehnet in seinem

»Leiicon architectonicam** (1744 erschienen) unter dem Stichwort «Strafie'*

kurz und bündig die Worte: Jft breiter und gerader eine Strafie, um
so schöner ist sie." Es ist keineswegs eine beliebige Einzelheit, sondern

es ist die Formulierurif^ eines städtebaulichen Programms, die in diesem

Grundsatze zum Ausdrucii gelangt. Ein StSdtebausysteni, das als sein

Objekt die Baufluchtlinie und den Straßenbau betraclitet, wird immer

wieder hervortreten, wenn die Erinnerung au die niaferiellen Aufgaben

der Bodenentwicklung und an die Berücksichtigung der sozialen Be-

völkerungsinteressen ausgeschaltat ist In dieser Hinsicht haben die

Davilersehen Sätze eine dauernde Geltung.

Wohl erhob sich in der zweiten Hfilfte des 16. Jahrhunderts ein

Widerstand gegen die eingewurzelfetti Lehren Am StraBenbaues. Archi*

takten, wie lAugier und Patte, und vielgriesene Knnstsdiriftsteller

wandten sich gegen die Monotonie und die öde Korrektheit im Strafien*

System. Man verwies auf die Schöpfungen dos Mittelalters; man ge-

dachte mit Sehnsucht jener alten Stadtanlagen, in denen keine Bau-

fluchtlinien bestellen. In der Slralienführung wurden fast wörtlich die

Forderungen, die ich als den „Hlickwechsel" bezeichnet habe (oben

S. 40), von neuem aufgestellt — kurz, wir finden um 1700 bereits

die gleichen Gegensätze im Kampf, die sich reichlich 100 Jahre später

in unseren Tagen bei dem Streit der Ästhetiker gegen den „Schema-

tismus** im Städtebau wiederum gegenüberstanden; ein sicherer Beweis,

dafi da9 alte System durch seine Gegner, trotz einzelner Erfolge, keines-

wegs Iflr die Dauer fiberwunden worden ist. Wir dfirfen hinzuffigen:

audi die heutigen Nachfolger jener Kftmpfer des 18. Jahrhunderts

werden uns keine sachliche Änderung bringen, weil sie ihre Angriffe

nicht auf den Kern der Dinge richten und das Wesen des fehlerhaften

Zustandes nicht erkennen nnd nicht antasten. Es sind immer nur

ÄußerlicbkeitüD, das Straßenl»ild und die Baublockfassaden, auf die sich

die Reform erstreckt. Man will die Formen ändern und läßt die Grund-

lagen bestehen; mau hat Vorschläge füi- die Ummodeinng der äußeren

Erscheinung, glaubt aber nicht, dali es neuer Kräfte und schöpferischer

Gedanken bedarf. Demgegenüber hat das alte System die innere
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Folgerichtigkeit für sich, die sich iiiiuier wieder durchsetzt und sich

ancfa rasch die ihr scheinbar, gegnerischen Forderungen zu assunilieren

vennag.

Mit dam 19, JahrbaDdert gelangteo manclie Neaarongeii nnd

EinzelhaiteD im StraßaDban dar fesdändlacbaD Stfldta zur EiDfiUurong;

an dar Bewartasg des StnBanayatems als aoleham wurde indes nichta

WesentHches gaflodert Als dann vollends seit den fQnfziger Jahren

der Städtebau Napoleons III. zur Ausbildung kam, stieg der Straüeiibau

zu nochmals erhöhter Bedeutung. Tm Wetteifer suchten die Stftdte

einaixler zu überbieten durch den Aufwand, die Kostspieligkeit, die

weiten Abmessungen in den Straßenanlagen und den „Kultus der Straße".

Die Straße wurde zum Selbstzweck, dem .sich die Aufgaben der Gelände-

erschließung und GrundßtOcksgestaltung unterzuordnen hatten.

In der äußeren Haiidhabvin^' doH Systems ist aliordiu-gs eine Um-
geataltaog eingetreten. AI» die Angriffe gegen da» Straßenscbema sich

atirkar bemerkbar BMusbten, anchte man, sich modern m geben; in be>

wufitem Gegensatz za dem seitherigen Straßennetz wurden die Straßen

in Bi©«^nngen und Windungen geführt. An die Stelle der Schacbbrett-

iigar der Bebauungsplftae traten die SiraUenverkrtlmmungen und das

Zwiebelmnster. Die natflrliche Hannigfaltigkeit der kleinen mittelalter-

lichen Anfteilungsatraßen wurde in dem vielfach vergröficrten und ver*

gröberton Maßstab des Stockwerksbanf « inu! r\r-T Mietskaserne künstlich

nachgeahmt. Die Behandlung der StraÜen selbst ist dabei die gleiche

geblieben.

Bei einer Reihe von Anlagen — die jedoch mit wenigen Aus-

nahmen dar gewinnlosan, nicbt dar privatgascbtftlichan Bautätigkeit

angehören — ist mit dem Straflenscbema in Deutacbknd gebrochen

worden. In dar Hauptsache aber ateht das flberkommene Sjatem m
unseren Qrofistftdten noch unerschflttert fest Während man innerlich

den neuen Forderungen Zugeständnisse zu machen scheint, werden immer

wieder Maßna])mcn getroffen, um die kostspielige Straße und ihr not-

wendiges Zubehör, den Stockwerksbau. festzuhalten. In erster Reihe

smd es die Interessenten, die von dem teueren Straßenbau nicht lassen

wollen. Hier scheint ein Widersprucli vorzuliegen. Die

Grundbesitzer mtlssen die Kosten der Straßenanlage tragen; man bietet

ihnen ein weit billigeres System der Gelftndeerschließung — und sie

weisen es mit Heftigkeit zurück. Die Paradoxe ist indes unschwer zu

erklären.

In der Wissenschaft ist dar varhingnisvolle Zusammenhang zwischen

dam kostspieligen Strafianacbama, dar Vartenemng des Bodenpreisea

und dem atftdttschan Bängtem seit raichliGh zwei Jahrzahnten nacfa-

^wiesen. Weit früher aber waren diese Wechselbeziehungen der

Bodenspekulation bekannt; sie dreht nunmehr das Verhältnis von Wir>
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kung und Ursache um; sie fordert den kostspieligen Straßenbau, da

er die erste Voraussetzung bildet, um den Bodenpreis über die Grenze

des Flachbaues zu erhöhen. Der notwendig anschließende Stockwerks-

bau liefert dann das Mittel, die großen Gewinne zu erzielen und die

Baustellenprcise auf das Achtfache und Zehnfache hinaufzutreiben. In

den bei der Preisauftreibung Beteiligten haben wir deshalb die er-

bittertsten Gegner des wirtschaftsgeraäßen Straßenbaues.

Der Straßenluxus wird gefördert durch die Vorschriften der Bau-

ordnungen, die — in der Annahme, daß der Straßenbau eine schwere

Belastung sei — für die Eckgrundstücke eine erhöhte Ausnutzung ge-

liE

1 1 1 1

1^
1 1

1 1 1 1

^

1, 1 t 1
f

4. l J I

1111
1 I

1

1

i

Abb. 21. Aufscbließiing Teinpelbofer Feld, Berlin.

wahren, da ein solches Grundstück auf zwei Fronten durch Straßenbau-

kosten belastet wird. Die Bodenspekulation hat auch hier bald gelernt,

aus der Umkehrung des Satzes Nutzen zu ziehen: durch Anlegung von

zahlreichen Querstraßen sucht man absichtlich möglichst viele Eckbau-

stellen zu schaffen, denen dann das Recht der erhöhten Ausnutzung

und damit eines entsprechend gesteigerten Bodenpreises zukommt Als

Beispiel — geradezu ein Schulbeispiel — des üblichen Verfahrens diene

eine der jüngsten Geländeerschließungen nach Abb. 21. Sollte man

vom Standpunkt unserer Bodenspekulation die Umgrenzung des Be-

griffs „Bebauungsplan" geben, so würde sie etwa lauten: ein Bebauungs-

plan ist eine Gelegenheit, um Eckbaustellen herauszuschneiden.
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Zn beachten ist die Wirkung» des Strafiensystems auf die Grand-
Btücksgestaltuug in der Abb. 21. Die Stockwerksh&ufung wird durch

den kostspieligen StrsBsnbsn siir sdbstTSrsUndlieliSD Notwsodigksit;
hierbei ttgsben eich zudem Grundrisse, die sogar fflr die liemcliaftlidMin

Wohnungen als scblct-ht und fehlerhaft tax bezeichnen sind , von den

KleinWohnungen zu schweigen. Die Wirtschaitswidrigkeit der Auf-

teUungsformen ist engenftllig.

DaB ferner die Mehrzahl unserer Stadtverwaiiungen — wenn

auch aus anderen alb den vorerwähnten Gründen bisher die mit

den obigen abereinstimmeDden Bestrebungen vertrat, ist zur Genflge

bekaont Doch auch unter den Tedmikeni und StSdtebanera, niebt

tvm mindesteii unter den auf Modernität Ansprack machenden , finden

der Strafleokttitus nnd der Stockwerksban Uire Stfltze.

Beispiele vod Bebeoungsplänen aus deatsohen Stidten su geben,

erscheint nicht erforderlich. Aas dem Auslande ist ein charakteristisoher

imiirr Bebauungsplan für eine großstädtische Stadterweiternnp; in meinem
„Städtebau in Holland", S. 104 mitgeteilt. Hinzuweisen ist auf die

jüngsten Verbandlungen des III. Internationalen Straßenkongresses, London
1918, in denen (Berichte, 1. Abtlg.) die Entwflrfe fflr neue Stadtstrafiea

behandelt werden. Vgl. die in dem Beitrag Nr. 6 veröffentlichte Planung
einer nenen Stadt und die für das StraßenSystem beigegebenen Grund-

sätze: „Eine neue Stadt iiiuü mit breiten, öffentlichen Straßen versehen

werdMi, die nach der Bedeutung des so bedienenden Verkehrs {estgestellt

werden (sie). Von mindestens 12 m für die kurzen Straßen ausgehend

(sie), mUssen sie im Mittelteil, wo sich da« Leben der Stadt ver iic litet,

100 m erreichen.*' Von anderen Teilnehmern des ^Kongresses wurde
allerdings ein wesentli«^ yerscbiedener Standpunkt vertreten.

Der Kampf um die Aufstellung von Bebauungsplänen hat in Deutsch-

land vielfach die Form eines persönlichen Streites zwischen „Hochbauer"

und „Tiefbauer" angenonuneo. Mir scheint, daß dieser Gegensatz nicht

den Kern der Sache trifft. Aach der Hochbaoer kann, wie neuere Bei-

spiele seigen, recht schlechte Bebauungspläne aufstellen, während wir
von den Tiefbanem manche gnten £ntwttrfe so erseichnen haben.

§ 56. Eine Folge des Schenuu der gleichwertigeD StraBen ist

die Anwendung des BanblodcB als dner Grundfonn der Gelinde-

anfteilnng. Der Baublock, hier genauer su bezeichnen als der Bau-
atellenblock, ist eine von gleidiwerügen oder gleichartigen Strafien

umacblosaeniB Banatelleneinheit Die Vorstellung, daß eine Stadt-

planung aus einem System von Baublöcken zu bestehen habe, gehörte

seither zu dem eisernen Bestand der Technik unserer Bebauungspläne,

Sachlich macht es bei dieser Übung keinen Unterschied, oh der Plan-

bearbeiter die einzelnen Blockfiguren als (luadratische Schachbrettfelder

oder als langgezogene Rechtecke verwendet und oh er in neudeutscher

Manier die Dominosteine, die sich Bebauungsplan oeunea, verzerrt,

krUmmt und einsdineidet Der Baublock ist an sich kdne ursprüngliche,
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in der Aufteilungstechnik begrüiuiete Fuim der üeläüüeerscliiießung;

s. unten. Aoch wo seine Anlegung berechtigt und notwendig ist, sollten

wir in der Stadterweitenmg ent mittellMr 2tt der Verwendung des

Baublocks gelangen» d. h. aus Erwägungen der GelftndeanfteUnng, nicht

aber ans RQeksicht anf das Strafiennetz.

• Be dttrfte sich erübrigen, wegen der aeitherigen Bebeodlimg dea

Baublocks Litm'atuniacbweise zu geben; vgl. etwa die Lehrbücher dea

Stildtobnnes, ferner Schriften der Zentralstelle für Arbeiterwohlfahrts-

eiiirichtungen, Bd. I, S. 67 f. und die Mehrzahl der in der Zeitschrift

„Der iStftdlebiur' veruffenllichlea neueren Bebauunf.'Kj)lane.

Der Baustellenblock hat eine lange Geschichte, und erst alimäblich

luit er sich zu seiner späteren Gestaltung entwickelt. Die natürliche

und für das Wohnhausgrundstück vorteilhafteste Aufteilung ist die

Streifenteilung des Geländes. Die ältesten baublockfihnlicben

Figoren dnd in der Tat nichts anderes» als in der LXngsrichtung durch-

gelegte Streifen, denen man an den beiden Qnerseiten flache Grund-

stadce, meist ohne jeden Hofranm, angefttgt hat Die Schwierigkeiten

ffir die Gestaltung der BaubtOcke ergeben sich aus den vier Ecken

des Blocks, in denen je ein Grundstock von brauchbarer Größe unter-

gebracht werden mnfi; ferner aus dem Zusammenstoßen der Grund-

stücke der Längsrichtunp: mit denen der Queriichtiing. Die Baublöcke

unserer Abb. In, S. 73 suchen die Aufgalie durch verschiedenartige

Abmessungen und durch Verschiebung der Baustellen zu lösen, ein

Ausweg, der bei der (heute für Wohuho/irke meist erforderlichen) An-

legung von Baugrundstücken gleicher Grülie versagt. Deutlich erkenn-

bar sind die Schwierigkeiten in der Anordnung unserer Abb. 16, S. 91,

die mit den Erfahrungen und Mitteln der neuesten Anfteflnngstedmik

vorgenommen ist und gleichwohr ein unbefriedigendes Ergebnis fflr das

WohnhanagrundstfldE zeigt. Vollständig untauglich in den Wohnungs-

grundrissen ist die Aufteilung der Abb. 21.

Die landesfUrstliebe Bautätigkeit wendet in den Stadtplanungen

Rllfremciii Baublöcko von verschiedener Größe an, um vermittelst der

wecbneinden Blockriefe eine Abstufung in den Hausformen — große,

mittlere, kleine Grundstücke — zu erzielen; vgl. Abb. 20, S. 236. —
Die BaablSote der Altstadt MannbeiBi bestehen aas Beohteoken von
ca. 55 m Tiefe auf 86 m Länge; a. S. 78. Die Baublöcke der Friedrich-

Htadt in Berlin haben Abmessungen von 120— ] r»( t m Frontlange bei 75 m
Tiefe. In den fünfziger Jahren des vorigen Jabriiuuaerts dehnte »ich die

Bebauung in der Bidbtong der Potsdamer und Ltltzowstrafie aas; das Ge-
lände bestand dort aus gärtnerisch und landwirtsobaftUch benutzten Grond«
stücken in der Streifeneinteilung der Ackerparxellen. Aurh hier wnrden
wieder rechteckige Blöcke angelegt; die Abmessungen der Blöcke waren
aber nnn etwa 200—400 m Lange nnd 150—250 m Tiefe, also etwa
das Vier» bis Achtfache des alten Umfang». Die in dem Berliner Be-

EbertUdt, Handbudh ilM VolHMUcnrcM»b 4. Anfl 16
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bauungHplau von 185U vorwalteude Absiebt war jedoch, daß die damals

gMdmffoneD grofien GelftndebtOeke (s. anton) nur ad den Stnfianfronteii

bebaut werden, während die Innenflachen für Garten frei bleiben sollten.

Die Grundbesitzer gingen späterhin (nach 1870) dazu über, das Gelände

der tiefen Blöcke auszunutzen, indem man die btraßeufrout der Grund-

tttdra mit hemchaftliehen Wohnungen, du Bmterkmd mit Hofwohniiiig«!!

besetzte — die typische Bauforra der Mietskaserne. Vgl. die Abb. 17
und 18, Handbuch, 2. Atifl., S. 63 und 64. Während der siebziger

Jabre wurde die Überbauung von Innenflächen tiefer GrundstUcksblöcke

in lahlreiolieo Stidteii Torgenommen und ftthrie vielfaeh zn nnbefriddi«

genden b*lllio1ifln Verhältnissen; s. Städtebau in Holland, S. 95. Vgl.

ebenda ftber die Geschichte und die Entwicklung des Baublocks riio im

Sttohregistar unter dem ötichwort „Baublock" verzeichneten Belegstellen.

Der Baustellenblock hängt mit der Straßenanlagc auf das engste

zusammen ; er erscheint demnach vorzugsweise da angebracht, wo dem

Straßennetz eine erhöhte Bedeutung zukommt und ein System gleich-

wertiger Straßen zur Verfügung steht. Dies ist im allgemeinen der

Fall in den Geschäftsbezirken der Innenstadt und in den Verkehrslagen

der Stadterweiterung. Im übrigen aber wird man in dorStadterweiterang,

namenflieh in den Wohnbezirken, den Banblock nur anwenden, wenn

es im Vorteil der Gelftndeaufteilnng liegt» d. h. wenn rechteckige, vier*

aeitig von Strafien umsdiloseene Figuren erwfinscht flind. Hierbei ist das

VerbSltnis der Baustellenbreite zu den Strafienkosten zu berfldtaichtigen.

Je schmaler and tiefer die Baustelle, um so geringer sind, nach

dem Meter Frontlänge gerechnet, die auf das Grundstück entfallenden

Straßenkosten; je breiter und flacher die Baustelle, um so höher stellt

eich die Belastung durch die Straße. Vgl. Uber die Gestaltung von
Baubteoken Th. Lohrmann: Die Grenze nach unten bildet das Quadrat,

nach oben Rechtecke mit unendlich groGer Langseite, also Baublöcke,

bei denen die Querstraßen ganz in Wegfall kommen; Zeitschr. Garten-

stadt, VI, 1912, 8. 98.

Die Seiiwierigkeiten, die sieh aus dem ZnsammenstoBen der Bau>
stellen in den Ecken der Baublöcke bei geschlossener Bebauung ergeben,

werden nicht oder nicht in gleichem Umfang auftreten, wenn die offene

Bauweise mit freistehenden Kinzelgrundstücken angewandt wird.

§ 57. Als Gegenstück zu dem aus Einzelpnrzellen zusammen-

gesetzten Baustellenblack unterscheiden wir den Gelände block, der

im Blockinnern eine größere, zur späteren Aufteilung bestimmte oder

geeignete Geläudefläche umschließt. Als Geläudeblock bezeichne ich

somit dne grOfiere GetSndeeinheit, die nicht oder nicbt in ihrer ur-

sprünglichen Anlage wie der Banstelleoblock, lediglich «is aufgeteilten

Baustellen besteht Ein solcher Gelfindeblock wird häufig nur an den

ftafieren BÜndeni mit GebAaden besetzt— sogenannte Randbebaunng

—

i

während das InnengelSnde znnftchst oder auch fflr die Dauer von der

Bebauung freigehaHen wird und als GartenflSche dient Der Gelftnde-
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block mit Bandbebauung und tiefem Hinterliud zählt zu den «ICheiv

kdmmlidiMi und, wir kOnnea hinzufügen, städtebaulich bedeutsamsten

Formen der Bodenverwertung in den Städten. Die alten Planangeo

zeigen uns vielfach die /iisammenhängenden Flächen des städtischen

Großbesitzes, die von Strabeii umgrenzt sind; an den itandstraßen setzt

die Bebauung zuerst ein, wälireiid mit dem Anwachsen der Bevölke-

rung späterhin die Innenfläche zur Aufschließung gelangt. Der Ur-

sprung der mannigfaltigen Formen städtischer Bodennutzung — Wohn-
gasse, Wohngang, Sackgasse, Wohnhof — ist hauirtsiGblich in der

Anftflilung dm Hinterlandes dieser grofien GelftndebtOcke sn sudien.

Die Entstehung der verHchiedeuen Auf teilungsformeu ist in den
alten Stadtplftaen, ielfacb aneh in dan Urkunden Aber den Qnmd-
besitzverkehr, nachweisbar. Mit besonderer Dantlichkoit kOnnen wir
die Ausgestaltung der Geländenutzung in denjenigen Städten verfolgea,

die nach aofftogUchem Fortschreiten in ihrer Entwicklung stehen ge*

bliaban aind and einen nnabgeschloaaeoan Znstand der Bodenverwartnng
bewahrt haben.

Der Gelfindeblodi mit tiefem Hinterland ist bis in die jüngste

Zeit in der Sladterweitemng zur Anw«idung gelangt Die bei strigen-

dem Bodenwert vieUsdi eingetretene naditrigUdie Anfteiinng derlnnen>

flächen wird öfter allgemein zu unbefriedigenden Zuständen ffibren, wo
die einzelnen GrnndstQcke im Besitz verschiedener EigentQmer stehen

und eine planlose, häufig eine mit Störung verbundene Ausnutzung

eintritt. Anders wird sich das Ergebnis gestalten, wenn die Aufteilung

der Binncnfläche eines größeren Gcländeblocks planmäßig und in

einheitlicher Weise erfolgt. Durch Anwendung richtiger Auf-

teilungsformen ist es möglich, auch bei festgelegten Bebauungsplänen

und hohen, der Stockwerkshäufung entsprechenden Bodenpreisen wesent-

liche Verbesserungen der Siedelungsweise zn erzielen.

Die Aufgabe, unter Berücksichtif^ung bestehender Bodenpreiae
und vorhandener Bebauungspläne eine bessere Form der Boden-

aafteiloog sa ermitteln, warde saerst von Theodor Ooeeke in Angriff

genommen. In seiner im Jahre 1893 erschienenen Abhandlung Verkehrs^

stniße und Wohnetraßo fProuß. Jalirli., Bd. LXXTIT, 8. 85 f.) nntersucht

Qoecke die Frage, ob sich an iSteile der Schablone des Massenmiets-

banaea eine „Individnaliaierang der Bodenaufteilung** und eine Abstnfang

der Grumlstücksgrößen unter don in unseren Großstädten, und insbeson-

dere in Berlin, lipstelienden Verhältnissen -l'Trrhführcn ließe. Goecke
schlug vor, „einen grofien Baublock in der Weise z\x bebauen, daü am
Baade grüßere Grandattteka und htthare Oeblnda entstehen, wfthrand

nach der JUitte %a die Oeb&ude niedriger werden, nm dem reinen Wobn-
bedürhii.s be.sser entgeii:enzukoiiimen. Der Übergang von der höheren

Bebauung zu der niedrigeren müßte stufenweise geschehen; stufenweise

wUrden anch die Straßen schmäler, wie ja auch der Verkehr nach innen

16^
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hin allmählich abnehmen würde". Goecke gibt a. a. 0. S. 97 das

schematische Beispiel für die Ausnutzung eines großen Berliner Bau-
blocks, der am Rande die breiten Verkehrsstraßen aufweist, im Innern

dagegen durch abgestufte Wohnstraßen von 15, 11 und 9 m Breite auf-

geteilt wird.

Die beifolgende Abb. 22 zeigt eine als Einheit behandelte größere

Geländefläche; sie stellt einen dem bestehenden Bebauungsplan eines

Berliner Vororts entnom-

menen Baublock dar, ist

also kein Idealschema. Das

Gelände gehört zu der Zone

des hochwertigen Bo-
dens, des sogenannten

Hochbaues Klasse I. Die

die Blockeinheit umgeben-

den StraßeuzQge (Haupt-

straßen) haben die fünf-

geschossige Bebauung. An
den Wohnstraßen ist die

Bebauung abgestuft. Die

quer hindurchgehende Straße

weitet sich zu einer Art

Dorfanger aus. der mit

Gartenanlagen geschmückt

ist und als Spielplatz für

die Kinder dienen soll. Eine

Reihe gemeinnütziger und

öffentlicher Anlagen und

Bauten würde hier ihren

Platz finden.

Die aus Hochbau und

Flachbau zusammengesetzte

Bebauung der Blockeinheit

Abb. 22 ist als „gemischte

Bauweise" zu bezeichnen, in der sich die verschiedenen Bauformen

örtlich durchdringen. Die wirtschaftlichen Ergebnisse der Bodenauftei-

lung und Bodenausnutzung unter der gemischten Bauweise und nach

dem System der Abb. 22 stellen sich in jeder Weise vorteilhaft für

* den Bodenbesitz und das Baugewerbe.

Einheiten, wie die in Abb. 22 dargestellte. Uberschreiten kaum
das in Berlin übliche Maß von Blocklänge und Blocktiefe. Wo dagegen
in einem, im Entwurf bereits festgestellten, jedoch noch nicht zur Aus-

Abb. 22. Größere Blockeinbeit mit gemischter

Bauweise. Aus Eberstadt, Möhring und
Petersen, PreisHchrift Groß -Berlin. Berlin

1910, S. 11.
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itthraug gelaugten Bebauungäplao eiu Gei&nde durch eine gröfiere Zahl

oa SinJcn dnrehmbnitten wird und tdnual« BlOdn «ngettoima«! find,

aUHt sich die eioheitlicbe Neuaufteilung nach unserem vorigiiB Beiapiel

um 80 ^ÜDStiger. Eine Berechnung der Bodenaufteilung an einem prak-

tischen Beispiel ist in der Schrift Groß-Berlin, Eberstadt, MObring
und Petersen, 8. '74 f. gegeben. Zugrunde gelegt ist eine Geländefläche

•wa 260 m Lfeage ottd 176 m Tiefe. Die.»geiBleebte Benweise** teilt

dieses Gelände in zwei Zonen, die äußere oder Eandzono (in obiger

Abb. 22 dunkel ischraffiert) und die innere Zone. Zone I ist mit sieben

Zehutelu der Grundfläche uud fünf bewoljnbareu Geschossen bebaubar;

die GebAade dflrfen eine rOekwirtige Benftuditliiiie, die in enaem Ab-
stand von 16 m zur Straßonflucht gezogen ist, nicht überschreiten. In

Zone II beträgt die Bebaubarkeit drei Aclitol der Gosamtfläche; der

Best fällt auf Straüen, Wege, öffentliche Plätze und Hausgärten. „Es

ist auf diese Weise möglich, dafi auch auf teurem Boden Angehörige

des Arbeiter- und Mittelstandes sich äßlbst ein kleines Haus mit Garten
erwer'>fn. Ästhetisch dürfte diese Bauweise bedeutend befnedii^ender

wirken als die -jetzige'' (a. a. 0. 8. 76). Vgl. hierzu Kuczynski
and Lehwess, Zweifamilisnliftaser fttr Grofistadte, „Der Stidtebau"

1910, H. 6.

4. WohDStrotie, Wohnhol (wdinbaamäßige Aufteilung).

§ 68. Wenn wir in der Geländeerscfaliefiuiig nicht von dem
Kunstprodukt des BausteUenblock.s, sondern von der gegebenen Einheit

der Geländefläche ausgehen, so bieten sich uns von selbst zahlrei<^e

freie Formen der Aufteilung nnd Verwertung des Bodens. Das uns

unmittelbar überlieferte System des Straßennetzes hatte uns, zum min-

desten in den rasch fortschreitenden Städten Deutschlands und in der

einfiuLi eichen wissenschaftlichen Theorie, der ßerOcksichtigung der

Eigenart städtischer Bodenautreilung vollständig entwöhnt; der Schema-

tiBmns im Straßenbau hatte uns den Einblick in die verschiedenartigen

BedOrinisse der Sie^elungaveise versperrt Planmafiige Behandlung der

WohubeKirke, jedoch nach vfllllg ver&nderten Grundafttzen, «ar zu fordern.

Der Altere Städtebau zeigt uns im einzelnen eine große Ifannig-

faltigkeit der Parzellierungaforment ans denen zum großen TeQ die

Eigenart des Stadtbildes hervorgeht. Allgemein lassen sich zwei

Formen der älteren Erschließung von ßinnengelände aufstellen; ent-

weder wird durcli das aufzuteilende Gelände eine Straße geführt, die

an beiden Enden in den angrenzenden Verkehrsweg einmündet; oder

es wird, unter Verzicht auf die Durchlemmcr einer Straße, die Innen-

fläche des zn nfitzenden Grundstücks mit <iel)äuden besetzt^ während

die Verbindung nach außen durch einen einseitigen Zugang hergestellt

wird Hieraus entwickeln sich die verschiedenen Formen: die WohQ>
Straße, die Hofgaase und Sacicgasse, der Wobngang nnd der WobnholL

In unseren Abb. 4, 5 und 6, S. 81 f. finden wir abseits der Kardinal
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8traflen allgemeiii die WofanstraBe tmgewandti irie sie als dordigdiciide

AafteUangMtrafie zvisdieii swei HauptstnfienzfigQD oder durch «ine

grSBere Gdändeflftche darchgoflUiit ist Als swate Form zeigt sieh

die Hofgasse und Sackgasse (Odiseiifiirt, Botheobiirg)« die in ein tiefes

Geländestflck einschneidet, öfter nur eine kurze Streeke in die InneO'

fläche eindringend, mitunter aber von dem Durchbruch bis zur nächsten

Querstraße nur noch durch ein letztes vorgelagertes Gebäude getrennt,

wo dem Fußgängerverkehr vielleicht ein Durchgang durch den Hausflur

geboten wurde. Mehrfach sind die Gassen in den schmalen Abmessungen

geführt, die sich als „Wohngang" kennzeichnen. Im einzelnen ver-

breitern sich die Gänge zu einer Form, die wir als „VVohnhof* aiisprechen

können, wenn ihr auch die Plsnm&ßigkeit solcher Anlagen, wie sie in

anderen Städten begegnet, hier fehlt

Da die filtere Wobnstrafie zur Erachließung eines Geländestfickes

— meist dnrcb den Grundeigentflmer selber — angelegt wird, ist nncli

ihr Verlauf im einzelnen durch die Form des au&nteilenden Grund*

stOeks beeinflußt Sie nimmt die gerade Richtung, wo dies angezeigt

ist; sie wird gekrümmt oder geknickt, wo die Omndstficksgrenzen oder

die Geländegestaltung es verlangen. Ans Willkte und ohne Anlaß wird

die WohnstiaBe nicht in Krümmungen geführt; die wechselvolle Anlage

in den alten Stüdten ergibt sich aus der Anpassung an die Gelände-

verhältnisse (wegen der Schweifung der Straße und der Gebäudestellung

S. S. 40). — In der baulichen Ausnntznng der Grundstücke zeigt die

Wolinstraße verschiedene Formen; <! ^ h überwiegt in den Städten mit

starker Gewerbe- und Hau(ieiseutwicklung der Reihenbau. Die Ab-

messungen des Kleinhauses sind, wie es dem Bedürfnis und der üblichen

„Normalisiening'* dw Baustelle entspridit (oben 8. 45), zumeist c^eidi-

artig. Neben don Einfomilienhaus findet sich das Zweiwohnungshans,

dessen Altere Anlage regelmäßig die Selbständigkeit beider Wohnungen
infieriidi erkennbw macht; das Obergeschoß besitzt seinen gesonderten

Ausgang zur Straße, indem eine — meist steile — lYeppe unmittelbar

von der Straße nach der Oberwohnung führt

Den planmäßigen Bau reiner WohastraBen in größerem Umfang
leigt die Fnggerei in Augsburg, als Wohnungsstiitang im Jahre 1519
von Jakob Fugger begrttndet. T>ip Fnfrfjprei besteht atis mehreren sich

reohtwinkelig sclmeidendm Straßen, die mit 63 H&uaern besetzt sind.

Jedio Eleinhans eothsit swei Wohnangeo, die gauM Anlag« 108 Woh-
DOBgeo, von denen je eine im Erdgeeohoß und im Oberstock gelegen

ist; zu der im Obergeschoß belegenen Wohnung führt jeweils eine ba-

eondere Treppe mit eigenem Eingang von der SUmfie. Die ganze An-
lage ist auf einem großen InnengelSode erbaut und ist von jedem Darob-
gangsverkehr abgeadmitten; der Zugang au den umliegenden Straßen

wild durch Tore TMinittelt; rgh die Abbildung Handbuch, 2. Aafl.,
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8: 206; Joseph Weidenbacher, Zeitschr. f. Wohnungswesen 1917,

S. 176 und Der Städtebau 1918, Nr. 3. Eine gut angelegte Hofstraße

aus dem Anfang des 19. Jahrhunderts ist in Eberstadt, Kleinwoh-

nungen in Brüssel und Antwerpen, Jena 1919, S. 26 wiedergegeben.

Die Form des „Wohngangs" bildet sich in den alten Städten viel-

fach in der Weise, daß in das Blockinnere von der Straße her eine

schmale Gasse hineingeschoben wird, die das Hofland oder Hinterland

der Bebauung erschließt. Der Gang ist häufig auf beiden Seiten, oft

aber auch nur auf einer Seite, von flachen, nur 5—7 m Tiefe messen-

den Wohnhäusern eingefaßt. Die Wohngänge sind in den älteren

Städten allgemein verbreitet; in großer Zahl finden sie sich in den

niederdeutschen Städten, namentlich im Gebiet der Hansastädte. Der

Abb. 23. Wohngang in Lübeck.

heutige Zustand dieser Wohngänge ist ein sehr verschiedenartiger, je

nachdem die alte Anlage in ihrer ursprünglichen Form erhalten wurde

oder aber einer späteren ungünstigen Ausnutzungsweise anheimfiel.

Den besten Zustand unter den deutschen Wohngängeu zeigen die

Ganghäuser in Lübeck. Ein erheblicher Teil der Gangbäuser steht im
Eigentum der in Lübeck besonders zahlreichen Stiftungen und wird von

Pfröndnem bewohnt. Andere sind im Besitz von kleinen Handwerkern
und Arbeitern. Vielfach finden sich hier wohlgepflegte Gartenanlagen;

manche dieser Gänge haben ein besonders freundliches, einige ein vor-

treffliches Aussehen. (Vgl. hierzu Abb. 23.) Schlechte Zustände be-

stehen dagegen in den Gangwohnungen von Hamburg, wo die Wohn-
gänge in späterer Zeit mit hoben Etagenhäusern besetzt wurden. Vgl.

Eberstadt, Spekulation im neuzeitlichen Städtebau, S. 133 f. und C.

J. Fuchs, Ztschr. f. Wgsw., Bd. III, 8. 277. Die Ursache der Miß-
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stände liegt auch hier, wie sich dies im St&dtebau häufig zeigt, nicht

in der Anlage selbst — die vielmehr viele Vorzüge aufweist — , sondern

in der fehlerhaften spateren Ausnutzung. Vgl. noch über die Anwen-
dung der Sackgasse Riemerschmied, Zeitschr. f. Wohnungswesen in

Bayern 1909, S. 4 und meine Abhandlung, Zeitschr. „Der Städtebau''

1909, H. 8, S. 101.

£ine grüße Verbreitung besitzen die Wohngänge in Brüssel und
in Antwerpen, wo sie einen erheblichen Teil des örtlichen Bestandes an
billigen Kleinwohnungen umfassen. Die gegenwärtigen Zustände in den

Abb. 24. Hofgasse (Sackgasse) Ulm.

dortigen Gangwohnungen sind verschieden, je nach der ursprünglichen

Anlage und der heutigen Instandhaltung der Gebäude. Vgl. Eberstadt,
Kleinwohnungen in Brüssel und Antwerpen 1919 im einzelnen.

Einen Oberaus freundlichen Anblick gewährt die Bauweise der

Abb. 24, die dem sogenannten Soldatendörfchen der Stadt Ulm —
ehemalige Söldnerwohnungon — entnommen ist Die Wobnungsanlage
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an sich macht einen gflnstigen Eindruck; hierzu tritt noch die gute

Instandhaltung, die sichtliche Sorgfalt in der Haus- und Wohnungspflege

bei den Inliabern In /nldreichen Einzelheiten gibt sich die auf das

eigene Heim verwendete Mühe zu erkennen.

Abb. 26. Altnr Wobnhof (IÖ13) aus Ebers tadt, Neue Stadien ab«r StidtebAii

und Wohnungswesen, Bd. I, S. 10.

Der Wohnhof zählt zu den häufig und in zahlreichen Abwand-

lungen angewandten Formen der Erschließung von Binnenflächen.

Hinterland und Wohngelilnde in den älteren Städten. Tn erheblicher

Zahl finden wir die älteren Wohnhöfc in Belgien, wo die uns über-

lieferten Anlagen zum größeren Teil auf Wohnungsstiftungen und mild-

tätige Anstalten zurfickgehen, in einzelnen Fällen auch von privaten
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Grundbesitzern nach dem Vorbild der Stiftungsbauten errichtet wurden.

Eines der älteren uns erhaltenen Beispiele ist in der Abb. 25 wieder-

gegeben. Der Wohnhof, in der Innenstadt Gent bei dem Mittelpunkt

des statischen Verkehrs gelegen, wurde als planmäßiger und auf

einen Zug geschaffener Bau auf dem Gelände einer mildtätigen Stiftung in

den Jahren 1513 bis 1519 errichtet; die in der Ecke belegene Kapelle

wurde im Jahre 1543 hinzugefügt. Die Gruppierung der Häuser, die

Stellung der Kapelle und die Einbeziehung der Freifläche vereinigen

sich zu einer städtebaulich wohlgelungenen Anlage. Beachtenswert ist,

daß in den Ecken das rechtwinkelige Zusammenstoßen der Häuser-

Abb. 26. ProvenierBbofje, Hoarlem, aus Eberstadt, St&dtebau und WohnungB-
wesen in Holland, S. 236.

reihen, das häufig hei dem Kleinhaus ungünstige Grundrisse ergibt,

vermieden ist; gleichwohl machen die Platzwandungen den Eindruck

der Geschlossenheit und erscheinen durch die Staffelungen der Ecken

belebt. Eine neuzeitliche Ausführung hätte dieser Aufteilungsform kaum

etwas anderes hinzuzufügen als den bei den Kleinhäusern der Längs-

reihe links fehlenden Hinterhof.

In den Niederlanden sind uns Wohnhöfe mit Kleinhausumbauung,

namentlich aus dem 17. Jahrhundert, erhalten. Die in den verschiedensten

Formen errichteten und eindrucksvolle städtebauliche Wirkungen bieten-
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den Anlagen zeigen zum Teil treffliche Lösungen des Kleinwohnungs-

baues; s. Abb, 26. Auch hier gehen die älteren Wohnhöfe zumeist

auf mildtätige Stiftungen zurück, in deren Besitz die gute Instandhaltung

der häufig durch künstlerische Ausführung ausgezeichneten Baulich-

keiten gewahrt wurde. Eine von dem niederländischen Wobnhof ab-

weidunil« Fonn btolal sidi in etoer dam IS. JahrfaiiaderteiitstttiimteBdeiit

wenig gQkannten Anlage, die sich in der Innenstadt von Strafibnrg nnr-

wdt des Monsters findet; s. Abb. 87. Der als „Verbrannter Hof" be-

Abb. 27. Dar variwaant« Hof in Stalbnv i. B.

zeichnete Gebäudekoni|)lex nimmt die Stelle einer Brandstätte ein, die

nach 17G0 neu aufgeteilt wurde. Während die meisten Wohnhöfe ab-

seits des Verkehrs auf Hinterland oder Binnenflächen angelegt sind,

ist die Straßhurger Anlage auf vier Seiten von vielbegangenen Straßen

umgeben, deren Verkehr jedoch von dem Innenbezirk vollständig ab-

gelenkt ist Die Gebäudereiben zeigen wiederum die ons ans der Abb. 25

bekannte nnd auch bei den niederllndiadien WolinhOlsn regefanifiig
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(lurcligefübrte Anordnung, die die Häuserreiben in den Ecken unterbricht

und gleichwohl den Eindruck der geschlossenen Umbauiing festhält.

W&brend des 19. Jahrbuoderts ist die Anlegung des Wobubofs
nnter der HarrBobaft des StrafleonaiBe« Borttckgetreten, jedodi immerhhi
nirht vollstÄndig ma dem Städtebau verschwunden. In belgischen
Städten, wie Antwerpen und Gent, wurden Wobnhöfe noch nach dem
Jabre 186U angelegt. Selbst in Berlin (wo sieb aus der älteren Zeit

io dem Orofien Jttdenhof ein Beispiel de« Wohnhofs bietet) wurde nftch

1870 die Form des Wohnhofs vereinzelt in den hochwertigen Wohn-
bezirken des Westens, so in der Potedamerstrefie 121 und Oenthiner-
straöe 16, angewandt.

Die Entwicklung nnd die emchiedenen Formen der Erschließung
von Binnengelftnde eind ein^^cbend bebandelt in Eberstadt, Städtebau
nnd Wohnimpswosen in Holland, Jena 1914; Ders., Die Kleinwoh-
nungen und das st&dtebaulicbe System in JirOasel und Antwerpen,
Jena 1919.

Wie in der l'raxis der Geländeaufteilung, haben uns die Alten

aadi in ihrer wissenschaftlichen Lehre zutreffende Grundsätze für unser

Gebiet flbermittelt Leo Baptista Alberti (oben S. 40) unterscheidet

iif seinem Lehrbuch zunSchst die verschiedenen Arten der Hanptstrafien-

zflge der Stadt und erOrtert dann die Bedeutung der Nebenstrafien, die

ans den grofien Hauptstraßen abzweigen:

„Erforderlich ist die Anlegung von kleinen Nebenstrafien. Dieee
sollen indes keine große Längenansdelinung haben, vielmehr nur bis zur

nächsten Querstraße reichen. Sie sollen ferner keinen öffentlichen und
bequemen Weg darbieten; sondern ihre Aufgabe ist, den ausioßeuden
Grundetttckoi einen besseren Zngang nnd reidilichere Lichtsninhr zu
gewfthmL"

In diesen knappen Worten ist ein städtebauliches Programm ent*

halten. Die hanptsScblichen Grundsätze lauten: Die WohnstraBe
muß kurz sein; sie darf ferner den Verkehr nicht begünstigen,

sondern muß ihn fem halten. Nicht allein, dali Alberti in seiner Dar-

legung die ' praktische nedentiing der AufteilungsstraiJ« erkennt: er

erklärt uns auch die \Viikiuij?en der alten Städtebaukunst, nach denen

wir immer wieder verlangen und die wir im Wege der Nachahmung

zu erreichen suchen. Man hat mitten in unseren Asphaltstraßen alte

Nachbfldnngen aufgeführt, mit verkrOmmten Strafienlfaiien und ver*

schnittenen Baustellen, mit angeklebten Erkern und TOrmcben und vor«

getäuschtem Fachwerksbeu, eine sinnlose, ganz unhistorische Maskerade.

Das ist gewiß nicht der Geist der Alten, mit ihrer schlichten, an-

heimelnden, heimatlichen Stadtanlage.

Alberti zeigt uns dagegen die Grundsätze und die darauf be-

ruhenden Wirknneen der mittelalterlielien Aufteilung ftlr Wohngeliinde.

Die Fehler der langgestreckten Wohnstraße können wir überall beob-
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achten, in Berlin, wo wir zur Einsäiimnng des Straßpnziigs die großen

vielgeschossigen Hausformen zur Verfügung haben, wie in London l.f>i

dem Einfamilienhaus der langsseiligeii Straßen der älteren Stadtteile,

Die Wohnstraße muß ein abgeschlossenes, städtebaulich anzieiiendes

Büd zeigen; sie muß dem Bewohner eine Heimat bieten und ihm

sagen: das ist deine Welt, hier bist du zu Hause.

„Die ideale Großstadt bat zwei Forderungen zu erfüllen; sie muü
einmal daa FamiliengefUhl und das StadtgefUhl aufs neue stirkan

and wiadarharatellen ; und mm sweitan mufi aia, dan modernen Bedarf-

niäsen ontspreclien^l , ein KristaMisationainmlU weltwirti^chaftlicb ge-

richteter Iiitorossen sein": Karl Scheffler, Die Architektur der Groß-

ätadt, Berlin i\)V6, ö. 13.

§ 59. Dem Städtebau der Gegenwart erwuchs, nachdem die

tedintschen tind trirtsdiaftlicheii Mängel der StraSenflbertreibuog und

der StraOenbatt-Asthetik nacbgewieaeii waren, als nfiehste Aufgabe

die Herausartieitung selbständiger Formen der Bodenerschliefiang. Den

obm Sw 330 nnd 288 usigraiztett Voraussetsnngen gemäß waren zu>

näcbst nnd in der Hauptsache die Grundsätze aufzustellen, die die An-

legung von Wobobezirken betreffen und die wir als „wolmbaumäßige

Parzellierung" bezeichnen können. Der ältere Städtebau hat in der zuvor

besprochenen Anlegung von Wohnbezirken eine Reihe beachtenswerter

Formen entwickelt, die sich sowohl für die Ausnutzung flacher Grund-

stücke, wie namentlich für die Aufschlielinng Liefer oder mitteltiefer Ge-

ländekomplexe eignen. Dem Kleinwolinnngsl>au bieten diese Aufteilungs-

formen die günstigsten Bedingungen. In der einfachsten Weise und mit

dem geringsten Aufwand an äußeren Mitteln wird das Bauland fOrWohn-

zwecke nutzbar gemadit Als dne der wesentlich«! Voraussetzungen et*

scheint, daß dorFuhrwerksverkehr entweder gänzlich ausgeschlossen oder

mindestttis unter FemhaltnDg jedes Durchgangsverkehrs nur auf dieAn-

fuhr fOr die Bedflrfnlsse der Anwohner beschränkt ist Es entstehen ver>

kehrsfrcie oder verkehrsgesperrte A\ o'mI rzirke. Wirtschaftlich gewährt

die Anwendung der Wohnstraße und der \\ ?in haumäßigen Aufteilungs-

formcn (Wohnhof n. a.) erhebliche Vorteile. Die Parzellierung ist einfach

und für den P.odenbesitzer günstig: sie ist für Grundstücksflächen Jedes

ünduiigs gleich zweckmäßig und anwendbar. Die Straßenanlage ist

billig, die hohen Kosten für teure Pflasterungsarten fallen weg. Für

das Baugewerbe ergeben sich brauchbare Hausformen. In küuütlerischer

Himidit endlich bietet die Einfügung der Wohnstraße allgemeiue Vor-

züge; sie gestattet, eine reiche Abwechslung in das Städtebild zu

bringen.
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Bis in die jüni^ste Zeit standen nicht nur die oben S. 238 er-

wähnten Interessen des spekulativen Oel&ndebesitzes, sondern auch die

Abb. 28. Bebauungsplan ffir Berlin-Treptow,

Handhabung der VerwaltungsmaOnahmen der Anwendung einfacher Auf-

teilungsformen im Wege. In der Praxis ist deshalb die Durchführung
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wohnbanmäßiger Parzellierungen zumeist nur in solchen Fallen erfolgt,

in denen der Bau selbständiger Siedeliiugen durch die nicht-spekulative

tworfen Ton Rnd. Eberstadt und Bruno Mohring.

Bautätigkeit vorgenommen wurde. Die ausgeführten Anlagen sind in

späteren Abschnitten (Bautätigkeit unter Gewinn verzieht, Siedeluogs-
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Unternehmungen, Gartenstädte) im einzelnen zu besprechen. Über die

neueren Vorschriften auf dem Gebiete der Gesetzgebung und Verwaltung
s. i< Gl und 64.

Auf die großstädtische Stadterweiterung bezieht sich der Be-

bauungsplan der Abb. 28, im Auftrage des Berliner Magistrats von Rud.
Eberstadt und B. Müliring für da.s Berlin-Treptower Gelände auf-

gestellt, an dem wir die parzoll ierungs- technischen Einzelheiten be-

sprechen können. Die Planung zerfällt in zwei verschiedenartig be-

handelte Teile. Bei dem links (westlich) der Hauptverkehrsstraße ge-

legenen Teil ist die Einteilung durch die Eisenbahnanlagen und die

vorhandenen Straßenziige in ihren Grundlinien bereits festgelegt und

hierdurch die Anwendung der baublockmäßigen Aufteilung gegeben, die

in der Form der „gemischten Bauweise'' — viergeschossige Randbebauung
mit abgestufter Bebauung im Blockinnern — erfolgt.

Al»b. 2y. Wobnhof mit DiirdiRringpn. Belmunnpijplan Berlin-Treptow von Ebor-
fltadt-Mohring (s. Tunkt F der Abb. 2&).

Die wohnbaumäßige Aufteilung konnte dagegen in dem von großen

Zugstraßen umschlossenen Gebiet durchgeführt werden, das rechts (öst-

lich) der Hauptverkehrsstraße liegt und durch das vorhandene Gerüst von

breiten Längs- und Querstraßen in drei große Geländeblöcke geteilt wird.

Das Rückgrat der Planung wird hergestellt durch einen mittleren

Hauptweg, der in seinem Verlauf bei jedem Standpunkt des Beschauers

Wechsel volle Bilder bietet (s. Buchstaben A, B, C, D). Die einzelnen

Geländebiöcke sind als städtebauliche Einheiten ausgestaltet, die einen

selbständigen Charakter aufweisen. Der Großverkehr ist durch die

Führung der Straßen ferngehalten; für den Fußgängerverkehr sind Durch-

gänge in entsprechenden Abstanden angelegt, vgl. Abb. 28 Punkt F
und öfter, und Abb. 29. Allgemein wurde die gerade Richtung für

die Aufteilungsstraßen gewählt, die sich wirtschaftlich als vorteilhaft

erweist nnd die Anbringung guter städtebaulicher Wirkungen gestattet
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Bei der Durcharbeitung der Planung wurde namentlich auf den

Baustelieuzuschnitt und die Erzielung wirtschaftliclj, sozial und

bygieniaoh beirtodigonder Bftaslormen geaditet. Die Darchlflftnng der

Wohnviertel und die mnsgiebige Zafahr von Licht und Luft ist für die

Grundstücke, die so weit als möglich nach Osten und Westen (nicht

nordsttdlich orientiert sind, überall gew&brleistet. Die Stellung der

OebAade wurde im einielnen .sor Wahroog der Unmbhangigkeit der

Grundstücke so gew&hlt, daß allgemein Rückfront gegen Kückfront ge-

kehrt ist, während in den Hausreiben jeweils die Giebel einer Reihe

rechtwinklig gegen die gegenüberliegende Hausreihe gerichtet wurden.

Über die Pansellenbreite, die Abmessung und die Höhenausnutzung der

einielneii Baustellen a. Bberatadt-HOhring, Bebanungqplan fflr den

mittleren Ortsteü Treptow, Berlin 1914, 8. 14 nnd 18.

Abb. 30. EinfamilieubauB, aus Eberstadt-MOhring, Berlin-Treptow.

Fflr die Offentliohen Freillielien (die wir bier wie immor von den
* privaten zu unterscheiden haben) ist in der Hauptsache durch den un-

mittelbar anstoßenden Park gesorgt. Die Bestrebung der Planung geht

dahin, das Eiazelhaus mit eigener Freifläche au.szustatteu; vgl. Abb. 30.

Wflrde man nadi der vielfach vertretenen Aaffaesung in dem von dem
Park umgrenzten Wohnviertel noch sogenannte „Grünstreifen" eingelegt

haben, so würden hierdurch rund T'/j^/o der nutzbaren Gescbnüflache

des Geländes verloren gehen; ein Verlust, der nur wettgemacht werden
kann durch a) Besohrinkong der privaten Freülftehen oder b) durch

Ebtrttadtp Hn4badi dn WoknmpwcMBfc 4. MB, 1?
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Btftrkere bauliche Aasnutzung im Wege der Stockwerkshäafung. Die
GesamtonlteilQDg des 159 b» umfaasesdoi Gel&ndes ergibt nach dem
Plan Abb. 28 folgende TerbKltnienhlen:

FUdieiiiiiludt der Bebaute Flftche inner- Pifvate FM-
Banblftcke halb der BaublAdce flächen

61,60% 25,86% 35.75%

^''^'flÄäen^* ö«eaüiche Geblade Straflenflächen

8,01% 2,84% 27,54%

Wegeu <ler von Banrat Deetz vorgoHchlagenen Aufteilungsform

des ,,ZeilonbaueH" s. die oben S. 12u erwähnte Schrift. Neuere Be-

bauuDgüpläue für StadlerWeiterungen werden regelmäßig veröffentlicht in

der Yon Th. Goeeke berauagegebenea Zeitedirift, ^^Dw Stidtebati*'.

Zu den Vorzogen der Aalegung verkehrsfreier Wobnbeftirke ge-
hört die Beseitigung der bei dem Aufenthalt der Kinder in den Straßen

entetehenden Gefahren. Für die Bewegungsspiele der Kinder kommt
zun&chst die Straüe ia Betracht. In den Städten mit gedrängter Bau-
weiM und ICietskaaenieii ist ttberbaupt keine andere Oelegenbeit vw»
banden. Die Kinder mflssea ibren Aufenthalt auf Straßen nehmen, die

gleichzeitig dem Fahrverkehr dienen. Die ZuBtände, die sich hier er-

geben, gehören zu dem schlimmsten, was das (iebiet der Wohnungsfrage
anfanweieen bat.

Li einer im Teobnieohen Oemeindeblatt, VII. Jabrg., Nr. 10,

S. 141 f. veröffentlichten Arbeit habe ich die ,,Kindernnfallo im Berliner

Straßenverkehr" an der Hand dea Polizoiberichta luiTriucht. Der Ab-
druck der lapidar gefaßten polizeilichen Berichte aus einem Zeitraum
von 10 Wocbeo (I) ffillt SVi Qaarteeiten in Kleindniok. Bs sind bierbei

alle Falle ausgeschieden worden, in denen die Verletzungen durch mnt»
willige oder böswillige Handlungen der Kinder .selbst verursacht wurden,
wie z. B. durch das beliebte Anhängen an Fuhrwerke u. dgl. Die Un-
flüle wiederbolen aicb mit statistiadier RegelmKfiigkeit; eine erbeblicbe

Zahl von Kindern wird für die Lebenszeit verstümmelt, einige werden
auf der Stelle getötet. Dabei gibt Hf»r obige Bericht noch kein richtiges

Bild von dem Umfange des Notstandes. Es muß vielmehr dem poli-

seüicben Beriobt ein starker Prosentsats zugeschlagen werden, da lange
nicht all» Unfälle zur sofortigen polizeilichen Meldung gelangen und
überdies der Bericht nur das eigentliche Berliner "Weichbild, nicht die

angrenzenden Teile von Gruß-Berlin umfaßt. — Selbst besondere, inner'

balb'der BanblOdce angelegte Spielplätae sind, wie die Erfahmng ge->

seigt bat| nicht genttgend fttr die Bewegungsspiele der Kinder. Bei
df^r; Innenanlngen der Baugenossenschaften hat es sich ergefjen, daß

diese Spielplätze im wesentlichen nur ausreichen für die kleinsten
Kinder — etwa im Alter bis zu 4 oder 5 Jahren — die in Sand-
haufen spielen oder sidk anf einem besdir&nktMi Raum nnberbewegen.
Die Kinder im Alter von mehr als 5 .Tahren dagegen gehen meist auf

die Sfraßo Dio sogenannten inneren Spielplätze haben weiter den

Nachteil, daß sie den Lärm von der Straße nach den Hufen ziehen,

und «war in um so stirkerw Mafle, als die Wohnbevölkerung dnnab

die Anfang von Stockwerken vermehrt und lasammeogedrftngt wird.
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Es sei hier erwähnt, daß in Berlin inmitten des Mietskasernenfjobietes

im Jahre 1904 eine Wohnstraüe mit Kleinh&usem eutatauden ist, und daß
sie —> WM wohnungspolittsdi nicht gans belanglos ist — ihre Anlage
dem sogenannten „Hausbesitzerprivileg" der Städteordnung verdankt. Als
die Sozialdemokratie in der dritten Klasse bei den Gemeindewahlen vor-

drang, ergab »ich für sechs neu gewählte Stadtverordnete die Notwen-
digkeit, die Haasbesttzereigenschaft zu erwerben. Ein wohlhabender
Parteigenosse kaufte su diesem Zweck ein tiefoa Omndstttck in der
Prinzenallßc, bebaute es indes nicht in der üblichen Weise mit einer

Mietskaserne, sondern er legte eine Ilofstraße (als Pri va'sf raÜo) an, die

zu sechs Zweiwohmiugshäusem nebst Vorgärten aufgeteilt und den sechs

neuen „Hansberitsem'* flberlassen wurde. Ein Vergleich dieser Anlage
mit den unmittelbar angrenzenden Mietskasernen zeigt, daß hier in der

Tat ein wohnnnt^spoli tisch er Portschritt erzielt wurde, dessen Verall-

gemeinerung, wie schon die soziale Bodenpolitik einiger rheinisch-west»

IftliBchen St&dte beweisti nicht etwa die Stftdteordnnng, sondern nnr das
Berliner Stftdtebanaystem entgegenstand.

& Anlegang und Ansstattiing der Straßen.

A* VeilKehrsstnOe«

§ 60. Die Kardinalstraßen, durch die die Grandlinien der Stadt-

anlage hergestellt werden (oben S 37), dienen regelmäßig zugleich als

wichtige Verkohrsstraßeu. Auch für die Stadterweiterung bildet das

Gerüst der Verkohrsstraßen den Aiis^rangspunkt für die Planung der

Geländeaufteilnng. Die Anlage der Verkelirsstraßo crsclieint, wenn wir

den überlieferten Anleitungen folgen, als eine einfache Aufgabe. Die

zu stellenden Anforderungen werden uns allgemein aufgezählt: die Ver-

kehrsstraße verlangt eine lünreichende Breite, genügende Leiäiungs-

Ifthigkeit für die Aulnahme und die Unterbringung der Transportmittel,

des Fährverkehrs und des Fußgängerverkehrs, dauerbare geeignete

Pflasterung und Sholiches. Diese Ablieben Anforderungen sind indes

kaum aiisreichend; die Anlegung einer richtigen, befriedigenden Ver-

kefarsstrafie gebart vielmehr su den schwierigen stsdtebaulichen Aufgaben.

Beobachten wir in dieser Hinsiebt einen unserer bestgshmgenen
StraßenzUge, der dem Verkehr zudem besonders günstige Voraosseteungen
bietet, die Linden in Berlin. Die Straße hat eine prächtige Mittel-

promenade von ca. 11 m (die liasenstreifen ungerechnet) und seitliche

BttrgeTsteige Ton je T«—7,70 m. Die Hittelpromenade ist (Sonntags

nach Ladenijc'hhiß ausgenommen) fast leer; der ganze Strom des Fuß-
gängerverkehrs schiebt sich auf den Biirf?ersteifjen entlanj^: die Menschen
drängen sich hier, wahrend sie auf der Mittcipromenade bequem gehen
kannten. Es zeigt sich femer, daß an den beiden Enden des Strafisn-

zuges, an dem Palais des alten Kaisers und am Pariser Platz der Ver-
kehrsstrom fast plötzlich vorsie^^t und keine gleichwert if^o Fortsetzung

findet. Ahnliche Verhaltnisse zeigen sich in der Tauentztenstraße und
in anderen ZngstraBes, in den mit Schaufenstern und Läden versehenen

17*
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Strecken. Obereinstiuimende Beobachtungen des Verkehrs und der Ver-

kehTBUDterlnw^ung lassen sieh id jeder GroAstadt anstellen.

Mit Bezug auf die städtische Verkehrsstraße werden wir zunächst

dan Satz anfstell«! kOnnen: der Verkehr folgt den Seheufenstam; der

Ftafigfingerverkehr wird durch die SchaufeDsterlinie angezogen, ^et

Fuhrwerksverkehr doreh das GesdiSftaleben in seiner Stärke entwickelt

Die VerkehrsstraB«!, die auf diese Veriiiltnisse Rflcksicht genommen

haben, sind allgemein ein Erfolg. Die Anlagen, die mit anderen stl^te-

baalichen Mitteln wirken wollen, sind ein Mißerfolg; sie bleiben tot

und haben trotz großer Aufwendungen ihren Zweck vcrfclilt. Gewiß

können und sollen wir nicht etwa unbedingt eine geschlossene Reihe

von I/ulen durch alle Verkehrsstraßen haben. Nur die Berücksichtigung

der wirtschaftlichen Umstände ist zu wünschen, wenn der Städtebauer

nach Effekten für die Ausstattung der Verkehrsstraße sucht In der

neuzeitlichen Großstadt beschränkt sich der Geschäftsverkehr zudem

nicht auf die Innenstadt; aueh in den Stadterwdtemngsbeifarkai bilden

sich häufig Nebeomittelpnnkte mit starkem, selbständigem Geschäftsleben.

Beispiele bieten sich iu jeder Groß»ttidl. Selbst ein ueuer Ötraßeii-

aag, wie die Dttberitzer fleerstrafie in Berlin, hat eine Ladenreibe auf-

zuweisen, die sich vom Charlottenburger Knie bis zum Reichskanzler-

plats erstreckt. Die Anlegung von Lftderi in einer verkehrslosen Straße

wird dagegen der Straße wohl den Charakter der Wobnstraße nehmen,
nicht aber den einer Verkehrsstrafie verleihen.

Der Städtebau des Mittelalters vermied nach Möglichkeit die

Lticken in dem Zog einer Verkehrsstrafie. Diesem Bestreben ent-

springt wohl das bekannte Motiv der Anbringung von Läden auf den

einen FloBiauf Oberspannenden Brücken innerhalb der Stadt. Auch

der Städtebau des Barock suchte die Unterbrechung im StraBensug

durch Einfflgung von Kolonnaden auf innenstädtiscben Bracken zu

schließen. Wenn es tkk hierbei auch zumeist um niedrig (eingeschossig)

gehaltene Einsäumungen handelt, die das Flußbild nicht beeinträchtigen,

so entsprechen doch die Aufbauten bei Fiußbriicken nicht mehr dorn

Geschmack unserer Zeit Dagegen wird man die Einfassung heute

mit Erjülg anwenden, wenn die Unterbrechung des Straßenzugs ver-

mieden und zugleich der Klinblick in die sich bietende Lflcke ver-

schlossen werden soll; dies ist der Fall bei den zahlreichen Kreuzungen

von Verk^rsstrafien und Eiswb^nlinien. Oberaus häufig findm wir,

daß ^eh bei den Eisenbahnflberffihrungen der Cbarskter und die Be-

wertung einer städtischen Vwkehrsstraße vollständig ändwn; der bis

dahin lebhafte Verkehr erscheint mit einem Male vermindert oder ab-

geschnitten. Die Grundstöcke oder auch die Bezirke jenseits des Bahn*

dammes gelten als minderwertig. Durch folgerichtige Fortsetzung der
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Verk«lmtrafi«n wird Dum vielfuh die dordi Bahnanlagw ddi er^

gebendfHi stSdtebaulieheii Hftngd beseitigen nod die bauliehe Ent-

friddnQg der AnBeobeiirke fördern kdnnen und hierbei zadem bessere

IVirkniigen erzielen als durdi die Anbringung von Obelisk^ Flaggen-

maaten nnd Ähnlichen Anibanten.

Die Stadtplanttng findet hento allgimein weaentliehe Hindernisse

in den Eisenbabnanlagen, deren Dftnune, lUlfgeleise nud Bahnhöfe häufig

rücksiciitBlos das Stadterweiterungsgelllnde sperren und cwschneiden.

Die Ausiülirang der Eisenbabnanlagen erfolgt h&ufig oline die erforder-

liche Beaohtmig der «tadtisehen Ausbreitnng; das Gelftnde der Stedt-

erweiterung wird hierbei durch Bahndamme und Bahnanlagen in einer

\Wisc 7.r>r*pilt, ria!' die Entwicklung der Stadt.-' SL-hweren Scliadcn leidet

und nameatUcii die AngUedemog von Wohugelände and neuen Stadt-

teilen unterbunden wird. Wahrend dem Eisenbahnban die Blttfe der

Stadt« verdankt virdj bedeuten seine Anlagen heute oft geradezu ein

Hemmnis für die notwendige Ausbreitung. Ein engeres ZuRfimmenarbelten

der Eisenbahnbehörden und der Stadtverwaltungen w&ro hier erwünscht

und würde unschwer mancher Schädigung der Stadterweitening vorbeugen.

Die Verkehrsstraßen haben der Verbindung der einzelnen Stadt-

teile, der städtischen Ausbreitung und der Anglicderung neuer Wohn-

bezirke /AI dienen. Der Verschiedenheit der Aufgaben entisprecliend,

sind bei den Verkebrsstraßen verschiedene Abstufungen und Gattungen

m nnlersdieiden.

Der städtische Verkehr zerfallt in den Binnenverkehr der einsehien

Stadtteile, der die Verkebrsbewegung innerhalb eines Bezirks umfafit

und in den Durchgangs- und Großverkehr, der sich aus den allgemeinen

Vßrkehrsbeziehungen des städtischen Siedelungsbereiches ergibt. Die

Verkehrswege von örtlicher Bedeutung können wir als örtliche oder

Binnenverkehrsstrafien beamehnen; die Straflan dagegen, die einen doroh-

gebenden Verkehrszug zu bedienen haben, erweisen nich als Zugstraßen.
Die alte Bezeichnung „Heerstraße" für die städtischen Haupt-

etrafien bat sich in einer Reihe von Städten als Straßenbenennung bis

in nnaere Zeit erhalten; a. meinen „Städtebau in HoDand", 8. 22 n. 29.

Neuerdings wurde der alte Ausdruck für den gruAen StraBwiaag der
Döberitzer fieerstraSe in Berlin wieder aufgenommen. Die von einer

Qrofistadt nach dem Außengebiet ftlhrenden Straßenzttge kennzeichnen

sich als AnsatrablatraBen, „Anastrahler"; naeb Hermann Jansen (Preis-

schrift Groß-Berlin 1910) „Aagfallstraßon". Die neuere Btadterweiterung

legt vielfach, auch vvn f\r. ^iiÜetPr Verkehr nicht zu erwarten ist,

Straßen von großen Breitenabmessungen an, die als „ Fracht»traßen** be-

aetobnet nnd mit ehier Breite bis sn 60 m nnd darUber ausgestattet

werden. — Parkverbindungsstraßen v(m bedeuteiiden Breitenabmessungan

wurden neuerdings in Brüssel geschaffen; das Boulevard Grande Cein-

ture das die einzelnen Parkanlagen von Groß-BrUssei verbindet und die

Gesamtstadt in einem Ring von ca. 45 km Lftnge umzieht, hat eine

Breit« von 40—45 m; wihmd die nach dam Park de Terrneren füh-

rende Ansstrahlnngsatiafle aal TeilstreelMn einsdilieflUdi ^er Vorgarten



262 Tiarlir TdL

eise Breite vou 76Vt ^ aufweist; vgl. Eberutadt, KleinwohnungeD in

BrIlaBel und Antwerpen, im einseinen.

Nach der ihneß gegebenen Richtung unterscheidet man die Straßen

in 1. Radialstraßen, Strahlstraßen: 2. Diagonalatraßen, Schragstraßen;

8. Ringstraßen; vgl. das Schema Abb. 81. Verkehrstechnisch kommt
di« griBto Bttdratang der Rndiftlttrafie *n, die den Hanptverkehr auf*

sonefamen und an leiten hat. Ihr sonAohst steht die Diagonalstraße, die

an, die wir rIh Zielstraße bezeichnen können, da ihre Aufgabe darin

besteht, nach einem bestimmten Ziel — hervorragendes Gebäude, Tempel
und Ähnliches — su fttbren, mit dessen Erreichung sie ihren Abschloß
findet. Vgl. Uber die ftlteren Anlagen: Eberstadti Qesehichte des
StadtebMs, Bd. I, Altertam, L Teil (im Erseheinen).

§ 61. Die Wohnstrafle and die ihr glei^stehendes Anfteilungs-

•fonnen, die ich insgesamt unter der BeKeidinung „wohnbeomäSige Auf*

teilung" zasammen&Bse, verlangen die Anlegung und Ausstattung, die

den zuvor S. 281 und 263 dargdegten Aufgaben entsprechen. Auf-

wendungen fftr Strafienbreiten und Strafienpfiastening nach dem von

der Verkehrsstraßo hergenommenen Maßstab sind hier grundsätzlich

fernzuhalten, da sie dem Zweck der Wohnstraße zuwiderlaufen und

femer das Bauland verteuern und damit (nach den bekannten Zu-

sammenhängen) die Errichtung günstiger Baufornien verhindern.

Gegenüber den seither die (iesetzgebung und Verwaltung be-

herrschenden Anschauungen ist neuerdings in den Auffassungen der

Regierungskreise, zum Teil auch bei den Selbstverwaltungsbehörden,

ein Umschwung eingetreten. Durch das Preuffisdie Wdinongsgesets

von 1916 und die ihm gleichstehenden einzelstaatUcben Vorordnungen

wird unser deutscher Stidtebau auf verluderte Formen der Oellnde-

anftcflung iiingewiesen, deren Dnrefafahrung — wenn auch su einem

Abb. 31.

der neuere französische Städtebau

mit Vorliebe anwendet. Die Ring-

straße ist im mittelalterlichen Städte-

bau wenig aosgebildet und hat hier

selten eine große Bedeutung : vgl.

die Ringstraße um die Herrenstadt

Rothenburg Abb. 4, aus dem unter-

geordneten Strafienstig Alter Graben
bis Jadeogasse bestehend, und die

Erörterungen oben S. 40. In der

Neuzeit ist die Anwendung eine ver*

schiedene; in England wird die Bing
Straße selten angelegt; dagegen nahm
sie bisher im neueren kontinentalen

Städtebau eine bevorzugte Stellung ein.

Der Stidtebaa des Altertnmft

wendete gerne eine Straßengattung

B. Wohastmile und EkMtMms,
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Teil ältere und bestehende Einrichtungen benutzt werden können —
für die Praxis namentlich in flen Großstädten neue und verantwortungs-

volle Aufgaben stellt In Betracht kommen hierbei sowohl allgemeine

Bestimmungen wie Einzelmaßnahmen der Anlegung und Ausstattung

von Wohnstrabeii.

Allgemeine Vorschriften, die den Begriff der Wobnstraße nach

der technischen Seite genaa abgrenten, sind in hollftndisefaeii Stfdten

erlaasea worden. 0ie Bauordnung der Stadt Laenwarden von 1905 trennt

znnifibst die städtischen Strafien in zwei Gattungen, die Hoebbaustrafien

mit dem Höchstmafi von 13 m GebftudehOhe und die Flachbaustrafien

mit einem Höchstmaß von 7 m znllflsiger BauhtUie. Die FlaclibaustraBen

zerfallen wiederum in zwei Klassen, die Wohnstrafie und den Woimweg,

für die folgende Bestimmungen gelten:
Mindestabstand HOchüt-

Stnirabraito Awfflbnng zwiRclicn zwei maß der
Häuserreihen Gebinde

.) Wobnstnüten 6« ohZ ^ÜlÄ. " ^

b)Wo]inwi«» 2.50 m '""''läfiiS,'"'* 10 m 7 mA

Die Verordnung unterscheidet somit in der Wohnsiedetung drei

Maßstäbe: 1. Mindestabstand zwischen den gegenflberliegenden Häuser-

reihen; 2. Höchstmaß der Gebäude; 3. Straßenbreite. GebSudehöhe

und Straßenbreite sind voneinander unabhängig gemacht; die Auf-

gabe der Zuführung von Lir))t und Luft wird selbständig geregelt und

grundsätzlich getrennt von dem Straßenbau, mit dem sie in der neueren

städtebaulichen Entwicklung eng verbunden schien. Die Straße kann

nunmehr uucii ihrem uumittelbaren Zweck der Erschließung und Zu-

gänglichmachung von Gelände behandelt werden. HinsichUich des

Gebändeabstandes und der GebäudefaOhe sind die beiden Flachbau-

Idassen gleichgeeteUt; ein Unterschied besieht nur mit Besug auf die

Strafienanlegung. In der Wohnstrafie wud fflr die Fnbrwerksverbindung

ein Fahrdamm gefordert, jedoch unter Verzicht auf den BOrgerstsig.

Für die Wobnwege dagegen genflgt eine Gehbahn; doch wird die

wichtige Bestimmung hinzugefügt, daß der Wohnweg in seiner Längen«

ausdehnung beschränkt ist und 65 m nicht flberschreiten darf. Hin-

sichtlich der Anla^'6 selbst besteht volle Freiheit; kann also ein

solcher Wohnweg auch in Form des Wohnhofs oder der Sackgasse, wie

es fnr die Erschließung eines Wobngeländes am tauglichsten erscheint,

attsgeführt werden.

In Utrecht kann nach der Bauordnung von 1909 auf Antrag

eines Grundeigentflmers ein zusammenhängendes GdAnde von nundestros

V4 ha UmfuBg zu emem Kleinwohnongsbezirk erklärt werden, in dem
lediglich die Errichtung von Einfamilienhäusem zulässig ist Die haupt-

*
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sächlichen V'orschnfton !)fi.HJigen: vor der Haiipfront muß ein Ahst<infl

von 10 m, hinter der Kückfront ein Abstand von 5 m bis zu dem
nächstliegenden Gebäude eingehalten werden. Höhe der Frontmauer

5,15 m, Giebelaufbauteil bis /.u G,15 m zulässig; Erleichterungen hin-

sichtlich der Straßenpflasternng.

Kleinwobnungäbezirke auf Urand vorstehender Bestimmungen sind

in Leenwmrden and Utreekt mehrlaoli, aiiob tod piivatgewerbliehoi

Unteniehniarn, ausgeführt wordan. Eine größere Anlage in gemischter

Bauweise — ZweiwohnungshAnner am Rande. Einfamilienhäuser im Innen-

gel&nde — wurde in Arnheim errichtet. Wegen der fiinselheiten vgl.

EberHtadt, Städtebau in Holland. '

§ 62. FQr den Bau und die Ausstattung der Straßen und

Wege in den Wohnbezirken sind in der Hauptsache die Anforderungen

auf drei Gebieten zu berücksichtigen: 1. Ötraüenbreite; 2. Pflasterungs-

and Befestigungsweise nnd 3. Entwassemng.

1. Die eigentliche Straüenbreite kann in Wohnbezirken auf eine

geringe Abmaisiiag besdhrtokt werdeo, wobei« wie oben bemerkti ewiaehen

Strafienbreite und Geb&udeabstand zu scheiden ist. Für die Fahrbahn
kann erfahrungsgemäß erheblich unter das Maß von & m heruDter-

gegangen werden. Ausweich- oder Wendestellen sind bei schmaler

Fehrbehn nur erforderlieh, wo die WohnstraSo in einem Seck endigt,

im übrigen aber entbehrlich, wo eine M beiden BMbn offene Wohn*
Straße nur in einer Richtung befahren wird oder wo die L&nL'enftns-

debnung eine beschr&nkte ist (s. oben). Dagegen ist es nicht empfehlens-

wert, bei Wohnsiedelnngen — wie ridi dies in Eiteren Beieptelmi,

Wohnhofen und Wohngftngen Olter, mm Teil auch neuerdings findet —
auf jeden befahrbaren Zuweg zu verzichten; die Bewohner sind in

solchem Fall gezwungen, ihre Haushalts- und Bedarfsgüter von der

Wohnung bis enr Wagenhaltestelle zu tragen, was erhebliche Unbequem-
lichkeiten im Qefolge hat.

Die Anlafro eines Bürgorstciga ist in den Wohnstraßen regelm^ßi^',

in den Wolmwegfn all^^emein, entbehrlich und wej^en der Kostenersparnis,

namentlich bei Kleinsiedelungen, zu widerraten. Vorgärten erächeineo

angeseigt, wo nadi der sachlichen Seite eine gedeihliehe Bntwiekliing

des Pflanzenwuchses (Nordlage ist ungünstig) und nach der persönlichen

Seite eine ausreichende Pflege durch die Inhaber gesichert erscheint.

Eine übermaßige Tiefe der Vorg&rten ist nicht zu empfehlen. Beliebt

ist in weiten Volkakreiten die Anlegung einee Sities vor dem Hause,

wie ihn der altere St&dtebau in dem Beischlag nnd in der Stufenbank

allgemein bot; vgl. Eberetadt, Eieinwohnongen in Brttssel und Ant-
werpen, 1919, S. 31.

Li Bremen wurde durch Oesets yom 18. Juli 191B (auf Anti»g
von Stadtbanrat Muesmann) die Anlegung von Wohnstraßen und Oarten-

gftngen für zulässig erklärt. Die Wohnstraße kann in einer Breite von

6,80 m, wovon 4,25 m Fahrbahn, der Qartengang als ein nur für Fuß-
gänger- nnd Handwagenverkahr bestimmter Weg in einer Breite von
B m angelegt werdeoi wobei die Lftngenansdehnnng dse Wsges niobt
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mehr als 150 m betragen soll. Zugleich warden für den Ban von kleinen

Einfamilienhäusern baupolizeiliche Erleichterungen gewährt. Ein Wohn-
weg aus der auf Orund des Gesetzes errichteten Siedelung ist in Abb. 32

wiedergegeben. Die Ersparnis, die sich aus den neuen Vorschriften für

das kleine Einfamilienhaus ergibt, ist ftlr die Straßenbaukosten &uf 250
bis 300 M., nebst der Ersparnis an Landabtretung auf 450— 500 M.
zu beziffern; Zeitschr. Gartenstadt, VII, 1913, H. 9, S. 166.

Ftlr die in einer Reihe von deutschen Städten unter Anwendung
der wohnbaumäßigen Aufteilung angelegten Rleinhaussiedelungen kommen
namentlich in Betracht die Bauten von Fr. Krupp und anderer Groß-

industriellen und die Gründungen der Gartenstadtgesellschaft, femer eine

Reihe von Anlagen der Baugenossenschaften und Baugesellschaften, wie

in Groß-Berlin Baugenossenschaft „Ideal" (Berlin-Britz), Beamtenwoh-
nung^ verein (Berlin-Zehlendorf), Landwohnstättengesellschaft (Hugo Preuß,

Berlin-Grünau) u. a. m.; s. hierüber unten Teil VI und VII.

SUdtbaont Mueimann.

Abb. 32. KleinhauBsiedelung Bremen.

Die Herstellung neuer Wohnstraßen veranschaulicht der in Abb. 33

wiedergegebene Straßenteil. Straße und Durchgang zeigen die Einzel-

heiten und Vorzüge der Anlage. In dem Beispiel der Abb. 33 ist,

wie neuerdings vielfach in den rheinländischen Industriesiedelungen, in

der reinen Wohnstraße von dem Bau eines Bürgersteigs abgesehen.

In neueren Siedelungen, wie z. B. in Margaretenhof (Krupp), sind

die Wohnstraßen durch eine aiA Straßeneingang angebrachte Verbotstafel
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fttr den GroBverkehr gesperrt. Der durchgehende Fohrwerksverkehr ist

auf die Verkehrsstraßen verwiesen.

Wo in den Wohnsiedelungen die Anlage durchgehender, an beiden

Enden befahrbarer Straßen vermieden, filr Fußg&nger jedoch eine nach

jeder Richtung führende Verbindung geschaffen werden soll, empfiehlt

sich die Anlegung von Durchgängen, sei es in der Form des offenen

Weges nach dem Beispiel der Abb. 33 oder in der Form eines Uber-

wölbten Torweges gemftß der Abb. 69 Städtebau in Holland. Vgl. die

Durchgänge beider Gattungen in dem Bebauungsplan Berlin - Treptow
oben S. 254, Abb. 28.

2. Für die vorgeschriebene Pflasterung werden nach der seit-

herigen Praxis des Straßenbaues in Berlin erhoben: Steinpflaster in

Hauptstraßen 15,66 M.. in Nebenstraßen 14,10 M.; Asphalt 13 M.,

Kiefernholz 17,50, Hartholz 19,60 für den Quadratmeter Straßenpflaster;

Abb. 33. Straßenteil und Durchgang. Kruppsche Siedolung Margaretenhof.

hierzu für Entwässerungs- und Beleuchtungsanlagen 75 M. für den

laufenden Meter GrundstUcksfront. Der Wert des abzutretenden Straßen-

landes ist hierbei nicht eingerechnet (Verwaltungsbericht 1912, I, S. 179).

Nach den Angaben von Leopold Meinardus (oben S. 141) sind die ersten

Aufschließungskosten in Berlin auf 26 M. für 1 qm Baugelände zu be-

rechnen. Für Charlottenburg ergeben die Straßenbaukosten bei 22 m
Straßenbreite 200 M. auf den laufenden Meter Grundstücksfront, ein-

schließlich der Kanäle und Leitungen 310 M. In München stellen sich

die Straßenkosten bei 15 m Straßenbreite auf 164 M., bei 30 m Breite

auf 317 M. für den laufenden Meter Anwesensfront Für das Kleip-

haus ergibt sich nach diesen Sätzen für' die Baustelle eine Belastung
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von 700— 2000 M., die die Erriobtung von fiinifunilieuii&uMm oder

Flachbauten schlechthin ausschließt.

Die KofltMi wohnbaomftfliger AulsddieBiing betragan dagegen in

den Ernppsdien Siedalnngan

5 m brail* duiiaieriB StnBe 15 M.
j» »» »» fi

5 „ „ Aicbenirega 10 »

lür den laufenden Meter. Ausgeführte Anlagen in deutschen Garten*

Städten ergeben an reinen Straßenbaukosten 26— 41,5 M. für den

laufenden Meter; bei größeren Gartenstädten (Hellerau, Stockfeld-iStraÜ-

burg, Karlsnibe, Ellerbek, Mannheim, NOmberg) auf den Qaadratmeter

Baustelle umgerechnet, 1—3 M. für den Quadratmeter. Paul Fischer
berechnet bf^l 8—4 m hefestigten Fahrdamms ans Schotter mit gewalzter

Eieslage die Uersteilungskosten der WohnstraÖe auf 10—12 iL für

den lanfendeo Meter Straße = 5—6 M. fOr den laufenden Meter Ghmnd-

stUcksseite. In den Kleinwohnungsbezirken des Auslandes belaufen sich

die Kosten der Straßenaiilage oinscliließlich Kanalisation, jedoch ohne

Landabt retiing, auf rund 75 Pf. für den Quadratmeter Baustelle (Provina-

städte England) bis 1 M. (London; auf eine Baustelle von 16x100
engl. Füll 160 M.}.

Für die Ausführung der Wohnstraßen und Wohnvvege sind, neben

den hanpoli/eilifhf^n Vorsrhriften, die örtlichen Verhältnisse bestimmend.

An verwendtjareu Materialien kommen insbesondere, je nach der Vor-

schrift harter oder weieher Befestigung und den Srtlidien Bedingungen

in Betraoht: KleinsteiD, Schotterung, Ziegel, Makadam, Kies, Hutten-

schlacke u. a. m. Bei starker Staubentwicklung empfiehlt sich die An-

wendung der Teerung. Berechnungen und Angaben über ausgeführte

Anlagen werden mitgeteilt in folgenden Schriften nnd Abhandlungen:

Sopp, Zeitschr. f. Wohnungswesen, IX, 1910, Tl. 5, S. 69; EbersUdt,
Bodenparzellierung in England, Berlin 1908, S. 34; Verbessernnj^en

im Straßenbau, „Die Bauwelt" 1911, Nr. 21, 24 und 27; Stelz, Die

Wobnstraße, Leipzig 1912; Rnd. Fuchs, Zeitsehr. „Die Oartenstadt'*,

VI, 1912, H. 4, 8. 66, Lohrmann, ebenda, H. 6, S. 98; Behnisch,
ebenda. TT. 8, 8. 134; feiel, Wirtschaftliche und technische Gesichts-

punkte zur GarteuHtadtbewegung, T^eipzig 1913 ; Vespermann-Graven-
horst, Das Kleinpflaäier, 2. Aufl., Berlin 1ÜI5; Neuber, Zentralbl. d.

Banverw., Bd. XXXVI, 1916, Nr. 9% 6. 606; Paul Fisober, Afefair

f. innere Kolonisation, IX, 1917, H. 1, S. 47; Karl Haller, Staub-

bekämpfung auf Straßen, Leipaig 1917; W. Qrafihoff, Strafienbau-

kosten, Berlin 1919.

8. DieFrage der Entwässerung ist bei engrfturaiger nnd gedringter

Bauweise anders ku beurteilen als bei der weitr&umigen und zerteilten

Siedelnng. Durch die Entwässerung sind fortzuschaffen das Meteor-

wasser (Oberfl&chenwasser, Kegen und Schneeabgang), das Wirtschafts-

wasser und das Schrnntswasser. Das Bestreben) den VTöhnban yqu

sehweren, die Siedelungsweise »chädigenden Belastungen freizuhalten» hat
zu einer wesentlichen Wanr!Itiiii: in den seither geltenden Anschauungen

bezüglich der Entwässerungsanlagen geführt. Uinsicbtlich der Straßen-

entwftsserung geben die Leits&tze zu dem Preufiiscben Ministerialerlaft
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vom 26. M&rz 1917 (über die Förderung des Kleinhausbaues) die Vor-
schrift: Für die Entwässerung der Wohnstraßen in Kleinsiedelungen mit

weiträumiger Bebauung ist die darcb den ordnungsmftßigen AusbAu mit
Qner- ond L&ngengeflilo sich exgelMude oberirdiseh« BiimeiitbleitiiDg

mit Anschluß an das vorhandene 8trafl«nnetz ausreichend. Nur wo
beiderseits geschln'-'Hpno Bauweise vor^'PHrliriehcn ist, darf bni i-.n trünatigcn

VerhftltniBsen und sehr dichter Besiedeiung die Anbaof&higkeit der Woho-
Btrafien in Eldasiedelniigen dayon abhängig gemacht werden^ dafi di«

Straficnentwftasttrang au ein untcrivdiMhes Kanalnetz angeaoUwMO wird.

— Die Anlage zu dem B.-O.-Entwurf des PreufJischeu Staatskommissars

f. d. WohngBW. (s. unten § 78) bestimmt, daß von dem Anschluß

an das Kanalnetz außerhalb des Gebietes der geschlossenen Bebauung
abgeBtthen werden kann, wenn fttr die Verwendnog der AbfalletoiEe in

benachbarter Ländfl&che sin Bedürfnis besteht oder das Haus selber

mit einer zur landwirtschaiUioben Kutsusg hinreichenden Flftche aoe-

gestattet ist.

Zur Beeettignng der Abfallstoffe ist bei weitriunii^ Stedeiung

die kostspielige Kanalisation nicht immer angebracht; namentlich bei

Gartenstädten wird die Anlage von Schwemmkanalisation in vielen F&llen

abgelehnt. Vgl. die ttbersichtiiche, auf praktischen Erfahrungen be-

mhende Darlegung von H. Grothe, Anlage von Eleinhanssieddungen,

Rhein. Blätter f. Wobnimgaw., Desember 1917, 8. 190 f.: „In Klein-

haussiedelnnpen ist eine Sclimntzwasserkanalisation entbehrlich, wenn
jedem Hause miudesteus 000 qm Gartenland beigegeben werden kann,

auf dem die Abwässer sn Dtingesweoken Verwendung finden können.*'

Über die Beseitigung und Reinigung der Abwäaeer s. die Schrift Garten-

vorstadt Leip^ig-Marimbniiin, S. 79; Biel, Gartonstadtbowegung, S. 49;
Piehl, Zeitsthr. Gartenstadt 1913, S. 13; Stelz, Zeitscbr. f. Wohngsw.
1918, S. 163; Busch, Mitteilungen d. liheiu. Ver. f. Kleiuwohngsw.

1916, B. 160; Hahr, Bhein. Blätter f. Wohngsw., Hai 1916, 8. 97;
Zentralbl. d. Bauverwaltung vom 9. Febr. 1916, S. 86; Deutsche
Gartenstad* Ges., Reinhaltung von Gartensiedeluni^en, Leipzig 1917;
Birachmann, Zeitschr. f. Wohngsw. f. Bayern 1918, B. 84.

*

Fttr die Anlagekoetmi der Kleinhanssiedelnngen ist femer die swedt>

mäBige Behandlung der L ei tnngs stränge 'der Gas- und Wasser-
znftihrung von Bedeutung. Ungeeignete Verlegung führt 7,n großen Auf-

wendungen, während durch zweckentsprechende Maßnahmen eine erheb-

liche Koetenmindeniog endelt werden kann. Vgl. Stadtbavinspektor

H. Wolf, Zeitschr. f. Wohngsw. in Bajem, Nov. 1917, S. 199. Die

praktische Durchführung des vom Verfasser gebrachten Vorschlages, die

Leitungen bei kleinen Reihenhäusern innerhalb der Hausreihe zu

verlegen, würde voraussetzen, daß sich Vorkehrungen itlr die ungehin'

derte Vorüahme von AnsbesseraDgen bei Bohi^ und XiMtnagsbmoh treffen

Die Grundlagen fflr die Geländeaufteilung werden teils durch die

Gesetzgebung, teils durch allgemeine Verordnungen hergestellt und
haben neuerdings die S. 262 f. erwähnte Umgestaltung erfahren.

Hinsichtlich dor obrigkeitlichen AnforderuDpen hatte für Preufien
der ministerielle Eunderlafi vom 20. Dez. 1906 allgemein bestimmt, dafi

Digitized by Google



BabtnmigsplMi nntf BodtupanMlliemiiff. 269

für Wohns'traßpn nicht allein fj-eringere Breiten, sondern auch einfachere

Befestigungen als in Gesell nltsstraßen zulJLsaif^ Bind; insbesondere kann
hierbei unter das Maß vuu 12 ut (anders die VorscbrÜL volu 28. Mai 187G,

s. & 281) berabgegaogen W6rd«D. Aus Denen GeaiehtapimlEteo regelt

daa prenßiBcbe Wohnangsgeeeta von 1918 die Anlegung von Wobnstnafien,

und zwar Htirch eine Reibe ineinandergreifender Vorschriften. Im Art. I,

Nr. 8 b wird verfügt« dafi bei der Aufstellang von Bebaaongsplft&en

Stralten von geringerer Breite fttr Wobnswecke entsprechend dem ver-

aobiedeoartigen Wobnbedfirfnis gescbatfen werden nnd Baugelände ge-

m&S den Anforderungen dea Wohnungsbaues erschlossen wird. Wesent-
lich wind die Bestimmungen des Gesetzes, die d\p praktische Durchführung
der Geländeaufteilung betreffen. Um zu verhüten, daii bestimmte Strafien

unter Feethaltong dee Anepmcbi koatepieliger Aoeetattong lediglieb dem
Namen nach als Wohnstrafien bezeichnet werden, bestimmt Art. II, § 3,

daÖ durch Polizeiverordnung für die Herstellung und I'ntprhaltung der

Ortsstraßen abgestufte Vorschriften je nach der Btraüengattung —
Hauptverkehrsstrafien, Nebenverkehrsstrafien, Wohnwege usw. — an

geben sind. In den Gebieten der HietekawNnenbebeanng werden der

wohnbaumUßigen Parzellierung öfter Hindemisse bereitet durch EinflttBaOf

die in mißverst^indlicher Weise die Sonderinteressen des kostspieligen

Strafienbauos \v aiirnehmen (oben S. 239). Der erwähnte Art. II, § 3
beaweokt deni^t;goattber die StKrkung der fOr eine wirtschaftegemifie

Bodenerschließung eintretenden Selbstverwaltungsorgane. „Ohne die

Vorschrift des Art. II, § 3 würde die Erriclitnn;j; kleinerer, billigerer

Ha isrjr überall dort verhindert werden, wo für die ^traiien allgemein

ein liostspieliger Straßenbau vorgeschrieben ist und, wie namentlich in

nanchen Gemeindevertretungen von VoEorteo grßflerär SUdt«! eine Ab-
neigung gegen einfache Wohnetraflen beeteht"» Begrflndung 8. 29.

Wegen der seitherigen Stellungnahme der Gemeinden vgl. Eber-
stadt, Neue Studien I, 8. 141; Preuß. Jahrb. 1911, Bd. CXLV, H. 2,

S. 334 f. und 341 f.; Städtebau in Holland, S. 398; Scbmollers Jahrb.

Bd. XXXIX, H. 8 , 8. 827 und hier unten § 80. Vgl. femer Aber
den Widerstand in Duisburg Groth o, Rhein. Bl. £. Wohngsw. 1917,

8. 191. — Über die Anlage von Kleinhaussiodelungen nnd die ent-

sprechenden Formen der Bodenaufteilung werden durch Erlaß des Ministers

der üffentl. Arbeiten vom 26. März 1917 neue Anleitungen gegeben, die

«ieh auf die Straflenbreiten, Strafienbeieetignng n. a. n. besieben. Vgl.

den Abdruck, 3. Aufl., Anhang 8. 648. 8. auch § G4 und § 77.

In Bayern hat die Kreisregierung von Mittelfrankcn unter dem
22. Dezember 1909 eine Entschließung Uber den Wohnstraßenbau za-

gnneten der Terbilligung von 8trafienbauko8ten erlaasenj Zeitsehr. {.

Wohngsw. in Bayern, VXI, S. 199. Eine Verbillignng der Aufwendungen
für Wohnstraßen bringt das Pflasterstatut für München von 1909. V^d.

ferner V. O. v 3. Aufr, 1910, unten S. 283 und Zeitschr. f. Wohngsw.
in Bayern, Januar 1918, 8. 3. — Durch Erlaß vom 10. Nov. 1913
gibt daa Kfimfß. 8iehei8ohe Hinietänum des Innern Anweiaungen über
die Anlage von Wohnvierteln, die vorzugsweise mit Kleinh&oeem fflr

1 und 2 Familien bebaut werden soHün. Die Straßen breiten kennen

bis auf 6,6 m bzw. ö m ohne Gangbahn ermäßigt werden. Indes soll

dieae Herabsetzung nicht etwa den Gebftadeabetand, sondern nur die
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StraBeDhersteUuDgskoBton vennindern; im Verb&ltais sur Beschräakaag
• der Str»fienbraite eind dedialb die Vorgirten entspreoheod in verbreitern.

>^ W^gen der Znlaaenng von Gartenwegen in Bremen 8. oben B. 264.

6u Die Straßenführnng.

§ 03. Der Straßenbau des Mittelalters zeigt dem Beobachter

häufig eine besondere Wirkung, die eines gewaltigen Eindrucks sicher

ist. Die Ptraßon sinrl «?o geführt, daß ein Monumentalbau von mächtigen

Formen in den Straßenzug hineinragt, gleichsam als Verkfinder großer

über-alltäglicher Gedanken. Es ist nicht der geradlinige i)()int de vue,

der Richtpunkt des landesfürstlichen Städtebaues, der uns mit absolutem

Befehl die Kiciiluiig zeigt, die wir zu gehen haben; sondern wie ein

treuer Wflditer blickt der mittelalterliche Bau in die Gassen hinein, der

in der Enge nnd Plage des Werktaglebens an die hohen Dingo mahnen

will. Kirche und Ratbaus, die VerkGrpening von Glauben und Freiheit

nach damaliger Verfassung, sind es, die Ober das mittelalterliche Strafien-

bild die Wache halten und uns bei den Windungen unseres Weges immer

von neuem durch ihre Gegenwart flberraschen.

Zar nidisten Veraneohanlidinng sei ein Strafienbild aus Dansig
wiedergegeben, in dem die Uarieiltädhe hervortritt (Abb. 34). Die
Kirche selb.st, di« Straßenführnnj;; tind die GnindstückHCMTiTf^ilnTiL' ^'phnreTi

dem Mittelalter an, wahrend die H&user in verschiedonou Poriodeu ent-

etanden bxw. anegebant sind. Die Strafle ist, wie hervorgehoben sei,

nicht auf einen bestimmten Bauteil, weder auf den Hauptemgang, noeh
an£ den Turm der Kirche geradeawegs hingeltthrt.

In einer trefflichen Wiricung zeigt sidi uns das Hineinragen des

Monumentalbaues in den Strafien von Ulm, denen das folgende Beispiel

(Abb.35> entnommen Ist Das mächtig erhabene und zugleich freund-

Uche Bild muß sich in seiner Verbindung von BOrgerfaaus und Gottes-

haus dem Beschauer tief einprägen.

Doch niclit allein dem Kirchenban, auch dem Profanhan weiß da.s

Mittelalter die gleiche Bedeutung in der Straßenanlage zu verleihen.

Die nächste Abb. 36 zeigt eine Straße von Ravensburg, in die ein

weltlicher Bau, das Waghaus mit dem Bläserturm, hineinl)lickt. Die

Stellung des Turmes erscheint wie geschaffen, um den Burgern als ein

Mahnzeichen zu dienen. Wie der türchenbau an die Gemeinschaft des

Glaubens, so mahnt der stidtische Tmm an die weltliche Gesieliisehaft

der Bürger.

Der Bläserturu diente der alten Sitte, daß von einem weltlichen

Bau (s. B. Bathana) der Choral geUaaea wird. Der alte Braach hat
sich in einigen protestantiadien Stidtea erhidten, ao in Botheoburg ob
der Taaber, wo alte Stiftnageo au diesem Zwecke bestehen.
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Die Stadtbefeatigung wird im Mittelalter ebenfalls zur Erzielung

der obenerwähnten Wirkungen benutzt. Besonders schön zeigt sich das

Hineinragen der Festungsttlrme in einzelnen Straßen von DinkelsbUhl,

z. B. in der Weetbgasse.

Abb. 34. Straße in Danzig.

Die Abb. 36 leitet uns hinüber zur Besprechung einer zweiten

Eigenheit der StraßenfQhrung; es ist die Straßenbiegung und Krümmung.
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Die gerade Linienführung ist zwar auch in der mittelalterlichen Stadt

ffir die Hauptstraßenzüge angewandt; vgl. oben S. 31. Indes wird

selbst dann eine nach der Schnur gezogene Baufluchtlinie vermieden.

Dem einzelnen Haus wird auch bei gerader Straßenführung gestattet,

sich selbständig durch kleine Verschiebungen in der Reihe abzuheben.

Abb. 35. Straße in Ulm.

80 daß der Baumeister nicht gewungen wird, durch aufdringlichen

Zierrat sich bemerkbar zu machen.

Vielfach ist der Straße jedoch eine allgemein merkbare Biegung,

Krümmung oder mindestens Schweifung gegeben, die dem Straßenbild
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einen großen Reiz verleiht Die Biegung in unserer Abb. 36 ist eine

erliebliche. Ohne weiteres ergibt sich, daß die Häuser der rechten

konkaven Seite hierdurch begünstigt werden; sie treten einzeln deutlich

hervor und können von dem Beschauer leicht ins Auge gefaßt werden.

Abb. 36. Straße in Ravensburg mit Bl&serturm.

Aber auch die gegenüberliegende konvexe Seite ist bei geeigneter

Linienführung nicht benachteiligt; sie gibt im einzelnen zu guten archi-

tektonischen Wirkungen Gelegenheit

Eberstadt, Handbuch des Wohnun^wesens. 4. Aufl. 18
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Die Abweichusg von der Schnur beruhte im Mittelalter wohl,

wie UM dis 8ehirift«n AlbwrtiB Beigen, aof d«r Abaidit einea iKMtuninten

städtebaulichen Effektee, enm Teil aber auch auf praktischen Ur-
sachen. In der Xälie der Stadttore war die Straßenfflhrun^ durch
fortifikatorische Bedingungen bestiiomt, nnd eine Krttromnng der Straße

findet sich hier h&uüg. Die Straßeukriimmang mochte an solchen

Stellen nm so mehr angeseigt enMheinen, als im alteren Kriegsweeen
die Eroberung eines Tores n L nicht die Einnahrae der Stadt bedeutete;

vielmehr wurde in den Straßen weitergekämpft. Eine StraßenbiegnnjT

bot hier den Eindringenden Widerstand und den Verteidigern eiueu

Stützpunkt. Nach Einführung der Feuertechnik wurden die Straßen

nicbet den Toren allgemein in Windungen geführt. — Einen Änlafi aar
Straßenkrümmung boten femer die Oelftndeverhilltnisse, sei es, daß es

sich um die Überwindnnp; einer Unebenheit des Bodens oder um die

Umgebung eines GrundbtUckeH handelte. Endlich wurden bei den zahl-

reichen Stadterweitemngen des Mittelalters sohon im 18. Jahrhundert

die vormaligen Wille, Wallg&nge und Gr&ben der Altstadt su Straßen-

ztigen umgewandelt, die im Bogen verliefen und uns hent© natürlich als

alte Straßen der Innenstadt erycheineu (vgl. oben S. 35 f.). Auch bei

unserer Abb. 3G (liavensburg) scheint nach einem alten Stadtplan die

Anlegnng der Strafie dem Lauf des ehemaligen Stadtbachs gefolgt sn
sein. Der neuere Stftdtebau wendet, wie früher erwähnt, die Straßen-

krtlmmung wieder gern a-ri ; wo »ie in Geländeverhältnissen begründet

ist, wird man sie ais einen Fortschritt gegenüber dem bisherigen

Sebenuititmus begrttftui dttrfsn, nicht aber dsii sie selber mr Absieht

imd txm Schema werd«i; s. oben 8. 288. —
Wenn bereits die FOhrung der eiozelnen Stnfien bedeutsame Auf-

gaben stelHf so steigern sich diese noch bei der Gestaltnng der Ein«

mflndmig, der Vensweigimg und Durchkreuzung mehrerer Stnfienzfige.

Es bieten sich bierfOr verschiedene Lösungen, Ton denen die bekenn*

testen sind die Strafienkreuzung (rechtwinkelige Durchschneidung zweier

Straßen), die Straßenversetzung (Verbindung zweier StraBen, wobei die

geradlinige Fortführung der einen Straße gebrochen, d. h. „versetzt"

wird) und der Straßenstern (sternförmige Zusammenziehiing mehrerer

Straßen auf einen einzigen Schnittpunkt), Ich möchte indes zuvor eine

Form der Straßenverzweicung besprechen, die uns im älteren Stätile-

bau mit vortrefflichen Wirkungen vielfach begegnet; es ist die Straßen-

gabe lun g.

Ilanfig finden wir in der nüttelalierlichen Stadt einen Verkehrs-

straßenzug, dem an hervorragender Stelle ein bedeutendes Bauwerk

entgegentritt; wie eine Barre lagert es sich dem Verkehr entgegen und

zwingt diesen, sich in zw« Riditungen zu teOen, die meist endgültig

auseinander gehen, mitunter aber auch sich spater wieder vereinigen.

Als Beispiel der Anwendung in der Praxis sei zunScbst eine Strafien-

gsbelnng ans Ochsenfurt wiedergegeben (Abb. 87). Die Hauptstraße

wird von Westen her in einer leichten Krümmung heraafgeführt; an
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einer Aasbiegnng stellt sich breit das Rathaus entgegen und teilt den

Straßenzug in eine südöstliche und nordöstliche Linie. Die Anordnung

ist infolge der richtigen Bewertung der Abmessungen eine ästhetisch

ebenso befriedigende, wie sie verkehrstechnisch gQnstig ist (vgl. den

Stadtplan oben S. 34).

Stadtplane mit Strafiengabelungen s. bei Paul Klopfer, Das
deutsche Bauern- und Bürgerhaus, Leipzig 1915, S. 96 f. Als einzelne

Beispiele von Strafiengabelungen seien noch genannt: Münster i. W.,

Einführung der Hammerstraße, der sich die Ludgehkirche entgegenstellt;

Gabelung in Ludgeristraße und Königstraße. Lübeck, Gabelungen der

Abb. 7, S. 37. Halberstadt, zahlreiche Straßen in der Altstadt.

Abb. 37. Straßengabelung in Ochsenfurt a. M.

Berlin, Gertraudtenstraße—Mühlendamm, Gabelung in Spandauer Straße

und Stralauer Straße. Augsburg, doppelte Gabelung der Ludwigstraße

und Karlstraße u. a. m. Die Straßengabelung hat nicht nur den
Erfolg, daß sie die Monumentalbauten gut in die Erscheinung treten

l&ßt; sondern auch für private Geschäftsgrundstücke werden günstige

Stellen geschaffen.

Doch nicht allein in den breiten Verkehrsstraßen ist die Strafien-

teilung anwendbar; auch in den Wohn- und Nebenstraßen kann die alte

Verzweigung gute Anwendung finden. Die Belebung und Gliederung

der Wohnstraßen kann hierbei erreicht und ohne Aufdringlichkeit können

die einzelnen Gebäude herausgehoben werden. Die Lösung empfiehlt

sich insbesondere dann, wenn man eine im wesentlichen gerade Richtung
18*
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der Straßenziige beibehalten und nicht, in bypermoderner Manier zu

übermäßig gekünstelten Krümmungen und Windungen greifen mW. Für

die hier besprochenen Einzelheiten der Straßenführungen ist indes ein

allgsmeiner Grundsatz aafzustellen: das wesentliche an allen diesen

Wirkongen sind die Abmessnngen. Das beate Vorbild TerÜark seinen .

Wert» wenn der riehtige Mafistab der VerhSltnisse Terfehlt wird. Hieraiu

ergibt sich wiederum, dafi auch für die kflnstlerisch-technischen Auf-

gaben der zuvor betonte, unlösbare Zusammeohaog swisohen Bebaunngs-

plan und Hausfoimen besteht Der Stidtebauer kann durch die Strafien-

f&hmng dem einzelnen Architekten die Erzieluiig guter Wirkungen im

Hftusarlmu ermöglichen und erleichtern, oder auch erschweren und ver-

sperren; er kann die Bautätigkeit zu einfachen harmonischen Lösungen

lenken oder sie auf KQnstelei und Mißgestaitung hindringen.

Di« 8trmfi«Bg«belang nrafi, am gOnstig m wirken, ao der Ver-
BWeigungsstelle eine breite Hausflache schaffen, die, wie in der Abb. 37,

dem Beschauer ein vollständig ausgebildetes Bauwerk yeigt. Fehlerhaft

und hier natürlich nicht in Betracht gezogen sind dagegen die spitz-

winkligen Strafiffiabsweigungen, an denen epltie Ornndstfldce entetcÄieii,

die etwa die Form eines Bügeleisens haben, d. b. an der Verzweigoags-
Bfelle in eine sebarfe dpitie ansUufend and sich dann aUmahUch ver-

breitern d .

Auch für die zuvor (oben S. 274; erwähnten, neuerdings viel er-

örterten Formen des Strafiensterns and der Strafienversetsnng gilt

der Satz, dafi ihr Stidtebautechnisober Wert von den Abmessungen ab»

hangt. Das Vorbild des bätifig nachgeahmten StraBen^terns istt Hie

Place de PEtoile in Puris, wo auf einem Platz von riesigeu Abmessungen
12 Straßenzttge zusammengeftthi-t sind. Der Verkehr wickelt sich hier

glatt ab; die Anlage ist — Uber ihre Schönheit Itftt sich streiten —
verkeil rHtechnisch anbedenklich. Die entgegengesetzte Wirkung aber

muß eintreten, wenn, wie in deutschen Nachahmungen, auf einen kleinen

Stemplatz von 50 m Durchmesser acht Straßen zusammengezogen werden

;

daB hier iortwihrend Veikehrsstoekangen und ZusammenstÖÖe stattfinden

müssen, ist wohl selbstverständlich. Ähnlich verhalt es sich mit der
8traßenverset7nng, die von einer Seite (Gamillo Sitte) empfohlen, ven
anderer Seite (Jos. Stflbben) abgelehnt wird.

Bei der Strafen verse(zuug wird, wie oben bemerkt, die Verbindung
iweier Btrafien in der Weise bewirkt, dafi die eme der eingeftthrten

Straßen in ihrer Richtung gebrochen, also in ihrer Fortftlhrung ^^W'
setzt" wird. Einen verkohrstechnisch guten Erfolg hat die Straßen-

versetzung nur dann, wenn zwischen Eintritt und Austritt der Querstraße

eine soldie Awlehnnng fflr die LSogsstrafie verbleibt, daft der Verkebr
sich in die Lftngsriditung einfügen uud mit ihr versdimslien kann* Vgl.

die beiden Schemata Abb. 38 und 39
Im Fall der Abb. 38 wird die Anlage allerdings für den Wagen-

führer unUberäichllich uud bietet gegenüber der rechtwinkligeD Straßen-

kreusong kann einen Vorteil. Bei der Anordnung der Abb. 89 dagegen
kann sich der Veikehr von C und D mit der Bichtong A—B ver*
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einigen, und für die AbwickluDg mögen n\ch maoche Erleichterungen

ergeben. Doch wird sich eine solche Anlage nicht immer ermöglichen

Uesen. Vgl. hiersn Wattmann, Zeitacbr. Stadtelwa 1912, S. 81.

Um die bei stark befahrenen Verkehrsknotenpunkten hervortreteildail

Uriziitrftglichkeiten zu mildern, wird von Henard -Paris die Umkreisung
der Kreu2ungspuakte — Kreisfabren, Karussellfahren — vorgeschlagen.

Die Fuhrwerke dtfrfen nicht in der ttbliehea Weise den Erensuogepnnkt
durchschneiden, sondern sie miissen ihn in einem Bing nmkreisen. Das
einzelne Fuhrwerk verläßt dann den Kreis, wenn os die von ihm ein-

zuschlagende Straße erreicht hat; vgl. £. Heuard, St&dtebau 1910,

S. 109 f.

Auf eine Einselheit der alten Strafienanlagen ist echliefilich noch
htnsQweisen; es ist die Anordnung der Baufluchten, die wir als „Staffel-
Stellung'' bezeichnen können. Die einzelnen Häuser sind so j/^^^tollt,

daß das folgende Haus jeweils um einen oder mehrere ^Schritte über das

orheratehende Hans vorrückt. Das Hafi der Verschiebung ist ver^

schieden, gestattet jedoch meist die Anbriagimg eines Fensters in der

vorgeschobenen Wandfl&cbe, fttr Gescbäftsh&user ein Vorteil. Vom Be>
ginn der Staffel gesehen, hebt sich jedes einzelne Haus deutlich ab.

Vgl. in der Abb. bl S. 275 die rechts abzweigende Straße, in der den

hinter dem Rathaus gelegenen Hluseni die Staffelstellong gegeben ist.

B. B a B

Abb. 3a Abb. 39.

Ansprechende Beisfuele der StaffelStellung finden sich in Nürnberg
(Kunigstraße und dnren Soitenstraßon), forner in Brauir^ hweig, in

Dinkelsbühl (Nördlmgerstraße) u. a. m. Während das Mittelalter dem
einzelnen Gebäude eine Staffelstellung gab, wendet der Städtebau der

Renaissance und des Barock die Staffelung der Strafte an, nm durdi
einen Wechsel in der Straßenbreite perspektivische Wirkungen an er-

zielen. Ala ohip'B d, r frühesten i^stematisch durchgearbeiteten Beispiele

der Straßenstaflelung mag der Bebauungsplan von Palma Nova (1693)
beseiebnet werden; vgl. Bberstadt, Zeitsohr. „Kunst und Etfnstler^,

Jnniheft 1916, 8. 482.

über einzelne stadtobauliche Effekte, die hier nicht näher zu

behandeln sind, vgl.: einheitliche B a u g r u p p r- n und R! trkfronten

:

Hana Vogts, das Maiuzer Wohnhaus im 18. Jaunatndcrt, Mainz 1910,

8. 84f.; iL E. Brinokmann, Die Stadtbaakmist in der Vergangenheit,

Frankfurt a. M. 1911; Walter Kurt Behrendt, Die einheitliche Block-

front, Berlin HMI; Straßen in ansteigendem Gelände: Ph. A.

Jßappaport, Steigende Straßen, Berlin 1911; Behandlung der Wasser-
länfe im Stadtbild: Eberstadt, Nene Studien, Bd. I und Städtebau
in Holland.
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7. G€0etsdlehe VoTsefarlfteiL Uber die Anlstelliiiig des Bebauangs-

planes.

§ 64. Das öffentliche Recht zur AufsteHung von Bebanung»-

plSneo ist in Deutschland seit den 70er Jahren des letzten Jahrhun-

derts allgemein landesgraetzlich ger^celt, wihrend in anderen LSndem

mit rasch fortschreitender stfidCisdier Ausbreitung dn minder weitgdiendes

Hecht besteht oder» wie in England, erst neuerdings im Jahre 1909 ein

(von dem deutschen erbeblich abweichendes) amtliches 'Recht der Plan-

nufstellnnf» eingoftilirt wtirde. Die Schaffung der ßkonomisch tief ein-

greifenden amtlichen Befugnisse zur Aufstellung von Bebauungsplänen

und ihre vielfach vorbehaltlose Überlassung an die Selbstverwaltungs-

behördcu bat der Entwickhin : den Wohnungswesens in Deutsclüand zu

einem erheblichen Teile die iiichtung gegeben.

Unter den deutschen Landesgesetzen ist nach der GrOfie seines

Geltungsbereichs das bedeutsamste das preußische Baufluchtlinioigesets

von 1875, das in seinen rechtlichen Vorschriften wie in seinem ban-

tediniscfaen Inhalt einsehneidende Neuerungen brachte und zu einer der

wesendichsten Grundlagen der neuen, von der vorau^henden Entnick-

lung abweichenden Gestaltung des Stfldtejbaues in Deutschland wurde.

Die Periode der jlaDdesfürstlichen Bautätigkeit war in Preußen

mit dem Ablauf des 18. Jahrhunderts zu Ende; ihre Grundsätze konnten

in das neue preußische Staatsweseh nicht unverändert übernommen
werden. Das 19. Jahrhundert hat eine besondere Politik des. 8tadte>

bauM soniichBt überhaupt nicht gekannt. Für die Handhabung der

Bauverwaltnng durch die zentralen tmd örtlichen Behörden in Prfußpn

waren in der Hauptsache maßgebend die Vorachriiten des Allgemeinen

Lamdrechti und der Stadteordnung, sowie die Bestimmungen ttber die

Orgaaiaatioa und Zuständigkeit der Behörden. Seit dem Erlaft des
Oeaetzes -über die Pnlizeiverwaltnn<r vom 11. Marz 1850 gründeten sich

die für die verschied euen Landesteile ergangenen Baupolizeiverordnungen

auf den § 6 den genannten Gesetzes. Die von den Ortspolizeibebördeu

wahrgenommenen Interessen betrafen vorsiigsweiae die Fitaraorge bei

Bauaiisfiiliningpn uni! die Bedürfnisse des Verkehrs. Auf der Grund-

\ü.^e des eruiUmteji Para^naphen des PolizeiverwaltuntxsgesotzoH borulite

auch die Befugnis der Poiizeibehürdeu zur Aufstellung von Bebauungs-
plänen.

Mit dem sttidttschen Aufschwung und dem Beginn der neaen
Periode dps Stiidtcbaues in den 60er Jahren setzen bereits die Be-

strebungen der preußischen Kegierung ein, die gesetzgeberische Be-

handlung des Bebauungsplanwesene in Angriff an nehmen. Schon in

den Jahren 1865 und 1866 wurde der Veraudi gemacht, einselne mit
der Aufstollurip; von BebannngHplftnen ziiPammenhftngende Materien zu

regeln; doch gelang es nicht, eine Verständigung im Abgeordnetenhaus«
herbeisttfttbren. In den Jebren 1878—1874 gelangten die StAdteban-

fragen wiederum an den Landtag. Ein Antrag auf Vorlegung einer

Nonnalbaiiordnung für die Städte des gansen Kitaigreicha wurde ab-
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geleimt; dagegeu faßte da» AbgeordnetenliauH den Beschluß, die Regierung
»ufanfbrdeni, eine geaetsüdie Begelong der mit dem Bebauungaptan
KUHammenhftngenden Fragen eintreten zn leaeen. Bereits zu Beginn des

folgenden .TalneH le^te die Repierun^ den entsprechenden Gesetzentwurf

vor; es ist das Gesetz betreffend die Anlegung und Bebauung von

StraBen nnd Pl&tsen in St&dten nnd ländlichen Ortschaften, meist zitiert

miter der Beieichnang Baofiudbtliniengeeets, des nach weaentlichen Ab-
Anderongen am 2. Juli 1875 die königliche Sanktion erhielt.

Das Gesetz verfolgt eine <ioppelte Richtung, eiue bautechnische

nnd eine verwaltungsrechtliche, deren Grandlinien durch zeitgenössische

Anechanangen bestimmt wurden. In banteehniscber Hinsicht faßt die Be-
^Tiindnng die Ziele des Gesetces dahin zusammen: „dio Auf8tellung eines

Be' aTnigsplanos biptnt, worauf ein besondoies Gewicht zu legen ist, .

die alleinige Möglichkeit, fUr eine zweckmäßige Erweiterung der

Ortschaften und fUr eine genügende Berücksichtigung der Forderungen
der Sanitftts* wie der Verkehrs- und Sicherhettspolisei dar**

(Begründung vom 28. Januar 1875, S. 11). Wenn die Aufgabe der

Städteplanung auf die Wahnni^^ der Gesiindhcits-, Verkehrs- und Sicher-

heitspolizei beschränkt, das Wohnungsbedürfnis dagegen nicht er-

wähnt ist, so entspricht dies durchaus der damals herrschenden Auf-

fassung, wie sie sich auf dem Gebiet der Städtehygiene entwickelt hatte;

R. oben S. 78 f. Tn verwaltungareclitlichor Beziehung war der ^^"lmsch

des Ausbaues der Rechte der gemeindlichen Selbstverwaltung maßgebend.

Das BaufluchtliDiengesetz gehört zu jenen großen Gesetzen, die

durch freigiebige Ausstattung mit öffentlichen Rechten eine leistungs-

fähige Selbstverwaltung in Preußen schaffen wollen. Man wird

feogar sagen dürfen, dali kaum ein zweites Gesetz Befugnisse von so

weittragender ökonomischer Bedeutung in die Hand der Selhstverwaltunf^s-

beliorden gelegt hat, wie daü Gesetz vom 2. ,Tnli 1875. Unter seiner

Herrsdiaft vollzog sich jetzt die Entwicklung der Bodenwerte und der

Bodenverhältnisse in den Städten.

Die grundlegende Bestimmung des Baufluchtliniengesetzes geht

dahin, daB die Befugnis ^ur Aufstellung von Bebauungsplänen im wesent-

lichen vom Staat den Selbstverwaltungsbehörden übergeben wird. Die

Begründung des Gesetzentwurfs kennzeichnet den Wert des Rechts, das

jetzt den Gemeinden anvertraat wurde, mit folgenden Worten: „WAhrend

die Begierung bis dahin das Becht !Qr sich in Anspruch genommen

hat, die Aulstellang von Bebauungsplänen sellistfindig anzuordnen und

durch die PoHzeibehörden zur Ausfflhning bringen zu lassen, soll die

Aufstellung von Bebauungsplfinen fortan der Bogel nach der freien

Initiative der Gemeinden tiberlassen bleiben.** Nur wenige Vorbehalte

wurden von der Regierung gemadit, und auch diese haben sich in der

Präzis als bedeutungslos erwiesen.

Alle Voraussetzungen rechtlicher nnd ökonomischer Art waren

nunmehr gegeben, um den StAdten eine richtige Bodenpolitik zu ennOg-
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liehen und die Bodenentwiokiung dem Geiueininteresse gemäü zu ge-

stalten. Dtt BftnflndttHDiengeafiCi von 1875 dsrf man wohl als eine

Magna charta KberUUum bezeiebnen, die der SelbstrerwaltuDg die

Heirsdiaft Ober den gesamten Stfidtebau Übertrag; und dieser FVeibrtef

ist den Stftdten — anders wie einst die Steinseiie Stldteordnnng — in

der gflnstigsten Zeit übergeben worden, in einer Periode an?ergleidi-

liehen stidtiscfaen Wacbstums bei fortwftbrendem Steigen der BevOUce>

rungszahl, der Grundrente, der Prodnlctivität, der Steuerkraft in den

Städten. — Im Interesse tuseres gesamten politischen und öffentlidien

Lebens ist es nicht genug zu beklagen, daß die Selbstverwaltung auf

diesem wichtigsten Gebiet versagt hat und daß unter ihrer Geschäfts-

führung die heute herrschenden Bodenverhältnisse in den meisten

pieußischen Großstädten entstanden sind.

An der von dem Landta<i; beschlossonen FasHung des Gesetzes

hatte einen hervorragenden Anteil Rudolf Virchow, der hier indes

im Gegensatz zu einem großen Teil seiner Parteigenossen stand tmd
gegen die von diMen vorgwehobanen Soblagworte die soharfeten Ans-
drttoke gebrauchte. Auf Virofaows AnregUDg wurde in den Gesetz-

entwnrf die Bestimmung auffjenommen bzw. HfhSrfpr gefaßt, die den
Begriff des öffentlichen Interesses in § 1 Absatz 1 u. 2 des Bau-
flnohtliniengesetaes hineinbringt und seine Wahrnehmung der Ortspolizei-

behttrde übertragt. Kein enderer sk der fortedirittlielie Abgeordnete
Rudolf Virohow war es auch, der bereits 1875 in der Angelegenheit

des Bebauungsplanes das Bestehen einer Behörde verlangte, die außer-

halb des Druckes der Ortlichen Interessen steht, und zwar sollte diese

eine staatliche Peliaeibehtlrde sein. Die Ausftthnmgen Virchows
lauteten: „Anders liegt die Saehe, meine Herren, wenn man eine Staate-

behörde hat, welche gegenüber der in dem einzohion Fallf interessierten

Gemeinde angerufen werden kann, auch von jedem omzeiuen, an welche

sich auch der einzelne wenden kann, um sie aufmerksam zu machen:

dann haben wir eine gewiaae Oerantte gegen unberechtigte Fordenmgen,
und wenn maa fOrebtet, dafl die Behörde geneigt sei, zu weit zu gehen,

80 haben wir einen weiteren Schutz darin, daß die Behörde nicht durch

ihr iiesolut die Sache erledigen kann, sondern daß dieselbe auf den
Weg der ordentliehen Inatansen erwioaon wird. . . . Ich veratehe in

der Tat nidit, wie man sich so anstellen kann, als müsse bei einer

weiteren geordneten Entwicklung unserer Verhältnisse die Polizei ewig
in der Situation des Peinigers und nicht vielmehr in der Situation des

Helfer» »ein. ... So weit gehe ich nicht in der Forderung der Aulo-

nomie der Gemeinden, dafl loh der Meinong wftre, man mflflte jede

Gemeinde machen lassen, was ihr gefällt." Die weitere Entwicklung
hat zur Genü^'p ^'f'/f'iLrt, wie sehr Vircbow im Rechte war, nicht zum
wenigsten als \ ertreter einer von Sonden nteressen unabhängigen Selbst-

yerwaltung. Vgl. meine Abbandlnng „Der Entwurf eines preußischen

Wohnnngsgesetses und seine yorgesohiehte', Archiv f. Sosielwissensoh.,

Bd. I, 8. Id4 u. 195, A. S.
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Die Juuiptsiefalidieit BeBtimmniigeii des BaoliiiditliiiiQDgefletzes Bind

die Idgendeii:

Fttr die Anlegung von Strefien ond Platsea eind die Skrafieth- und
Bauflochtlinien vom Oemeindevorstand im Einventindnie mit der Qe-
meinde, dem öffentlichpn Bedtlrfnis entsprechend, unter Zustimnnnng der

Ortpolizeibehörde festzatietzen. Die Ortfipolizeibehörde kann Festsetzung

aus polizeilichen Bücksichten fordern (§ 1). Fttr die Polizei ist jedoch

das von ihr wahrsnnehmende Interesse beBchrAvkt enf Verkebr, Feuer*
Sicherheit, Öffentliche Gesundheit and Vemnst^ltung der Straßen (§ 8).

Nach § 6 kann die Ortspolizei die von ihr zu erteilende ZuBtimranng

nur innerhalb dieser durch § 3 umgrenzten poliseilichen* Kttcksichten

Veraegen. Ton großer Tragweite ist die dw Gemeinden eingerftnmte

Befngnifl, dnrch Erlafl eines Ortsstatnta die Bantfttigkett in- der Stadtp

erweiterung zw regeln. Durch das Ortsstattit kann festgesetzt werden,

da£ an noch nicht anbaufähig fertiggestellten Straßen Woh n irpt^ilade

nicht errichtet werden können (§ 12). Das Ortsstatut kann den Anbau
an nnregulierten Straflen ganz tintersagen oder Bedingungen daran

knüpfen. Die Gemeinden haben von dem ihnen übertragenen Recht
nlliTPmein Gebrauch gemacht. Das Bauverbot soll der Gemeinde Schutz

gegen die aus dem sogenannten „wilden Bauen" erwachsenden Nach»

teile gewähren, hat indes praktisch die Entscheidung über Bautätigkeit

ond Oellndeerecbliefinng in die Hand der Gemeinde gelegt. Orta>

etatntan'i'ch kann femer vorgeschrieben werden, daß bei Anlegung
neuer StraOen von dem Unternehmer oder Eigentümer die Freilogung,

erste Einrichtung, Entwässerung und Beleuchtungsvorrichtung der

Straßen beecbafft nnd die Kosten fttr fünfjährige Unterhaltung geleistet

werden. Bei Straßenbreiten über 26 m kann jedoch Abtretung nnr
jeders'pi'rq bis 13 m j^efordert werden. — Hierzu treten die Ansführnngs-

bestiiumuiigen des MinisteriuiiiH für Handel, Gewerbe und üffoutliche

Arbeiten vom 18. Mai 1876. Im § 7 wurde bestimmt, daß Verkehrs-

etraßen nicht unter 80 m, Nebenverkebrastrafien 20 m, alle anderen
12 m breit angelegt werden sollen. — Buchausgabe: F. Mflnchgesang,
Das Bauwesen, Berlin 1904; von Strauß und Torney, Gesetz be-

treffend Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen vom
2. JoH 1876, Anfl., Berlin 1906.

Das Ansiedelungsgesets vom 26. Äugast 1876 fttr die alte Monardiie
nebst Ergmenngsgesetaen bestimmt im § 13: Wer anfierhalb einer im
Zusammenhange gebauton Ortschaft ein Wolmlians errichten oder ein-

richten will, bedarf einer von der Ürtspolizeibehörde zu erteilenden

Ansiedelungsgenehmigung. Die Genehmigung ist sa versagen, wenn
nicht die Besohaffnng eines snganglichen Weges gesichert ist; sie kann
femer versagt werden, wenn von dem Eigentümer des Nadibargmnd-
stUcks oder von dem Vorsteher des Gemeindebezirks oder den angrenzenden
Besitzern Einspruch erhoben wird. — Vgl. indes die durch die K -V.-O.

vom 16. Jan. 1919 fttr die Übergangszeit getroffeneu Bestimmungen,
unten Anhang I.

Bereits im Jahre 1804 begannen die Vorarbeiten, die die not-
wendige Kr^'fUizting des Baufluchtliniengesetzes und die Schaffung eines

Wobnungsgesetzes zum Gegenstand hatten. Ein im Jahre 1908 dem
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Landtage vorgelegter Entwurf wurde wegen des Widerstandes der Mehr-

zahl der städtischen Verwaltungen zurdck^czogen. Der Ministerialerlafi

votii 20. Dezember 1900 braclite inzwisciien bezüglich des Straßenbaues

eiue Erleichieruiig, indem verfügt wurde, daß die Anforderungen der

AuefahrungsbestiiDiDaiigeB von 1876 bei Wobnstrafien beechrankt werden

ktfnnen (s. oben & 269).

Durch das Wobmingsgesetz vom 29. Marz 1918 kam die lange

angestrebte Neuregelung endlich zustande. Die wenigen, kurzgefaßten

stldtebaulicben Paiagrapben des Wohnungsgesetzentwurfs sind ven

wesentlicher^Bedeutung und bestätigen die Abkehr von dem seit den

70 er .laliren zur Herrschaft gelangten Sjston. Gegenüber der seit-

herigen Übung stellt <las Wohnungsgesetz neue Grundsätze auf für die

Gebiete der Bodenaufteilung, der Straßenanlegung und der Bauland-

ersrliliclUing. Für <Vw Entwicklung oiiies wirtsdiaftsgeraäßen Städto-

baucä vvürdo hirniurch ficie Ikhn geschaffen; der Erfolg wird aller-

dings in iioiueui Maße von der An der Ausführung abhängen.

Ld allgemeinen läßt sich der Standpunkt des Gesetzgebers dahin

kennzeichnen, daß die Durchführung der Oelriiideauffeiluntr, die ich oben

als „wohnbaumäßige Parzellierung" bezeichnet iiabe, ermöglicht und ge-

sichert wird (S. 253 f.). Die von dem Oesetz gegebenen Vorschriftea

boMgen nemenUieb: den darch den Bebauungsplan seither wahrsnneh-

menden InteröBsen (Verkehr, Feuersicherheit, öffentliche Genundheit) ist

das Wohnun^nbedürfnis hinzugetreten; vgl. S. 279. In der Planlegnng,

den Straßengattungen und der £r8chließung von Baugel&nde ist das

Wohnungsbedttrfnis in bertteksiohtigen. Die Zustimmung der OrtspoHxei-

behOrde zu einem Bebauungsplan kann versagt werden, wenn in der

Plannnf^ die Anforderungen des WolmunfjsbedtirfniHBes nicht hinreichend

berücksichtigt erscheinen; doch bedarf es hierbei des Einverständnisses

der Kommuualaufsichtsbehörde. Von dem der Gemeinde zustehenden

Bauverbot an nicht anbaufertigen Strafien (oben 8. 281) kann Befreiung

erteilt werden, falls der Grundeigentümer auf dem Gelände sweck-
entsprechende Klein- und Mittelwohnnngen bei örtlichem Wohnungsbedarf
errichtet und kein Uberwiegend berechtigtes Gemeindeinteresse entgegen-

steht (Art. I, Nr. 6).

Hinsichtlich der Geiändeaufteilung ist die Scheidung der Straßen

nach. Zweck und Bedürfnis zu beachten und ..sofprn es die Vorhaltuisae

erfordern", durch Polizeiverordnung vorzusclireiben, so duli für die An-
legung einfacher Wohnstral^eu die rechtliche Grundlage gegeben ist;

s. oben 8. S69. Im Zasaamettbang hiermit werden die Orundsatne fflr

die baupolizeilichen Vorschriften hinsichtlich der verschiedenen Gattun^n
von Wohnpebänden anfgeKtellt; s. unten § 77 Ziff. 3. Vgl. den Ab-
druck des Wohnungsgesetzes nebst Auszug ans der Begründung, unten

Anhang.

Die Regelung des Redits der Planaufstellung ist iu den einzelnen

deutschen BundcBstaaten 'teils durch Baugesetze, teils durch Landes-

bauordnungen erfolgt.
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Ffir Bayern bostimmt dio Laodesbauorclnung vom 17. Februar
il, daß die Festsotziuig der Banlinien, insoweit hierzu überhaupt ein

Bedürfnis besteht, vou Amts wegen zu gescheheu und die betreffeude

Gemeinde die erforderlichen Pline und soDatigen Inetmktioosbehelfe

beisobriagen hat (§ 59). Dio Erledigung etwa in Frage kommender
Grandabtretungen zn öffentlichen Platzen, Straßen oder Wegen fallt dem
Cbereinkommen der Gemeinden mit den Beteiligten anheim (§ 62). Das
bAyenaohe ExpropriatiooageeeU gewibrt für Ortwtraßen {von der Ge-
meinde ansulegende Strafien, im Gegeneats xn Staatestrafien) biaber kein

Entfiignunf^srecht. Durch Ges. v. 9. Mai ist eine Abänderung
iii'f weit erfolgt, als f(ir ()rt>;strRßen in Gemoiuden mit iiiohr als ÖOOO
Liuwobnern und für die Erhchiioßung vun Baugel&nde zur Ansiedelung

der minderbemittelten Klaaaen und dea Ifittelatandea die Enteignung
gew&brt werden kann. Das staatliche Aufaichtarecbt ist auf dem Oe>
biete des Bebaunng.<<planes in l^ayern RtRrker nnsgebildet als in Preußen.

Jeder Oeneralbaulinienplan ist dem Ministerium d. I. vorzulegen, das

hierdurch ein wertvolles Mittel der Einwirkung besitzt (vgl. Löhner,
Zeltaebr. {. Wobngaw. in Bayern 1917» 8. 286). Bucbauagabe der B.-O.:

F. Englert, Die bayrische Bauordnung, 3. Aufl., München 1906.

Die Prüfung {und daran anschließende Ablehnung) eines Banlinien-

projektes für Fürth gab der Kegierung von Mittelfranken Anlaß zu einem

Entacheid, der die Übertragung der innenatftdttaehen Bodenauanutsnng
auf die Außenbezirke verwirft, da andernfalls .^infolge der Auftreibung
der Bodenpreise die Bevölkerung ebenso wie in den inneren Stadt-

bezirken gezwungen sein wird, in vielstöckigen, übermrtßi«: großen Miets-

kasernen /.usaiijuieu zu wohueu und das großstädtische W'ohnungselend

auch in die AuBenbesirke getragen würde"; Zeitaehr. I. Wobngaw. in

Bayern 1909. S. 26. Durch V.-O. vom 3. August 1910 wird dem oben-

erwähnten § 62 P -<> <]r^T Znsnt7 hinzugefiif'^ -Jnß Eileichterunj^en hin-

sichtlich der Siraüeubaukosten gewährt werden können bei Kleinwoh-
nnngabanten; diaa aind Gebftode mit abgeaohloaaenen, nicht mehr ala

vier Hauptrftume und 70 qm Oeaamtfliche nmlaaaenden Wohnungen,
von denen h'Jchstens drei auf einem Treppenflur belegen .sind (also

nicht nur Kieinhauser, sondern Mohrwohnungsgebäudo luit 8tockw6rka-

wohnungen); s. auch oben S. 2()9 und V. O. vom 10. Juli 1918.

In Sachsen bat nach deui allgemeinen Baugesets vom 1. Juli

1900 der Bebanungaplan die Fluchtlinien und die Banweiae featsoaetaen

unter Wahrnehmung der Anforderungen der Feuersicherbeit, dea öffent-

lichen Verkehrs, der Oepiundheit, der örtlichen Entwicklung nnd
des Wohubedürfnisäes. Die Lage der Baublöcke und der Straßen

muß eine derartige sein, dafi eine auareiobende Beaonnung der Wohn-
riume aiehergeatellt wird. Die OrOßenverhältnisae der BanblOcke aind

so zu bemessen, daß sie eine zweckmäßige bauliche Ansnutzunji; des

Grnnd und Bodens ormöglirhen ; die Breite der Straßen und Fußwege
richtet sich nach den Bedürfnissen des örthi hen Verkehrs und ist je

nach der Bigeoachaft der Strafien ala Haupt- oder Neben- oder bloßen

Wobnstraßen zweekmäßig abzustufen. Bei Wohnstraßen mit offener

Bauweise kann die Verkehrsbrei^e bi« zu 8 m herab beschrankt werden.

Im übrigen sind Straßen mit olfonor Bauweise und mäßigem Durch-

gangsverkehr, sowie alle Straßen mit geschlossener Bauweise mindestens
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12 m, Straßen mit Oeschäfta- und Durchgangsverkehr mmdestena 17 m
br«it avsulegen (§§ 16— 17). Fttr vereinielt anflerhalb gesdiloiianar

OrtBohaften zu errichtend« Oebftnde besteht nnr die Forderong eines
dauernd ^gesicherten Zugangs (§82). Buchaxisgabe : A. Rumpelt, A!l-

gem. Baiifi:esetz für Sachsen, 3. Aufl., Leipzig 19<)4. Vgl. oben 8. 269.

Iii Württemberg üiud uach der LaudesbauorduuBg vom 28. Juli

1910 bei der AnletelliiBg von Ortabenpllnen die erforderliehen all-

gemeinen Oesich tspunkte (s. unten, Baden) in beachten. Die in dem
Riterot! Rprht vorp;r'Hrhriebene Festsetzung von Mindesthrriten für die

Ürtstitraiien ist b&t>eitigt. Ein Einspruch der Auimchtäbehorde gegen-
Qber Ortsbanpl&nen kann nur daraoi gegründet werden, daü gesetaliobe

Bestimmungen, da« Öffentliche Wohl, die Interessen Dritter oder die
formalen Vorschriften ttber die Bekanntmachung verletzt sind. Buch-
ausgabe: (i. Kälber u. E. Mttrike, Die württembergische Bauordntmg,

Stuttgart 1910; W. H&ffner, Die württ«mbergische Bauordnung, Stutt-

gart 1914; Ganfl, Das Recht der wttrttembergisehen Banordnong, Statt-

gart 1915.

Für ßadou ist die Aufstellung des BebauTingsplanea durch das

neue Ortsstralienge.setz vom 15. Oktober 1908 (bzw. 19. Juli 1910) ge-

regelt, das im Art. 2 die Aufstellung des Bebauungsplanes „in einem
dem oraassichtlichen B^dttrinitse entsprechenden ünafange** dem Qe-
meinderato übertrügt. Nach öffentlicher Auslegung des Plans und Prüfung
durch das Bezirksamt hat der Bozirksrat tlber die endgültige Fent-

Stellung 2U beschließen. Über die bei der Aufstellung der Bebauungs*
pline sa befolgraden Orandsitn bestimmt das badisohe Oesets: „Hier*

bei ist den Anforderongen der Oesnndheitf des zu erwartenden Verkehrs
und der Feuersidierhoit, sowie dem Wohnungsbedürfnis und den sonstigen

wirt.schaftürlien VorhiUtnissen der Einwohner Reciinung zu tragen. Ins-

besondere ist dafür zu sorgeu, daß öffentliche Plätze in angemessener

Lege, Zahl, Art und 6r5fie vorgesehen, sowie, dafi die Breite der Orte-

straßen und die Tiefe der Baublöcke den örtlichen Verhältnissen und
Bedürfnissen ent«?prechend abgestuft werden. Ai < Ii s U darauf Bedacht

genommen werden, daß geschichtlich oder künstlenscL bedeutungsvolle

Baudenkmäler erhalten nnd schöne Orts-, Straßen- und Landsohaftsbilder

TOT Veronstshiing bewahrt werden." Bucbansgabe: F. J.Eoth, Badische
Landesbauordnung, Karlsrabe 1907; Flad, Das badisebe Ortsstrafiea-

gesetz, Karlsruhe 1909.

In Hessen obliegt die Aufstellung des Bebauungsplanes dem Ge-
meindevorstaDd (Bttrgenneister und Stadtverordnetenversammlung) mit dem
Srfordemis der Genebmignng durch das Ministerium des Innern bei

Pinnen größeren Umfangn bzw. durch das Kroisamt bei Plänen für einzelne

Straüenteile (Gesetz vom 30. April 1882). Der günstige EinflulJ der

Prüfung der Bebauungspläne durch die Aufsichtübehörde wird allgemein

anerkannt; Zeitschr. f. Wohnw., VIII, 8. 889. — Die neue Bremer
Staffel-B.-O. vom 7. Juli 1909, die Vorschriften gibt Aber die Einteilung

der Bebauung nach neun Staffeln nnd über Hio Anlage geworlilicher Be-
triebe in bestimmten Straßen, schreibt vor, daü diese Einteilungen und
Abstufungen „tunlichst gleiclueltig mit der Aufstellung des Bel^uang»'
planes" zu entwerfen sind. Vgl. hierzu oben S. 264. — Die B.-O. ftir

das Hersogtmn Anhalt von 1906 bestimmt| daß Straßen in Orten mit
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mehr als 15 00(» Ein\vo}inern eine Mindcstbreite von 15 m, im Übrigen

von 12 m haben mUäben; bei Vorgärten von 3 m Tiefe gentigt eine

Stzafieabreite on 10 biw. 8 m. Nur fdr kone Nebeofltnfieii in Ltnd-
gameinden i«t bei nioht mehr als swei GeMhosaen Oebtndeliöhe «b»
Breite von 8 m zugelassen. Die Anlegung von Sackgassen ist unter-

pa}^'t. Durch Kachtrag vom 14. Okt l rr lOlß wurden die Vorschriften

über die Straßenbreiten beseitigt. Buchausgabe: 0. TeichmUller, Bau-

Ordnung fttr das Henogtmn Anhalt^ Dasaan 1906. Die Oeaetse dar

übrigen deutschen Staaten enthalten flu lan Gebiet der Bebauung^- und
Fluchtlinienpläne im einzelnen besondere Vorschriften !i insichtlich der

Verpflichtung der Planaufstellung und des Rechts der Genehmigung, die

indes den allgemeinen Zug der städtebaulichen Praxis nicht wesentlich

beeinflnfit haben.

Bezüglich dar Planaofstellong ist an beaebtea, dafi eineraeits für

die BediirfniBse der baulichen Entwicklung des Gemeinwesens rechtzeitig

vorgesorgt werdf^n muß, wahrend andererHeits einer Festlegung des ge-

samten Qeländeausbaues, die den im einzelnen nicht vurauszusebenden
* Qang der Bodengeataltong auf lange Zeit hinana bindet , waeentliehe

Bedenken entgegenstehen. Der Bebauungsplan, der das städtische Aus-
breitiingsgelände bis ins einzelne auffeilt, ist der beste Schrittmacher

der Bodenspekulation, der hierdurch genau das für ihre Zwecke auf-

zukaufende GFelande be»ei<duiet wird. Auch ergibt sich regelmäßig nach

Verlauf einee Ungeren Zaitraomea die Notwendigk«t, in der Sinsel-

ausarbeitung Änderungen vorzunehmen. Im allgemeinen geht die Auf-

fassung für die Praxis dahin, daß die Grundzüge des Bebauungsplanes
— QerUststraßen, Zugstraßen, Hauptverkehrslinien— in vorausschauender

Weiae featanatellen aind, wihrend die Eincelanftellang der von dem
Strafiengarflat nmgrensten Gebiete gemäß dem Fortgang der baulichen

Entwicklung vorgenommen werden soIIp T in dem Aufkauf von Geländo

lind der Schädigung durch spekulative Eingriffe zu begegnen, wird seitens

der plaulegeuden Behörden die Geheimhaltung amtlicher Bebauungspläne

bia an dem Zeitpunkt der allgemeinen Veröffentliehnng beobaobtet. Vgl.

hierzu die bayerische Ministerialverfflgang zu der Verordnung yma.

3. Aagust 1910, die eine Reihe von Einzelheiten der Plnnaufstellnng neu

regelt: „Es ist keineswegs.beabsichtigt, daß künftig das Erweiterungs-

gelAnde, auch wenn kein dringendea Bedttrfnia vorhanden tat, mit Bau-
liniennetsen überzogen werde. Ein aolehea Übermaß wttrde einer an-

gesunden Spekulation Vorschub leisten und den Absichten des Ileimat-

schutzes direkt widersprerhen. Baulinien- und Geucralbaulinienpläne

soUen auch künftig nur dann festgesetzt und aufgestoilt werden, wenn
wirklich ein'Anlafi und ein Bedtirfnia hieran bestehen."

"Wegen der durch die li-V.-O. vom 15. .hm. 1919 für die Über-

gaogäzeit nach dem Kriege zum Zwecke der Baulanderschlieliuug ver-

fügten Maßnahmen s. unten Anhang L —
Die Stadterweitemng, die über die politischen Grenzen der Ge-

meinde hinausgreift (oben- S. 223), macht (iie Aufstellung entsprechender

Bebauungspläne notwendig, die als Ortserweiterungsplan und General-
"**

bebtuungsplan bezeiehnet werden.
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Das allgemeine sJlchsiache Banf:i:esetz bestimmt in § 38, daß die

Baupolizei behd'rde nach Anhörung der beteiligten Qemeindevertretungen

einen Ortserweiterungaplan aufstellen kann, der die Haupt verkehra-
Btrafian und die Heuptsttge der Entwiaaenmgs- und Weaservenorgaiigii-

anlagen festsetzt — Daa prenßiache Bauflucht) in iengesetz schreibt im

§ 9 vor, daß für die Festsetzung vnn Flnchtlinien, bei denen mehrere

Gemeinden beteiligt sind, eine Verhaadiuug unter den betreffenden Ge-

meinden etattsnfinden bat. Fttr die BeschlnBfaseung ist der Kreieaaseohtifi

zuHtändig. Vgl. £urt Diestel, Baoordnang und Bebauungsplan, Berlin

ir»17, S. 2G. - Zur Erlangung von Entwürfen für Generalbebauungs-

plttne groUerer Gebiete wurden neuerdings Wettbf^worbo ausgeschrieben:

1909 für Groß-Berlin, 1912 für Groß- Düsseldorf, 1913 für die Bebauung
der Havelnfer von Spandau bis Potsdam. £ine« der bedeutendsten Unter-

nehmungen ist die in Vorbereitung befindliche AufstelUmg eines Qeneral-

bebauungsplanes, der das rheinische Industriogebiet von Essen bis

DtLseeldorf umfassen und die Grundlinien der wichtigsten Verkehrs- und
Zngstrafien, sowie der Verteüiing der Indnstrie- und Wohnsiedeinngen
und die Abgrensnng der Freifl&cben festlegen soll; vgl. Strobel, Westf.

Wohnungsblatt, Januar 1917. Auch für das Einflußgebiet der Rhein-

8tJidte Mannheim ~Lud\%'ig8hafen wird dic^ Ausarbeitung eines Geoeral-

bebauungsplanes angeregt.

Für die Änfstellung interkommunaler Bebanangsplftoe wie Ittr die

Bearbeitung bodenpolitischer Aufgaben, die Über die Grensen des ein-

zelnen Gemeindebezirks hinausgehen, kommt die Einrichtung von Zweck-
verb&nden in Betracht. Nach dem Preußischen Gemtn vom 19. Juli

1911 können 8tttdte, Landgemeinden, GKiisbesirke, Bürgermeistereien,

Ämter und Landkreise behufs Erfüllung eineelner kommanaler Aufgaben
jeder Art zu Zweokverbftnden verbun if^Ti v, r>rden; bei Einverständnis der

Beteiligten nach Beschluß des Kreis- bzw. Bezirksausscliusses; bei Nicht-

etnverstäuduis, weuu die Bildung im öffentlichen Interesse notwendig

ist. Fttr Berlin ist ein besonderes Zweckverbandsgeeets erlassen; die

dem Verband Groß-Berlin zugewiesenen Aufgaben sind: 1. Regelung
des Verhältnisses zu den Verkehrsanstal *^'^n, Stnn^'^bifitien ausgeschlossen;

2. Beteiligung an der Festlegung der Bebauungspläae und Mitwirkung
an dem Erlafi von Baaordnnngen ; 3. Erwerbung und Erhaltung von Frei-

flAefaen. Zweckverbande besteben für verschiedene Oebieie interkommnnaler
Betätigung, so für di« Entwässerung des rheinisch-westfRlischen Industrie-

gebiets die Eiuschergenossenschaft. Vgl. Karl Fr i ed rieh, Zweckverband s-

geseue, Berlin 1912; Ders., Gutszweckverbände, Preuß. Verwaltungsbl.

1916, 8. 66; Hacker t, Zweekrerbandegesets, ebenda 1918, 8. 298.

Aofgaben des iKedelnngswesens und der Bodenpolitik sind es viel*

fach, die auf eine Verschmelzung benachbarter Bezirke durch Ein-
gemeindung hindrängen. Namentlich wird öfter der Fall eintreten, daß

die Bodenfläche der den Kern eines Siedelungsgebietes bildenden Ge-

meinde ausgebaut und fflr die notwendige Erweiterung unznreicbend ist;

femer sind hftufig die wirtschaftlichen Verflechtungen mehrerer Gemeinden
derartig eng und zaldreioh, daß eine vollständige Vereinigung angezeigt

erscheint. Auch kann die Besiedelung eines größereu Gebietes sich in

so einseitiger Weise entwickelt haben, daß der erwünschte Ausgleich

swiseben wohlhabenden und leistungsunffthigen Besirken nur durch Ein-

Digitlzed by Googl



BalMnangBplan nnd BodenpafseUicruiig. 287

g^eindung herzustellen ist. Endlich siod auch Fra^^en der Finanz«

Wirtschaft, der Verkehrseinrichtungen n. a. m. von Einfluß. In Preußen

wird seitens der Regierung der Antrag auf Eingemeindung von industriell

entwickelten Vororten im allgemeinen wohlwollend behandelt, wenn hierbei

eine Besserung der sozialen Lage für die Einwohnerschaft erzielt wird.

Vgl. Otto LanHshrif,', Ein^enieindungsfragen, Breslau 1912; Frennd,
Eingemeindung, Kouiinunalo Kundschau, VI, S. 6; Hans Petermann,
Die Eiugemeindungeu der rbeiniscli-weätfälischeu ludustrie^^ezirke, Dort-

mund 1912; V. Wendelst&dt, Westl.Ver. f. Kleinwobnungsweeen 191 6,

8. 66 f. (Zersplitterung des Induetriebezirks in zu viele Gemeinden);

Riid. Eberstadt, En^^pignung n. Eingemeindung, Preuß. Verwaltnngs-

blatt, 1919. Eingreifende Umänderungen in der Abgrenzung der (ie-

meindegebiete and infolge der i. J. 1919 vorbereiteten Verwaltnngg-

reform an erwarten.

Eingemeindungen haben während der letzten Jahrzehnte in großem

Umfang stattgefunden und mit der Gebietsausdehnung einen bedeutenden

Zuwachs an Utadterweiterung^gelände für die Kernatadt gebracht. Daß
indes leider, die Eingemeindungen auf bodenpoUtieohem Gebiet vieHaoh

nicht die Wirkung hatten, eine ooeiel erwünscht« Bauweiae oder auch
nur eine Senkung dea Preisstandes der Bodenwerte herbeiznftlhren,

sondern daß vielfach das Gegenteil der vorauszusetzenden Wirkung ein-

getreten ist, wurde oben S. 129 und 176 bemerkt. Das System der

t^ellndeerachliefinng und des Bebanongsplanes bildet auch hier den
entacbeidenden, bedanerlicfaerweiae biahar veraacblftasigten Umatand.
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8. EoteignuDg ond ümlegaDur*

§ 65. Ist ein BebauongspUui ib reebtsTerbindliehen Formeo auf-

^stellt, so steht in den meisten dentsdien Staaten den Gemeinden das *

Recht zu, das fflr die Strafien und Cffentlichen PlfttEe bestimmte Land
zu enteignen. Die Entschädigung regelt sich nach besonderen Gmnd-

, sfttzen.

In PreußMi iet das Bnteignangsrecbt der Oemeinde im § 11 den
Bauflnchtliniengesetzes festgestellt. Nach § 13 kann eine Entschädigung
fttr Straßenland nur dann verlangt werden, wenn die Grundfläche auf
Verlangen der Oemeinde abgetreten wurde. Wegen der bei neu anzu-
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legenden Straßen von den Anliegern zn übernehmenden freileguiig und
UntMiuütungspflidit . oben 8. fi73. Einige pmkÜBdiB Tragen du
Enteigmingsrechta und des ÜbereigirangOTerfalireDS wefdeo durch das
Wohnungsgesetz Art. I Ziffer 6 und 7 genauer geregelt. — Für
Sachsen wird das ELiteigiiungör''c)i» if; § G7 des Allgem. Baugesetzes,

für Württemberg im Art. 15 der Bauordnuug behandelt. — In Bayern
fehlte seither den Gemeinden das Recht der Enteignung von StndBen-

.lend. In der Pfalz ist ein gewisses EiUteignungsrecht gegen die An-
grenzer öffentlicher StraSen ans dem Gesetz vom 16. Sept. 1807, betreffend

das Austrocknen der SUmpfe, herzuleiten. Aus diesen Verhältnissen

erklärt sich die Bedeutung der Bodengesellschaften, z. B. in München,
die dnroh Autiianl des Bodens den Widerstand der Einseleigentflner

beseitigen. Wegen der neueren Regelung s. oben 8. 283.

Von der Eotifignaog des Straßen landes ist za- unteracheidea

die Enteignung von Bangmndstficken, die wiederam erfolgen kann

a) im Stadtinnem und fQr bebaute Gmndstficke, b) in Nenbaabezirken

nnd fQr unbebautes. Gelände. Die Grundsätze der Enteignung von

Bauland sind von wesentlicher Bedeutung fQr das Wohnungswesen und

den Städtebau.

Über die altere und die neoseitliche Entwieklung des Snteignnngs-

rechte s. oben S. 55 und 83 ff. Das neuere städtebauliche Enteignungs*

recht nimmt seinen Ausgang.spunJtt von der Innenstadtsaniernng,
für deren Durchführung in England, Belgien und Holland durch die

Landesgesetsgebnng das Reeht gewährt wird, die Grandstfleke eines

niederzuki^enden Bezirks insgesamt zu enteignen; ein Recht, das wir
als ,,Be/irkBenteignung'* bezeirlmen können. Auf Grund wohnungs-
poHtiscber Erfahrungen wurde das £uteignungsrecht in den vor^euannten

L&ndera, wie oben dargelegt, weiterhin auf die Stadterweiteruug Uber-

toagen nnd m einem Recht der Erwerbung von Nenbangelande am-

gnnsten der Gemeinden ausgestaltet. In E n I a n d sind indes die Ge-
meinden vielfach dazu überfrejj^angen, Gelände für den Rleinwohnnngs-

bau (den die Gemeinden selber in umfangreicher Weise unternehmen)

anflerhalb ihres politischen Beairks freihändig an erwerben. Die
gleiche Praxis des freihändigen Erwerbs von Siedlungsgelände, das die

Gemeinde außerlialb ihrer Oebietsgrenzen in einem Nachbarbezirk ankauft,

besteht in bedeutender Ausdelinun«^ in Srhwpden; unten Teil VITT.

In Preuüen hat das VVohuungsgeset/. vom ^ti. März 1918 iu Art. la
auf Anregung des Herrenhauses ein Tereinfachtes Enteignungsverfahren
zur Förderung des Wohnungswesens (als eine zunächst bis 81. Dez. 1926
befristete Maßnaliine) eiiigefillirt. Eine allgemeine Regelung f^i^s stlidte-

baulicben Enteignungärechtn wird durch das sächHische Bauge^etz ge-

geben; die Enteignungsbefugnis wird in Sachsen erteilt, „wenn die

Niederlegnng von Gebäuden oder Qebäudegmppen im Interesse des Ver-
kehrs oder der öffentlichen Gesundheitspflege unerläßlich ist". Den vor-

maligen Eigentümern soll tunlichst Gelegenheit zum Erwerb einer in der

Nähe gelegenen Baustelle gegeben werden und die Gemeinde hat darauf

Bedacht sn nehmenf dafi die Bewohner, welche ein solches Hans infolge

einer Unlegnng oder Ikiteignung verlassen mOasen, ein geeignetes Unter-

Ebtritidt, Ibadhudi des Wolmwfiwnaw. 4. A«fl. 19
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kommen finden. — lieststreifen, die bei der Anlegung einer Strafie liegen

bleibeu, ^ur säll>äistü.Qdigeu Bebauung zu schmal sind, jedoch die Be-

b»Qong der neben ihnen liegenden Gmndetttd^e hindena, — nHasken'*,

„Vexierstreifen", „Ärgerstreifen" benannt — können nach § 67 Ziffer f

des s^.'^iisiHchen Bangesetzos und Art. I Ziffer 6 des prenfiiBohen Woh*
nungs^'GHetzes eiitüigiiot werdeu.

Die K.-V.-O. vom In. Jan. 19 lU gewährt für die Übergangszeit

nach dem Kriege zur Erlanguiif^ von Bauland fftr Klein- und Mittel-

wohnungen eine Eutoignuug iu abgekürztem Verfaiiien durch Bescheid

des Bezirkswohnungskommissars; s. unten Anhang I. Durch die B.'V.-0.

vom 29. Jan, 1919 wird die Erriehtang von Landlieferungsverbinden

?erfflgt, denen die Bescfaaffong von Land zu Siedlungszwecken obliegt

und denen das Enteignungsreclit ansteht; s. unten § 106.

Die Anwendung des Enteignnngsreehte in der PraziB aeigt in den .

verschiedenen Ländern ein uneinheitliches Ergebnis. In England finden

wir, bei ausgiebiger Wolmungsbatitätigkeit der Gemeinde, vielfach den

kommunalen Ueiändeerwerb außerhalb der Qemeindegrenzen. In Hol-
land ist, bei allgemein weit anegedebntem Oemeindegebiet, der Erfolg

der Enteignnngf wo kostspieliger Straßenbau und Stockwerksh&nfung

angewandt werden, wenig befriodigend. Du» oft empfohlene belgisclie

Enteignung.srecht ergibt bei einfacher StratienanlflH'e und Flachbau gün-

stige, bei teuerem iStraäen- und Stockwerksbau ungünstige Wirkungen.

In Schweden richtet sich die gemeindliche Bodenpolitik anf den frei-

handigen Erwerb großer Ornndstücksflächen teils innerhalb, teils auch

in bedeutendem Umfang außerhalb des Gempindr-i'f'l •ete.'^. Nordamerika
Uberlaßt die Stadterweiterung der privaten Luteroebmung. In Deutsch-
land hat die Enteignung von Neubaugelände seither in der Plraxia

noch kein allgemein befriedigendes Ergebnis gebracht. Durchgängig

finden wir endlich, daß die innenst&d tische Sauiernng.sunternehmung sich

— wenn anrh nur behelfsweise — des Enteignung.srechts bedient, wäh-

rend für die Bodenpolitik in der »tädtischen Ausbreitung der freih&ndige

Erwerb vorwiegt; durchgangig zeigt sich auch der Oegeasats des Er-

folgs, je nachdem Flachbau and niedriger Bodenpreia oder Stookwerka-
baii und Preisvertcnerung bestehen. Vgl. Rud. Eberstadt, Einteignnng

und Eingemeindung, Prcuß. Verwaltung.sblatt, 1919.

Eine besondere Form des Eingreifens in die Eigentums- und

Besitzverhältnisse stellt ilns Verfahren zur Unilegung und Zusammen-

legung von ti rundstückeil dar. Das Verfahren kann sowolil auf un-

bebautes wie auf bebautes Gelände angewandt werden.

Die Umwandlung von Ackerland zu Baustellen stößt in der Um-

gebung der Städte häufig auf Hindernisse infolge der Stflckelung des

Grundbesitzes. Bei zersplittertem Grundbesitz (Lage im „Gemenge'*}

ist es oft unmöglich, eine Torteilhafte Parzellierung zu erzielen. Viel'

fach ist ferner die Bodenverteilung eine derartige, daß sie die Ver^

Wendung der einzelnen Bodenstficke fflr den städtischen Hausbau

schlechthin verbietet
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Die Fluren in der Umgebung unserer Städte sind häufig (gemäß
der alten Streifenteiluag; a. aui-h oben S. 241) in Bchmale Streifen von
wenigen Metern Breite serlegt; vgl. die beifolgende, in videm Stldten
anzutreffende Flurteilnng aus Nürnberg, Abb. 40. Ähnliche Verhlltnisee

finden sieb in den veitebiedeneten Gebieten Deatechlende.

Den ünzatrilglichkeiten, die sich aus der nngttnstigeii Boden-

stflckelnng ergeben, begegnet man dofch ein VerfUiren, das — in An-

lehnung an die auf dem flaclien Lande erprobten Formen der Grund-

etficksregulierung — die einzelnen Grundstücke zunächst in eine Masse

vereinigt und sie dann nach einem vorteilhaften Plane neu verteilt.

Wie auf unbebautes Gelände, kann das gleiche Vorgehen auch auf den

bebauten Boden angewandt werden, indem in niederzulegenden Be-

zirken der Innenstadt die Grundstücke nach erfolgtem Abriß der Ge-

bäude vereinigt und nach einem neuen Plane umgelegt werden.

Abb. 40. Flnrteiluoff.

Das badiaclie Ortsstraliengenetz vom 15. Okt. 1908 bestimmt im

Art. 13 (unter Abänderung dea Geaetzes vom 6. Juli 1896): Wenn die

Lage, die Form odw der Fllöheogehalt der Gnmdettld» in Bereich

eines Ortaetrafienplans oder einer bestehenden Ortsstrafie eine angemeeeene
Bebauung hindert, kann behufs Gewinnung zweckmäßiger Bauplätze eine

Neueinteilung der Grundstücke durch Änderung der Grenzen oder Um-
legung auf Antrag des Gemeiuderates auch gegen den Willen der Eigen-

tttmer erfolgen, wenn die Neneinteilnng der Orandatttcke im Offontlidien

Interease liegt nnd wenn zugleich mehr als die Hälfte der beteiligten

GrandeigentUmer, die Uber mohr als die Hälfte der Grnnilstiickp vci füiron,

cufltimmen. — Für Sachsen ist die Materie durch § 54f des Allgemeinen

Baugesetzes geordnet. Zur Gewinnung geeigneter BansteUea kann eine

Bwaogawelae NeneioteOong des Geländes stattfinden, falls sie a) im
dtfeDÜlohen Interesse liegt, b) von der Gemeindevertretung oder von

mehr als der Hälfte d«>r betreffenden Grundeigentiinier, denen mehr als

die H&lfte der betrefiendeu üesamtbodenfiäche gehört, beantragt wird.

— In Prenfien worden Bestimmimgen Uber die Znaammenlegimg im
Jahre 1896/96 iCbr den Aufbau des abgebranntan Stadtchens Ibottwrode

19*
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erlassen. Durch die Bemülinngen des Oberbürgermeisters Adickes ist

das Gesetz betreffend die UinlegiiDg von Grundstücken vom 28. Juli 1902

austAnde gokomraeik, mit ein«m ursprünglich auf Frankfart a. H. be-

aotirAnkten Gelttingsbereicb. Nachdem eine Obertragnng des Gesetzes

seit 1907 auf vürs<}iie(lene Gemeinden und im Jahre 1915 auf Ost-

preußen für die Zwecke des Wiederaufhanes von Ortschaften erfolgt war,

wird durch dan preußische VV'obnuogHgtJsetK im Art. I Nr. ü den Ge-

meinden allgemein die IfSglichkeit der Einfflhnmg des ümlegongftverfahreoa

gegeben. Für die Stadterweiterung von Cöln wurde ein Sondergesetz zur

Umlcgung des Opliindes des ehemaligen Festungsgürtels (Festungsvorland)

am 28. MiU / 1019 erlassen (G.S. 8. 160). Die Stadtgemeinde hat Wert
darauf gelogt, Gel&nde fttr einen Orüngürtel ans dem Besits der Gmnd-
eigentflmer ta erhalten nnd gew&brt hierfflr eine gedrängtere Aosautxang
der Baugrundstücke. — Für Hessen ergingen VorHchriften Uber Grimd-

stückanmlegungen für die Stadterw eiterung von Mainz 1895; für Hamburg
durch Gesetz vom 80. Dez. 1892.

Zusanimenleguiigen für Bebauungszwecke werden ferner in Preußen

durch die Königlichen GeneralkommiBBioBen vorgenommeii.

Das Oelftnde, das die Broich-Speldorfer Wa1d> nnd Garten<-Aktien-

gesellschaft der Bct33iuuig erschlossen hat (bei Mülheim a.'d. Ruhr), wurde
durcli die Generalkomniis.'^ion Miin.ster (Entscheidung vom 17. August

1907) zusammengelegt. — Eine bemerkenswerte Zusammenlegung wurde

1902 in Dortmund durchgeführt, unter Benutzung des Oesetaes vom
2. April 1872, betreff«id die Ausdehnung der Oemeinbeitsteilnngsordnung.

Die Sfldostfeldmark von Dortmund wurde seinerzeit vorwiegend land-

wirtschaftlich benutzt, doch war die Verwendung eine8 Teiles zn Bau-

zwecken in Bälde zu erwarten. Die Aufstellung eines Bebauungsplanes

auf Omud des Oesetaes yom 2. Juli 1875 erschien ikicht angängig. Es
wurde deshalb eine Omndstücksumlegung anf Grund des Geeetses vom
2. April 1872 beantragt, und die Gcneralkommission Münster erklarte

sich für zustitndig, da ein erhebliches Landeskulturinteresse vorlag. „Die

Zusammenlegung bat gezeigt, daß nach den Agrargesetzen, insbesondere

nadi dem Oeseta vom 2. April 1872, auch Feldmarken mit aosgeprigt

st&dtischem Charakter umgelegt werden können und daß sich dabei un-

schwer die Rücksichten anf die bestehende Tjandwirtschaft und die

ktlnftige Bebauung vereinigen lassen." (Vgl. de Weldige-Cremer und

Fahrenhorst.) BSine Zosammenstellong und Erlftnterung der seitens

der Generalkommtaaionen vorgenommenen Zusammenlegungen wird von
Holzapfel gegnben, der anf die Bedeotung dieser Form der Bauland-

erschließung hinweist und u. a. hervorhebt, dutJ „auch im Stadtgebiet

von Frankfurt a. M. e^u Umlegungsverfahren auf Grund der Gemeinbeits-

teilungsordnnng durchgefflkrt worden ist und awar nnter Mitwirkung
derselben Stadt Frankfurt, die seinerzeit die lex Adickes verlangt nnd
durchgesetzt hatte"; die Tätigkeit der Generalkomniissionen auf dem
Gebiet der Baulanderscbliefiung, Zeitschr. f. Landeskulturgesetzgebuug,

87, 1909, 8. 8791
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Zweiter Abschnitt.

Die Hausformeo.

1. Die verschiedenen Bautypen.

§ 66. Zur Unterscheidung der Wohnungsformen küiiiien wir drei

Gesichtspuükie wählen: 1. die Zahl der innerhalb einer Hauseinheit

vereinigten Wohnungen, 2. den Hausgrundriß, 3. die Anordnung
und Schicht uiig der eiüzelnen Woiiuungen. Es erscheint ebenso em-

wie natQrlich, die Kennzeichnung eines Wohngebäudes schlechthin

nach der Zahl seiner Wolmiingfin zu geben, and in wohnungspolitiBchen

Darlegungen findet man vielfoeb, daB «ine nur auf der Wofanungszahl

beruhende Scheidung der Hauaformen angewendet wird. Abgesehen

von dem Einfamilienhans, das allerdings durch die Zahl genügend ge-

kennzeichnet wird, mag es indes sdiwierig sein, die Abgrenzung der

Haurformeo auf eine Zahl zu grflnden; ^oichviel bei welcher Woh-

nungszabl wir die Grenze eines Haustypus ansetzen, so wird sie immer

als willkürlich bestimmt erscheinen. Eine sachlich zutreffendere Unter-

scheidung bieten deshalb die beiden anderen Merkmale, der Haus-

grundriß und die Anordnung der Wohnung. Aus dem Grundriß er-

kennen wir die Absicht, in der der Eigentümer sein nrundstück aus-

nut^ren will Hieraus erj^ehon sich zunächst fdl^^eude Haupiformeu der

Wohngebäude: 1. Famüieuhaus oder Eigen wohnhaus; 2. Mietwohnungs-

haus oder MehrwohnungsLaus; 3. Mietskaserne.

1. Als FamHipnliaua (Eigenwohnhaus) ist zti bezeichnen die Wohn-
haasform, bei der die Absicht des Besitzers erkennbar ist, das Haas
als Eigenwohnung zu benutzen. In der Form des Einfam^ilienhaases
(EinwohnmigBhaiiBeB) dient das Hans mir einem eissigen Hanahalt.

2. Die städtische Entwicklung hat das Familienhaas zu dem Miet-

wohuung8hau.se fortgebildet. Das Mietwohnhaas, Mehrwohnungshaas, in

Sachsen als bürgerliches Mietshaus bezeichnet, entsteht in örtlich ver-
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schiedenen Formen, zumeist durch innere Ausgestaltung oder durch

Erweiterung dea Familteuhauses. Je nach der Bodenausnutzuug durch

Anbau oder Dberbanani^ wird die Zahl der Wohnnngeii auf einem
Omadsttlck bzw. GrundstUcksabscbnitt vier bis acht betragen. Der
ursprüngliche Charakter des Wohnhauses bleibt jedoch hier in den

Abtnessnngen des Baugrundstttcks wie in dem Hausgrundriß deutlich

erhalten.

8. Der Anadmck Mietekaaeme besieht sieh anf die in Berlin ent-

wickelte BanweiMi die infolge der mit ihr verbundenen außerordentlichen

Sjiekulaf ionsgewinne sich einen großen Teil Deutachlands erobert hat.

Das Sprachgefühl hat auch hier die bestimmende Eigenschaft richtig

heranegefonden. Der Begriff „Kaserne" anthftlt die Anfhebnng dea

Ainaelwesens und des Eiuzelwillens and die Unterwerfung unter einen

überfreordnoten Zweck. Für das Wohni^ebäude. das jede Individualität

der Bewohner veiwisrht und die Wohuverh.altnibse durchaus den Zwecken
der ^Spekulation unterwirft, konnte deshalb lu der Tat keine treffendere

Besseichnung gefanden werden als die der Mietskaserne. Der Aasdrndi
' bezeichnet den Haustypus, der in Hofwohnungettf Seitenflügeln, Quer-
gebaudcn eine 'inters« hiedsloao Ma^^se '/on Wohnräumen umschließt. Durch

die Grotie des Grundstücks, desseu Abmessungen die Wohnhausform voll-

atindtg abgestreift haben, und zugleich durch den Hausgrundriß, in

dem die Einielwohnnng v<dlig verschwindet, ist die Miet^aseme ge-

kennseichnet
Als eine vierte, besondere Form können noch die Wohngebaude

gelten, die äußerlich eine größere Ausdehnung und Gleichförmigkeit

neigen, in dem Wohnungsgrandrifi dagegen den Charakter der Einset*

Wohnung festhalten, wie die Oebftade von Baugenossenschaften, Vereinen
und Stiftungen. Obwohl in geschlossener Reihe oder Blockform er-

richtet, sind diese Anlagen denno« h unter sich w iederum in Einzelgeb&ude

abgeteilt, von denen jedes einzelne den dem Mietwohnungshaus ent>

epreobenden Gmndrifi aufweist, d. h. die abgesehloeseoe Zimmergruppe.
Als gesonderte Bezeiduiung für diese Genossenschafts- und Vereinsbauten

kiinnte der Ausdruck „Dloi kgebaade'^i dem englischen block-buiiding

entsprechend, gebraucht werden.

Unsere wohnungspolitischo Terminologie sollte ferner imstande

sein, die Art der Anordnung der Wobnungra in nicht mißverständ-

licher 'Weise 7M bezeichnen. Ob die Wohnungen eines Gebäudes oder

einer riebäudegruppe wagrecht nebeneinander f;elefj;t oder senkrecht

übereinander gescliiciitet sind, sollte aus der gebrauchten Bezeichnung

zweifelsfrei ersiclitlicli sein. Der Ausdruck „Zweifamilienhaus" wird

hentc angewandt, um ein Gebäuiie zu bezeichnen, das aus zwei an-

einandergereihten, im übrigen gänzlich selbstfindigen Familieuhäusern

besteht (s. Abb. 50 u. 51); oder auch ein Gebäude, das im Erdgeschoß

und im Oberstock je eine abgeschlossene Wohnung enthält (s. Abb. 541).

Ebenso ist dte lifiufig gebrauchte Badelmiing „VierfomilieDhaus'* zwet-

deutig, indem hieranter eine horizontale Reihe oder Gruppe von vier

Eigenwohnhäosem, aber aueb ein einziges Mielshaus mit vier llber-
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einanderliegenden Wohnungen verstanden werden kann. Es würde

sich empfehlen, nur das Einwohnungshaus, in dem i^einerlei senkrechte

Schichtung der Wohnungen stattfindet, mit dem Ausdruck Familien-

haus zu belegen, so daß z. B. unter der Bozcichnung „Vierfamilionfians"

ein Gebäude zu verstehen wäre, in welchem vier unabhängige Eigen-

wohuungen horizontal nebeneinander gereiht sind. Ein Gebäude, in

welchem dagegen vier Wohnungen senkrecht übereinander oder mit

gemciasamcm Treppenhaus angelegt sind, würde als „Vierwohnungs-

haus" zu bezeichnen sein.

Auf solcho Art wäre es möttlich, die einzelnen Baoformen in

uotdrscheidbarer Weise zu bezeichDOo, %. B. Eiufamihen-Doppelhaus^
Btttfonn Abb. 60; Vierwohmangshauss Baalorm Abb. 48; dagegen
Zveiwobnungs-DoppeUiana= BadEorm Abb. ß4 ; Zweiwobnungs-Reibeii*

bans Abb. 112.

Die oben erwähnte Entwicklung der städtischen Bauformen vom
FamilienhauB zum Mehrwohnungahaus l&ßt sich an den verschiedenen

Hietbanetypen in den etDselnen Landesteilen Dentacblands verfolgen.

Gut erkennbar zeigt sich der Vorgang in dem rheinisoh-westfftlischen

Gebiet in der Ausgestaltung des alten Dreifensterhauses, das in zwei Grnnd-

formen asam Mehrwohnungshaus umgebildet wurde: 1. durch Verbreiterung

der Gntsdlliobe (Elberlelder, BergiecherOrandri^; 2. durch HinsafOgung

einea rUekwArtigen Anbaues (DOseeldorfer Grundriß). Zur Entwicklung

des erstgenannten Typus 3. die in meinen „Rheinischen Wohnverliftlt-

nissen", 8. 49 u)itge>oi!rc Abbildung eines im Jahre 1848 erbauten

Mietshauses, da^ eigeus für Arbeiterwohnungen eingerichtet wurde. Aus
der Btinteihing geht berror, daft das rbetniscbe Mebrwobniingsbaae dieser

Bauform — und darin liegt einer seiner Vorzüge — nichts andereS'

darstellt, als eine Verdo|)|)eliing des alten Dreifeusterhnuses. Der
alte einfache Grundriß wird jenseits der Treppe genau wiederholt, woraus

sich ganz von selbst die Form des Mehrwofanuugshaases ergibt. Die
weitere Bntwieklung Iflhrte sa dem Mietebaas mit centraler Treppen*

anläge and abgeteilten, mit QuerlUftung versehenen Wohnungen.
Ober die Ausbildung der zweiten Form (Düsseldorfer Grundriß)

mit rückwärtigem Anbau vgl. die Grundrisse a. a. 0. Abb. 4—8. Diese

Hausform mit Holanban ist gegenttber der znvorgenannten als die minder
empfehlenswerte an beseiohnen; die Wobnnngmi sind zum Teil niebt

abgeschlossen, sondern die einzelnen Rllnme werden durch FInre und
Treppen getrennt; finp Anordnung, die darauf /.urückzuführen ist. daß

hier der auf da» ii.iniamilieuhau8 berechnete Grundriß des Dreifenster-

bansee nnverftndert ttbemommen and nnr durcb seitliofae und rttokwSrtige

Verlängerung dem Stockwerksbau angepaßt wurde: s. a. a. 0. 8. 22 u. 53.

Über diP R;it%vicklang der Mietskaserne, die dureh Anfttgnng der Hol*

Wohnung entstanden ist, s. oben 8. 89.

2. Die Mfetskaaenie^

§ 67. Die bautechnischen Einzelheiten der Kieuisvohnung werden

im allgemeinen weit weniger erörtert und untersucht als es bei ihrer
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wohnungspnliti>>(iinn Bmleutung erforderlich wäre, Maßnahmen der

Baupolizei und der lljgicne werden in breitester Ausführlichkeit be-

sproflieii. Mau vergißf, dalJ die polizeiliche Tätigkeit, fo unübersehbar

und uuögedelint sie heule üii deuUclicn Bauweseu ist, dock geiade da

ihre Grenze findet, wo die wichtigsten Fragen des Kleinwohuungs-

weseas beginnen: bei dem Grundriß und der Anordnung der Woturang

selber. Ffir unsere folgende Erörterung sind diese Gesichtspankte in

den Vordergrund zu stellen.

Berliner Mietokweme mit swei doppelten QaeiKebluden. Baujahr \\)0n. Maßstab 1:24X). J^-"

usw.); die Kücke

Wir wenden uns zunächst zu der HerUner Mietskaserne. Unter

Uingeliuni? der Hauten der 7'>er Jahre nehmen wir ein Beispiel aus

der Zeit, der ein großer Teil des lieutigen l^estandes an Arbeiter-

Wohnungen angehört; es ist die der 8üer Jahre. Für unsere Unter-

suchungen gilt der Grundsatz, die Wohnverhaltnisse der firmsten und

lelstungsunflbigen Volksteile aufier Betracht zu lassen und nur das

Wohnungswesen der normal gelohnten und orwerbskriftigon Volkse

Massen zu sehildem. Die Extreme, an denen es in der GroBstadt

niemals fehlt, kOnnen nicht als maßgebend gelten.
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Das Beispiel unserer Abb. 41 zeigt die (hirchschuittsgemäße Hof-

wohmmg des nördlichen Berliner Arbeiterviertels zwischen Gartenstraße

und Brunnenstraße. Die Häuser unserer Abb. 41 stehen in einer der

weiten, die stolze Breite von 30 ni aufweisenden Straßen des mit

Kleinwohnungen dicht besetzten Wohnviertels. Welche vollwrt-;

schädliche Wirkung diese breite Straße hat, wissen wir von fruiier.

die bautechnische Wirkung mag man aus der Abbihlung entnehmen

Die Hofgebäude enthalten die typiöcheu W uhium^eu von Stube und

9.

jiirang ist bttMidm«! dvreh Baehstaben, jedM sngeborif» Ziamer durch tim Numn«: (s. B. A„
danh ein kleinM Ji <s. B. Ai).

Kfiche, sowie Stube, Kammer und Kfiche. Die Mieterscimft gehört

duicbgingig zu der anständi^'en. schwer arbeitenden Bevölkerung mit

dem normalen Einkommen ihrer Klasse. Im einzelnen mag die Anlage

der Massen Wohnungen dieses Typus etwas al>\voichen, nach der einen

Richtung einen kleinen Vorzug, nach der anderen einen Nachteil bieten.

Im allgemeinen gibt unsere Abbildung die Form der Kleinwohnung in

den Häusern wieder, die m den älteren, nicht in der jüngsten Bauzeit

geschaffenen Bauten gehören und einen großen Teil des heutigen

Wohnungsbestandes ausmachen.
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Wer die IkMÜner Arbeiterviertel in der Gegend der Acker- und
Uartenstraße im Norden, Förster-, Heichen bergerstraüe usw. im Osten

kennt, wird wiMen, dafi das obige Beispiel so den gflostigen gehört
Es fehlt bereite die schlimmste Form der Hofwohnung, die Keller-

hofwohnnntr. — Die 8f böpftinf,'eii der Hygiene sind, wie erwähnt sei,

in diesen Wohnungen natürlich längst angewendet. WaKsorlcitung und

Wasserklosett sind in jedem Stockwerk vorhanden; das für mehrere
I^milien gemeinsame Klosett befindet sich auf dem Flor.

In den foli^ciidcn .lulii/elmteii hat die Entwicklung unseres Städte-

baues große Fortschritte gemacht Die Bodenwerte und die Mieten

sind gewaltig gestiegen; wer damals fflr Stabe und KUdn 180 U.

zahlte, zahlt heute 300—400 M. FOr die Herstellung und Ausstattung

der Wohnungen stehen ganz andere Summen zur Verfflgung; die

Leistungen könnten die besten sein. Zugleich haben Baupolizei und

Hygiene stark eingegriffen und ihre Anforderungen in den Bauord-

nungen von 1887 f. dem Baugewerbe auferlegt. Was erreicht wurden

veranschaulichen um die Abb. 42 und 43, die Mietskaserne mit Klein-

wohnungen nach der nouon Bautätigkeit.

Die beiden Abbildungen zeigen uns das günstigste, was die Miets-

kaserne nach Durchführung der baupolizeilichen Bes(Ii!;inl<nnwn /n

liietcn vennac'. Die Wohnungen gehören übrigens zu den 1 o ti n in

ihrer Preislage und stehen weit über dem allgemeinen Durchüchiiitt

des Wohnungsbestandes. Das nächste Ergebnis gegenüber den filteren

Bauten ist der Wegfall eines Stockwerks — fünf Geschos.se statt sechs

Geschosse die Verbreiteriiiig il<'s Hofes und im Innern die Ver-

breiterung der Treppen. Ein Neubau, insbesondere von Kleinwoh-

nungen, macht femer immer einen besseren Eindruck, als ein Gebinde,

das einige Jahrzehnte heruntergewohnt ist. Das System ist im flbrigen

gftnzlich unverftndert das alte geblieben. Ob wir Grundriß oder Aufrifi

betrachtent es ist die Kasemierung in ihrer abstofiendsten Form, die

jedes Gefdhl der Hfinslichkeit ertötet.

Wir können aus der GegenQberstellung der Abb. 41 und 42

femer entnehmen, welche Fortschritte in dem Bautypus der Miets-

kaswne überhaupt denkbar und möglich sind. Es wäre möglieh, die

Höfe baupolizeilich noch mehr zu verbreitern, die Bauhöhe noch weiter

herabzumindern. Die Verschwendung» an Bauland . zu der der Typus

der Mietskaserne zwingt, könnte noch weiter f,'ctrieben werden. Eine

weitere Verteueninpr der Mieten wäre die einzige sichere Folge; eine

Besserung der Wohnverhältnisse ist bei dieser Bauform ausgeschlossen.

Das Haus fnthfUt f.'\bh. 43) auf jedem Stockwerk 2 Wohnunj^en

von 5 Räumen, 5 Wobnungen von 1 Stnbe, Kammer und Küche und

6 Wohnungen von Stube und Küche, zerfallend in 3 Vorderwobnungen

und 10 HofwohnoDgen. Beeditenswerl sind inebeeondere die Sck-
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wohnangen {E, K u. A'), die weder Licht, noch Luft, noch Sonne
in zureichendem Maße haben. Die Aborte befinden sich meist aafiM>

h&lb der Wohnung und dienen zum Teil mehreren Familien.

Znm Vsrgl«idi Mi liisr noeh in Abb. 4i «ine U«ia«r» Miete-

kMerae wiedergegeben, obwohl die Form des sinfacheii Qoei^bftndas
sich in den Neubaubezirken weniger häufig,' findet als die der Abb. 48.

Die Schwierigkeit der Auanutzanf^ des MietskasernengrundstUcks durch

Kleinwohnungen tritt hier wiederum deutlich hervor. Das Haus enthält

auf jedem Stockwerk 2 Wohnungen von 2 Stabsa nnd Ettche {A, C)
nnd 6 Wohnungen von Stube und Euche (ß, D, /*, G). Samtliche

Wohnungen von Stube und EUche sind fest eingebaut und haben keine

Möglichkeit einer Querlüftung. Beaclitenswert sind die Räume Dj und
Fj, die sogenannten Berliner Zimmer, die bei der Kleinwohnung be-

aonders nngOnstig wirken. Anch die Wohnungen G nnd D sind wenig
besser.

Die Darstellung einzelner Miet-^kH!«orr!ion ist im fihrigen för die

Beurteilung des ßausystems nicht genügend; es müssen eigentlich immer
mehrere solcher Bauten sttsanunen beteaohtet werden, wöbet sich erst

die Ansgestaltoog in der Praxis ergibt. Yiellach ttblieh ist nenerdingSi

daß zwei gleichartige Mietskasernen gegeneinander gelegt werden und
ein ^gemeinsamer Hof entsteht; so ist in unserem Beispiel Abb. 43 der-

selbe Bau auf dem Nach bargrundst tick in der Weise wiederholt worden,

dafi die Höfe jeweils aneinanderstoften. Es besteht dann ein auf vier

Seiten fest ummauerter Hof, auf den 50 Fämilienwohnungen (1) münden.
Bei breiteren Grundstücken wird öfter die Anordnung gew&hlt, daß an

Stelle des Seitenflügels ein sogenannter Mittelflttgel gebaut wird
, d. h.

die Hintergebäude mit den Wohnungen D— unserer Abb. 43 werden
nicht, wie in ttnserem Beispiel, parallel snm Vordergebtnde gebauti
sondern rechtwinkelig zum Vorder^^ebaude in die Mitte des Oroadstflcfcs

gestellt Für den Grün h ß und die Anlage der Eleinwohnongsn ergibt

sich hieraus keine Änderung.
Mit der Berliner Banfonn ist die Wiener Mietskaserne In Ver-

gleich zu stellsny die in manchen Binselheiten noch ungdnstigere Ter-
hlltnisse aofweist; s. Neue Studien, Bd. I, 8. 167i.

§ 68. Worin bestehen nun rein wohnungstechnisch (die so-

zialen nnd Tolkswirtschaftttehen Nachteile wurden früher behandelt) die

Schäden der Euemierung?

1. Die Mietskiseme bietet Oberhaupt keine „Wohnungen**, die

diesen Namen Terdienen nnd in denen die entspredienden rechtlichen

und ethischen Begriffe sich entwidieln kOnnen. In dem Kasemen-

gebäude ist jedes Heimgefflhl aufgehoben. Auf Sehritt uiul Tritt be»

steht der Zwang der Begegnung nnd der BerObrung mit der Nachbar^

Schaft. Für den Aufenthalt, die Bewegung und die Beschäftigung bei

oder neben der Wohnung endlich fehlt jede Möglichkeit

Gleichviel, ob wir die älteren (Abb. 41) oder die neuesten Miets-

kasernen (A!)h. 4'2— 44) betrachten, eine derart!«;? Wohnform m-iß den

Menschen heimcittos machen und ihm jedes Bewußtsein seiner Zugehörig-
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keit zn dem staatlichen Gemeinwf^HPn nehmen. Der Mieter nimmt in

seioem Gebilude nicht entfernt die Stellung ein, die der Fremde im

Abb. 44, Nra« Borliner HietikM«nie mit einüMiliein Qaecg^biudei UMtlb 1 : 800.

Oasthaos zu beauspruobeu hat. Rr gleicht andererseits auch nicht dem
Bowobner der MilitirkaMrne, der weifi, d«0 er eio« bOrgerliebe Pflioht
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erfüllt, die Heither als die vnmelimste in der staatlichen Gemeinschaft
galt. Der Bewohner der Mietskaserne dagegen ist zum Fremdling gemacht
zugunsten des äpekulanteDtoms. Von einem Haasfrieden ist in eineiu

olohen Gebftnde keine Bede. Jeder blusliche Abechlufi ist snr Un-
möglichkeit gemacht. Die Gemeinschaft mit Schlafleuten, die' bei der
B'esclirSnktboit der Raamo r.nr Plage wird, branrht kaum erwiihnt zu

werden. Der sogenannten Wohnung fehlt endlich* jede Freifl&cbe, in

der sieh die Familie anfierhalb der vier Wflnde bevvef::r>T) konnte.

2. Die Zahl der Räume der Mietskasernonwohnung, abgesehen

von ihrer Größe, ist zu gering. ?'ine Wohnung muß, da sie regel-

mälJig einer Faiiiiiie zu dienen hat, fnr die Trennung der Familien-

gliedcr nach Alter und Geschlecht ausreichen.

Vgl. hierzu oben § 47, S. 203 f. — Das System der Stockwerks«
hftnlang bewirkt eine künsUiehe Vertenemng des Bodens. Trete der

Steigerung der Wohnungsmieten kann deshalb kein sureicbender Raum
für die einzelne Wohnung gfiwührt werden, vvf>i! der gesteigerte Miets-

preis sofort wieder durch eine neue Steigerung des Bodenpreises auf-

gesogen wird (8. oben S. 126).

3. Die Kleinwohnung der Mietskaserne hat rc^elniäliig keine Quer-

Ififtung. Der Mangel ist nnahstellbar nnd in dem System begründet,

weil es bautechniseh unmöglich ist, in der Mietskaserne jeder Klein-

wohnung Fenster nach zwei entgegenstehenden Richtungen zu geben.

Die Klciü wolinnngen werden vielmelir fest eui^i.;l)aut Eine Luft-

erneuerung durch Gegenzug innerhalb der Wohnung herbeizufObren,

ist biar nicht möglich.

Vgl. Abb. 43 die dreiräumigen Wohuuugeu y usw., die zwei-

rftnmigen G, Afusw.; Abb. 44 G, Fmw. Nor die Vorderwobnnngeo
haben znm Teil QuerlQftung. Vgl. dagegen die riditige Anordnqng in

den Kleinwohnnnpffrebftuden der spateren Abbildungen.

Die Lufterneueruug ist bei der Kleinwohnung aus nabeliegenden

QrOnden noch viel notwendiger eis bei der herTach«ftHehen Wohnung.
Atwb die in der Mietskaserne etwa vorhandene größere Zimmerhohe wird

durch den Mangel an Qnerlüftong eher in einen Narliteil verwandelt;

der tiber der Fensteroberkante lagernde LuftwHrfel kann mch niemals

erneuern und wird geradezu zum Tr&ger verdorbener Luft. Die Hy
gieniker bitten Iftngst allgemein die Forderung der Qnerlflftnng Ittr

Kleinwohnungen aufstellen tnüHsen^ die gesundheitlich von größter Be-

deutung nnd bei rieht ii^em Wohnungsgrundriß stets von selbst erfüllbar

isr. V^rl. über die Fraise der Qnerlnftnn<r and die neueren Anschauungen

der Arzte und Hy^^neinker oben S. 20üf.

4. Die Wohnungen, insbesondere die Hofwohnuugeu, in denen

ein groUer Teil der Mietskasemenbevölkerung wohnt, haben niemals

hinreichend Licht und Sonne.

Das Eindringen der Sonne wird aligemein durch die Höhe der

Mauern gebindert, ist aber bei einem großen Teil der W*ohnungen schon
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darob den Orandriß unmöglich gemacht. Man beachte die Abb. 42,

deren pbotographischeAnfaelnDe «n einen emmigen Vormitteg mn 10 Uhr
im September erfolgt ist; trotzdem zeigl sich nur in einem Teil dee

obersten Geschosses ein schmaler SonnpTiRtr-pifpn. Tm -ttbrigen würde,

auch wptsn mau einij,'e Geschosse niedriger bauen müßte, prhnn lar

Ghrundriü der Mietäkaseroe das EiDdringen von Licht und Luit Ver-

bindern. Vgl Abb.'»48| Wohnungen E, ff» K, N\ Abb, 42, Wohnungen

& Die TemperatnrainflfisAe wirken fibermftfilg. Wihrend der

wfirmeren Jahreszeit findet selbst des Nacfats keine Abkühlung statt;

die Luft ist in den Wohnungen schwill und mitunter unertrlglicli und

gasnndheitsscbfidlicfa.

Der Aafenthalt in der Mietskaserne w&hrend der Sommermonate
ist mit bpfl^nderen Nachteilen verbunden. Die Ausstrahlung der hohen

Mauern wahrend des Abends und der Nacht verursacht eine geradeau

drflekende Atmoephire, die die Bewohner ans ihren Wohnungen treibt.

Die Schlafzeit wird in gesundheitswidriger Weise verkürzt; in den
dumpfen Räumen Schlaf zu finden ist oft utht' Lilich. Das Wirtshaus-

leben wird hierdurch entsprechend gefördert. Wegen der gesundheit-

lichen Sch&di^;ungen 8. oben S. 208.

6. Die Lnft in dem Mietskasernengebäude selbst ist schlecht.

Die Dünste verbrciien sich durch die gemeinsamen Treppen und die

Höfe. Verdorbene Luft ist ebenso schädlich wie verdor-

bene Nahrung:

Wir heben in Deutschland einen gewaltigen und kostspieligen

Apperet geschaffen, um den Kranken and Stechen an helfen, mdits
oder nichts Zweckmäßiges dagegen geschieht f(ir die wichtigere Aufgabe,

die Menschen in ihrer Wohnweisn gesund zu erhalten und sie vor dem
Zwang einer schädlichen Behausung su bewahren.

Verdorbene Luft findet sich imOebiude der Mietskaserne, wie in

den einzelnen Wohnungen. „Die Mischung von Staub, Bazillen imd
Oblen Gerüchen stellt die Frischluft dar, welche der Mietskaeemen-
bewohner aus seinem Treppenhause beziehen kann und vor welcher er

sich nie ganz za schützen vermag, weil ihm, abgesehen von dem
mangelhaften Schiaß der Oangtflre, jedes Offnen derselben eine twSb^
liehe Portion zuführt. Die Fülle von Infektion, welcher die Passanten,

in erster Linie die Kinder, welche wir häufig mit Eßwaren in der Hand
auf der Treppe nicht nur gehen, sondern auch fallen und rutschen sehen,

aosgeeetit sind, soll nur erwlhnt werden", Ludwig Bauer, Der Zug
nach der SUdt, Stuttgart 1904, S. 76. Hit Recht stellt Ludwig
'Bauer den Satz auf, daß das ihnungssystero, '.vcnn es dem Stii ltcr

die Schädigungen der städtischen Berufe anrh iiichi weit machen kann,

doch weuigsteua keine neuen Schädigungen hinzufügen dürfe (a. a. O.

S. $2 u. 88); Tgl. auch Oehmoke, Bauordnungen fttr Groflstadt-

erweitemngen, Berlin 1906.

7. Die zweekwidrifB banteehnisdie Form der Mietskaserne zwingt

zu Anlagen, die nur in dem scUeehten Bausystem begrflndet sind und
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beim Einfamilienhaus wegfallen; hierunter zälilen die Anlagen der ge~

meinsamen Korridore, der Eiiifalirtcn, Durchfahrten, der breiten Treppen

usw. Diese Einrichtungen, lediglicli hervorgerufen durch die Anhäufung

von 40—50 Familien in einoni Wohngebiiude, bewirken 'eine grolie

Verteuern nt: Baues und seiner Verwaltung. Die weitgehenden An-

forderungen der Baupolizei sind ferner nicht einmal imstande, der in

dem Bautypus begründeten Feuersgefabr und der Lebensgefahr bei

Bränden zu begegnen.

Über die gemeinsamen Anlagen und don Verluat an nutzbarem

Baum, von mir iuagesamt als „tote Aufweudungeii^ bezeichnet, zu denen

die Banform d«r MiettkuwriM awingt, s. Eberstadti Neu« Stadien,

Bd. I, 8. 178, Stidtebaa in Hollaad, 8. 103 und 108 und die oben

8. 120 anireftlhrten Schriften von Nitze und Redlich. —
• Die Bauform

der Mietskaserne besitzt an sich eine solche Penergeffllirlichkeit, daß

ein Brand, auch wenn er am bellen Tage ausbricht, die gesamte Mieter-

sehaft in Qefahr bringt nnd ihr leicht den Rettnngsweg abschneidet

Die grofie Kosten verursachende sogenantito ..feueraiohere*' Treppe der

?!ip*gkasemo dient in Wirklichkeit der Verbreitung von Feuer und

Rauch und verhimlert zufrleicb oftmals den Rttckzug der in den Woh-
nungen befindlichen Personen. In den Berichten der Berliner Feuer-

wehr werden die Verbftltniese in den knappen amtlieben Meldnogen
genau beschrieben und in fast t^rpiflcber Wiederholung findet sich die

Angabe: .,daR Trepp pn bans war bei df>m Kintr^ffen der Feuerwehr
vollständig verqualmt, uo daß den zahlreichen 2»lieteru der Kiickzug ab-

gssohniitsn war." G^efUndimg nnd Verlost von Hensobenleben treten

bftniig ein, zumeist infolge der Ungangbarkeit des Mfeuersicheren'*

Treppenhausen, das geradezu als Feuerschlot wirkt. Am 19. Sept.

1907 brach in einer der neueren Berliner Mietskasernen L.-Str. 28
unter Tags ein Brand ans, der sich über die gemeinsamen Treppen rasch

dnrcfa das Gebftude verbreitete. Obwehl sofort Feuermeldnng erfolgte,

war das erscbreckende Ergebnis, daß vier Personen verbrannten, währmd
sieben Personen verwundet wurden bzw. nn Rauclieinatmnnf^ erkrankten.

— Nächst den gefährlichen Wohnunf,'shränden sind die Dachstuhlbrande,

bei denen meist Braudsliftung vorliegt, eine Eigentümlichkeit der Miets-

kaserne. Nach dem Fenerwehrbericht beben in Berlin (WeicbbUd ohne

die Nachbargemeinden) vom 1. April 1907 bis 31. M&rz 1908 225
Boden- und DachstuMbrftnde, in dem halben Jnhre VOm 1. April bis

80. Sept. 1908 154 solcher Brände stattgefunden.

Der Orandrifi der Mietskaserne ist auf die berrschaft«

liehe Vorderwohnung zugeschnitten; für die Kleinwohnung
dagegen ist er untauglich find schlechtbin nnverbesserlich.

Die widernatürliche Verbindung zweier verschiedenen Wohnungsforraen,

wie sie in der Mietskaserne vorliegt, bringt nach jeder Richtung nur

Unzuträglichkeiten hervor. Es ist schlechter'lin'j« imTim-jUch, auf einem

Mietskasernengrundstürk befriedigende Kleinwohiiuii^«n zu bauen. Die

neueren sogenannten hygieuischen Verbesserungen und Einschränkungen

Eberstadt, llatidbuch des Wohnnngswe^etis. 4. AnR. 20
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der Bodenausniitziing bewirkf^ii liier in erster Linie eine ^>rtelle^mg

der Wohnuncen; an der verfehlten Wohnungsanlage dagegen können

sie nichts oder nur wenig Hndcrn. Einem richtigen Wohnungsgrumlriß

setzt schon der Zuschnitt der Mietskasernenbaustelle das natarlichste

Hindernis entgegen.

Eö iät ein unhaltbarer Widerspruch, daß in einer Zeit, in der der

Arbeiterstand politisch und kulturell emporstieg, ihm Wobnangsverbält-

nisse geschaffen «nrden, wie er sie io Deutschland zn keiner Zeit

gekannt bat Die Masse der städtischen Bewohner ist Tom Grundbesitz

ansgescfalossen; das Privateigentum am Boden ist durch die Miets-

kaserne aufgehoben und in den unsicheren SpeknktiODsbesita einer

kleinen Minderheit mwandelt Ein großer — in vielen Bezirken der

grOfiere — Teil der Bevölkerung ist nach dem.Hofe aligescboben; die

Anlage der Kleinwohnung ist in jeder Hinsicht unbefriedigend. Dieses

politisch und sozial schlechteste Wohnnngssystem ist zugleich das teuerste

und unvorteilhafteste: es fordert die höchsten Mieten und madit ^e
sureichende Produktion von Kleinwohnungen unmöglich.

Wir handRln hier, wie zuvor bsmerkt, nnr von tien gut gehaltenen

Miptska.serneii mit noi-mnlen Wohmiiigcii. Doch ist kein© Bauform, selbst

bei boheu UnterbultuugäkoHteu, so rhacii dem Verfall ausgesetzt, wie die

Mietskaserne, und die sehleeht oder minder gnt gehaltenen Wohanngen
bilden hier stets einen hohen Prountsati. Über die Höhe der Unkoeten
der Instandhaltnni' und Verwaltung der Mietskaseme im Gegenrnti

zum Kleinhaus s. oben Ö. 117 und 121.

Anhang.

§ 69. Die EiufQhrung der Stockwerkshäufung und der Miets>

kaserne in Deutschland ist ein Vorgang von so weitgreilender Bedeutung,

daß jeder hierauf bezflgliche gjuchichtliche Bettrag ein Interesse be-

anspruchen darf. Bei der Schüdenmg der Entwicklung des neueren

Systems der Bodenparzelliemng und der Bauweise oben S. 89f., 107t

und 167L wurde gezeigt, dafi die Mietskaserne ehie willkfirliche SchOpfling

ist und daß ihre allgemeine Dnrchffihning im Berliner Bebauungsplan

von 1861^1863 auf bewußter Absicht beruhte. Einige Einzelheiten

sind hier noch nachzutragen.

Der Berliner Bebauungsplan wurde von Baurat Hobrecht auf dem
Berliner PoUzfliprftsidium (flbrigena durchaus nicht ohne Mitwirkung,' der

Kommunalbebörden; vgl. Verwaitungsbericht 1861 — 1876, Bd. I, Ö. 43)

ausgearbeitet nnd blieb znnSehst in der Hanpteaohe nnr anf dem Papier.

Naeh dem Erlafi des Baafluchtliniengeset/os (oben § 64, S. 278) und
dem Übertritt Hobrechts in den stJldtiHclien Dienst lag die praktische

Durchfftbrnnff in der Hand <ior Stadtverwaltung. Die Auffassungen

und die Ziele, von denen man »ich bei den fttr die getiamte Berliner

Entwicklung entaekeidenden Mafinabmen leiten liefi» werden von Hobrecfat
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Selbttr in einer Schrift, die den bezeichnenden Titel „Ober öffentliche

GtoSttiidheitspflege" trug (Stettin 1868)| mit. folgenden Worten dargelegt:

„Unsere Art xu wohnen steht — wie bekannt — in einem prin-

xipiellen Gegensatz su der englischen. In einer sogenannten Mietskaserne

befindet siob im I. Stockwerk eine Wohnung sn 600 Talern Miete, im
Erdgeschoß und II, Stockwerk je »wei Wobnungen zu 2<>0 Talern, im

III. Stnrkwerk je zwei Wohnnnf^en ,zn 150 Talern, im IV. drei Woh-
nungen k 100 Taler, im Kelier, auf dem Bodenraum, im Hinterhause

oder dgl. noch mehrere Wohuuugeu k 50 Taler."

„In einer englischen Stadt linden wir im Westend oder irgendwo •

anders, aber /.usammenliegend, die Villen und einzelnen Häuser der

wohlhabenden Kla.sse, in den anderen Stndr teilen ilie Fl.'iuser der ärmeren

Bevölkerung:) inmier in Gruppen nach dem Vermögen der Besitzer zu-

sammenliegend, ganze Stadtteile dabei -lediglich von der ÄrbeiterbevOl-

kerang bewohnt. Wer nOohte nun beeweifeln, dafl d|e reservierte Lage
der je wohlhabenderen Klassen und Häuser Annehmlichkeiten genug
bietet, aber — wer kann auch sein Auge der Tatsache verschließen,

daß die je ärmere Klasse vieler W^ohliaten verlustig geht, die ein Durch-

einanderwohnen gewihrt. Nidit„Ab8ohliefinng", sondern itDarohdringung"

scheint mir aus sittlidien und darum 4ub etaatlichen Rtteksiehten. das

Gebotene zu sein."

„In der Mietska^jerne gehen dio Kinder aus den Kellerwohnungen

in die Freischule über denselben üausilur, wie diejenigen des KaU oder

Kanfmanns auf dem Wege nach dem Gymnasium. Schusters Wilhelm
aus der Mansarde und die alte bottl!i^'ori<;o Frau Schuls im Hinterhause,

deren Torhter durch Nähen odr^r Ptitzarljeiten den notdtlrfr-j'PT; T oVioim-

unterhalt besorgt, werden in dem 1. Stockwerk bekannte Persönlichkeiten

(sie). Hier ist ein Teller Suppe zur Stärkung bei Krankheit, da ein

Kieidungsstttck, dort die wirksamB Hilfe aar Erlangong freien Untenricbte

oder dgl., und alles das, was sich als das Resultat der gemtltlichen Be-

ziehungen zwischen den p:lGichgeartetcn und wenn auch noch so ver-

schieden situierten Bewohnern herausstellt, eine Hilfe, welche ihren

veredelnden Etnflufi auf den Geber ausübt (sie). Und cwiscben dieani

eztreroen Gesellschaftsklassen bewegen sich die Ärmeren aus dem III.

und IV. Stock, Geselb^chaftsklaRSon von der liochsten Bedeutung für

unser Kulturleben, der Beamte, der Kiinatlor, der Gobdirte, der Lohrer

usw. In dieseu Klassen wohnt vor allem die geistige Bedeutung uuneres

Volkes. Zur steten Arbeit, cur h&ufigen Entsagung gezwungen und eich

aelbat zwingend, um den in d^ Gesellschaft erkämpften Raum nicht zu

verlieren, womöglich ihn zu vergnißom, sind sie in Beispiel und Lehre

nicht genug zu schätzende Elemente und wirken fördernd, anregend und

somit für die Gesells^aft ntttsUoh, und wftre es fast nnr durch ihr Da-
sein und stummes Beispiel, auf diejenigen, die neben ihnen und mit

ihnen untermischt wohnen."

„Ein englisches Arbeiterviertel betritt der Poiizeibeam*p und der

SensatioDsdichter (sie). Wenn die junge Lady seinen alarmierenden

Roman gelesen hat, bricht iaie wohl in Schluehsen aus, Iftflt anspannen

und fährt in die von ihresgleichen nie betretene Gegend, nach welcher

der Kutscher kopfschüttelnd den Weg suclit. In der Regel wird das

Bad zu stark für ihre Nerven sein; sie schaudert vor der Armut; sie

20«
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schaudert vor der Schlechtigkeit und dem Verbrechen, welche Uberall

die Begleiter der sich »elbsi^überlasseueu Armut üiud, fährt zurück, um
. sie wieder die edireekliche Gegend eehen, und ealvieit ihre Seele

dmreh einen Geldbeitrag ea eine AmenkomniiMtion.'*

Diese Darlegungen, in denen man jeden Satz mit einem AasrafungB'

zeichen verseben mOchte, wurden ^im Jahre 1868 geeebrieben; was aber

vielleicht noch merkwflnliger ist*— sie worden im Jahre 1893 in

Berliner Zeitungen neu abgedruckt zur Verteidigung des danula scharf

ang^ji^nen Ifietskasemensystems'). Wir kOnnen danach zweierlei

feststellen: zunficlist, daß die Einführung der Mietskaserne durch den

Bebauungsplan von 18G1/63 in jeder Weise auf Vorsatz und Absicht

beruhte; und ferner, daß die tatsächlich vollzogene Entwicklung, trotz

der schlimmen Ergebnisse, im Jahre 1893 von den leitenden Stellen

gebilligt und „unentwegt" fortgeführt wurde

Die obigen Ai]«;ffihninf_'en können nach verschiedenen Richtungen

als eine bemerken»wei tu Urkunde gelten. Es ist wohl richtig, dali es

im einzelnen solche Verhältnisse in den Mietskasernen gegeben hat und

noch heute gibt, wie sie Hobrecht schildert; Schusters Wilhelm und

die bettlägerige Frau Schulz mögen immerhin als Berliner Typen

gelten. Aber sie als die normalen Vertreter des Berliner Arbeiterstandes

für das Jahr 1868 hinznstelienf erscheint ungerechtfertigt — jenes

Arbeiterstandest der sich damals ttngst als selbständige Klasse fühlte

und in seinem Erwerbsleben schwerlich auf ein abgelegtes Kleidungs-

stfldL und einen Teller Suppe aus dem Vorderhause ausging. Ein solcfaes

Zerrbild hat der Beriiner Arbeiterstand im Jahre 1868 allerdings nicht

geboten. — Und 25 Jahre später, im Jahre 1893, durfte man es wagen,

diese Anschauungen erneut vorzubringen und sie als die richtigen, auf

die Hauptmasse der Bevölkerung zutreffenden, zu verteidige Eine

schärfere Verurteilung der Mietskaserne läßt sich kaum finden, als sie

in den Worten des Verteidi^^or?: ansE^e-j rorfipn i-f, niit ihrer knappen

Charakterisierung des liausystenis und ihrer ungclicnprürhen Ver-

kennung und Ilerabdrückung des Standes der werktätigen Bevölkerung.

Eine minderwertige Bauform für untergeordnete Kostgänger

aus dem Ilinterhause — das sollte die Mietskaserne nach den Ab-

sichten ihrer Urheber sein, und das ist sie geworden. Bei der Herr-

schaft solcher Auffassungen bedarf es allerdings kebier weiteren Er>

Idämng für die Herbeiführung der in Berlin herrschenden politischso

Zostände.

1) Die mir ziigegnnpene Nummer trilfft das Datum vom 28. Jamiar 1893.

Der Wiederabdruck aus der Hob recht sehen Schrift erfolgte unter dem Titel:

MietsbauB und Villa. Der Artikel trat itisbesonilere der durch die Stubenraacb-

adie BraordBang von 1898 angaitieblen Sdialffiiiig von KMnbambeiiiken «Uv^gHi.
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Über die als Kontrast gegebene Schildernng der englischen Ver-
hältnisse des Jahres 1868 oder auch 1893 ist wohl kein Wort zu ver-

lieren. Offenbar hat der Verfasser, da er doch weder Poiizeibeamter,

noch Sensationsdichter, noch eine jtinge Lady war, es für unzulässig

gebaltMi, jmnftls «in engltsehM Arbeiterviertel so betreten. Um so

besser kannte er dagegen die Berliner kommanalen Verwaltangskörper-

Schäften der damaligen Zeit und waa man diesen an Aniklftrong bieten

durfte. —
Der erste, der die batiteehnisehen Fehler des Berliner fiebanongs^

planes ^kannte und ihnen entgegentrat, war Ernst Braeli (Statistiker,

Rpaterbin und bis zu HPinpm Tode Direktor des Breslauer statistiscben

Amtes). Auf seine im Jaliro 1 S70 verftffpnrliclite Schrift wurde ich nach

dem £rbcbeiueu meiner „Berliner Kommunaireform" von K. £. O. f ritsch
(damals Leiter der Deatsohen Baoseitung) aafmerksam gemaoht. Über
die ftlteren, von volkswirtachaltUcher Seite vorgebrachten Angriffe s.

oben 8. 112 u. 128. — Daß nuch di> AnTmhme, die Mischung' dwr

Bevölkerung innerhalb der Mietskaserne könne den sozialen Frieden be-

lOrdem, irrtOmlidi ist und dafi das Oegenteil dieser Voraussetsong sn-

trilft, bedarf kanm eines Hinweisss; vgl. biersn Job. Jiger, Wohnungs-
frage 1909, S. 60 und hier oben S. 183. Zu dem tatsachlichen Stand
des zuvor berührten Zahlen verh&ltnisses zwischen der herrsrhaftlichen

Wohnung und der Kleinwohnung vgl. die Angaben oben iS. 224.

Eine der schlimmsten Folgen der in Berlin eingeführten Bau-

weise besteht darin, daß nunmehr — und noch auf Jahrzehnte hinaus

— der selbständige Charakter des Kleinwohniingswesens, des Haupt-

Btflcks des neazeitlichen Städtebaues, von den Teclmikern nicht erkannt

wurde. Auch die in SYsokreich Aosgebildeten und gUabig flbemoni-

menen Einricbtiing»D waren auf die Banformen des Grofihanaee und

des VielwohnuiigBhaiues zDgeMhnitten. Bemerkenawert eracheint dem*

gegenflber die Behandlaog des Kleinwobnnngsweaens in der zeit>

genössiscben franaöaiBcfaen Wisaeoaehalt, deren SteHnngnahme wir hier

gemlB dem Lebrbnch ein^ ihrer angesehensten Vertreter, als Gegen-

stück zu der obigen Schrift, verzeichnen wollen. In seinem Traite de

TArchitecture (2. AafU Paris 1868) bebandelt L^once Reynaud die

Arbeiterwohnungen, denen er in einem zweibändigen Werk von 1000

Druck^ieitf'n — volle vier Seiten widmet. Die Zusammenhünjro und

die Bedingungen der Wohnungsproduktion werden in keiner Weise

untersucht; der Ban der Kleinwohnung ist für Revnaiul lediglich ein

bautechiiisches Problem. Aber die knappe Erörterung ist trotzdem

nichts weiter als eine scharfe Verurteilung des neuen Systems des

Kleinwohnungsbaues:

„Tn den großen Städten hat man die Stockwerke soviel vermehrt,

als es die Bauordnungen snliefien, das Gelinde soviel wie mQ^ch aus-

genutzt und die Größe der Wohnungen und die Zahl der Treppen und
der Aborte soviel wie mOglich beschr&nkt. Wie groß auch das Gebände
ist, gibt man ihm nur einen Ausgang nach außen, damit der Fortier
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die Überwachung: anstlbon kann. Alle Wolmunp^en öfftipn auf laiifje

Korridore und sind oft nur diircii eine eiuzige Treppe zugänglich. Diese

Anordnungen sind sehr unbefriedigend für die Mieter."

Als '/nträdiche Lösung für den Kleinwohnungsbau verlangt Rcy-

naud den Ruiiieubau von Klciiiliäusern für ein oder zwei Faiiiilieu und

den Wülmhof mit Innengarten und Kleiiiliäusern. Die Ursachen, die

die Anwendung der entgegengesetzten fehlerhaften Bauweise erzwingen

und eine bessere Bauform vci hindorn, werden mit keinem Wort berührt.

Reynaud ist indes wohl der erste und der letzte fraozödsche Techniker,

der die Mingel der Kasemierung hervorgehoben and grundsätzlich eine

zutr&i^iehe Behandlung des Kleinwohnungsbaues der Qrofistadt ge-

fordert hat

In der Verteidigung unseres Bausystems wurde bisher mit Vor-

liebe auf die AnrnprUche von Auslaadero, namentlich von BngllndeiVi

hingewiesen, die ihrer Bewundernn>: für dio breiten imponierenden

iStrai^n Borlins und anderer deut.schen (itoü.stüdte Ausdruck gaben.

An dieser Stelle ist der T&uschong jetzt ein Ende gemacht Vgl. die

Urteile, die von engliBcben Pacbmaonem nach einer 1909 unternommenen
Studienreise abgegeben worden. George Haw: „Unmittelbar hinter

den breiten S t r a ßen z ügo n , die dio Stildtebaukunst in den deutschen

Städten geschaffen hat, fijidet man oft riesige Massenniietshanspr, öde

und übervölkert. Dort wohnt der deut-iche Arbeiter^'. Ewart G. Cul-

pin: Bei aller Voreorge fttr breite Strafien und atldtiache Parka
wohnt der Arbeiter ond seine Familie in einer oder zwei Stuben in un-

gesunden Mietskasernen. AIh Mietp kann ein ganz Tpü nipbr ©ingesetzt

werden als beim englischen Arbeiter im gleichen Gewerbe, und der

engliaohe Arbeiter dflrfte dabei einen höheren Lohn erhalten und ist

frei von direkten Steuern, die in Dentaehland jeder, ob reich oder ainkt

ob jung oder alt, zu zahlen hat, der mehr als 900 M. im »Tahre verdient.

Bei all seinem Stolz auf Straßen, Parks und freie Flächen baut Deutsch-

land schlecht für die Mehrheit seiner Bewohner^'; s. R. Kuc-
aynski: Ein enghschea Urteil Qber deutachea Wohnungswesen, Techn.

Gemeindebl., 20. Aug. 1909, 8. l$6f. Ea gibt keinen englischen Eaek-
mann, der in den letzten Jahren nicht die deutsche Mietskaserne auf

das sch&rfste verurteilt hat; vgl. zu dem obigen noch T. C. Horsfall,
oben S. 118; Wm. Thompson, Housing Handbook, Wm. Aldridge,
Wiener Wohnohgakongrefi 1910; John fiurna, Town Flanning Bxbibi-

tion, London 1910; City of Birmingham Deputation on Town Development
Report lyil; J. Ramsay Macdonald M. P. (Wohnung des Dtirchschnitts-

arbeiters in Deutschland weniger gut, Mietzins dabei höher als in Eng*

land); e. Preofi. Jahrb., Bd. CXLV, H. S, S. 88S, Text ond Anmerkong.

3. Dos Büetswohnmigsluns (Mehrwohnmigisliaiis).

§ 70. Bei dem Mietswohuungshauä aU dem Ilaublypus, der eine

Mehrzahl von Wohnnngen innerhalb eines Gebäudes anordnet, können

wir zonAehst äufierlich die beiden Grundformen des geaddossenen
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Beibenbaoes oder des fraiBtebenden Gebfiodes unterscfaeideD. In der

praktischen Anwendung kommt hier dem Reihenban die grOfiere Be-

deutung ZQ.

Das Mtetwohnongshans zeigt in seinem Grondrifi entweder die

, zentrale oder die an die Seite

gesrliobene Treppenanlage. Wo
die l'rojjpc in die Mitte gelegt ist,

liefinden sich jeweils zwei Woh-

nungen auf einem Stockwerk. Das

rheinische Mietswohnungshaus mit

zentraler Treppenanlage ist in den

beifülgendeu Abb. 45 und 4(5 wieder-

gegeben. Die Vcrgleichnng der

Grundhlifonnei) uarii Abb. 4ö und

46 mit den Woliuungsgrundrissen

der Abb. 43 und 44 ist fOr das

Wohnungswesen bemerkenswert

Die Wohnungen des Mietswob*

Mju«;

Um

Abb. 46. ErdgescboB. Abb. 46. Obergescbofi.

Abb. 45 0. 46. KleinNroIiiuingNgol>Aiide. Miiß^uli 1 : 200. Ans EbersUdty
Rheinüclie WobnverbAltnisse, S. 81.

nungshanses haben sämtlich Qncrlflftung, die sich aus der Anordnung

des Grun(irisscs hier ebenso vou selbst ergibt, wie sie sich bei der

Mietslcasenie verbietet.
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Di« tlbliohe fiaoliöbe dos Mehrwohnungshauses betragt in den

Bheiniscben Großst&dten (El-

berfeld , Bannen n. a.) drei

Geschosse und aosgelwiites

Dachgeschoß oder auch vier

Vollgeschosse. Duroh das

Einziehen einer Wand im
Treppenhaus ist in Abb.46/46
für die Wohnungen in den
oberen Storkwerken ein klei-

ner Vorflur geschaffen. Woh-
nungen mit den ungünstigen

Eigensohalien der Abb. 48
und 44 kommen hier nidht in
Frage. Als Mietspreis wur-
den in den Bauten dieser

Gattnng in Elbsrfeld-Bam»
vor dein Krieg 95^100 IC.

fOr das Zimmer berechnet.

Die Anlage von Hof-

wobuungen ist im Westen
Dentschlands an sich weniger
verbreitet als im Osten (oben
S. 174). Wo der Bau von

Hinterwohnungen erfolgt, er-

gibt sich bei dem Rheinischen

Mehrwohntingshans eine er-

heblich bessere Ausführung
als bei der Berliner Miets-

kaserne. Die beifolgende

Abb. 47 seigt ein Bheinisches
Klein wobnangsgebftode mit
Hofwobnungen, deren Anord-

nung zwar nicht als schlecht-

hin vorbildlich gelten kann,

aber gegenüber der Danfonn
Abb. 42 oben S. 297 wesent-

liche Vorzüge aufweist. Das
Hofgebäude ist hier lediglich

eine Wiederholnng der Vor-

derwohnung. Die baute< ti-

nisch und wohnungstcchtuscli

unvorteilhaften Seitenflügel

fehlen vollständig. Denkt
man sieh die Banform der

Abb. 47 reihenmftßig nach

recht.s und links fortgesetzt,

, , •.II » 80 entsteht inneihalb der
Abb. 4(. Klcmwolinungsgebftude mit Hinter- 1,^.1.^ -«ik-* i^;»« A,«^
gebaude (viergeschossig). Au« Eberstedt, »«Uie wn selbst eine doreli-

Bheiniaehe Wohnverhlltnine, S. 64. lautende Holstrafle;

Diyitizcü by GoOgl
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Anordnun<j;, die sieb bei NenaafteUnng von Oelftnde muebwer dorch-

ffibren laßt.

Das Mietswohnungshaus mit seitlich gerückter Treppenanlage

scheidet sich nach seinem Grundriß und demgemäß nach der Beschaffen-

heit der Wohnungen in zwei Unterarten; es enthält entweder nur eine

Wohnung auf jedem Stockwerk oder zwei und mehr Wohnungen. Die

Abb. 48 gibt den Typus des Viei fensterliiiuses wieder, der nur eine

Woiinung auf dem Stockwerk liai und der Bautätigkeit in LUbeck ent-

nommen ist.

KdgeMbol Obetfetthoi

Abb. 48. KMnwobiraiigiigebliide in Lfibedt (neqewibeiriiO«

Das Haus der Abb. 48 bat vier WobngeschoBse; die Wohnungen
erneu jeden Uescboääes »ind gegen die Treppe abgeschloBsen und be-

eitlen einen eigenen geräumigen Flnr. Vollettndige Durohlfiftong der
Wohnungen und des Treppenhauses ist hier vorhanden. Dm Klosett

befindet sich innerhalb der Wohnung. Ähnliche Aoeltthmngen finden

sich in Mttnster i. W.
Sind dagegen mehrere Wohnungen ani einem QeechoS angelegt,

80 ist diese iweite Unterform des Mietswohnungshanses mit seitlioh

angebrachter Treppe weniger gttnstig als die Abb. 45 ^zentrale Treppe).

Vgl. die in meinen „Rheinischen Wohnverhältnissen" rait<ieteilten Omnd»
risse und die hier oben S. 295 wiedergegebenen Einwendungen. —

Die nächste Abb. 40 zeigt eine Straße von l)reiten Abmessungen

mit dreigeschossigen Gebäuden in geschlossenem Reil)enl)au besetzt.

Die Straße ist in erheblicher Ausdehnung von dein Beschauer zu über-

blicken; hierbei kann das günstig wirkende Straßenbild in seinen Einzel-

heiten gut aufgenommen werden. Die umfangreiche Anlage wurde durch

eine Baugenossenschaft (Beamtenwohuungsverein Berlin) hergestellt.
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kann indes in gleicher Weise durch die private Bautätigkeit ausgeführt

werden.

Von der zweiten Grundform des Miethauses, dem freistehenden

Gebäude, ist ein Beispiel, Handb., 3. Aufl., S. 306, Abb. 48— 50, wieder-

gegeben. Das Geb&ude, als städtisches Arbeiterhaus ausgeführt (Archi-

tekt Miller-Kaiserslautem), stellt ein Vierwohnungshaus dar, das auf

jedem Geschoß zwei abgeschlossene Wohnungen enthält, aus einer Wohn-
küche und zwei Stuben, bzw. Wohnküche nnd drei Stuben bestehend.

Prof. W. Mebet-Berlin.

Abb. 49. Dreigeschossige Wohnhäuser (Rcihenban) in Berlin -Steglitz.

Versuche einer Verbesserung des Vielwohnungshauses und des

Stockwerksbaues wurden in der jüngsten Zeit mehrfach unternommen;
zu erwähnen sind Bruno Möbring, Das Laubenhaus, ,,Städtebau" 1917,
S. 132 und Heinr. de Fries, Wohnstädte der Zukunft, Berlin 1919.
Möhring teilt den einzelnen Stockwerkswohnnfjgen eine Hauslaube von
reichlicher Fläche zu, während der de Friessche Vorschlag dahin geht,

hinter dem 4,50 m hohen Hauptraum der Wohnung die Geschoßhohe
wagrecht in zwei Geschosse von je 2,20 m Höhe zu teilen, um hier die
Schlafräume und Nebenräume unterzubringen. — Die Sanierung der
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groAm fiattbiöok» dvroh Blodt- vad EofgenoaMiiiohafken empfielilt ein

VorsdiUg von Prof. Ad. Zeller, Zeitaohr. f. Areh. v. Ingeo.-weeen,

1919p 8. 84 {.

4. Das Familicnhaus (Kleinhaus).

71. Das Familienhaus (Eigenwohnhaus) darf als dio gttnstigste

Wohnform bezeichnet werden. In Deutschland — und nur hier — in

der spekulativen Bautätigkeit stark zurückgedranf?t. zei^:»t das Einfamilien-

haus seine bautechnischo Überlegenheit überall, wo seine Ausfiilmm^

nicht durch «spekulative Interessen un<l verfclilte verwaltuncstccIüHHclie

Maßnahmen verhindert wird und die Auftreibung der J^odenpreise

durch Zwischeniiianner und Baustellenhandel unmöglich ist. Nach der

.seitherigen Lage der Dinge Ist dies in Deutschland injjbesondere der

Fall bei der unter Ausschaltung der Bodenspekulation durch Staat,

Gemeinde, Arbeitgeber und Banveremigangen ausgeabten Bautätigkeit.!

Anch bei dem Familienhana üaA die Baatypen nach Form nnd'

Orundrifi in gftnzlich freiatehende Häuser, in Doppel- und Gruppen-,

liftuser nnd in ReihenhäuBer zn nntersdieiden. Die folgmden Abb. 50^

und 51 geben Beispiele der von der Stadt Ulm unter voUatindiger

Ausftthrnng zahlreicher Straßen und in verschiedenen Banfonnen seit

190^ errichteten Einfbmilienhiluser. (Die ersten, seit 1894 begonnenen

städtischen Wohnbauten wurden als Zweiwohnungshäuser errichtet) Sie

zeigen, was eine tOchtige Verwaltung auf dem Gebiet des Wohnungs-

wesens zu leisten vermag, und dürfen nach jeder Richtung als vorbild-

lich gelten. Die Häuser sind nicht allein durch iiire vortreffliche Aus-

fiihrnng bemerkenswert: sie veranschaulichen außerdem die günstige VVir-

kvLüg des Kinfamilienhauses für <lie allgemeine Gestaltung des Stadtbildes.

Die hier wiedergegebenen Hfluser sind typische Arbeiterhäuser. Das

15<iiigewerbe kann sie ohne weiteres ausführen, wo die Bodenauftrcibung

nicht hindernd dazwischen tritt Daß es möglich ist, in Deutschland

«otche Wohnungen zu bauen, die ohne* Unterstfitznng und Almosen zu

ihrem vpllen Wert bezahlt werden, ist vielleicht die sdillmmste An*

^lage, die gegen das heutige System der Kasemierung und der ge-

strängten Bauweise erhoben werden kann.

Die Haaser sind teils als Doppelhauser (je zwei Heuser zusammeo-
gebant), als VieriiamiliMihaiiser (je vier Hltwer snsammengebaut) und
als Reibenhaoser errichtet. Für die Verzinsung nnd Tilgung, dnreh die

das Hans npbst Gartpii in 50— 60 Jahren schuldenfreien Eigentum
wird, sind jfthrlii h zn zahlen: Abb. 50 301,75 M., Abb. 51 207,50 M.,

also ein den Aufwand für die gewöLidicbe Mietswohniuig nicht oder

niqht wesentlich (Iberstsigender Betrag (Preislage vor dem Kriege).

Wegen der Einselheiteo, der Grundrisse, Baukosten, StraflenaDlagen usw.
js. unten Teil VII.
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AlcUMkt Ri>|{ierungsbiuraeliter Holrh-UIin.

Abb. r»0 u. 51. Einfafnilien-Doppolbäut»er in Ulm.
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Abb. 52. Sechsreihor. Siedehing GronAuer Wald-Berg. Gladbach.
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ät&dtiäciierdeitä wurde «iurch die Stadtgeuieiude Görlitz im Jahre

1914 eine Kl«iDbaiiMiedelinig erbaat, doren Beihenhlaser bei niedrigsn

Baukosten — 4800 M. und 4800 M. Itfr das Kleinhaus mit drai biw.
vier Wohnrätiuien — in Aufban und Grundriß iv}*^ Lösungen darstellen.

In gro^m Umfang wurden neuerdiugH KieiuhauHaulagen durcii Kelch
und Staat, dnrdi Arbeitgeber und Bauvereinigungen errichtet. Ans der
gemeinnützigen Baut&tigkeit seigt die beifolgende Abb. 52 ein Beiapiel

des Secliareiherö Jer Siedelun^ Gronauerwald - Berg. Gladbach, Bauzeit

lyiö. Die Gru[)po von sechs Kleinhüiisern enthftlt Wohnungen zu '21 M
,

bestehend aus Wohnküche und äpuikücfae im Erdgeschoü, 2 bchiai-

Kinunem im Obeigescbofi und 1 Schialkammer im Daehgeechofi mit ini-

gesamt 58 qm Wohnfl&cbe; und Wohnungen zu 35 M., bestehend aas
Wohnküche, Spülküche, Speisekammer und Stube im Erdgeschoß,

2 Zimmern und 1 Kammer im Oborgesuboi^ und 1 Scblafraum im Dach-
gesehoft mit insgesamt 84 qm Wohnfläche. Die Gartenzubehör Jbeträgt

600 biw. 700 qm. Die Abb. 68 iet gleiehfalla der gemeinnfltsigen

Bautätigkeit entnommen. Die Siedelung umfafit EinfamilienbauHor nach
-mehreren Typen, unter denen sowohl die kleine wie die mittlere Klein*

hausform vertreten ist. Die hervortretenden Fenster entsprechen dem in

Bremen und Hamborg frtther üblichen, als „Aualucht*' bMeicbnetwi Ana-

ban, dessen Wiederaufnahme eine erfreuliche Wirkung ergibt. — Abbil-

dungen der von Theodor Fischer errichteten Anlage für die Klein-

wohnhauskolonie der BauhandwcrkHge.Hellschaft Neu - Westend -München
8. Zeitschr. „Der Profaubuu'', Bd. VIII, 1912, S. 381.

Das Zweiwohnungshaus, das auf jedem Gescholi eine selbständige

Wohnung eutliält, wird regehiiüßig als Doppelhaus oder in geschlossener

Reihe, seltener wohl als freistehendes Haus erbaut Die hauptsächliche

Verscbiedenheit dor Grundrifiform ergibt sieh aus der Treppeiuuilage;

die Treppe des Zweiwobnungshauses ist entweder fttr beide Haushalt

tungen gemeinsam, oder es wird fOr jeden der beiden Hausbalte Ein-

gang und Trappe gesondert angelegt; vgl. Abb. 106.

Bei verkaufliehen (nicht im Besitz der bauenden Unternehmung
oder OenoSsensehalt verbleibenden) Kleinhausem wird öfter seitens des

Erwerbers die Anlage einer vermietbaren Wohnung gewünscht, durch

deren Mietzins der Hauskaufer einen Teil de» Kaufpreises decken kann.

In der Mehrzahl der Fälle wird jedoch — bei den Verkaufshftuseru wie

bei den Mieth&usem — dem Sinfamilienbaus der Vorzug gegeben, so

in den Dimer Bauten und in zahlreichen neueren Siedelungen. Vgl. ferner

die Darlegungen von H. Grotho bezüglich iler Erfahrungen in Duis-

burg-Wedau: ,,Die ersten Alieter kamen aus der GroUs^tadt, und wehrten

sich gegen Kiufamilieuljäuser, Gärten und Ställe. Die Frauen verlangten

nach abgeBchl<»8enai kleinen und billigen Gesohofiwohnungen, in denen

sie möglichst wenig Arbeit hitteo. Wir ließen uns von dieser Wob-
nungsentartung beeinflussen .... jetzt aber srhr^if alles, belehrt durch

den Krieg, nach Garten, t^tällen und Einfamilieniiäuiteru; ühein. Blätter

f. WQbnungsw., Desember 1917, 8. 196.

Eine bemerkenswerte Reihe von Kleinhau»typen wird von Ober»

banrat fioUer'Augabnrg veröffentlicht, das £iidamilienhans nnd das
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ZweiwoLn\n^[;Rhans am&Mtnd and seiteoH 'ler Stadt-^emeiiule Au<,'.sburg

zur Aaafübrung bestimmt. Die Einwolinangsbäuser entbaiten bei einer

Bauatellen breite von 5,24 m Wohnküche, bzw. Wohnzimmer und KUche,

ScbUfaummer, Gang und Abort im ErdgaaolioA, sw«i SolilalkianMrn im
OlMTgescboß, hiencu Bachkammer, Boden und Stall. Bei den Zwei-

wohnungshausern wurde in Anlehnung an die Kleinhäuser der Puggerei

<oben iS. 246) für Erdgeschoß und Obergeschofi je ein getrennter Ein*

gang angelegt; die gleiche AosffthruDg ist noch beato in den Nieder-

landen ttblich} 8. Eberstedt, Städtebau in flollend, 8. 100, 149 «.öfter.

Eine Abwandlung dicnos Zweiwohnungstypws trennt die beiden Ein-

•jäuge in der Weise, lialj die Kleinhausreihe zwischen zwei Strafien ge-

stellt und der Zugang zu dem Krdgescboti von der ersten, der Zugang
SU dem Obergeecbofi von der sweiten PereUeletrafie genommen wird;

ob diese Anordnnng gegenüber dem Einfamilienhaue einen wesentlichen

Vorteil bieten wird und die angestrebte Trennung in der Wohnnngs*
benutzung voUntändig gewährleistet, wird man, bei aller Beachtlichkeit

des VorMblages, niobt für unbedingt gesichert halten. 8. Holser,
Kleinwohnnngatypeni Zeitaehr. I. Wohnongaw. in Bayern 1918, 8. 76 f.

Erdgeschoß Oberge«chuii

Abb. 54. EinfamUieQ'^ReüieQluia« (Bremen).

Durch private Unternehmer wurde das Einfamilienhatis in den

Grotistädten Deutschlands seither in größerem Umfang noch in Bremen

gebaut, wo die Form des fie>rlilossenen Reihenhanes ühorwicgt ' Die

heifuli^fMule Abb. n4 /.oÄ'^t einen der von der spekulativen Hautätigkeit

ernchteten marktgängigen Typen. Die Häuser werden von [irivaten

Bauunternehmern in größerer Zahl als Retheuhäuser — etwa 20 bis

25 Häuser zugleich — aufgeführt und an reale Käufer verkauft, die

sowohl Anzahlung wie Abzahlung leisten. Als An/.aliiung werden regel-

mäßig mindestens 10% Kaufsumme gegeben.

Das Haas der Abb. 54 enthält bei 6,70 m ätratienfront im Erd-

geeoboB swei Zunmar ond Kttche, im Obergescboft eine Kammer nnd reteh-
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liches NebengolaC. Es ist dafl alte Dreifeusterliaus, das sich aucli hier

alä eine zweckmäßige, güustige Form det» Städtebaues zeigt. Die Üäume
haben dnreliweg reiohlidie Beliohtiuig und Lttftang. Der Kanfyreie des
lertiuen Hauses betrag bis ea. 1912 5800 M. Eine Eweite yielyerbreitefce

Hausiürm zeigt, bei einer nur wenig breiteren Baustellp v^n 5.90 m
und einem Kaufpreis von tiOOO M., im Erdgeschoß drei iiäume and
WaMhimelie, im Obentock «in« grSBere Scäalkaiiimer. Vgl. Hand*
buoh, 8. Aafl.» 8. Sil f., wo auch das Beispiel der von Bremer Privat-

tintf^rnplunern gobfiiiten Zweiwohiinngshäuser wiedergegeben ist. Wegen
der Zurürkdrangung des Ein- und Zweiwohnungshauses in der Wohn-
weitie der Minderbeniitteiteu s. oben 8. 168; bezüglich der neuereu Be-

Btrebongen aar Forderung des Bremer Einfamilienhansee s. obMi

a 264 und Abb. 82.

In Bremen sind bisl or lio "Rrtbanungsplftne im wesentlichen all-

mählich gem&ß dem Fortüchruiteu , der Bebauung aufgestellt worden
(Abnlioli wie in England) ohne Anaarbeitung eines allgemeinen amtliohen

Bebauungsplaoea. För die oberen ond mittleren Klassen wurde bierbei,

wie früher erwähnt, die Bauform des Einfamilienhauses im allgemeinen

beib#»ba1teD. Die ästhetische Wirkung, die das Eigenhaus ftlr die Ge-
staltung des Stadtbildes ausübt, wird von Prof. £. Högg in folgende

Bfttse ansannnengefafit: „Trotz alledem sehen in Bremen die neuen Stadt-

teile erfreuliclier aus, die gleichzeitig naeb einheitlichem Plan ent«

standenen Er\^'eiti^mngeT! anderer Städte. Das Hegt aber nicht an der

Art ihrer Entstehung, sondern lediglich au der Bauweise der die Strafen

•fnsinmenden Hftoser, an dem Einfamilienhaus. Mag eine Strafie noch

so nngllnstig gesogen sein, immwr wird sie migleieh befriedigender wir-

ken, wenn sich hinter blühenden Vorgärten und schattenspendenden
Baumreiheu behagliche einstöckige Wohnhäuser erheben, als wenn f(inf-

stöckige, protzenhaft überladene Mietskftsten Berliner Stils die staubige

StnJe bsgrensen. Das Einbuntlienbans macht Bremen im Sommer su

einer Gartenstadt, und man vergifit, wenn man durch ihre stillen Wohn-
strafien hinwandelt, alle Fehler des Stadtplanes und freut eich, daß in

deutschen Landen noch eine Stadt übrig geblieben ist, die sich die ur-

alte deutsche Wohn- und Bauweise so unwandelbar bewahrt hat" (Der
,,8tldteban*< 1906, Bd. V, 8. 106). —

Aus dem Baugebiet der Bremer Umgebung sei hier noch das Bei-

spiel des niederdeutschen Arbeiterwohnhauses angeführt, das als Doppel-

haus mit Seitenabstand errichtet wird. Die Grandrisse sind gemäß den

BedttTfoissen de« gewerblichen Arbeiters ausgestaltet. In der Ansfttb-

rung .der Abb. 56—56 (Architekt H. Wagner, Bremen .
enthält das

Erdgef^rhoß Wohnküche, Spülküche unH Kammer: im Dachgeschoti sind

drei Öchiafrftume untergebracht. Die Baukosten des Hauses (halbes

Doppelhaus) betragen 4000 M. (Preisstand 1912). Das Haas der Abb.
57—68 seigt eine etwas einfachere Ausffibmng; das ErdgsschoA entiitlt

die gleichen Riume, wie das vorige, das Da«^gSSchoß dagegen nur

zwei Schlafräume. Die Baukosten beliefen nich hier auf 3500 M. für

das halbe Doppelhaus. Die Häuser dürfen als gute Vorbilder der pri-

vaten Bautfttigkeit im Arbeitsrwobnungsban gelten;

Vielbdi begegnet man der irrtllmlidisn Annahme, als ob das Klein-

hans eohleehthin gletchbedeuiend mit Eigenbssits, das Otofihaos i^icb-
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bedeutend mit Mietswohnung sei. Dies ist keineswegs der Fall. Das
Kleinhaus dient in den Flachbaulündern in gleicher Weise der Ver-
mietung und dem gewerbsmäßigen Hausbesitz wie in Deutschland die

H. Wkfner-BnFioen.

Abb. 55. Einfamilien-DoppelhauB.

Abb. 5t). Grundrift zu Abb. 55. Abb. 57. Grundriß zu Abb. 58.

Mietskaserne. Wo das Einfamilienhaus oder Einwohnungshaus die Normal-

form der Wohnungsproduktion bildet, wird es selbstverständlich allgemein

als Kapitalsanlage und Mietbaus genutzt.

Eberitadt, Handboch de« Wohnungtwesent. 4. Aufl. 21
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Neben der Hausform im eigentlichen Sinne ist bei den Bauten)

der Abb. öOf. die Zuteilung eines Stückes Produktivland und die eigene

Freifläche zu beachten; s. oben S. 80, 212 und 257. Vgl. weitere

Beispiele ausgeführter Kleinhausanlagen unten Teil VII.

Die neuere Bautätigkeit hat in Deutschland zahlreiche vorbildliche

Anlagen für den Kleinhausbau hergestellt; hierzu treten die durch Über-

lieferung erprobten Bauformen der benachbarten Flachbauländer Holland

und Belgien, so daß Anregungen aus der Praxis in hinreichendem

Maße vorhanden sind. Daß indes die Aufstellung bautechnischer Vor-

bilder allein den Kleinhausbau nicht hervorbringt, haben wir zur Ge-

nüge gesehen. Zweifellos ist es gelungen, in weiten Kreisen den

H. Wai;n«r-i<rpmon.

Xbb. 58. Einfamilien-DoppelhauH.

Wunsch nach Abkehr von der Mietskaserne zu erwecken; aber es ist

— erinnert sei an die Einfamilienhausbewegung der 70er Jahre —
nicht das erste Mal, daß solche Bestrebungen in der neueren Entwick-

lung hervortreten; sie sind, da sie sich auf Agitationen beschränkten

und den Ursprung der Entwicklung nicht untersuchten, ohne durch-

greifenden Erfolg vorübergegangen. Unsere Arbeit im Städtebau muß
sich darauf richten, den Zwang der Einrichtungen untl Maßnahmen zu

beseitigen, die heute in Deutschland dem Flachbau entgegenstehen und

die die marktmäßige, privatgewerbliche Herstellung des Klein-
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}iauses wülkilrlich verhindern; anderenfalls bleiben auch die besten An-

fängen irucliüos.

Über die Voraussetzungen und die Hemmnisse des Kleinhausbaues,

die auf den verschiedenen Gebieten der Bodcnentwicklung liegen und

deshalb in den einzelnen Teilen des Handbuchs behandelt werden, vgl.

die entspreobeDden Stichworto des Ssohregisters.

& IHe kQnatlerische Bewerteog der Hausformeii.

§ 72. Die Alten haben in einer fast abeiglAubischen Weise an

Zahl and llafi im Bauwesen gehangen. Ein Zahlensystem war die Bau-

kunst des Hippodamos. Zahlenverbältnisse bilden die Lehre und die

kflustierische Forderung des Vitrnv wie des Alberti. Zahl und Ab-

messung waren, die Grundlage der Gotik und des Aufbaues unserer be-

wanderten Dome. Fast möchte man wOnscbeo, <la6 den neuzeitlichen

Baumeister etwas von jener — wenn auch zum Teil übertriebenen —
Verehrung der Aken fflr das Zahl- und MalAerhältnis fiberkfimc.

Das Tiesetz. das uns sagt, daß von den Abmessungen die Schön-

heit abhängt, zeigt sicJi nirgends so klar als in der Bewertung der

Hansformen, T''nsere Ardiitokten verlangen, daß ihnen im Städtebau

Gelegenheit gegeben werde, kunsilerisch zu schaffen : sie sollen richtiger

.sagen: Gelegenheit, in solchen Maßverhällnisseti zu schaffen, daü eine

künstlerische Wirkung möglich ist. Bei der Mehrzahl der zuvor he-

trachteten llausfurmen, zu deren Errichtung un^er Baugewerbe ge-

zwungen wird, ist eine kflnstlerische Gestaltung ausgeschlossen, und

wenn man sie vom Sockel bis zum Dach mit Aufputz, Ornamenten,

Sezessionslinien und Tfirrochen bedeckte. Die Abmessungen entsprechen

nicht den fflr den Wohnhausbao vorausgesetzten yerhältnissen-

Es gibt wohl kaum eine höhere Auf^be als die des Architekten,

fttr Gott und die Menschen das Haus zu bauen. Wie aber das Gottes-

haus seine Weihe verliert, wenn man es den Wedislern und Hfindlem

preisgibt, so wird das Haus des Menschen verdorben, wenn man es

zn einem Massenpferch erniedrigt Die Häßlichkeit jener Bauten nacli

Abb. 41—44, die unsere Städte verunstalten, liegt nicht in ihrer Nüch-

ternheit: sie würden , wenn man sie mit Sflulen und Karyatiden über-

zöge, unvh viel liäblirhf>r. weil nocli unwahrer wirken. Das Wohnhaus

muü seine Besiinmiinig ausdrücken, dem Menschen zu gehören, ihm

Frieden, bicberheit und IJesitz zu bieten, und nur wo diese Bedingung

noch erfüllbar ist, läüt sich die äuüere Forui künstlerisch gut ge-

stalten.

Der wohltuende Eindruck, den die Bautypeu Abb. öOf. und einige

später zu besprechende Beispiele des Beihenlianses bei dem Beschauer

hervorbringen, beruht auf einer klaran ästhetischen Wirkung; es ist

21*
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die volle Obereinstiniroung zwischen Form untl InhaJf, die harmonische

Verkörperung des ZweckgCflankens. Das Haus, wie wir es in diesen

lieiäpieien sehen, erweckt iu seiner Ei scheinung — es gibt dafüt

keinen treffenderen Ausdruck — die Vorstellung der MHäusIichkdf*.

Hierdurch bekommt es Cbarakter und empfängt es Individaalität. Die

Wirkang wäre sofort aufgehoben, wenn man die Grundform, unter

unveränderter Beibehaltung des gleichen Stils und des gleidien

Materials, zu einem Massenmietshans fQr 40 Familien vergrößerte; eine

uuertrftgliclr hSfilicfae Mifibüdung würde darans entstehen. Die Ent>

Wicklung des Städtebaues während der letzten 30—40 Jahi^ bat uns

reichlich Gelegenheit gegeben, die grofien Wohnhausformen /u erproben.

Das einfaclic Backsteinhaua und der sc})Iiclite Putzbau. die als Klein*

hau? vortrefflich wirken, werden zu absitoßend unsclulncn Kasten, wenn

mar) iu gleicher Ausfflhrung nnf die Abmessungen der Mietskaserne

verfTtulieri. Ks Meiht in solciiem Falle nichts Übrig als eine Verände-

rung durch Aufputz.

In zahlreichen StAdten können wir durch Vergleichung der alteren

und neueren Bauten diese Verfaftitnisse feststellen. H&ofig fioden wir

in den Städten die Veitmehe von Banmeistem, xanKehst das alte Klein-

haae des örtlichen Baustils einfach auf das Mafi der grollen Hausbauten
zu vergrößern; das Ergebnis sind gänzlich formlose Bauten und die Er-

fahrunji lelirt sclmell, daß hier zu „Verzierungen", natürlich aus Stuck,

Zink, Blech u. dgl. gegriffeo werden muß. Auch die Übertragung ört-

licher Motive (wie etwa die formen der Abb. 59) vom Kleinhaua auf

das Vielwohnongihani führt an Oeschmaekloaigkeiten.

Hieraus ergibt sich nun die nächste Folgerung. Das Massen-

mieCshans muß eine bessere „Ausstattnng** bekommen; es ahmt die

Formen des Monumentalbaues nach: es wird zum Palazzo der auf

20 ni Straßenfront 40 Wohnungen enthält; oder snr Burg, zum Ritter-

schloß, zum Barockmuseum. Die Bauunternehmer und der Sinn fQr

Reklame flberVneten sich in Steigerungen. Die Heranziehung liervor-

rnc^ender Kräfte mag im ein/ch^cn don schlimmen T'ngeschmack ver-

Mieifien, für die lierrschaftliche Woluiun^ sogar imponierende Fronten

entwerfen. Aber uui ein Stadtbild kiinsrlensch zu gestalten, bedarf es,

gemäü unseren Erörterungen S. 7ö und 227, der Übereinstimmung

von Form und iidialt.

Eine unerschöpfliche Fülle von Stilformen wird auf das Äußere

des Vtelwohnungähauses verwendet Im Innern werden bei den unter*

nehmermäffignn Bauten die Ein- und Aufgfbige wverziert^; das an sich

dunkle Treppenhans wird durch farbige Fenster vt^llig verfinstert; die

Flure werden durch Stuck und Malerei gesehmflckt Ein Übermaß
von Aufwand und ein aufdringlicher Luxus sollen den Eintratenden

empfangen (und den Vorwaad fQr die Hinaufsdiraubnng der Beteihnngs-
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faxe bieten). Die Baukosten erhöhen sidi hierdurch stark, eine der

Ursachen der Verteuerung durch die gedrSngte Bauweise. — Aber

hierbei hat es nicht sein Bewenden. Der ganze Aufputz ist von ge-

ringer Haltbarkeit und ganz unpraktisch. Der Zierrat an dnn AuBen-

mauern verwittert rasch; die Ausschmückung im Innern verbhilit und

zerfällt in wenigen Jahren. Die Reparaturen hören nicht auf und

steigern sich hei einigernuilkMi guter Instandhaltung über das wirt-

schaftliche Maß. Am schlininisten gestallen sich die \'orliältni&ise in

der Kleinwohnung, die in kflrzester Zeit heruntergewoiint ist. Der

Hauslicsitz leidet unter einer dauerncleu I.ast hoher Tukosten, und das

Haus gilt nach wenigen Jahren als verahet uiul „luuuDjern".

In unseren deutschen (iroßstädten wird ein auf Spekulation gebautes

Mleiähau» b&ufig nach 20 Jahren ab alt, nach 5 Jahren als unmodern
beseiohnet; dabei darf man sicher aein, dafi die auf dem ^alten" Haua
laatende 90 oder SB^/^ige Veradraldnng in der Zwischenzeit nicht nm
einen Pfennig vermindert, sondern nach Möglichkeit erliöht worden ist

— als ob nach dieser Richtung der Bau mit der Zeit an Wert gewinne.

Li den Fleohbaal&ndeni ist bei dem Kleinhaussystem diese Auffaasong

unbekannt; Wohnhanaer, die vor 20 Jahren gebaut wurden, gelten dort

im allgemeinen nicht als minderwertig, obwohl an der etwaigen Ver^
aohuldung regelm&fiig getilgt wird. — Für das „moderne" Haus werden
die Uiikosten auf 40 ^/g der Miete für lülS angegeben, oben S. 117;

i. J. 1919 iat wobt eine weitere Steigerung erfolgt.

. Das Wohnhaus muß in seinen Abiiie->ungen der iinn '/.ukutuüienden

Bestimmung entsjjrechen, wenn es küiij>tloriscij befriedigend gestaltet

werden soll. Ganz besonders gilt dies für das Gebiet der Klein-

wohnung. Der Grundsatz des St&dtebauers ma& hier lauten: selb-

ständige Formen ittr den Klelnwohnungsbau. Das Wohnhansi das wir

fOr die Hauptmasse unserer stftdtisehen Bevittkerung gebrauchen, er-

trigt nicht die Abmessungen des Fahistbanes^ Es hat ebensowenig

zn tun mit dem Monumentalbau, dem großen GeschSftshaus, den Banken

und den Warenhänsem, fdr die unsw Architekten ifingst die riehtige

Form gefunden haben. FOr^das Wohnhaus findet man sie ebenso

sicher, wo der Zwang beseitigt ist, in fehlerhaften Formen zn bauen,

denen der Stempel der Sachwidrigkeit aufgeprfigt ist
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Dritter Abschnitt

Bauonlnang. ^.s

1. Die eiiizt'lnen Gebiete der Bauordnung.

^ 7.1. Das neliict der Hauordnunn; besitzt für den Techniker und

für rlfn Laien zwei verführeri.srhe Eigensoliaften: die Mannigfaltif^keit

der zu Gebote -teilenden Mittel nnd die rnmirtelharkeit des Eingreifens

in das Wohnungswesen. Auf «lie Bauordnung wird deshalb mit Vor-

liebe bei der Behandlung und hei der Reforinierung unserer Wohn-

vcrliäluiisse hingewie.<;en. An praktisdicn Versuchen der lieiiiiigung

hat es demgemfiß hier nicht gefehlt: von allen Gebieten des Städtebaues

ist das der Bsnordnaiig bei «eitern das nnrnhigste. Wlbrend in allen

Obrigen Teilen unserer bodenpolitisctien Entwicklung seit den gmnd«

legenden Gesetzen der 70er, Jahre des 19. Jahrhunderts kaum ebte

Neuerung von Belang eingetreten ist, sind sidi im Bereich der Bau-

Ordnung wihrend der letzten Jahrzehnte in großer Zahl und mit einem

reichlichen Umfang die Vorschriften gefolgt; und immer weitere Gaben

wurden aus dem Fflilhorn baupolizeilicher Regelung verlangt Die

äußere Wirkung des baupolizeilichen Gebots ist allerdings gesichert;

jede Vorschrift kann verordnet und anbefohlen werden. Ob jedocli der

gewünsclite Erfolcr. oder nicht vlehnehf <^'m Gegenteil, erreicht wird,

hängt durcluuKs von den bes»o>ienden Vorau-^^o^znngen ab. Das Gebiet

der Haupolizei bietet ein lehn rirlies i [k I für die Tatsache, daß

Einzelnia(5naiimen im heutigen Woimniigswcsen sachlich wirkungslos

sind und daß man einen ungünstigen Zustand nicht im Wege der nach-

trägliehen Eingriffe richtig gestalten kann. Die Bauordnung bildet den

Haup(bereich jener HErträglichmacherei" im Stfidtebau, die die Qnnd-
lagen unangetastet IftBt, dabei einen immer steigenden Aufwand an

Geldmitteln, obrigkeitlicher Begelung und Beamtenapparat fordert und

durch die Erwartungen, die sie stets von neuem erweckt, in Wirklich-

keit die bekämpften MifistXnde festigt
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Gerade unsere banpolixeilich am schirfsten ragnlierten Neubau-

lieKirke sind es, die in Dentscbland eine minder gfinatige Entwicklang

<de8 Wohonngswesens aufweisen (oben S. 87, Ulf. und 174 f.), wälirend

in anderen Ländern, parallel mit der naturgemäßen Abflachung der

Grundrente, die Stadterweiterung zu einfacher Belnntünng der Wohn-

verhältnisse führt. Schon dieser Utiistand muß bedenken pcpenüber

dem heutigen System der Bauordnung erwecken. Wir können 'jfmrlpzu

eine Staffel aufstellen für die Wechselbeziehungen von l; ulenpreis-

treiiinng, Hauweise und Bauordnung. Je nacli dem 1h i ii| lois nnd

den hienlnroh bedingten Hauformen — Flachbau oder StockvserKsiiaufnng

— ändert akh das Wesen und der Umfang der baupolizeilichen Regelung.

Unsere Baupolizei hat heute nidit die richtige Aufgabe, eine gesunde

Entwicklung des Bauwesens vor Mißbrauch und Ausartung zu bewahren;

sondern sie söU eine in ibren Grundlagen feblerliafte Entwieitlung durdi

Eingriffe nnd Zwangsvorschriften ertrSglich machen. Wir mflssen des*

halb zunichst auf die grundlegenden Bedingungmi zurOckgefaen, die ffir

•die Betätigung der Baupolizei während .des jüngsten städtebaulichen

Abschnittes mafigebend waren.

Die BaupolM zählt zu den ältesten Beslandteilen des Banrecbts.

Unbeschränkte Baufreiheit hat in keiner Periode unseres Städtebaues

^bestanden (oben S. 'yC^). Die Gegenwart hatte hier nicht den Recbts-

satz neu zu schaffen, sondern nur seine praktische Anwendung auszu-

bauen. Oerade hierbei al>er ergaben sich neue Voraussetzungen; der

Kreis der hauenden Personen hatte sich seit den 70cr .Jahren gcHndcrt.

In der fnilieren Zeit baute der Grundeigentümer sein Hans, wenn nicht

durchgängig, so doch in großem Umfang für seinen eigenen Besitz

und seinen eigenen Gebrauch. Man konnte ihm di( l auliche Aus-

nnt/.ung nach innen im wesentlichen ganz und nacii aiiiien insoweit

überlassen, als nicht nachbarliche und allgemeine Interessen berührt

wurden. Hier hat die neuwe Form der Wohnungsproduktion eine

völlige Wandlung herbeigefährt Der Gewinn aus der intensivsten Ban-

welse wurde zu dem einträglichsten Geschäft. Zugleidi kam ein neues

Bauutttemehmertum auf, das weder die «Gebundenheit noch die Kennt-

nisse der älteren Zeit besaß.

. Gegenfltier einer solchen Entwicklung mußte allerdings die Ver-

.antwortung der Baupolizei in gewaltigem Maßstabe wachsen. Unsolides

Bauen, Verwendung schlechten Materials, Gewinnsucht und Gewissen-

losigkeit der Unternehmer, mangelhaftes technisches Können führten

damals 7.n schweren RannnfJillen. Die Ausnutzung des Bodens wurde

ins unerträgliche gesteigert. Es ist gewiß verständlich, wenn anch be-

dauerlich, daß unter diesen VerliHltnissen die Baupolizei als ihr einziges

«und erstes Ziel ansah: die notwendige Standfestigkeit, die Solidität des
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Bauens und gewisse Vorkehruiigen gegen Fenersgetahr im Aufsiclit.>-

wege vorzuschreiben, und /.war wurden allgemein gleichartige An-

fonlerungen aufge.stellf, dio für jede Bauform ausreichend sein sollten

und dcilialb auf die gK'jUte berechnet waren.

Die zweite Grundlage fQr die baupolizeiliche Begelung wurde

durdi die zeitgenössischen AnsdiMiiuigeii flher den Skidtebao her-

gesteilt, die wir aas früheren ErOrtemngen kennen. Das Grofihans

ond Vielwohonngsbaus war die notwendige und beabsichtigte Folge des

neuen Systems, wie es seit den 60er Jahren des letzten Jahrhunderts

im festlSndificfaen Stä^teban ausgebildet wurde und dem jede Scheidung

in den Hausformen und BerQcksiehtigung des BedOrfhisses der Haupt-

masse der Bevölkerung unbekannte Dinge waren. Städtebauer und

Hygieniker begegneten sich in der Forderung der breiten StraUe und

der kostspieligen Pflasterung, durch die es im übrigen durchaus nicht

gelingen wollte, T.irht nnd Luft in die Wohnungen selber hineinzu-

bringen. Unter solchen \'nr;ms.setzungen entstanden somit die Bau-

ordnungen, die auf die grolieu Hausformen und die Stockwerkshrnifung

berechnet waren und der Baupolizei die dreifache Anfgube zuteilten:

Standfestigkeit, Feuersicherheit, Interesse des X'erkehrs.

Zu Anfang der 80er Jalue war die I j kenntnis der Mangelhaftig-

keit der wohnungstechnischen V'erhältnisse insofern durchgedrungen, aJs

man die Vorschriften Aber die bauUche Ausnutzung der Orundstacke

für unzureiehend hielt Es begann die Ära der baupolizeilichen Ein-

griffe,jdie sich das Ziel setzen, das Vielwohnung^haas und die Hiets-

kaseme Jiygienisch zu verbesseni**, wfthrend sie den Bautypus selber

als unabSndetlich hinnehmen. Zn den einflufireichsten Baaordnungen

jenes Abschnitts zfthlt die Berliner Bauordnong von 1887; die Stock-

werkszahl wurde begrenzt und besdirtnkt, in der Treppenanlage, der

Hofbreite und in einer Reihe technischer Kin/.elheiten wurden V'or-

schriften erlassen, deren Wirkung wir oben S. 300 erwähnt haben. Die

Bauordnung von 1887, die für Berlin bei der bestehenden Bauweise

der Mietskaserne in der Tat einen Fortschritt brachte, wurde teils auf

eine Reihe von Städten und städtischen Vororten unmittelbar fiber-

tragen, teils wurde sie in ihren Gruudzttgeo als Vorbild mit geringen

Abänderungen benutzt.

Zu der Übertragung dor Berliner Bauordmuiir vou 1887 auf ilie

Vororte vou Groü-ßerlin bemerkt Paul Voigt: „Diese neue Bauordnung
ht«H die Ktfoiglidie Begterang in Potsdam Ifir so ideal, dafi sie nichts
Eili^oi - zu ton hatte, als sie unter dem 24. Juni 1887 auf iftSt samt^-

licbe Vororte anszndphuen, denen damit das SvntPm des Massenmi^f.«-

haases von Obrigkeitswegen direkt aaioktroyiert wurde. Selbst für die

schönen ViUenorte im Sfldwesten wurde die fOnfstöckige Mietskaserne
als angemeaeene Bauart erklart"; Grundrente nnd Wohnungairage in
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Berlin, S. 127. In der hier dargelegten Weise worden großstädtische

Bauordnungen in Mittolstädten
,

Vororten, Kloiüstädten und selbst in

Badeorten mit ihren aui die Mietskaserue berechneten Ansprüchen der

TreppenbreitOD, ÜMienitirkeD u. allgemein UbeinoBunen. Die Aus-
dehnong der gedringten Baoweise vnrde aelfaetveratSadlicberweuie ge-

fördert, indem man die ihr entsprechenden Anforderungen den Bau-
ordnungen zugrunde legte. „lu den Jahren 1805 — 1896 war es in den

kleineu St&dten üblich, die großstädtischen Bauordnungen, möglichst

die von Berlin, als Vorbild m benntsen, so dafi OebAudebtfhen von
18—20 m ausdrücklich zugelassen und die Bestimmungen Uber Maaer*
starken, Belastungen, Treppen, Brandmanem anf solclio Hausungetüme
zugeHcbnitten sind"; Paul Fieicher, Archiv für innere Kolonisation,

IX, 1917, S. 34. Zur Geschichte der Berliner Bauordnung von 1887,

der die Stadtverwaltung damale einen lang htngeaogenen Widerstand
entgegensetzte, vgl. Ph. Nitse, Sntwicklnng des Wohnungswesens von

Groß-Berlin, 1918, S. 79 f.

Eine Obersicht der stufenmäßigen Entwicklang der Bauordnung
einer Stadt im Rheinland gibt Baninspektor de Jonge in meinen «Rhein.

Wohnverhältn.", S. 75 f. Bis zum Jahre 1895 bestanden in Blberleld

keine Vorschriften über eine HoffreifUlcho , die durch die neue Ban-
o: inmiir dieses Jahres erstmalig festgesetzt wurde (zu bemerken ist, daß

im Kiieinland das System der Hofwohnuug wenig verbreitet ist). Als

QebftodehOhe wurde das UaA der Strafienbreite soxfigUcb 0 m, mit einem
Höchstmaß von 24 m, zogelassen; die Ansahl der Geschosse wurde be-

«'"lirfirikt auf fünf Geschosse außer Keller und Dacbgcsclioß. Die ersten

BestiuiUiungen über die offene Bauweise wurden im Jahre 1896 erlassen;

die Sobeidong der Stadt in einen Innenbeairk mit 75 Bodenausnutzung

und euMn Aafienbeairk mit 60% Bebauung, 16 m Oebftndebtfhe und
drei Wohngeschossen aufler KUler- und Dachgeschoß erfolgte im Jahre

1897. Nachdem die Bauordnungen wiederholt die Anwendung von Fach-

werk beschränkt hatten, wurde im Jahre 1899 durch die Verordnung über

landhaasmftfiige Bebanong das Holsfaohwerk in ausgedehntem Hafie wieder

angelassen. Zum Vergleich über die neuere Entwicklung des Bauordnnngs^

Wesens im Auslande sei auf die Schil Irrun;: der Geschichte der Bauord-

nung in Arnheim in meinem „Städtebau io Holland", 8. 223 f. hingewiesen.

Seit den 90er Jahren bat die Behandlang des Bauordnnngs-

weaeoB in der Pnuus eine Umgestaltung erfahren. Zunächst wurde

in den Bauordnungen von der Aufstellung einheitlich gleichartiger Be-

BtUnmnngen für ein ganzes Stadt- oder Rebauuugsgebiet abgesehen

und man suchte durch gewisse Abstufungen den verschiedenartigen

Bedflrfnissen des Bauwesens Geltung zu verschaffen. Wcjter wnrdo

für Innenstadt und ötadterwf^irerung eine Reihe von verschiedenen

Baufjebieten Bauklassen, Siaffeln usf. angeordnet, deren Zahl sich

durch UoterteUuDgen und Ausnahmevorschriften stark vermehrte.

Für die neueren Anschauungen von der technischen und wirt»

schaftlicheii Bedeutung des Bauordnunfisweaens nind die Arbeiten von

K. Baumeister und die Betätigung der in dem Verein iiir öfieutltche
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Gesundheitspflege .vereinigteu \ erwHkuugbbeaiuteu uud Techniker von

grofiem EUnflufi gewesen. — Aof der Vereemmloog des Vereins fttr ölfwit-

liehe Oeanndheitspflege, Magdeburg 1894, wurde nach den Referaten von

A'^i^ Wes, Hinckeldeyn und Clnsgen eine Anzahl von T^eitsMzen auf-

gestellt, die sich auf die Behandlung des Bebauungsplanes uud der Bau-

ordnung beziehen. Die Leits&tze verlangen insbesondere: Beseitigung

der anf MietskssernMi berechneten tiefen B»nblOeke; Anlege von Wohn-
Straßen mit einfacher, fflr die verkehrnloaen Straßen geeigneter Pflasterung;

Ermäßignnp:en der baupolizeilichen Anfordernnjren für den Kleinhausbau

gegenüber den großen Baulormen, Beschr&nkuog der Stockwerkshöhe in

den städtischen Auflenbesirken. Vgl. „Die Notwendigkeit weitrilamiger

Bebauung bei Stadterweiterungen", S.-A. der Deutschen Vierteljahrs-

schrift für öffentliche Gesundheltspfleire, BJ. XXVII, Braimschweig 1896.

(Meine in den obenerwähnten Keft'raten 8. 8 und 12 zur Begründung
herangezogeueu Uutersuchuugtiu »iud bereits im Jahre 18ü2 in den

Preafiischen Jahrbflchem erschienen; die Schrift „Stftdtisdie BodenfrsgMi"

ist nur ein späterer Wiederabdraok).

'§ 74. Nach ihrem Geltungsbereieh teilen sich die Bauordnungea

in aUgemeine und in örtliche; darnach unterscheidet man Landes- bzw.

Provinzial-, Kretsbauordnnngen, städtische Banordnangen und endlich

Sonderbaiiordnungen, die nur auf einen ausgesonderten Bezirk An-

wendung finden. Die in den Bauordnungen enthaltenen Regelungen

bezieben sich entweder auf die Ausffibrung der einzelnen Gebäude oder

auf die Bauweise nach Gebäudegmppen und Bezirken.

A. Vorschriften über die Auaftibrung der einzelnen Ge-
bäude. Die von der Bnnordnung allgemein geregelten Gebiete sind:

1. Die Höhenausuuizung der Gebftude. Die zul&ssige Ge-

bindehtthe ist heute in Dentsdiland in den Städten fast dnrchw^ ab-

hängig von der StrafienbreitOi die wiedemm durch den Bebaaangs-
plan fesfirelegt wird. Tiegelmäßig ist die Haushölie der Straßeiibreite

gleichgestellt, so daß z. B. an einer 22 m breiten Straße die Gebäude
eine höhe von 22 m haben dürfen. Im Stadtinnern, an hochwertigen,

aber nicht sehr breiten Qescbäftsstraflen, wird mitunter eine stärkere

Ausnutzung gestattet.- In Anfienbezirkon, Vororten uud Landhansbesirken
wird dagegen die Höhenausnutzung öfter beschränkt und eine geringere

als die der Straßenbreite entsprechende Gebäudehöhe oder eine nicht

ttberschreitbare Uöchstzahl von Wohngeschossen vorgeschrieben.

Die vielstockige Bebauung wird Stockwerkshiufnng; die Bebauung
ihit einer geringen Anzahl VOn Geschossen wird Flachbau genannt. In

den abgestuften Bauordnungen wird die vielr'töckige Bebauung auch als

i,UochbaQ^' (Gegensatz zum Flachbau) bezeichnet.

2. Die Flaohenausnntsnng. Es ist heute allgemein nnsnilssig,

ein Grundstflck in seiner ganzen Fläche mit Gebäuden zu besetsen; viel-

mehr muß stets ein gewisser Teil frei bleiben. Tn> Stadtinnern ist das

Verhältnis etwa 75% Baufläche zu 26^0 Freiflache, wilhrend in der

Richtung nach dea Außenbezirken der Anteil der Freifläche zunimmt.

Neuerdings wird (irie in Berlin) die Flftofaeaausnutzung euaes Grnndstlloka

TSffmindert im Verhältnis aar Tiefe und sum Abstand von der Strafie;
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eine Vorschrift, die ilor Anlage von HoiwohnmigMi entgegeniiuwirkea

sacht (s. auch unten 8. 33Ü).

3. Die bauliche Aulage und Nutzung der Gebäude. Hierbei

sind die Aaforderangen der Hygiene su berttckeiohtigen, insbesondere

die Vorschriften über Belichtung und BesontiuDg der R&ume, Höhe der
Räume, die Zulässi^keit der Vorwondun^ zn Wohn- und Aufentlialts-

zweckeo (Verbot der Kellerwohnung u. &.), Anlage der Entwässerung
u. a. m.

4. Baaaasftthrung und Material. Die Vortohriften behandeln
die Anforderungen, die an die einzelnen Hausforiuen nach den Bedinguii<,'en

der Standfestigkeit und Fouersicherheit gestellt werden müssen, wobei

die entgegengesetzten Formen, der Flachbau und die Stockwerkshäufung,

xa berOeksichttgen sind. Vorgeschrieben werden Hauerstftrken, die sich

naob der Anzahl der Geschosse abstufen; für jedes aufgesetate Stock-

werk muß jeweils die Mauer des darunterliegenden Geschosses verstärkt

werden. Für große Hniisformen sind ferner zu regeln: die Zahl der

£in- und Ausgänge, Durchfahrten usw.; die Treppenanlage nach der

Breite, die sich mit der Zahl der Geschosse steigern mufi, die Zogäng-
lichkeit und die Bauausführung. Vorschriften werden gegeben Uber An-
wendunj^ und Bescliafft nlicit des Materials, wie Qualität der Ziegelsteine,

Bedingungen der Vorwendung von Hui i^fach werk, Art der Bedachung
(wetck, Strohdach, bzw. hart, Schiefer, Ziegel u. dgl.) n. a. m.

B. Vorschriften Ober die BanweisenachQebftudegattnngen
und Bezirken. Die Bayfijpdnoog kann nicht nur für jedes einielne

Gebäu !o, sondern auch in einer nach Straßen oder Bezirken bemessenen

Abgrenzung eine bestimmte Bauweise vorschreiben oder auch verbieten.

1. Die offene Bauweise (Gegensatz geschlossene Bauweise oder

Reikenban) sehreibt vor, da6 in bestimnaten Strafien oder Bezirken jedes

Gebäude auf allen vier Seiren oder mindestens, unter Anlehnung einer

-8eitenmaaer an ein ^^loicharti^es Nebengebäude, auf drei Seifen frei-

stehen muß. Die erste Anordnung wird »in gauz offen, die zweite als

halboffen oder, da awd Hluser an einer „Gruppe" vereinigt werden, als

Gruppenban beseiehnet. Wird ein Banblock an zwei Längsseiten mit

Reibonbiluscrn besetzt, wJ\hiend dagegen die beiden Qnorseiten offen

bleiben, so daß die Luft frei bindurc-hströuien kann, so entstellt (nach

der von mir gegebenen Definition; der „halboffene Keibenbau'^. —
Die offene Banweise ist empfehlenswert fttr Landhausviertel ond' all-

gemein fflr Auflenbezirke, in denen es mtfglich ist, die Häuser oder

Gruppen mit genügender Freifläche zu umgeben- Bei gesteigertem

Bodenwert ist für Arbeiterviertel die offene Bauweise schwer durch*

führbar. Ob bei Stockwerkshäufung die offene Bauweise anzuwenden
sei, ist bestritten.

Der von Bebauung frei zu haltende Abstand zwischen zwei Ge-

bäuden wird als Freifläche oder auch als Wich bezciclmot. Unter Wich
verstand man im älteren iüitädtebau- den Zwischenraum, der von altersher

vielfach swisohen zwei Qebftnden angeordnet wurde (s. oben 8. 47); der

Wich, der meist nur schmal war, hatte im alten, Städtebau kaum eine

hyL'ipi isrhn, sondern wohl nur eine bantechnische und feuerpolizeiliche

Bedeutung. — Bei der EinfUhning der offenen Bauweise ist man ur-

sprünglich nicht vou hygienischen Gründen ausgegangen. Für die
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Forderiinir p'mo-' offenen Zwischenraumes zwisclien den Gebäuden werden

von Weiuurcuner-Karlsruhe in eiuein Beriebt (um IHlb) als Gründe

gellend gemacht: Fenenioberheit, MOgliobkeit spiterer VergrOfientog des

Gebäudes und in der Hauptsache künstlerische Rflcksichten; d. h. Unter*

brechung der „Monotonie", die durch die gescbloaaen aneinandergesetzten

Häuserreihen entsteht, wie denn auch W eiubre&ner die obrigkeitliche

Regelung der H&uaerfassaden (Hausmodelle, einheitliche Blockfront, oben

8. 6df.) entschieden ablehnt; vgl. Bhrenberg, Bangesobichte von

Karlsralie und mein Handbuch, 8. Aufl., S. 56.

Die offene Bauweise darf nicht schlechtbin mit weitr&umiger, und

die geschlossene Bauweise niclit schle(litl)in mit engranmiger gleich-

gestellt werden. In der Praxis kann geradezu eine Umkehrung dieser

frtther allgemein festgehaltenen Annabme eintreten. Die offene Bauweise
kann durch Stockwerkshäufung engräumig werden; in Berlin findet sidbi

in den Gebieten der „landhausmäöigen Bebauung" und in den Bezirken

mit seitlichem Bauwich die Mietskaserne luit 4 — 6 Geschossen. Um-
gekehrt mag die geschlossene Bauweise selbst bei intensivster Stock*

werkshftnfung sohüeßlich su einem weitrftnmigen Bansystem werden, in-

dem man den flberwiegendea Teil des Bodens frei l&flt, om den Rest

um so höher auszunutzen; s. oben S. 164 und 177.

2. Die weiträumige gt^^r hlnsseue Bauweise. Wie die offene

Bauweise durch Stockwerkshäufung in ein engräumig gedrängtes Ban-

system umgewandelt wird, kaun andererseits gerade die geschlossene

Bauweise durch Baubeschränkungen weiträumig gestaltet werden. Die
Weiträumigkeit wird bei geschlossener Bauweise erzielt durch a) die

baupoli'/.eilicheBeschr&nkung der Stockwerksanzahl (Flachban "der

b) durch die Vorsohrift größerer Freiflächen im Innern des vou Ge-

bftnd«! umsohlcssenen Banblocks.

Wird bei geschlossen umbauten Baubllfcken die Anlage von Hof-

gebiuden untersagt, so dafi das Bloekinnere für QKrten freibleibt, so

entsteht die sogenannte Randbebauung. Die Randbebauung war im
älteren Städtebau allgemein und noch in der neueren Zeit vielfach üb-

lich; vgl. oben ä. 242f. Um zu verhüten, daß, wie dies häuiig ^jeschehen,

das Blockinnere naohtrftglieh mit Gebinden besetct wird, werden bau-

polizeilich sogenannte rückwärtige (innere) Bauflnchtlinien vorgeschrieben.

In solchem Falle darf die einmal festgelegte innere Bauflucht nicht durch

spätere Zubauten überschritten werden.

Rückwärtige Baufhichtlinien sind vorgeschrieben worden u. a.

durch die Bauordnungen von Königsberg i. Pr. i Verfasser Baurat Redlich);
Dttsseldorf-Oberkassel (Ztschr. f. Wobngvw., III, 8. 286; Redl ich,
ebenda, VI, 8. 98), Koblenz (Kommunales Jahrbuch, herausgeg. VOQ
Dr. Lindemann und Dr. Südekum 1D09, Bd. I, S 1B7) und in einer

Reibe anderer ätädte. Die Mafioahme selbst findet sich bereits im
ftltere» Städtebau und wurde in Amsterdsm im Jahre 1618 fOr dis vor-

nehmen Grundstücke des sogenannten Grachtengttrtels eingeführt. — Nach
der Vororte R -O für Berlin vom 10. Mai 1918 kann in Bezirken mit
stark herabgesetzter Ausnutzung gleichwohl eine dreigeschossige Bebauung
gestattet werden, wenn bei einem einheitlich aufgeteilten Baublock nur
awei Zehntel der Grundstfioke Überbaut werden.
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Auch b«i der Randbebaaang ist zwischen vielgesehossiger Atis^

nntzung und Flachbau zu unterscheiden. Es ist nicht mOglicb, bei ver-

tOcal gedrängter Bauweise ruhige Innenhfffe fflr Kleinwohnungen
und Arbeiterwohnungen zu schaffen. Die InnenhSfe bei derRandfaebauung

unserer alten Städte waren ruhig, weil sie von PatrizierhAusera, Spei-

chern, Lagergebäuden umgebm waren. Die Übertragung der Eigen-

heiten der großen Hausformen auf die kleinen ist hier, wie überall,

fehlerhaft. Gewiß ist es iinzutreffeiul. anznnehTncn, daß ein Baustellen-

blork, der von 200—300 Arbeiterfaiiiilien in nielirstörkiiren Gebäuden

uinwohnt ist, ruhige Innenflächen gleich den Patriziergärten bieten

könne. Es handelt sich hier um eine der sogenannten Milderungen,

die die gedrängte Hauweise, um sich zu rechtfertigen, vorbringt und

mit denen unser Städtebau seit Jahrzehnten immer wieder von seinen

notwendigen Zielen abgelenkt wird.

Zuerst wurde die „l)reite iStraße ' als eine Wohltat für die Be-

völkerung gepriet^u (8t&dti»che Bodenfragen, 8. 5); später empfahl man
die breiten InnMihtffe. Weder das eine noch das andere kann die

Nachteile der gedrängten Bauweise für die WehDungsgestaltung auf-

heben. — Anders vprlislt es sich iiatürli^li he- niedriger Bebauung
(Flachbau) uud bei dem Schutz von Flachbauzoneo gegenüber dem Ein-

dringen vielstSokiger Hintergeb&ude; hier mag die Festsetsang rück'*

wftrtiger Baalioten erforderlich sein. Der Qlanbe aber, dafi durch die

hintere Baufluchtlinie die S toc k w e rk äuf u ng als solche bei Klein-

wohnungen erträglich rremacht werden kimne, wird sich ebenso als irr-

tümlich erweisen, wie der Glaube an die zahllosen anderen Baubeschr&n-

kungen, hygienischen Linderangsmittel and . Sqrrogate, die der Reihe
nach zur Erhaltung der Stockwerkshaufung eingeführt wurden und,

außer dor VBrteuernng der Kleinwobnun;.', ni'lit nüzujrrnße sirhtbare

Erfolge gehabt habeu. Maa äolite doch allmählich erfahren haben,. dafi

SS nicht richtig ist, die Menschen durch Stockwerkab&ufung zusammen-
sndrlngen, um sine breite StraSs oder einen breiten Innsnhof va h&-

kommen. Hierbei würde überdies, wie So II mann, Kommunale Praxis

vom 8. Juni 1!)18 richtig bemerkt, der einzige angebliche "Vorteil des

StockwerkbauB, weniger Bodenflache zu beanspruchen, verloren gehen.

8. Die Aussonderung von Landhansbesirken. Durch die

Bauordnung kann vorgeschrieben werden, dafi in einzelnen Bezirken nur

eine landhausmäßige Bebauung zulassig ht, wobei niiOor der Einhaltung

der offenen Bauweise noch die Anlag© grölierer Freiflächen — bis zu

zwei Dritteln der Gruudstücksflache — angeordnet wird.

4. Die Aussendernng von Gesohftfts- nnd Industrie-
bezirken und Fabrikvierteln. In den neueren Bauordnungen
snoht man die Wohnbezirke von störendem GerRusrh dadurch freizu-

halten, dafi man die Anlage von Fabrik- und geräuschvollen Betrieben

in den Wehnbsxirken erbietst, dafttr aber andere Besirks fttr dis An-

lage solcher Betriebe freigibt und durdi Oswthrung einer stärkeren

Au.snuf/ung der Grün 1-* 'icke die Verlegnnp; von Fabriken in diese Be-

zirke begünstigt. — Ferner wird mitunter die Herausbildung von Ge-
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BcliftftSHtraßeti und iliie Sclieidintu' von den Wolinstrfvßon dadurcli gp-

fCrdert, daU man iiiuerhalb eines Bezirks die Verkehrsstrafien durch die

OestattuDg einer größeren Stookwerksiahl bevorzugt.

BauordnoDgeiii die die vorgenannton Scheidungen Mck Besirken, Baa-
klassen usw. durchführen, bezeichnet man als abgestufte Bauordnungen,
Zonen- oder Staffel bauordonngcn. Die neueren Bostrebuniren im Städtebau

gehen dahin, die verschiedenen Wohnhausbauklassen nicht Htieng nach Be<
sirken abausODdeni, sondern aie, dorcb sweckmftfitge Miaehung der Straften'

breiten im Bebaunngeplan, sich gegenseitig dorohdrin gen an lassen.

Durch das nach langen Verhandlangen anterm 16. Jali 1907 m>
Stande p:ekotninene prenßiache Gesetz geg*»n die Verunstaltung von
Ortschaften und landschaftlich hervorragenden Gegenden wurde im

§ 1 die Möglichkeit des baupolizeilichen £in8Chreiteus geschaffen gegen-
über solchen Bauten, die eine grtfbliche Vemnetaltang des StraBen* nnd
Ortsbildes herbeiführen. Einen weitergebenden Einfluß auf die bau-

liche Gestaltung kann die Gemeinde dnrrh ein im Kalimen des Ver-*

unstaltuDgsgesetzes zu erlassendes Ortsstatut ausüben. Das Orts-

statat kann insbesondere Bestimmungen treffen Uber die. Ausführung
von Bauten und baulichen Änderungen an Straßen und Plätsen v<m ge«
schiclitlicher und künstleri.schor Bedeiitunn;, (iber die Aiibrinfrnti^ von
lieklameschildeni, Atif*»chriftpn, über besondere- Anforderun^^en au Laud-
bausviertel, Badeorte, Prachtstraßeu u. dgi. (Die Anregung zu dem
Oesets wurde 1908 von Oberbürgermeister Stmekmann-Hildeshetm
gegeben, unter desMO Verwaltung bereits ein Ortsstatut mit gleichen

Zielen für llildcsheim ers^anfren w m.) Ein Runderlaß dos Minis'^ers dpr

öffentlichen Arbeiten und des Innern vom 10. Januar 1908 ersucht die

Regierungspräsidenten, die Staatsbaubeamten ihres Bezirks anzuweisen,
aufierhalb des Rahmens des eben erwftbnten Oeeetaes vom 15. Juli 1907
„auf die Förderung einer gesunden heimatlichen Bauweise bedacht su
sein und auch außeramtlich sich an allen Bestrebungen in diesem Sinne

mitschaffend und anregend zu beteiligen". — Vgl. Th. Goecke, Der
StftdteUu, VI. Jahrf^ , 1909, B. 119; F. W. Bredt, Neuieitliohe Ban-
pflege (herausg, v. Altenradi), Berlin 1914, 8. 261 f.

Nach § 33 der badischen Landesbauordnung können ortspolizeibcbo

Vorschriften erlassen werden gegen die Verunstaltung des Ortsliildes,

der Straßen und Plätze, sowie Uber besondere Anforderungen an die

Ausgestaltung der Bauten in einseinen Straften und Ortsteilen. Vgl.
bayerische Bauordnung vom 17. Febr. 1907; stchsisches Baugesetz § 18
und Gesetz vom 10. Marz 19^9 pepen die Verunstaltung von Stadt und
Land; württembergische Landesbauordnung Art. 97 und 98 (sachlich,mit
dem preuftischen Gesets vom 15. Juli 1907 (Ibereinstimmend); hessisches

Geeets vom 16. Juli 1902; Elsaß-Lothringen, Gesets vmn 21. Nov. 1910
(Ermachtig:nng der Ortspolizeibeliördo durcli Ortsstatut, baupolizeiliche

Vorschriften /.um Schutz des Ortsbildes und der Ausstattung baulicher
Anlagen zu treffen).

In der Bebauung eines Grundstücks ergeben sich Öfter Beschrän-
kungen der Bebaubarkeit, die über die Vorschriften der Bauordnung
liinauf5n;ebon und die als Bnulasfen odor Oblasten bezeirlniet werden.
Namentlich gehören hierher: die Einschränkung der baulichen Ausnut/unjr
im Zusammenhang mit der Bebauung eines anderen Grundstücks {UöU-
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gemeinschaft), die dauernde Freihaltuni^ eines Grandstttcksteilee %am
Zweck von Gartenanlagen und Spioljilatzcn , der Sr hutz j]^efron Ver-

unstaltung u. n. m. Die dingliche Sicherung der Baulastea wird er-

reicht durch die Eintragung in Baulastenbüclier, die iu bachsen, Baden,
Bremen und Wttrttemberg bereits eingerichtet sind, in Preaflen nach
dem O^Metzentwurf vora 17. Min 1917 (für Gemeinden über 10000
Einwohner nuhetiinirt, im übrigen nach Bedtirfr.i?) 7nr Einftlhrung ge-

langen sollen. Über die Baulastenbtlcher in Württemberg vgl. Landes-
bauordnang Art. 99.

2. Der gegenwärtige Stand dies BanardnmigswMeiMi.

§ 75. Die nenere Entwiddang des Bauordnungswesens zeigt uns,

daß die Bauordnung die mit den 70er Jahren einsetxende Geataltnog

des Städtebaues ebenso widerspruchslos und mit der gleichen Selbst-

verstSndlichkeit hinnahm, wie dies auf dem Gebiet des Bebauungsplanes

gesdiah. Das neu eingefOhrte System der Stockwerkshftnfong und die

entsprechend groBeu Haustypen waren die anerkannten Formen der

Wohnungsherstellung, und m ihrer Verbreitung hat die Banordnung

kaum weniger beigetragen als der Bebauungsplan; denn wo — wie in

den Kleinstädten, den Vororten, den ländlichen Bezirken — der Be-

bauungsplan mit seinem Straßenl)au nicht oder nicht sofort hingelangte,

da kam die Bauordnung und verpflanzte die neuen Bauformen in die

noch unerscldossenen Oeländefläclien. Im weiteren Verlauf der Dinge

mußte das üebiet der Bauordnung zu dorn Kaiii|>f(ilatz werden, auf

dem die gegnerischen Anschauungen und Interessen ohne Unterbrechung

und man kann sagen, fast ohne Waffenstillstand, aufeinandertrafen.

Das voiheiTschende System unseres deutschen Städtebaues beruht

in seinem innersten Kern auf der Notwendigkeit einer fortgesetzten

Auftreihung der Rodenwerte; in die Sprache der Bautechuik übertragen,

bedeutet dies den Zwang einer stetigen Steigeiung der Bodenausnutzung,

ohne Bflcksicht darauf, dafi die erzwungenen Bauformen unmittelbar

wirtschaftswidrig upd fQr das Baugewerbe unvorteilhaft sind. Die

diesen Mißstand bekfimpfeode Richtung bemtlbte sich nicht, die rich-

tigen wiHschaftsgemäßen Gmndhigen für den Stidtebau zu schaffen,

sondern sie suchte, den dem bestehenden System eingeborenen und

unausrottbaren Trieb der verstärkten Bodenausnutzung eiazusdirftnken.

Während man hierbei, wie frQher anerkannt, Einzelfortscbritte erzielte,

wurden doch die Bauordnungen durch das Bestreben, ein au! die Stei«

gerung der Ausnutzung angewiesenes System zurückzudrängen, in ihren

Vorschriften immer verwickelter. Namentlich für das Kleinwohnungs-

wesen gestalteten sich die Verhältnisse dauernd unbefriedigend. Aus

den „geschützten-' Bezirken mit stark herabgeminderter Ausnutzung zog

sich der ivleiuWohnungsbau, der von dem Kealkredit vollständig ab-
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hängig ist, gemriii den zuvor erörterten (iriinden zurück (oben S. 102);

in den übrigen Bezirken mit aufgetriebenen Bodenpreisen boten die

baupolizeilichen Anforderungen den Vorwand, die Abneigung der Bau-

unternehmer gegen die Errichtung von Kleinwohnungen auf dem über-

teuerten üeläiide durch die baupolizeilichen Vorschriften zu recht-

fertigen. DemgegenQber wurde die Forderung aufgestellt, das Ktoiii-

wohnangswesen — das doch den Hauptteil und damit die Regel der

Wohnungaherslellung zu bilden hat— dureh Ansoaliinebestininiungen

zu begünstigen. In der neueren Entwicklung der Bauordnung standen

sich somit Yier Grundansehanangen gegenüber, deren Folgeningen

sich gegenseitig durchlireuzten und su einem fortwährenden Wechsel

und steigenden Umfang der baupolizeilichen Anordnungen ffihrten:

1. das System der Stoclcwerkshäufung, das die großen Hausformen

zur allgemeinen rrrnndlage nimmt; 2. die Ermäßigung der bau-

polizeilichen Anforderungen für kleine Baufonnen; 3. die Aussonderung

geschützter Bangebiete mit stark herabgoppf zter Ausmi^/nng; als

Gegensatz endlich 4. die Steigerung der vertikalen Ausnutzung bei

Errichtung von Kleinwohnungen.

Den erörterten Voraussetzungen gemäß zeigen die neueren oder

gegenwärtig in Geltung befmdlichen Bauordnungen in ihren materiellen

Vorschriften erhebliche Abweichungen.

I. L a n d c sb a u or d u n n gen. Die bayerische Bauordnung vom
17. Februar 1901 stellt allgemeine Grenzen auf für die Ausnutzung der
Groadsttlclie hinsichtlich der Banhfihe und der Rreiflftche. Die Geblude«
höbe darf die StraBenbreite nicht ttberscbreiten; die Freifläche soll

mindeHtena ein Viertel der überbauten FlRcbe betragen. Bezüglich der

Mauerst&rken boätimmt die Bauordnung, daß bei mehrstöckigen Bauten
die Umfassungsmauern im obersten Geschoß 1^, Stein stark sein müssen,

in den darunter liegenden Stockwerken ist das Mauerwerk um je 18 cm
für je zwei Geschosse zu verst&rken, so dafi sich het fttafgeschoasigen

Bauten folgende Stärken ergeben:

Erdgeechoß 1. 2. 3. 4. Stockwerk
64 51 51 38 38 cm

Filr zweigeecboesige (eiusiockige; Woliugebftude mit nicht mehr als 6 m
freitragender Belkenlange beträgt die vorgeschriebene Menerstarke 88 cm
im £rdgeKhoB nnd 26 cm im Obergeschoß. Für die Errichtung Ton
I^rand mauern werden weit«}:eliende Vorschriften gegeben (von denen im

KinzeJfftll dispensiert werden kann; Englert, S. 43). - Die Anforde-

rungen au die Mauer^tätkeu waren unelastisch, ftir den Kleinhausbau
nngttnetig nnd beförderten die Anwendung großer Haneformen; vgl.

meinen Aufsatz „Bemerkongen Aber das Kleinwohnungswesen in Niim-
berp", Zeitschr. f. Wohnungswesen in Bayern, VI. Jahr«;., 1908, 8. 17 f.

Nachdem die Verordnung vom 3. August 1910 eine Ermäßigung der An-
fofdwningen fttr Oeblnde bis n drei Geschossen Bauhöhe gebracht hatte,

wurden durch die V.-O. vom 10. Jnlt 1918 firteiehtemngen gewährt
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fllC Klauthansbattteii, als welche gelten: Emfamilien- and Mehrf«mi1ieo>

hauser, die nur aus höchstens zwei Vollgeschossen und ausgebautem
Dachgescholi bestehen und in jedem Voll<:oscboli hüchsteuä drei Klein-

wohnungen enthalten. Die in dem Dachgeschoß angelegten Wohnräume
BoUen nar ala Zabehf^r sn den VollgeecboBwobnungen, nicht als selb-

et&ttdige Wofaniingen dienen. Hinsichtlich der Überdachführung von
Brarrdmauern werden ferner bei Gebäuden bis zu drei GeschosKen Bau-

höhe Erleichterungen gewährt; auch kann bei dreigeschossigen Reihen-

häuBem die Herstellung eigentlicher Brandmauern innerhalb eines Ab-
staades bis su 25 m nachgelaesen werden; Ztaehr. f. Wgaw. in Bay.
1918, S. III. Vgl. auch bezüglich der Förderung des Kleinhansbaues
die Entscheidung; ob*»n S. 283. Über die BerOoksichtiguntr der künst-

lerischen Gestaltung der Bauordnungen in Bayern vgl. uuteu § 125.

Das sächsische allgemeine Baugesetz vom 1. Juni 1900 und
Nachtrag vim 20. Mai 1904 aäblt sn den anfassendsten baapoHzeilicben

Bagelangen in Dentschlandf die im Banordnungswesen vielfach anregend

gewirkt haben. Der Zusammenhang mit dem Bebauungsplan ist auf

das engste gewahrt; vgl. § 18 Baugesetz und liier oben S. 275. Hin-

sichtlich der Orundstücksausnutzung bestimmt das Baugeäetz, dai^ vor

oder hinter jedem Qsbftnde eine Hofflftche ansnordnen ist, di« in ihrer

Breite der Höhe des Gebäudes gleichkommt. Die Anzahl der Geschosse

einschließlich Dachgeschoß betrflgt nach dem Op^ptz in liandhausvierteln,

ländlichen Orten * und in Orten, in denen bisher im allgemeinen nicht

hMrar gebaut wurde, drei Gesehoaae, im übrigen vier Qeschosse; für

das Innere grOflerer Stldte sind fltaif Oesohosse sulftssig (§ 99). Das
Gesetz gibt hier wie immer nur die allgemeine Höchstgrenze, die durch

örtliche Vorschriften im einzelnen festzulegen ist. Die dem Baugesetz

beigegebene „Anleitung zum Erlaß baurechtlicher Ortsgesetze" stellt

hieran eine Beihe von Bestimmungen anf ftber die Geb&adehOhe und die

Vorbehaltang von Baufliehen, anf denen nur kleino Familienbtoser er-

richtet werden dürfen fRumpoIt, S, 385).

Das Gesotz vermeidet es, zahlenmäßige Vorschriften über die Festig-

keit der Bauten und der Mauerstärken zu geben und bestimmt nur:

„Fttr die taugliche Beschaffenheit and die Tragfähigkeit der beim Banea
und bei den Oerttsten zur Verwendung kommenden Baustoffe sind die

Bauausfübrenden verantwovi]ich" f§ 105: hierzu die Erläuterungen,

Rumpelt, S. 22df.). Die Verwendung von Holzfachwerk ist bei offener

Bauweise gestattet. Für Ortliche oder heimatliche Bauarten, s. B. Hols>

blockbau, sind weitergdiende Erleichterungen zulässig (§ 107). Ober
die Beschaffenheit der Wohnungen gibt die für die Ortsstatute be-

stimmte Anleitung (s. oben) folgende Be.stimraungen an die Hand:
„Eine Familienwohnung soll in der Kegel wenigstens aus einem

gut beisbAreo Wohnraum, einem Schlafraam und einer Kttche, sowie ans

dem nötigen Oelaß zur Aufbewahrung von Gerfttsdiaften, Holz usw. be>

stehen. Wohn- und Schlufräurae messen zusammen wenlp^tpr«^ 30 qro

Grundfläche haben. Die Gesamtfläche der Fenster soll wenigstens ein

Zwölftel der Grundfläche des betreffenden Raumes betragen. Auch soll

jede Wohnung in der Regel wenigstens swei sich gegenttberliegende

Fenster haben, um eine gründliche Lüftung der Räume zu ermöglichen.

Der Einbau sogenannter Alkoven ist unzulässig. Als flberfttilt ist eine

• Eberttadt, Haodbuch dct WohaHiigtwewn«. 4« AttA. 22
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WoliDUDfr anztisehen, wenn sie nicht für jede erwachsene Person wenig»

Stans 20 cbm und für jedes Kind weni<^8teDS 10 cbm Luftrauui bietet.
**

Die wUi ttembergiscbe LaDdesbaaordouog vom 28. Juli 1910

gilit ftls Bege), dftfl Wobngeb&itde in dmt Anfienbezirken großer and
mitUeror SUdte« sowie in lileinen Btftdten und Landgemeinden nicht

mehr als drei, im übrigen nicht mehr als vier Geschosse enthalten

sollen. Allfiemein ist die GebJlndoli^iho anf das Mali der Straßonbreite

beschränkt; die Höhe der Hintergebäude darf das ftir die Vordergeb&ude

Bolftesige HaS nicht «bersobreiten. Die tinllberbante Flftobe einee Grand-
Stucks nittfi bis zu 8 m Gebaudehühe die Hälfte der bebauten Flicbe

betragen, \vi\liroii I f:i: eden fol^romion Meter Bauhöhe ein Zuschlag von

ii^lo der tiberbaiilen i'lJlche zu der Freifläche liiiizntritt. Für Eck-

gebäude werden bedeutende Bevorzugungen gewährt; vgl. oben S. 239.

BegüDStignngen hinsiehtlidi der bebsabsren Fliehe ond die Befreiong

von der Anlegung einer Brandmauer bis zu 25 m Abstand können fest-

gesetzt werden für Kleinliilnser, d. h. Gebäude mit nicht mehr als zwei

vollen Geschossen und mit nicht mehr als zwei FamilienWohnungen
(Kleinhänaer) in Bsavierteln, die durcb Ortsbaasstsong ansschliefllidi

für den Kleinhnusbau bestimmt sind.

Die badische Landesbauordnung vom 1. September 1907 und
Nachträgen vom 13. Januar 1913 bestimmt hinsichtlich der Grund^tttcks-

ausnutzung, daU im allgemeinen die Gebftudehöhe die ätraÖenbreite

nicht flbersteigen darf. Die Geschoflxahl soll bei Wt>hDgescho88en in

der Kegol botragen: in Orten mit ländlichen Verhältnissen nicht mehr
als zwei, in Orten mi^tlerer Gnißp, in Vororten, Landhansviertelu und

Außenbezirken gröüerer Städte nicht mehr als drei, im ilbrif^on nicht

mehr als vier Hauptgeschosse. In den Hauptgeschäftsstraßen im Stadt-

innem Itönnen fünf Qesehosse sugelasseii werden. Aufier den Haapt-
geschossen dürfen die Gebäude noch ein Dachgeschoß erhalten; in Tier*

und fdnfgeschossigen Gebäuden dürfen jedoch In dem Da« li<reschoß nur

£iuzelrftume als Zubehör zu den Wohnungen der unteren Geschosee

(Dienstbotenkannneni u. dgl.) eingerichtet werden (§ 29). Vorsdiriften

Aber Mauerstftrken werden nur bezüglich der Brandmauern gegeben, die

bei 1 ^/2geschossigcn Gebäuden bis 9 m Bauhöbö 26 cm stark sein sollen

und mit der Gebäudehöhe /,u verstärken sind. — Den (Srtliclien Bau-

ordnungen bleibt die Berücksichtigung der eigenartigen, klimatischen,

genindheitlichen, sosialen 6elAnde> und Verkehrsverh&ltnisse flberlassen.

Inabesondere ist den örtlichen Bauordnungen die Erhaltung nnd Fdrde*

rung einer bodenständigen und charakteristischen Bauweise aufgetragen.

Soweit zulässig soll die Errichtung von Gebäuden mit beschränkter Zahl

von Wobnungen, von Einfamilienhäusern, von Reihenhäusern mit hin-

reichenden FreififtdMtt und die Anwendnng der offenen Banweise gS'

fördert werden (§ 209). Fttr das Eleinwohnnngswesen sind tonlidist

Erleichterungen zu {gewähren.

Mit Bezug auf die bauliche Anlage schreibt die Landesbauordnung
vor, dafl die Zimmerhobe mindestens 2,50 m, in rauheren Gegenden
2,80 tt betragen soll. Abs Mindestbodendftche eines Wohnraums werden
10 qm, als Verhältnis der Fensterfläche zur Grundfläche der Räume
1 : lU angegeben (§ 43 und 44). Bei Kloinbautcn mit nicht nielir als

swei Geschossen werden einfache Treppenanlagen (Holztreppen) gewtattet.
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— Durch BrUfi vom 11. September 1916 wird auf die BerttoksichtiguQg

der Eigenart des Kleinheusbaue» erneut hingewiesen, der durch eot-
»preclieiide Bestimmungen in den örtliclion Bauordnungen Rechnung ge-

tragen werden soll. In Einzelfällen können durch die AufsichtHbehörde

Erleichternngen tür den Bau von Kleinwohnungen in mehrstöckigen Oe-
b&ndeu gewährt werden. Vgl. die Torsebläge von Prof. Stttrsenacker,
Zaotralbl. der Buuverwaltung, XXX, 1910, 8. 150.

Andere Laudesbanordnungen tmd Bttcbanegaben der Bauordnungan
8. oben 8. 284 f.

II. ürtliclie Bauordnungen. Die Berliner Bauordnnog sucht
der Anlage flbermftflig ticier Grundetfleke dadorch entgegenauwirken,
daß die Bebaubarkeit dieser Grundstücke vermindert wird im Verhältnis*

zur Tiefe. Die GrundstUekf werden durch die Bauordnnnp in Streiffn
zerlegt. Der erste Streifen bisi zu G m Tiefe (von der Bauflucht ab

gerechnet) darf voll bebaut werden, der zweite bis 32 m Tiefe zu

der Beat über 82 m darf, falls das Onindsttlok innerhalb der alten

Stadtmauer liegt, \>Ib oder, wenn außerhalb der alten Bingmauer,
bis */io Fiiu-he bebaut werdf-n, Für die Hoff^ebaude gilt eine gr<^ßere

Bauhöhe als für die an der 8traöe liegenden (ieb&ude.

Die Berliner Vororte-Bauordnung vom 21. Mftra 1912 unterscheidet

die Bauklassen I und II f(ir die geschlossene und die Bauklassen A—

F

für die offene Bauweiso mit Rauwich von 4— 5 m. Die Bebaubarkeit
der Grnndatücke ist ab;:estuff von

•'•'i,,

—

V,q und von vier Hanptfrescho.<??:en

bis zu zwei GeschoHsen. In den Klassen A—F kann an Stelle der

offenen Bauweise der geschloflsene Reihenbau angewendet werden, wobei'

sum' Ausgleich für den wegfallenden Banwich die xnliseige Oebftade-

höhe r:< Ii in Kln^ A um .B m, in den übrigen Klassen um 2— 1 m ver-

ringert. IndeB u nd in der für die Bautätigkeit hauptsächlich in -Be-

tradit kommenden Klasse A der (minder intensiv ausnutzbare) Bioihen-

ban wenig ausgefttbrt. Fttr Einfamilienhloser kann die Bebanang, statt

nach Flächen- und Höhenmaß, nach kubischem Maßstab berechnet werden
— so (renannte kubische Bauordnung; für jeden Quadratmeter zulässiger

Baufläche wird ein bestimmter Kubus Baumasse zugelassen, deren

Verteilung innerhalb des Grnndsttlcks dem Bauenden unter Einhaltung

der baupolizeilichen Vorschriften freisteht. — Eine Streifen berechnung

ähnlich der Berliner wird in der Rauordnnng für Cassel vom 5. Jlärz

191S gegeben. Auffällig ert^cbeint pü, daß hier, wo einflußroicbe Inter-

essen eines Bodenspekulatiteu beHtelieu (oben S. 13G), der Regierungs-

präsident in dieser Banordnnng — wenige Jahre, bevor die Auattbung

der Baupolizei an die Gemeinde Oberging — ye^-^en den entschiedenen

Widerspruch der Stadtverwaltung eine Heranfzonnng vevffijrt hat,

die für das Hauptwohnviertel im Westen von Kastel eine wesentlich

verstärkte Bodenanaaatsnng einführt und in diesem Wohnbesiiic die

fünfgeschossige Bebauung bei Anlage von Vorgärten und entsprechender

Straljenbreite allgemein ermöglicht. Die Stadtgemeinde wird nunmehr
versuchen, eine Umarbeitung der Bauordnung im Verhandlangswege sn

erreichen.

Die Bauordnung von Breslau vom 19. Mai 1908 unterscheidet

allgemein verschiedene Baukla^sen und Baubexirke. Im besonderen

werden noch ffir Klein- nnd Einfamilienhftuser Bestimmungen gsgeben,

22*
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die Erleichterungen {i\r Hre kleinen Rauformpn gowahr^r) Pir Vor-

Bcbrifteu bezieben sich auf da» Baumaterial (Fach werk), auf dio Aulago

der Flure und Treppen ; bei dem kleinen Einfamilienhaus wird zutreffender»

weis» voa jeder jioliseUicbeii Anforderang hinwchtHcb der Treppenbreite

abgeeehen. (Kommunales Jahrb. 1909, I, S. 185 und 0. Kotze, Die

bftupolizeiliclien Vorscliriften für Breslau, 1908). Vgl. hierzu den Be-

scheid des Oberbürgermeisters von Breelau, Dr. Ben der, betr. die

Ablebnang der AbftndentDg der Bauordonog für Breeleuer Aufienbezirkei

Breslauer Gemeindeblatt, Mai 1909.) — Die Stettiner Bauordnong
vom 21. M&rz 1912 stellt als BauklaHRPii auf: Vollbau, VorortHbau, Klrir:-

bau. Landhausbau und Fabrikbau. Für den Kleiubau lauten die Sonder-

bestimmungen: Uebäudehöhe bis zu 10 lu, zwei V oUgescbosse sowie ein

Drittel Aoenntzung von Keller» und Dachgeschoß, Freiflftehe ermifligt auf

30% der Orundsttteksflftobe; bei B«ibenbaa iet bie an Abetäuden von

60 ni die Brandmauer nicht über Dach zu fflliren. Die verschiedenen

Bauklaäsen, denen im einzelnen einige Unterteilungen hinzutreien, sind

hinsichtlich ihrer Geltung nach Bezirken lokalisiert. — Die Bauordnung

fttr Königsberg aftblt eeche Bangebiete nnd gew&brt £rleicht«raogen

Ittr Sinfamilienh&user hinsichtlich der Treppenanlage, der Ziinnerhöhe

u. a. m. Für TTintergebHudo ist die Bauhöhe niedriger bemessen als

für Vordergeb&ude. — In Halle a. ä. werden drei Baugebiete ange-

aetiti die sieh in 11 Unterteilungen gliedern und in denen aidb die

Bebannng von vier Geechossen bis an swei Qeschoesen abstuft. Bei

den Hintergebäuden ist, wie in Berlin, eine Oeb.ludebuhe zulassig, die

die Hofbreitc um 6 m überschreitet. Für Kiufamilienliäuser wird eine

Anzahl vuq ii^rleichterungen (für den Kleinhausbau kaum zuieichend)

feetgesetat.

Die Bauordnung für Köln vom 8. Aug. 1913 unterscheidet sechs

BaiiklasHen, die zum Teil in Unterklaj^sen pe^^liedert sind. Geb&ude-
höhe, ätockwerkszabl, Freiflächen sind gemäß den einzelnen Klassen

für Innen- und Außengebiete, sowie für Geschäfts- und Wohnbezirke

abgestnft. Besondere Vorschriften gelten für Kleinbaaten, als wel<Ae

bezeichnet werden: M^^^^i^g^^^^^^^» Vordergebäude errichtet »ind

nnd höchsten« einen Anbau für Abort und wirtschaftliche Nobenräuine

haben, ein Geschoß weniger aufweisen als in der betreffenden Bauklasse

aulissig ist und deren lidite Stockwerkshöhe höchstens 8,80 n, min-

destens 2,80 m in Erd- und Obergeschossen, 2,50 m im DachgescboB
betragen." In der III., IV. und V. Klasse ist jedoch die Errichtung

eines übcrgeschusges stets gestattet. Die Ziinmerbohe, die für Wohn-
räume 3 m zu betragen hat, ist in Kleinbauten auf 2,80 m im Erd-

und Obergescbofi, 2,60 m im Dacbgeschofi ermifiigt. Im Hftre 1919
wurde fttr die Bebaomig des ehemaligen Festangafreistreifens eine ge-

drängtere Ausnutzung gewährt, um seitens der Grundbesitzer die Ab-
tretung von Oel&nde für einen Grünstreifen zu erlaugeu; Stübben,
Zentralblatt d. Bauvervraltung 1919, S. 171 und hier oben S. 292.

Weitgebende Abetafungen enthalten die fiauordntmgen fflr Dtlssel*
dorf; naeh der jüngsten V.-O. von 1912 zerfällt das Stadtgebiet noch
in 5 Bauzonen und 11 Bauklassen. Das Vorsclireiten des Stockwerks-
baues unter dieser Regelung zeigt sich darin, daß dio Gebäude mit vier

Oeschosaen, die i. J. 1878 in Düsseldorf so gut wie unbekannt waren,
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u X 1910 29*/« dw Gesamtsfthl amfafiten. Die großen HAnaformen
sind parallel mit dem BtraBeosystem vorgedrungen.

Die Bauordnnnf«; für Essen vom 16. Mai 1907 vertritt den Grund-

satz, daß flir die Flächenausnutzung keine festen Zahlen pPL'eben werden;

die Bebau barkeit der Grundstücke richtet Hieb vieimebr uacb der An-
sah! der GMchesse, so daB antomstiseh mit der Stockwerkssabl die von
der Bebauung freizulassende Fläche steigt bzw. fftllt. Die gesamte

Stadt ist eingeteilt in fünf Baugebiete, in denen die zul&ssiL'e fTcLäudc-

höhe sich von vier bis zu zwei Geschossen abstuft. In jedem dieser

Baugebiete ist das Verhältnis von Freifl&che und Baufläche zu der

Stockwerkssafal in Besiehung gesetst, so dafi s. B. im Bangebiet IV die

bebaubare Flache bei Anwendung von swei Geschossen 60%, bei drei

Geschossen 50 "/q, bei vier Geschossen dagegen nur 40% beträgt.

Hintergebäude sind in der Bauhöhe benachteiligt und in einzelnen Be-

sirken ginslick untersagt. Fttr das Ein- nnd Zweifamilienhaus nnd fflr

das Kleinhaus bestehen Erleiekterangen. Die verschiedenen Formen
der in dr-r Bauordnung festgesetrten Bauweise sind nach Stralien lokali-

siert. Die günstigen Erfolge der Bau- nnd Bodenpolitik der Stadt

Essen hatten wir au verschiedenen Stellen des Handbuchs zu verzeich-

nen. — Der Essener Baoordnung soblleflt sieh die der Btadt Aachen
vom 1. Juli 1914 an. Die Verordnung unterscheidet zunächst vier

Gebaudegattungen, für deren Abgrenzung ich die kurze Bezeichnung

geben möchte: 1. Wobngebäude, 2. Betriebsgebäude ohne wahrnehm-
baren Einfluß auf die Nachbargrundstttcke; 8. gemischte Gebäude, Eigen-

schaften au 1. und 2. vereinigt; 4. Betriebsgebinde mit wahrnehmbarem
Einfluß auf die NachbargrundstUcke. Das Stadtgebiet wird eingeteilt

in Wohnbezirke, gemischte Bezirke und Fabrikbezirke; zur Anwendung
gelangen zwei Bauklassen mit acht Abstufungen, in denen sich gemäß
der l^ener Regelung die Freifitehe im Verhiltnis su der Geeehofisahl

steigert bzw. ermäßigt. In der Bauklasso 1 D, geschlossen, dreigeschossig,

mit ^'iQ Freifläche, kann wahlweise nach K.la8se ID sweigeschoseig mit

VlO Freifläche gebaut werden.

Einfache Vorschriften zeigt die Bauordnung fUr Osnabrück von

1906. Das Stadtgebiet wird eingeteilt in vier Baubesirke: 1. die Innen«

Stadt; 2. die Wohnviertel des Stadterweiterungsgebiets; S. die reinen

Fabrikviertel (erleichterte Zulassung von Fabrikanlagen); 4 der ge-

wischte Bezirk (Zulassong von Fabrikanlagen unter Erschwerungen).

Neben diesen Baubexirken werden noch in xweckmäßiger Weise Stralen-
fc lassen unterschiedeDi die die einaelnen Baubesirke durobsiehen. Ftlr

die hochwertigen Geschäftsstraßen der Innenstadt wird mit Recht die

weitestgehende Atisnutzbarkeit gestattet In den übrigen Veikehrs-

straßen wird ferner eine höhere Bebaubarkeit als die in dem betr. Bau-

beaixlce aUgemein sugelassene, bewilligt. Fttr. die Wohnstraflen des

Anfienbesirks dagegen betrtgt die BanhOhe zwei Wohngescbosae und
ausgebautes Dache n rhoß — Fttr gewerbliche Znerke ers'-hien es er-

wünscht, neben den reinen l'att! ikvierteln einen geiniscliten Bezirk lius-

zusondem, in welchem die Anlage geräuschvoller Betriebe zwar möglich

istt aber durch BrsdiwernDgen in der Ornndstücksausnutsung besehrinkt

wird. Die Bauordnung seichnet sich durch Übersiehtlichkeit und sach-

gemifie Behandlnngsweise vorteilhaft ans. (Ausg. von Stadtbanmeister
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Lehmann, DaH Baurrcht vnn Osnabrück, 1906.) — Hi« neue Bau-

ordnung fUr Manu beim vom 1. Nov. 1913 fuhrt den Ctrundsatz ein,

daß in der baulichen AnsnaUung auf den totstchlichen Stand dar Be-

bauung Bttokaielit genommen wird. In jeder dar vier Bauklaseen des

Stadtgebietes werden die GrundHtUcke geschieden in die Unterklasse

A, die die ziilasnifre Baudichte noch nicht erreicht hat {in der Haupt-

saciie unbebaute UrundstUcke) und die Unterklasse B, in der die za-

Iftssige Baudichte bereits Qberscbritten ist. In den vier BanUassen iet

die GmadatUcksausnatzong abgestuft von GO bis auf 40 ^/g, mit einem

Zuschlaf!; vnn 10 bis 15% für ciio Unterklasse B. Die Geschoßzahl

senkt sich von vier Geschossen (ier Klasse I bis auf zwei Geschrtssp in

der Klasse IV, Dachgescholi /.am Teil ungerechnet. Für Ein- und Zwei-

famiUeohiiiser werden Erleichterungen (Zimmerhl^he 2,8; Treppenbreite

1 m) gewfthrt

Für Bremen wurde am 6. Dez l'.)17 eine Staffel-B. -O. eilasfien.

In Hamburg kam am 31. Juli 1918 eine neue B.-O. zustande} wegen

des Einflusses der Interessen des in der Bürgerschaft mafigebend«a

Grundbesitsea vgl. Zentralbl. d. Baavww. vom 20. Nov. 1918, S. 465.

Die Bauordnung für Uellerau vom 7. Febr. 1913 nimmt be-

sondere Rücksicht auf den Gartenstadtcharakter der Siedelung und ge-

währt „zur DurclifUbrung der Bebauung nach den Grundsätzen, die

von den Leitern dieser Bewegung in kOnstlerischer, soualer nnd hygie-

nischer Beziehung vertreten werden", weitgehende Freiheiten, die zu-

nftchai für dio Datipr von 2 Jahren bewilligt wurden. Das Piangebiet

zcrfiUlt in das Kloiniiausvierte!, das Villenviertel, dje Bezirke für Wohl-
fahrtseinrichtuugeu uud für Fabrikanlagen und das Vorbehaltsgelände.

Im Eleinhaiiaviertel ist der halboffene Reihenbau (oben 8. 381) ange-

lassen mit einem rttckwKrtigen Gebaudeabstand von 60 m. Die Zimmer-
liöhe soll im all{!;cnieinen nicht unter 2,6 m betragen, kann indes im

einzelnen bei freistehenden Einfamilienhäusern auf 2,4 m herabgesetzt

werden. Im Villenviertel ist nur das freistehende Einfamilienhaus und

der Groppenban zugelassen. Die .Bebau burkeit der Grundstücke betrftgt

der Fläche. Von Einzelvorsclirifteu über die Bauausführnnfr bezüg-

lich der Mauerstärke, Treppen breite usw. ist abgesehen. Besondere

Baufluchtlinien werden nicht aufgestellt, „um die iSchaffung entsprecheu-

der Strafienbilder au erleichtem**. Jeder Bau bedarf der Genehmigung
durch die Bau- und Knnsdiommission von Helleraa*

III. Sonderbauordnungen werden fär einzelne Bezirke inner-

halb eines Stadtfrobiotcs erlassen, indem für einen abgegrenzten
Bereich besondere baupolizeiliche Vorschriften aufgestellt werden. Der

Weg der Sonderbaaordnnng ist in verschiedenen Städten, namentlich in

•den Oemeinden von Grofi-Berlin, beschritten worden, mn bau- und
wohnnn^sleohnische Bestimmunfjen, deren Anordnung erwünscht schien,

einzuführen. Für Neukölln, Wiimer.sdorf und verschiedene Gemeinden

des Regierungsbezirks Potsdam ist eine Reihe von Sonderbauurduungen

ergangen, die meist bei Nenersehlieflong eines GeltndekompleKes erlaasen

worden und bestimmte Regelungen und Beschränkungen .der baulichen

Ausnutzung — Verbot von Hintergebtluden \ind QuergebRuden, Staffe-

lung der Gebäudehöhe u. a. m. — iUr den betreffenden Baubezirk eni-

halten.
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Die Anordnnng beiondarer banpoliselUoher Vonclirifteii kann l«rn«r

auf Qrund des § 4 des VerunstaltuDgsgesetzes (oben S. 834) erfolgen,

wo die Wahrung künstlerischer oder geschichtlicher Interessen dies an-

gezeigt erscheinen läi^t. Um den Charakter des alten als „Böhmisches
Dorf" beseichneten Stadtviertels io Neukölln m erkalten, vtirden am
14. Jan. 1914 besondere baupolizeiliche Bestimmungen für den in Be-
tracht kommenden, im Innom der Stadt gelegenen Bezirk rilasaen. Die

Aufstelhing baupoÜzeiiifher Vorschriften aus städtebaulichen und künst-

lerischen Eücksichteu wird behaudtilt von Em er ich, Schutz des Orts-

bUdes, Strallbnrg 1911; Hans Heckner, Die Banfluebtlinie im Straften«

ranrn, Bvtlm 1915.

Eine Zusammenstellung der hauptsächlichen Bestimmungen der

Bauordnungen in deutschen Städten nach dem Stand© des Jahres I'JIO

gibt Meerwarth, Wohnungsfürsorge in deutschen Städten, Berlin 1910.

Die Vorschriften ttber Bnnktfke und Oeltndeausnatcung werden in einem
allgemeinen Teil tabellarisch aufgeführt, während in dem besonderen

Teil die Einzelbestimniunpjen, nanionflirh bezilglirh der Kleinliiluser, be-

bandelt werden. - Das kommumile Jiaureriit wird nach suiuen all-

gemeinen Gruudsälzet? und seiuer praktischen 'Geltung von R. Bau-
meister, HandwOrterbnoh der Kommunatwissensofaaften , Jena 1914,
Bd. I, S, 286 f. dargestellt. — Für die wichtige Frage der Belichtung

gibt Küster einen Reitrag, in dem in f^ns'dinnliclier Wpisp di<^ Liclit-

zttfuhr für Wohnräume gemäü den veischieUenartigen Vortichnften der

Bauordnungen an Beispielen gezeigt wird. Beachtenswert sind die

seicbnerischen Darstellungen des Lichteinfalls in sttdtisohe Woknungen,
deren Grundriß etwa unseren Abb. 43 und 44 entspricht. Für dio

Aufenthalti<ri\ume ist „die Forderung eines solchen Lichteinfalls auf-

zustellen, daii die Hälfte des Fußbodens vom Himmelslicht getroffen

wird**; eine Orensbestimmting, fdr deren rechnerische Ausmittelnng

Kttstor eine einfacb zu handhabende Formel angibt; die Belichtung

von AufenthaitsrJtnmen in Bauordnungen, Berlin 1908, S. 67, 59
und 63.

Die geltenden Bauordnungen fUr kleine Städte und das platte

Land, im einseinen auch fflr Orofistftdte in Preuflen werden besprochen

und nsoh ihrem Inhalt kritisch erörtert von Paul Fischer, Förderung

des KleinsiedelunpMwesen» in Preußen, Areliiv f. Innere Kolonisation,

IX, Berlin 1917. Fischer scheidet die Bauordnungen allgemein nach

ihren sachtichen Vorschriften in brauchbare oder anskttnunliche und in

unzureichende oder yerbesserongsbedOrftige. Bei einer erheblichen Zahl

der Bauordnungen für die Kleinstädte und die ländlichen Bezirke zeigt

sich, daß sie für den Kleiiiliausbau „erschwerend und vorteiierud" wirken,

im einzelnen ungünstige Bauformen befördern und den Bedürfnissen des

Kleinwohnnngswesens nicht genügen. Als ausreibbend, sum Teil als gut,

werden bezeichnet die Bauordnungen für kleine Städte in Ostpreußen,

im Regieriingsbezirk Frankfurt a. 0. i'iuustei g(iltig), in einzelnen Re-

gierungsbezirken dei Provinzen Sachsen, Hannover und Westfalen;

wahrend , für das platte Land infolge der Aufstellung neuer Vorschriften

gemftft dem Ministerialerlaft vom 11. Okt. 1909 die Zahl günstig su

beurteilender Banordnnngen die bei weitem Überwiegende ist;

a. a. O. S. 28f.
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§ 76. Der Abschnitt von UKK) bis 1918 beUeutet für das Bau-

ordnungswesen eine Übergangszeit. Die privatgescli üf tl iclien

Interessen iu der Bodenentwicklung bewegen sich wiilirend dieser Zeit

— dies muß nachdrücklich hervorgchobeu werden — noch fast durcli-

gängig in den alten Bahnen des herrschenden Systems der Bautätigkeit.

Von d6D fiberkommeiieii Vorstellangm sieb lonuMtoeo, flllt den Trigern

des VerordnoDgsrecbts, namentlich in doi Stfidten, sdiwer. Einzelne

Annahmen begegnen uns, in denen indes, wie in Ulm, Essen und

einigen rbeinisdi-wosllälisclien Städten, die Handhabung der Bauord-

nung zusammengeht mit einer regsamen kommunalen Bodenpolitik. Im

allgemeinen dagegen zeigt sich einerseits das Bestreben der ROcksidit«

nähme auf bestehende Interessen und Oeschäftsformen : andererseits sucht

man den neuen Richtungen ein Entgegenkommen zu beweisen. Als be-

liebtes Mittel bei diesem Vorgehen enveist sich die Darbietung einer

möglichst reichen Auswahl von Ausnutznngsformen und die Einteilung

des Stadtgebietes in Zonen, KUssen, Staffeln mit verschiedenartig vor-

geschriei)ener Bebauung.

Schematismus und Schablone la uten die beiden oft gehörten

Vorwörfe, die man gegen unser Bauordiiuugswesen richtet. Wer aus

dieser zweifellos bereclitigten Kennzeichnung aber nun den SchluL ziehen

wollte, daU in unseren baupolizeilichen liegelungen tatsächlich die Über-

einstimmung herrsche, der wQrde durch einen Blick anf die obigen

Inhaltsangaben der stSdtischen Bauordnungen rasch eines besseren be-

lehrt; hier besteht vielmehr die ausgesprochenste Bnntscheckigkeit

Nicht allein, daß jedes Gemeinwesen, soweit seine Zuständigkeit reicht,

sich gern seine eigenartigen, von dem Nachbarbezirk abweichendeii

Vorschriften gibt; auch innerhalb des Stadtgebietes selber erblickt man
die GroßzQgigkeit der Verwaltung darin, daß dem Baugewerbe anheim-

gegeben wird, sich in 15 bis 20 verschiedenen Bauklassen zu betätigen.

Bei solcher Maunigfaltigkeit muß, wird man annehmen, der Indivi-

dualismus im Städtebau sich frei zur schönsten Blüte entfalten. Dies

ist indes keineswegs der Fall. \'on den 15 städtischen ßauklassen

bleibt zunächst in der Rc<^c! mindestens die IMlfte auf dem Papier

stehen; in der Zahl der üi)rigen al)er wird (ier sjtekulative Kleinwoh-

nungsbau in diejenigen Bezirke hineingedrängt, die die höchste Aus-

niii/ung gewähren und'den allgemeinen Typus der vielstöckigen Bauweise

mit einigen Abwandlungen festhalten. Die Schablone und der Zwang,

sie bis zur ftuSersten Grenze auszunutzen, bleiben unverändert

Wo in der Stadterweiterung und der Wohnungsproduktion das

System der Auftreibung der Bodenpreise und der Stockwerksbftnfung

die Grundlage bildet, ist dem baupolizeilichen Eingriff eine unerfflllbare

und endlose Aufgabe gestellt Die Entwicklung spielt sieh dann all-
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gemein etwa in der naefasteheiiden StttfeDreihe ab: Das Sjatem der

gedringten Bauweise bat zur Folge, daß eine geschäftsmäßig^ and W
nifsmäßige Tätigkeit sich ausbildet, die die Auftreibuog der Bodenwert«

EUDi Gegenstand bat. In gemessenen Abstände erreicht der ßodcit-

preis eine Höhe, die entweder zu Mietssteigerungen zwingt oder die

Errichtung von Kleinwolinungen auf dem gesteigerten Gelände un-

lohnend macht. In solchem Zeitpunkt pflegt eine Agitation einzu-

setzen, die die Gewähnmg einer stärkeren Bodenausnutzung — Hinzu-

fügung eines Stockwerks, Aushau des Dachgesebosses oder ähulicbes —
fordert. Wenn die Baupolizei naciigiht, so zeigt sich das stereotype

Ergebiiib, daß in kürzester Zeit der gesteigerte Hodenpreis den Wert

der stärkeren Ausnutzung aufgezehrt liai. Die Anforderungen der ge-

dringten Bauweise kommen gegCDflber den Vorschriften der Bauord-

nung niemals zur Ruhe und kOnnan niturgemftß zu keinem Abschluß

gelangen.

Auch der immer erneute Kampf um den Ausbau des DachgeschosBes

ist kein Kampf am die Dachwohnung, sondern lediglich am den An-
prueh verstärkter Bodenaosnutzung. 'Hiosi cht lieh der bautechnischen

Frage der Anlegung von Dachwohnungen im Kleinhaus oder bei Flacli-

bau bestehen kaum wesentliche Gegensätze; s. oben S. 214. Andere
Ziele verfolgt die Forderung der Freigabe dos Dachgeschosses bei Stock-

werksliAufung. »Wül man wirklich einwandfreie Wohnungen in einem
Dachgeschoß zur Ausführung bringen, so werden die Kosten sich sehr

hoch stellen und zu dem Ertrage nur in einem solchen Verlialtnia stehen,

daß die Bauunternehmer in der lieget vorziehen werden, ein Vollgeschoä

in errichten. Diesen kommt es weniger aof die Frage an, ob Voll^

oder DachgeaehoB gestattet witd, sondern darauf, dafi sie das Grund-
stttck mehr als bisher zulässig war ausnutzen dürfen. Kann man nicht

noch ein Vollgeschoß mehr gestattet erhalten, so begnügt man nie)] mit

dem Ausbau des Dachgeschosses"; J. Kedlich, Hygiene, Bauorduuog
und Parselliemng, Berlin 1914, 8. 14.

Es ist an sich, was kaum des Beweises bedarf, ein unbefrie-

digender Zostnud, wenn ^ne verwaltimgstechniscbe Hafinahme lediglich

oder auch nur vorzugsweise, vom Standpunkt eines Kampfmittels
betrachtet und ansgestaltet wird. Geiwiß gehört es sn den Aufgaben

- der Bauordnung, den Auaschreitungen im Bauwesen entgegensatreten;

gewifi mufi sie, wie jede Rechtsvorschrift, einen Zwang statuieren. Aber

sie soll diesen Zwang in vorbeugendem, nicht in repressivem Vorgehen

ausQben. Die Bauordnung soll die BauUnternehmung als eine Betäti-

gung behandeln, die grundsätzlich der Förderung, nicht der Beschrän-

kung bedarf. Die Grundlagen der Bodennutzung müssen fest hmgrenzt,

die weitere Entwicklung aber sollte möglichst frei sein. Dann kann

die j^rivatp^r wcr!)li^he Hautätigkeit sich auf einen regelmäßigen einträg-

lichen Beirieb einrichten. •

'
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Von den Befürwortern der Stoekwcrkähftufang werden »llerdings

di« koiTtktiT«n Eingriffe dift ein Vorzug augesehni nnd m wird genkdesn

behsnptet, daft „bygienisch* die Miotekasenie gfloBtiger sei als das Klein*
hnns, weil — bei diesem minder .Mtrenge baupolizeiliche Vorschriften

gelten (vgl. die Auaführungen von Ludwig Pohle und Fr. Klein-
waechter jr., zitiert in meiner Besprechung Schmollers Jahrb.,

Bd. XXXVII, H. 9} 8. 490). Das ist eine merkwttrdige Logik. Dai^

nach wäre ein gesunder Mensch weniger wohl als ein Erankeri weil

der Gesunde weniger Medizin gebraucht. Nach *^pm L'leichen Argument
ist die Mietskaserne, da sie hinsichtlich der Feuersicherheit mit den

schärfpten baupolizeilichen Vorschriften ausgestattet ist, auch feuer-

teohnisoh weit sichem eis das Kleioliaiis, bei dem die entspreohenden
Vorschriften fehlen. Inwiefern dieser Schluß zutrifft, zeigt sich aus den
Angaben oben 8. 305. Daß der Umfang baupolizeiHcher Vorschriften

als der Mafistab für den hygienischen Wert einer Bauform bezeichnet

wird eine Meinung, die anfier den oigenannten noch manche anderen

Autoren der gleichen Richtung vertreten — ist ein Beweis für die

Eigenart der zugunsten der Stn kwprkshaufnng vorgebrachten Behaup-
tungen. Derat^egenüber Ite^arf es kaum des Hinwei^f^s. Haß Hie nenere

Städtehygiene eine Scljöiifung der Länder mit K 1 e i ii Ii ii ,i a ay a t, 6 ui lüt.

Gegen den Schluß dieses Zeitabsclmirte;- treten neue Anschau-

ungen im Bauordnnngswesen deutlicher hervor. Das Hilfsmittel der

Erleichterungen, das unter grundsätzliciier Beibehaltung der den großen

Hausformen angemessenen Regelung dem Kleinwohnungsban Ermäßi-

gungen gewahrt, wird, wenn auch nur zögernd, als uuzureiciiend er-

kannt. Die in diesem Handbuch vertretenen Anschauungen gelangen

insofern zur Wirkung, als in einzelnen Bauordnungen die sachwidnge

Verbindung gegensätzlicher Hausfornien getrennt wird und fflr den

KleinluuiBban gesonderte Vorschriften gegeben werden. Das Preufiische

WohnnngBgeseti von 1918 erhebt dann den Qrandsatz der getrennten

Behandlnng der verschiedenartigen Haosformen zur gesetzliehen Norm.

Die Anregung zn diesem Fortschritt, in vielen Fillen auch zu seiner

praktischen Verwirklichung, iat von den Staatsregierungen und den

Anfeichtsbehörden ausgegangen. Die Selbstverwaltung hat auch auf

diesem Gebiet der stfidtischen Bodenentwicklung; wenige Ausnahmen

abgerechnet, die Führung nicht übernommen. Es liegt im Vorteil der

freien (lestaltiinp; dn^ städtischen Gemeinwesens, wenn diese Umstftnde

nicht verschleiert, soodem hervorgehoben werden.

S. Die Weiterbildang des Bnaordnangsweseos.

§ 77. Die neuere Behandlung der Bauordnung wird von drei

Erwägungen ausgehen mOssen: 1. der Hanptteil der Bevölkerung ge-

braucht die kleine und Mittelwobnung, deren gflnsttgste HersteHung das

wesentliche Ziel der Bautätigkeit zu bilden hat: 3. die grofien Hausfformen
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der StodkworbshSiifnng tind für das WobnangBwesen ein kflnBtlicbes

Gebilde und wnrden durch fehlerhafte Mafinahmen als System der Stadt>

erweiterung eingefOhrt; 3. wenn es gelingt, der Bantäti^eit solche Ban-

formenan bieten, die marktgängig and zugleich wohnnngstechnisch
gflnstig sind, so wftre die richtige Grundlage für den Aufbau eines

neuen Bauordnangswesens geschaffen. Die Bauordnung würde dann

ans einem Verbotsgesetz wiederum zu der Einrichtung, die sie ihrer

Natur gemSB sein soll, nämlich zu einem Aufsichtsgesetz.

Nachdcni in Preußf^n (hitcli Erlaß vom 2G. März 1917 allgemeine

Richtlinien für die Förderung des Kleiuhausbaiiep, dnrrli Erlaß vom
24. Febr. 1918 das Muster einer Sonderbauordimni; für Kleinliäuser,

ferner durch Erlaß vom M). Febr. 1919 einer solciieu für Mittelhäuser

veröffentlicht worden ^varen, hat der Staatskommissar für das Wohnungs-

wesen am 21). April 1919 das Muster einer allgemeinen Bauorilnung

aufgestellt, das die GrundzQge der auf eine städtische oder stadtarUge

Entwicklung berechneten baupolizeilichen Regelung enthAlt Die Ifuetep'

banordnung stellt sich als ein „Rahmengesetz** dar; die örtliche In«

krafisetzung der Banordnung und ihre YervollsUbidigung durch Einzel«

Vorschriften obliegt den örtlichen Verwaltungsbehörden.

VerOffenttiebongeo der vorerwähnten Erlaeee: Briaß vom 26. Hftrs

1917, Abdruck Handbaeh, 3. Aufl., S. 648 f.; Erlaß v. 24. Febr. 1918,
Zentraibl. d. liauverw. v. 24. April 1918, S. 167; Erlaß v. 10. Febr.

1919, Zentraib. d. Bauverw. v. 26. Febr. 1919, S. 93; Entwurf zu
' einer B.-O., nebst Anlage, Zentraibl. d. Bauverw. v. 21 . Mai 1919, S. 226.

An allgemeinen Grundsätzen kommen für die Bauordnung in

Betracht:

1. Im Mittelpunkt des \\ oiinungswesens steht die Hausform, die

durch das Zwsammenwirken der bodenpolitischen Einrichtungen bestimmt

wird. Die Bauordnung muß sich deshalb bewußt sein, auf welche Bau-

formen sie hinarbeiten will. Bbi den einzelnen Bautypen— Mietskaserne^

MehrwohnungshauB, Familienhans— besteht jewetls die engste Wechsel-

wirkung zwischen den Formen der Bodenaufteilung und Strafienanlage

und den darnach entstehenden Haus- und Bauformen. Die Bauordnung

bat deshalb den Zusammenhang mit dem System der Qelindeerschliefiung,

des Strafienbaues und des Bebauungsplanes zu wahren.

Ober die Besiehnngen swischen StraBenanlage, Bodenpreis imd
Hausform vgl. die früheren Darlegungen. Die Hausform kann nicht

beliebig durch die Bauordnung ohne RUckHicht auf dio durch die Ge-

landeerschlieOung gegebenen Voraussetzungen vorgeschriebeu werden.

Ed iat zwecklos, in der Bauordnung eiue Muälerkarte aller mögiicbeu

Baoklaflseo aiifsiutellen, wenn die doreh den Bebanungsplan festgelegten

Straßenbreiten und Straßenklassen anl eine beetimmte Bauweise — ineigt

ätookwerkehaafang —' hindraagen; e. DUaMldorl oben 8. S40 und 344.
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2. Die Scheidung zwischen Verkehrs- und Geschäfts- (Gewerbe-

betneb8-)bezirken einerseits und reinen Wohnbezirken andererseits gilt

för die Rauordnnng wie ffir den Bebauungsplan. Die gesonderte Behand-

lung der verschiedenen Kategorien des städtischen Hcxlrns ist notwendig;

in ic- ist es nicht angängig, die Hnngehiete Rchle« htliin bezirksweise

abzugrenzen und für jeden einzelnen Bezirk eine bestimmte Ausnutzung

unbedingt vorzuschreiben. Vielmehr werden auch die Wohnbezirke von

Geschäftsstraßen und Verkehrsstraßen durciizogen, die von der Stadtmitte

ausgehen und sich in die Außenbezirke fortsetzen. lÜchtig ist es deshalb,

daB diese Durchdringung der Wohnbezirke durch Verkehrsstraßen bei

der Bauordnimg berflcksiditigt wird. Die VerkehrBstrafie wflrde Merbei

die im einzelnen zu begrfindende AuBnahme, die wohnbanmftfiige Ver-

vendong die Regel der Bodennntzong bOden.

Preuü. Wgsges. Art. I, Z. 3 b. Vgl. die Bauordnungen vom Emen,
Köln, Breektt, Stettin, Osnabrnck qbw. ob«n 8. 840 f. — Die Verkehrs-
Straßen, deren Zog stets im voraus bekannt i.st, sind boi der Aufstellang

des Bebauungsplanes tn bestimmen oben S. 230 und 200. Vgl. jedoob

bezüghch des Übermaßes der „Zukunftsplane" S. 285.

3. Die Grundlage fOr die baupolizeilicbe Behandlung der Wohn-
gebiete wird hergestellt durch die neueren Gesetze und Verordnungen.

Nach Art. II § 3 des Pre\iß. Wohnungsgesetzes hat die Ortspolizei-

behörde gesonderte Vorschriften über die Ausfflhrung und Ausstattung

der wohnhaumaßigen Geländeersrhließung zu geben. Die Bauordnung .

empfängt liierdurcii die ITandhal)c, um Wohnbezirke zu schaffen und

ihre Bebauung in einer für das Baugewerbe und die Bevölkerung be-

friedigenden Weise zu regeln.

Allgemeine, den Gesamtbereich eines Stadtgebietes oder auch nur

die Stadterweiterung umfassende Regelungen werden hierbei dm An-
forderungen der Praxis nicht entsprechen. In den nea zn erlassenden

baupotizdUehen Vorschriften empfiehlt es steh vielmehr gemfifl den

tatsftchliehen Verhfiltnissen za nnterachetden zwischen neu zn er-

sehliefiendem GelSnde und dem zur Zeit mit bereits ausgeffibrten

Straßen belegten GelUnde. Hierbei ist indes zn beachten, daß ancJi

auf bereits mit Straßen versehenem Gelände die nachträgliche Aufteilung

durch Wohnstraßen gefordert und durchgeffllirt werden kann; s. oben

S. 244, 256, 2B2 und unten & 354 f.

Nach der Anlage zu dem Preuß. B.-O.-Entw. v. 1919 (oben 8. 347)
soll jede B.-O. zwei Gebiete unterscheiden, 1. das Baup^ebiet, das
bereits in die planmäßige Bautätigkeit einbezogen ist; und 2. das Außen-
gebiet, des noch nicht von dem planmafligen Benen ergriffen ist.

4. Jede Verteuerung des Baugeländes durch die Systematik, d. h.

die allgemein verpflichtendeaVorsdiriften der BauVerwaltung ist schädlich.
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Niehst dorn kostspieligen Stnfienban kommen an preissteigeniden Ein-

flflBsen die Formen der OeUndeaasnotzuDg in Betrsdit Die Ante-
bezirke briogen die Znfnhr an nenem Bauland, und die Bedingnng^D,

unter denen das Anfiengellnde für die Bebauung genutzt wird, • sind

ausschlaggebend fOr die gesamten Bodenwerte. Die • wUlkUrlidie Er-
•

hdlinng der Preise der Außenbezirke ist in der Bauordnung zu ver-

meiden: sie bedeutet einen allgemeinen ToUcswirtachaftlichen Nachteil.

Für die Wohnbezirke ist der Flachbau angemessen als die Bauform,

die fflr das Wohnungswesen die vorteilliafteste ist und sich für die

reichliche Troduktion von Kloinwohnungen durcli das private Baugewerbe

als die günstigste erweist. Für (ieschäftsbezirke und Innenbezirke ist

die gedrängte Ausnutzung angebraciit.

Die Stofkwerkshatifnnt,' als System der Stadterweiterung
in den Außenbezirken ist, wie wir wissen, künstlich hervorgerufen und
sollte auf dem Stedtftrweiterungsgelinde verboten oder, richtiger gesagt,

niciit erst eingeführt werden. Eine allgemeine und für die

Preiöbild'iT.f! rlos Bodens präventiv wirkende Regelung der Bauhöhe
oder Bebauuugndichte in den AuÜonbozirken ist anzustreben. Die vor-

einselte und oft nur repressiv eintretende Baubeschränkuug erweii«! sich

hftnfig als wiwiricsani und gibt (s. oben) regelnoABig au SinsprOehen und
Widerstanden Anlafi. — Für innenst&dtische Oesohäftsbezirke und reine

Geschäftsstraßen erpcheint (V:f^ Ziilas^nrifr <*iner verstärkten Ananutzung
der Grundstücke angezeigt. Insbesondere wird in hochwertigen Geschäfts-

gegenden anl eine weitgehende Aasnotsnng des Erdgssohosses Wert
gelegt; eine Forderong, der die st&dttsch«! BauorduiDgen (Berlifli Kttln,

Essen, OsBal»ilck n. a. m.) regelmfcfiig nadiliommen.

In der FlAcbenanBnntzung dee Baulandes ist eine starre Formel

för das Verhältnis von Freifläche zur Baufläche nicht zu empfehlen!

Vielmehr sollte der Prozentsatz der Freifläche zu der Stock werkszahl

in Beziehung gesetzt werden und im Gleichmaß mit dieser steigen und

fallen. Bei aller Vorsorge für die öffentlichen Freiflächen, ist doch die

Zuteilung privater Freiflächen zu der Einzelwohnnng und demgemäß

die Errichtung der entsprechenden Bauformen hauptsächlich zu begünstigen.

Vgl. hierzu Anlage zu dem B.-O.-Entw. v. 1910, 232: „Die

von der Bebauung frei zu lassende Fläche eines Grumi-stückH sollte in

neu zu erschließendem Gel&nde grnnds&tzlich um so höher seiu, je höber

die Wobaweiae ist, die fttr die betr. Bausone eingeführt ist.** Zu der

Bedeutung der privaten Fraifltcbe a. oben 8. 80, 208 f., 267 and unten

§ 129.

5. Die normale Hauptmasse der städtischen Wobnongen mnß den

Ausgangspunkt der baopoiizeilicben Regelung bilden. Das bisher in

Deutschland angewandte System, das die großen Hausformen und die

gedrängte Bauweise zur Gmndlage nimmt und für den Kleinwobnungsbau

einzelne Erleichterungen gewährt, ist, wie heute allgemein anerkannt,
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fehlerhaft. Für die sachlich verschiedenen, in der Bauweise einen vollen

Gegensat:^ bildenden Bauformen des Grofihauses und des Kleioliauses

bedarf es gesonderter Vorschriften.

Za der -getreimton Behandlung der verschiedenen Bauformen s.

Preuß. Wohnungsgesetz Art. TT, § 2, der für die Ausflihrnng von Ge-

bäuden größeren oder geringeren Umfange unterschiedliche Vorscliriften

biiuiditlidli der Standfestigkeit nnd der Feneraieherheit verlangt. —
"Der B.-0.*Bntw. y. 1919 unterscheidet l.Etnfamilienbftuser; 2. Kleinhäuser,

umfassend nicht mehr als zwei Tollpeschosse, nnr eine geringe Zahl von

Kleinwohnungen und eine nutzbare Freifläche von mindestens 200 qm;

3. Mittelhäuaer, umfassend nicht mehr als drei Vollgeschosse und nicht

mehr als insgeaamt 6 Klein« oder Hittelwobnangen, wobei jedee Oeeehoft

nicht mehr als acht Aufenthaltsr&ume zählen laif Wegen der anf

Klein- nnd Mittelhauser bezüglichen Erlasse s. S. 347.

In einer in der 2. Aufl. des Handbuchs, S. 272 wiedergegebeneo

Berechnung untersucht Regierungsbaumeister Hell weg die Baakosten

einSe Beihenkanses nacb den Banordnnngen Ton HUnater i. W., Minden
und Arnsberg und nach einer von ihm vorgeschlagenen Bauordnung.

Es kennen darnach in Beihenhaasern für die gleiche Bansumme
hergestellt werden:

nach der vorgeschlagenen B.-O. . = 100 Wohnnngen

„ „ seitherigen B.-O. Minden . = 89,68 „ : 11,32 %
„ „ n B.-0. Arnsberg. == 86,6ü „ -t 13^20%
„ „ n B.-0. HQnster , ^ 81,74 „ 19,26%

Dabei gehören die erwftbnten Bauordnungen, wie He 11 weg mit

Hecht bemerkt, keineswegs zi^ den zwBck\vidrig?Jteu ihrer Art. — Eine

Besprechung der Bauordnung von Frankfurt a. M. zühlt aus der dortigen

Bauordnung, die von dem großen vielstöckigen Mietsbause als dem nor-

malen Falle ausgeht, eine lange Beihe von Bestimmungen auf, die den

Zweck haben, lediglich denjenigen Fenersgefabren zu begegnen, die in

der T^miform des großen und vielstöckigen Mietshauses begründet sind.

Dieses Ziel wird gleichwohl nicht erreicht (a. oben S. 305). Das
Ergebnis ist eine- Vertenemng der Bankosten nnd die Unterdrückung

der kleinen Hansförmen (Frankfurter Volksstimme vom 7./8. Des. 1909).

"Vgl. die Rundfrage des Rhein. Ver. f. Kleinwohnungswesen von 1008.

— TTinsichtlich der Bauausführung verdienen die Gesichtspunkte

Berücksichtigung, auf die Baurat Th. Hamacher, Kreditgef&hrdung

beim stidtisdien Grundbesits, Berlin 1916, 8. 11 7 f., hinweist. In den

von der poliseilicbett Regelung nicht erfaßten Teilen des Hanebanes
und durch Verwendung minderwertigen Materials ergeben sich zweifellos

erhebliche wirtachaftliche Schädigungen, die bei richtiger Behandlung
vermeidbar sind. — Wegen der Regehing der Belichtung s. oben S. 343.

6. An die Wohnungsform und Wobnungsanlage sollte: i bestnnnite

Anforderungen gestellt werden. Diese baupolizeilichen Ansprüche bilden

den schwierigsten nnd trotz (oder vielleicht richtiger: infolge) ihres

großen Unafangs den wenigst befriedigenden Teil der deutschen Bau-

ordnungen. Ffir die hierher gehörenden Vorschriften möchte ich des-
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halb die Bogel aufeteQen: die Anfordenmgen der Banordnang sollteii

derart gefufit werden/ daß sie sich bei Anwendung eines richtigen

Grandrisses von selbst erffillen und keine Belastung des Bau-

gewerbes bedeuten. Der Anspruch, den wir an eine Bauordnung wie

an jede Verwaltungsmaßregel stellen müssen, geht dahin, dafi sie die

naturgemäße und wirtschaftlich günstige Produktionsweise zur Grund-
lage ihrer Vorschriften npliinen so!], so daß ihr die gewerbliche

TJltigkeit bei richtitjer Leitung ohne Beschwerde folgen kmn. Nicht

aber soll sich die Bauoriinung die Aufgabe stellen, einer an sich fehler-

haften Entwicklung ihre polizeilichen Eingriffe hinzuzufügen.

Als erwünscht und bei guten Bauformen ohne weiteres erfüllbar

sind folgende Bebtinimungen zu bezeichnen:

a) Die Zahl der Wohnungen auf jedem Geschoß soll nicht mehr

als zwd betragen. Die Dnrchführung dieser Forderung ergibt sieh

vonselbstinden Baiiformen Abb. 5(X 51, 52, 53, 55, 57, 60, sowie

46, 47, 49; sie ist dagegen bei Kleinwohniingeo allgemein unerfflllbar

in den Bauformen Abb. 41, 42, 43.

b) Jede Wohnung soll die Möglichkeit der Qnerlttftnng durch

gegenflberstehende Fenster besitzen. ' Die DnrcbfQhruag bew. die Üb-

erfÜUbarkeit ist wiederum die gleiche wie unter a.

c) Erforderlich sind Vorschriften über die Mindestanzahl der eine

Wohnung bildenden Räume, die für das Familienleben und die Trennung

der Geschlechter ausreichen und eventuell die unbedenkliche Aufnalime

von Einraietem gestatten. Ein bestimm'o^ MiTitiostnmß von Neben-

räumen ist gleichfalls für die Wolinung imeuihehrlicii ; auch muß die

Möglichkeit gegeben sein, Nahrungsmittel in dem für den 1:1( inen Haus-

halt notwendigen Umfang auf Vorrat halten zu können. Für die Durch-

führung bzw. Uaerfullljaikeit dieser Anforderungen bei wirtschaftlich

angemessenen Mietpreisen gilt wiederum das gleiche wie unter a.

Einselne anter den obenerwlhnt«i BestimmuDgen und Vorschriften

sind in die Landesbaaordnungen und in die Wobnungsgesetzgebung be-

reits aufgenommen; s. oben S. 336 f. V^l. hierzu auch das holländische

Wohnnngsgesetz, das im wesentlichen ein „Huhmongesotz" \nf ?nvi nur die

Anweisungen für die seitens der örtlichen Bauordnungen auizuätellenden

Bestimmangen gibt. Der Erlaß des prenifisehen Ministers der Mfsnt-

lieben Arbeiten vom 26. März 1917 tiber die Förderung des Kleinhena-

banes bringt allgemeine Richtlinien fflr die Aufstellung von Bauordnungen.

Die neue V'eriügung, eine treffliche Maßnahme, kennzeichnet sich durch

sachgemäße Behandlung der Anforderungen des Wohnungsbaues. Zweck-
entsprechende Vomehriften werden nementlich gegeben für die Omnd-
mauerung, die Mauerstärke, die Brandmauern, die Zimmerhöbe, Treppen*

enlage u. a. m. Vgl. den Abdruck Handb., 8. Aufl., S. 648 f.

§ 78. Fflr die Erzielung der Marktgängigkeit und die vorteilhafte

UersteUong eines Haastypus ist eine gewisse Normalisierung der Bau-

<
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formen notwendig. Bei dem Großhaas, dem Marktprodukt der seitherigen

Wohnbautätigkeitt hat das liiteresse der Spekulation für die bis zur

Schablone getriebene Gleichartigkeit des örtlichen Erzeugnisses gesorgt.

Auch fflr das Kleinbaus wird sich, v enn es in Deutschland marktgängig

werden soll, ein Richtmaß der nl!^'( nu inen Bauform herausbilden müssen,

das dem Baugewerbe die Möghciikeit f^bt, sich auf die vortcilliafte

Herstellung nach Itestininiten Grundzügen einzurichten. Für zahlreiche

Bauteile, Fensterralnneii, l ürcn. Bretter, Balkenzuschnitt. Eisenträger usw.

bedeutet die Anfertigung nach Normalien eine wesentliche Verbilligung

(oben S. 145).

Bei dem Kleinhaus, das lange Zeit durch liuiauf^cliraubung der

Anforderungen auf die fflr das Großhaus berechneten Bedingungen

boiaehtoOigt worden ist, bat die Niedrigbaltung der Baakosten eine

erhebliche Bedeatung. Die Gnmdformen des Baulypos stohai hier im

flbrigen allgemein fest; die Voraussetsongen Ittr die BaQordnung sind

einfadi, die Baupolizei hat Iceinen Anlaß, auf die sogenannte Hygieni-

siernng der' Hansfonn nnd die aus der Anlage sich ergebende Fener-

gefKhrlichkeit umständliche Einzelregelungen zu verwenden. Fflr das

Kleinhaas ist demnach eine Normalisiening der Bauordnung anzustreben,

die der selbstündigen Eigenart des Haustypus Rechnung trtgt und die

von der örtlichen und individuellen Ausgestaltung unabhängen Vor-

schriften feststellt. Der allgemeinen Begelung bedürfen insbesondere:

die Anforderungen an die Zininierhöhe für Vollgeschosse und Dach-

geschoß; die Mauerstärkeu für Außcninauern, Innenmauern und die

gemeinsame Mauer; die Breite, Anlage und Ausstattung der Treppe;

der Verzicht auf Cberdachführung der Brandmauern sei es allgemein

oder in bestimmten Abständen beim Reihenbaus; die Forderung der

QuerlQftung u. a. m.

Vgl. hierzu Paul Fischer, Archiv für innere Koloni.sation, IX,

1917, S. 30; Derselbe, Zentralbl. d. Bauverw. 27. Dez. 1^17, 0.626;
Euibeit8fonn«o im Hochbau (Feastemonnra) a. a. 0. 11. Jan. 1919,

8. 28; Wendt, Brandmauern, ebenda 21. Juli . 1915, 8. 381; Kurt
Diestel, Baunrdnnni? nnl Bebauungsplan, Berlin 1917, S. 25 (Über-

treibung der Haustypenzahl). Regbmstr. äonneu, Wostf. Wgsbl. April

1918, 8. 106; 8tebold, Viventi satis, TU. Teil, 1919.

Örtlich verschieden und demgemäß durch die örtlichen Bauord-

nungen im einzelneti zn regeln ist die Ausgestaltung der Wohnforraen.

Für die Wohnverhältnisse ist namentlich der Wohnungsgrundriß von

Bedeutung und die r)rtlichen Bauordnungen sollten seiner Ausbildung

durch entsprechende Anleitung Aufnierkbumkeit widmen. Empfehlens-

wert wäre in dieser Hinsicht wohl eine \ orschrift, daß die einzelnen

BAsme der Klemwobnung nicht durch gemeinsame Anlagen, wie Fimt
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und Treppen, getrennt werden dOrfen; e. oben S. 295. In den Ort-

liehen Banordnongen können femer Gnmdsätie ttber die Stellung nnd

Anordnung der Gebäude allgemein Aububme finden. Die Orientie-

rung der Gebäudereihen unter Vermeidung der reinen Nordlage wird

fflr VerkehrsstraBen wohl nicht unbedingt durchführbar sein, kann

indes fflr die reinen Wohnbezirke bei richtiger Planbchandlung im all-

gemeinen erzielt werden. Erwünscht sind Vorschriften (Iber die Anord-

nung der Wohngebäude, die in den Wohnbezirken die Unabhängigkeit

der einzelnen Wohnungen durch die nebäudestcUung zu sichern suchen.

Die Aufgabe der Anordnung der (J( Ii n lereihen in Wohnvierteln wird

erörtert oben S. 257, Bebauungsplan bcrlin-Treptow.

Über die Grundrißgestaltung und die Anlage der Kleinwohnung
vgl. die Darlegungen DirelttionsMsessor Lehr, Zeitscbr. f. Wohnmige-
wesen in Bayern, VII. Jahrg., 1909, S. 87. Die Vorschrift eines Wob»
nungBabachlusses für jede Wohnung erHcheint all^^^euiein — nicht nur

in dem Oroßliause — angebracht; in den kleinen Hausformen mit 3—

4

Wohnungen (so in Bremen) ergeben sich häufig Uuzuträglichkeiten in*

folge Bumgelnder ^nnong der WohnuDgen.

§ 79.' Zu den Gegenständen der allgemeinen Regelung in den

Bauordnungmi zählt die Bodönausnutzung fflr Nenbaubezirke ond

erstmalig bebautes Gelände. Nachdem die Einfflhrung der Stockwerks-

hänfnng und der Mietskaserne als System der Stadterweiterung in weiten

Kreisen als schädlich erkannt ist, gewinnt es den Anschein, als ob die

Vertreter def> Bodenpreistreibung — in dem Bestreben, sn retten, was

zu retten ist — fflr die Außenbezirke die Anwendung des drei-

geschossigen Stock Werksbaues befürworten wollen, dem dann

wohl oder übel die teilweise Ausnutzung des Dachgeschosses hinzutreten

würde. Durch ein solches Korajironiiß wäre unsere Bau- und Siede-

lungsweise nur wenig gebessert. Vor allem kftnnte sich das System

-des Straßenbaues in solchem Fall niclit wesentlich ändern; die einfachen

und billigen Formen der Gelüudeerschließung würden kaum anwendbar

sein. Vielmehr würde sich die Preisbildung der Hodenwerte und damit

die Wohnun^herstellung im wesentlichen unter Fortdauer der seit-

herigen Mißstände, wenn auch vielleicht mit manchen Milderungen im

einzelnen, vollziehen. Es ist demgegenflber nodimals zu betonen, dafi

— wie frflher dargelegt die
.
häutig hervorgehobene Kostenermäßi-

gung beUn dreigeschossigen Hanse sich nur auf die reinen Baukosten

unter der Yorausaetzung des Baues von Stockwerkswohnungen besieht

(nicht auf die Wobnungsmiete) nnd daß hierbei die Auftreibung des

Bodenpreises, der Ausschluß des Klebihanses und die sonstigen Nach-

teile der bestehenden Bauweise unverändert bleiben: s. oben S. 121.

Die zweigeschossige Bauweise wird fflr die Wohnbezirke der Neu-

bangebiete in Verbindung mit einfachen Auf schließnngs-
Eberttadt, Hiadbuch det Wohaivcnittem. 4. Aufl. 23

«
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formen als die allgemein geeignete Grundlage der Geläiidcnutzung

zu betrachten sein. Die Bauordnung wird hierbei sowohl das Ein-

familienhaus win das Zweiwohnungshaiis zu berücksichtigen haben. Im

allgemeinen wird der Kleinhausbau das Emfamilicnlian? ninvenden. wo

die Aufnahme eines Mintors nicht beabsichtigt oder hk lit aus wirtschaft-

lichen Gründen notwendig ist Öfter wird indt^ ili.; Anlegung einer

abzuvermietenden Wohnung im Kleinhausc gewünscht, nameullich von

kleinen Rentnern und von Landarbeitern, die aus der Wohnungsmiete

eine Nebeneinnahme beziehen wollen; oben S. 318. Die Regelung in

der Bauordnung wird sich nach den örtlichen Verhilltnissen zu richten

haben.

Gtomifi den Erörterungen oben 8. 848, Nr. 8 iit in der Bebennng
ta schoideb zwischen bereits ergchlossenem Gelände (Bautätigkeitsirebiet i

nnd dem noch nicht mit Fhichtlinien belegten Gelände (Außongebiet).

Bezüglich der Bodenausnutzung gibt die S. 347 erwähnte B.-O.-Aol.

folgende Anleitungen: „Für das Außengebiet ist, wie im Wohnungs»

gwete vorgesehen iet, fttr Wohngebinde offene Benweiee mit nioht m«]ir

ahi einem Obergeschoß und Erdgeschoß vorzuschreiben. Eine B«Kshrftn-

knng der bebanbaren Fläche w ird sich für dieses Gebiet im allgemeinen

erübrigen. Ftlr das Baugebiet wird hinsichtlich der Geschoßzahl der

Wohngebände in den meisten Gegenden eine Bauweise mit iwei Voll*

geschossen voUkomiuen ausreichen; sllsofslls ktfnnten daneben noch Teile

des Dachgeschosses f(ir Rilnnic zum dauernden Aufenthalt von Menschen
als Zubehör für die unteren Wobniingcii freigegeben werden. Wo zwei

Wohngesebosse nicht aui>reichend bind, sollte das Wohngebaude mit drei

Vollgeschossen durchweg die Regel bilden and auf ihm sich jede stftdtische

Bauordnung aufbauen. Auch die Masterbauordnung gebt TOm drei-

geschossigen Hans© aus. Eine höhere Bauweise als die viergeschossige

ist für neu der Bebauung zu . erschUefiendes Gelände nirgends mehr zu-

zulassen."

Über ungünstige Erfshnmgen bei der vertikalen Anordnung von

Kleinwohnungen in Industriebezirken s. die Angaben unten § 114, Bauten

in Neumühl. In Ostpreußen ist es im .Jahre 1915 auf Anregung von

Geh. Baurat P. Fischer gelungen, in allen Bauordnungen der kleinen

Sttdte die sweigesbhossige Bauweise als die normale lestsnlegen. Die
Abweichung von dieser Regel muß durch besondere OrtspoUseiYerord-

nung eingeftthrt werden.

Die hygienischen und wirtschaftlichen Vorzflge des Individaal-

hauses sind so groß, daß ihm eine besondere Behandlung gegenüber

der Stockwerkshfiufnng zusteht Wollte man dem Vielwohnungshaus

die gleiche Freifläche ffir jede Wohnung auferlegen, wie sie das

Einzelhaus seinen Bewofmorn bietet, so wäre der Hau des Großhauses

praktisch unmöglich. Andererseits ergibt sich hieraus der Rürkschluß,

daß bei dem Einzelliaus der Prozentsatz der Freifläche nicht allgemein

mit dem gleichen Maßstab gemessen werden darf, wie bei der Stock-

werkshäufung, da sonst wiederum der Bau des Eiazeiiiuuses ungobQhr-
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lieh beschwert würde. Während bei niedrigtni BodenpreiB die Zuteilung

Feichliciier Freifläche für das Kleinhaus anzustreben ist, wird sidi in

geschlossen bebauten, rein städtischen Bezirken die Bodenausnutzong

unter Einhaltung der hygienischen Fordernngen den gegebenen Ver»

hältnissen anzupassen haben; oben S. 3ö0.

Ffir die neuen Kleiuwobnungsbezirke in Utrecht, in denen nur Bin«
familienhauser zulässig sind, ^abt die Bauordnung folgendo Vnrs hriften

:

Vorderfront Abstand zum Nachbarhause 10 m; BUckfront Abätaud zur

Onmdstflcksgrenze 5 m, an die der gleiche Abstand der nftchsten Haus-
Teihe anstl^t; eben 8. 268. Die Hanatiefe der ausge^hrten Kleinhftnaer

betragt 8 m; vgl. Städtebau in Holland, S. 206 u. 211. Bei der An-
lage von Gehwegen kann der grOßcro Teil des StrafienkOrpers als Vor-
garten genutzt werden; a. a. 0. 8. 263.

§ 80. Die Einwendungen gegen den Scheniatiemns des hotttigen

Banordnungswesens beziehen sich, wie wir oben S. 344 gesehen haben,

nicht auf die Einheitlichkeit der Vorschriften, eondem auf die Starrheit

und Unbiegsamkeit der örtlichen Schablone unserer Bauordnungen. Eine

größere Freiheit der Foi-m»»ngehnng wird allgemein gewünsclit. Gewiß

liegt heute das schwerste Hin<leruis für die freiere Gestaltung iin«erer

Bauweise in dorn Zwang der Bodenausnutzung, den die Auftreibung

der Bodcnpreiäe auf den Bauunternehmer ausübt. Die Bauordnung

sollte siih demgegenüber he.strel)on, den Bauunternehmer zur Anwen-

dung günstiger Bauformen anzuregen und bei Durchführung einer er-

wünschten Bauweise eine Bevorzugung, zum mindesten aber eine gewisse

Bewegungsfreiheit zn gewShmi. Die Einfflhrung einer solchen Wabl-
freiheit in unseren Bauordnungen sebeint empfehlenswert und mag
insbesondere flir die Überleitung zu besseren Formen der Bodenverwer-

tnng von Nutzen sein.

An Versuchen, die Bauunteniefammig durdi Anbeimgabe der Aus-

nutzung auf Terftnderte Bauformen binzuwisisen, hat es nicht gefehlt;

die Berliner Vorortebauordnung stellt verschiedene Bauweisen zur Wahl,

darunter den Beihenbau an Stelle der offenen Bauweise und den ku-

bischen Maßstab an SteUe der Flftehenberechnmig; oben IS^ 339. Der

Erfolg ist indes ausgeblieben. Fflr die Praxis wird sich, wie ich glaube,

ein gtlnstiges Ergebnis auf dem seither bescbrittenen Wege nicht er-

zielen lassen ; vielmehr wird man einen andeien Ausgangspunkt nehmen

müssen. Grundaätzlich sollte die Wahlfreiheit der Bodenausnutzung

nicht für das einzelne Hausgrundstück und nicht dem Besitzer der

einzelnen Parzelle, sondern nur für zusammenhängende Grundstücks-

fläclien prößeren Umfancrs zugestanden werden; und zwar aus ver-

schiedenen (liiiiiden. Zunächst werden sich bei der Einzelansnahme

— wenn sie überhaupt zur Ausführung kommt — in der Bebauung
23*
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öfter, vielleicht regelmnßipr, rnztitrSglichkeiton für die Naclibargrund-

stücke ergeben, indem kalile liraiuigicbel. Verschiebungen in den Frei-

flächen u. a. m. entstehen. Der Hauptgrund der obigen Einschrfmkung

liegt indes darin, daß aus der Anwendung einer von der Bauordnungs-

regel abweichenden Ausnutzung dem vereinzelt vorgehenden Grund-

stücksbesitzer höchst selten, för die einzelne Kleinhausparzelle wolil

niemals ein Nutzen erwachsen kann. Erst wenn eine größere Fläche

einheitlich behandelt wird, lassen sich durch Handhabung der Aufteilung

und die Anordnung der Bebauung Vorteile erzielen.

Utkä Beispiel der Neuaafteiiung eines üelftndes von ca. 6 ha io

einem Oro0-BerUn«r Vorort iet von mir Handb., 3. Aail., 8. 847 nil-

getoilt. Das Oelftnde, im Besits einer nach privatgewer blichen
Grundsätzen geleiteten Rodengeseilschaft befindlich, ist zur Zeit nach

dem herkömmlichen Straiieonetz aufgeteilt. Der Bebauungsplan zeigt

die gerade und die gekrttmmte Straße und besteht aus Blookliguren, die

in der üblichen Weise in Bansiellen serlegt sind. Eine Berliner Ban>

genossenschaft beabsichtigte auf dem Gelände eine Kleinhaussiedelung

zu errichten „auf Grnnd eines wirtschaftlich günstigen und den Grund-

sätzen des neuereu Städtebaues entsprechenden Aufteilungsplanes". Der

Planentwurf wurde unter Beseitigung des Baublockschemas and £in-

fHgong von Wohnstrsfien tmd Wohnhfffen von Eberstadt und Hntlie-
sin 8 aufgestellt und erbrachte ein wesentlich günstigeres Ergebnis als

die seitherige Aufteilung. Vgl. den Abdruck des alten und des neuen

Planes a. a. 0. Die Ausführung der Siedelung ist bisher durch den

Widerspruch der Gemeindeverwaltung verbindert worden; s. oben 8. 869.

In dem Groß-Berliner V i r Prlt/ ist oBter ähnlichen Voraus-

setzungen, wie die obigen, durch die Baugenossenschaft „Idnril" auf

einem GclandeetUck von 5 ha in der „Hocbbauzono" der bestellende

schematische Bebauungsplan und mit ihm die Mietskaserne beseitigt

und eine Klmnbansanlage errichtet worden. Der enfängliehe Wider-
stand der Gemeinde wurde hier durch eine Reihe von Gutachten über-

wunden: die erforderlichen baupolizciliclicn Erleichterongen für den Klein-

hausbau wurden bewilligt. Vgl. auch oben S. 24S.

Auf Grund der vorstehenden Erwägungen und Erfahrungen habe

ich gelegentlich eines für den neuen Bebauungsplan der Stadt Cöln a. Rh,

erstatteten Gutachtens i. J. 1912 den Vorschlag gemacht, daß man den

Eigentiunnrn größerer GelSndcflächen, wenn sie eine einheitliche Auf-

teilung \oiiuhniftn, eine gewisse Wahlfreiheit gestatten solle, in der

Weise, daü den UrundeigentOmem innerhalb der Grenzen des kiibisrhon

MaBes der baupolizeilich zulässigen Ausnutzung und unter behördlicher

Prüfung des Entwurfs, die Wahl der Aufteilung und Bebauung frei-

gestellt würde. Kur für die einheitliche Aufteilung eines größeren

Gdlndei, et«« von 2 ha ab, nicht für das einzelne Gnindstfick, könnte

man eine solche Freiheit gewähren. Wo die Bodenbesitser, die Ober

ein hinreichend grofies Gelände verfflgen, von dem bestehenden Sdiema
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abgehen und gflnstigere Auftaflungsformen anwenden wollen, sollte man
ein solches Vorhaben unterstatsen; die Aufhahme einer entsprechenden

Bestimmung in die örtlichen Bauordnmigen erscheint empfehlenswert

In der Berücksichtigung einheitlicher Bodenaufteilungen dürfte sich ein

Mittel bieten, sozial und wirtschaftlich erwünschte Banformen zu

fördern und innerhalb der städtischen Häasermassen Bezirke von eigen-

artigem Gepräge zu entwickeln.

Eine intensivere Ausnntzung des Geländes zu bewilligen (wie dies

auch die B.-O.-Anl. im Anschluß an eine Bestimmung der Berliner Vor-

orte B.-O., oben S. 832 empfiehlt), soheint fttr den vorgesetsten Zweck
nicht erforderlich; die Wahlfreibeit in der Gel&ndceiunntsnng bietet

einen hinreichend großen Anreiz für den Bodenbesitzer.

Der obige Vorschlag reigt ferner den Weg zur praktiachea Ver-

wirklichung neuerer Bestrebungen, die die Zahl der Bauklassen ver-

Ueinem nnd die Bangebiete der Stadterwaiteriing gesondert bebanddn
wollen, wobei ein genaueres Eingehen auf die Entwicklung der einzelnen

Rp/irke möglich wftre. Als Trftger einer freieren Baunnlrmngspolitik

ki^nnten sehr wohl Bodengesellschaften in Betracht kommen unter der

VoranSBetzung, dafi die gegenwärtigen Geecbiftsarten und Qeaehftftap

Bweoke, von denen in früheren Abschnitten gdhandelt wurde, iortfaUen

und diis Untornolimen die Gelündeerscliließung unter wirtschaftsgemaßen

Formen zum Ziel nimmt. Zu der Betätigung der Bodengosellschaften

iu Deutschland vgl. die oben S. 143 zitierten Arbeiten von Paul Mohr
und Martin Wagner. Ober die ParaeUiernngegeeellsehaften, die in

den Flachbaulandern zu dem Zweck der Aufteilung größerer Gel&nde-

flachen errichtet werden, vgl. Rud. Eberstadt, Städtische Boden-

parzellierung in England, Berlin 1908; D er 8., Städtebau und \\oh-

nungswesen in HoDand, Jona 1914, 8. 204, 278 und 847. Zn den

Bauten der Terraingesellschaft Neu*Westend-München (Ansfflhnuig durch

Theodor Piacber, Mttncheu) s. oben 8. 818.

Abänderungsbedürftig erscheinen in den Bauordnungen die all-

gemeinen GnmdaBtze Aber die Beyorzngung der Eckbaustellen. Zn

welchen Absonderlidikelten die Begünstigung der Eekbaustellea in der

Aufteilung und Bebauung von Wohnbezirken fahrt, haben wir oben

S. 239 gesehen. Die nachteilige Wirkung der baupolizeilichen Regelung

ist hier fflr die Bautätigkeit und die Wohonngsverhältnisse augenfftlUg.

Die £rh<)bang der Ausnutzung von Eckgrundstäcken hat für die Stadt*

erweiterung die Wirkung, den Strafienluxns und die Geländeverteuerung

künstlich hervorzurufen und somit einer unerwünschten Bauweise

den Worr zu bahnen. Eine unbedingte Hovorziifznng der Eckbausteilen

liirfte heute in den Bauordnun£?en nicht mehr angezeigt sein; die er-

ijoltte Ausnutzung der Eckgrundätücke sollte sich auf die Innenstadt

und auf die Verkehrs- und Geschäftsstraßen der Stadterweiterung be-

schränken. In den Wohnbezirken der Stadterweiterung erscheint die

Vorschrift dagegen nicht mehr gerechtfertigt; sie dürfte hier viel-
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mehr unmittelbar wohnungstechnisch UDgfinstige Wirkaagao im Ge-

folge haben.

In Übereinstimtrujn» hiermit stellt ^•f^ B.-O.-Anl. von 1919 den

Grundsatz auf: Im allgemeineD wird vou einer Bevorsugung der £ck-
grundstttck« absasebeo sein.

Wie bei dem Bebannngsplan (oben 8. 286) sind endlich eneh bei

der Bauordnung die interkommunalen Beziehungen zu berücksichtigen.

Man wird beute öfter die Wahrnehmung machen, daß den Bestrebungen

einer größeren Gemeinde, die in ihren Außenbezirken eine niedrigere

Bebammg einfahrt, die benachbarte Vorortegemeinde entgegentritt, indem
sie auf ihrem angrenzenden Gebiet gerade die gedrängteste Bebaanng ge*

stattet. Beispiele finden sich zahlreich; besonders deutlich zeigen sich die

Verhältnisse in dem Umkreis der Stadt Wiesbaden, wo an den Gemeinde-
grenzen auf Wiesbadener Seite der Flachbau, auf dem anstoflenden Vor^

ortsgebiet die Stockwerkahbufimg besteht. Vgl. hiena Kurt Dieetel,
Bauordnung and Bebammgaplan, Barlin 1917, 8. 26.
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§ 81. Die über die Beschaffenheit der Wohnungen zu führende

Aufsicht umfaßt im weiteren Sinne die Besichtigung neu erbauter Woh-
nungen, die regelmäßig zu den von der Baupolizei vvahrzunelinienden

Obliegenheiten gehört, insbesondere aber die Beaufsichtigung der in

Benützung befmdlicheii Wohnungen — Wohnungsaufsicht im eigent-

liehen Sinne^ von der hier im folgenden m handeln ist

Als allgemeiner Ornndaalz der Wohnungsanfaidit in Deataddand

gilt, dafi der bessernde EinfluB in den Wohnongszustünden nicht oder

nicht in der Hauptsache dnrch polixeilidie Eingriffe nnd Bestrafungen,

sondern dnrch TersUndnisTOlle Beratung und Ermahnung seitens der

Anbtcbtsbeamten erzielt werden soll. Die Praxis der Aufsinhtsorgane

hat weiter dazu geführt, daß ihr GeschAftakreis sich nicht lediglich auf

die Ü})crwachung der bestehenden Wohnungen beschränkt, sondern daß

der Bescliaffung befriedigender neuer Wohnungen und der Förderung

und Anregung der Bautätigkeit Aijfmorlcsanikeit zugewendet wird, so

daß die Wohnungsnufsicht in steigendem Maße lür den allgemeinen

Bereich der Wohnungsförsorge wirkt.

Das Preuö. WohnnnpfsgesetR von 1918 ordnet grundsatzlich all-

gemein die Aulsicht über das Wohnungswesen an, die dem Gemeinde»

vorstand (nnbeediadet der allgematnen geMtiUeben Befagnia der Orte>

poliaeibebörden) obHegt. Hinsichtlich der praktischen Durchftlhning

unteruclifiHpt das Gesef-- Gemeinden mit mehr als UV)(»0O Kir-'A-r-hTierti,

Gemeinden mit 60— lüüUOU Einwohnern und Geuit-inden mit weniger

als 60000 £inwohnem. In den Großstädten ist stets ein Wohnungsamt

Zeitschriften:

8. oben § 64, S. 287; ferner:

baupolizeiliche Mitteilungen.

Die Gesondlielt

Stidticeitung.

Baugewerk^zritung.

Saddeutsdie Bauzeitung.

Württembergiscbe Bauzeitung.

BautediniMihe ZeitsdirilL

Hochbau.

Das deutsche T.undhnns.

Zeitachr. f. d. gesamte St&dtahygiene.

Vierter Abaehnitt

1. Die Wohnungsaufsicht
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zu errichten, in den mittleren Gemeinden kann die Einrichtung durch

die Aufbicbtsbehörde vorgeHchriebeu werden, während io den kleineren

Oemeinden von 10—60000 Binwohnero mmdesteiiB die ÄnsldUong neb^
kundiger beamteter Wohnongsauiseher verliingt werden kann, falls die

örtliclii"n VerliRitnisse diea nnffOTpffrt erRrTieinon las^5on. Wo^riuiij7'*Änit<^r

können ferner für mehrere üemeiudeu gemeiuäam oder für den Bezirlc

eines £ommanalverbande6 errichtet werden. Wohnungsordnangen,
in denen die allgemeinen Vorsohriften Uber die Benntcung der Woh-
nungen gegeben werden, sind in Gemeinden und Outsbezirken mit mehr
als JOOOO Einwohnern stets, in kleineren Orten nach dem Ermessen der

zustandigen Behörde zu erlassen. Wegen der Unterscheidung der Oe-
meindegrOfien weist die BegrOndung des Oesetses dumnf biSt dafl 1906/10
der jährliche Bovölkorungszuwachs in den Gemeinden und GntsbesiiiEen

mit mehr als 10 000 Einwohnern 20—32 gegenüber dem Staats-

durchschnitt vAn nur 14,83 ",'00 betrafen hat.

Bei der Durchführung der VVobnungsaufsicht soll die „polizeiliche

Seite soweit brgead tnnliob nirttcligeffteUt und in erster Linie pfleglich,

anregend, beratend und mahnend und nnr dem btaen Willen gegenüber
mit Zwang vorgegangen werden". In sachlicher Hinsicht unterliegen

der Wohnungsaufsicht Kleinwohnungen bis zu vier K&umen einsrlilipßlich

Küche umfassend, sowie größere Wohnungen, m denen Abvcrmiotung
stattfindet and Ledigenheime, endUoh die Wobn- und Soblafrftume, die

von nicht zur Familie gehörigen Personen benutzt werden und solche

Räumo, die im Keller- und Dachgeschoß belegen sind. Das gemeind-

liche Wohnungsamt soll den Mittelpunkt für die Bestrebungen zur Ver-

besserung der örtlichen Wobnuugsverh&ltnisse abgeben und die weiteren

in dieses Gebiet fallenden Aufgaben, die Yeranstaltang von statistisehen

Erhebungen, auch den Wohnungsnachweis für Kleinwohnungen, über-

nehmen. Zur Sicherung der Dnrchffihrung des Gesetzes sind den höheren

Verwaltungsbehörden (Begierungs bezirken), in Verallgemeinerung der

bereits fflr den Begiemngsbenrk Dttsseldorf bestebenden Einriohtung,

"WohuungsaufSichtsbeamte beizugeben. — Durch Staatskommissar Cools
wurde am 6. Dezember 1918 d"6r JilntwTirf einer Wohnnngsordnnng ver-

öffentlicht, die als Muster filr die seitens der Ortspolizeibehürden zu

erlassenden Verordnungen dieueu soll und nach den ortlichen Verbält-

nissen aussQgeetalten ist. Der Entwurf gibt Vorsobriften über die Hindost*
zahl der eine Wohnung bildenden Bftume, die Durchlüftbarkeit und die

Vermeidung der Nordlage fs. dagegen Berliner Mietskaserne), den zu

fordernden Mindestluftraum, Anlage des Aborts und der Wasserversor-

gung u. a. m. Vgl. den Al>druck ZentralbL d. Banvww. 16. Jan. 1919,
8. 29.

Für Bayern bestimmt die V.-O. vom 10. Februar 1901, daß iu

allen Gemeinden des Staates eine polizeiliche Boaufsichtigurr der Wob-
uungeu und Wobaungsräume einzuführen ist. Nach MaÜgabe des Be-

dCtebiases sind in größeren Stidten eigene Wobnungskommisaionen tu

bestellen. Bis zum Jahre 1909 waren die \Vohnungskommissionen all*

gemein eingerichtet. Seit dem 1 Dezember TJOG besteht das Amt eines

Zentralwobnungsinspektors, dessen Tätigkeit sich auf die einheitliche und
gleichmaßige DurchftUirung der Wohnongsaufsieht und die Förderung der

auf Wobnungsbescbaffnng geriebteten Bestrebungen, namentlich gemein^
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nfltziger Batmnternebmiiiigen, erstroeken soll. Zu der Amtstätigkeit ge-

fajfrt ferner die Bearbeitung der die Wohnungsfflrsorge und die organi-

Batorischen Fragen auf dem Gebiete des Wohnungswesens betreffenden

Gegenstände, sowie die Oberauf^«icht über das Wohnnngswesen. Sclion

der Bericht für 19ü8 halte iu den Grußettädteu München und Nürnberg,

in Hitteletftdten wie Fflrtb, starken Wohnangsmaogel an veraeiohnen, wth-
rend aus einzelnen Gemeinden gemeldet wird: „ Leerstehende Wohnungen
sollen überhaupt nicht vorhanden sein." Erwähnenswert ist die in Pir-

masens gegebene Anregung, die Verkehrsverhaltnisse nach den umlie-.

genden Ortschaften an verbeeeern, damit es den in der Stadt beschäftigten

Arbeitern ermöglicht Wörde, ihren Wohnsiti auf den Dörfern au behüten
(vgl- unten § 103 f.). Wegen der in den Borichton behandelten Einzei-

materien s. die betreffenden Kapitel des Handbuchs; vgl. femer Out,
WohnungH)»fIege.

Für tiauhseu gibt das aligemeiue Bauge^etz im § 163 die gesetz-

liche Orandlage fflr die Regelung der Wohnnogsaufsieht durch ttrdiehe

Verordnung; auf die wirksame Durchführung der Aufsicht wurden die

Kreishauptmannschaften durch Minist erialverordnnng vom 81. März i;<03

erneut hingewiesen. — In Württemberg ist das Amt eines Landes-

wohnaugsinspektors im Jahre 1909 geschaffen worden. Der im Jahre

1918 erstattete Bericht schildert die ungünstigen Wohnungsanst&nde in

den Bauten älteren Bestandes, die einer Zeit entstammen, in der der

Begriff der ^elbständigon Kleinwohnung noch unbekannt war. Bedeutung
und Erfolg der Ulmer Bodenpolitik werden hervorgehoben. — Die neue

Bad i sche Landesbanordnnng von 1907 regelt die Wohnnngsaufsicht
in umfassender Weise. Fttr grofiere Gemeinden sind besondere Weh-
nnn^skommiasioncn zu bestellen. Der WohnangsaufHicht nnterlief:::en

sämtliche zum Auffntbalt von M^nscdien diericiidpn GebiUido und Ge-

bäudeteile. Über die Bt)uulj&uug der Wubutuigeu können im Wege orte-

poliseilicher Vorschriften Wohnungsordnnngen erlassen werden, fOr

deren Mindestanforderungen folgende Grundsätze gegeben werden:

a) Jede Wohnung soll so benutzt weiden, daß mindestens jedes

Ehepaar für sich und seine noch nicht 12jährigen Kinder einen besonderen

Schlafräum besitzt und dati für die Übrigen, über 12 Jahre alten Per- •

Bönen nach dem Gesohlecht getrennte Schlafr&ume vorhanden sind. Ktichen

sollen nicht als Schlafriuiiie benntat werden.

b) Die Benutzung der Schlafräume soll in der Weise geschehen,

daß — unbeschadet der Vorschriffen in § 14 fs. hier oben S. 338)
über die Mindesthöhe und Mindestbodenfl&che der liauuie auf jede

Person mindestens 10 cbm Luftraum und mindestens 3,5 qm* Boden»

flAch^ entfallen.

c) Für jede aus mehr als zwei Räumen (einschließlich der Küche)

bestehende Familienwohnuni: und für jeden größeren Geschäftsbetrieb

HoM in der itegel ein besonderer Abort von guter Beschaffenheit vor-

handen sein.

d) Werden Zimmermieter oder Schlafgäugor Terschiedenen Ge-

schlechts in einer Wohnung aufgenommen, so sollen die denselben an-

gewiesenen Räume vollständig voneinander getrennt sein und eigene

verschUefibare Zugänge haben. Jedem Schlafganger soll ein besonderes

Digltized by Google



302 Vi«l«r Teil.

Bett, eine Sit7.>,'elegenheit, ein besonderes Wasch- and Trinkgelftfl tmd
ein eigenes Eandiucb zur Verfügung stehen.

Zu einer Organisation von weitreichender Bedeutung liat eich die

Wohuuiigüaufäicht im Großherzogtum Hessen eniwickeli, die für

dl« Einriditaiig in anderen dmitsdien MMt«n «in viellacli beiratstoe

Vorbild abgegeben hat. Durch Bi&fhlfinahme auf die Art der Wohnungs-
benutzung sind unter der l.f»i«^nii4r von Landeswohnungsinsipektor Gretz-
schel weseutliche — i&s6et>oudere infolge der besseren Behandlung
•der Wdinuug aach dem Hraebedtrara zugute kmunenda ^ Forteeliritto

enielt worden. In amfengreicher Weise hat dia heeeische Wohnung»-
lnspektion ferner die Ansiedelung und die Errichtung von Kleinwohnungen
gefördert. Über die Bautätigkeit des mit der Landeswobnungsinspektion

in enger Verbindung stehenden EIrnst-Ludwig-Vereins s. unten § 124.

Vgl. hiann Fr. LOnne, Bedeutung der Wohnnogsinspektion, Wieabaden
1914. DieEinrichtungder „Wohnongspflege" besteht in den Hansestädten
Hamburg und Lfibeck. — Zur neueren Entwicklung dor Wnhnungsauf-
sicht s. Alb. Gut, Verbandsztschr. .d. Archit.- a. ingeu.-Vereind und
Ztachr. f. Wohngsw. 1913, H. 10, S. 168.

Die örtlichen Wohnungsämter, in einer Reihe von Städten

sclioii vor Krif^cTsausbrucii errichtet, haben seit 1919 eine starke Er-

weiterung erfahren (s. oben S. 359) und den Bereich ihrer Tätigkeit

auf die Wohnungsfürsorge L w. S. und die Beseliaffung von Wohn>

gelegenheit aosgedelmt.

In Berlin liat das stadtische WdbttQDgsamt sich joamoxtlieli um
die Instandsetzung vorhandener Wobnungen bemtilit, die infolge bau-

licher oder wohnungstechnischer Mängel unbewohnbar oder unbenutzt

waren. Nachdem die Stadtverwaltung für den Zweck der nWohnreil-
maehnng" von Rftumen größere Geldmittel bewilligt hatte, wurden vom
Dezember 1918 bis April 1919 in 850 F&Uen Züsch fifi?e an Grundbesitzer

in Höhe von 2,08 Mill. M. gezahlt, wodurch 2630 Wohnungen mit G500
Räumen hergerichtet wurden. Durch planmäßiges Aufsuchen unbenutzter

Wohnongen wurden ca. 600 Wobnnngen der Benutzung zugeführt, wfth-

rend durch Verbot der Umwandlung an (Tewerber&umen und Versagen
der Abbrach<^prlanbTiis 71 Wohnungen erhalten blieben — insgesamt

eine Bestandesbeäseruug nm ca. 3200 Wobnungen in dem vorgenannten
Zeitraum. Die gleiche Bet&tigung wird von den Wobnungsftmtem in

Charlottenhurg, Magdeburg und in einer grofien Zahl anderar Stftdte mit
Erfolg ausgeübt. Das Mtlnchener Wohnungsamt bat au Anfang des
Jahres 1919 Wohnungen in erheblicher Znl ! dorn Wobnungsmarkt zu-

geführt und für die Ergreifung weiterer Maünaiimeu auf dem Gebiet der
Wohnungabeachafinng ein Pn^amm au^eatellt.

Seitens des RlMiniacben Veraina Dfiaaeldorf wird 'der Zeitachrift

ffRhein. Blatter -f. Wohnungsw." seit Januar 1919 eine besondere Bei-
lage „ Wohnnngsaufsicht, WohnnngsnachweiH, Schlafstellenwesen" bei-

gegeben, die als Austauschstelle für die Erfahrungen der Wohnungs-
imter gedacht ist. Vgl. femer über die Tätigkeit der Wohuungs- und
Mietainignngsimter nntan, Anbang II, Obargangamaflnahmem.
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Ungünstige Zust&Dde in der Wohnangsbenutzung werden bäuiig

dnroh das Verhalten der Mieter bei Ueigefobrt, wobei NadilRssigkeit und
Oieiohgttltigkaitf vielfach aber auch Unkenntnis in Betratiit ksttmen.

Vgl. Geheimrat P (Itter, Bericht, erwähnt auf d. Verbdstag d. Haus-
besitzervereine 4. Febr. 1917. Die Organisation der Krankenkassen hat

der Wohnungsbenutzung seit einer Reihe von Jahren eine gesteigerte

AnfnierkiiaiDkeit zug 6wendetund dureh Belehrung der lÜeter dieWohnnngs-
pflage gefördert ; s. Berichto der Berliner Ortskrankenkasse. — Um bei der
Mieterschaft das Ver.stftndnis für die Pflege und Instandliaitung der Wohnnng
7.11 wecken, werden von einzelnen Stellen Merkblätter herausgegeben, die in

kurzen liegelii die weseutlicliea (Jruudäät^e der Wuii uweise Kusammeufassen.

VgL fiegetn fttr gatea und gesundes Wohnen, Merkblatt^ heransgeg. vom
SrnsttLudwig-Vereiny Darmstadt; Ratsoblftge, betreffend gesundes Woh>
nen, aufgestellt vom städtischen Wohnungsamt in Breslau; Merkblatter

lUr gesundes Wohnen, herausgegeben vom Müncbener Wobnungsvereini
n. a. m. — Die Aufgaben der Bewirtschaftong und Instandhaltung be-

stehender Gebtnde werden ansftthrlich erörtert von The od. Ha-
mach er, Kreditgefährdung beim großstftdt. Grundbesitz, Berlin 1916,
der ein reielios Erfalirungsmaterial über die Bauweise, die Baustoffe,

die erkenu Daren und die verdeckten Mängel im groi^tädtischen Häuser-
ban nitteilt. — Die Ififtstande in der Aufstellung der Hietsver-
tragslormnlare werden von Paul Eitzbacher behandelt, dor in

der Bessorgestaltun^r der seither üblichen Fi>rniulare ein Mittel zur

Beseitigung' mancher Un/.utrüglichkeiten im Mietsverh&ltnis sieht; QroÖ>

Berliner Mietverträge, Berlin 1913.

Die Aufnahme von Sohlafgangern ist in den Stftdten allgeraein

durch poliseiliehe VorschriftMl geregelt. Durch die Verordnungen werden
insbesondere vnrq:eschr!eben : das Maß an Luffrfinm und Bodenfläclie für

jeden öchlafgänger (in der Mehrzahl dor Falle lU c.bm bzw. 3—4 qm),

die Trennung der Qeschlechter in den Sohlafrftumen oder das Verbot

der Aufnahme von Sohlafleuten verschiedenen Oesehleohts; der Anspruch
auf Schlafstätte und Waschgelegenheit (in einzelnen V.O.en für zwei

Personen gemeinsam zugelassen) n. a. m.; a. Meer war th, Wobnungs-
fürsorge, S. 12. Die praktische Durchführung der Bestimmungen Uber

das Sdilafgänger^ tmd Abvermietongswesen Iftfit noch vieles su wflnsohen

tfbrig. £ine Besserung der hier bestehenden Zustände ist in der Haupt-

sache nur erreichbar durch die Beseitigung der Mißstände im Klein-

wobnungswesen — hohe und steigende Mietspreise bei gleichzeitig un-

genügender Zahl der die Kleinwohnung bildenden Räume, woraus sich

der Zwang der Abvermietung und sugleidx der Üntennisohnng mit

Fremden ergibt* VgL oben 8. S06.

Ein durchgreifender Erfolg der Wohnangsauisicht kann nur dann

eintreten, wenn die Einriehtang losammentrifft mit einer gesunden

Bodenpolitik, die eine hinreichende Produktion von einwandfreien Klein«

Wohnungen ermöglicht. Vgl. die Königl. sRchs. Mininterialverordnung

vom 31. März 1903: „Die Wohnungsaufsiclit muß versagen, wenn an

sich genügende W^ohuuugen Uberhaupt fehlen oder zu teuer sind. Als-

dann ist es nioht möglich, die Bewohnung ungentigender Wohnungen
oder die Wohnungsaberfttllung mit all ihren nachteiligen Folgen xu
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verhindern." S. ferner Reine ke, Schriften des YereiDS für Sozial-

politik, B'l. XCV, S. 25: Es isf nicht mit Tlnrclit i^oBagt worden, daß

mit der negativen iSeite, der Unterdrückung der sjchieciiten Wohnungen,
die Präge nicht gelöst sei; es müsse die positive nachfolgen. Wenn
man nur schleehta Wobnmigen nnterdrtlcict, ohne iQr gate so sorgen,

gebe man Steine etatt Brot.** S. auch Beridit des Zentralwohnungs»
Inspektors fflr Bayern 1010, S. 11: „Eine intenHivere Abstellung der

WohnungsUberfüiiuug konnte bisher (in Fürthj nicht durchgeführt werden,

da angesiefatB des geriugen WohnangeTorrates nar mit großer Vorsteht

vorgegangen werden konnte.** Hiermit ttbereinstimmend die Berichte

der Medizinalbeamten-k GesuDdhcit.swesen des preofiischen Staates, Berlin

1916, 8. 266f. (Coblenz, Lüneburg).

Wo die Wohnungsauftiicht eiuBeitiger Weit>e, d. h. ohne gleich-

seitige Ändemng des Wohnungsbaa^rstems oder ohne tatkrlftige Bati-

fördwung eingeftthrt wird, kann die Maßnahme die — häufig recht hoch
gespaiinfp!) — Erwartunfren nicht erfüllen. In einer Anzahl von Städten

ist, wie in Stuttgart, mit einem großen Aufwand von Ankündigung eine

Beihe wohnungepoliseilicher nnd wohnnngastatisttsdier Mafiregeln ins

Werk gesetat worden, ohne daß der angenommene Erfolg für das Woh-
nungswesen eintrat. In sächsischen Industriestädten, die mit wohnungs-
polizeilichen Einrichturrren reichlich ausgestattet sind, war in den Woh-
nungsmiß.^titnden und der Wohnungsnot vor dem Kriege kaum ein

Rückgang eingetreten. In Posen wurde ein Einschreiten gegen die

schlechten Wohnungen der inneren Altstadt angeregt nnd durehgeftlbrt;

die Statistik ergab indes, daß die schlimmsten wohnungspolitiscbeu

Mißstände in den jüngsten Neubaubezirken der Stadterweiterung

bestehen (oben S. 1771.). Die Erfahrung zeigt, daß eine isoliert ange-

wandte Wobnnngspolisei nnsuretehend bleibt nnd dafi aunftehst die

Bichtiggestaltung des Städtebaues und der Wobnung^herstellung anzu-

streben ist. Eis»^ unter dieser Voraussetzung wird die Wohnungsaufsicht

die günstigen Wirkungen hervorbringen, die man mit Kecht von dieser

lUBnahme nnd dem mit ihr verknüpften Apparat erwartet. Beachten»-
wert sind die kernigen Worte, mit denen der Direktor des Berliner

Wohnungsamtes Dr. Laporto d.-is Verhältnis von Bansystem nnd
Woh nungs aufsieht kcmizeicbuet

:

„Wer von meinen Beamten, dem es ernst war iu seinem schönen
Beruf, hat sieh nicht oft versweifelt die Frage gestellt, ob wir nicht
bei der erdrückenden FttUe der Miflstlnde^ der geringen ^lachtbeingnis,

die nns übertragen war und dem ganzen fehlerhaften System unserer

großstädtischen Siedelungsweise eine Sisyphusarbeit leisteten? Viel

schwieriger aber als dieser verhältnismäßig kleine Mangel wurde von
uns das ganae fehlerhafte Wohnsystsm der Mietskasernen
nnd das völlige Versagen der Mittel zur Abhilfe bei dem Stande unserer

augenblicklichen GesetTigebung empfunden. Ich weiß, daß ich mit diesem
Satz in eiu Wespennest steche; aber wem §o oft die (iranaten um den
Kopf geflogen sind, der scheat sich nicht mehr vor weniger gefibr-

liohen Liebenswürdigkeiten. Keiner ist sich wohl mehr bewußt als ich,

in welch schwieriger Situation »Ich der großstädtische HausbeKÜ/erstaud
gerade jetzt befindet. Aber ich müßte ja direkt heucheln, wenn ich

troti alledem schön und gut finden wollte, was eben nicht schön ist.
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Das Wichtigste Gut, über das ein Staat verfügt, besteht in seinen

Menschen. Sie in einen Zustand ta veraetsen, der ihrer k<(rper1ich«n

und seelischen Gesundheit zutrRglich ist, muß als eine Hauptaufgabe der

StaAtsleiter betraehtet werden"; Berliner Tageblatt vom 12. Febr. 1917.

Anmerkung.
Wohaungsteclmmcbe Eiuzelheiteii werdeu in folgenden Darlegungen

behandelt:

Wohnungsbeizung: Westfal. Wobnungsbl., Hirs 1918, S. 61; Mit-

tpilnr 'Jen rlfs Rliein Vev. f. KIeinwohnuu<;swesen, Januar 1914,

S. 17; Zeiitralbl. i. Bauverw., 9. Jan. 1915, S. 16; Bernhard
Scbmid, Heizanlagen, ebenda, 26. Nov. 1916, S. 626; Uber,
ebenda, 23. Juni 1917, S. 828; Häuser, Zeitsebr. f. Wohnungaw.,
25. Juli 1916, 8. 268; Weyl, Berlowitz und Hottinger,
Lüftung Uli 1 Heizung, in Weyls Haiuli). d. Hygiene, 2. Anf!.,

Bd. IV. — Praktische Formen der Ofenheizung wurden von der

Gartenstadt Wandsbeok«Altona und der Baugenossenschaft „Ideal",

Berlin*Brtts angewandt. Die Zentralheisong des Vielwobonngs»

hanses hat sich dajtijegen für die Kleiiiu oluinn',' als unwirtschaftlich

erwiesen (Tdeal-Nenkölln). Der Kubikmeter Hei?!nn^ vernrsanht

die gleichen Kosten in der Kieiowohnung wie in der herrschaft-

lichen Wohnung, ergibt ah» prosentnal snr Wohnungsmiete bei

der Kleinwohnnng (ein Wohnraum ca. 200 M. Miete) den doppelten

bis dreifachen Betrag gegenüber der hei rschaftlichen Wohnung
i^ein Wohnraum 4—50O M. Miele). Eine Fernheizungsanlage

größeren Umfange wurde für die Wohngebäude des Johannesstiftes

bei Spalldan errichtet, sowie in Dresden und Berlin-Pankow. Vgl.

femer Lindner, Femheixwerke, Die Bauwelt, 7. Mar/. 1911;

Dr. Wolff Eianer, Zentralhei/ungsm.InLrel, Deut.sclie Medi/in.

Wocbenschrift^ 1912, Nr, 37. Eine m^ißero Zentralhoiziing.sanlage

unter Verwendung von Abdampf wurde 1919 durch Gebr.Körting-
Hanoover fttr städtische Bauten in Neukölln flbernommeo.

Wohnungseinrichtung: Lehr. Zeitschr. f. Wohnungswesen in

Bayern 1909, Bd. VII, S. 87; 1910, Bd. VIII, S. 93f.; 1913,

Bd. IX, 8. 76; H. Hill ig, Hysrione der Arbeit erwohnun^, H. 24

der Arbeitergesuudheits-Bibl., Berlin 1910; Erna t-Lud w ig-

Verein, Darmstadt, Praktische Wobnnngsfttrsorge in HeseeD,

Darmstadt 1908. Herrn. Muthesius, Rleinhaun mul Eleao-

siedelnng, 2. Aufl., München 1919. Vgl. oben S. 202 über Grofi-

möbel und Wandschränke.
Beleuchtung: Westfäl. Wohnungsbl., Okt. 1915, S. 189£.; Reichen-

bach in Weyls Handb. d. Hygiene, 2. Aull, Bd. IV.

Litoratnr.

Ernst Cnhn. Dnü Scblafsteltenwesen in dc>n deutschen Großstftdten. Stuttgart 1898.

T. d. Goltz, Die Wohnungsinspektion. Göttingen 1900.

8tier-Somlo, Unier Hietsrechtsverhiltnis und seine Reform, ebenda H. 4.

Reincke und Zweigert, Schriften d. Ter. f. Sozialpol. 1901, 8. 3 f.

Brnun, Difi wirtschaflspolitiscbo Gesetzgebung in lles&en. Darmstadt 1902.

Wiedfeldt, Daa Aftermiotweaen. Beitr. z. SUtistik d. St Essen 1902, H. 7.

Digitized by Google



366 Vierter Teil.

4

Reltieh, Da» Stattgurter Webnmignmt StaUgait 1903.

Berichte der Zentralstelle für Arbeitenroblfahrtseinrichtungen, 13. Konferenz, 1904.

Gretzsriiel. Hes«i»<he Wohnungsinspektion. Z'ochr- f. Wpw. 1905. S. 165f.

Matthias, Wohnungsaufäidil nach d. bess. Gesetzgebg. Dannstadt 1906.

W. T. Kaickatein, Tonehriflen Aber BennUttOf voa WoliiumgWD. Berlin 1907.

Wsedfeldt, Die Enener Woliniiii«eiiupelctioiu Ztachr. f. Woluiungiw. 1906, 8.209.

Meerwartb, Woliniingsfureorpo in deutj^cben Stidten. Berlin 1910.

Paul Eltzbarlier, Groß-Berliner Mietverträge. Berlin l'.tl3

Dominicus, Obligatoriscbe Wobnungsinspektion. Stjültebaul. Vorir. VI, lieriinI913.

Gretssclie), Wobnnngvweeen. Weylk Hendb. d Byj^ene^ 2. Aofl. 1914, 8. 682 f.

Lonne, Die Bedeutunt: der Wohnongsinspeklion. Wiesbaden 1914.

Jabres.b>'ri>~)ite des )<nyeri>rh(^n Zf^ntralwohntin^ioBpekten, dee wUrttembeigiachen

und hossischon I..ande«wobnungsinf>pektor«.

Das Oesandbeitswesen des PrenB. Staates, bearbeitet in HinisteriiUB de» Iim«ni,

Berlin 191&, 8. 239 f.

WohnniigBaufHiebt und Wolmungspfl^e. Ztrstello f. YoUnwelkIfalivt Berlin 19181

J. Altenrath. Da?» Si-liinftiiingerwescn. Berlin 1919.

Alb. Gut, Hnndbucb der praktischen Wohnungspflege. Berlin 1919.

2. Die uuternormaleii Wohnungen.

§ S2. Als (las Hanptstfick des Wohnungswesens ist die normale
Wohnweise der Bevölkening zu betrachten. Demgemäß bildet die nor-

male Wohnung den eipcntüchcn rict^enstand der Darstellung nnscres

Han-ÜMtrhs. rrleirhwoUl haben wir auch li> als unteniormal zu be-

zeichnende Wohnung in unsere Untersuchung cinzubeziehen.

Die Tintemormale Wohntinpr findet sich hatiptsflehlieh in Hlteren

Gebäuden. Solche Gebruide sind vereinzelt wohl in jedem Wohnbezirk

anzutreffen. In großer Zahl und in koniiiakter Ma>se aber stehen sie

in den innenstädtischen und altstlidtischen He/.irken unserer Städte.

Wir sind gewohnt, die neuere Entwicklung der Innenstadt allgemein

unter einem bestimmten Gesichtspunkt zu betrachten, nämlich dein

der „Citybildung*'. Das vielgebrauchte Schlagwort hat uns lange Zeit

flb«r die wohniingspolitisehe Bedeotimg der Altstadt getflnscbt. Nar
ein Bruchteil der Innenstadt wird selbst in unseren bedentendsten

Grofistidten zur reinen Gesch&ftsstadt umgewandelt, in der eine an
Zahl geringe Wohnbevölkerung zurOckbleibt Unmittelbar aber an

die reinen Oeschfiftsbezirke und GescbSftsstrafien schließen sich dichtr

bevölkerte, engbewohnte ionoistidtische Bezirke an, eng besiedelte

Quartiere mit einer Bevdlkerung der verschiedensten Bestandteile, den

guten sowohl, wie den unerwünschten Elementen der städtischen Ein-

wohnerschaft angehörend. Überall ist der Stadtkern von Bezirken und
Zonen minderwertiger Gebäude nmp:el^pn, und gerade der hocli-

wertigsto. bestbezahlte 'Rodon i^t 'lurchsetzt von nnterwertigen Be-

zirkenrdie die billigsten Wohnungen der Stadt enthalten ; überall schließt
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rieh nnmittelbtr an die hochwertige Geschiftsstadt — als steter Be*

gleiter — die nnternormale Wohnung.

In der Literatur, wie in der Gesetzgebung und in der Praxis ist

rlie unternormale Wohnung wohl am eingehendsten in England behandelt

worden. Hier findet sich auch für eine bestimmte Kategorie dieser

WohniiBgeii ein besonderer Ausdruck; man nennt eie elume. Hit dem
Wort slums bemichnet man in England .soklie Wohnungen, die nicht
durch ihre ursprtlrigliclio Anla^je, sondern durcli die Art ihrer Bemitzang
unterwertig ;;owordon sind. Das Eif^üntttmlicho dos Slum-d Welling ist

die Verwahrlosung der W^ohuuug, der Wohnungsverfall. Der slom

ist ]»inesweg8 eine filr die Armen und Blenden gebaute Wobouag;
sondern er bat stets bessere Zeiten gekannt und ist erst dnreli Ursaehen
nnd Vorgange, die sich meist nachweisen lassen, zu einer schlechten

Behausung geworden. Auch die Bewohnerschaft bildet durchaus nicht

eine einheitliche Klasse, sondern setzt sich aus den verschiedensten

Schiebten- sosammen. Es ist deshalb nidit richtig, die Blums als Arme-
Leute-Wohnnngen, Elendswohnungen oder dgl. zn bezeichnen; die richtige

Bezeicbnnng nnd Obersetzung dürfte vielmehr lauten: Verfallswohnungen.

Der Wohnungsverfali and die Wohnungsverwahrlosong kennzeichnen

den älum.

Wir finden die gleiciien Krsclieinimgen des Wohnungsverfalls in

jedem Lande und zwar in der alten wie in der neuen Welt In Nord-

amerika sind einzelne Städte in großem Umfang mit slums behaftet

In Deutschland sind die verwahrlosten Wohnungen allgemein verbreitet;

sie finden sich in Berlin wie in Hamburg, in Königsberg wie in Frank-

fiHt, in München wie in Düsseldorf. Gerade die mit den glänzendsten

Straßen- und Platzanlagen ausgestatteten Städte sind es, die anderer-,

seits den schlimmsten WohnungsTerfall aufweisfln.

Es raflssen demnadi allgemeine Ursachen eeio, die auf die Her-

aosbUdong von Verfallswohnungen hinwirken. Wir haben diese Ur-

sachen zu scheiden in sachliche und in persönliche. Die ersten be-

ziehen sich, auf den Bau der Stftdte nnd seine Entwicklung; die zweiten

auf die Zusammensetzung der BeTÖlkenmg.

Bezüglich des Städtebaues ist jdaron zn erinnern, daß in einem be-

stimmten Zeitpunkt jeweils der weitaus gr<Kfiere Teil der vorhandenen

Bauten älteren Jahrgängen entstammt (oben S. 8). Diese Hauptmasse

der städtischen Wohnungen und Gebäude steht jedoch in ihrer Wert*

entwicklung nicht still; ihr tritt die N eu bautätigkei t gegenüber, die fort-

währende Wertverschiebungen innerhalb der städtisdien Grundstückswerte

hervorbringt Die Neubautätigkeit schafft nicht nur neue Werte auf dem
von ihr bearbeiteten Boden, sondern sie wirkt nach den verschiedensten

Bichtangen auf den Wert der vorhandenen älteren Grundstflcke ein.

In dem Verhältnis zwischen Zentrum und Außenbezirk vollzieht

sich die oben & 222 besprodiene Umkebrang. Parallel mit dieser Vor-
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Schiebung im Wolmungswesen verwandelt sich ein Teil des Zentrums

zur Gescbäft8Sta<lt. Diese doppelte l{e\\e^'iing aber — und liieiin liegt

ihre allgemeine iJedentnnfj: für das WohmniL'swesen — vollzieht sich

Dicht auf einen Zug, äondeni stückweise, in Ai>schnitten und in einer

auf Jahre und Jjihrzeljnte verteilten Umwiindhinj». die in einer bestimm-

ten Stadt nienials zum end^ülti^efi AlKschhil.» ^'elangt. In dieser Um-
bihiung entwickeln sieh einzelne Slralieii zu Laufstralen, Geschäfts-

straüeu und Hauptverkehrsstraßen, in denen für Läden und GeschäfU-

räame die höchsten Mieten bezahlt werden. Hier werden die alten Wohn-

gebäude, wenn ancb nidit an einem Tage, so doch in rascher Folge ab-

gerissen und dnrch^nene ertragreichere Gebllude ersetzt. Unmittelbar

daneben finden sieh Strafien und Gassen mit älteren Häosem, die zum

Teil von seßhaften Altstadtbewohnem eingenommen werden; za einem,

großen Teil werden sie aber in Erwartung baldigen Äbbrudis oder

roangeis besserer Mieter einer minder guten Mieterscbaft ttberlassen und

geraten in Verwahrlosung. Es gibt keine Ci<7 der alten oder nenen Welt

die nicht in ihrer nächsten Umgebung Proetitutionsviertel und minder-

wertige Wohnbezirke l)esitzt. Der Wohnungsverfall der zentralen Bezirke

ist eine allgemeine, in den Verschiebungen der Bodenwerte begründete

Erscheinung.

Ein zweiter allc^emein verbreiteter Anlaß ffir die Entstehung

schlechter WolmunfJien liegt ferner in dem veränderten (iebraucii rdterer

oder aucii neuerer Ge!)^ijde. I'beraus häufig — wir dürfen sagen in

jeder iätadt — werden zu Wohnzwecken Gebäude benutzt, die nach

ihrer ursprflnghchen Anlage entweder gar nicht oder nicht in der

späteren Verwendungsweise zu Wohnuntren bestimmt waren. Unsere

älteren Häuser enthalten durchgängig in den oberen Geschossen umfang-

rciclie Räume, die vordem zu den verschiedenen Zwecken des Gewerhe-

betriebes oder zum Einlagern von Vorräten für den Haushalt dienten.

In allen diesen Verwendungszwecken traten während des 19. Jahrhunderts

(sum Teil schon frther) große Verfindemngen ein. Die meisten der ehe-

maligen Verwendungsmöglichkeiten fielen jetzt voUstSndig oder großen-

teils weg. Die Obergeschosse standen leer und wurden nun zu Klein-

wohnungen umgebaut, fflr die sie baulich in keiner Weise geschaffen waren. .

Unsere alten deutschen Stftdte zeigen in den innenstädtischen.

Bezirken allgemein diese Umwandlung. Daß in solchen Häusern —
trotz der malerischen Außenseite — leicht ungflnstige Wohnverhältnisse

entstehen können, bedarf kaum der Darlegung. Eine geringe Vernach-

lässigung der Unterhaltung und die ITcreinnahme minder guter Mieter-

scbaft genügen hier bereits, um deu WohnungsveriaU herbeizulQhren.

S. die Schilderungen iu <^Gm Bericht des wUrttembergiBchen Landee-
wobnungsisspektors 1913, 8. 22 f.

Digitized by Google



Baaordniing. 869

Wenn wir indes dem Ursprung des Wohnuugsverfalls in unseren

festländischen Großstftdten nacli forschen, so finden wir die ungänstig^ten

Zustände nicht immer in den übriggebliebenen Bauten einer weit zurück-

liegenden Zeit. Ks sind- vielmehr Gebäude aus der Bautätigkeit des

19. Jahrhundert», in denen wir ftfter die Tinhefriediscndsten Vcrh!tltni«ise

antreffen. Nicht dem ,,finsteren Mittelalter", sondern der Zeit von \^r>0

und 18H0. znm Teil noch l-^To entstamni'^n zahlreiche Verfallsliezirke

der ( irolistiiilte. Kine Keilie von Jahrzeiinien hat gemiL't, nin die

damals errichteten Wohngebäude in die schlimmste Verwuhrioöung zu

bringen.

Vgl. hierzu Eberstadt, Städtebau iu Bolland, S. 94 f., 124 f.,

141, 217, 273, 394 f.; dersolbe, Kleinwohnangen in BrOssel und Ant-
werpen, im einzelnen..

Weiter kommen hier in Betradit die Hansteilung und die

Wofanungstellung, durch die eine grSfiere Behausung nachträglich

Iii Kleinwohnungen aufgeteilt wird. Hierbei entstehen fest immer

schlechte Wohnangszustände.

Die Hausteilang findet sich vorzugsweise in den Städten mit Ein-

familienha'ir<*<ystem : h\o^ i^l demgemäß tu Enf^Iand und in Nordamerika

häufig anzutreffen, zeigt sich indes auch in Deutschlaud in denjenigen

Städten, in denen Einfamilienb&naer vorhanden sind. Ein gr^eree Ein-

familienhaus wird hierbei in der Weise aufteilt, dafi jedes Geechofit

11. U. aucli ein einzelnes Zimmer gesondert vermietet wird. Bezüglich

des alteren Toilliuuses f. nlien H. 50. Dio Woliniuigsteilung dagegen

findet sich zuineint in den iStädteu mit Stockwerkswohnungen. Diese

WohnnngBteiInng wird vielfaeh schon hei Nenbauteo vorgenommen, da
in den Städten mit dem System der Stockwerlcahaofang oft grVfiere

Wohnungen in überzahl und nicht genügend selbständige Kleiiiwolmtuii^en

gebaut werden. Der Hair^bcsitzpr illtpriäßt es dann dem Mieter, dio

größere Wohnung durch Teilung an Untermieter in Kleinwohnungen
(Teilwohnungen) ausBnscblachten.

§ 83. Nicht minder bedeutsam ist die zweite Reihe von Ursachen

des WohnuDgsverfalls, die sich ans den perBÖnliehen Voliftltnlssen der

Bevölkerung herleiten. Der Bevölkerungszuwachs unserer neueren Stftdte

beruht nicht allein, und nicht einmal in der Hauptsache, auf der so-

genannten „natOrlichen** Volksvermehrung durch QeburtenQberschuB,

sondern zum grdfieren Teil wird das Wachstum unserer Stfidte durch

Zuwanderung bewirkt (oben S. 218). In dieser Wandeningsbewegung

zeigt sich ein scharfer, vielleicbt nicht zur (SenOge beachteter Gegen-

satz gegenflber der älteren Zeit. In den grofien und andauernden Be*

siedelungsbewegungen des Mittelalters wie der Merkantilzeit bis zur

Mitte des 18. Jahrhunderts war man im europäischen Kulturgebiet stets

bemüht. Zuwanderer aus L&ndern höherer Kiilturi^tufe nach dem In-

land zu zietiei). In den ßesiedelungen des Mittelalters wie in der Go»

Ebcrttadt, Handbucfa des WaliiiiiDgrarMem. A. Aufl. 24
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werl)e- und Revölkerungspolitik des Merkantilismus war das Ziel die

Hebung des Landes durch Verruittelung neuer Kenntnisse, durch Ver-

pflanzung einer höher stehenden Kultur und durch Gewinnung eines

gewählten, hochgeschätzten Menschenmaterials.* Neuerdings dagegen er-

folgte bis 7Am Kriegsausbruch in Mittel- und Westeuropa, zum Teil

auch in Nordamerika, die Zuwanderung aus Gebieten niedrigerer

Kulturstufe und billigerer Arbeitslöhne. Die Zuwanderer werden zum

Teil durch Unternehmer herangezogen, die sich billigere Arbeitskräfte

beschaffen wollen; zam Teil kommen sie von selber ans BezirkeD nie-

drigerer Geldlöhne oder werden voti rorausgegangenen Angdidrigra znr

Nachfolge veranlafit

Diese ans Gebieten tieferen Kulturstandes einrUckeaden Zu-

wanderer bÜden einen erheblichen Bestandteil unserer stftdtiBcben Be-

völkerung; sie bringen ihre niedrigeren Ansprache und schlechten

Wohnsittm mit nnd sind in grofiem Umfong die Trlger des WohnDngs-

verfoUs und Benutzer der verwahrlosten Wohnungen.

S. Bericht des Westfälischen Ver. f. Kleinwohnungswesen 1909,
der hervorhobt, daß durch die Wobnsitten der zahlreichen in Wesifalen

sugezogenen fretuden Bevölkerung in ganzen Gemeinden uud ätadtteiien

die Wohnungshaltung and Woliimng»pflege auf einen bedenklieben Stand
herabgedrttckt worden sind. Ober die Wehnweise aadlndiachw Zw
Wanderer, die „die Wohnungen nnd H&user über alle Mal^n ruinieren",

vgl. ferner Gr c 1 7sch e 1 , Bericht des hessischen LandeswohnuTif/Hnispektore

für 1908 (Darmstadt 1909), B. 16 und Bericht des württembergiBchen
Landaswohnangeinspektoni filr 1912 (Stnttgarfc 1918).

Als eine weitere Ursache der auf unserem Gebiet bestehenden

Verhfiltnisse ist tu nennen die für bestimmte Volksschichten gegebene

Notwendigkeit, in der Allstadt und in der NShe des Zentrums au

wohnen. Ein nicht geringer Teil der Erwerbstitigen ist gezwungen,

mit Rflcksicht auf ihr Arbeitsverhfiltnia in der Nahe der inneren Ge^

schfiftsbezirke Wohnung zu nehmen; hierunter zahlen insbesondere

manche Hausindustriette, Hehnarbeiter, in Hafenstädten die Hafen-

arbeiter, ferner die Gelegenheitsarbeiter, kleine Gewerbetreibende n. a. m.

Zu diesen durch die Arbeitsbedingungen Gebundenen tritt eine

große Zahl von Bewohnern, die die unternormalen Wohnungen be-

Völkern, weil dieee Wohnungen — obwohl in den innenstädtischen Be-

zirken gelegen — zu billigerem Preise oder zu leichteren Bedingungen

abgegeben werden als die Wohnungen in den Neubaubezirken. Gerade

für die Kleinwohnungen haben die alten mindcrwertif? gewordenen

Gebäuflo eine große Berloijtung; oft <\n(\ nur hier die für bestimmte

Volksschichten notwendigen Wohnungen /.ii finden. Es sind zwei K;ife-

gorien von Mietern, die hierbei in Frage kommen: zunächst diejeuigen

umdien und Einzelmieter, die eine höhere Miete nicht erschwingen
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können und deshalb in den unterwertigen Wohnungen Unterkunft

suchen mfläsen; ferner aber — ein besonders bedauerlicher, jedoch

häuHg festzustellender Umstand — solche Familien, die wegen Kinder-

reichtums in den besseren Mietshäusern keine Aufnahme finden.

Vgl. Bergmann, Bericht de.s Zentrahvohnuuir-'inspfktnr^ (Mtinclien

1910): „Im Laufe des Sommers 1908 waren zahlreiche i:'älle festzu-

stelloiii in denen Pamilien keine Unterkunft finden konnten, und swar
waren es nicht leutw iweifelhafte Blementc, sondern auch anständige

Femilien, die nur wecken jcrroßer Kinderzahl abgewiesen wTirdpn" (a. a. 0.

8. 8). — „Wenn die Familie auch in der Lage iat, den MietapreiB zu

zahlen, ihrer Kinder wegen will sie niemand haben. Und so müssen
sie eehliefllich in irgendeinem Loche oder Gange unterkriechen. Jeder
Wohnungsuchende wird mir bezeugen, daß regelrecht die erste Frage
des Hausbesitzers ist: Wieviel Kinder haben Sie? Und webe dorn Un-
glüciilichen , wenn dieser Himmei»üegen zwei oder drei überwiegt.*^

(Hitteilung der Bremer I^achrichten vom 23. M&rx 1910.) Vgl. hierzu

oben S. 211.

Endlieb ist nicht zu flberseheo, daß nnaera StJIdte in nicht ge-

ringem Umfang Volkstdle enthalten, die unter die Richtlinie ihres

Standes herabsinken und die Ver&llswohnnngen aafenchen. Diese

untemormalen Volksachichteo, die in jeder Großstadt anzntreflto sind,

bringen durch ihre schlechten Wohnsitten jede Wohnung in Verwahr-

losung. — Nicht zu vergessen ist auch der Bodensatz der Bevölkerung,

die sittlicb verkommenen Personen, die eine nicht geringe Zahl von

Wobnungen besetzen.

Minderwertige Kleinwohnungen in Berlin sind in Wort und Bild

häufig beschrieben worden. Beispiele von Verfallswolmun^'en in Alteren

und neueren Berliner Gebäuden '^iht die jährlich veröffentlichte Wohnungs-
enquete der Allg. Ortskrankenkaäue, unter der Leitung von Albert Kohn.

—

Kanenstadtiaohe Bezirke in Wiesbaden nntersncht j»ine 8tndie von Ernst
Cahn, wobei vielfach ungünstigeZuständenachgewieKon werden fWobnunge-
zustande der minderbemittelten BeviJlkeninj^ssrhichten in Wiesbaden, Wies-
baden 1906). — Die Berichte des hessischen Landeswohnungsinspektors

enthalten neben den Schilderungen des durch fremde Zuwanderer herbei-

geführten Wobnnngsverfalls, Angaben Ober Falle edilechter Wohnweiae
der einheimischen Bevölkerung. — Vj;l. die Darstellungen unterwertiger

Wohnformen bei Lndwi«; Brtner, Der Ziifi nach der Stadt nnd A. Uhl,
Die linternormalen W^ohnungen in Gera, Gera 1913.

Einselechilderusgen ungünstiger Wohnverhältnisse sind aus den ver-

sdiiedensten Städten verOffratlioht worden, wie Hamburg, Königsberg,
Bremen, Straßburg, Metz, Breslau und zahlreiche andere. — Bemerkenswert
sind die innenstadtischen Wohnverhältnisse der Stadt Hannover Ein

Teil der Straßen der Altstadt ist zu hochwertigen Gescbäftsstraiien um-
gewandelt und mit Geaehlfbdiiiiseni besetst. Ein großer Teil der Inn«i-

tadt dagegen ist Wohnstadt geblieben und bildet mit seinen alten Hftneem
einen dicht bevölkerten Arbeiterwohnbezirk. Die Straßen, denen die Um-
wandlvuag zu Verkehrs« und Gescb&ftsstrafien nicht gelangen ist, lemer die

24*
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meisten NeboiiHtruüen uirl dio zalilroichen Höfe onthaheii Ktciiiwnlintingpn.

Id uuuiittel barer NacbbarHchalt. der teuersten GeäcLäftäbauteii fiudeu »icb

die billigsten EleiiiwobnuDgen der Stadt Die Webnungen ia diesen alten

H&usem sind zum Teil recht schlecht. In den einselnen Hftasern sind die

Stnr-kwpikt' (iftpr nn verschiedene Hanshaltungen vermietet, obwohl die

Häuser für eine ilerartipe T'^nterieilun": nicbt eingerichtet sind. — Ähnliche

Schilderuiigeu la»iseu sich aus eiuer Ueibe von St&dteu geben; allgemein

ist die Innenstadt, Altstadt und die in der Umbildnng begriffene Qe-
sob&ftsstadt der 8it:^ der billigsten Kleinwohnung.

IrinenstÄdtische Wolinfornif^n bosondpror Art schildert Karl Sinfrer

in den M unebener Herbergen (Dio Wohnungen der Minderbeniit teilen

in München, München 1899). Die sogenannten Herbergen sind alte Klein-

wobnungsgebände, bei denen fttr die einseinen Wobnnngsinfaabw noch das

geteilte ,|8tockwerkseigentum" besteht^). Die Wohnungssnstände sind

infolge der Überfüllung, des Alters und der liänfjo; ungenfifjenden Instand-

haltung der Hftuser wenig befriedigend; gleichwohl ist die Beseitigung

der Herbergen, wie Singer bemerkt, mit dem- Hißstand verknüpft, dafi

die NeabantAtigkeit keinen geeigneten Ersats fflr die wegfallenden Klein-

vohnungen sc hafft. Vgl. hieran Dr. Helberg, Herbergswesen—WobnnngS-
reform, Die Bauweit 1917, Nr. 1.

Die Mittel des Kingreifens gegenüber den unternormalen Woh-

nungen und dem Wolinangsverfall siod zablreicb and liegen auf ver^

scbiedenen Gebieten.

An ersfei- Srelle ist dio Selbst Iiilf(> und Solbstf ?ltii:koit der Haas-
besit/er zu nennen. Von der Art, iu der die Hausbesitzer ihre Grund-

stücke verwalten oder verwalten lassen, h&ugt die Entwicklung eines

Hauses in bohem Hafte ab. Vielfaeb werden Grundstttcke in den innen*

städtischen Bezirken in Erwartung besserer Verwertung „auf Spekulation**

gekauft; bis zum Eintritt günstigerer Verwendung tlberlaßt man sie iler

bestmöglichen Ausnutzung, was bisher häufig gleichbedeutend war mit

Verwahrlosung. Was die Tätigkeit des Hausbesitzers zu leisten vermag,

um die Verwaltnng ftlterer Orandstttoke in die Hobe zu bringen, zeigt

sich in den verschiedensten Städten; vgl. meine „Rheinischen Wohn-
verhältnisse", S. nnd (56 und die Reis|iiele in meiner Abhandlung
„Die großstadtischen Innonbezirke und die unternormalen Wohoungen",
Techn. Gemeindeblatt, Mai 1910.

An aweiter Stelle ist auf die Tätigkeit der Gemeinden sn ver-

weisen. Das Eingreifen d i n inoinde gegenüber den Vorfallswohnungon

ist insbesondere in England und in Holland stark-ausgebildet (vgl. unten

Teil VIII) und sollte auch in Deutschland wirksamer gestaltet werden.

Der Armenetat beausprucht in unseren Städten jährlich steigende Stim-

roen, die anm größten Teil direkt oder indirekt so Wobnungsunter-
Stützungen dienen. Hier könnte dio .Stadtverwaltung in besserer und
auch für die Stadtfinansen auträglickerer Weise seilen. £& wäre gewifi

1) An den einselnen Stockwerken dieser Gebinde kennte (wie im alten loi-

tODbiliarrecht, oben S. 60) Eigentum erworben werden. Die NeubegrOndung von

StockwerkseigeiUiini ht hento in Deutschland nnsnlliiig. Dsgegwi besteht du Steek-

werkseigentum beute noch in Schottland.
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wttDsehftnBwert, wenn jährlich «Ine bescheidene Sunune anlgewendet wtfitle

zum Aukauf uuteruorinaler Hftuser, die entweder instandgesetzt oder

niedergelegt und durch Neubauten ersetzt würden. Der Vorteil würde
ein vielseitiger, uit Ziffern nicht zureichend zu 8ch&t^eQder sein; denn

etftdtebeulich, volkswirtscheftlich and aozialpolitisch wOrden die beeten

Wirkungen eintreten. Debei wären die aufgewendeten Gelder (o keiner

Weise für die Stadt schlecht angelegt. Während die für die Woh-
nungsnnterstUtzunpjen j^ei^ebenen OeMer endgtilti;^ verloren sind, wftrde

der ötadt hier immer ein wertvoller Cirundbesitz verbleiben, selbst wenn
— was nach anderweitigen Erfahrungen nidht immer der Fall ist — die

verauslagten Kapitalien sich nicht voll veraiuseu sollten. — Beihilfen und
Darlehen an Hausbesitzer 7.nr Insf HTilsetzunp; !\lterer Oebllude wer-l^n

in HoUaud gewährt; auch beteiligen sich dort die (iemeinden mittelbar

oder unmittelbar an den Bestrebungen zur Besserung innenst&dtischer

Wohnbeiirke. Vgl. auch oben S. 863 nnd Martin Wagner, Sanierung

'der MietskaserneTi, in: Die Woiiuungs- und SiedeluDf^frage nach dem
Krie<.'e, Stutt^^art 1 <J1S, 8. 398 f.; A Ibert Kobn, Wohnungsuntersuchnngen
der Allg. Ortskraukenkafiee, Berlin, jährl.

Von grofier Bedeutung fHr das. Gebiet der untemormalen und Ver-

fallswohnung int die Wohnungsauf sich t, die hier die schwierige

Aufgabe bat, auf die Haii.sbt^sit/or, wie auf die Mioi-pr einzuwirken. Die

Aufsicht, nach den oben JS. 3'j() ani^efülirten, sach^'emilüen Grundsätzen

geleitet, ist das gegebeue wesentliche Mittel sowohl in der Vorbeugung

des Wohnangeverfalls, wie in dem Kampf gegen die Wohnnngsverwahr^
losung.

Bezirke, deren bauliche Zustände weder durch private noch fiffont-

liche Fürsorge gebessert werden kOnnen, müssen durch vollständige

Niederleguijg gesäubert werden. Grfiilere Sanierungen in den Innen-

städten wurden neoerdiogs dnrchgefOhrt in Hamburg, Berlin, Frank-

furt a. M., Elberfeld, Straßburg, Stuttgart, Darmstadt, Mainz nnd anderen

Städten. Auch in kleineren Städten werden itn einzelnen Eingriffe vor-

genommen; vgl. Jahresbericht des hessischen Laudeswohnungsinspektors

fttr 1906, S. 40. Ober Umgestaltung der Innenstädte durch Neubau
und Sanierung vgl. Eberstadt, Kleinwohnungen in BrüH^ 1 ud Ant-

werpen. Die wohnungspolitisclie Bedentnrg der Altstadt nnd ilires

Vorrats an Oeringstwohnungen darf nicht außer acht gelassen werden,

8. oben S. 179; vgl. Uber die Fehler der Sanierungsperiode des 19.

Jahrhunderte oben S. 841,
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Fünfter Teil

KapitalbesohaffuDg. Bodenleihe. Bestenening.

Erster AbBchnitt

Der Realkredit

VorbemerkuDgi

§ 84. Zu den beiden Hauptgeltielen des Wohnungswesens, Boden*

parzellierttng und Hausform, kommt als drittes, nicbt minder grond-

legend, der Realkredit hinzu. Die Verbindung zwischen diesen drei

Gebieten ist eng und unlitebar, die Verbtitnisse in der Gegenwart sind

gleichlaufend: Mifistände hier, Notstand dort Indes auch die

Abhilfe ist in der gleichen Richtung zu suchen. Im Bereich von

Städtebau und Wohnungswesen bUdete das Ziel meiner Untersuchungen

der Nachweis, daß die heutigen Zustände nicht das Ergebnis einer

natQrlichen und wirtschaftsgemäßen Entwicklung sind, sondern auf will-

kOrlirhcn, in einem bestimmten Zeitabschnitt begründeten Einrichtungen

beruhen, die in der Praxis als ungeeignet und fehlerhaft erkannt sind.

Auf dem Gebiet des Realkredits niuli unser Vorgehen zunächst das

gleiche sein. Wir müssen feststellen, welclie Einrichtungen für den

Realkredit {jcschaffen worden sind und welche Leistungen aus ihnen

mit Notwendigkeit hervorgehen. Erst dann können wir ein Urteil über

die lieutigen IMu^stände abgeben und die Frage, ob Abänderung oder

Einzeleingriffe, beantworten.

Auch für den liealkredit wurdeu die iicucreu Grundlagen in den

60er und 70er Jahren des letzten Jalirhunderts hergestellt; sie sind

aus dem Geist der damafigSB Zeit geboren, und in diesen mOssen wu*

versuchen uns zurflckzuTerselzen, wenn wir seine Sehdpfnngen versteheD

und — denn dies muß das wesentiidie Ziel sein — wenn wir sie in

praktischem Sinne fortentwickeln wollen. In der EHtrtemng des Städte-

baues ist uns fortgesetzt eine allgemeiB gebrauchte Kennzeidinimg der seit
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den 606r Jahren begründeten Einrichtungen begegnet; es ist das Wort

„Sdiabloiie". Im Bebauangsplan berrsdit die Schablone der Btablock-

fignr; iir der OeUndeerscblieSnng die Schablone des aDditferenzierten

StrafienneUes; in den Haustjpen die Schablone der Uietskaaeme nnd

der Stockwerkshänfnng, in der Bauordnung die Sdiablone des Orofi-

hanaes. SoUten dies allea ZuftUigkeiten sein? Ist es nicht vielmehr

der gestaltende Geist des SSaitalterSf der sieh in diesem allgemeinen

Ergebnis Irondgibt? Merkwürdig genug ist es, daß gerade die jener

Zeit entstammende Regelung in Deutschland zu einem solchen Ausgang

führen mußte. Das Losungswort der zweiten Hftlfte des 19. Jahr-

hunderts war doch: Freiheit und Individualismus; demgegenüber zeigt

der tatsächliche Erfolg die Zwangsformen und die Unterdrückung des

Einzelwillcns auf unserem Ocbict. Zur Erklärung der Ursachen dieser

Umkehrung bedarf es nicht der weit ausholenden geschichtlichen Unter-

suchung; wir wollen nur an einigen Grundauscbauuiigen der damahgen

Zeit Erstrebtes und Erreichtes einander L^efj:cnüberstellen.

Die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts war — es sei erinnert

an die Darlegungen oben S. 81 und 87 — eine Zeit des Aufschwungs

und der Bewegung in der volkswirtschiifüichen und politischen Ent-

wicklung: eine Zeit, die es unternehmen durfte und unternehmen luutiie,

die Dingo von Grund auf neu zu gestalten. Zwischen den neuen For-

derungen und den tatsSchlichen Verhältnissen bestanden in Deutschland

die ToUständigstea Widerspräche. Die Zersplitterung und das Elend

der Kleinstaaterei; die Sdiranken, die die Betätigung des Einzelnen

wie der Gesamtbeil hinderten; die Qberleblen Einrichtungen auf allen

Gebieten zeigten einen Zustand, den man weder rechtfertigen noch

fortbilden konnte. Die Voraussetzungen waren somit gegeben fttr ^e
Autfassung; die dem Widersinn und der Zerspaltung des dffentlichen

Rechts die entgegengesetzte Behandlnngswdse gegenüberstellte; es ist

die planmäßige Systematik und die geschlossene Vereinheitlichung

der Institutionen. Die in den 60er Jahrra des letzten Jahrhunderts

geltenden wissenschaftlichen Anschauungen sind allgemein beherrscht

von dem Drang des Systematisierens und der begriffsmäßigen Durch-

bildung; eine Geistesrichtung, die in dem notwendigen Gegensatz zu

den zeitgenössischen Zuständen ihre; Stütze fand').

Es ist die Behan<llungswcise, die auch in der Bearbeitung des

Hypotheken- und Gnindbucliwosens hervortritt. Einflußreiche An repun gen

kamen allerdings aucli hier wiederum (vgl. oben) aus Frankreich. Im

Jahre 1852 hatte ^Napoleon UL den Credit Foncier de France be-

1) Vgl. Eberstadt, Naturrechüiche und realistiücho lietrmchtungBweise in

den StMtiwimnsdwftaik. SchmoUei» Jahrb., Bd. XXTII, H. 3, a 79.
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gründet: neidsull lilickti' inan in Df-ut-clilainl :mf die Erfolire <ler fran-

/Mhchen \ eniii-tiiltiiiig, deren ijeficliäftslterficii diia gesamte Staats-

gei^iet uiufaLlle. Naclidem in Preulicn wäliieiul der (iOer Jahre eine

Hochflut wissenschaftlicher und hterarischer Erürtei uiigeu über den

Realkredit eingesetzt hatte, blieben bei der bedeutungsvollen Ordnung

des Qnindbiieliwesens im Jahre 1872 die neuen Anscbauungen siegretcfa;

fflr die sechs alten Provinzen. Preußens war das gewflnschte einbeitiidie

Recht geschaffen, das hier mit der Oberlieferten Regelang grdndlich

EufrAumteO- Von dem Wirrwar, der indes in Deutschland allgemein

bestand und die Bestrebungen der juristischen Kreise erklArt, geben

die Darlegungen Johows, des hervorragenden Juristen, Zeugnis, der

immer noch nicht weniger als 39 Geltungsgebiete dos Hypotlickenrechts

auf/.ählt^). Der Zustand war in der Tat unerträglich. Man hielt die

Besonderheiten des in den verschiedenen Staatsgebieten geltenden Rechts

für (las schwerste Hindornis der Kapitalanlaf^n in Hypotheken und for-

derte dagegen die Vercinhciilichung des Iminohiliarrechts, die die Aus-

dehnung des Healkredits ülter die Laudesgrenzen hinaus ermöglichte

und von der nach Johow „eine der segensreichsten Folgen" zu er-

warten stand Wir werden dieser Auffassung, wenn sie auch eine

starke ÜberUeibuiig enlliäit - die ersprießlichste Tätigkeit für den

Realkredit erfolgt innerhalb des Ertlichen Bereichs der Kreditgeber —
grundsfitslich beipflichten. Indes ergibt sich schon hier, daß der ein>

geschlagene Weg nicht der richtige gewes«! sein kann« Zu den „segenS'

reichsten Folgen*' werden wir die jenseits der Landesgrenzen ausge&bte

Betätigung der Kapitalisten und namentlich der Hypothekenbanken ganx

gewifi niclit reebnen dttrfen. Es muß also wohl, wenn an der Richtig-

kdt des Grundsatzes selber kein Zweifel besteht, das angewandte System

unzureichend sein. Vielleicht zeigt sich auch in der obigen Grund-

auffassung bereits eine gewisse Verkennung der Natur des die genaueste

Kenntnis der örtlichen Verhältnisse erfordernden Realkredits und eine

schomatischc f'ilcirhstclhing des Immobiiiarluredits mit dem gänzlich

anders gearteten Mobiliarkredit,

Eino ei^^oiiarfi^e Ro' btspiUwicklung bestand dHpefren in Bremen:

hier wurde nach den Worten Jobows uuter dem sogenannten Uaadie^teu-

ayatem „eine Klurheit «md Festigkeit 1der RecbtsvMrhaltniss« gewonnen,

wie sie besser keam gedacht werden* kann**. Trots dieaes höchsten Lobes

1) Zn dea alteren Kinzelmaßnahmen vgl. in Kftne Tornav- FSrtter«
Llegenscliaflsrprht, 3. Aufl., ra<U>H<orn IWO. IT. Bd , S. 676 f.

2) Vgl. Entwurf einer lirundbuchordnung und Motive zu dorn Kntwurf ein««

BGB., Bd. III, Sachenrecht. Die in den Jahren 1SS3/SS veröftüntlichlen Dar-

Itgnngtn seigen in dem Blaleriel die «u den YoniifgdiendeB Jabnehnten fibsr*

lieteten ZntMttde.
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konnte indes, wie Johow mit Recht sagt, eine AusdebnuDg des Bremer
Systems auf Deutscbiaod nicht in Frage kommen. Gleichwohl hatte die

hohe Wertung der Bremer Begehing su anderen Folgerungou fahren

können, als sie tateftcfalich gesogen wurden; keineswegs zur Nechabmnng
Sfhlechtliiii, wohl aber zvi Erwatijiin^en über die Bedeiituiif^ der materiellen

Auögestaltung <rrnndbnrlilicher Eiririclitungon. Es ist kein belanglo.ser

Umstand, daii der Kealkredit tu Bremen noch auf Jahrzehnte hinaus von

den anderwftrte hervortretenden Hifietünden freigebliebeo ist nnd daft Bre-
men die einzige Großstadt Deutschlands ist, in der sich dae fiigenhaitt

— zu jpnf>r Zeit aach fflr die minderbemittelten Klassen allgwaein —
erhalten konnte.

Nächst der ^stematischen Einheit war es die Einfachheit, die

man als wesentliches Ziel erstrebte. Hier finden wir in dem tatsftcb*

liehen Ergebnis eine volle Uinkehrung. An Stelle der »"warteten Ein-

fachheit stehen die Kom])lexität, die Unklarheit tiod die Unsicherheit

der Verhältnisse im Kealkredit Da das vorgesetzrc Ziel unbedingt das

richtige ist werden wir die Ursache des Mißerfolges wohl wiederum

in dem System suchen müssen, das den praktischen Vorbedingungen

des Gebietes nicht gerecht wurde. Wenn glefchartige Dinge gleichartig

behaiidelt werden, so ist dies richtig; es ergibt sich die Norm, die

das Zusammengehörende einordnet und ohne die keine Verwaltuugs-

gesetzgebung bestehen kann. Werden aber verschiedenartige Dinge

gleichartig behandell; so ist die Wirkong fehlerhaft; es entsteht die

Schablone, die die widerstrebenden Gegensätze einer Zwangsform

unterwirft und bei fortschreitender Entwicklung gerade das Gegenteil

der Vereinfachung erreicht Was aber kann wohl verschiedenartiger

sein, ab der Zweck, der Beehtsgrnnd und die Bedeutung der bypo-

th^arischen Belastungen? Folgt der Gesetzgeber hier den gegebentti

Bedürfnissen, so wird er allerdings zur Vereinfachung der Verwaltungs-

einrichtungen , d. h. zu ihrer Übereinstimmung mit dem praktischen

Leben gelangen. Wird dagegen eine starre, unbiegsame Reglemen-

tierung gewählt, so ergibt sich die unb^fnVflijjfmde verwickolte Ge-

stallung, wie wir sie auf anderen Gebieten der neueren Bodeueutwicklung

kennen lernten.

In jedem Lehrbuch, jedem Kommentar, jeder Denkschrift der

70 er Jahre begegnet uns endlich die Feststellung, daii der gruudbuch-

licheu Eintragung eine „tief in das Verkehrsleben einschneidende Be-

deutung" zukommt. Gegenüber dieser ständigen Versicherung mag es

auffallen, daß es bei den wisseusciiaftlich hochstehenden Autoren —
und wir dflrfen sagen, auch bei ihren Nachfolgern — last an jeder

Eiabeaehung der wirtBchaftliehen Gesichtspunkte fehlt Nichts weiter

scheint snr ErOrlemng zu stehen als die formale Technik des

Graudbucbwesens; erstrebt wird fonnale ScbirfSs und (echnisdie Voll*
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koromenheit des Grund i)uth.-^, und nur auf diese Punkte erstrecken

sich in der Hauptsache die systematischen Erörterungen. Eine solche

Behandlungsweise dürfte der \'eraiitwortung und dem Emfiuli der Wissen-

schaft bei Gestaltung unserer Einrichtungen nicht entsprechen. Die

HaDdhabong formal-tecfaniacfaer Begriffe — zndem wenn ihr, wie bei

manchen Verleidigera unseres Realkreditsjstems, die Undnldsamkeit

and Oberbebnng hinzutritt — ist noob lange keine Wissenschaft Die

Wissensdiaft mufi fähig sein, der Wirklichkeit za folgen nnd das Nene

sa rezipieren; nicht aber soll sie den ihr aus der Praxis zugefflhrten

Stoff in ein System von Begriffskonstroktionen einzwängoi.

Der oben gebrauchte Ausdruck „wirtschaftlich'' ist keineswegs gleich-

bedeutend mit nnationattfkonomisch"; in letsterem Sinne ist die Beieiobming

weder hier noch in früheren Abschnitten des Handbuchs angewandt. Das
wirtacbaftliclie Denken ist kein Vorbelialtsgebiet der Natioiiiilökonomie

:

auch der Tochniker und der Jurist müssen wirtschaftlich denken, während
andererseits, wie wir geaeheu haben, nicht wenige Nationalökonomen

unwirtaehaftlieh und wtrtsebaftswidng verfahren.

Systematische Einheit, Kinfachheit und formale Schärfe bildeten

die Ziele, auf die die Neugestaltung des Grundbuch- und Hypotheken-

wesens sich riciilete. Tatsächlich wurde ein Grundbuchsysteui erreicht,

dessen formale l'echnik ?.ur äußersten Wirksamkeit gesteigert war.

Zurückgestellt bliel)en dagegen die wiitschaftlichen (ie.sichtspunkte: die

notwendige und unausbleibliche Folge dieser Voraussetzungen aber war,

daß das wuchtige Werkzeug der grundbuchlichen Einrichtungen in die

Hand der whtsdiaftsfeindliehen Interessen geriet Die Erkenntnis von

der antisozialen Entwicklung unserer Institutionen, die wir auf anderen

Gebieten gewonnen haben» wird sich uns mit noch grOfierer Deatlichkeit

bei der Scbtlderung der Realkreditverhältnisae aufdrftngen.

Unsere Bodenentwicklung stellt ein zusamroeiihSngendee Gebiet

dar, auf dem wir die Bedeutung da* wShrend der letzten fünf Jahr-

zehnte mafigebenden Grundsätze heute zu fiberblieken vermdgui. Wir

wollen keine der Errungenschaften preisgeben, die wir früheren Zeit-

abschnitten verdanken; aber wir wollen die uns flberlieferten Einrich-

tungen fortbilden, dies um so mehr, wenn wir erkennen, daß sie nicht

einmal den Zielen entsprechen, die* man einst bei ihrer Schaffung er-

reichen wollte. Die irreführenden Schlagworte, die man eiifer Besser-

gestaltung der Bodenimlitik entgegenhält: Erschütterung des Heaikredits,

Schädigunfüf des Hausbesitzerstandes, Feindschaft gegen die s])ekuiative

Unternehmung — verfangen heute nicht mehr. Man weiß, daß diese

Kennzeichnungen auf die in meinem Handbuch vertretene Anscijauung

nicht zutreffen; daß sie wohl aber auf den durch das herrschende

System herbeigeführten Zustand genau anwendbar sind.
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Der Ernst der Zeit, die bittere Notwendif^t zwingen mts, Venn
selbst das Rechtsgefflhl nicht dazu drängte, das Fehlerhafte in unserer

Bodenentwickhing zu beseitigen. Die Macht der mit dem heutigen

Zustand verflochtenen Interessen ist aaf dem Gebiet des Realkredits

eine ganz gewaltige. Die Reformierung unserer bodenpolitischen Ein-

richtungen soll indes keine Machtfrage sein, sondern eine Frage der

besseren Erkenntnis.

1. Die Bedeutung des iiealkredits.

§ 85. Reaikredit, hier genauer Immobiliarrealkredit, ist derjenige

Kredit, der gewährt wird gegen diis. L nterpfanU von Immobilien, d. i.

von Grundstöcken und Gebäuden. Die Einrichtungen des Realkredits

erfüllen heute, wovon man sich allgemein kaum Rechenschaft gibt, zwei •

gänzlich verschiedene Aufgaben; sie dienen hierbei, äußerlich nicht unter»

scbeidbar, zwei entgegengesetzten Zwecken. Unsere Bodenkaltor, die

städtische wie die Undlidie, bedarf des Kreditkapitals; sie ist ohne

einen reidilidira und stetigen Zustrom von Kreditmitteln nicht dnrch-

fOhrbar. Daß die UnterDehmungen unserer fiodenwirtschaft in barem

Oelde bestritten werden, ist weder m^licb Qoch auch nur wttn8chen8>

wert Die Aufwendungen erfordern ein grofies Kapital, Aber das der

Bodenbesitzer oder der Bauende nicht oder fast niemals in binreicben^

dem Maße verfügt; die Schöpfungen der Bodenbebauung — Melio*

rationen, Gebäude — sind regelmäßig von langer Dauerbarkeit, sie

dienen der Zukunft, sie sind also auch kreditwürdig. Aufgabe der

Institutionen des Realkredits ist, der Bodenkultur das notwendige

Kreditkapital ztizuführen. Dieses Kapital ist Produktivkapital, es wird

für produktive Zwecke verwendet und wird mit dem Boden verbunden.

Das Kaf)ital wird, wie wir sagen, immobilisiert

Aber der Reaikredit dient auch einem ganz anderen Zweck. Der

Bodenbesit/er will aus irgendwelchem Grunde über den Wert des

Bodens verfügen oder eine Verpflichtung decken: oder er hat auf dem

Grundstück eine Wertsteigerung erzielt und will sie realisieren. Dazu

benutzt er gleichfalls die Einrichtungen des Realkredits; er belastet

den Boden, nimmt eine Hypothek auf und macht damit eine Geld-

summe, einen Kapitalanspmdi oder einen Kapitalgewinn greifbar. Hier

ist die Wirkung die entgegengesetzte; es whrd nicht Kapital immobili-

siert, sondern umgekehrt, der Bodenwert wird mobilisiert Durch die

hypothekarische Belastung des Bodens werden Kapitalwerte hergestellt»

die der Umsetzung, der Verfinfierung und der leichtesten Vermehrung

fihig sind.

In dem ersten Falle — um die Gegensfttze allgemein zn präzi-

sieren — wird ein neuer materieller Wert geschaßen, indem ein
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Kapital der Bodenbebauung zugeführt und dem Boden einverleibt wird.

In dem zweiten Falle wird nur emo neue Sch u 1 d f o rd er u n g ge-

schaffen, deren \ erzinsung jährlich durch die Bodennutzung heraus-

gewirtschaftet werden muß. Die Hereinziehung von Pr liuktivkapital

in den Boden und die Herausziehung von Renteukajutal ans dem

Boden sind (Gegensätze, die mit ihren widerstreitenden Interessen nicht

erst in der Gegenwart, sondern in jedem Zeitabschnitt der langen Entr

widdang unserer Institationm des Reslkredits herrortreten.

Die Belastung des Bodens mit Zins- und Bentenfordemngen nimmt

nun heute ganz die glelefae Form an wie der produktive Bealkredit

Der Boden wird mit einer Schuld, einer Verpfltcbtong beschwert, tob

der wir, Snfierlieh bebvditet, zuniehst gar nicht sagen können, aas

welchem Verhältnis sie ursprünglich herrührt Wir mOssen demnadl

feststellen, wie wir den Realloedit nicht bloB nach der formden, sondern

. nach der materiellen Seite zu unterscheiden haben.

Jeden FCreditanspruch untersucht die Volkswirtschaft nach der

Verwendung des kreditierten Kapitals. Die erste allgemein notwendige

Scheidung ist die zwisclien produktiver und unpi oduktiver Verschuldung*).

Ein Landwirt, der Kapital aufnimmt ztim Ankauf von Maschinen oder

für die Durchführung von Meliorationen, kontraiiiert eine Verschuldung

zu produktiven Zweckeu; nimmt er dagegen das l\apii.il auf für seinen

persönlichen Verbrauch und für Ausgaben des Unterhalts, so ist die

Versdiuldung unproduktiv. Die gleichen Gesichtspunkte gelten fttr die

MfentUche Sdiuldenaufnahme, deren Bewertung nach den gleichen Omnd-
* sitzen — ob zu einer werbenden Anlage verwendet odw nidit — er-

folgt Eine zweite wesentiidie Unterscheidung Ist die naeh Leistung

und Gegenleistung: Erfdgt bei der Verschuldung dne materielle

Gegenleistung, so spricht man von dner materidlen Verschuldnng;

ttfolgt keine materielle Gegenleistung, so liegt eine immaterielle Ver-

sdiuldung vor. Wird z. B. ein Grundstück mit 50000 M. verschuldet

wegen eines Hausbaues, so ist dies eine materielle Verschuldung-, für

die aufgenommene Hypothek ist ein Haus hergestellt und geliefert. Wird

das Grundstück dagegen we^ien p'mar Bodenspekulation mit öO(XK) M.

belastet, so ist das eine immatehelie Verschuldung, der kein materieller

Neuwert gegenübersteht.

Eine dritte Unterscheidung ist die zwisciien stehender und ablös-

barer Verschuldung. Auch für die materielle oder die produktive Ver-

schuldung macht es einen gewaltigen L'nterächied, ob sie ewig oder ob

sie tilgbar ist Denn die Substanz, wegen deren ursprünglich die Schuld

aufgenommeQ wurde, mindert dch oder verschwindet im Laufe der Zdt;

1) Vfl. Karl Ksi«t, Dw Kndit, 3. HlUle, 8. 300 und Um. fiwUnlST».
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dfts gebaute Haue wird allmiblicii minderwertig, reperaturiMdfirftig,

baofUlig; die aogeschAfften HaBchineo werden veraltet, unbrauelibar,

wertlos OBW. Wenn- nun die alte Schuld fortbesteht, wihrend der dafflr

gelieferte Sachwert aufgezehrt ist, so wird auch eine orsprfinglidi mate-

rielle oder produktive Verschuldung im Laufe der Zeit zu einer im-

materiellen. Die Schuld bleibt; der Gegenwert dagegen ist vermindert

oder ganz geschwunden. Doch auch, wo die Substanz zum Teil erhalten

ist, verlangt das Interesse der \'olks Wirtschaft, daß das aufgewendete

Kapital freigesetzt wird. Die Volkswirt.schuft hat die Aufgabe, neue

Werte zu schaffen, nicht die Last aiter Forderungen dauernd weiter

zu tragen.

Wir haben somit drei Formen der Bodenverscluildunp zu he-

acliten: 1. produktive und unproduktive; 2. materielle und immaterielle;

3. ablösbare und stehende. Die produktive, die materielle und die ab-

lösbare Verschuldung können wir als unbedingt. wirtsehaftsgemüße Ver-

srhnldungsformen hezeichueii: bei der unproduktiven, der immateriellen

unii der stehenden dagegen ist die wirtseliaftliche Bedeutung' teils eine

zweifelhafte, teils geradezu eine ungünstige. Die Al»<zren/.ung der

Kreditgeschäfte nach den drei Hauptrichtungen Verwendung, Lei-

stung, Bedingung bietet keine Schwierigkeit; die Interessen der

beiden vertragschließenden Parteien, wenn sie auch verschieden zu be-

urteilen dnd, erscheinen deutlich erliennbar.

§ 86. Wir haben indes die Bodenverschnidung noch nach einer

vierten Riditung zu betraditen, nfimlidi nach der Ihr zugrunde liegmi-

*den Wertbewegung. Hier zeigt es sich, daß die Verschuldung des

Bodens das äußerlich gleichmäßige Zeichen zweier vollständig ent-

gegengesetzten Bewegungen des Bodenwerts ist Eine VerschuU

dnng des Bodens kann eintreten, weil die I^odcnrente ftllt; und sie

kann eintreten, weil die Bodenrente stogt Ein Rückgang der Boden-

rrate oder des Bodenertrags fährt zur Verschuldung; diM war in

früheren Zeiten periodisch und ist heute noch im einzelnen der Fall

in der Landwirtschaft, bei der man in zurückliegenden Zeitabschnitten

die Verschuldung durch das — heute allerdings nicht mehr allgemein

zuzugebende — Sinken der Hodonrente zu erklären jiflegte. Auf dem

stfultischen Boden dag* L^iu ist die Verschuldung heute die Folge der

entgegengesetzten Entwicklung, nüuilich des Steigens der Grundrente

und der Wertvermehrung des Bodens. Die beiden gegensätzlichen

Bewegungen kommen übereinstimmenderweise in einer Zunalime der

Verschuldung zum Ausdruck. In dem ersten Fall handelt es sich um
eine Minderwertverschuldung; in dem zweiten Fall dagegen um
eine Ifehrwertverschuldung. Die zweite Form ist es, die nament-

lich für den städtiscben Boden heute von Bedeutung ist
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Bei der Minderweit- und bei der Mclirwertverschuldung roflssen

wir, wie in fraberen Erörterungen, den Geschäftswillen des Einzelnen

vollständig trennen von den ffir das Gcsamfgehint maßfxebenden Insti-

tutionen. Nur mit den letzteren haben wir es hier zu tun. Nicht der

im Einzelfall er/:( !re Gewinn oder erl'ttcne Verlust, sondern die allfjc-

meinen hestimnieiiden Hcdinp;nngen (ier i'reisentwicklung sind für unsere

volkswirtschaftliche rntersuchung zu lietracliten : vgl. oben S. l(X)und 158 f.

Eine Verschuhlung. die von einem vorhandenen, nicht einseitig

Steiger baren Ertrag ausgeht, mag im einzelnen zu hoch greifen und

die wirtschaftlich zuträgliche ßeleihungsgrenze überschreiten; dies wird

insbesondere dann der Fall sein, wenn, nach dem oben S. 152 gegebenen

Beispiel, der Bodenweit zq einem niedrigen Zinsfofi kapitalisiert wnrde

und mit dem Stetgeo dea Zinsfußes der Kapitalwert sinlit Die Land-

wirtschaft, die in solchem Fall die BedeDertrSge oicbt einseitig steigern

kann, hat den Schaden des Schwankens der kapitaKsierten Werte oft

genog erfahren. Im altgemeineD findet hier jedoch die Beleihong des

Bodens an dem vorhandenen Ertrag ihre natflrlidie Grenze.

Auch für die Laud Wirtschaft beBteheu Miitel eiuer allgemein-iuäti-

tntionellen Steigerung der Bodenwerte, die indes im Interesse der Pro-

duktion und der öffentlichen I^nldlnfte angeordnet werden. Hierher gehört

der Scbiitz7.oll, der, al>;;'t'selien von «einer Bedentunt.' f'^r die Staatswirt-

8cbaft, einen Ausgleich der ProduktionRbedingungen bieten, dabei jedoch

die Landwirtschaft nicht allgemein außerhalb der Preishildung des Welt-

marktes stellen soll.

Anders dagegen unter den nlien Teil II erörterten Verhaltnissen

im städtischen (i rundbesitz, hei Uem die Möglichkeit besteht, Wert und

Ertrag einseitig und gewerbsmäßig im Privatinteresse /.n steigern, d, h.

durch eigene geschäftsmäßige Einrichtungen den Bodenwen auf/iitreiben,

die spekulativen Gewinne alsdann zu realisieren und durch eine auf

90—100% des gesteigerten Wertes getriebene Verschnidnng fortzuwüzea

anf die Bevölkerung, in der Kette Bodenspekulant, Baunntemefamer,

Hansbesitzer, Mieterscbaft. Unter diesen Vorausselzungen ist es aller'

dings darchfQhrbar, den Charakter des Realkredits in allen seinen
dreiGrundrichtangen zu verändern und der Bevölkerung eine

unproduktive, immaterielle und stehende Verseholdnng au&nerlegen.

Jetzt werden die Aufgaben und die wirtschaftliche Wirkung des

Realkredits vollständig umgewandelt. Die Aufgabe des Realkredits ist

es, der Produktion Kapital zu beschaffen; jetzt wird es der Spekulation

zugeführt. Die materielle Wertsclidjifnng bedarf des Kapitals; jetzt

worfien zuerst die sitektilnriveti Aüspn'n he befriedigt, und die produktive

Tätigkeit leidet dauernd unter Kapitalmangel und Stockung. Die staat-

lichen Einricbtangen ^Ueu die Kapitalbeschaffung für die Kulturzwecke
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erleichtern and VOTbOligen; sie wird erschwert nnd durch schädliche

Handhabungen verteuert. Der reale Wert soll den Maßstab abgeben

fOr die Beleihung; das Verhältnis kehrt sich am, und die BeleihuDg
wird entscheidend Ifir den Wert

Die obigen Darlegun-ren flber die Scheidungen im Realkredit and
die ZiisatnmenhRn^e zwischen Bo rl e^i v ersch ul d u ng und Bodenwert
wurden zuerst in meinem „KR|Mtft!niarkt", l>eipzig 1901, S 988f. ver-

öffeutliuhl und von Carl Johannes fuchs, Schriften d. Ver. f. So-

siftipoi., 1901, Bd. 98, 8. 26 als der „Hauptscblfioiel sar Wobnoogs-
frage" bezeichnet, von spekulationsfreundlicber Seite hihcgett heftig be-

kämpft. Wep-on der Behandlung der Einzelheiten und der allgemeinen

Zusammenhänge mit dem Kapitalmarkt, sowie der damals berrnchenden

Anschauungen beziehe ich mich auf die genannte Schrift. — Wie mir

ein Autor beute noch gntgl&abiger Weise die Annahme unterstellen

kann, dafi dw einzelne BiMienbesitxer den QrnndstUckswert zu steigern

vermöge, wird dem Leser meiner SchrifteiT unverstftndlicli bleiben; ^er
OegensaU zu jener Annahme und ihre Bekämpfung bilden einen der ürund-
stige meiner Arbeiten seit der ersten Verffffentliehnng ans dem Jahre 1892.

Der Satz, daß bei dem lioden die Beleihung entscheidend ist für

die Bewertung, gehört zu den bestbegründeten Lehrsätzen unseres Ge-

bietes; er ist gieichmftßig bestätigt durch Wissenschaft und Praxis wie

durch Geschichte und Gegenwart An die Spitze der den Satz ver-

tretenden Lehrer ist unsere erste juristische Autorität zu stellen,

Friedrich Carl von Savigny, der in unftbertrefflicber Klarheit die

wesentlichen Gesichtspunkte heraushebt Zunächst wird ,,die mechanische

Erleichterung des Bealkredits, der es nur um die Mittel zu dieeem

Zweck zu tun i8t*S scharf abgelehnt, worauf Savigny fortlfihrt:

Jüan scheint gar keine Ahnung davon zu haben, wie wesentlich

durch unser ausgebildetes Hypothekenwesen das Grundeigen-

tum modifiziert wird und ob eine solche Verwandlung des Grund-

eigentums in bloßen Oeldreichtum, eine solche Ausmünztmg des Bodens

(denn das ist e? hei großer Vollendung der Anstalt) wünschenswert sein

möchte. Man übersieht, daß dadurch flhnlichp \'f'riiiil(ni>;5;p wie durch

ein Papiergeld hervorgebracht werden, welches letztere doch nun auch

nicht mehr fOr die höchste Vollendung eines glflckllchen Zustandes ge-

halten werden wird. Diese ItloB forinelle Behandlung der Gesetz-

gebung ist es, die ich durchaus für verderblich halte.".

Savigny bezeichnet die I^Iißbrauche in der Hypotbekeßschaifung

als „AttSflBfinzung von Papiergeld ', wSbrend ich fflr diese Torg&nge den
Ausdruck „Grundbuch-Reitwechsel** gebraucht habe; vgl. Eberstadt,
„Unser Wohnung^weBcn und die Notwondi^koit der Schaffung einen

preußischen WohnuugHgesetzes", Jena 1910, S. 27,

Wir dürfen mit Rücksicht auf frühere Erörterungen hervorheben,

daß es ein Jurist, und der berufensten einert gewesen ist, der zuerst
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In der neueren WiBsenachaft die wirtschaftliche Bedeotnng der

grandbuGhlicheii Institutionell an die vornehmste SteUe gerttckt und auf

die Fehler des FormalisiDOS hingewieeen hat In Verwaltnngs- und

Beamtenkreisen war der Znsammenhang zwischen Bodenversehnldung

und Bodenwert im übrigen bis in die Mitte des 19*«Jahrhundert8 stets

b^annt und anerkannt. Solange (He wirtschaftliche und nicht nur die

teclinisch-formale Seite der V'erwaitungseinrichtungen beachtet wurde,

konnte es in der Tat nicht verborgen bleiben, daß von der Verschul-

dunf?sniop;!!rlili('it aiidi Wert und Preis des Bodens abhängen. In der

neueren Literatur ist die anfängliche, beim Ersrhoiiien meine« . Kapit.il-

marktes" bekuntlctc Ticgncrschaft in das Gegenteil uragesclilagcu ; die

obige Anscliauung \vir<l Jetzt allgemein von Theoretikern und Praktikern

und von den Angehörigen der verschiedensten Fachgebiete au» dem

Bereich des Städtebaues, der Volkswirtschaft und der Fiaanzwisseu-

schaft vertreten:

„Die Hobe der Belehn ung ist im allgemeinen ein Maßstab für

den Wert des Objektes oder des Orundstdcks geworden"; Jahresb^riclit

der Httnefaener Haiidels' und Oewerbeliamnier, s. W. Siokemeyer, Zur
Frage der II. Hypothek, 1913, 8. 19. — In nnaorem Grundbuch- und
Hypothekenrecht mit seinpr starren formalistiHchen Au.sbildnnir ist- der

0nindpfeüer der modernen deutschen Terrainspekulation zu sehen; Faul
Mohr, Sebmollers Jahrb., Bd. XXXI, E. 8, S. 144. — Die VeTSchulduDg

geht Haod in Hand mit der ftofiersten Anstrengung, die Kreditausnatmog
unter Preisgebung jedes vernünftigen Wertmaßstabes weit über die Grenze

des Zuträglichen hinaus zu forcieren; Prof. Georg Schanz, Zur Praxis

der Hypothekenbanken, Bankarchiv, Bd. VI, JJr. 3, 8. 26. — „Eine

allgemein niedrige Beleihtmg durch die Hypotbekeninetitute, wie sie na*

mentlich durch die Landschaften geübt wird, beugt einer Übersehtildong

des Griindbesit/es \ind damit Zahlun^'skalamifRten der Grundbesitzer bis

zu einem gewissen Grade vor und wirkt aucli auf liie Kau/preise
drückend"; Prof. Aereboe, Die Taxation von Landgütern und Gruud-

etlloken, 1912, 8. 224. — Ein feetes Hyiiothekensyatem fahrt snr 8tei>

gernng der Grundstückspreise. Diese überaus wichtige Volkswirtschaftliebe

Tatsache blieb den modernen Hypothekenjuristen verborgen. Prof. Hrh.

Erman, Juristiscbe lil&tter, 42. Tahro:., Nr. 14, 1913, S UJl. „Der

eigentliche Grund d^r Not der Hausbesitzei' iöt, daß zuviel Geldtuiitel

angeboten sind**; Dr. Max Bedemann, Hypothekennot, Tftgliche Rand*
sehan. 8. Febr lf>14; s. ferner den Art. Kreditnot, Prof. J. W. Hede*
mann, Recht und Wirtschaft, April 1914. — Bei der MelirzabI der Haufpr

diktiert die Hohe der Beleihung die Höite der Miete; Georg fiern.-

hard. Zeitschr. „Plutus", 10. Nov. 1916, 8. 462.

„Die Beleihung naoht den Preis, das ist der Kernpunkt eines Ans»
Spruchs eines erfahrenen Hypothekttibankleiters''; Stadtbaorat 8Shilling,
Trier, Bericht des Rhein isrhen Vereins f(lr Kleinvvohnun^swesen, Döfsrl-

dorf 1UI2, S. 28. — Die Auftreibung der Taxen hat den Zweck, eine

htthere Beleifanng and damit einen höheren Terkanfswert su ersielen;

ICtteil. d. OffenÜ. VersicheningBaostalten, oben 8. 157. ^ „T>m gante
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Streben der BMnmteniehmer Iftnft nnr daranf hinaus, eioe mdglidiat holie

BeleilinDg der fertigen Gebände zu Pizielen, da sich der Verkaufswert

nnd somit der absolute, wi^nn auch nicht der prozentuale Verdienst nach

der Höbe der Beleibüngflsnmme richtet"; Baurat Eedlich, Tech. Ge-

maindebl., 12. Jabrg., 1910, 8. 848. — Dia Praiae dar WobnmigeD
können bai dar ttbarmftßigan Varachuldnng den Voransaatanngan daa Ge-
setzes von Angebot und Nachfrage nicht folgen; nur eine Zwangstilgung
der Hvpothelcfn könnte dahin wirken, daß die Mietshöhe einer wirtschafts-

gemaüen Preisbildung entspräche; fiegierungs- und Baurat Wever,
Jahraab. d. Rbein. Var. f. Klainwohnungaweaen 1911. Dia Baleihung

iat entscheidend ftir die Bewertung; nur durch den Realkredit sind die

immateriellen Bodenwerte zu realisieren: Baurat Tb. Hamacher, Kre-

ditgeiährdung beim großstadtisclien Grundbesitz, Berlin 1916, S. 57 und
83. — übertriebenen Schätzungswerte begünstigen feruer eine nn-

gesunda Steigerung dar Uietapreiae, nnd swar nicht nnr infolge dar Ver>

tenarnng dea Banlandaai Hondcrn auch infolge der Überspannung der

Beleihungen, denn die verhältnismäßig hoben JahrcBleistnngen für die

zweitBtelligen Hypotheken mfissen dnr( Ii den Mietyprt'is aufgebracht

werden." Begründung zu dem iiiutwurf des Preußt»cheu Schätzungsamts-

geaetiea, 20. Jannar 1916, 8. 18.

„Solange die Kreditkonstruktion hält, wird auch das Wartnivaan
noch einigermaßen bohimptet. Der allzu reicliliclie Kredit, welcher dem
Berliner Immobilienmarkte seit Jahren zugänglich gemacht worden ist,

hat zweifellos die Werte vielfach übermäßig in die Höhe geschraubt ....
Die ttbennaflig hohe Beleihung der aMdtiachan Miatab&naar ist an einer

Kalamität geworden; die Überspannung und die Hochtreibung der Qmnd-
stückswerte erfol;''f mit Hilfe von Borg und Kredit. Die tlnsolidität

im Grundbesitz ist dadurch entstanden, daß der städtische Grundbesitz

aaviel Kredit erhalten hat"; Der deutsche Ökonomiat, 28. Mira
1912 und 28. Okt. 1914. — «Die Varaehnldnng wirkt wiadarum praia-

treibend, weil hochverschuldete Grundstücke leichter und deshalb

teurer verkauft werden können"; Prof. Dr. Dormann, Norddeutsr he

Allg. Ztg., 13. Aug. 1918. — „Wenn der erforderliche Eealkredit

ihnen zugesichert wird, nahmen aie an dam Praiae des Bodana keinen

Anatofi**; Voasiacha Zeitung, 12. Mftrz 1912. — Li einer der knapp-
sten Formulierungen kennzeichnet wohl Fritz Reuter das Verhältnis:

„Wenn der Kredit fallt, mfissen die Güter mit fallen." — Bei der

Schaffung der preuütischen Realkrediteinrichtungen im 18. Jahrhundert

war man sich genan bewußt, daß die Erlaiebterung der Baleihnng die

Ofltarpreise in die Höhe treibt. Die gleiche Auffaaaung beatand bis in

die Mitte des 19. Jahrlmnderts; v^]. M. Weyermann, Zur Geschichte

des Immobiii&rkreditwesens in Preußen, Karlsruhe 1910, S. 106 und
151 f.

Die der obigen entgegengeaetate Ansebannng wird vertreten von

Ad. Waber, Boden nnd Wohnung, Leipzi<Tf 1908; W. Gemünd, Die

Grundla<^en zur Besserung der städtischen Wohnverliältnis'se, Berlin 1913;

Arthur Nußbaum. Das deutscho Hypothekenweseu, Berlin 1913 und
die oben 8. 104 gcnamileu Autoren.

Vom Standpunkt der theoretischen Nationalökonomie gehört der

Znaammenhang von Beleihung und Bewertung dea Bodens au den Pro- •

Cbcrttadt, HindlNNli des WabimncnMMnt. 4. Avfl. 25
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blemen der Vahitierang, ohne die ©ine aufstei/^'ende Wertbewegung
nicht möglich ist. Unter der Valutierung ist die Aufbringung des Oegen-

wertM (der „Valuta'*) zu TerstelieD, die, da> bare Oeld bei der spe-

kulativen UmsetsQDg der Ornndetflcke nur einen geringen Bestandteil

ausmacht, durch Schaffung von Hypothekenkapital erfolgt; vgl. Karl
Gorgs, Entwicklung des Reichshankdiskonts, Kcbmollers Jahrbuch 1911,

Bd. XXXV, H. 2, S. 139 f. und besonders 8. 152. Über die Valutierung

der Orondstttcikspreise dareh Leihekapital a. aoeh die oben sitierta Schrift

von Wejerinann.

Ans den vorstehenden Aoeffibrnngen ergibt es sieh, daß das Ab-

bängigkeitsverbflbiis von BodenbeleUraDg und Bewertung bis in die

zweite HftUte des 19. Jahrhunderts in der Wissenachaft und Praxis all-

gemein angenommen und von Savigny in schiOssiger Weise formuliert

war'). Durchgftngig finden wir wiederum die Meinung vertreten, dafi die

öffentlichen Einriehtnngen des Realkredita, nicht der Wille des einsdnen

Bodenbesitzens, als*der bestimmende Faktor zu betrachten sind. Wenn in

der Gegenwart die hier erörterte Anschauung wieder allgeineiD Vefforeitung

gewinnt, so ist es wohl allerdings der Eindruck der tatsächlichen Ver-

hältnisse, der der alten Erkenntnis auch bei den Widerstrebenden den

Weg gebahnt hat Der aus fehlerhaften Einrichtungen hervorgewachsene

Notstand spricht eine deutlichere Sprache als alle wissenschaftlichen Dar-

legungen und zwingt uns. mit unserer Untersuchung bis an den Aus-

gangspunkt des neuen /eitabschnitts zurückzugeben. Die Auffassungen

der ^iOer Jahre und ihrer Nachfolger stellen somit nichts anderes dai',

als eine TTnterbrechung der Entwicklung in Wissenschaft und *

Praxis; eine Zwischenzeit von tiefgreifender Wirkung, die wir über-

winden müssen.

Einen Bruch der Überlieferung, wie er (luinals vollzogen wurde,

wird man sicbcrlicli nicht grundsätzlich ablehnen dürfen; er ist viel-

mehr gut, wenn er dem Fortschritt oder mindestens dem Vorteil der

Allgemeinheit dient, und zu solchem Zweck mag man den scbftrfsten

Eingriff vornehmen. Hier aber ist von alledem daa Gegenteil eingetreten.

Das Werli der Neugestaltung des Reallcredits war eine edite Scb^^pfung

des im 19^ Jahrhundert ausgebildeten und bis in unsere Tage herr>

sehenden einseitigen Spezialistentums, dem der Blick fflr die Zusammen*

hänge und die Gesamtentwicklung fehlte und das diesen Hangel durch

subjektive Konstruktionen und einen nnertriglichen Scbematiamus zu

decken suchte. Einem ^bewährten System" stehen wir im Realkredit

ebensowenig gegenflber, wie in den fibrigen Gebieten der Bodenentwick'

1) Meine auf Smvigny bezögUcbe Aufzeidinung war mir bei Abfassung meines

„Kqdtelmaricter' leider nicht gegemrirtig and kern mir ent gelegentlich der Ant-
arbeitnng eines Vortrages im Jahre 1911 wieder zu OeaidiL Die-Bmagnahme eaf

. Saviguy fehlt deshalb in den enten Auflegen dei Handbucht.
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long, Yoo deren schSdlicheo, unsere gesamten inneren Verhältnisse zer-

setzenden Wirkungen frei zu werden anser vomebmstes Ziel bilden muß.

2. Gegenwärtiger Stand des RealkiMHlits.

§ 87. Die hmitige Gestaltung des GnindbTich- und Hypotheken-

wesens beruht in der Hauptsache auf dov für Deutschland vorbildlich

grcwordeuen preußi-^rlim Hypothekenordnung vom 5. Mai 1872, die nach

langen, durch die Konfliktszeit und die nationalen Kriege unterbrochenen

Verhandinngen zustande gekommen ist. Die treihemie Kraft bei der

jahrzehntelang erwogenen Reform des älteren preußischen (iruudbuch-

rcchts war — was im allgemeinen kaum bekannt sein <i(irfte — die

Landwirtschaft. Die Landwirtschaft litt seit dem Kmie der 30er

Jahre des letzten Jahrhunderts mehrfach unter einer Kredituot; diese

wnrde von den WertfQhrem der landwirtsdiaftKdien Intmssen — ganz

anders allerdings von Rodbertns — surflckgefOhrt auf die Leichtigkeit

der Kapitalanlage in Aktien und Obligationen, wie sie durch die starken

BedQrfnisse des damals beginnenden Eisenbahnbanes und der auistreben-

den Indnstrie dargeboten wurde.

• Die liandwirtschaft war der Ansicht, daB hierin die Ursache der

Kreditnot zu suchen sei und gelangte somit m der gleichen, aus

den oben erörterten Gründen von der Wissenschaft vertretenen Auf-

fassung, daß das Kapital durch die mangelnde Schärfe der Hypotheken-

ordnung von der Anlage in Boden werten zurückgehalten werde. Man
glaubte durch Erleichterung des Hypothekenverkehre und der Boden-

belastung eine stärkere Zufuhr des Produktivkapitals zu erreichen. Das

ausgesprochene — und an sich entschieden berechtigte — Ziel der

preußischen Hypotliekcnordnung von 1872 war. den Kealkredit der

Beweglichkeit des K ai» i ta 1 s an z u passen. Den maßgebenden An-

schauungen zufolge wurde das staatliche Grundbuch unterschiedslos für

jede Bodenl)elaötung zur Verfügung gestellt, gleichviel, ob die Betröge

aus produktiven Aufwendungen oder aus unproduktiven Ansprüchen

herrührten. Grundsätze aus zwei völlig verschiedenen Rechtssystemen

— das römische Pfandrecht und das deutsclie Grundbuchrecht, die bis-

her getrennt geblieben waren — wurden /u einer einheitlichen Ein-

richtung ver8ehmd»NL Die preufiisehe Ornndbucbieforra von 1872

beseitigte jede BeschrSokung in der Eintragung von Hypotheken, ohne

RQcksicht snf das Produktivkapital, das man eigentlidi heranziehen

wollte, und ohne Rficksicht auf die wirtschaftliche und soziale Wirkung

der grundbuchlichen Einrichtungen.

, Au abmahnenden Stimmon fehlte es — abgesehen von den Re-
gierongskreiaen — auch im preofiisoheD Landtage nicht. Zn den Qegnern
lahlt« Insboflondere der Abgeordnete Reichensperger (Olpe), der

26*



388 Fftiifter T«iL

während der VerhaTidlunf»en den bemerkenswerten Ansspmch tat: ^Das
kann man freilich macben, das heiUt aber Aufgeben alles materi-
ellen ReobtspriOBipe — ^ heifit, die Idee, die in allen Geeeti-

gebnngen ihren Ausdruck gefunden hat, verlengnbn " ee heifit, des
System des Werhselrochts generaÜJiieren.

"

Über die Errirlitiinir des Cri'-dit foncier de France, dessen Tätig-

keit in der Ausgabe vou Pfandbriefen als vorbildlich betrachtet wurde,

e. oben S. 875; denteehe Bankanstalten mit dem Beebt der Pfandbrief-

atiegebe entstanden, wie bekannt, im Anschluß an die französischen

Anregungen seit 185n. - Erwftbnonfwert ist noch, daß damals von

keiner Seite eine sy»tematiäche Beihilfe aus öffentlichen Mitteln ge-

fordert ^urde. Vielmehr bestand Einigkeit dahin, daß Gesetzgebung

and Organisation die Mittel bieten mflflten, um den Zustrom des Kredits

tn öffnen und zu lenken. Aneh diese Qnindiiehtung der damaligen
Zeit bedari der Hervorhebong.

Die tiefgreifende Neagestaltong ist vollzogeo, und wiederum wie

yor vier und fünf Jahrzehnten erhebt sich, und in ventftrktem Maße,

der gleiche Ruf: Kredit not. Sind auch die Voraussetznn^D, die Zu-

stände wiederum die gleichenV Ist es wie damals die unzureichende

Höhe der ßeleihung, die mangelhafte Zufuhr an Kreditkapital, der der

Notstnnd entsprinst? Versuchen wir zunächst, iins die bestehenden

Verhältnisse in oinippn Zahlen zu vergefi;en\värtigen. Dio Boden-

verschuldung in Deutsciil III 1 li.iitfp im .lalire 1914 die Summe von

75 Milliarden sicherlich erreicht, vk llpicht sogar überschritten. Die von

mir gegebenen Zahlen werden von anderer Seite als wesentlich zu

niedrig bezeichnet Die vor dem Kriege jährlich neu aufgebrachteo

Beträge belaufen sich auf reichlich 2\ j
^lüliarden; hierbei sind, wie sich

von selbst versteht, die erheblich höheren, für die Verzinsung der haften-

den Bodenverscholdnng benötigten Snnmen, die etwa 37, Milliarden

aosmadien dttrfien, nicht eingeredinet. Diesen Ziffon können wir

den Hauptposten des Bealkreditbedarfe gegenflberstelien; es ist die lur

die Decining des Wohnbediirfnisses in Stadt und Land erforderliche

Snmme. FQr den jihrlichen Neubedarf in normalen Jahren hatten wir

oben 8. 192 eine Ziffer von 240000 Wohnungen, darunter etwa 200000
Kldnwohnang^ ermittelt; die Wohnung nach damaligen leisen durch«

gftngig mit einem Betrag vpn 5000 M. angesetzt« ergibt einen Bedarf

von 1'/« Milliarde an Baukapilal. Rechnen wir hierzu die Fabrik- und

Industriebauten und die Ansprüche der Landwirtschaft und vergleichen

sie mit der obigen tatsächlich beschafften Jahressumme, so ist es zweifel-

los, daß der Bedarf an Kreditkapital flbeneicblich gedeckt worden ist

Da amtliehe Ziffern über den Stand des Realkredits in Dirotsch-

Iftnd nicht vorhanden sind, habe ich in meinem „Kapitalmarkt" (Leipzig
1901) versucht, die in Betracht kommenden Snnimen zn berechnen. Die
von mir a. a. 0. gegebenen Ziffern entatammeu meist den Jahren 1895
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bis 1897 und liegen znm Teil noch weiter zurück; sie sind allgemein zu

Diedrig, da die neuere Verschuldungsbewegung erst in den 80or Jalirea

einsetzt und sich mit voller Intensität erst seit Mttte der 90 er JaLre

aaagebreitei bat; vgl. Eberstadt, Kapitalmarkt S. 223 und 227. Das
Verhältnis der stadtischen sur lindliehen Verschuldung war damals in

Preußen wie 3V.^:1, in Bayern •ogar4Yj*l- Für den jährlichen Zu-

wachs der Hypothetceu ergab sich, ebenfalls nach den Ziffern der Jahre

1890—1897 eine Summe von 1740 Millionen (Kapitalmarkt S. 234), die

späterhin bei weitem ftberschritten wurde. Der für die Veriinsung der

stehenden Bodenschuld aufzubringende Betrag ist hier, wie kaum gesagt

zn wprden braucht, nirht berücksichtigt. — Dr. Walter Tjciske, Finan-

zierung der Hjpothekeuanstalten, S. 10, berechnet die Bodenverschtü-

dung von Grofl-Berlia fflr 1912 anf 18 Milliarden M. gegenüber der yon

mir angesetsten Zäffer ym 8% Ifilliarden. Von Genenüsekret&r Max
Diefke wird auf dem Hausbesitzergenossenschaftstag, 22. Oktober 1916,

die hypothekarische Belastung für den städtischen Grundbesitz allein auf

eine höhere Ziffer als die obige Gesamtsumme angegeben.

Wie ein Mftrahen ans der Vonseit klingt es demgegenüber, wenn
im Preußischen LandesökonomiekoUegium im Jahre 1868 auf den Um-
stand hingewiesen wurde, riafi der Credit Foncier in Frankreich in

10 Jahren 1500 Millionen Franlten Pfandbriefe ausgegeben habe, wilhrend

unsere gesamte Pfandbriefsumme nur den Wert vou 545 Mdlionen

IVanken reprftsentiere". Wir haben den Abstand rasch eingeholt. In

der Beichstagssitzung vom 15. Dezember 1915 bemerkte der Reirhs-

schatzsekretär bei der Einbringung einer neuen Kreditvorlage, durch

die die Gesamtsumme der Kriegskrodite auf 40 Milliarden Mark ge-

bracht wurde: ist schwer, eiue so gewaltige Samme dem
allgemeinen Verstftndnis nfthersnbringen. Ich kann nnr wieder-

holen, was ich im August schon ausgeführt habe, daß in den gesamten

deutschen Eisenbahnen mit allem rollenden Material kaum mehr als

20 Milliarden investiert sind. An dieser Belaatung der Allgemeinheit

mag der einielne «messen, welche Opfer er anf sidi an nehmen hat,

um seine Pflicht als Staatsbtirger zu erfüllen." Wenn es bereits nchwer er-

schien, die Summe von 40 Milliarden dem allgemeinen Verstiindniö näher-

zubringen, und hierzu eine unserer einträglichsten Kapitalsanlagen nur

einen unzureichenden Vergleich bietet — wie soll man unsere Bodeu-

verschnlducg gebtthrend kennseichnen, die etwa die doppelte Hohe ^er
Summe erreicht hat? Und welche Rechtfertigung gibt es fflr diese
Belastung der Allgemeinheit, da ihr doch gewiß keine „staatsbQrger-

Uche Pflicht*' gegenübersteht

Die Neuordnoog des Hypotbekenwoseiu hat somit die ge-

wünscbten Kapitalmassea gebracht; and das ErgebniB ist eine vOliige

Zerrflttung des Realkredits. In der Bodenentwicklitiig klagt man

fortdauernd — so war es längst vor dem Kriege — über die Un-

erhälüichkeit von Kreditkapital. Wir müssen ans öffentliche und ge-

meinnfitzigc Gelder zusammenholen, um Kleinwohnunf^en bauen zu

können. Trotz jener Unsumme von Milliardon fehlt es nn Kapital für

die notweodigeo prodaktiven Aufgaben und insbesondere für das Bau-
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gewerbe. Der städtische Hausbesitz befindet sicli bei einem erdrücken-

den ÜbermaB von Kredit in der schlimmsten Lage. Das sind in der

Tat anscheinend unvereinbare Widersprüche.

Die Lösung ergibt sicli indes, wenn wir die in früheren Abschnitten

mitgeteilten Zahlen bprrarhten; sie zeigen uns zunächst; unser städtischer

Boden in Deutschlaiui leidet nicht an einem Mangel, sondern ao

einer gewal tigen Hypertrophie von Kreditkapital. Alle unsere

Bodenwerte sind in schlimmstem Grade überkapitalisiert,

Dab aber inmitten der mächtigen Kapitalzufuhr gerade die produktive

Tätigkeit an Kapitalmaugel leidet, erklärt sich ebenfalls aus den Dar-

legungen der Toraufgehenden Absclioitte. Unsere typischen Beispiele

S. 146f. zeigen nna« welche volkswirtschaftlichen Aufgaben der Beil-

kredit zu erfQllen hat und welche wlrtschaftswidrigen Erfolge unser

heotiges System der BodenbeleihuogtatsSehlich hervorbringt* Die Summe,

die für die produktive Tfttigkeit des Hftnserbaues durch den Bealkredit

XU beschaffen ist» betrilgt in unserem Fall noch nicht 500000 M. Spie*

lend Uicht und zu den ganstigsken Bedingungen wire dieser

Betrag fQr das Baugewerbe aufzubringen; denn schon die sogenannte

erste Hypothek belauft sich auf 550000 M.; sie ist mehr als hin-

reichend, um jeden Anspruch der Bautätigkeit zu decken. Die Grund"

Stücke unseres Beispieles tragen eine weit höhere Belastung. Aber mit

der Bautätigkeit hat das nichts zu tun, Sell).st wenn man den Boden-

wert ;)nf fien letzten Pfennig hypothezierte, wäre die erste Ilyiiothek

noch viel zu groß fflr das Bedürfnis des Baugewerbes. Über den weiteren

Bedarf an Kreditkapital s. die Darlegung oben S. 147, aus der sich

ergibt, wie und zu welchen Zwecken die Vervielfältigung des Real-

kreditbedarfs erfolgt. Der Anspruch der jiroduktiven Aufwendung ist

leicht zu befriedigen, er wird indes weit überragt durch die Belastung

fflr andere Zwecke.

Während die Tabelle 3 fS. 146) deu Ötaiid des Realkredits nach

Fertigstellung des Baues und Durchführung der Beleihung darstellt,

zeigt die folgende Tabelle 25 die Beschaffung des Baukapitals für die

Bauausfflhrung in dem NormaUsll des großstfidti&chen Bauunter

nehmers, der eine Mietskaserne auf Spekulation baut Das Beispiel ist

der Berliner Bautätigkeit des Jahres 1912 entnommen und von der zu-

stSndigen amtlichen Stelle als ^isch und dem einwandsfreien Unter-

nehmertum entsprechend ermittelt

(Tabelle s. S. 391.)

An erster Stelle sind hier der Preis des Baugrundstücks und die

si( Ii lueraus ergebenden notwendigen Folgen für den Realkredit zu be-

trachten. Der Bauunternehmer bat den für die Baustelle erforderlicheo
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BMitoUe 89r> .pn zu 88',, M. f. d. qm » 1260 H. die Qtndnlnito » 70600 M.
Iii) Anzalilung 2 500 „

bleibt geschuldeter Jietrag 77i>00 M.

79000 M.

dun Stempel and Umsats rund t

»

Beukoetm : 6d7 qm Bebenong einschl. Finendeniiifm 340M. f.d*<piirend 220000 M.

Erforderliche Samme 299000 M.
Mieten (wirkliche) 22 000 M.
Taxe M'ymj ,.

Erste Ujpediek 236000 M.
Bei i3nul)Rginii ist dem Baustellenhändler bzw. Bodenbesitzer eine Ab-

zahlung zu leisten von 51 000 M.
= 57 M. f. d. qm

Hienu von oben Stempel mul Uraget« 2 OQO M. 58 000 M.

bleibt fOr den Bau lö«; 000 M.
Fehlbetn« 38000«

(Zinien nnd Unketten unberOckiiditigt.)

Betrag von 80000 M. nicht entfernt zur Verfügung; seine „An/.aliliing"

von 2500 M. deckt kaum die Stempelkosten. Der liealkredit wird also

für den hohen Bodenpreis herangezogen und bat znerst den Ansprodi

des Bodenbesitze» zn befriedigen.

Der unteroebmerniftfiige Hausbau beginnt deronacfa damit, daß

zonflchst der Bodenbesitzer zu seinem Oelde kommt in Höbe deijenigen

Summe, die etwa zwei Drittel des angerechneten Preises der Baustelle

betrftgt Die Aufbringung des Kapitals erfolgt gflnstigenlalls nach

Mafigabe der in unserem Beispiel dargelegten Verteilung. Von der

Gesamtsuniine der ersten Hypothek erhält der Bodenbesitzer 51 000 M.;

für den Bau verbleiben 182000 M., während die Baukosten (Zinsen

und Unkosten ungerechnet) 220000 M. betragen.

Eine zweite Hypothek ist notwendig, fOr deren £riangong folgende

Voraussetzungen bestehen:

Erlangung der II. Hypothek.
I. Hypothek 235 000 M.

II. Hypothek 45{X)0 ,.

hierron AUSning dei Reetkaufgeldee . . . . . . 2t)0CK) .,

bleibt für den Bau 19000 M.

erfoiderlich sind noch (s. oben) . 38 000 ..

Fehlbetmg 19 000 M.

Der Bodenbesttzer oder BaustellenhSndler, der zur Ermögliebang

des Baubeginns „Priorität" eingerüumt hat — d. h. mit einem Teil

seiner Forderung an die zweite Stelle gerOckt ist — , ist nun wiederuna

zuerst zu befriedigen. Er erhält den Rest seiner Forderung. För die

Bauvollendung ist auch eine bis m 85 v. II. der Taxe gehende IIj'po-

thek unter diesen Verhältnissen unzureichend. Wir haben das Beispiel

Digitized by Google



392 Fflnfter Tett.

des soliden Bauunternehmern angenommen und setzen voraus, daß er das

empfangene Geld für die gegeltenen Zwecke restlos auf Heller und Pfennig

verwendet. Trotzdem sehen wir die glatte Unmöglichkeit, I i '

I i ] ;;i uirnter-

nebmer unter der bestehenden Verteilung mit dem Kealkredii auskommt.

M m r^enau der Bodenpreis des Beispiels der Tab. 26 der Gesamt-
heit der Uuternehiiierljaiitcn entspricht, ergibt sich ans der amtlichen

Statistik der Baustelleapreise, obeu S. 102, die fUr das io Betracht

kommende Baugebiet einen Durchschnittspreis von 92,6 M. ftir den
Qasdrmtmeter anfweist. Bin drittes Beispiel, der typischen Berliner

Bantmternebmung (nach der Berliner Morgenpost vom 4. A]>ril 1909)

entnommen, ist in dem Handbuch, 2. Aufl., S. B02 mitgeteilt. Auf den

Kaufpreis von 98000 M. (Baustelle von 70 Q.-Ruten zu 1400 M. =
ca. 100 H. ftlr den Quadratmeter) ist eine Ansahlnng von 2000 If. nnd
aus der ersten Baugeldrate an den Baustellenh&ndler vorab eine Ab*
Zahlung von 60000 M. zu leisten, wahren<l für die verbleibenden 360(X) M.

der Bodenl)esitzer „Priorität" einräumt, d. h. zum Zweck der Aufnahrae

einer ersten Hypothek mit seiner Restforderung an die zweite Stelle

rttckt. Das Ergebnis der Verteilung de« Bealkredits ist trots hoher

fieleihung das gleiche wie bei Tab. 26, nämlioh ein Eehlbetragi der
BOnftchst die Bauiiandwerker trifft.

Durch die Schädigungen der Bauhandwerker wurde das Reichs-

gesetz ziir Sicherung der Bauforderungeo vom 21. Juni 1909 veranlaßt,

das der miflbriachlicben Verwendung der Bangelder entgegenwirken

soll und in zwei Abschnitte zerfällt, von denen der erste allgemein gilt,

wahrend der zweite nur nach landesherrlicher Verordnung Geltung er-

langt. Der erste Abschnitt schreibt u. a. vor: die Verpflichtung des

Baugeldempf&ngers, das Baugeld cur Befriedigung der an der Herstdlnng
des Bauee beteiligten Personen an verwenden; die Fuhrung eines Bau-
buches, aus dem die Verwendungsweise der Baugelder hervorgeht; den

Namenszwang bei Neubauten (Anbringung des Namens des Unternehmers

und EigenttUners). Der zweite Abschnitt kann die Hinterlegung von Sicher-

heiten vorschreiben. Die voraufgehenden Darlegungen und insbesondere

die Berechnungen S. 136 n. 146 zeigen, daß das Oesetz den Sits der
Mißstände kaum berührt. Baukapital ist schon durrh die erste Hypo-
thek zur Genii^'e vorhanden. Die Entfremdung^ der Baugelder von liirem

eigentlichen Zweck beruht darauf, daß der Bodenbesitzer sich die für

den Bau bestimmten Gelder aneignen darf, und awar von Bechts wegen.
.

Was den zweiten Abschnitt des Gesetzes anbelangt, so wird er schwer-

lich eine Bessemng der heutigen M:ßs'?\iide brin^v»!!. V'-;! Bernhard
Franke, Bauforderungen, Haudwörtcrb. d. Kommunalwis^ieuBchafteD,

Bd. I, S. 247; s. auch Handbuch, 2. Aufl., S. 308. Über die Verluste der

Banhandwerker bei Kenbanten in Qrofi-Berlin vgL die von Dr. H. Hdpker
ausgearbeitete Denkschrift, Drucksachen des Hauses der Abgeordneten,

1914, Nr. 399; Hamacher, Kreditfrefährdnng, Berlin 1916, S. 75. —
Zu dem Baugeldergesch&ft vgl. Leiske, Hypothekeinanstalten, S. Blf.;

B.HageIberg, Bankarchiv, XI, 1912, S. 150; Hsmaeher, a.a. O. S. 69f.

Das Unrecht und der Widersinn unseres Realkrediiaysteuis können

kaum klarer veranschaulicht werden, als in den obigen, der Baupraxis
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OltDommenen Zahlen. Wir müssen ihnen die auf S. 138 f. beliciiidelten

GesebSftsverhfiltnisM anreiben, in denen der Preis des Hodens vom
Wert des AckerlandeB von 50 Pf. und 1 H. ffir den Quadratmeter auf

60—70 M. getrieben wird. Der Bodenbesitzer, der die erste Stelle

lOAf räumt eine nngeDÜgende Prioritftt ein, die die Wirkung bat, daB

der durch die Bebanung nengeflcbaffene Wert ihm zuwächst und er

die reale Sicherheit fOr seine fiktiven Spekuladonswerte in der Hand
behält Die produktive Aofwendnng fftr den Häuserbau bildet die

einzige tragende Basis, auf der sich die Realisierung der speknlativen

Ansprüche aufbaut. Man fragt sich vergebens, weshalb die Spdnilation

die erste Vci-fügung über das Grundbuch hat, und mit welchem Becht

in einer staatlich geleiteten Verwaltungseinrichtung die WertsdlOpfungen

der produktiven Tätigkeit mit ihrem Todfeind, den Forderungen der

Spekulation, znsammnngeschmolzen werden dürfen.

Mit aller Di urlidikeit werden wir an dieser Stelle auf einen

Grundfehler unseter Ordnung des Realkredits hingewiesen, die, ohne

jede Röcksicht auf den wirtschaftlichen Vorgang, Bodenwerl un*! Bau-

wert in einen Betrag verwachsen läßL Die beiden natärlichen Gegner

bind iner zusammengebunden — der eine, der Kapital in den Boden

hineinbauen will, und der andere, der Kapital als seinen Spekulations-

gewinn herausziehen will Und der es herausziehen will, hat die Über-

macht; ihm mufi der Baonoteniehmer zoerst dienen, ihn zuerst be-

friedigen. Wenn die Preisaaftreibung ihre Ziele, wie sie unsere Schil-

derung sagte, im Wege der privaten Vereinbarung erreichen konnte,

so würde sich gegen ihre Betätigung vielleicht nichts einwenden lassen;

aber die notwendigen Mittel der ReaUsieruDg werden ihr durch staat-

liche Einrichtungen geboten. Wenn ein SpeknUnt die Beträge, von

denen unsere obigen Tabellen Kenntnis geben, als einen Ansprach aus

Zeitgescbälteo in Wertpapieren oder Getreide einklagen wollte, so wfirde

er von keinem deutschen Richter gehört werden; hier aber stellt man
ihm noch das staatliche Grundbuch zur Verfügung, das die Gewinne

greifbar macht.

Die Sonderstellun;^ Doutschlands im Realkredit zeigt sich bei einer

Vergleichung mit den kapitaUatiAch hochentwickelten Aaslandsstaaten. In

dem hochkftpitalifltiflehen Belgien tat der Bedarf an Bodeokredit wesent-

lich geringer als in Deutschland; die Vffiraichaldang der Wohngeb&ude ist

eine wirtschaftsgomäße bei niedrigem Bodonpreis und einer allgemein den

BaukoHten entsprechenden Bewertuntr; Schulte, Belg. Bodenkreditiosti-

tute; wegen der Uräachon s. uuteu 8. 416. — Die volist&udigäte Statistik

Uber Stand und Bewegung der Bodenyersohuldimg besteht in dem König-
reich der Niederlande, die fttr uns um ho bemerkenswerter erscheint,

als die Htftdtische und f,'roßstadtisoI)e Entwicklung in Holland weit vor-

geschrittea ist, während zugleich die Landwirtschaft eiueu äußerst inten-

siv und mit bedeutender KapitalVerwendung geführten Betrieb aufweist.
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Die Bevölkeruugüdiclite ist sowohl in den st&dtisch-iodustriellen wie in den

laodwirtochftftlichen Besirkeii Hollands eine weeaDtlieh stSrkore nnd dieAos-
nutzüng des Bodens eine intensivere alft in Deutschland. Die Oesarotsumme

der im Jahre 1912 in dem niederländischen Grnndbncli offenstehenden

Hypotheken betr&gt nun 2,3 Milliarden Fl. = 3,82 Milliarden M. Die^e

Summe iat indes höher, als es dem tatsächlichen Stande der Boden>

ersohtUdaDg entspricht, da die Zahl sämtliche Hypotheken einsohliefit,

die tuT Zeit der statistischen Aufnahme in den RegtBtern eingetragen

sind, gleichviel, ob sie nocli Geltung haben oder, was häufig der PrU,

abgelöst, aber noch nicht gelöscht sind. Aul die Bevdlkerungszahl des

Deatscben Eeiches umgerechnet, wOrde die obige Bmttosiffer eine Ter-

schnldnugssumme von mnd 40 Milliarden H. ergeben. Ziehen wir in

Betracht, dafi von der niederländischen Ziffer ein nicht unerheblicher

BetrafT fiir ungelöschte Hyjjotheken abzurechnen ist, so zeigt sich, daß

die Verschuldung in Deutschland mindestens die doppelte Höhe der nieder-

Iftndiaehen erreicht, trots d«r größeren Inteneiviening der Bodmnotsnng
in Holland; vgl. Eberstedt, Stftdteben nnd Wohnungswesen in Hollend,

S. 390 f. Über die Realkrediteinrichtungen und die allgemeine Tilgung

der Bodenversobaldung in England s. unten VliL Teil.

§ 88. Die Entvicklnng, die wir in dem Torstehebden Paragraphen

verfolgt haben, mußte nun im Realkredit zn einer bedeutsamen Um«
Wandlung fuhren: nachdem die erste Hypothek zu dem in unseren Zshlen-

beispielen gezeigten Zwecken weit über iliro wirtschaftsgemftfie Grenze

aufcpBbiaht war, wurde die vormalige Stellung der Nachhypotheken
eine wesentlich veränderte.

Die gescfaSitsmäfiige Auftreibung der ersten Hypothek hat nach-

weislich in den 80er Jahren des letzten Jahrhunderts begonnen. Wenn
ich recht berichtet bin, war es ein bekanntes süddeutsches Hypotheken-

Institut, das in Berlin zu jener Zeit als erstes die damals als „Hypo-

thekenregulierung'* bezeichneten Operationen flbernahm und durchführte.

Diese „ITyi»othekenrcgiilieruiig" bestand in der Zusammenwerfnng

mehrerer Hypotheken zu einer erststellip;en Hypotliek, die (Irifhiroh

allgemein über die y^ulässige und bis dahin üMirhe Höhe gesteigert

wurde. Es • bildete sich die früher erwähnte Forniel von der „ersten

Hypothek, in der die zweite gleich mit drinliegt". Der Bereich der

ersten HypotJiek, der nominell GO % einer entsprechend aufgetriebenen

(ij uudstöckstaxe ausmacht, erweiterte sich bei Mietskasernenbebauung

tatsächlich auf 75% de^ ( inindstückswertes.

Das Interesse der spekulativen Grundbesitzer an der Aufblähung

der ersten Hypothek ist offenbar und bedarf nicht der nSheren Er-

klärung; s. ol)en S. 147. Indes auch auf seiten der Geldgeber und

Gddtnstitutc zeigt sich das Interesse, der Überbeleihung nicht nur

nicht entgegenzutreten, sondern sie geradezu zu fördern. Abges^n
Von Boweggrflnden persönlicher Art bestehen zwei Ursachen ffir die
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B«gfin8tigang der hAheren Beleihung zur ersten Stella ZnnSdut ist

hier der Zwang der tatsächlichen Entwicklung zu berfiekdchtigen. Die

sogenannte „Finanzierung" der ersten Hypothek bei Neubauten begegnet

heute wesentlichen Sciiwierigkeiten. Es „liängen'' bei der Hypotheken»*

regulierung zahlreiche Verpfliclitungen. Baugelder sind abzustoßen,

Stempel zu zahlen, Zahlungsreste zu leisten. Die Zahlungen für die

Daustelle (vgl. unsere obigen Ziffern) erreichen eine solche Höhe, daß

mit einem niedrigeren Beloihungssatz als 75% zur ersten Steile überhaupt

nicht mehr diirchzukotiimeo ist. Es kommt vor, daB der Grundbesitzer

sogar noch etwas zuzahlt, um die erste Hjj>oÜiek in der erforderlichen

Höhe zu finanzieren.

Die zweite Ursache ist, daß bei höherer Releihung mehr ver-

dient wird. Das Geldinstitut stellt dem Darlehnsnehmer öfter zwei

Möglichkeiten zur Wuiil. /. B.: wir geben bis 60% Beleihung zu 4%
Zinsen oder bis zu 75% zu 478%- Je höher die Beleihung, desto

hoher der Zinsfoß. Es wird also bei höherer Beleihnng mehr Verdient,

so daß demnach auch der Hypothekengläubiger an der Hinaufsetaang

der Bdeihnngsgrenze ein wesentliches Interesse hat

Die Hypothekenbanken mflgsen auf hohe Tersinsung sehen, denn
sie haben fttr den Absats ihrer Obligationen m sorgen, wobei aie oben*

drein regelm&ßig noch Bonifikationen bq vergüten haben. Aach die anderen

Institnte Stichen eine hohe Verzinsung zn marhen, and von mancher Ver-

.aicherungsgesellschaft wird gesagt, daü sie au ihrem Uypothekengescfi&ft

mehr verdient, als ui ihrem VMvicheruDgsgescbäft. Li meiner ersten

ErOrterong ttber das Vorhaltnis swiechen Hypothek and Staatsanleihe

habe ich darauf hingewiesen, daß die Hypothek jeden anderen Wett-

bewerber in der fest verzinaliehen Kapitalanlage überbieten muü. Hier

geschieht es durch Erweiterung der Beleihuagsgrenze und den damit

erreichten höheren Zinsfuß.

Naclifiem durch diese Vorgänge der zweiten Hypothek ein erheb-

licher Ted ihrer früheren Sicherheit entzogen war, entstanden natur-

gemäß allmählich neue Schwierigkeiten und neuer Bedarf in der

Kapitalbeschaffung. Die Erweiterung der ersten Hypothek war nicht

der Produktion, sondern der Spekulation zugute gekommen. Für die

Bodenbebauung bestand nach wie vor die Notwendigkeit der Be-

schaffung von Baukapital durch Nachiiypothekcn. Die zweite Hypothek

großstädtischer Grundstücke war früher eine der beliebtesten Anlagen

mittlerer und größerer Kapitslbesitzer gewesen; sie wurde in weiten

Kreisen namentlich von solchen Kapitalisten als Anlage gewählt, die

auf eine etwas höhere Verzinsung sahen und sieh dabei von jeder

Spekulation nnd Kursschwankung fernhalten wollten. Der Geldgeber

erblickte in der eisten Hypothek eine jeder Eventualität standhaltende

Wertgrundlage, in der dritten Hypothek dagegen eine gewisse Deckung;
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beides traf jetzt uickt mehr zu. Die Bescliaffung der zweiten Hypothek

bildete sich zu einem verwickelten Finanzgeschäft aus; die hierbei an-

trowandten Handhalmn^en hatten zur Folge, daB fiie zweite Hypothek

ihr früheres Ansehen verlor, wäiirend die Duvchfuln uul' der Hypotheken-

finanzierung zum grotien Teil dem Bausielieniiauitier und dem über

entsprechende Verbindungen verfügenden Hypothekenagenten zufiel.

Die weitere Entwicklung hat in Interessentenkreisen ein neues

Mittel gezeitigt, um die Al)stoßnng der aus Si>eknIationBgeschäften ver-

bloibcudcu zweiten Hypotheken zu crmögUcheü, beim \' erkauf der

zweiten Hypotheken wird eine sogeuannte Ausbietungsgarantie über-

nommen, d. h. die Verpflichtung, im Fall der Subhaetation des Grand-

stades den Betrag der zweiten Hyiwthek anszubieten (oben S. 156).

Die Verbindlichkeiten greifen immer weiter, und die Ansprfldie des

speknlativen Kreditwesens ziehen stets neue Kreise unserer Volkswirt-

schaft in ihre Verflechtungen hinem.

Beachtenswert ist die in diesen Vorgftngen zutage tretende voll-

stindige Erschöpfung des Realkredits im Grundstflcksgeschäft, der

•wiederum in die ältere, rohere Form des Personalkredits umschlägt.

Wir haben die formal vollendetsten Eüirichtungen für die Ausbildung

und Steigerung des Kealkredits und zum Ersatz des Personalkredits

geschaffen. Das Ergebnis ist: Unsolidität und Unzulänglichkeit des

Kealkroflits, Heranziehung des Personalkredits wie in längst Aber-

WundtiicM Perioden unserer Volkswirtscliaft.

i>ie bciivvierigkeiten der ReschaffunL^ 'los /weit^relligen Kapitals

liabeu neuerdings zu der Prägfing des Si lilaLworts geiührt: Der Real-

kredit ist eine Frage der zweiten IIyj)Otliek Die Betrachtung der tat-

sächlichen Verhältnisse und ihrer Entwicklung muß indes zweifellos zu

dem Schluß führen, dau uie heutigen Kreditschwierigkeiten eine Frage

der ersten Hypothek sind. Die Auftreibung der ersten Hypothek

und die Überschreitung der ihr zukommenden Wertgrenze^ die sich

lediglich auf Kosten der zweiten Hypothek vollzog, haben mit Not-

wendigkeit dazu gefQhrt, da0 die früher gern genommene zweite Hypo-

thek ihre Stellung • als KapitalsanJage verloren hat Nur mit der

Konsolidierung der ersten Hypothek kann sich das alte VerhSitnis

wiederherstellen und die Kapitalzufuhr duroh die zweite Hypothek in

zureichrader Weise zurückgewonnen werden.

Zu der Übertaxierung und der Anftreibung der erytstelligen Be-
leihung vgl. Walter Tieiske, Finanzierung dor Hypothekenanstalten,

S. 89 f. und die AusfüitraDgeu des Hypothekenbankdirektors Dr. M.
Hedemano: „Im Laufe der Jahrzehnte sind die erststelligeB Hypo-
theken gADs allmähHoh so geatiegen, daß dieselben in Wirklichkeit die
normale erste und zweite Stelle, und in einzelnen Fällen noch einen

Teil der dritten Stelle umiassen"^ ferner Vilm» Carthaus, Grood-
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stttckakriMD, S. 34 f. unrl 69f. und die Ziffern hier oben S. 146,- 157
und 201. 8. feiner die Darlegungen von Bürgermeister Walli,
Tagung des ZentralVerbandes der Baus- und Grund besitzervereine Deutsch-

lands, 7.—8. August 1916: „Der Rückgang der Neigung zu Hypotheken-
anlagen ist darauf zurückzufahren, daß die Forcbt vor der Übertuierang
des Bodeus abschrockond wirkt." — Im FiiianzaiisgcbuQ des bayerischen

Abgeordnf^toiibauses erklilrte dur Finaiizminister am 17. November 1916:

„Wenn mau die Vurgänge auf dem Grundstücksmarkt näher betrachtet,

dum rnofi man sagen, dafi beute sohoa die dureh das Hypothekenbank-
gesetz gezogene Beleiliuii<,'sgrenze ftJr erste Hypotheken von 60—60%
des GnindstückswertG.s im allgemeinen orheblicli überschritten wird. Im
Jahre 1910 hat dio Staatsregiernng Erhellungen darüber gepflogen, was
bei Verkäuiou von (irundstücken, die mit erbteu Hypotheken belastet

waren, erliest wurde, und bat dann die Betastung mit den Erlilsen ver-

glichen. Bei diesen Eirbebnngen sind die im Zwangswege veräufierten

Objekte ausgeschieden geblieben, weil hier bei der Preisbestimmung
außergewöhnliche Umstände mitwirkten; es .sind al.Mo nur freihändig dem
Verkauf unterstellte Objekte zum Vergleiche herangezogen worden. Da-
bei bat sieb nan beraasgestellt, dafi beispielsweise im ersten Halbjabr
1909 bei 96 von der Vereinsbank in Nürnberg beliebenen Anwesen
die Verkaufsprei.so d u r c h .s c h n i 1 1 Ii c h nur 79% der ursprünglichen

Schätzungssumme betragen haben. Für Berlin allein hat sich dieses

Verbftltnis sogar auf 69,5%, fUr München auf 72,6% verschlechtert.**

(Folgt eine Reibe weiterer Beispiele ans Mtfnchen, Breslau, Berlin und
Nürnberg.) „Aus diesen Beispielen geht hervor, wie weit jetst Bcbon
die Belastung mit ersten Tlypotheken trotz der Bestimmungen des

Hypotheken bankgesetzes über die Beleihungsgrenze von bO oder 60%
binausgeht"; Ztschr. f. Wgsw. in Bayern, Dezember 1915, S. 119.

Über die Anwendung kostspieliger Ausstattung zum Zweck der

Erzielung einer erhöhten Abschätzung s. Neue Studien, Bd. I, <S. 127

und 174. Wegen der allgemein nnzuretcbenden Deckung der I. Hypo-
tbek B. die Angaben von Hamacher, oben S. 148. Berecbnongen nnd
Formeln 7.ur Ermittelung von Onindstückswerten werden 'mitgeteilt von
Hamacher, Kreditgefäbrdung, S. 88.

Eine Regelung des S' li'^'^nngswesens für Prouünn v-ird beabsichtigt

durch das Gesetz vom 8. J im 1918 (Pr. Ges.-Slg. S. 83), daa indes erst

5 Jahre nach Ki'iegsschlujj m Kraft treten soll; für einzelne Provinzen

kann frflhere EinftQining beschlossen werden. Das Scbfttsungsamt ist

in jedem Stadtkreise oder Landkreise für seinen Bezirk zu errichten

and soll mindestens sieben Schätzer umfassen. Die Schätzung hat nach

dem „gemeinen Wert" zu erfolgen, als welcher derjenige Wert anzu-

sehen ist, den das Grundstück für jeden Besitzer hat. — Wenn die

Erricbtnng der Schfttsungsftmter in Preafien auob einem allgemein bervor*

tretenden Bedürfnis entspricht, so wird man doch von dieser Maflnabme»
insofern sie vereinzelt bleibt nnd die entscheidenden Gnn^dlRi'en der

Bodenentwickinng nicht berührt werden, keine wesentliche Verändemng
der Verhältnisse erwarten dürfen. DaO übrigens auch bei der Regelang

• des 8«liliteong8wesei» in Suddentsdiland anter dem beatigen Baasystem
Hiflstande besteben, ergibt sich aoe den im vorletsten Absats angeführten
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Darlegungen für Bayern; vgl. auch die Zahlen WttrtentwIcUang

ans einer süddeutschen Großstadt oben S. 138f.

Zu der Ordnung de» Scbfttzungswesens in Bayern vgl. Karl
Dietx, Bchfttserftnweisung, Mtlncbeii 1914. la Baden erfolgt die amt-

liehe Schätzung durch den Ottneinderat, der in den (10 größeren) Städten

des Landes duirli Ortsstatnt die Geschäfte ein&r besonderen Scliätzunps-

kommtssion f^hrrtr-nf^en kann. Die Schätzung ist all^empin nach dem

laufenden Verkaui.swerte, in beötiuimten geäetzlichen Ausnahmen (Nach*

lüfleacbMi) naeh dem Ertragswerte vorsiinehinen. Bei vorafttelicher oder

fahrlftssiger Verletzung der Amtspflicht haften dlü Sch&tzer für etwa

entstehenden Schaden; Jul. Helbling, Badi^^clie Dieostanweieong iHr

Orundbaoh&mter, I. Teil, S. IdSf., Karlsruhe li^Oö.

§ 89. Zn den in der Eigenart unserer Bodenbeleiliiiiig begrOmletflii

Vorgingen zählt die Grundetfickskrise; sie bildet die wesentliehe

Zubdldr des beetehenden Systems. Der Grundzug der zahllosen so-

genannten Grundstfickskrisen in Deutschland ist, daß sie keine allge-

meinen Erscheinungen unseres nationalen Wirtschaftslebens darstellen,

wie etwa die gleichartig oder über größere Gebiete verbreiteten Wirt-

schaftskrisen; sondern es handelt sich nur um örtlich unabhängig ein-

tretende und durch übermäßige Hjrpotbekenspekulatioa verursachte Vor*

gänge.

T)')o. Spekulationsgewinne werden erzielt durch die antizi}iierte

BeleihuDg und Belastung des städtischen Bodens. Die antreibende

Kraft ist das in sicherer Stellung befindliche Großkapiial; die Gewinn-

realisierung erfolgt durch Einschiebung kapitalschwacher oder mittel-

loser Existenzen. Die Grundstückskrisc ist deshalb nichts anderes als

das in dem System der Bodenpreistreibung liegende zeitweilige Versagen

derKreditflben^Dnung, das einmal in Dresden und Berlin, ein andermal

in Mflncben und CDln eintritt Es ist ein Aberglaube, wenn man an-

nimmt, dafi eine derartige „Krisis** im BodengeacfaSft reinigend wirkt;

die Maeht der Bodenspekulation wird naeh der Abstofiung der ge-

schwächten Unternehmer nnr noch grftfier. Die als Omndstflckskrisis

bezeidmeton Örtlichen Stockungen sind ein notwendiger Bestandteil

• nnseres mit Kreditaberspannung und KreditüberwSlzung arbeitendea

Bausystcms und stellen einen in gemessenen Zeitabstflnden wiederkeh-

renden Bhjrthmus dar.

„Die periodisch eu Ersohtttterungeii sind eine ESigeDtttmliehkeit

des grpfistftdtischen Bodenkredits in Deutschland"; Walter Leiske,
Pinanfiemn^ der Hypothekfinanntalten 1*J14, S. 14 f.; n. pbenda die

Schilderung der örtlichen Krisen, S. Ö3 und 75. „Seit den 80 er und

90er Jahreii treten auf dem Bau- und Onindstlk»lcaniarkt der metsten

dantsehen Großstädte periodischo Störungen auf, die eich auf den ein-

zelnen Märkten zu verscliiedenen Zeiten entwickelten, sich oft in offen-

aiahtliohem Gegenaats zur allgemeinen Konjunktur bewegten", Vilma
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Cartlia'us, OrundBiUckBknsen, Jena 1917, 8. 2. Der Verlauf der

GrondatttekskriMii wird a. 0. im ain»ilnMi unter Beibringuug umfang-
reichen Materials dargeetellt. Vgl. Eberstedt, Nene Studien, Bd. I,

S. 133 f., wo die Einsdheitea der Berliner Omndstflokskrise von 1911/12
besprochen werden.

Lehrreich sind aber gerade deshalb diese „Krisen", es sden die

von Berlin, Manchen, Dresden, Magdeburg, Mannheim, Cöln. Eines

ttoserer größten städtischen Gewerbe, das Baugewerbe, ist nicht von

der wirtschaftlichen Spekulation, sondern von der Pi eistreibaiig und

den anfechtbarsten Geschäften abhängig. Der Geschäftsgang in unserer

städtischen Hodenenfwicklung wird nicht bestimmt durch wirtscliaftliche

Faktoren; entscheidend ist vielmehr, ob und wie es gelingt, fiir die

aufgetriebenen Bodenwerte durch Übertaxierung, Baustellenhandel und

Hvpothekenverschiebung die Valuta zn Ix^srliaffen. Es ist notwendig,

daß dieser Geschäftsgang immer von neueni unterbrochen werden muß
durch die Zusaunneubrüche und Krisen, die in Wirklichkeit nichts an-

deres sind als das Versagen der letzten, preisgegebeneu Posten bei der

Fortschiebiüig der Spekulalionskreditc.

Wiederum ist hier, wie oben, darauf hinzuweiseu, daä es sich um
die allgemeinen olkswirtechaftlichen Voranseetsangen handelt, nicht um
das Verfahren einselner Personen. Die gemeingültigen Sinriehtongen

geben fUr die Gesamtheit die ProduktionsbediDgungen ab. Wenn die

Auftreibung der Bu Jonucrte ihre Grenze erreicht hat, folgt die Krise

und mit ihr der Zuäauuuenbruoh eiuaelner schwacher Existenzen, mit

deren Opfening von voniherein gerechnet wurde. Vgl. Uber die nkata-

Strophale" Entwicklung der QmndstOckswerte die Darlegung von Dr.

Luther und Dr. Baschwits oben S. 182 nnd 188 und V. Garthansi
Orondstückskrisen.

Daß die heutige Gestaltung der Realkreditverhältnisse mit den

Kriegaereignissen in keiner Weise snsammenhlngt, braucht wohl kamn
bemerkt zu werden. Der „Notstand" im Realkredit war lange vor

Kriegsaiisbrucli eingetreten, wie auch die Einbernfnng der Immobüiar^

iureditkommission bereits im Jahre 1913 erfolgt ist.

8«i Neuere praktische MAttuahmeu ffir die Realkreditbescbaffimg.

§ 90. Die neueren Hafinahmen anf unserem Gebiet suchen den

sdiweren Mißstttiden, die ans den äußerst verwickelten, zuvor betrach-

teten Grundlagen mit Notwendigkeit hervorgehen, in der Haaptsache

durch eine einfache Forderung zu begegnen: die Erschließung neuer

Quellen für die Zuführung von Realkredit. Bevor wir an die Erörterung

der zu diesem Zweck gescliaffenen oder in der Entsfehnnir begriffenen

Veranstaltungen herantreten, sollten wir. wie ich glaube, einen zahlen-

müBigen überblick der T,cistungen der seitherigen HaupttrSger der'

Ivayiuübescbafluug gewinnen. Wir müssen uns darttber klar werden.
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auf welche Suromen wir uns bei der geforderten Kapitalzufuhr, nament-

lich für den städtischen Boden, einzurichten liaben.

1. Die deutschen Sparkassen zeigen I.Januar 1^15 bei 24 561 650

Eioiagebüchern folgende Ziffern des Einlagebestandes, des Yermögoos

und der hjpothekariBchen Darlehen:

Tab«U« 2e<)-

Sialagen Reserrefonds Hypotheken Hypotheken =
ta Hillionen Mark % der Anlagen

PnnSen .... 13468,5 679,7 8478,1 60,7

Bayern 754,6 47,7 375,2 46.8

Württemberg . . . 685^ 29,8 458,0 64,6

Sachsen 2110,3 110,8 1 774,8 79,9

Baden 082,4 47,6 773,6 74,9
Hessen 487,7 28,0 3873 7^
Bremen 188,4 11,5 138,1 G9,l

Hambui« .... 376.4 11,4 3133 80,9
Lflbeek 19,1 1,2 163 76,7
Elsaß-Lothringen . 216,3 8,6 7.8 3,47

Übrige Staaten . . 1 108.1 58^1 9243 79.4

zatammen 1915 . . 20347,0 1 034,3 135073
1914 . . 19418,2 09S3 13081,4 633

Die Anlagen in Hyputiieken ergeben somit bei den Sparkassen

eine Summe von IS'/j Milliarden M. und erreichen etwa 64 7o der Ein-

lagen und der Reservefonds. Bei den preußischen Spai-kassen, die

i. J. 1910 61,15 7o ihres gesamten Aktivkapitals in Hypotheken an«

legten, entfielen 42% auf slädtisebe and 19% auf Uadlieke Hypo-

theken, so daB an der gewAhrten Darlebenssnmme die StSdte mit nädh

lidi zwei Dritteln beteiligt sind. Die Betrflge, die die dentsdieD Spar*

kassen jflhrlich fflr hypothekarische Darlehen zur VerfOgong stellen,

sind in normalen Zeiten anf etwa 600 Mill. M. zu heziffem; die stidtir

sehen Beleihnngen mOgen hiervon etwa 400 Millionen jSbrlich empfimgen

haben. Wihrend der Jahre 1915/1918 sind in den Anlagen starke

Verschiebongan ehigetieten, die indes dnreh die Kriegswirtsdiaft be-

dingt sind.

Naoh ihrer örlliehen Verteilung waren von den Hypotheken»
darlehen der preußischen J-iprirkassen im .Taltr«> 1910 angelegt im Qarantie-

bezirk der Kasse selbät (56,3%, in den angreazeudeu Land- tind Stadt-

kreisen 20,3%, in sonstigen Orten der Sparkassenprovinz 8,76%,
wahrend mof 4,6% auf modere froylnBen oder deutsche Bnndesstaatea

entfielen. Der örtliche Kredit wird demnmoh von den Sparkassen in

ttberwiegender Weise gepflegt.

1) Nadi dem Kalender der denliehifh SpaikaMen, «oi dem iek die obffeo

Zahlen zusammongcstollt habe; zum Ausgleich von Unstimmigkeiten in der Addition

miiBtPii «inigi« Znhlen aufgeninrln? worden. Dag StatiRtische Jahrbuch des T)eiit8ch<»n

Reiches giht das Gesamtvermögen der Sparkaraen (Or Ende 1916 auf 24,16 Milli-

arden Mark an.



D«v RMlMiL 401

Tn Preußen wurde am 31. Jnij 1919 eine Sonr^firerhebung üjber

die Gescbäftäergebmsse der Sparkasueu vorgeaoinmeQ
,

derzufolge die

Gesamtzifiern der Einlagen betrugen am 81. Jan. dee Jahres

1916 1917 1918

14465,5 17 796,5 22 947,1 MUl. M.

Das auBerordentlicli« Anwaohsen der Einlagen erklart sich zum
Teil ftiT' ^ler Stof::'prnng der Löhne und des Verdienstes der Bevölke-

rung; in großem Umfang ist ea indes darauf zurückzuführen, daß brach-

liegeudes Kapital, das in Industrie und Landwirtschaft unter den ge-

gebeneii y^rbftltnüweii k^ine Verwendung finden konnte, den SpaTkamen
zufloß (Statist. Korresp. d. PreuB. Landemmtes vom 10. Hei 1919, S. 1).

Zugleich sind die Hypothekenenlagen sowohl abeplat wie proaenttial

zurückgegangen; sie limfaÜten:

81. Jan. 1918 81. Jan. 1919

absolut
8416,7 Mill. M.

% absolut

41,40 8099,0 MiU. M. 82,68

Der JEtflckgang der Hypothekenanlagen erklirt sieh ans swei Uniettndeii:

die großen Summen der Neueinlagen wurden vorzugsweise in Wert-
papieren (KriegBanleihe) angelegt; auderer^oitö wurde es der Landwirt-

schaft durch ihre günstige Wirtschaftslage ermogliciit, m großem Um-
fange Hypetlieken sarflekansalilen (a. a. 0. 8. 8). Auf normale Ver-

htltnisse sind die ZUfera dieser Jahre nioht anwendbar.

2. Der Pfandbriefumlauf der Hypotheken-Aktienbanken
hat betragen:

T»b«U« 87.

Pfaadtnitfniabnif

Zahl der Bankea Mil) M
1663 8 4,9

1865 6 65,7

1870 11 130,4

1880 27 1 452,1

190() 38 . 6 362,1

1910 88 103iai8
1916 38 110974»
1016 38 U070«4
1917 38 11 1383
1918 37«) 10996,8')

Der Anteil der städtischen Hypothoken an der noKamtsumme

umfaßt i. .T. 1917 03,47%; der der land wirtschaftlich rii nur ß,53 %.
Wenjner als X0% beträgt der AvAeil der stadtischen IlypoLbeken nur

bei der Preubischen Zentral-Bodcnki eiiit-Aktien-(iesellschaft (66%). der

Hessischen Landeshypothekenbank und dei; Bayerischen hypo-

1) Fflr 1918 ohne die A.-G. f. Boden- a. KonmanaUcredit in Els.-Lotlir.,

deren Beridit nicht eiküflieh war and deren Pfcndbriefoialanf 1917 191,6 MiU. H.

betragen hnt

eb«r»t«dt, H«n4bi>ch dei WohmuigsweMiu. 4. AufU '«^O
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thekeu- und Wechselbank (70%). Die Stückelung (durchschnittliche

Höhe) der Darleben der Deutschen Hypothekenbanken ist in meinem

MStfldteban in HolUnd'*, 8. 387 mitgeteilt and mit den Abmessoogen

der Bankfaypotheken in Holland in Vergleich gestellt

Die niedrigsten Durcbschnittsbetr&ge haben aufzuweisen die Hessiacbe

LandeshypotliekflnbaBk, die Bayrische Hypotheken- und WechBelbank,
die A.''<l. für Boden- and Kommunalkredit, Strafibarg nnd die Preaft.

Zentral-Bodenkredit-Ä. G. (s. die Aueftthrangen der Direktion, a. a. O.

S. 338). Bei den Übrigen größeren Banken erreicht der Darlehnadarch-

schnitt die hoben Beträge von 50 bis 160000 M., was (bei 60% Be-

leiluing) einem Gnmdatficksweri yon 85 bis 366000 U. entspricht. Vgl.

hiwsu die Darlegungen des Preuß. Landesverbandes der Haus- nnd
OrnndLesitzervoroiiiie : ,.Dio Hypothekenbanken pflogen, ebenso wie die

jiioßen Versiclieruni^sgcsellschaften, die größeren Hypotheken au bevor-

zugen und leihen ihre Ctelder dementsprechend fast nur in Qrofletftdten

aas. Wenn anch die Bajrrische Handelsbank, gewissermafien als eine

Ausnahme unter den Hypothekenbanken, auch den Kleinwohnnngsban
berückssiclitif^t und 190 Klfinwohnnngshfttiser beliehen hat, so kann mit

solchen Ausnahmen im nll^rtmolnen nicht gerechnet werden. Das Ver-

handeln mit deiu kleiueu Aiauu verlangt viele Auagaben und ist auch

nidit so eintriglich, so daB man es einer Hypothekenbank nach ihrer

ganzen Organisation kaum zumuten kann. Dabei kommen bei den obigen

190 Häusern auf ein Haus durchschnittlich mehr als 5*/^ Wohnungen
und 21050 M. Darlehen. Das eigentliche Kleiuhaus dürfte daher noch

nicht bedacht sein." Mitteilungen des Preuß. Landesverbandes d. Hs.-

n. Grdbes.«Var.y Heft 97, 1915, 8. 29. — Zn den sogenannten „IDUienen-

beleihnngen" wurde vor dem Kriege mehrfach auBländisches Kapital

herangezogen, so das Couiptoir Foncier in Paris für Berliner Grund-
stücke. In Süddeutscliland haben sich auch schweizerische Uypotheken-

bankanstalten betätigt, w&hrend in Westdentscdiland nnd in Berlin

faoUindische Hypothekengelder angelegt vnrden. Fttr dm Kleinwok-
nnngsbau kamen diese Anslandsgelder schon vor dem Kriege kanm in

Betracht.

Die Tilgungtiliypotheken machten bei den Banken der Tab. 27 im

Dnrcbsebnitt nur 80,7% des GNeamtbetrages ans. Der Anteil erscheint

allgemein um so geringer, wenn wir berflcksichtigen, daß der Stand der
Tilgungshypotheken bei einzelnen Anstalten, wie der Hessischen Landes-
hypothekenbank (100%), Preuß, Zentral-Boden-Kredit-A.-G. (78'' „), West-
deutschen Bodenkredit-Anstalt (Tl^/o) "o*^ '^^^ Münchener Hypothekeo-
Anstalten (69—60V«7o) «in "«hr hoher ist.

Die Vermehrung des Pfandbriefumlaufs der Hypothekenbanken stellt

sich bis 1912 mit ziemlicher Regelmüßigkeit auf jährlich 500 Mill. M.

Seitdem ist mit dem Steigen des Zinsfußes eine geringere Zunahme,

während der Kriegsjahre sogar eine Minderung des Umlaufs eingetreten.

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die Banken hei Rückkehr

normaler Zeiten Mittel und Wege finden werden, xnn ihren Betrieb

auf den froheren Stand zu bringen; fraglich bleibt es nur, ob man
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hierbei die seitherige Praxis anwenden oder zu neuen Oesch&fts-

gnmdsitsen vorscbreiteo wird.

Der Oescihlftsbetrieb der Hypothek«i1»DkeD bat sieh in Detttach-

laed In jeder Weise mit dem seither herrschendeu Syatem des Stidte-

baueB riiHiammenrr'^'^'^hlossen nnd unterliegt clrj^halli ilen gleichen Einwen-
dougeu wie dieses. Kur wer diese Zusammenhänge niciit kenut, wird

eich die Hypothekenbanlieii als vereinzeltes Ziel des Angriffs heraus-

eeoben, der eich vielmehr gegen die acbftdlicben Qeflamteinriehtnagen im
Realkredit, nicht gegen eine einzelne Unteraehmnngsform richten sollte.

Die Vertreter der Rankkreisp haben allerdings in ihrem Auftreten sich

regelmäßig mit der wirlBcbaftswidrigen Entwicklung für solidarisch

erklftrt und deren feetstohend« Fehlerhaftigkeit nicht anerkannt. Vgl.

die im Jahre 1918 vertfffentliohta Studie von Schnlt«, Die Hypotheken-
banken (Ver. f. Sozial pol., 154. Bd., IL Teil), die kein Wort findet

für die singulare, von dem ganzen Ausland abweichende Gestaltung der

grund buchlieben Einrichtungen und der Bodenwertentwicklung in Deutsch-

land. Die Stellangnahme Sehultee iet nm eo befremdlicher, ale Ver-

fasser in seiner im gleichen Jahre veröffentlichten Schrift über die bel<

frisfhon Bodenkreditinntituto in einem Hauptpunkt sich zu den in meinem
Handbucli vertreteneu Anschauungen bekennt, a. unten ü. 416. Vgl.

auch die Ausführungen unten S. 423.

Besllglich der neuerdings mehrfach erflrterten Frage der Anbioht
ttber die Hypothekenbanken und deren BessortverhältnI.s sei einschaltend

bemerkt, daß in Prpußen das Staatsministerinm am 24. April 1865 sich

dahin entschieden liatte, daß di« Aufsicht d\ircli den Handel.sminister aus-

schliefilich zu führen «ei. Die Laudächaiteu dagegen worden i. J. 1875

atis dem Hinieterinm des Innern abgesweigt und dem Landeobafts»

ministerium angegliedert, wfthrend i. J. 1876 die Aufsieht ttber die

Hypothekenbanken dem gleichen MinistoriniTi fihprtragen wurde. Ein-

gebend wurde i. J. 1901 infolge des Zusammenbruchs von Hypo-
thekenbanken (Spielbagenbairiren) die Frage der Beaufsichtigung im

Preafliechen Abgeordnetenbause besprochen. Die Anregung wurde er-

örtert, die Aufsicht Uber die Hypothekenbanken dem Handelsministerium

zu überweisen; doch wurden weitere Maßnahmen nicht veranlaßt. — In

Hell all d dagegen fehlt jede behördliche Aufsicht ttber die }I\ po-

thekenbeoken; vgl. £berstadt, Stidtebau in Holland, 8. 840 fg. Wegen
der besonderen Einriditungan in England s. den betreffenden Absdinitt.

Infolge einer von Staatskommi.ssar Scheidt gef^ehenen Anregung
hat eine Reihe von Hypothekenbanken Mai 1919 insgesamt den Betrag

von 50 Mill. M. Hypotheken für den Kleinwobnungsbau ku 4'/, °/o Tineen

und Vt% Tilgung snr Verfügung gestellt. Die gleiche Summe wurde
seitens der Bayrischen Banken fttr den gemeinnttUigen Wchnnngebau
in Bayera sugesagt; s. auch nnten S. 419.

3. Die dem Undlichea Realkredit dienenden prenfiiscben Land*

ecbaften hatten i J. 1916/17 einen Pfändbriefamlauf von IfiUiarden M.

Von den unter Anlehnung an die Omndlormen der Landacbaften errichteten

städtischen Anstalten hat das Berliner Pfandbriefinstitut (begründet

1868) einen PlandbriefumUuif von 283 Millionen i. J. 1917. Die jfibr^

26*
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liehe Zunahme des Pfandbriefumlaufs betrug zwischen 15—20 Mill. M.

In der KricfTszeit ist ein kleiner Rückgang eingetreten. Einen Pfand-

briefumlauf vuü 2i,G Millionen hat der Danziger Hypothekenvereiu aul-

zuweiäen. Über die neuerdings begründeten städtischen Anstalten s.

unten» — Die Landeskreditkassen, LandesbankeUt Meliorations- nnd

Btttkreditansialten — staatliebe oder iiroviiisiale Kreditainrichtangen—
— gewähren Darleben auf stSdtische nnd lindliche Grundstöcke; dodi

flberwiegt die Pflege des Undlicben Kredits.

Der Beetaiid an Hypdihekendarleben hat bei den staatlidien nnd
provinsialea BodenkreditanBtalten DentscUande nach Schulte im Jahre:

1900 1905 1908 1909 „.„ ^ . ^.— ---—
-

' — ^ Mill. M. betrajron. Die v erteilung auf
548.4 775,8 !"^1.6 971,0 " ^

Stadt und Land wird für lf>09 bei 368,3 Mill. M. ländlicher und

274.5 Mill. M. st&dtischer Darlehen nachgewiesen, wahrend füi- 306,4

Mtll. M. die nftheran Angaben fehlen; Die deutschen Bodenkredit-LiBti*

tute; Leipzig 1911, S. 5 u. 22. — Über den Darlehensbestand der

Landeskreditkassen und Meliorationskreditanstalten s. Statist. Jahrb. f.

den Pronß. Staat 191Ö, S. 206f. ; Poensgen, Landeshank der Rhein-

proviuz, Leipzig 1911. Für 1916 gibt der Jabretibericht der Laudes-

bank fflr die Bheinproyina die ^tangfriatigea Darlehen" auf 592,6 Hill. H.

an; der Bericht der Westf. Landesbank weiat fflr 1916 unter don Emp-
fängern langfristiger Dnrlelien ann: Gemeinnfif 7i:,'e Anstalten 18 Millionen,

Banvereine 3,6 Millionen, Arbeiterwohnuugsgonossenschaften 2,36 Millio-

neo, Bergbaagesellschaften ftlr Arbeiterwohnungen 8,4 Millionen, Land-

wirte 9,86 Millionen. Die Nasaauisehe Landeebank hatte an hjpotb^a-

. ^ ^ , , ^ 1912 1918 191i 1915 1916 1917
nschen Darlehen gewährt:

1333 145^6 156,6 158,8 168,6 155,9

Mill. M. Dio Verteilunf^ a\if Stadt und Lahd wird in den Jahresberichten

der drei genannten Landesbanken nicht genauer angegeben; doch iat

nach den clrigen Hitteilungen von Schulte anannebmen, dafi ein nkht
unbeträchtlicher Teil der Hypotheken auf Städte entlftUt Wegen der

Landeekulturrentenbanken s. nnten.

4. Private Versicberungsunternehmungett. BeidensSmt-

liehen 208 privaten Versichemngsnntemefainungen (Feneis Lebens» usw.

Versiebernngen), die der Anfsiebt des Kaiserlichen Amtes fttr Privat-

Versicherung unterstehen, hat die Kapitalanlage in Deutschland am
31. Dezember 1914 7Ö31,n Mill. M. betragen; hierunter befand sich

die hohe Summe von r)2G8.9 Millionen = 7.5% Hypotheken und Grund-

schulden. Im J. 191:5 wurden .327.7 Millionen, i. J. 1914 268 Mill.M. in

Hypotheken neu angelegt; während des Krieges eriolgte ein Rückgang

der Hypotbekenanlagen,

Die Versicherungsunteniehmungen folgen im Ilealkredit unmittel-

bar hinter den Hypothekenbanken; in den letzten Jahren vor dem Kriege

haben die von den Versicherungsunternehraungen angelegten Hypot]ieken-

geider sogar die Summe der neu ausgegebenen Baukpfandbriefe über-
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stiegen. FQr den städtischen Rea]kredtt haben die Versicherunga-

untemehmangen eine besonders hohe Bedeutnngt da von fliren Hypo-

thekenankgen 993 gegen 93,4^0 Hypothekenbanken, auf stiLdtisefae

Grondstttcke entfoHen.

Die privaten Versicherungsunternebmangen bevorzugen in aus-

geeprochener Weise die großen Beleihungen; bei einer Gesamtzahl von

40628 Darlehen betrug der DarlebnsdurcbBchnitt 107400 M., bei den

B«rliner Orondatacken allein 194800 H. (ImmobiliarkreditkommiflsioD,

Statistischea Material und MitteUnngeD des Kaiserlichen AafBicktsamtes

fttr PriTatrenioheriing}.

5. Die Versichernngsanstalten Öffentlichen Rechts.

Seitens der Träger der Invaliden- nnd Hinterhliebenenversichemng

wurde in hjnitothekarischen Darlehen angelegt;

Am Schluß

de« Jahres

3J Landesversicberuiigs- 1 10 Sonder-
«DiUltwi 1 aDttallen

In Tarnend Maifc

in des Vermögens
der Anstalten

1881 dm
1«I5 4ie?ö
1900 141 834 10 148 18,0

v.m 241 978 20121 21,2
IS) 10 384 364 31 722 25,0
1913 501 018 58090
1914 535 1 7'J 64 927
1915 547 981 67 364 22,7
1916 548230 68109 21,0
1917 542340

Für hypothekarische Beleihunfien wurden demnach von den In-

validenversichorunffsanstalten bis Ende 19 IG Glß.4 Millionen Darlehen

gewährt, die h.tuptbüchlich io dem Kleinwohnungsbaii för die Kreise

der Versicherungspflichtigen Verwendung fuideu. Der Prozentsatz der

Hypotheken in der \'ermögensanlage zeigt eine stetige Zunahme, die

erst während der Kriegsjahro aus bekannten Ursachen einen Itückgang

erfährt In normalen Jahren beträgt die für Hypotbekenanlagen bereit-

gestellte Summe 40-60 HUI. M.

Zu der Verteilung auf die einielnen Anstalten e. unten % 89.

Seitens der Landesversicherungsanstalten wird eine umfassende Wohnangs-
fürsorge ausgeübt, die den Kleinwohnungsbaii nach verschiedenen Rich-

tungen zu fördern strebt. Von den Anstalten für die Rheinprovinz und

Westfalen werden beaoudere Moualsblätter herausgegeben, die Uber die

UnteretHtenng dee Wobnungsbaaee berichten.. Die Jabraeberiehte der
tlbrigen Anstalten enthalten wertvolles Material aar Wohnnngsftlrsorge.

VgL unten § 128, fietttignag der Versioheruagaaastalt fttr Wtlrttembefg.

Die Beichsversiehemngsanstalt fttr Angestellte hat Ihre Beleihnngs^

tfttigkeit erst im Jahre 1913 aufgenommen and sie während des
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Jahres 1914 bereits infoige der Kriegscreignisse im wesentlichen ein»

stellen müssen, um die verfügbaren Mitte! vaterländischen Zwecken za-

zufiiliron. An liyiiothckarischen Darlelien waren bis lialiin 75,1 Mill, M.

zur 1. Stelle gewährt worden, darnntor 5,9 Mill. M. an gemeinnützige

Bauvereine. P'erner wurden an iin lit( ;
> Sladtgcmcindeu Darlehen von

zusammen 3,4 Mill. M. zu hypothekarischen Beleihungen, auch an

II. Stelle, für Häuser mit Klein- und Mittehvoimungen vmd 200 (XX) M.

an eine Gemeinde zum Bau von Einfamilicniiäusern gegeben. Der

Hypothekeabeätand bat bidi wäincnd des Krieges etwas vermindert.

Er belief sich Ende 1917 aof 72 Mill. M. Dagegen hat sich der Bestand

an KommimaldarleheD auf 128 BlilJ. M. erhöht Die Sninme dflrfle in

sehr erheblichem Teil dem Kleinwolinungsbaa zugute gekommen seio.

S. auch unten § 120, Bautfttigiceit — Die gewerblidien Bemfsgenossen-

schalten hatten 1914 40,3 Millionen » 17,1% ihrer Rflcldagen, die

landwirtBchaftlichen 1,9 Millionen— 57,6% in Hypotheken angelegt

Wir haben in den obigen fflnf Gruppen nur die bedeutendsten Ein*

richtungen für den ReallEredit genannt, die fflr sich allein in normalen

Zeiten dem städtischen Boden jährlich ca. 1300 MilL M. Kredit-

kapital zuführten. Eine ganze Reihe von Anstalten und Kreditgebern

ist ihnen ferner hinzuzurechnen. Diesen Veranstaltungen tritt endlich

der weite, vor dem Krieg als <ler größere zu betrachtende Kreis der

privaten Kapitalisten und Verniögensintercssente« der verschieden-

sten Stellungen und Berufe hinzu, die Gelder in Hypotheken anlegen.

Es sinil gewaltige Beträge, die dem Boden jaliriich an Kreditkapital zu-

flössen, um die oben S. 388 genannte Summe auszufüllen. Unter den

Irrtümern der Bodenpolitik wäre einer der größten der (Haube, daß

dieser mächtige Strom aus wirtschaftlich begründeten Ursachen ver-

siegt sei. Gewiß haben der Krieg und seine Kachwirkungen manche Ab-

lenkung in der Kapitalzufuhr hervorgebracht. Unserer Bodenentwick-

Inng wäre indes wenig geholfen, wenn wir nach neu6n Formen der Kapital-

beschaffung suchen, während infolge von Fehlern, die wir genau Icennen,

Störungen auf dem Hauptgebiet der Kapitalznfnhr bestehen bleiben i).

1) Zum Vergleich sei auf die bis zum Jalire 1900 allgemein — auch in Rc-

giorungHkrelBen — lierrschondo Anffassuiig hingew iesen, die dahin ging, daß es Deutsch-

land an genügendem Kapital für »eine wirUschalthchen Aufgaben (»ic; danialä) fehle

und dftB Drotaddand infolgedenen ffetwungm tei, Icfinfdg seine «irticbafiliche

Tiuigkcit 7Ai beschränken; s. die Zitate hei Eberstadt, Der deutsche Kapitalnukt

19ol, S. 4 f. Die entgej^engeeetzte Anschauung ist er«t allmählich durchgedrungen

und trat namentlich in der Ansprache des fteichsbankpräbidcnten Ilavenstein. 30. Okt

1911, hervor, der erklärte, dali „daa Überiuai^ der Spekulattonakredite ein Moment

der Scbwlche In muerem Wiftecheftaleben daratelle, deaeen BaMitigitngan forde» lei**.
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§ 91. Die neueren, für den Beolkredit geschaffenen Einrichtungen

nmfiusen in der Hauptsache: I. 0ie Bereitstellang Offentticber Mittel

und die 0bernahme von Bflrgsehaften; II. die Crrichtong Öffentlicher

Kreditanstalten und die Beteiligung an der Kreditgewährung; III. ver>

achiedene Mafinahmen der KreditBicherung und KreditunterBtQtzung.

I. Bereitstellung öffentlicher Mittel und Übernahme von
Bürgschaften. A. In den Etat des Deutschen Reichs werden seit

1901 regelmäßig Geldmittel fflr Darlelinsgewfthrung zu Wohnungsbau-
zwecken eingestellt, die bis zum Jahre 19^17 die Summe von 67 Mill. M.
erreidbit habmi. Das BeiehabfirgsohaftsgeBetB vom 10. Juni 1914 gibt

ferner die finnftehtigQng, fttr Darlehen, die Ton anderer Seite an gemein-

nützige Banvereinipjnnpen zur H*>r-^telhin<j von Kleinwohnungen für Ar-

beiter und gering besoldete Beamte im Reichsdienst gewährt werden,

bis zum Betrage von 25 Millionen die Bürgschaft zu Ubernehmen. Die
Bo verbürgenden Darlehen, bei denen es sidi im wesentlicheo nm
II. Hypotheken handeln wird, dürfen 90% des Qmndstückswertes, in

Ausnahmefftllen 100%, prreichcn. In PrenBon wurden durch Gesetz*

vom 13. August 1895 zur Verbesserung der Wohnuugsverhältnisse der

Arbeiter und Beamten in Staatsbetrieben erstmalig 5 Mill. M. «ar Ver-
iOgong gesteilt, eine Swnme, die inswische» dnrdh Nachtrage anf

198 Mill. M. erhöht worden ist. Wegen der Verwendung vgl. § 116 f.

Eine Maßnahme von erheblicher Tragweite bedeutet das preußische

Bürgscbaftssicherungsgesetz vom 10. April 1918 (G.S. S. 43;, das einen

Betrag von 10 Mill. M. sum Zwecke der Obemahme staatlicher Bflrg-

sehaften für Wohnungsballdarlehen bereitstellt. Wahrend die durch den
Wohnun^rtfiirsor^'efonds verfiirrbaren Geldmittel nur zur Förderung von

Wohnun^sbauten für Staatsbeamte nnd Angehörige staatlicher Betriebe

verwendbar sind, soll diese Begrenzung bei der Bttrgschaftsttbemahme

in Prenflen (Deatsohse Beich s. oben) wegfallen, indem die staatliche,

BflrgHchaft allgemein fttr die hypothekarischen Darlehen der gemein-
ntitzigen BaiTvereirtL'nnnjen ohne Boaclnänkung des Personeukreises ge-

wahrt wird. Der Staat übernimmt die Bürfjsrhaft für zwoitstellige Til-

guQgshypotbeken, die von dritter Seite au gemeiuuutzige Bauvereinigungen

gegeben werden, eine lOj&hrige Laolseit haben and bei denen die Ge*
samtbobe der Beleihung (einschliefilioh der I. Hypothek) 90%, in Ans-
nahmefallen 100% des Gesamtkostenwertes betragen kann.

Der dnrcli das Gesetz bereitgestellte Betrag von 10 Miliinnen dient

nur als Sicherheit für die dem Staate aus der Bürgschaft erwachsenden

Verpflichtungen und wird dnreh die Zentralgenoesenechaftakasae angelegt

und verwaltet. Die Bürgschaften selbst dUrf* i las Fünfzehnfache dieser

Sifhernngssumm© betragen, so daß hiernach i^iirgschaften ffir II. Hypo-
thekeu m Höhe von 150 Mill. M. flbernommeu uud — bei Beschaffung

der I. Hypotheken im freien Markt — dem gemeinnützigen Wohnangs-
ban Hypothekenkapitalieo in namhafter H9he ragefflhrt werden können.

Die Maßnahmen entsprechen grundsatzlich den in Belgien und Holland

beetehorden Einrichtungen der Kreditbürgschaften.

Wie bei der Bürgschaftssicfaerung, ist auch bei der onmiitelbareu

Dailsliensgewahrung des Staates die Bedeutong ffir die Bantatigkeit

nicht ladiglich.nach den bereitgestellten Sammen an beurteilen; da viel-
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mehr die Darlehen in großem Umfange als II. Hypotheken, vor denen
noch die im freien Markt erlRngte T. Hypothek steht, gegeben werden,
ist die Wirkung der BeiriLge für die Förderung des Wohnungsbaus eine

mahrfacb erhöhte.

Id Bayern wurde der StaatseisenbahiiTerwaltiing entmalB dnrdi

Ges. V. 91. Mai 190u ein Kredit für den Wohnungsbau, und zwar von

6 Mill. M. eröffnet, dem bis 1917 weitere 24,9 Millionen folgteTi Von
großer Bedeutung für den Kleinwohnungsbau ist die NuUbannachuDg
der Landeakultarrentenanstftlt Diese gewihrt Darlehen, in dar

Regel ohne Sicherheitsbeetellung, an Gemeinden anr Herstellung oder

gesnndheitlif heil Vorbessemng von Kleinwohnungen tmd zur Auaiedelung

von land vviftHf liiiftiichen Arbeitern: a) im vollen Betrage der Koston für

Boden und Bau, weun die Gemeiude die Bauten selber auäiuiirt; b) in

Hohe von 90% der Kosten für Boden nnd Ban, wenn die Gemeinde die

empfangenen Mittel an Baaveretnigangen oder zur Ansiedelung von land-

wirtschaftlichen Arbeitern als Darlehen gibt. An Darlehen wurden bis

1916 rund 11 Mill. M. anfgenommen: u. a. seitens der Stadtgemeinde

München 8 Mill. M., Nürnberg 624 000 M., Eegonäburg 225 000 M.
Die Iiandeskaltnrrentenscheine sind mit 4*/o oder SVsVo versinsen;

die Tilgungszeit beträgt 43*/, bis 50 Jahre. Vgl. Amtsblatt, d. KgL
Min. d. Innern 23. Nov. 190H; Bericlit d. Zentralwohnangsinspektors 1912|

8. 48. 8. auch unten § lOö und 116.

B. Eine bedeutende Quelle des Kapitals für den gemeinntttiigsn

Wohnnngebau bilden die Landesversioherangaa&ataUen, oben

S. 405. Bis zum 1. Jan. 1919 sind seitens der Versicherangaanataltea

Darlehen in Hf5ho von 578,4 Mill. M. für den Bau von Arbeiterwohnnngen

gegeben worden. Die größten Betr&ge entfallen auf die Austaiteu Rhein-

provinx bis 1919 89 Millionen, Westfalen 68 Millionen, Staat Saehnen

57 Millionen, Bannorer 52 Million«S| Staat Baden 87,6 Millionen,

Württemberg 80,G Millionen. Die Anstalten können bei der Wohnungs-
fürsorge bis zu einem Viertel ihres Vermögens tlber die Grenze der

Mündelsicherheit hinausgeben und haben dieser Befugnis gemäß 74,7 Mil-

lionen jenseits der mttndelsicheren Grenze aasgeliehen , von denen bis

1. Jan. 1919 26,8 Millionen surackgesahlt waren.

C. Die Gemeinden unterstfltsen die Kapitalbeschaffung für den

Kleinwolinungsbau durch Hrrf^rJ o von Kapital und durch Übernahme
von Dar]eliensb(lrg8r,hafteii für gemeinntttzige Bau Vereinigungen. Für

Preußen ist bervorzuhebeu, daß die kommunalen Leistungen im Osten

erheblieh hinter denen im Westen der Monarchie surflckstehen. Die

Ursadle für diese Gegensätze lag zum großen Teil in der vemchieden-
artigen Verteilung den stii. Itini-hon Haus- und Grundbesitzes und der

daraus folgenden Zusammenäetzung der kommunalen Vertretungskörper,

durch die die Bodenpolitik der Gemeinden geleitet wird. Im Osten ist

der nominelle ond spekulative Hanshesits yorhensohend; im Westen
dagegen der reale Besitz, der den Verbessemngin im Wohnnngsiresen
günstig ist. Ans dem O^ten waren nach einer i. J 1908 %'or-

genommenen Auluabmo nur vier Fälle der Förderung der Kapitaibescbaf-

Imig doroh die Gemeinden so bertohtMi (Arnswalde, äprsmberg, Osts-

rode in Ostpr. nnd Berlin). Den Gegrasata hieran leigeu Westialeii

nnd Rheinprovini, iro schon seit den 90er Jahren Oberprteident Nasse
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and Minietor von Rhein baben fQr die Verbesaarang der Kleinwoh-
nungBTerliältnisse durdt die Gemeinden wirkten.

Eine auf 123 preußische St&dte mit m^hr als 25 000 Einwohnern
eich erstreckende Rundfrage ergab fOr das Jahr lOl/i, daü von 32
St&dten insgesamt 18 Millionen an Darlehen gegeben uud von 45 Städten

in Htfhe von 80 HilL H. Bfirgechaften för den Kleinwohnongebau -Aber-

noinraen worden waren. Vgl. K. Kuczynski, Wohnungeweeen 1916;
H. Meerwarth, Woluuinf^-^fürHorge 1910.

In Bayern hat eine Reihe von Gemeinden die V'ermittiimg von

Darlehen fUr den gemeinnützigen Wohnungsbau übernommen, während
eine Ansehl von Sparkaeeenf inabeeondere in der Pfalsi Mittel fttr den
KleinirolinnDgsbaa gew&hrt. Eigene atftdtieche Darlehen für die Er-
richtung von Kleinwohnungen wurden namentlich gegeben in München,

(8,7 Millionenj, Fürth, Augsburg und Kegensburg. München hat zudem
eine Somme von 5,1 Hill. M. eelbsUchuldneriach von der Landeäkaltor»

rentenbank fibemommen, die teile an Baugenoeeeneehalten, teile an pri*

vate Bauunternehmer aU Darlehen {flr Eleinwobnuogsbauten gegeben
wurden. Eine Gemeinde (Pasing) wur^ie wej^en erwiesenen Kleinwohnungs-
mangels im Verwaltungswege zur Hergabe eines Darlehens angehalten;

Berichte d. G«werbeaa£Biohtebeaniten 1914, II, S. 27. In großem Um-
fang bat die Stadtgemetnde Leipaig die Kapitalbeeebaffang ftlr die

dortigß gemeinnützige Baugesellüchaft ermöglicht, indem seitens der Ge-

meinde die Bürj;schaft für Hypothekendarlehen bei der Landesvereiche-

rungsanstalt in Höhe von 3,7 Mill. M. Uberoommen wurde. — In

Württemberg, Baden und einer Reibe anderer Staaten baben die Städte

(Ulm, Mannheim, Freiburg, Konstanz, 8traßburg u. a. m.) durch Dar-
lelien nnd Btlrgschnften den Kleinw olmuij irMbau ^^ef(>i"dert. In Hessen
werden Kapitalien für die gemeinnützige Bautätigkeit von den Ge-

meinden und in Hteigendem Umfang von den öffentlichen Sparkassen

gegeben.

Wegen der Errichtung von Hypothekenanstalten 8. unten 8. 411;
an der Beteiligung der Gemeinden an Siedelungaunternehmongen a.

§ 104 f.

II. Errichtung öffentlicher K reditauätal teu und Beteili-

gung an der Kreditgewährung. A. Staatliche Anstalten. Eine

ataatliebe Landeehypotihekenbank iet 1. J. 1902 .im Qrofibenogtum
Hessen errichtet worden. Dan HypotheicenbankgeBetz von 1902 erm&ch-
tigtp die Großburzo',']. Regierung, ..in GcmeiiHrbaf' mit Gemeinden nnd

Kommuualverbänden oder mit öffentlichen Sparka^aeu des Landes eine

Hypothekenbank an errichten". Zu diesem Zwecke wurde der Be-
giemng annacbet ein Betrag von 4 WXl. H. anr Verfügung geatellt

(heutiges Aktienkapital 14 Mill. M.). Die Sparkassen sollten für ein

Zehntel ihrer Respi vofonds gleichfalls Aktion der Hypothekenbank über-

nehmen. Die Baak gibt Pfandbriefe aus (gemäß § 7 des Reiohsgesetzes

vom 18. Jnli 1899 bis aum 16 fachen Betrage der Summe des Stapm-
kapitals der Bank). Gegenstand des Geschäftsbetriebes der Hypotheken-
bank bildet die Förderung dess Bodenkredits für die Kreilitzwecko aller

Berufsarten, aläo der städtischen sowohl wie der ländlichen Berufe. Die

Entschuldung des Grundbesitzes soll ein Hauptziel der zu gründenden

Anstalt bilden, weshalb als Begd nnr Amortisationsdarlehen mit einem
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S^ODgMMts von ^% giBgttben werden. Die Summe der bie Ende 1916
seitens der LandeshypothekeDbauk gewahrten liypothekariscben Darlehen

betrug 139,4 Mill. M., von denen 101,1 Millionen= 72.6 % auf städtische

und 38,2 Millionen= 27,4% auf l&ndlicbe Darleben entfallen. Von dieser

Summe sind von 1908—1916 bereite 16,1 litliionen getilgt worden. Die

DardiediDiltehVbe ein^ Darlehens betrigt 96S8 H.— Wegen der Landee-
kreditkassen e. oben 8. 404; stMÜ. EreditenstaH in Oldenborg s. unten

§ 108.

B. Städtische Anstalten. 1. Anstalten für I. Hypotheken.
Als ernte «tftitische Einrichtung wurde i. J. 1900 die städtische

Hypotbekeuäii^lle in Düsseldorf begründet, die sich (bis zum Jahre 1912)

aal die Hergabe erststelliger Darleben beschr&nkte und namentlich dnrcb

Oewfthmng von Bangeideni die Bautätigkeit unmittelbar sa l&rdem
andite. Bis Ende 1913 wurden seitens der Anstalt Darlehen in Höhe
von 95,2 Slillionon bewilligt und in Höhe von 69 Mill. M. seitens der

Antragsteller angenommen (der ruterschied zwischen beiden Beträgen

rflbrt daher» dafl die Bewilligung nicht immer in der Htfhe der bean-

tragten Beleihung erfolgte). Seit 1912 worden Anstalten fttr I. Hypo-

theken in Magdeburg, Neukölln und Breslau errichtet. Die Beleihiinps-

grenze beträgt bei den preußiachen Anstalten 60%, die Summe der Ende

1913 ausstehenden Darlehen 75 Mill. M. Die i. J. 1900 in Dresden

errichtete Orondrenten- and Hypothekenanatalt hat an L Hypotheken bis

1918 88,4, bis 1914 98,6 MUIioneo gewährt.

2. Anstalten fttr II. Hypotheken. Die suvor erörterte Her^

gäbe von Darlehen für den Wohnungsbau hatte sich mit dem steigenden

Mangel an zwoitstelligem Kapital al« iinznreirliend ©rwtepen. Nachdem
Trier und Lüneburg i. J. 1902 einen städtischen Hypothekenfonds be-

grUndet hatten, schritten i. J. 1804 die rheinischen Stidte Neuß^ If.•Olsd*

baeh nnd Rheydt sur Brriohtottg atidtiseher Anstalten fttr II. Hypotheksoi

denen 1907—1910 Crefeld, Remscheid und Trier folgten. Seit 1911 ist

die Zahl der mit der Begrttndung von Anstalten ftlr 'zwcitstellige Hypo-

theken vorgehenden Städte in rascher Zunahme begriffen. In Preußen

worden 1914 anter den 138 Mitgliedern des Btttdtetagea 48 Städte mit

den entsprechenden Anstalten gaxtthit, während fünf Stidte die gleiehen

Maßnahmen vorbereiteten. Unter den außerpreußischen Städten sind

Dresden, Würzburg, Regennburg, Zittau zu nennen. Bei den städtischen

Anstalten Preußens beträgt die iiiumme der bis Ende 1913 gewährtes

Darlehen 14 Hill. M. Die Beleihnngsgrenze geht allgemein bis Ib^U,
mitunter bis Bn''/^ den GrundstUckswertes, in einem verein /.elten Ans-

nahmofall bis 90%. Vielfach wird die GewUbning des Darlehens an

beHliiijm'ü wohnungHtechnische \'oraut»set/.ungen gcknlipft, indem fest-

gesetzt wird) dati nur Kleinbäuser oder Häuser mit einem gewissen

Htfchitwert (20000—50000 H.) beliehen werden dttrfen. In esnigea

SUUlten ist dia Beleihnng anf Nenbaoten beschränkt.

Durch die preuß. Ministerialverfttgang vom 9. Febr. 1912 wird

vorgeschrinV'eTi. daß Darleben seitens nea zu errichtender städtischer

Hypothekenanstalten nur mit Tilgungszwang gewährt werden dtirfen. —
Zn den Einxelheiten vgl die in den Literaturangaben erwähnten 8diriften

on Knesynski, Lindeeke, Morgenroth, Leiake, Bickemeyer.
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Ober die BeBielraiigeii iwiaeli«ii HaaBferm —> KleinlianB im OagMi-

satc zam Vielwohnungshaas — und der erforderlichen BeleihnngshOhe

8. nnten S. 416 f. — Auf allgemeine Bedenkon finanzpoHtiscbor und ver-

waltuagHtechnischer Art hiusichtlich der erweiterten Beteiligung der

St&dtd bei Realkreditbeschaffung hat Stadtrat Dr. Luther in den Ver»

handlnngea des IV, deuteehen Stidtetagee 1914 hingewieeen. Vgl.

hierzu auch meine Neuen Studien", Bd. I, im einzelnen. Mit Bttck-

»h'ht auf die Hohe der orforderliclicn MilÜnrdpnbfträge äußert sich

gegen die erweiterte Beteiligung der iitadtgemeinden, dagegen ftlr

das Eintreten des Staates und der Provinzen, Bttrgenneister Dr. Wallt,
Soiirilten des Zentralverbaades d. Haus- a. Onmdbes.<V«r. Dontschl.^

XX, H. 7, 1915, 8. 14.

Die Stadtgemeinde Görlitz hat i. J. 1913 eine stidtische Hypo-
tliekeiianstalt errichtet, die private Gelder in Beträgen von 3000 M.

ab annimmt und sie unter selbstschuldnerischer Bürgschaft der Stadt-

gemeinde auf II. Hypotheken anlegt. — Der Berlin-Schöneberger
Hypothekenbankvereis*; der die Bescha£fang sweitstelliger Hypotheken
beaweckt, hat die Form eines privaten Hausbesitzerverbande» unter Mit-

verwaltung und Aufsicht der Stadtgemeinde. Der Bankverein gewährt

seine Darlehen in Pfandbriefen oder eventuell in bar; den Pfandbrief-

gläubigeru hafieL an erster Steile das Vereinsvermögen, an zweiter

Stelle die Stadtgemeinde SehOneberg. — Gleiebartige Einriditongen

bietet der Charlottenburger Bankverein. — Auf ähnlicher Grund-

lage wurde 1919 von dem Hanshe^jit/erverbandö in Leipzig ein Vorf^in«

zur Darleihung von Nachhypothekeu begründet. Die Stadtgemeinde,

deren Aufsicht der Verein untersteht, beteiligt sich mit einem Anteil

von 100000 M. and flberninimt die Bttrgsehafl fflr die erste Reibe von

Hypotheken im Betrage von 5 Mill. M. — Den Bestrebungen der Orottd'

besit^pr, die im Wege der 8<»llist!ii!fe hypothekarische Darlehen, nament-

lich zweitstellige, beschaffen oder sichern wollen, sind einige Gemeinden
entgegengekommen; s. nnten.

3. Städtische Gruudrentenanstalten. Die Gruudrenten-

anstalten haben den Zweck, einem Grondbesitier die Übernahme nnd
Zahlung der Orundstückslasten, namentlich fttr den Straßenbau und die

Entwft83eriinL'3anlage, durch Darlehonsgewfthrung zu erleichtern. Für die

Verzinsung und Tilgung des bewilligten Darlehens steht der CJemeinde

eine dem GrundbtUck auferlegte „Grundrente" zu. Ursprünglich nur zu

dem obengenannten Zweck errichtet, haben die Ornndreotenanstalten in

einigen Stidten anoh die Gewährung von Darlehen für die aUgeveine
Besserung eines Grundstücks (Instandsetzung, Melioration) in ihren Ge-

schäftskreis einbezogen. Die Wirkung der Anstalten^ ist eine günstige,

namentlich, wo für die Kosten der Straßenanlegung hohe Beträge aof-

anbringen sind.

Als erste wnrde i. J. 1900 die Grundrenten- nnd Hypotheken'

anatalt der Stadt Dresden begründet, die bis Ende 1912 an Gnind-

rentendarlehen 14,2 Mill. M. gewährte. Unter den preußischen Grund-

rentenans Uilten ist die bedeutendste die in Mülheim a. d. Ruhr (1906

errichtet), während in einer Anzahl von Städten Anstalten mit beachtens-

wertem Ergebnis bestehen.
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C. Pfantlbriofanstalteii für stridtische Ha usgrnri'^ s t n cke.

Stadtscbafteu. Die Gruiidääue der fUr den lanüwirtäcliaftlichen Kredit

errichteten Landschaften — Kreditverbftnde der Grundbesitzer eines

bestinnnteii Besirks, Darlehen aeiteas des Verbände« onktlndberf aber

znmeist mit Verpflichtung einer Tilgung, Geeamthaftung s&mtlicber

Grundstücke für die seitens des Verbandes ausgegebenen Pfandbrirfe —
wurden seit den 60er Jahren auf städtische Verh&ltnii^e übertragen.

Die bedeutendste unter den biemach errichteten Anstalten ist das i. J.

1868 begrflndete Berliner Pfandbriefinstitut, das unter Aufsicht und

Verwaltung des Magistrats steht, aber — gemäß dem Vorbild der Land-

Fchafton und im Gegensatz zn den oben S. 410 genannten Anstalten —
für seine Verpflichtungen keine Bürgschaft der Stadtgemeinde besitst,

s> oben S. 408. Bei der i. J. 1910 errichteten deutschen Pfoudbrief-

anstalt für Posen ist der preußische Staat an dem Grundkapital beteiligt.

Der Zentralvcrband der Hans- uinl Grund bewitzervereine hat in

einer Reibe von Veröffentlichungen die Sdiaffun;^' von Pfandbriefinstituten

für städtische UausgrundstUcke unter Übertragung der Landschaftsein-

riohtttngen empfohlen; vgl. Sehr, des Brandeobg. Verbd. der Haue- und
Grundbes. -Vereine, H. 39 (Dr. Baumert), Spandau 1910; Mitteil«:. des

Preuß. T r,!. les-Verbd. d. Hans- u. Grundbes.-Voreine, H. 82 (1913) und

103(1916]; Sehr, des Zentralverbd. d. Haus- u. Grundbes.-Ver. Deutschi.,

1915, H. 7 und 1917, H. 1. Im Jahre 1912 wurde das Branden-
borgische Pfoindbriefamt fttr Hansgrundstflcke errichtet; bis Ende 191$
betrug der Hypothekenbestand 30,8 Millionen, der PfandbriefumtauC

29,5 Mill. M. Die Durchschnitts^röße der Hypntlieken ergab im Jahre

1912 41300 M., 1916 18900, für die Gesamtheit der Darlehen 30600 M.
Die Darleh«! werden entweder in Pfandbriefen oder in barem Odd«
gewährt. Zor Deckung des Kursverlustes und der VerkaufBunkosten

der Pfandbriefe kann ein Zuschußdarlehen gewährt werden. Die Auf*

nähme der Beleihung zur zweiten Stelle i.st boab.sichtigt.

Das preußische Gesetz vom 8. Jum 1918 (G.S. S. 91) bringt eine

bedeutende Fdrderang der Stadtschaften, die bezeichnet werden als

MÖffentliohe Kreditanstalten, die durch die Vereinigung von Eigentümern
boh^nter oder in der Bebaminp; befindlicher Hunsgrunvlstücke oder von

Erbbauberechtigten zur Hergabe hypothekarischer Tilgiingsdarlehen an
ihre Mitglieder gebildet werden Zur Beschaffung der Betriebsmittel

wird ein Betrag von 10 Hill. M. durch die Zentralgenossenschaftskasse

znr VerfQgung gestellt. Die Beleihung kann bis zu 75 "/o des (inind-

stUckswertes umfassen, falls für denjenigen Teil des Darlehens, der über

die mUndelsichere Grenze hinausgeht, die Sicherheitsleistung eines Kom-
munalverbandes beschafft wird. Die Darlehen mml seitens des Gläubigers

nnkttndbar. Vgl. .unten § 189.

Zur Geschichte des Vorbildes der Stadtschaften, der Preußischen

Laudschaffen. vgl. die eine Reihe neuer Daten und P>i^obniaso brinsrende

Untersuchung von Ed. Wegener, Bilhring und sein Tlan einer General-

landschaftskasse, Berlin 1918. Ein Hinweis auf die Absicht, den Plan

au! Hausgrondstfleke ansxudehneo, findet sich a. a. O. S. 68.

Über die Tätigkeit der Landesbanken und ihre Vergleichung mit

den Pfandbriefanstalten vgl. H. Reusch. Ztachr. f. WgSW, XIV, 1916|

S. 57 und 85, und Fritz Pabst, a. a. O. S. 65.
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Di« Bechtalonn der „gemisehtea * wirtsobaltlidiM Unt«ni«hiiiiing',

bei der in den lyestebenden Gesellschafts&rten, wie namentlich der'A.-0.,
der einfiGtragenen Genossenschaften usw. die Gemeinde sich zusammen
mit privaten Unteraehmern beteiligt, wird für das Gebiet des Keal-

kredtta in Vorschlag gebracht von Unterstaatstekret&r Dr. Frennd-
Berl in. »Der Oedanke, der den Stedtsohsften sngmiide liegt, ist die
Neigung des Realkredits, in die Selbstverwaltung der Hausbesitzer Uber-

zugehen. Eine Vereinigiinir der Gemeinde mit den Trägern dea Haus-

und Grundbesitzes in der angegebenen Gesellschaftsform würde dieser

Eatwioklong angemessen sein"; Praktische Wohnnngsfttrsorge, herg. v.

Altenrath n. Vormbroek, Mttnster 2915, 8. Sl.

III. Verschiedeuo Maßnahmen zar Si chentog und Stützung
des R e :i 1 k vedi t s. Die Haus- nnd Grundbenitzervereine haben eine

Anzahl von Kredit- und Sicherungsinstituten begründet; gemeinnützige

Hypothekensicherungsgenossenschaften bestehen in Kiel, Lehe, Magde-
burg and Wilhelmshaven. In Berlin hat die Stadtverwaltang der „6e>
nossenschaft Berliner HausbesTtzer zur Bescliaffung und Sicherung von
Hypotheken" i. ,T. lOlG einen Kro-iit von 1 Mill. M. eingeräumt, während
Kiel und Husfnngen «lio örtlichen Genossenschaften in ähnlicher Weise
gefördert haben. Die Stadt Müueheu bat von den SchuldveriicbreibuugeD

der Bank des Haus- and €hrundbes.-Vereins einen Betrag von ^ Mill. II.

i. J. 1912 Übernommen. Vgl. Sehr, des 2entralverb. 1916, H. 5.

Der Gedanke der Hypr^thekenversicherung ist in veränderter Form
durch die Hypotliekensehutzbauken verwirklicht worden, nachdem
das Ges. v. 24. Okt. 1917 die besondere Grundlage für die Anstalten

• hergestellt hattet beseicbnet werden als „Untemehmnngeii, die der

Forderung de« Orundkredite durch Übernahme des Hypothekenschutses
diPneii, insbesondere in der Weise, daß sie gegpn r-ln von dem Hypo-
thekensc-huldner zu entrichtendes Entgelt sich für die ihm obliegenden

Leistungen verbtirgen oder Vorsohfisee auf dieee Leistungen aahlen".

Die Scbntsbanken sind nach dem Oesets nicht als Versidierungsunter-

nehmtmgen im Sinne des Gesetsee über die privaten Versicherungs»

nnternehmnngen vom 12. Mai 1901 anzusehen. Damit sind diese Unter-
nehmungen von der behördlichen Aufsicht befreit, der sie als Ver-

sieherungsnntwnehmungon nnterstellt ^wesen wtren. In Berlin wurde
am 2. Hai 1917 mit einem Kapital von 8 Mill. M. die Deutsche Haupt-

bank für Hypothekenschutz errichtet, die solchen Oesellachafton EUck-

deckung gewährt, die den Hypothekenschutz betreiben. Ortliche Hypo-

thekenschutzbauken sind errichtet worden für Bayern in München
(28. Des. 1916), für Brandenburg und Berlin (19. Okt. 1917), für Ost-

preußen (18. Jan. 1918), fttr Sachsen und Anhalt in Halle 5. Hftrs 1918);

in Vorbereitung .sind Banken für Hessen-Nassau nnd He-sneti.

Im Großlierzogtum Hessen wird die Schaffung von Einrichtungen

zur Sicherung des zweitstelligen Hypothekeukapitals erwogen, die sich

an den Betrieb der LaadeshypoUiekenbank anlehnen sollen; vgl. ttber

den Entwurf Handb., 3. Aufl., S. 408. Zu zweitstelligen Darlehen, bei

denen die Gemeinden die Bürgschaft übernelimeu, hat die Landesbank

6 Mill. M. bereitgestellt. Die deutschen Hypothekenbanken haben ferner

gegenüber dem deutschen Städtetag ihre Bereitwilligkeit erklärt, II. Hypo-

thäen fttr den Kleinwohnangsbau unter Bttrgschaft der mstftndigen
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Gemeinde zu geben. Die Geldbeschaffung erfolgt durch Auagabe von

Kommnnalobligationen. Eiti entsprechender Vertrag ist Marz 1919 (laut

^Bauwelt"j zwiächen der Iraukfurter Hypothekenbank und der Stadt-

trwmltang abgesohloamn worden.

4. Zur Behandlung des ßealkredite.

§ 92. Der Parallelismus zu den anderen Gebieten der Boden-

politik, den wir bei der Ausgestaltung des Realkredits zuvor mehrfach

beobachten konnten, scheint auch in dem weiteren (lang der Entwick-

lung wahrnelnnbar. Wir haben früher gesehen, wie im Bereich des

Städtebaus und des Wohnungswesens zunächst mit korrektiven Maß-

nahmen, mit Beihilfen und Erleichterungen vorgegangen wurde; heute

dagegen ist dieser (irundsat^;. nacl»dein er lange das Gebiet beherrscht

hat, zurflckgctrct(m und die Behandlungsweise schreitet vor zu der

systematischen Neuregelung der Grundlagen. Im Realkredit, dessen

Bearbeitung ein Jahrzelmt spAter begonnen hat, finden wir eine Gleich*

arti^eit hinsicbdich des Beginns dear' neueren Entwicklung. Mit Bei-

hilfen und Einzeleingriffen sucht man zunAehst die anerkannten Uifi-

stände n aiMern; es ist das Stadium, in dem vir gegenwirtig stehen

und das bereits bedeutsame - Ergebnisse geceitigt hat Wir dürfen

hoffen, dafi auch liier der weitere Verlauf ein IhnUcher sein und uns

zu der im GtemeininteresBe notwendigen Bichtiggestaltung der maß-

gebenden Einrichtungen (tUiren wird.

Es bleibt uns eine Reihe von Mafinahmen zu besprechen, die nicht

die Erschliefiung neuer Kreditquellen, sondern die verwaltungspolitische

und organisatorische Behandlung unseres Gebietes zum flegenstand

haben. Zunäciist sind die unmittelbaren Beziehungen des Städtobaues

zu dem Realkredit und ihre praktischen Wirkungen zu erörtern.

Bei dem Realkredit ist alles eine Quantitätsfrage. Die Person

des Schuldners soll, wie der Name Realkredit sagt, nur akzessorisch

in Betracht koiniiieit. Die QualMät schlägt hier stets in Quantität um.

Maßgebend für die erforderliche Menge des stJidtischen Realkredits aber

ist zunächst 1. das Parzellierungssystera, d, h. die Form der Einteilung

und die Abmessung der (irundstflcke; 2. die prozentuale Höhe der

Beleihung im Verhältnis zu dem Grumlstückswert.

Aus dem ParzelUerungssystem ergeben sich für den ReaJkredit
' zwei grundlegende Folgewü'kungen. Bei der Form des Vielwohnungs-

hanses besteht der erste Grundfehler darin, daß ungeeignete Objekte

geschaflBn werden, nimlieh Wohnh&user mit 90 bis 60 Wohnungen im

Werte von 160000 bis 300000 M., .Objekte, die niemals ein realer

Kftnfer oder Eigenbedtzer erwerben kann und die folglich im Kre-

ditwege an nomüielle Käufer abgeschoben werden müssen. Stellen

wir uns Tor, es wflrde verfttgt, dafi unsere Sparicassen nur Betrige

Digitized by Googje



Der ÜMlkndit 416

von ^WCWKi M. annehmen und auszahlen dflrfen; es wflrde fuigeordneU

daij i^Uiii und Keicli ihre Anleihen nicht anders als in Abschnitten von

3Ü0000 M. herausgeben dürfen. Man würde eine solche Anordnung

als wirtschaftlicbeih Wahnsinn bezeichnen. Was sollte aus unseren

Sparkassen, was sollto aus dem Absatz unserer Staatsanleiheii werden.

Und diesen Widersinn baben wir im StAdtebao durah die llietskaserae

zam unbedingten System erhoben, wflbrend andere VOlIcer jede Maß-
nahme treffen, um das nationale Ka]Htal fOr die.fiodenbebaunng heran-

zuziehen. Durcb unser Bausyatem wird die unmittelbare BeteiÜgung

des Kapitals und die Anlage eigenen Vermögens der Gesamtbevölkemng

ausgeschlossen. Die ganze Wertbildung unseres Gebifetes wird auf

Kredit aufgebaut und muA notwendigerweise zu einem Ififibrancb

und zu dner Zerrüttung des Kreditwesens führen.

Der zweite Fehler liegt in der absoluten Höhe des Baustellen-

prdses, der sich aus dem System der Stockwerkshäufung und Miets-

kaserne und der an sie anschließenden Preistreibung ergibt. Vor dem

Baubeginn hat der Unternehmer eine Summe von 25- hl?. norMMi M.

oder mehr für die Baustelle aufzubringen (oben S. 31)1). Wir kommen
infolgedessen mit dem RealKic lir zunächst vnv nicht an die nautätigkeit

heran. Die Baustelle — ein Kollektivgrundstück für 4U Mieter, von

denen aber keiner eine Leistung machen oder den Besitz antreten

kann — steht ständig im \'ordergrund. Der Betrag muß immer mit-

geschleift utjd stets in er.ster Reihe befriedigt werden. Die Unkosten

und die Zinshöhe steigern sich, und trotz oder vielmehr gerade wegen

des QbennftBigen Aufwandes an Bealkredit ist keine befriedigende

Regelung zu erzielen.

Von den Vertretern des berrsdienden Systems wird demgegenfiber

behauptet, nur das prozentuale Verhältnis der Baustelle zu dem ge-

samten Hauswert sei zu berücksichtigen und nicht der absolute Betrag.

Man sagt, es komme doch auf dasselbe heraus, ob eine Mietskasernen-

bftustelte fOr 40 Wohnungen 40000 U oder 40 Einzelhausbaustellen

Je 1000 M. kosten, da unter beiden Systemen der Bodenpreis 25 v. H.

der Baukosten ausmache. Die Behauptung ist nicht nur sachlich un-

zutreffend; sie trägt zudem noch die beste Widerlegung in sich. Mit

Leichtigkeit werden sich stets 40 Unternehmer oder Käufer finden, die

je 1000 M. (meist wird es noch weniger sein) ffir eine Kleinhausbaustelle

aufbringen. Dagegen ist es praktisch nicht möglich, daß ein Bau-

unternohnior oder Käufer bei dem VielWohnungsbaus 40000 M. und

mehr lediglich für die Baustelle aufbringt.

Für den KrtMlitiiPdarf, die Beschaffung, die Verteilung und die

Fcsthaltung i\m iMediis entstehen völlig veränderte Voraussetzungen,

je nach dem liautypus, d. h. nach der Quantität des Kredits, die für
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(las einzelne Grundstück erforderlich ist. Ks scheint, daß diese anfäng-

lich bestrittene Auffassung endlich auch in Fachkreisen anerkannt wird.

Vpl. über das Verhältnis von Parzollierun^ssystem und Realkredit:

„Gerade die Verdr&ngung des Kleinbauses durch das Großbaus bat zur

Folge, dafi grofie QaldstrOve, die frflber dem Wohmugslwii sttfloeseot

ihm heate versagt bleiben, sftmlioh die Ersparnisse der Wobnungs-
sucbenden. Die wichtigste und natürlichste Geldciuelle für die Be-

friedignnfr des Wohnungsbedarfs ist also fast völHg versiegt"; Ober-

bürgermeister Koch, St&dtische Ansiedlungsfragen, Berlin-Friedenau

1916, S. 47. Iii seiner Untersochnng Uber die belgischen Bodenkredito

institnte, München 1918 gelangt Schulte zu dem Ergebnis, daß die

Hanptnrsache für den maßvollen Umfang und die zureichende Befriedi-

gung des Hypothekarkrodits in Belgien in dem dort festgehaltenen

System des Kleinhauäeti liegi; a. a. 0. S. 52. Vgl. hierzu die oben

6. 189 wiedergegebene Darlegung des Zentralwobnnngainspektors I^. Berg-
mann; 8. auch Mewes in Feig und Mewes, Wohnangsprodnktton, OOt-

tingln 1911, 8. 76.

BeKlIglich des zweiten Punktes» des Verbfiltnisses von Beleibnngs-

höhe zum Grundsttlckswert, vertrete ich allgemein die Ansieht, daß

der heutige Orondsatz, der die Beleihungshöhe lediglich nach dem Ver-

kehrswert des Grundstücks normiert, wenn nicht nnrichtig, so doch

mindestens unzureichend ist. Bei stadtischen Grundstücken ist dieser

einseitige Maßstab immer unsicher und wirkt, wie wir im einzelnen

sahen, ungünstig auf die Batitatigkoit und die Crnndstücksschfitzung.

Als ergünzendcr Maßstab müßte vielmehr die Berück.siclitiirnnEr der

Schuldentilgung hinzutreten. Bei Anwendung fortschreitender Til-

gung i.st das Risiko selbst bei hoher Releihung ein geringeres als l»ei

untilgbarer Verschuldung. Voraussetzung ist hierbei, daß ein zutreffend

ermittelter, nicht ein aufgetriebener Boden- und Bauwert den Beleihungen

zugrunde gelegt wird.

Bei dem Übergang — richtiger gesagt, bei der Ilückkehr — zn

wirtschaftsgemäßen Bauformen wird demnach der Bedarf an Realkredit

an aidi wesenüldi verringert, «llhr^d sogleidi dnreh den steten Rfiek-

fln£ der zn tilgenden Darlehen dem Markte ständig Kapital zn neuer

Anlage zugeführt wird.

Für die Beleihnng des Eleinbaases konunoi namentlich zwei Mo-
dalitaten in Betracht:

A. Beleihuiigsliühe biH 7.t% des Gesamtwertes, also
erforderliche Anzahlung 25%. Bei BeHprerhnnjion tiber Real-

kreditfragen haben mir die BtU-germeister verschiedener gut verwalteten

Städte veraicbert, dafi bei dem Kl einbans schon eine Beleihnng von
75% genii^'t und dafi eine breite Schicht der Bevölkerung in der Lage
ist, 25''

,j
Anzahlung anf ein Kloiiiliaiis zn leisten uml ala Kaufer anf-

zutreten. Selbst in Industriestädten mit überwiegender Arbeiterbevölke-

rung ist ea in Ilhemlaud und Westfalen gelungen — als Beispiele seien
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genannt Neoß, Gronau, Essm — die SeÖhaftmachung der Betölkening
durch Förderung des JSiDfauiitenhauses asu erreichen.

B. Ulmer System mit hoher Beleihuii^r. kleiner An-
zahlung und Tilgungszwang. Es werden Häuser gebaut, für die

der Kftafer nur «Ine Anzahlung von 5 bis 10% leistet, wtbrend fttr

den Reet des Kapitals eine TilgangeliypoUiek mit eebüfen Tilgangs-

s&tzen gew&hrt wird. Durch die Annuität wird die Schuld in 35 Jahren
vollständig f,'etiln;t. Es ist dies eine durchaus erwtinsclito Regelung nnd,

wie die Praxis gezeigt hat, nahezu risikolos. Die Ulmer Häuser
sind, wie oben 8. 315 bemerkt, nach Marktpioisen ohne jeden Znachuß
erbaat; es nnterliegt keinem Zweifel, dafi auch der private Unternehmer
bei solchen Bauformen glänzend gedeihen würde, sobald die städtebau-

licbeo Einrieb tnng'fin die Herstellung des kleinen Bautypus ermflglichen.

Daß das Kleinhaua nicht gleichbedeutend mit Eigenhaus ist,

sobdern in den Flachbanlindem allgemein anr Vermietung geontat wird,

wurde oben S. 320 bemerkt. Die Ereditverh&UDiese nnd die Stellang des
Hausliesitzos bind bei dem Eleinhaussystem besser gefestigt, die Ver-

waltungskosten erheblich geringer. Berechnungen nnd Beispiele fftr die

Beleihung des Kleinbauses sind in meinen Neuen ätudien, Bd.I, 8. 143 f.

und 148f. gegeben. Zur Beeebaffnng und Tilgung des Bealkredits kann
die Verbindung der Hypothek mit der Aufnahme einer Le benever-
Bichernnp dienen, die in den Flarhbauli\ndorn all;,'einein vorbreitot ist

und neuerdinixs itn Rheitilund mir Erfolg eingeführt wurde. Auch diose

bedeutsame Maßnahme ist aus praktischen Gründen allgemein nur bei

dem Klein- nnd Mittelbaus anwendbar. Vgl. Bericht des Bbeiniscben
Vereins für Kleitiwohnmigswesen für 1911; Vortrag von Ober-Reg.-Bat
Junge über die H ypotliekentili^'nn^ und die auf Anregung des Geh.
< )l)er-Reg.-Hats N e u m a n n - Berlin unternommenen Versnche der Nutz-

barmachung der Einrichtungen der Kaiser-Wilhelm-Spende, Bericht des

Weetl. Vereins fttr 1912. Die von dem Rhein. Verein Iflr Kleinwoh>
nungswesen abgiAebloBsenen Hypothekar^Lebensversicherungen haben i. J.

1912 den Betrag von 1067 000 M. erreicht; vgl. hierzu 0. Lind ecke,
Zeitöcli. f. Wohnunirsw., IX. S. 229. Über die in Belgien allgemein

verbreitete Einrichtung s. Eberstadt, Neue Studieu, Bd. I, Ö.

Schulte, Belg. Bodenkreditinstitnte.

§ 93. Eioer Ilegelung ist heute nicht nur der Produktivkredit,

sondern — vielleicht sogar als die noch dringlichere Aufgabe — der iie-

sitzkredit, d. h. die Gesamtsumme der haftenden Bodonschulden, be-

dürftig. Die städtische BodenVerschuldung ist seither gleichzeitig stei-

gend und nnablasbar gewesen. Die Porderang der Tilgung der hohen

Verschuldung städtischer Grnndstficke wurde bei ihrem ersten Hervor-

treten in meinem „Kapitalmarkt" heftig bekAmpft; die Organisationen

der stftdtischen Hansbesitzer, früher aus besonderen Grflnden allgemein

Gegner der Tilgung, haben erst neuerdings der Schuldenabtragung

dnrcii Mehrheitsbeschlttfi zugestimmt. Eines der st&rksten Hindemisse

ist hiermit hinweggerftumt und in der Frage der Bodenentscbnldnng

darfte beute allgemein Obereinstimmung bestehen.

27
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Vgl. hierzu obeu 8. 157. Au8 Ueu Kreisen der PrakLÜter sind

oamentlieb Dr. Freiherr tod Peehmann^HlIncli«!! und die Freudiiehe

Zenirml-BodeD-Kredit-A.-Bank fflr die Tilgungshypothek eingetreten. Za
der neueren Stellungnahme des organisierten Hausbesitzes vgl. Sehr. d.

Zentralverb. d. Haus- u. Grdbes.-Ver. Deutfichl., N. F., Bd. XX, H. 7;

Mittig. d. Freuß. Landesverbd. d. Haus- u. Grdbes.-Ver., H. 97, Spandau

1916; Dtaob. HAnebee.-Ztcr. 12. Nov. 1914: „Die nnkflndbare Hjpotbelc

mit TilgangSBwang würde jetzt die scbwereten H&rten onmttglich gemacht

haben." — T^b«!- die friiher(>n Auffassungen s. Kurt Bäsch witz, Or-

ganisation der ät&dt. Haus- und Grundbesitzer 1909, S. 67; Jahresber.

d. Pren6. Zentral-Bodeokredii-A.-Q. 1918, S. 5; £iokemeyer. Zur

Frage der II. Hypothek, 1918» S. -87. Uber die eogennnnte Anortt-

sationsbypothek mit 10jähriger Anf.^chiebung der Tilgung s. meinen
„Kapitalmarkt", S 2^50 Anm. — Die Ablelinung der Schuldentilgung

wird dagegen noch vertreten durch Prof. vau der Borght| Hitteil. d.

Sehntsverbd. f. Ortuidbeeits vom 23. Sept. 1915, unter BemÄing anf die

Darlegoog von Prof. Andreas Voigt: nDie et&dtieohe Bodenschuld ist

trotz Kt5ndbarkeit im einzelnen, im fcanzen so jrut wie unkündbar fsir):

sie wird niemal» zurückgezahlt werden, wfil niemand an ihrer Tilgung

ein Interesse hat (sie); sie kann schon aus diesem Grunde keinem Be-

schwerde bereiten (sie). Und können die Olftubiger etwa an ihr ver-

lieren? Keine private Schuld ist »iclierer als diese.*' Oewifi eine kenn-

zeichnende AuffossoDg; vgl. meine „Spekalation im nenaeitlicheD Städte-

bau", 8. B4.

Bei der Größe der im :-^tnrltischen Realkredit zu tloekf'iKlpn Ver-

pflichtuncjen \\v<\ firr aliseiiig anerkannten Notlage dürften nll^M-mpine

MaßnahiiHMi nrfouli r[;rli «ein, die wir jedoch nicht im Zusaniineniiang

mit den I\negsereigüis.sen betrachten sollten DIp Schwierigkeiten be-

züglich der Rückzahlung fälliger oder gekündigter Hvj )tiieken bestaudeu,

wie oben erwähnt, längst vor dem Kriege in weitestem ( lafange. Durch

eine Reihe von Kriegsverordnuugen ist wohl eine iluiausschiebuiig der

Zahlungen erreicht worden; andererseits ist im Verkuf der Kriegsjahre

iDr Bi}ihr«iehe Hypothdidiidftrieheii da* Zeitpunkt d«r FlUigkeit hinni*

gekommen.

Der Anprall des fälligen und neu zu deckenden Hypothekenkapitals

wird während der nflebsten Jahre ein geradesu gewaltiger sein. Nehmen
wir an, dafi aus der Kriegszeit nur vier Jahrgänge des stldtiseben Rypo-

thekenbestandes aullgelaufen und röckforderW sdn werden, so ergibt

sich eine Summe von Milliarden, deren Höbe auch bei bescheidener Schit>

zung die emstosten Bedenken hervorrufen muß'), üm einer schweren

Erschflttemng vorzubeugen, eraeheint es in volkswirtschaftlichem und

1) Wir können annehmen, daß die erbten Hypotheken regelmäßig auf 10 Jahre,

die Nachhj'potheken auf b Jahre oder mit kürzerer FriKt gegeben werden, so daß

ein „Jahrgang^* etwa ein Zehntel de« Bestandet» an I. lljpoUieken und ein Viertel

hif ein FOnftol d«i Baituidn an Naehhypotheken nmfHMn dflrfl«.
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priTatwirtschaftlichem Interesse notwoDdig, daß für die oeium Zdtverhllt-

nirae die geeigneten Vorlcehrongen ergriffen werden.

• Der von mir zn madieiide Vorseiilag gebt dahin, daft unter Friste

Verlängerung der Darlehen aus der Gesamtsumme rior Hypothekensohuldan
eines Grundstücks ein Teil von etwa 26 %, den icb als den „Tilgungs-

abschnitt" bezeichnen will, zurUckgezabit wird, ohne daß eine SScb&diguDg

des Olittbigers oder eine wirtsdiaftlicbe Beschwerung des Schuldners

eintritt Erreichbar w&re dies, wenn der Gläubiger bei der falligen

Hypothek auf eine Zinscrhöhun<i und namentlich auf die (etwa '/j—V5%
fflr 1 Jahr auHmachendon} Abschlußprovisiouen und Kosten verzichten

würde, während 1% der Schuldsutnme zu einem Kanon ft)r die Tilgung

des „Absohnitts" verwendet wird. Bei Annahme eines derehschnitdiehen

Zinssatzes von 5% (I. nnd II. Hypothek snsammengerechnet) und 1%
Abtrag zuzüglich der ersparten Zinsen wäre der Abnchnltt von 25%
der Grundstflcksverschuldung in I6V2 Jahren fi;etilgt. Wo^en der

Einzelheiten der Berechnung und der Formen der RUckzaiiiung vgl..

Bberstadtt Kreditnot, Jena 1916, S. 80 f.

Bezüglich der Reihenfolge der Abtragung wird öfter die Frage

erörtert, oh Hio TiltriTir: l oi 'Irr I. Hypothek oder bei don Xarh- .

hypotheken einzusetzen habe. Der Schuldner wird allgemein vorzioLcn,

die höher verzinsliche und regelmäßig auf eine wenige^ ausgedehnte

Frist bewilligte Naehhypothek suerst so tilgen. Das Interesse der

Volkswirtschaft dag^en gabt dahin, den Boden für die Aufnahme neuen
Produktivkapitals frei zu bekommen und die dauernde Festhaltung wirt-

schaftswidriger Verschuldungsformen (oben B. 881) zu verhüten. Der
Krsislanf dea Kapitals mnfi siehaigsetsUt werden.

Die Znftthning neuen Proddctivkapitals ist hento für Stadtwirt-

schaff, wie für Landwirtschaft eine Notwendigkeit. Im allgemeinen

wird man fttr diesen Zweck wünschen, daß die erste Stelle der hypothe»

karischen Belastung freigemacht werde; dem Grundbesitzer wird hier-

dorch die Aufnahme nener Mittel ui Jeder Weise erietehtert. Anderer-

seits werden sich Vorkehrungen treffen lassen, die es dem Schuldner

ermögHrhen, riio freigewordene Stelle zur Abatoßung liölior verzinslicher

Hypotheken zu verwenden Mir scheint, daß fdr die Beurteilung der

Reibenfolge der Schuldentilgung in hohem Grade der allgemeine Gang
der Wertentwieklang des Bodens mitspricht. Bei anfsteigender
Wertbewegung werden die Grundbesitzer den Wunsch haben, die

T Hypothek zu erweitern und jedenfalls nichts an ihr vn tHjon: bei

absteigender Konjunktur werden die teuren nnd kurziristtgeren

Nachhypotheken als besonders lästig empfunden.

VgL Trosien, Der landwirtsahaltliohe Kredit, Berlin 1911;

Dr. Schwerts, Die Tilgungsh} pothek und der städtische Hansbseits,

Bankarchiv, XTV, 1 Sept 1916, S.393; H. Ifaner, Tilgungshypotheken,

a. a. 0. XVI, 1. April 1^17, S. 248.

g 94. Der städtische Häuserbau bewirkt, daß durch die Errichtong

eines eriragsfftbigen Gebäudes ein bis dahin gänzlich oder nahezu gflnz-

tidi ertrageloser Anspruch, nämlich die Forderung des Bodenspekulanten

zo einem realisierbaren Werte wird. Nicht nur der Bauwert des Hauses
27*
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wird durch die Bebauung geschaffen; sondern der speknlative Boden«
wert wird, wenn man ihn mit dem Bauwert zusammenschmelzen läßt,

gleiclr/oitig realisierbar. Die Reditsordniing hat nun durch ihre Ein*

richtuugen die Frage zu entscheiden, ob dem Bodenbesit/.er n'n Wert

zuwachsen solle, der weder dnirli sein Kapital, noch dnrch ^cnn: Arbeit,

noch auch nur innerhalb seines wirtschaftlichen Bereichs geschaffen ist.

In der bodenrechtlichen Behandlung stehen «;ich hier zwei An-

schauungen gegenüber. Das römische Recht verlangt, daß jede auf den

Boflcn gcmaclitc Aufwendung dem Besitzer des Bodens zufalle; ein

(Irundsatz. der erst während der römischen Kaiserzeit unter dem Zwang

der Verhältnisse durch die Ansnahme der Snperficies durchbrochen wurde.

Das deutsche Recht dagegen, dem wir unser neuzeitliches Grundbuch-

wesen verdanken, behandelt den iioden und das Bauwerk von jeher

getrennt. Die mit dem Aufschwung des Städtebaues im Mittelalter

ausgel)ildeten Institutionen des Immobiliarverkehrs beruhen auf der

rechtlichen Scheidung von Boden und Bauwerk und führen den

Grundsatz durch, daß an dem durch Kapital und Arbeit geschaffeneu

W«!te der Bodenbesiteer kein Becbt babe; oben S. 44. In der späteren

Entwicklung drang indes die rOmischrechtliche Anflassnng wiederum

durch; das alte Becht hat sieb dagegen in der Gegenwart erhalten in

der Ausnahme der sogenannten Meliorationshypothek (Art 118 Ein-

{(flirungsgesetz QGB«), die landesgesetzltch die redilliebe und gmndbneb-

liche Trennung einer auf Melioration beruhenden Forderung zulftSt.

In der Praxis ist die Frage der Sonderstellung des Meliorations-

kapitais längst entschieden. Wie zur Genflge bekannt, wird seitens

des Bodenbesitaers Iflr einen Teil des Baukapitals freiwillig die Prioritit

(vgl. oben Si 140 und 391) eingeräumt Der Bodenspekulant oder Bau-

stellenhftndler anerkennt hierdurch: 1. daS nur die Bebauung das

Grundstflck zu Wert bringt; 2. daß er sich einen Wert aneignet, der

durch die Tätigkeit anderer prodiiziert werden roufi; 3. dafi er sieh

den vollen Wert jedenfalls unter keinen Umständen aneignen kann,

sondern Priorität geben muß.

Das Mittel für die mit diesem Geschäftsverkehr verbundenen

Handhabungen bietet der Staat vermöge des Grundbuchs. Der Stsnd

der Einrichtungen des Grundbudiwesens widerspricht hier offenbar den

Zwecken, denen sie zu dienen bestimmt sind, und hier ist der gegebene

Punkt, an dem die RIcbtiggestaltnng des Bealkredits einzusetzen hat

„Es dürft« feststebeo, daß unsere Grundbuchverfasson^ die MVg-
liehkeit gcscliaffen bat, den fiodeneigentümer vorweg zu befriedigen"

;

Dr. Lttther, Referat für die Immobiliar^editkommission, Berlin 1914,

8. 25.
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, Für eine den wirtschaftlichen Forderungen angemessene Ordnung

des Kealkredits stehen im Anschluß an die oljigen Vorausset/nngen

zwei Wege zu (iehote: I. Regelung der Prioritätsstelliing; II. Durcli»

führuug des OnHH!snf;'es der Meh'orationshypothek.

I. Unter der Hegelung der Prioritätästellung verstehen wir die

Bestimmung der Grenze, bis zu weh her bei Neubauten der durch die

Bautätigkeit geschaffene Mehrwert des Bodens sich in der grundbuch-

lichen Eintragung mit dem Wert des Gebäudes verschmelzen soll. Hier

liegt der Ursprung der Fchlieiiung des Kapitals, der Cbersj)aunung des

Kredits und des ständigen Mangels an Produktivkapital. Nur bei der

L Hypothek läßt sich die Richtiggestaltnng des Realkreditwesens er-

sielen; es ist ein volIstSndiger Irrtum, wenn man glaubt durdi Ver-

mehrong des zweitstelligen Kapitels die hier bestehenden HißstSnde

beheben zu können.

Die Begelnng der Prioritfttseinriumnng schafft, da sie an einen

vorhandenen allgemeinen •Geschlftsbraueh anknöpft, niehts grundsätzlich

Neues; sie setzt nur an Stelle der ,,wUden Priorität** und der sdiäd-

lichen Flnanziemngskfinste eine feste Ordnung, die den berechtigten

Interessen der auf beiden Seiten des Grundstücksverkehrs Beteiligten

entspricht. Als allgemeiner Grundsatz fflr die Prioritätseinräumung

könnte gelten, daß bei Neubauten die Priorität in dem Umfange ge-

währt werden muß, daß aus der erslstelligcn Hypothek, insofern sie

CO % des ficbäudewertes zuzüglich des geschätzten Bodenwertes

umfaül, 70% dos Bauwertes gedeckt werden können, f'ltcrsteigt die

I. Hypothek 00% des Gesamtwertes, so erhöht sich der Anted des zu

deckenden Bauwertes um je */:, % f'ir jedes Pro/.eut der höheren Be-

lastung des Grundstücks. Übersteigt die der Beleihung zugrunde ge-

legte Taxe den Bauwert zuzüglich des geschätzten Bodenwerts, so ist

der sich hierdurch ergebende Mehrbetrag der Hypotliek zunächst bis

zur vollstiiüdigen Deckung des Bauwerts zu verwenden. Durch die

letzte Bestimmung wird 0m Versuch, dem reinen Bodenwert etwa

durch Auftreibung der erststelligen Beleihung einen gröBeren Anteil

zuzuwenden, ein Riegel vorgeschoben. Fttr die nirtschaftsgemäfie

Preisentwicklung des Bodens ist hierbei der volle Spielraum gewahrt

Aus den oben S. 102 i. erwähnten GrUndeu erscbeüit es mir aller-

dings fraglich, ob Mietskasernen ohne reichliche Übertazierung über-

haupt finanziert und gebaut werden kennen. Doch dürfte auch bei

Weiterbestehen dieser Verhaltnisse die Abstellung vou 3Iißst;inden in

der Realkreditverteilung angezei^j;t «ein. Auf den Fortbestand der Über-

taxieruog ist in der vorstehenden i*'ormel BUcksicht genommen.

Bei den kleinen Hausfonnen und dem Individnalhaus dagegen wird

die obige Regelung gegenüber dem heutigen Zustand nichts wesent-
liches andern, da die fttr die Baoetelle anfsawendende Summe hier
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keine größere Bedeutung hat. Bei einer Baustelle von 120— 160* qm
ist der Bodenpreis regelmäßig durch die anf das Grundstüi k in leisten«^e

Anzahlung soweit gedeckt, daß der eventuell verbleibende Üesl für die

Beschaffung des Realkredits nicht erheblich in Betracht kommt.

II. Die Eiurichtung der Meliüraüoubhypotliek beruht auf dem

Grundsatz der Hypothokendif ferenzierung, d. i. Scheidung und

daoernde Tronnang der Hypotheken in Meliorationshypothekea, die für

die zur Besserung (Bebauung) des Omndstfldn verwendeten Dnrieheo

gewährt werden und in einlache BodensehnldenO* Die grandbnchlicfae

Belastnng des Bodens fOr produktive Zwecke wird getrennt von der

Bebtttnng fflr immaterielle und spekulative Forderungen, so daß der
' Bauwert nicht mehr genutzt werden kann zur Bealisiening der speku-

lativen Ansprfiche. Als Meliorationshypotheken würden im Sinne des

Art 118 Einftthrangsgesetz BOB. nur diigenigen Betrftge grondbnehUch

eingetragen, die tatsächlich — unter Statuiemng der Verpflichtung zu

wahrheitsgemäßen Angaben — auf die Besserung des Grundstocks

verwendet sind. Die Eintragung der der Meliorationshypothek nach-

stehenden und mit ihr nicht verschmelzbaren Bodenschulden bliebe

dagegen unkontrolliert und unbeschränkt

Nach dem Grur.'lsa»7n d^r Melior»tinTi«hvporhpk knnn r^pn HvpO-

thekeo, die einer dfieatlichen Austait wegeu eines zur Verbesserung
des belasteten Grandattloks gewährten Darlehens zustehen, der Vor-

rang vor anderen Belartangen des Grnndsttteks «iogeriamt weiden.

Wegen der Kapitalbeschaffung s. unten. — Die Aufnahme prodokÜTen
Kapitals und yirod aktiver Schulden wird durrb diese obige K*>f?plung'

erleichtert; die Kapitalbesotiaffuiig fttr die Bodenkultur und das Bau-

gewerbe wurde die reiebliehete und billigste. Die AnftreibaDg der

Orundstttekswerte duroh £inicbiebang von Banstelleohandlem, AnnabBM
von Bauunternehmern, durch Überbeleihung usw. w&re unmöglich. Femer
würde, da die Meliorationshypothek der Amortisation unterliegt, auf die

Tilgung der Bodenschulden hingewirkt. Die Mißbrauche im Beleihunga-

nnd Tazwesen wttrden wegfallen, die heute kanm n beseitigen sind.

Auch ftlr unseren Kapital- iit)d Kreditmar]|^ würden gesnnde Verhält-

nisse sich eiiLstellen, wenn das Übermaß der Hypotheken und der Grund-

buch-Reitweclisel eingeschränkt würde. Endlich aber — und dies ist

nicht das Geringste — würden wir ein leistungsfähiges, kapiialiiraftiges

Baagewerbe bekommen, das imstande ist, die bedarfagemiite Harkt-

Versorgung zu übernehmen.

Die wirt-schaftagemäße Ordnung: des Roalkredits kaun im übrigen,

wie kaum ;,'esagt zu werden braucht, weder die berecht ip^ten Interessen

des Gruudbositzes schädigen, noch irgendwie auf Kouteu des soliden

Bodengeeobafts gehen; im Gegenteil: die Wirkong wird für dem Qe-

setoftsverkehr eine günstige sein. Die Steigerung vom Aekeriand anr

1) So in ineineni „Kapiiüliuarkt", S. 270. Die von anderer Seite angewen-

deten «nd mir siig«wdiriil»en«ii AnadrUdte vHetioialionHhypotb^ und Bpeknlttioni-

hypodiak«' werden von mir in diesem ZnimiMnenhenge nicht gehrraebi
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Baastelle — di« W«rtorhOhung daroh M«lioimtioii — bleibt dem Boden*»

besitzer unbeschr&nkt; WM wegfallen soll, ftind die späteren Treibereien,

durch die S. 138 f. erörterten Hantierungen. — Audi das Kajntal selber

wird beaaer seine Rechnung finden, wenn es aus der Bodenspekolation

heraus^^etrieben wird, und, wie auf den anderen Gebieten der Industrie,

mit der produktiven, wertsebaffeiiden Tätigkeit sasammengeht. IMe
Kr&ftigung der zahlreichen, M» der Wohnungsprodiiktion beteiligten In-

dustrien und Gewerbe — von den gtlnstigen Wirkungen auf dip sta.dti8che

Gesamtbevülkerung ganz abgesehen — kommt vor allem dem Kapital

zugute, indem der Umfang, wie die Solidität der mit dem Bodengeschäft

sQMinaienhftngenden Unternehmungen eich heben wird.

Ein weiterer Vorteil der Schaldendifferensierang wird darin be-

stehen, daß Meliorationshypothek nnd BodMiediBld sich wechselseitig

ttberwachen, da der eine Tri! ein offenbares Interesse hat, den anderen

Teil nicht anwachsen zu lassen. Der Spekulant, der heute die treibende

Kraft in der ächuldenvermebmog ist, wird künftig die Meliorations-

hypothek, die ihm den Bang wegnimmt, nach ihrer BOhe and Berech-

tigung aiif das geaane«te kontrollieren. VgL im einxelnen die erste

Darlegung der Hypotheken iifferenzierung in meinem , Kttp^talmnrkt

insbesondere S. 264 f. Wegen der Möglichkeit der Vorlegung iaischer

Bamreohnungen vgl. Handbnch, 2. Änfl., 8. 307. — Von Herrn Bank*
direkter Badde (Berlin) wird der Anwendung der Meliorationahjpothek

raigegengehalten, daß ein Hausbesitzer die Einrichtung benutzen könne,

am auf seinem Grundstück Läden ausbrechen zu lassen, für die kein

wirtschaftliches Bedürfnis besteht (Immobiliarkreditkommission, Druok-
eaehe 11, 8. 107). Der Einwand ist nach einer doppelten Richtung
nnzutroffeud konetmiert. Es ist in den Berabkreieen des Herrn Geh.-

Rat Budde zur Genüge bekannt, daß das von ihm gefürchtete Ver-

fahren gerade eine Eigentümlichkeit des gegenwartigen Zustaudos
darstellt. In Berlin und anderen Grofistädten bildet es einen allbekannten

T^iek, dafl die Hattsbesitaer Lftden und Kaffeelokale im Ekdgesehoß an*

anlegen lassen zit dem aaegesprochenen Zweck, eine höhere Be-
leihung des Grundstücks zu erzielen: der HauHbemitzor beantragt dann

eine Neutaxierung und Xeubeleihung auf Grund des geschätzten Wertes

der häufig unvermieteten oder uuvermietbaren Geschäftslokale, in die man
wohl anm -Schein auch einen Mieter «anf Anteil an der Tageseinnahme**

hiaeineetzt. Wenn ich ein Beispiel der für das heutige System
kennzeichnenden Kniffe hatte nennen sollen, so würde ich wohl gerade

den von Direktor Budde angeführten Vorgang gewählt haben. Bei

Anwendung der Meliorationshypothek dagegen sind solche MiSbräuche

fast unmöglich; denn den Antrieb für den heatigmi BeleihangaBchwindel

bildet nicht deronter dem Meliorationsprinzip allein zn berückdditigende

Baukosten wert . sondern die für die Meliorationshypothek gar nicht

in Betracht kommenden willkürlichen Schätzungen. Wer unter dem
Heliorationssjstem Läden neu ausbrechen läßt, kann es nur ton, wenn
ein wirklidiea Bedflrfais für die Anl^ping besteht; denn er bekommt
nicht einen Pfennig mehr an Beleihungsrecht, als er tatsächlich an Aus-

lagen aufgewendet hat. Es ist nichf ver?^»andlich, daß ein Angehöriger

des fiypothekenbankbetriebes hier eiueu mit seiner beruflichen Kenntnis

schwer veteiiibaren Angriff vorbringt.
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Ein von Baurat Albert Weiß gemachter VorBchlag geht dahin,

den reinen Bodenwert zu taxieren und - die grundbuchlicbe Belastung

des Bodens auf diesen Taxwert zu beschränken. Für das Baugelände
wäre also ttine Veracfauldungsgrenz« und damit auch eine Freisgrenze~
einzuführen; Mängel und Sobftden der großstädtischen Wohnungen, Berlin

1912. V"n Fl'. C. Frendenberg' (Verschuldung und Mietzius in Mann-
heim, I9ü6) \vir<l für das gesamte Urundstiiek ( Boden einschließlich

Gebäude) eine amtliche Taxierung verlangt. Die grundbuchliche Ein-

tragung von Hypotheken solle nur bis zur Höhe der Orundetttdkstaxe ge-

stattet sein, 80 daß hiermit eine Verschulduiigsgrense für Boden und Ge-
bäude ^e;:^oben wtirc. Eine solclio Festlegung der Wertbewegong scheint

mir indes ni<bt ouipiehlenswert.

Nächst der Neubautätigkeit kommen für die Anwendung der

Meliorationshypothek vorhandene städtische Gebäude, sowie die Be-

dfirfnisse der Landwirtschaft in Betracht

Zur Verbesserung älterer Häuser werden in Holland den
Hausbesitzern seitens der Gemeinden Darlehen gewahrt, die Sur ersten

Stelle eincretragen und in län^'s^pus 20 Jahren getilgt sein mttasen;

Eberstadt, Städtebau in Holland, 380f. — Über die baulichen Ver-

hftltftiMe in ausgefahrten Wohngebäuden und ihre SntwieUong vgl.

Tb. Hamacher, Kreditgefährdung, Berlin 1916. Wegen anderer HaB-
Dabmen «. oben S 3G2 und unten Anhang I.)

Für die Landwirtschaft wird die Erleichterung .der Zuführung

von Kreditkapital befürwortet durch Eegierungsrat Trosien, der zu

diesem Zvedi die Dnrchbrecbang der Hypothekenprivilegien forderti da
die Bodenbesserung den Hypothekengläubigern durch Wertvermehrong
des Bodens nicht nur nicht schadet, sondern Nutzen bringt. Trosien
verweist auf die im Ausland fUr die Heranziehung von Produktivkapital

geschaffenen Einrichtungen; der landwirtschaftliche Kredit und seine

durchgreifende VerbeMMrang, Berlin 1911. Die lange Vor dem Erleg
gemachten Vorschläge Trosien s dürften heute eine gesteigerte Be-

achtung beanspruchen, da in Nachwirkung des Krieges für zahlreiche

Landwirte große Anschaffungen und Aufwendungen erforderlich sein

werden.

Für die befriedigende Entwi( klung des Realkrcditä ist endlich die

zweckentsprechende Ausgestaltung unserer Einriebtungen für die

Kapitalbeschaffung erforderlich.

Wir besitzen in Deutschland auf dem Gebiete de-s Kealkredits die

Stärksten Organisationen ziu- Ausaugung des KleinkapitaU; aber nur

wenige nnd nicht genOgende snr richtigen, iweokentsprechenden Wieder-
Verteilung. Unsere GroBbänken, unsere Hypothekenbanken, unsere

Privat Versicherungsanstalten sind gewaltige Betriebe, die das Klein-

kapital aus allen Kanälen an sich heranziehen; sie verteilen es aber

im Realkredit in der Hattptsaehe als Großkapital. Nur die Sparkassen

mdgen eine — auf dem Gebiete des st&dtischen Realkrsdits indes keines-

wegs allgemeine — Ausnahme bilden. Vgl. hierzu die Darlegung des

Westt Haus- u. Qrundbes.-Verbd.. Westf. Wohnongsblatt, Mäix 1912
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und die Erörterungen oben S. 402 f. Auch au! das System der kleinen

Til<j:ung!4hypotheken ist man bei den großen Instituten kaum eingerichtet.

Die Entgef2;ennahme und V'erbnchung solcher Mark- und Pfennigbeträge

mag bei dem Zuschnitt dieser Betriebe in der Tat wenig Verlockendes

hab«i.

Was wir in Deutschland gebrraehen, Bind Ejreditiiistitute, die mit
einf^in f infachen A{>parat und oline Verbindung mif Spekulation und
Nebeugewinnen einen billigen, mit Abzahlungen verbundenen Eealkredit

vermitteln. Kapital wird einem solchen Institut in reichem Mafie bu-

fliefien, ^lle der Betrieb der ersten Forderung genttgti die heute bei

utiseiem Hypotheken verkehr unerfüllt bleibt, das ist Sicherheit und
Keellität der GescLäftsführung. Fiir die Kapitalbeschaffung bieten sich

verschiedene Formen; es mag hierbei an die Örtlichen Veranataltangen

in Belgien erinnert sein. Nicht minder beachtlich sind die EinHobtimgen
in Dlaemerk und Schweden; s. die betr. Abschnitte anter VHI. Teil.

Zu erw&gen wäre die Schaffung von Realkreditinstitaten, bei denen
die öffentlichen Verbände — Staat, Provinz, Gemeinde — zwar nicht

durch Hergabe von Kapital, wohl aber in der Verwaltung beteiligt

wftren. Ein solohes Institut wttrde etwa naeli Analogie der VerCnMong
der Beiohsbank einzurichten sein: Öffentlich-rechtliche Leitung, Qeschifts*

^{ttbrung unter Aufsicht des Staates oder der Gemeinde; aber private
Kapitalbeschaffung durch Aktien und durch Ausgabe von Übli<:ationen.

Vgl. Eberstadt, Neue Studien, Bd. I, S. 152 f. Über den Ausbau
der Stadtschaften im Sinne der VergesellsdiaftUDg des stidtiscbea Real-

kredits vgl. Fr. Pabst, Preuß. Verwaltnngsbl., 8. Febr. 1919.

Im Znsammenhang niif den nach Krie^,^sans^anß: eingetretenen Zu-

ständen wird die Frage besonderer Sicherungen für die Heranzieliun^;

ausländischen Kapitals erörtert. Vgl. die Darlegungen der Frankfurter

Zeitung vom 18. Mai 1919 bu dem in der Nationalversammlung ein-

gebrachten Antrag Braun, der die Zulassung hypothekarischer Beleihung

in fremder Valuta fordert. Die Grundstücke wfirden als Unterlage für

langfristit^e, vom Aushmd zu gewährende Kredite dienen. Eine solche

Nutzung des Bodeukredits erscbeiui allerdings vom Standpunkt unserer

Bodenkultnr kaum wflnachensw«rt.

Die Betrachtung der deutsch«! Eimicfatangen. des Benlkredits

zeigt das gleiche Bild wie die Schilderang der Eotwieklimg der Boden*

werte, oben S. 162 f., ^on der die Realkreditverhiltoisse nur ein Teil-

Btflßk nnd, wie wir wissen, eines der wichtigsten bilden. Die gleichen

ErsefaeinuDgen, die gleichen Znsammenhflnge, die gleichen- Folge-

wirknngen begegnen uns hier wie dort Die Notwendtgkdt, Reformen

gnindsfttzlicher Bedeutung vorzonehmen, kann nicht bezweifelt werden.

J)ie seifherige Politik aber, nur nach nenen Kreditqnellen Umschau zu

halten, ohne die f^erhaftcn Grundlagen zu ändern, muß auch in Zu-

kunft verssgen, wie sie in der Vergangenheit nur Unheil gebracht hat

yteratar.

Karl Knie«, Der Kredit Berlin 1676.

Rad. Eberstedt, Der dei\«idie Kapitslmarict. Lelpsig 1901.
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Zweitoi' Abschnitt.

Bodenleihe rnid Wiederkaiif. .

1. Das Erbbanrecht

§ 95. Das Erbbaurecht ist eine Form der Bodenleihe, d. i. eine

' Einrichtung des Immobiiiarrechts, die den Boden nicht durch end-
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gültigen Yerkiiif, sondern im Wege der langfristigen Verleihung in

Verkehr bringen will. Die Form der Verleihung, insbesondere wenn
sie mit hinreichend hinger Frist erfolgt, kann trotz der Bindung des

Eigentumsreehtes sowohl fttr den GrundeigentOmer wie ffir den Boden-

nutzer Vorteile gegenüber dem nngebnndenen Verkehr bieten. Der
Bodenleihe kommt deshalb allgemein in Vergnngenheit und Gegenwart

eine große Bedeutung als Verkehrsform zu.

Das deutsche Erbbaurecht ist gem&fl BGB. § 1012 und Rdchs-VO.

vom 15. Jan. 191d das ver&ufierliißhe und vererbliche Recht, auf oder

unter der Oberfliche eines fremden Grundstücks ein GebAude zu haben.

Das hierdurch hergestellte VerbSltnis hat also, wenn wu- das Wesent-

liche kurz hervorheben wollen, den Erfolg, dafi der Grundeigen-
tflmer getrennt wird von dem Hausbesitzer. Der rinindeigentQmer

behält zwar das Eigentum an der Bodenfläche, die jedoch fUr die

Dauer des Erbbuurechta gewissermaßen außerhalb des Verkehrs und

außerhalb der Wertbewegnng f^esetzt ist. Der Erbbauberechtigte hat

während dieser Zeit die volle Ausnutzun/^ des Grundstücks: er kann

auf diesem ein Gebäude errichten, das er verkaufen, vererben und mit

Hypotheken belasten mag. Nach Ablauf des vereinbarten Zeitraumes

erlischt das Erbbaurecht und das errichtete Gebäude fällt, es sei mit

oder ohne Entijchädigung, dem Grundeigentümer zu.

Wir kennen drei verschiedene Formen der städtischen Boden-

leihe; die römische Superficies, unser altes deutsches Erbbaurecht und

die englische Lessa oder Lease. Unser lieutiges Erhbaurecht ver-

einigt in sich Grundzüge aus allen drei vorgenannten Leiheformen.

Die römische Superficies, nach der jaristischen und Volkswirt

scbaftlicben Seite wesentlich verschieden von unserem Erbbaurecht, hat

ihren Ursprung in dem Bestreben, Qrundsttloke, die an sich uaver&ufierlich

waren und nicht verkauft werden durften, der bestmöglichen Verwendung
sosofUhren; es gesdiah dies, indem das Grandstttck zur weiteren Ans-
nntzung, insbesondere zur Besetzung mit Gebäuden einem „Superficiar"

überlassen wurde, der hierfür dem Ei<rfntünier einen Bodenzins, solarlum,

zu zahlen hatte. Zunächst beschräukte »ich demgeroäii die Superficies

auf Staats* und Gemeindeland, bei dem der Verkauf ansgesohlossen war.

Sp&terhin warde auch privaten GroBgrundbesitaem gestattet, ihre Gmnd-
stficke zn siiperficiarischeni Rechte anszutun. Der Großbesitz wurde
liierbei jedocii nicht aufgeteilt und nicht in Kleinbesitz übergeleitet; es

entstanden große Mietshäuser (insulaej, in denen sich, ganz wie beute,

drei Parteien gegenüberstanden: der Dominos, der Proeorator insoiae

nnd die Mietsleute (inqnilini). >~ Auch die Tkb^mae der Geldwechsler

standen in Rom auf öffentlichem Boden und superficiarischem Recht
(Merkel, Conrads Handwörterbuch, Bd. II, S. 164). Über die Unter-

scheidoDg der Superficies von der vectigaiischen Leihe, vgL Koehne,
Das soperfictansebe Beeht.
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Mit der römischen Suiterficies liat unser altes deiitsclies Erhhan-

recht das Bfstreben gemeinsam, den ( iroligriiiidbesitz besser nutzbar

2ü nüu licii. Hei der Superficies herrscht indes das Interesse der Groß-

grun II ( i[/.er vor; bei dem alten Erbbaurecht rückt gleich zu Anfang

das Interesse dos Bodeouutzers ia den A'ordcrgruud.

Die Eilt wie klunir nrsprpr deiitsclK-n Städte verursachte im 12. Jahr-

hniidert eine ra.scho Hewe^un^^ dts Grc.ßgnin'^besitzos. Der mittelalter-

liche Gruudeigeutumer — nach einer AiiHuhauuiig, die wir vielfach

treffen, wo ein befestigter Stand on Orandbesttsem besteht — be*

abaicbtigt zunächst nicht, seinen Besitz endgQltig zu veräußern; er wOl
ihti Ti'ir in Verkehr brin^'en: aber das Oberetj^entutn will er behalten.

Auderertieits verlangte der kräftig aufstrebende Btirgerstand seit dem
Anfang des 13. Jahrhunderts die Auartlstung mit Hausbesitz. Beide

Interessen, der Vorbehalt der Gmndbesitaer nnd der Anspruch auf Haus-
besitz, begegneten sich in der städtischen Orundetücksleihe, dem oben

S. 43 beschrifbenen Rpchtsverhältnisse,. Ann unser altos Erbbanrecht

darstellt. Der ursprüngliche Grundeigentümer wurde hierbei seit dem
18. Jahrhundert b€«dirftnkt auf sdnen Zins, der teils durch die Wert*
Steigerang des städtischen Bodens, teils vor allem durch die fortwähren-

den Miinzvßrsi blechterimgen seine Bedeutung vollständig verlor, lu der

Reformationszeit wurden die Zinse vielfach für ablösbar erklärt; mit-

uutei' erhielten sie sich bis zu unserer Zeit; eine größere Bedeutung
kam ihnen jedoch nicht mehr au. Ans der .Leihe hatte sich ein un-

besehrlnktes Bigennun entwickelt.

Anders war die Ausgestaltung der Bodenleihe in England. Die

Grondlage dea LoiheverhSltnisses war zwar in England die gleiche wie

in Deutschland; aber die Grundbesitzer hielten dort fest an der zeitp

liehen Begrenzung der Leihe. Die Verleihung des Bodens, im mittel-

alterlicben Latein lessa, heute lease genaont, wird nur auf eine zwar

langgestreckte, aber doch stets begrenzte Zahl von Jahren gewShrt

Meist nnd es 99 Jahre, ein Zeitraum, der ausreicht, um die wdt«

gehendste Aufwendung fOr die Bodenkultur zu ermöglichen.

Im übrigen wird die Bodenleihe in England nicht allein auf den
nnbebanten Boden angewandt, sondern ebenso auf den bebanten Boden.
Ist z. B. die Frist von 99 Jahren verstrichen und 'las errichtete Ge-
bäude dorn Grundeigentümer verfallen, so wird das Grundstück, ein-

schließlich des Gebäudes, wiederum im Wege der Bodenleihe (lease)

weiter erlu6ert Nach Ablanf der heutigen Erbbanfrieten wird sieb

dieses Verhältnis wohl auch in Deutschland herausbilden.

Vergleichen wir die drei Leiheformeu, so hat unter ihnen die

Superficies die gerinijste soziale Bedoutuni:. Eine Aufteilung des Groß-

grundbesitzes ist in Korn durch die «Superficies nicht bewirkt worden.

Die dentsche Omndstflcksleihe dagegen ist sunSchst den Interessen

beider Teile gerecht geworden, hat dann aber dm Onindeigentnm In

dio Hand der uraprünglifh nur Beliehenen, d. h. des neuen Bürger-

standes, Ubergeleitet. Die englische Lessa endlich hat sich als ein

Digitized by Google



BodenleÜie und Wiedaricaaff. 429

Mittel erwiesen, einen befestigten Stand von Grundbesitzern zu schaffen

und eine ati^^reichende Varvrendang des Bodens fUr st&dtische Baasvecke
zu ermöglichen.

Die geadiiohtliobe EntwicMing leigt, walehe Bedeutung and
Lebenskraft der Gmndstttcksleihe, im Oegensats snm GrandstttcksTerkanf,

innewohnt. Wiederholt und ^anz spontan tritt die Bodenleihe auf und
setzt sich im Ornndstücltsverkelir durch. Wir finden die Bndenleihe in

dem alternden kaiserlichen Rom, in den kraftig aufstrebenden mittel-

idterliehen Städten, in dem kapitalistiach entwickelten England. Die
Berechtigung der Leihelorm als solcher erscheint demnach ' erwiesen.

Neuerdings gewinnt die Bodenleihe in Gestalt des Erbbaurechts

in Deatsehland eine grdfiere Bedeutung als ein Mittel zur Besserung

der WohnverhSltnisse.

Die Bodenleihe' war in Deutschland auch wahrend der neueren

Zeit niemals vollständig' ausgestorben; das Recbts\ erh&ltnifl bestand in

verschiedenen Fornipn als Snpfrficios, Erhloihe, Kellerrerht fort; die

Neuanwendung war jedoch selten und bej^chrÄnkte sich auf einzelne Fillle,

wie die Bauten im Berliner Tiergarten, das KroUsche Theater, der Zoolo-

gische Garten, die Kaiser-Friedrich-Geidachtniskirche. Bei der Autnalune
des Instituts in das BOB. wurde nicht vorausgesetsti daß es sidi sa
größerer i^raktischer Bedeutunf^ entwickeln werde.

Als iMittel der Bodenpolitik und der Wohnungsreform wurde die

Bodenleihe in der neueren Zeit schon im Jahre 1871 von den Hirsch-

Dnnckerechen Gewerkvereinen empfohlen; eine Anregung durch englische

Verhältnisse ist hier wohl vorauszusetzen (Wied fei dt, S. 160). Im
Jahre 1872 beantragte OberbUrp;ermeist*»r Hohrecht in der Berliner

Stadtverordnetenversammlung dieVererbpachtung eines größeren städtischen

Geländes su Bausweekeo; der Antrsg wurde abgewiesen; vgl. die Mit-

teilungen von Magistratsassessor Dr. Loewenstein, Berliner Tageblatt,

23. April 1914. Im Jahre 1899 wurde dnroh die Bodonreformer die

allgemeine Aufmerksamkeit auf das Erhbamecht tmd seine Aufnahme in

das BGB. hingelenkt. Die Anregung zur praktischen Verwendung des Erb-

baurechts ist wohl, wie Erman S. 21 hervorhebt^ auf Job. von Miquel,
damaUs Oborbürgermeister von Frankfurt a. M., zurUckzufUhren ; auch Mi-

qnols NachfoIf^DP im Bürgermeisteramt, Adickes, liat frilhzeitig auf die

praktische Bedeutung des Erbbanierhts hiu;;e\vie.sen. Iiu Jahre 1900
wurde seitens der Trankfurter Stadtverwaltung der erste neuzeitliche

deutsche Shrbbanrechtsvertrag geschlossen; die Anwendung des Erbbau-

rechts gewann seitdem rasch an Ausdehnung. • Als ErbbaurochtHgeber

kommen heute die versrhiedenstcn Stellen in Betracht: Reich, Staat,

Gemeinde, (>ffenf lichf KiirjiprHcliafti'u und vereinzelt private Vereine.

Unter den neuerdings abgeschlossenen Erbbaurechtsvertragen seien u. a.

genannt: Frankfurt a. M., Leipzig, Essen, Buhrarti Mannheim, Apolda,

Uhtt, Stolp, Flensburg (Gemeinde), Posen (ProvinzialVerwaltung), Geis-

Hnppn fBanverein' , Dahlem bei Berlin. Bremen -Gröpelinjc^en (Staat),

Dresden, Brunsbüttel (Reich). Die Stadt Schwerin will städtisches Ge-

lände gegen einen mäßigen Zins in Erbbau vergeben und sich an zu

begrQndendea Bangesellschaften mit mehr als der Hftlfte des Stamm-
kftpitals beteiligen. Die fttr Bebauung und Beleihnng su gew&brenden
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Vergünstigungen werden jedem Bauluati^en, Unterneiimern und Einzel-

personen einger&amt; Roh de, Ztschr. f. WohnungHwes. 1917, S. 206.

Die Datier der Bestellnnf^ des JEirblwarechts betrigt im aUgemeiiieii

60—80 Jftbre, in Mnsalnen bis 99 ^ahre. Für den Boden ist ein Erb-

bauzins zu zahlen, 'der seitens des Grundfigontümors 'Verleihers) be-

rechnet wird; a) nach dem Marktwert des Bodeiiti; oder b) nach den

aufgewendeten Rosten fttr den Env^erb and die AofatohlieBung des Ge>
Iftodee; oder e) nach einer angenommenen SchAtanng des Bodenwerts.

Der jäkrlicho Zins schwankt demnach in den einzelnen Fällen zwischen

15. 30, 50 bis zu 220 Pfennigen für 1 qm Bodenflftche. Für das Erb-

baugel&ude in Dahlem wurde der Zins auf 2'*/q des Bodeuwertes, f(ir

das atldttscbe Gelinde in Essen anf 8^/« des von der Stadt seinerseit'

gesablten Erwerbspreisee angesetzt; ein Satz von 8—4% des Boden-
wertes dürfte die Rep;o1 bilden. Tlinsiclitlich der Gebäude wird zumeist

bestimmt, dali sie nach Ablauf des Krbbaurocbts ge^'CTi eine Rntsf^hadi-

gung an den Verleiher zurückfuilen, wobei entweder oiu zu ornutteinder

Taxwert oder eine anteilige Vergütung fflr den Qebindewert zugrunde

gelegt wird. Vgl. Kuciynski, S. 72 f. um 1 lie in der 2. Aufl. des
Handbuchs, S, 494 pej^ebenen Beispiele von ErbbauvertrRgen.

Die in den deutschen Erhbanvertrftgen regelnii\Big getroffene Be-

stimmung, daß dem Erbbauer bei dem Erlüschen des Erbbaurechts eine

Vei^tnng fOr die Bavlicbkeiten gewtbrt wird, ist von weaentlidier

Bedeutung; »ie darf als das beste Mittel gelten, um die gnte Instand»

baltung der (lebäude r.n sirhern und der Verwahrlosnng vorznbpni5*>n.

Hypothekarische Darleben auf Erbbau »ind von Reich, Staat und
Gemeinde gew&hrt worden; in großem Umfang namentlich von der Stadt

Frankfurt a. Bf. (7,8 Mill. U.). Zu den größeren Erbbansiedelnngen

sftblt die Anlage Solatsch-Posen.
Für die Bestellung von Erbbanrechten anf Privatboden sind zu

nennen: Obstbaukolonie Eden-Oranienburg, Erbbauverein Geislingen und
in größerem Umfang die FtfrstÜch Stolberg-Wemigerodeedie Kammer-
verwaltung, die den größten Teil des Bodens in dem Luftkurorte Schierke
bcHitzt und ihn nur im Wege des firbbaurechts allgibt; s. Carl Koebne,
Erbbaurecht, S. 26.

Die Reichs-VO. vorn 15. Jan. 1919 beseitigt eine Reihe von

Schwierigkeiten, die der erweiterten Anwendung des Erbbaurechts in

Deutschland seither entgegenstanden.

DnH Krbbnurecht kann hiernacli nicht durch auflösende Bedingungen
beschränkt werden. Für die grundbuchlichen Eintragungen ist ein be-

sonderes Grundbuofablatt ansulegen (Erbbaugraudbuch). Eine Erbbau-
reehtshjpothek gilt als mUndeleicher, wenn sie eine Tilgungsbypothek
ist und die Hälfte des Wortes des Erbbaurechts (d. h. die Summe aus

der Hälfte des Bauwertes und des kapitalisierten Mietereinertrags) nicht

übersteigt. Abweichende Bestimmungen über Kangstellung und Mündel-
sieherbeit des Erbbaureobts sind anlftssig.

*

Die Gewährung von HypothekarkredU anf geliehenen Boden ist

— dies zeigt das Beispiel Engbinds — volkswirtschaftlich in jeder

Weise zulässig und einwandfrei. Es Hegt eine durchaus solide Kredit-

gewährung vor, wenn ein Gebäude beliehen wird, bei dem ~ das ist
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das WeseDtlicbe in diesem Fall — eine zwangsweise Tilgung stati-

finrlet in der Weisp, daß nach 40— 60 Jahren dio Heimle getilgt igt.

Em derartiger Kredit, der in scharfem Gegensatz zu unserer heutigen

Bodeuverschuiduug ytubt, »clieiut deu Forderungeu einer voräichtigeo

Wirtflcbaft in ontsprech«n. Der Kredit wird fttr den Zweck der Boden-
kultar gegeben und vor den Verbr^ndi des geschaffenen Objekts sarttiA*

gezahlt. — Ein© UntersTichnng von Kurt Delitzach behandelt nament-
lich die fttr die hypothekarische. Beteibung zu beachtenden Gesichts-

punkte der Haftung des Bauwerks für die Erbbaurecbtsbypothek und
die in der Znkanft praktiseh wichtige Frage, wie das Rechtsverbsltnis

bei der Bestellung des Erbbaurechts an einem bereits bebauten
Gmnd>Jtfi'-k 711 l ent teilen ist. Erbbanrecht und "Rfi'nvnrk, 1912, S. 24f.

Alä eine wesentliche Aufgabe für die erweiterte .E^iuführung des

£rbbaurechts bleibt noch die Regelang der Einrichtungen and Organi-

sationen für den Realkredit. ürlorderÜoh w&re hierfür di« Schaffung

von Realkreditinstituten, die der Gewährung von tilgbaren Darlehen an-

gepaßt sind und keine Verbindung mit dem spekulativen Bodonf.'esrbsft

und den mit diesem verknüpften Zwiscbengewinnen haben. Die deutsche

Plandbrtslanstatt in Posen hat die banknAflige Beleihnng von Erbban-
rechten in großem CJmfang aufgenommen; s. oben S. 412. Fttr. die Aus-
breitung des Erbbatirechts w&re es ferner von Vorteil, wenn die kapi-

talisierten Bodenzinse an den Markt gebracht würden; sie bilden in

England eine erstklassige und gesuchte Anlage. Der von dem Erbbauer

oder dem Bodenantaer sa sahlende Zins*wird zn einem bestimmten Zins-

fuB kapitalisiert; hat z. B. eine Baustelle 200 M. jährlich Bodenzins

zu entrichten, m würde dies, aln erste Sichorlieit zu 4% kapitalisiert,

einen TCapitalwert von 5000 M. ergeben; eine sichere Kapitalsaniage,

die gewit^ auch bei uns gute Abnehmer finden würde; s. meine Städtische

Bodenparaellierung in England, Berlin 1908» 8. 84f. n. 41 f.

Literatur.

Martin Wnlff, Der Rau .nif fremdem Boden. Jena 1900.

Eupen J Tiger, Dir? Wolmungsfrage. Herlin 1902.

Schriften der Zenlnilstelle für Arbeiterwoblfaiimeinnciitungen. Gutachten von

AndrA, Flitter, Fb. Stein and YeriiandlmigriMrielit vom ft. Hai I90K.

Max Koska, Der en*te E.B.-Vertrag d. preuß. Staates, Ztschr. f. Wgiw. 1903, S. 17.

II. V. Wagner, Dio Tiltigkeit der Stadt Ulm in der Wohnungsfürsorge. Ulm 1903.

Krptzschmar, Das E.B.K. Zentralbl. f. freiw. Gerichtsbarkeit 190^, S. 433.

Ad. Damaticbke, Aufgaben der Gemeindepolitik, 4. Aufb Jena 1904.

0. MeiSgeier, Wohnengrfrage und EAhanrecht Leipzig J905.

II. Wittmaack, Das Erbbaurecht München I90ft.

Wiedfei dt, Städtische Bodenpolitik. Ztschr. f. Wgsw. 1906^ Bd. V, 8. 129f.

D i e t z H c b , Die Praxis des Erbbaurechta. Berlin 1907.

Heinr. Erman, Erbbauredit und Kleinwohnangsban. Mflnster 1907.

GarlKShne, Onindatse das E.B.R.«. Sttdlebaid. Yertr, Bd. I, H. 2. Berlin 1906.

Jahfh. der Bodearefonn idQS mit lu-iträgen von Rnd. Sohm, Heinr. Erinan,
H V. Wagner, ? o h l m n im - H o h e n a «p e.

S t ü b b e n , Die Erbbaurechtshypothek. Jahrb. d. europ. Bodenkredits. Leipzig 1909.

Carl Kefane« Das snperfidsriiidie Reditrimtitttt. Bachli- «ad staatnrisBeDtolialt-

liehe Stadisn. Berlin 1900.

Digitizeü by Google



FQaftar Teil

Meerwarth, Wobnungsfursorge in deutschen Städten. Berlin 1910.

Kurt Dftlitiaoh. Erbbvaredit und Bittweik. Huiiili«iiii 1912.

J. Stftbben, Di« Kl«iii]unttn«d«lui|g Solatwsh. 2S«iitrbl. d. Banv«nr. 1915^ 8. 586.

R. Kueiyntki, D«s Wolinangtwnen und di« Oemoindon in Prmiteii. Berlin 19I6L

2. Das Wiederkaufsrecht.

§ 96. Der Vorbehalt des Wien^rknifs wird angewandt, wenn der

Veräußerer des Bodens (eine (ienieinde, ölfentiiche Körpersduift. Han-

genossenschaft u. a. m.) dem Erwerber das volle Eigeuluni überfi;is[eii,

jedoch jeden Mißbrauch, sei es in der Verwendung des Grumistucks

oder zu Spekiilationszwocken dadiircli aussehließen will, daß in solchen

Fällen von dem Recht des Wiederkaufs Gebrauch gemacht wird. Die

Stadtgemeinde Ulm hat bei ihrer ausgedehnten Tätigkeit im Wohnungs-

wesen auf die Anwendung des Erbbaarechts verzichtet und statt dessen

den Klufem der von der Stadt erricbteten Wi^hftuser das volle Eigen»

tumsrecht gewährt, das durch ein Wiederkaufsrecht zugunsten der Stadt-

gemeinde bescbr&nkt ist Die Stadtgemeinde ging' hierbei von der £r-

wigung aus, daß die wobnungspolitischen Zwecke des Erbbaurechts

sich auch beim Wiederkaufsrecht erzielen lassen; während andererseitB

der soziale Vorteil hinzutritt, daß der Käufer das Eigentumsrecht an

Boden und Gebäude et wirl)t ein Umstand, der hier von Bedeutung

ist, da es sich um Einfamilienhäuser, nicht um Genossenschaftshäuser

handelt. Die VerkaufsvertrSge bestimmen demnach, daß der Stadt-

gemeinde an den von ihr veräußerten Häusern das Wiederkaufsrecht

vorbehalten hlei!)t. das sie innerhalb 100 Jahren in bestimmten Fällen

auszuüben befugt ist. Die wichtigsten Fälle sind: a) Weiterveräußerung

des Grundstücks seitens des Käufers (Verhütuni? von Speknlafion);

b) Aufnahme von Hypothekenschulden ohne Gen limigung der Stadt-

verwaltung; c) Vernachlässigung und Verwahrloung des Grundstücks.

Beim Wiederkauf wird der Erwcrl)S])reis zugrunde gelegt unter

Zuschlag der von dem Eigentttmer angebracliten Hesserungen und unter

Abrechnung der eingetretenen Wertmmdei uiig. Das Wiederkaufsrecht

hat sich bisher in der Praxis bewährt In Preußen haben neuerdings

Baugenosseusohalten, die Häuser zum Erwerh durch die Genossen bauen,

das Wiederkaufsrecht zur Anwendung gebracht Femer sind in einer

Anzahl von Städten (Essen, Stettin, Frankfurt a. M. n. a.) Orandstttcks-

flbertragungen unter Wiederkaufsrecht erfolgt

Vgl. den Abdruck eines Kaufvertrages, Haudbuch, 2. Aufl., S. 500.

Literatur die gleiche wie § 95 und £. Daunen berge r, Das Ulnar
Wiederkanfarecht, Dies. Qreifswald 1918.

Digitized by Google



Bod0iil»Mt«n«nuig. 433

Dritter Abschnitt.

Bodenbesteuerung.

1. Die Steiierfornu'H.

§ 97. Die Besteuerung des Bodens k'dun angesetzt werden 1. für

den Besitz des Bodens, 2. für den Fall der Veräußerung oder des Ver-

kaufs, 3. für den Fall der Erzielung von Wertsteigerungen, entsprechend

den drei Hauptformen der Besitzsteuer, der Besitzwecbselsteuer und

der VVertzuwachssteuer.

1. Die Besitzsteuer (Die eiirfinfliehe Grundsteuer) wird erhoben

teils vom Nutzuogswert, teils vom sogenannten gemeinen Wert; vgl.

die Begriffitomgren/uiig ob«ii 8. 897. Di« Veranlagung nach dem ge-

meinen Wert ist heute in den Stedten die zumeist übliche. Die S&tze^

bewogen sich in den mittleren und größeren Städten Preußens allgemein

zwischen 2—2,3%o (Wiesbaden, Cöln 1915) und b-b,lO^'., fKiel,

Flensburg, Danzig); die Mitte mit 3—SjöVoo halten Elberfeld, Barmen,

M.-QIadbacbf Daiaburg, Berlin, Aachen, Magdeburg, frankfart a« H.
beeteoert die bebauten Grundstücke nach dem Nutzungswert, die un*

bebauten nach dem g^emeinen Wort, nin die Bodeiispektdatioti besonders

zu treffen. Eine Retlio von (iroli-Berl iiier Geinoinden erhobt bei der

Grundsteuer von den unbebauten Grundätückeu den doppelten Salz der

bebftttten Onmdetflcke.

8. Die Beeitawechselsteuer — Umaatzsteuer vom Eigentums-

übergantj durch entgeltliches Reclitsi^eschftft — besteht in Deutsfliland

zunächst als staatliche Ab>:abe in den einzelnen Bundesstaaten; sie be-

trägt in Preußen, Oldenburg Braunschweig und den thüringischen

Staaten 1%, in Hesaeo (bei Betr&gen von Uber 60000 M.) 2%, in

Bayern und den Hanaeattdten 8%, in Baden 2,5%, in Elsaß-Lothringen

5%. Mit der Steuer sind in eir!'/f'lr;eii ^taa^en, wie in Sachsen, bei an

sich niedrigen Steuer.satzen erhebliche Genchtsgebühren verknüpft. In

verschiedenen Bundesataaten tritt an der staatlichen die gemeindliehe

Abgabe, teila in Form von Znaehlftgeo, teils ala aelbatindige Umsats-

Steuer, so in Preußen, Bajenif Sachsen, Württemberg, Baden, Meoklen-

bur-^-Strelitz, Sachsen-Meiningen, Anhalt, R» uli j. L. Die kommunale

Umsatzsteuer schwankt von 7i% (MUnchenj bis 2% (Elberfeld); nur

vereinxelt kommen bSliere Sfttae vor (Saehaen). Die Btftdtiaehe ümaata-

Steuer wird in Prenfien Öfter mit 1% von bebauten .und 2% von nn>

bebauten Grundstücken erhoben. In Erfurt ist bei unbebauten Grund-
stücken zur ümsatzsteuer von 1% ein Zuschlag von 1% desjenigen

Betrages zu zahlen, um den der Erwerbspreis den Wert des Grund-

stfleks als landwirtachaftlich nutabarea Land flberateigt. Ala Beicha-

atempel ist bei der Übertragung von Grundeigentum des Qmnd-
atttckswertes zu entriditen.

Die Höhö der Abgaben wird von den Grundsrikksbeteiligten öfter

gerügt. Es ist indes nicht allgemein zutreffend, daß hohe Abgaben
dem Orundstflckshandel abtrftglida sind. In Oatenreieh beateht eine

flbennftSige fiestenemng dea Qrundbeeitaes; gleichwohl ist hier noter

eiiertladt, Handlmdi d« WalnnuiCiwCMiM. 4. Aafl. 28
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dem System der Mietskaserne und der getriebeneo Bodenpreise die

Spekulation «ol das etirkat« entwickelt In Belgien iat die Boden-
bestonernng glaicblalls eine bedentende nnd die Umaatsabgabe allein

betr&gt 8—10%; aber hier liut »ich diese hohe Besteuerung unter dem
System des Kloinhauscs und bei allgemein niedrigen Bodpnpreisen für

Wohnungswesen und spekulative Baut&tigkeit nicht nur nicht als schäd-

lieh, sondern nach allgemein verbndteter Aneiobt sogar als forderlich
erwiesen. Für die Wirkung der Bodenbeetenerting sind somit, wie wir
tiocli weiter aeken werden, die Einrichtongen der Bodenpolitik ent-

scheidend. —
Von Hintersiehungeii der Steuer wird im deutschen Grundstücks-

geeehift baafig gemeldet und es scheint, daS hier immer nene Wege
versucht werden. Auf die Umgebungen im BansteUenhandel — durch

» sogenannto Anstel! ungsbricfo und Übortrngnnfr an einen spateren Ki^ufer

— wurde S. 137 hingowieHon. — Eine zweite Form bot die Grdndnng
einer 6. m. l>. H., dereu Anteile daun zu einem Vielfachen des Nenn-
Wertes weiter verftnfiert werden. Für ein bestimmtes Grundstfick im
Werte von beispielsweise 400000 M. wird eine G. m. b. H. mit nur
20000 M. Ka| ifainnteilen gegründet; diese Anteile werden dann snm
Preise von 400 UUU M. bzw. höher verkauft. Vgl. hierzu Zeitsohr.

Flatus vom 27. Juni 1908, S. 513, 4. Juli 1908, S. 543; Zeitschr.

„Die Bank*, beransg. von Lansbnrgh, Jnntheft 1908 ; Zeitsdir. „Boden

-

referm**, 19. Jahi^,, 5. Okt. 1908, S. 598. — Die neueren Steuer-

Ordnungen und Stempelgesetze haben diesen TTnifrobun^^en durch be-

sondere Bestimmungen vorgebeugt, so die Berliner Steuerordnung vom
4. Hirs 1910. 8. hieran die Auafuhrungen von Dr. Frans Hoeniger,
Deutsche Lnmobilienaeitung vom 17. Hirs 1910, der auf eine neue Art
der Um;:^ehung hinweist; es ist dies die Festanhandgabe an eine als

Makler auftretende Person. Auch die Einscbiebuiig eines Kaufers kann
für diese Zwecke genutzt werden. Im einzelnen scheint eine Steuer-

Umgehung auch in der Weise versucht cu werden, daß der Verkftoler

zugunsten des Kftufers eine Hypothek eintragen läßt, die den tatsich»

Heben Verkaufspreis übersteigt: z. B. bei dem Vei 1 i i f-preis von

200000 M. wird ninf» Hypothek eingetragen, die mit 250000 M. aus-

lauft. Der Verkäufer verzichtet nunmehr auf das Eigentum an dem
Grundstfick und der „E&ufer" erwirbt das Grundstfick in der 8nb>
hastation, indem er die voraufgehende Hypothek ausbietet. — Über
die Bestellung des Nießbrauchs zum Zweck der Steuemmpehung s.

Berliner Tageblatt, 24. Juli 1914 (Neue Tricks bei der Häuser-

verwertung). — Von dem Versuch, durch Begründung zweier üesell-

sehaften ffir das au veiiluflernde Grundstfick — einer nGrondatflcke-

gesellschaft" m. b. H. und einer „Finantierungsgesellschaft" m. b. H. —
die Steuer zu ump^ehen und die hierauf bezü(;liche Kecbtsprecbung des

Oberverwaltungsgerichts berichtet G. Roli de. Die Bauwolt, 5. April 1917.

3. Wertzuwachssteuer. Begrifflich unterscheidet man die direkte

und die indirekte Wertzuwachssteuer. Bei der direkten Abgabe wird

in bestimmten Zwischenräumen {beispielBweise von 10 zu 10 Jahren)

der erfolf^te Wertzuwachs festgestellt und — ohne Rücksicht auf die

etwaipe Realisierung durch Verkauf — besteuert. Eine derartige Form
der Besteuerung wiirde in der Praxis zu greifen Härten führen; die
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allgeioeia $1» Wertzuwacbssteuer bezeichnete Abgabe ist die indirekt«,

die bei Besitzweehse! durch Vergleichnng des erzielten Grundstücks-

preises mit dem Preise der voranffrelienden Übertragung, oder mit dem
Werte des Grundstücks in einem als Ausgangspunkt der Steuer an-

genommrara Jähre, ermittelt wird.

Die Wertzownclissteuer wurde i. J. 1910 als Reicheabgabe
eingeführt und i. J. 1918 außer Kraft gesetzt; Aber die von mir bereits

i. J. 1910 vorgebrachten Bedenken vgl. Handbuch, 2. Aufl., S. 326.

Als Landessteuer und vornehmlich als Gemeindesteuer beeteht

dagegen die Abgabe allgemein weiter, nnr der Reicbsanteil ist anfter

Hebung gesetst. In Preafien wurde die Zuwachssteuer bereite i. J.

1904 von der Stadt Frnnkfarf tK. M. ein'i;eführt in Verbindun«? mit der

Besitzwechselabgabe (dem sogenaunten „ Wäbrschaftsgeld"), ferner i. J.

1905 in Cöln und Geleenkircbeo. In den folgenden Jahren wurde die

Binfflhroog in erwMtertem Umfong vorgenommen ; der Ertrag ist in ein-

zelnen Gemeinden ein bedeutender, wenn auch mit der Konjunktur scli wan-
kend. Die Steuersätze «?ind, pemäß dem Beiehsgesetz von 1010, ge-

staffelt; der geringere Zuwachs wird prozentual niedriger besteuert als

der größere; der korifrietige BeaitswediMl höher ale der langfristige.

Naeh dem Fortfall der Reiehsabgabe hat eine Reihe von Staaten den

Reicbsanteil (50% des Ertrages) der Staatskasse zugeführt, wie Elsaß-

Lotbringen und einige thürintiif^lie Staaten; in anderen Staaten wurde

die Wertzuwachssteuer den Gemeinden Uberlassen, so in Anhalt, Braun-

Bchweig, Mecklenborg. In Württemberg iet nach dem Oesets von 1916
die Zowacheetener in den großen und mittleren Stftdten allgemein, in

den übrigen auf Anordnung des Ministeriums einzuführen; der eliemalifje

Reicbsanteil fällt an die Staatskasse; Georg von Schanz, Finanz*

Archiv 1916, Bd. XXXll, S. 488 f.

In dem dentedien Siedelnngsgebiet yon Kiantadioa war die Wert-
aawachesteuer bereits i. J. 1898 eingeführt worden mit einem Steuer-

sätze von 33^% de« Wertznwaohges. — Wenn von Hnerecke, Wort-

zuwachastener, S. ]r> auf eine ungünstip^e Beurteilung der Steiierwirkung

durch das Mannheimer ürundbuchamt hingewiesen wird, so ist zu be-

merken, daft die uteammenfaeBenden Aneftthmogen lauten; „Wenn die

mehr als umständlichen Veranlagun;^8arbeiten vereinfacht, Erleichterungen

für die Zu\vach><steneramter und die St.euerpflichti^'en tiurchgeführt werden,

so wird man annelimen dürfen, daß die Zurückhaltung auch hier all-

mählich schwinden wird"; Rechtsrat Reitinger, Bericht des Grundbuch-

amtee Mannheim lUr 1911.

Unter den Formen der Bodenhesteuerung ist noch die i. J. 1909
in Gera beschlossene Balkon- und Erkerabgabe zu erwähnen, die von

dem Quadratmeter Ausladung bei Baikonen 5 M. und bei Erkern 10 M.

für jedes Stockwerk erhebt. — Die Gebühren, Abgaben nnd Belastungen

dee Orandbeettsee werden fttr die eineelnen Stftdte dargestellt in dem^
Statist Jahrb. dentsehier St&dte, heransg. on Neefe, Breslan, jährlich.

Ober die Wirkungen der Umsatzabgabe unter der gegenwärtigen

rückläufigen Konjunktur wird in Hausbesitzerkreisen vielfach Klage ge-

führt. Namentlich wird der Umstand beschwerlich empfunden, dafl die

Abgaben bei Zwangsversteigerungen erhoben werden; vgl. hieran W.
Loewenfeld, Schriften d. Zentralverbandes d. Hans- nnd Grnndbe«.-

«8»

Digitized by Google



436 Fflnftar TeiL

Ver. Deutschlands 1015, H. 6; Ders., Berliner Tagebl. v. 11. Jan.

1916 und „Die Zukuuft" v. 21. April 1917. Doch wird dem eut-

gegeogehalteo, daß die Abgabeu gewittäeruiaSen als ein Schutzzoll gegen

die ZwftDfsvMrsteigerungeii wirken: „Wie die Dioge liegen, bieten die

Steuern doin Hausbesitx einen gewissen Schatz. Fallen die bisherigen

Besitzwet-hselsToiiem und sogar dio Gerirhtskostpn fort, wie es der

Schutzverband beantragt, dann dürfte die Zahl der Zwanj!;sversteige-

rungen noch viel stärker anwachsen, als es ohnedies der Fall ist";

Berl. Tagebl. v. 81. Des. 1915; ebenso Bwliner Lokmlenseiger y. 30.

Jen. 1916.

Kranäßigungen der Grundsteuer um ein Viertel oder die Hälfte

werden zugunsten des KleinwohuUngswesens von einer Keihe von Städten

gew&hrt. Der Erlefi der Umaetistener für gemeinntttitige Bauvereini-

gungen oder fttr den Bau von Kleinwohnungen wird von verschtodenen

St&dten, im einzelnen auch die Skitriohtnng der Wertzuwachsab^^abe, zu-

p^estanden; Knczynski, Wohnungswesen, 8. 5S n. 336. In Bayern
gestattet das Uaussteuergesetz vom 4. Nov. 1910, ergänzt durch V.O.

V. 6. Okt. 1918, eine sechsjährige Stetierfreiheit fflr Kleinwohnungs-

banten, die der minderbemittelten Bevölkerung und der Ansiedelung land-

wirt.'Jchaftlicdier Arbeiter dienen und fiir Mitte]lif\nsor, bis zu sechs Woh-
nungen. Für Wohuungsbauten, die von einer Gemeinde oder einer

rechtsfähigen gemeinnützigen Vereinigung errichtet sind, werden 12 Frei-

jahre gewfthrt; Scheid't, Bangenossensehalten, S. 149 n. Zeitschr. f.

Wgsw. in Bayern Okt. 1918, 8. 164.

2. Ziele der Bodeubesteuerung.

§ 9R. Die Bostcucning des Dodens kann sich ein dreifaches Ziel

setzen: 1. Sie kann den Hoden als ein günstiges Objekt zur Erlangung

von Einnahmen, also als Steuen|iielle behandeln; 2. sie kann diireh die

Art der Steuerauflage eine, sei es wirtsebaftlieli, sei es sozial erwünschte

Verteilung öffentlicher Lasten anstreben; sie kann den Zweck ver-

folgen, eben (Uireh die steuerliche Helastung des Hodens Mißstände in

der BüdeneufNvickhuig zu treffen und zu beseitigen. Alle diei Zweck-

setzungen sind in der Praxis in steucrtecbnisdien Maßnahmen, teils

vereinzelt, teils gemeinsam verbanden, zn finden.

DieBodenbesteuerung gehört zweifellos zu den bedeutsamen Mitteln

der Bodenpolitik. Gemäfi den hier vertretenen Anschauungen muS
indes bemerkt werden, daß die Besteuerung nicht, wie es von mancher

Seite geschieht, als ein isoliertes und grundlegendes Mittel znr Refor>

miernng unserer Bodenentwicklung angesehen werden sollte. Daß im

Wege der Bodenbesteuerung große Summen beschafft werden kOnnen,

mag sdiwerlich besser und eindringlicher bewiesen werden als durch

unsere Angaben über die Preisbildung der Bodenwerte und den Keai*

kredit Wo Gewinne nach Millionen und Milliarden gemacht werden,

ist mit Sicherheit auch noch mehr zu holen. Trotzdem wflrde es sich

kaum empfebleo, auf der Grundlage der bestehenden Verhältnisse
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neue Steuem aufzabauen, die den Gewinn aas der spekulativen Wert-.

BteigeruDg des Bodens zum Gegenstand nehmen. Die Bodenspekulation

wfirde jeden Pfennig an neuer Belastung, durch ZuschlSge vermeliil,

vermittelst Bauunternehmer und Hausbesitzer auf die Bevölkerung fort-

wSlzen; die Mißstände im Wohnungswesen würden steh dabei Itaum

vermindern. Eine Reformierung der Institutionen unserer Bodenpolitik

muß vielmehr voraufgehen. Dann erst kann man es unternehmen,

die Bodenbesteuerung mit finanziell und sozial zutraj^licher Wirkung

fortzubilden. — NiHit richtig ist es dagpgen, die licntlL'fn "Mißstände

ijcstehon zu lassen und sie znin (ie^^eiistiuul der BestcueinnL: /ii machen.

. Je mehr die Wertentwickluug des iJodens für Steuerzwecke in An-

spruch genommen wird, um so größer wird die Verpflichtung des

Staates, zuvor die Schädigungen und Unzuträglichkeiteu in der Preis-

bildung zu beseitigen.

Unter den gegenwärtigeu Zeilverhältnissen gestalten sich die Pro-

bleme der Bodenbesteuerung besonders schwierig. Das bestehende

System unserer stildtischen Bodenentwicklung ist in allen seinen Teilen

an! die Vorbedingung der Aufw&rtsbewegung d^ Bodenwerte ge-

gründet nnd es ist fflr die Interessenten selber nur ertriglich unter

der Voraussetzung einer aufsteigenden Wertbewegung. Dem gewerbs-

mJiBigen Hansbesitz fehlte seither vollständig an der wirtschaftlichen

Kraft, einem Nachlassen geschweige denn einem Rflckgang der Kon»

jonktur standzuhalten; sidierlich sind es auch hier nicht die Gegner

des Hausbesitzerstandes, die dnen sdchen Zustand zu ändern wfinschen.

Ilinsicliflich der BodcnheF^teuerung li^en die Verhältnisse so, daß fflr

die Ermittelung des Ilandelswcrtes eines Vielwohnungshauses die Steuern

restlos in die Berechnung einbezogen werden; sie bilden einen Be*

standteil der Grundstücksausgaben, ganz wie die Hypothekenzinsen und

sonstigen Unkosten, die durch den Grundstflcksertrag gedeckt, d Ii.

auf die Mieter fortgewälzt werden müssen. Der Boden als solcher ist

unter diesem Sy^t'^m srhleclifliin der Besteuerung entr/oi/fn. Die Grund-

uud Gübäudesteiier ist liier keine KeaUteuer mehr, sondern eine Bersonal-

steuer, deren Verteilung obendrein dem Hausbesitzer überlassen bleibt

und die Mieter in dem sozialpolitisch ungünstigsten Verhältnis trifft,

nämlich prozentual zu der Miele.

Vgl. die Berefhnnngen „Städtische Bodenfragen", S. 130 f., aus

deoea sich ergibt, daß unter dem Mietskaseroensystem von der Be-

stenemog des ChrondbesilseB nicht einmal als von einer Fiktion die

Bede sein kann.

Wenn die Ertragsberechnung des Grundstocks nicht mehr stimmt,

— sei es, daB die Hypotbekenzinsen oder die Abgaben und die Steuer-

sfttze sich erhöht haben, während' die entsprechende Steigerung der
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-WohiiuTi^smieten noch nicht durcliL'eftihi t ist — so tritt die sogenannte

Notlage lies Hausbesitzes ein. Für diese Verhältnisse ist indes die

Höhe der Bcstencrung an sicli keineswegs verantwortlich zu machen.

Es wurde zuvor darauf hiagewieacii, daß in den Ländern mit Flachbau

und Klcinhaussystem, wie Belgien und England, Boden und Boden-

gescliäft steuerlich auf das stärkste belastet sind, wobei jedoch der

Grundbesitz sich in gefcstigici und sicheier Lage befindet. Nicht aus

der Steuer, sondern aus dem Städtebausystem folgen die mit dem

Konjunkturwecbsel eintretenden Wirknogen. Das Vielwohnangshaus tet

ein Obertragungshebel, der die dem GnindstQek auferleglen Belastungen

auf die Mieter abwUzt Es ist riditig, dafi diese bequeme Handhabe

auch seitens der Gemeinden in ihrer Steuerpolitik gern genutzt worden
*

ist Die Heraufsebenng der Hausbesitzerbesteuerung ist efai emftdies

Mittel der städtischen Einkonimenserzielung; das mdes bei Oberspannung

auch auf die ADgemeinheit ungfinstig wirken mufi.

Der Stand uud die Wirkungen der Bodenbesteuerung erscheinen

unter den bestehenden Verhältnissen wenig befriedigend. Ah in Preußen

durch die Steuerreform des Jahres 1898 das Gebiet der Gruudbesitz-

beateueruug den Oemeicden Uberlassen wurde, gelangte die Berliner

Mietaateaer, der man eine erweisliche Vertanenmg der Mieten nadi-'

gesagt hattei zur Aufhebnng. Ein Rückgang der Mieten ist allerdingB

nicht eingetreten; dagegen war die alte Mietsisfener im Vergleich zu

den heutigen Formen der Steuerverteilung immer noch als ein sozial-

politisch durchdachtes System zu bezeichnen. Die Steuersätze waren

wenigstens abgestuft, indem die Wohnungen bis an 800 M. — damak
ein viel bedeutenderer Teil dee Bestandes — 3%, die MitteUvohnungen

6%, die GroßwolmnrL'en B'/g**/,, eril i i( liteter Bei dem in doii nächsten

Jahren zu erwartenden Steigen daa gemeindlichen bteuerbedarfs wird

die FortbildoQg der Grandbesitibesteuerung in einer sozial und finani-

teebnitch snreiohenden Weise so einer bedeateamen Aufgabe. Wegen
der Grundsteuer auf landwirtschaftlich gentttatem Boden Tgl. den VoT'

schlag von Prof. Aereboe, unten § III-

Der £atwurf eines Grandwechseisteuergesetzes von 1919 zieht die

ersohiedenen Abgaben (Beidi, Bundesstaaten und Oemeinden) sn einer

einheitlichen Abgabe zusammen, an der die gegenwärtigen Stenerempftngsr
vorhältnismäßig beteiligt werden aollen. Die beim EigentumsUbergang

zu erhebende Grundwechselateuer soll 4 v. H. des {rrinpiüQu Wertes be-

tragen; die Steuer soll ferner in Höhe von 2^/^ orhobeu werden, wenn

bei gebundenen inländischen Orundstttcken (Fideikommissen und ähn-

lichen Rechtseinrichtungen) oder bei Gnindsttteken, die im Eigentum

von Aktiei>t:P<;o'lscliafton und anderen Prr'^onenvereinignngen, Anstalten

oder Stiftungen stehen, 20 Jahre seit dem letzten steuerpflichtigen Be-

sitKwechsei oder dem letztmaligen Eintritt der Steuerpllicht verflossen

sind. Bei priTatgeschlftliehen (nicht gemeinnataigen) Paraelliernngsat

„die nnf völlige oder teilweise Zerschlagung der wirtsehaltliohen Ein-

heit eines Gnindstüoks gerichtet sind**, ist eine firhOhung der Abgebe
auf 6% vorgesehen.
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BMcbteoswert sind dte FornMUi 4tr Bodenbeitoadlrong in Bolgieo.

Neben einer Beihe von gememdliefaen Oebttbren und Abgaben wifd in

einzelnen Rtadten wie in Antwerpen eine Steuer von Neubanten und

Umbauten (Taxe sur les constructions et reconstructiona) erhoben, die

nach zehq Klassen abgestuft ist. Der volle Qrundbetrag ist auf hoch-

wertigem Inuengeltnde zu entnohten; er ennftSigt sich um ein Zehntel

für jede folgende KlftMe und sinkt somit in der letzten Klasse auf den

niedrii^en Satz von einem Zehntel der Grundgebülir. Ober die Wirkung
der Steuer vgl. Eberstadt, Kleinwohnungen in Brüssel und Ant-

werpen, Ö. 118. In Brüssel-Laeken wird die jährlich zu entrichtende

BUrgenteigabgAbe bei bebauten Qrnndatttd^en aof die H&lfte ermäßigt,

am die Bebannng sn fördern und die Spekalation in banreileni GelAnde
sn erecbveren; e. n. O. 8. 61.
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Sechster Teil.

Siedelongszerteilung, Verkehr. Ansiedelang. Länd-

liches Wohnungswesen.

Erster Abschnitt.

Die Verkehrsmittel.

A. Die Arten der Verkehrsmittel und die VerkebrsanJagen.

§*99. Die während der ersten Hälfte des H). Jahrhunderts ein-

setzende Schaffung neuzeitlicher Verkehrsmittel hat zunächst die Be-

völkerung nach den Städten gezogen und der Anhäufung und Zusammen-

ballmig in den Industriezentren gedient. Erst in der zweiten Hälfte

des 19. Jalirliundcrts beginnt die Auslnldunf» rein st5dtisclier Verkehrs-

linien, die eine wesentliche Voianssetzung der P'ortfühnin': der Stadt-

ci V, eijoninL' und der städtischen Aubbreitung bilden. Die jüngste Knt-

wicklung endlich hat das Verkehrswesen zu einem Hauptinittol ge-

staltet nni die Siedelungszerteilung — mit welchem AusdriicK wir

wohl das Wort „Dezentralisation" wiedergeben können — zu fördern.

Vom Standpunkt des Sicdelnngswesens haben wir die städtischen Ver-

kehrsmittel iu der Hauptsache zu betrachten.

Ausbau und Organisation der Verkehrsmittel bilden einen der

bedentsamsten Teile unseres Gebiets und werden oft als die Grundlage

jeder Wohnungsbessemng bezeichnet Man wird in der Tat allgemein

die Regel aufistellen dflrfen: Keine Bodenpolitik ohne Verkehrs-

poHtik. Aber die Erfahrung zeigt, daß die Verkehrsmittel allein einen

gflnstigen Einfluß «St das Wohnungswesen nicht aussufiben vermögen.

Wir mfissen vielmehr den Satz auch umkehren und zur Ergänzung

sagen: Keine Verkehrspolitik ohne Bodenpolitik. Die einseitig

aufgestellte Forderung des Ausbaues des Verkehrs ist fflr das Wohnungs-

wesen unzureichend. Es ist uns wenig geholfen, wenn die Anlage von

Verkehrsmitteln nichts weiter bewirkt, als daß die innenstädtiscbMl

Wohaungszustände nach den Aufienbezirken und Vororten flbertragen
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werden. Wo das geschieht, wt eben — mögen die Verkehraanlagen

noch 80 gat sein die Bodenpolitik eine feUerhaffte.

Die Einriehtangen fOr das stfidtiscbe Verkehrswesen gliedern sich

nach verschiedenen Gesichtspunkten. Zunächst scheidet man die

stSdUschen öffentlichen Verkehrsmittel nach ihrer Anlage in zwangs-

Iftufige, die (wie Strafienbahn, Stadtbahn) an einen Schienenweg ge-

bunden sind, und in freiläufige, die (wie Omnibus« Kraflwagen, Droschke)

sich unabhängig von Schieneogsleisea bewegen. Die zurangsläufigen

Verkehrsmittel zer&llen weiter in Strafienbahnen oder genauer Straßen-

flAchenbahnen , die regeltnäßig die Oberfläche einer Straße benutzen,

und in Stadtbahnen, die unabhängig von der Straßenoberfläche, sei es

oberhalb oder unterhalb derselben, geführt werden (Hochbahnen bzw.

Untergrundbahnen). Die neuere Technik hat hier weitere Scheidungen

bewirkt, zunächst innerliall) der Untergrundbahnen; man unterscheidet

Unterpflasterbahnen, die in geringer Tiefe unmittelbar unter dem Straßen-

pflaster angelegt werden, und Tiefbahnen, die in einer großen Tiefe

von 2i) Meiern und darunter gebohrt werden (Londoner Röh renbahnen,

einzelne Teile der Pariser und der New Yorker Stadtbahn). Endlich

werden neuerdings auch die Straßenbahnen auf Teilstrecken unterliall)

der Straßenoberfläclie geführt, durch Straßentunnels, als sogenannte

Unterstraßenbahnen (Subways).

Hinsichtlich des Verkebrsgebiets ist zu unterscheiden einer-

seits der Stadtverkehr, der das eigentliche, politisch oder städtebaulich

abgegrenzte Gebiet einer städtisdien Siedelung bedient; andererseits

der die erweiterten Beziehungen umfassende Verkehr, den wir als wUm-
kreisverkehr^ bezeichnen können (Vororts* und Nachbarortsverkehr),

und der Fernverkehr.

öffentliche Verkehrsmittel für gemeinsame Personenbeförderung —

•

OaiQibas — wurden in den europäischen Großstädten schon in den ersten

Jabrzehnteii des 19. Jahrhunderts «ingeftthrt (1810 Paris, 1829 London).

Mit der Anlage swaogsläufiger SkraBenbahnen — Trambahnen, sonftchst

mit Pferdebetrieb — ist Amerika vorangegangeu (1832 New York—Harlem-
linie). In Berlin wurde die ernte Straßenbahn, Linie Berlin— Oharlotten-
biirg, 186Ö erbaut. In London wurde ein von dem Amerikaner Francis

Train im Jahre 1861 gelegtes Trambahngeleia als anpraktisoh bald

wieder entfemt. Seit dem Ende der 90er Jahre erfolgte allgemein die

Umwandlnn/j des Pferdebetriebes der Straßeubaiinen in elektrischen Be-

trieb, und eine weitere Ausdehnung des iniswiscbcn schon zu großer Be-
deutung angewachsenen Verkehrsmittels war die Folge. -

Die Ausbildung der von der Strafte unabhängigen Verkehrslinien

ist Boeret in England, und zwar in London unternommen worden.

Strafienbahnen waren im Innenbezirk von London, als dem Verkehr
binderlich, bis in die neuere Zeit nicht zugelassen; der Nahverkehr der •

Eisenbahnen, obwohl stark ausgebildet und bis in die Mitte der City
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vorgeschoben, konnte den Bedürfnissen nicht genügen, so daß der Plan

einer Untergrundbahn 18B1 18G3 verwirkliclit wurde. Die erste

Hochbahn wurde in New York i. J. 1878 dem Verkehr übergeben.

Die Berliner Hochbalm wurde i. J. 1902, die Wiener Stadtbahn

1898—1899 eröffnet. In Klberleld-Barmen wurde 1901 als eigenartige

Form des städtischen Verkehrsmittels eine Schwele Ii nhn angelegt (von

E. Langen), die sich ^ut bewährt Dir» Bahn benutzt für den größten

Teil der StreckoufUhrung das J;luüljett der Wupper, iu dem die eiäernen

Stfitsen des hocbliegenden Bahnkörpers eingebaut sind. Oleisloee Straßen-

bahnen (die den elektrischen Strom von einer Drabtleitong abnehmen,

im übn'fzpn aber sich frei auf dem StraßenpflaBter fortbewegen) «ind in

einzelnen Städten eingeführt worden, so in Ludwigsburg, wo indes das

wirtschaftliche Ergebnis ein ungünstiges war.

Wo eine Untergniodbahn nicht unter das (i^entliche StraBenland

gelahrt werden kann, sondern private Grundstücke unterfahren muß,

werden die Kosten der Anlage M^nrk erhfiht. In London ist man d©8-

haib zu dem System der Tief bahnen übergegangen, die in einer groöen

Tiele von oa. 70 FnB angelegt werden. Die Bodenbeoehnffenheit

fester Untergrund — ist in Ijondon der Anlage von tiefen Tunneln

gOnstig. Die Fahrgäste werden durch Äiifzüge hinab- und Ii inaufbefördert.

Anoh in Paris sind Teile der Stadtbahn (Kreuaungsstrecken) als Tief-

bahnen angelegt.

Der ümkreisverkehr, fttr da« Siedelungswesen von wesentlicber

Bedeutung, obliegt in der flaupteache den Eisenbahnen und den Klein*

bahnen. Die Eisenbahnen verminein auf ihren Lokallinien den Verkehr

mit den städtischen Außenbezirken und Vororten. Bei einer richtigen

Fabrpreispoliiik können inde» (wie in Belgien) die £i»enbahueu die

MSglichkeit gewihren, daß die bemfstKtigen Personen ihie« st&adi^
Wohnnts auf dem Lande unverändert beibehalten und selbst aus grOBone
£tntlernnngen zur Arbeit nach dem Beschllftigungsort fnliren

Die iu der Nähe von Großstädten und in Industricbe^irken an-

gelegten Kleinbahnen dienen gleichfalls dem Zweck, die in der Um*
gebung enaiasigen o4er wohnhaften Arbeiter nach der Stadt oder nadi

einem Industriebesirk zu befördern. Die neuere grofistädtische Entwick-

lung hat zn dem Bau von Stadtebahnon geftihrt, die zwischen Groß-

städten eine häufige Fahrgelegenheit mit kontinuierlicher Zugfolge bieten

und dem swiaehenetftdtisdien Verkehr dienen. In Nordamwika habes

eich die Städtebahnen au engeren Verbindungen von Groflstädten ent-

wickelt in dem Gebiet von Chicago, Philadelphia u. a. (Wittig, Welt-

städte, S. 55). In England haben Bahnen im Umkreis der (troßstttdre,

wie Liverpool und Manchester, den Betrieb und die Zugfolge von Städte-

bahnen. Li Deutschland ist der Bau von Stftdtebahnen begonnen mit

der Linie Cöln—Bonn. Vorarbeiten sind unternommen für die Linie

Cöln—Düsseldorf. In Holland ist als zwischenstadtischo Balm die elek-

trische iSchnellbalm Rnttordam— Haag- Sclieveningen zu nennen.

In der Beförderungsweisc kommt für einzelne Großstädte (wie Ham-
burg und einzelne rheinische Städte, im Auslande London, New York usw.)

dem Wasserverkehr auch fttr die Wohnbevölkerung eine gewisse

Bedeutung zu, während im allgemeinen für den Personenverkehr nur dis

an Land betriebenen Verkehrsmittel in Betracht an sieben sind.
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Die AuBgestaltoDg der städtischen Verkehrsmittel ist wlhrend des,

jüngsten Absehnittes des StAdtebanes stflckwelse erfolgt» and keine Stsdt

hat hierbei ein von Anfang an feststehendes Programm dnrdkgefQhrt

Eine planmftfii^ Einheithchkeit des städtischen Verkehrswesens ist unter

diesen Voraussetzungen bisher nur in bescbrftnktem Umfang erreichbar

gewesen; dagegen sind durch Verschmelzung verschiedener Gesellschaften,

durch Vereinharungen und öffentliche Organisationen große Fortschritte

im Betrieb erzielt worden; während zugleich die Formen der geniein-

wirtschaftiicben Unternehmungen gegenttber den privaten an Aufideimuug

gewinnen.

Die Anlage städtischer Verkehrs^^inrichtungen war in den 60er
und 70 er Jahren des letzten Jahrhunderts allgemeia ^aciie dea Privat-

kftpitftls. HiusiolitUoh der städtischen Straflenbahnen tritt in den 90 er

Jahren ein ümaohwnng ein nnd die gemeindliche UntemehmaDg seigt

namentlich in Deutachland, Holland, Skandinavien, England größere

Verbreitung. Vielfach befinden sich noch heute der Stadtverkehr und

der Umkreis- und Fernverkehr in der Hand verschiedener Untemeh-
anngen, wenn anoh im einielnen (wie in liondon) eine Vereinbeitlichaog

des Betriebs und der Fahrtaaaveise ditrchgefdhrt worden ist. In weit^

gehender Weise wurden in Boston das Tarifwesen und der Betrieb durch

das städtische Verkehrsamt geregelt. Der Zusammenschluli der Nah-

verkehrsmittel einer GroÜätudt — Hochbahn, Strafieubabu und FhiÜ-

«(Aiffahrt — au einem gemischtwirtschaftlichen Betrieb unter Beteiligung

der l^aatsTerwaltung wurde in Hambuig 1918 dnrchgeltthrt; Ztrbl. d.

Banverw., 9. Mn.rz 1918, 8. 104.

In dffr Entwicklung des stadtischen Verkehrs beginnt ein neuer

AbacbDitc mit der elektriächeu Betriebskrait, die eine Reibe bedeutsamer

Venrollkonnnnnngeu fflr das stldtische Verkehrswesen brachte (Fortfall

der BauchentwicAltuigt schnelleres Anfahren und Anhalten; Möglichkeit,

größere Steigungen und engere Kurven zn nehmen; s. Wittig, Welt-

städte, S. 6; Kemmauu, Loudouer Verkehr, S. 89). — Eine weitere

Umbildung vollzieht sich neuerdings in dem Verkehrswesen der Stftdte

Englands und Amerikas» indem der Qmndsats des «rapid transit" weiter

durchgeftthrt wird. Der Verkehr von den Außenbezirken nach dem
Stadtinnern soll all<temein (auf zahlreichen Eiiizelnt recken ist dies

schon jetzt erreicht) als Schnellverkehr organisiert worden, indem die

drtHohen Verkehrslinien, gana abgesehen von dem gesondert geführten

Betrieb der Femlinien, viei^eleisig ansgebant werden. Auf dem einen

örtlichen Qeleisepaare verkehren die Ztige, die jede einzelne Stadtbahn-

station bedienen; auf dem zweiten Paar laufen die örtlichen Schnellzüge,

die den Schnellverkehr von der Stadtmitte nach den Außenbezirken be-

sorgen. Die neue Stftdtlaogsbabn von New Yorit ist bereits nach diesem

System angelegt La London sind die Vorortslinien der Eisenbahnen
langst viergeleisig ausgebaut. Vorortächnellzügo, für das Wohnungs-
wesen von höchster Bedeutung, laufen auf allen Vororislm u n bis zu

den Endbahnhöfen in der Stadtmitte. Die Meinung der maügebenden
technischen und administrativen Kreise geht gegenw&rtig di^Un, daB
Schaellverkelirslinien von der Stadtmitte LimdooB auch nach solcheo
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ßezirkeu gebaut werden sollen, die bis jetzt keine oder nur eine sp&r-

liohe stldtiseb« Beaiedeliiiig anfonweiBen haben, und daB fflr den Betrieb

solcher Linien nötigenfalls eine zeitweilige Beihilfe aus öffentlichen

Geldern frewahrt wer ipn snllp (Royal Comroission Report^ Bd. I, Ö. 14

and 78). — Wegen des V&rkehrsbereiciia s. unten.

SUdtbahnen ond Stadtschnellbahnen sind zur Antftthrnng gelangt

in Berlin, Hamburg, Klberfeld-Bannen, Wien, London, Liverpool, Paria,

New York (Kapitalbeteiligung der Stadt), Boston (weitgehende Ver-

einheitlielmng des Betriebes und der Fahrpreise), Chicago, Philadelphia,

Buenoa-Ayres i die Gonehmigunj,' ist erteilt f(ir Madrid.

Das Bedürfnis nach Verkehrserleicliteruugen ist in (ien engriiuniig

gebauten Großstädten kein geringeres als in den weiträumigen. Man

dürfte vielleicht theoretischerweise vermuten, ikiL die Zusainmenpferchung

der Menschen eine Wegeersparnis bedeute. In \Yirklicbkeit ist tUes

intlea keineswegs der Fall. Wohnstätte und Arbeitsstätte fallen heute

für die Mehrzahl der Bevölkerung vollständig auseinander, in BerUo

ganz ebeoflo wie in London oder Chicaga Die Bewohner der HietSr

kaaemen in nnseren Großstädten sind gezwungen, fflr Erwerb nnd Em-
hsit Wege zurückzulegeo, ganz ebenso wie die Bewohner Ton Garn-

dentown oder Hampstead.

Vergleichniffern fttr Qrofiatadte mit eraehiedener Bebannngsdichte
gibt der Bericht der Königlichen Kommission für das Londoner Ver-

iMhuaweaan Tom Jahre 1905 (a. a. 0. S. 6):

Beför Jerungsziff ern der örtHchen Verkehrsmittel
(Stadtbahnen, Strafienbahnen, Omnibusse) auf das Jahr und auf den

Kopf der Bevölkerung berechnet.

New Yoric Berlin Paris
^^^^^ gi^ltteSÄ? Hauptbahnen)

800 270 200 170—200

Die Zahlen können auf Vollständigkeit keinen Anspruch machen;

sie zeigen aber, daß das VerkebrsbedUrfnis in Herlio, der intensivst ge-

bauten unter diesen Großstädten, mindestens ebenso groß ist wie das

der extensiv gebauten Groflattdte. Aach in der BefSrderangsaeit steht

die intensiv gebaute Stadt sicherlidl nicht besser da wie die extensiv

gebaute. Die Zeit, die ein Berliner gebraucht, um an seine Arbeits-

atatte zu gelangen, durfte durchschnittlich auf mindestens 45 Minuten, '

im einaslnen oeoh Tiel liidier, in veranschlagen s^n (Olemsna Heiß,
Wohnnngsrelonn, S. III; Bberatadt, Spekulation im nenaeitliohen

Städtebau, S. 116 f.).

Über die Rlt^re Berliner Auffassung vom Verkehrswesen vgl. meine

„Berliner Komuunalreform" (1892, St&dt. Bodenfragen, S. 34 f.). Die
damaligen Ansehauungen auf dem Gebiete des Verkehrswesens sind cum
Qltlck ans der Stadtverwaltung verschwunden, und man mug sich kaum
erinnern, welche Meinungen tw jVner Zeit die Herrschaft besaßen. Die
Hindemisse, die die heutige V erkebrspolitik in Berlin findet, gehen in

ihrer Grundlage auf die damalige Zeit zurück, und mau kaua uur

wttnscheQi daß me vollstindig beseitigt werden.
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FAr die dgootHelien SttdtlinieD In Londan, Paris und Berlin seien

folgende Ziffern fflr 1910/12 wiedergegeben:

T»b«U« 90.

Lange km
Anxabl
Halte»
•teilen

Millionen H.

Fahiveldeinnahnie
anf 1 Penon
1910—1912

Stadtbahnen

Central

('iiv und SouUi ....
(Jr N iih und City . .

Hakt'rloo

i'icoftdilly Brempt . . .

North London ....
Watdrl. Citjr ....

10,0

11,K

6,6
0,7

12.8

14,7

44,2

39,7

17.0

2.0

15
6

11

in

22

29
38
18

78,52

41,68

j

32:;,3S

280,05

78,44

*)

11,2:-}

13,6
12,5

j

14,0

14,0')

14,8»)

13,3*)

fiast London
Versehiedeno Linien . .

ir.6,0

6,5

Sl.4

171

e 11530

Kaliverkctintlinion der
H:ui|)tliahnQA innerhalb
Qrofi-LondMi ....

256,9

803,2

229

3Sti

1533»78^)

Puris
618

Nord'Sfld
77,ü 140,0

104,6

11,2

IJ e r 1 i n

SlAÜi- und Ringbiilin

llocbbahn
Nord-Südbahn (im Hau)
AJlg. Eleklrizitäts-Gc». (dgl.)

r)7,7

37,r>

10.:>

170.P)

»1,2

7^
I3i2

Die Auf London bezüglichen Angaben aus London Connty Gonncil Statistics

Bd. XXn, S. 420 f.; die Abrigen nun Teil nach Komnann, FUrprriie der Stadt-

MsfaneUbahnen.

1) Seit 1907 Ton der Sadweitlialiii «rwoiben.

8> FBr die ID. Pawe^ die don Hnvptleil dee VeikehrB naftat, die ftbrifui

Stedtbabncn hAben nur eine Klaase.

3) Aufgewend(>t(>s Kapital (A.-K. ond Schuldvenchreibungen) der Londoner

Stadtbahnen für 1910.

4) Eigentnnnlinien der Hoeh> oad Untergrundbahn 27,4 Itm; Kealen dee

HnhukOrpera 10)],7 Mil!., Kraftwerk und Betriebsmittel 31,3 Mill., Anlngekosten jo

Babn-km 5,02 Mill. AnBcblußlinien (SchOneberg, WilnterBdnrf, Dahlem) 10,1 km;

Anlngckosten je Halin-km 3,23 Mill, ausschHeßlich Kraftwerk und Betriebsmittel,

die in den Zahlen des Eigentumanelxes enthalten sind (freundliche Mitteiloi^ der

Hoch- nnd Unteffmndhehn-OoielhMiiafft).
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Bei einem Vergleich der Zahlen ist die Verschiedenheit der st&dte-

baalichen VorauBsetzungpri und der Linienftllirung der Bahnen in Be-

tracht zu ziehen. In Loodou wird, trotz der von keiner anderen Stadt

«mlditeii fikitwicklang der eigentliclieii Stadtbftbnen, der stAdtiadi«

VwlcAhr doch in umfassendster Weise durch die Stadt- und Vorortelinieo

der großen Hauptbahnen besorgt; die Zahl aller Haltes<tel]eu der Lnjn-

donor Stadtbahnen betragt 22!), wfthrend die von den Hauptbahnen im

Oro&-Londoner Stadtverkehr bethebeueu Haltestellen die weit höhere

Ziffor von 889 erreicken. Die in die Innenstadt eingeftthrteii tand in

der City mttndenden Eieenbahnen (Liverpoolstreet, Fenchurolietreet, Cut*
nonstreet ubw.) sind zum Teil als regelrechte Stndrlmhnen anEnsehen,

die auf ihren meist viergeleisig ausgebauten Strecken dem Verkehr der

von ihnen dqrchschnittenen dicht bevölkerten Stedtbeiirke dienen. Die
Biaenbekngesellackeften sind es fem«', von denen in der Hanptsacke
der mächtige Vorortsverkehr von Greater London geleistet wird.

Paris hat er^t seit 1900 sein Stadtbabnnetz ausgebaut; in Berlin

ist der i. J. 1884 eröffneten Stadtbahn i. J. 1902 die Hoch- und Unter-

gmndb&hn hinzugetreten, wfthrend die Uniemebninngen der städtischen

Nord-Sadbekn nnd der AUg. Elektrintfttagseellsohaft sich im Ben be*

finden. Die Fahrpreise der Tab. 29 haben sich in Berlin 1919 um
mehr ala das Doppelte erhöbt. Zu erw&hnen ist noch, daß in den nord-

amerikanischen Grofist&dten die Fahrpreise zumeist allgemein auf 5 Cents
= 21 Pfennige Iflr die Person festgesetzt -werden.

ij 1(X). Wälirend der großstädtische Verkehr rasch fahrende und rasch

fordernde Verkehrsmittel verlangt^ die iiiuil li uigig von der Straße sind,

ist doch das an die Straße gebundene \'erkehrsmittel (Straiienbahn,

Krad wagen, Omnibus) in der Großstadt keineswegs entbehrlich, son-

dern es behält auch bei dem bestgestalteten SdineHverkehr seine be-

soodera BedentoDg. Die seitherige Entwicklaog hat bewiesen, daß die

auf eigenem Bahnkörper gefUhrten SdmelherkebralinieD (Stadtbahnen,

Etaenbahnen usw.) nickt die Wirining haben, den Verkehr Yon der

Strafie wegsozieben, sondern daß nadi wie vor ein BedOifniB für die

in den Straßen verkebrenden Befflrderongsmittel bestehen bleibt Im
einzahlen zeigt es sich sogar, daß die Strafioiverkefarsmittel dnreh den

Ausbau der unabhängig von der Straße angelegten Linien nicht nur
keine Beeintrftchtigung erleiden, sondern u. U. einen Zuwachs des Ver*

kehrs empfangen. B'ehierhäft dagegen ist die Ordnung des Verkehrs-

wesens, die den Straßenbahnen diqjttiigsii Leistungen zuweist^ die der

SchneUverJfiehr zu erfOUen hat

„Auch auf mittlere Eotfemungen wird die Straßenbahn der lUien-
bahn bei mäßigen Fahrpreisen vielfach vorgezooren: auf Entfernungen
von 8— 10 km tritt sie norh '«iepreich gegen die Eisenbahn auf und
sogar auf Strecken von 13— Ib km vermögen durchlaufende Straßenbahn-
linien in breiteren Straßen, in denen siäneller gefahren werden darf,
den Eisenbahnen standznhatten." (Kemmann, Der Londoner Verkehr,
Berlin 1909, S. 83.)
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Auf die Einheit von 1 Million Einwohner zarückgtftthrt, ergebeo
sieh an Straßenbahnstrecken für das Jahr 1905 in

London Paris Berlin
67,5 km 106»0 km 116,6 km

Straßenbahn auf je 1 Million Einwohner. Auch dieser Vergleich indes

seigt nicht die r:c}:ri;::r'n VerhältoiH^e ; denn da er nnr die StreckenlJlnp;^

an sich, nicht aber die Frequenz berUckBichtigt, gibt er kein zutreffendes

Bild von der verschiedenartigen Bedeutung und Benutzung der Straßen»

bahnen in den drei Groflstftdteo. Berlin besitst ntdit nnr der Streoken-

linge nach das größte Straßenbahnnetz, sondern den Straßenbahnlinien

fällt hier, infolge ihrer Lage, der f^rnßte Teil des städtischen Verkehrs

überhaupt va. Die Berliner StraüeubuhuHtrecken ftihren durch die

HanptYttrkehmtrsfieii der Innenstadt und' werden in einer nehesn uo-

nnterbrocbeoen Wagenfolge befahren, während die Straßenbahnen in

London erst in den letzten Jahren in der Innenstadt zugelassen wurden
und auch in Paris nur einen Teil der !ii!ien<?ti\dti8chen Straßen befahren.

In Berlin bildet die Straßenbahn das liauptverkehrsmittel innerhalb
der Groflstadt; in London dagegen besorgte seither die Straflsnbahn den
Verkehr der äußeren Bezirke und dringt erst in nenerer Zeit anf ein-

xelnen Strecken in den inneren Stadtkern ein.

Für die Durchkreuzung von HauptsLraßenzügen, in denen die An-
lage von Straßenbahnen nicht angängig ist, wird neuerdings die unter-

irdische Ftthmng der Bahnlinie - (ünterstrafienbahn) angewandt Das
Londoner Coanty Conncil, das die meisten der Londoner Straßenbahnen
betreibt und sie zu einer großen Bedeutung entwickelt hat , benutzte

die Durchlegung einer neuen Straße, des „Kingsway", um eine Ver-

bindung zwischen dem nördlichen und südlichen Straßenbahnnetz ver-

mittelst eines Strafienbahntunnels heranstellen. Die Btrafienbahn

tritt am Thamca Embankment in einen Tunnel, unterfährt die großen

Verkehrsadern des Strand und High Holborn und steigt jenseits dieser

Straße in einer Rampe znr Straßenoberfläche empor, von wo die Bahn
als Straftendammbahn nach Kingsoross weiterfahrt In gleicher Weise
wurde in Berlin 1917 die Verbindong swisehen dem nördlichen und süd-

lichen Straßenbahnnetz durch Anlegung eines viergeleisigen, die Strafle

Unter den Linden durchquerenden .Straßen halmtnnnels hergestellt. —
Zur Verbindung der beiden Elbufer wurde in Hamburg der Elbtunnel

in Tiefe von 21 m erbaut, bei dem für die Hinab- and HeranfbefUrde'

rang von Personen und Fuhrwerken Aufzüge verwendet werden.

Für den örtlichen Verkehr in Berlin vgl. die folgende Tabelle 30.

Ein Vergleich zwischen den Jahren 1882 und 1913 ergibt, daß die

Steigerung deü Verkehre in einem Umfang erfolgt ist, der Uber das Maß
der BevOlkerangssanahme weit hinansgeht, aneh wenn wir, was selbst-

erstftadlioh erforderlich ist» das Wachstum der Nachbar- und Vorort-

gemeinden für die Steigernn?-- drs Borliner Verkflir« bprürksichtigen.

Die an die Straße gebundenen Verkehrsmittel zeigen die stärkste Ent-

wicklung. Die neueren Verkehrsmittel haben tlbrigens nicht vennöebtf

die alten, wie den Omnibus und selbst nidit den Torwegen, sn ver-

drängen. In dem Droschkeuverkehr ist dagegen mit dem Auftreten der

Kraftdroschke eine Tollat&adige Umwandlung eingetreten.
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Die KriegseDtwickluQg hat in dem grofiAt&dti8cbe& Verkehr
aUgemein grofie Verachiebuiigeii' hervorgebracht, fflr die vcob die «nterai

Reihen der Tabelle 30 ein bemerkenswertes — allordings bezüglich einet

großen Verkelirsmittels, der Stadt- und Ringbahn, unvollständiges —
Material bieten. Im ganzen zeigt wich narh dem allgemeinen Rückgang
des ersten Sriegsjahrea idl4 ein uiu so stärkerea Anwachsen des st&dti-

ftcheii Verkehre. Die privaten Belürderaiigaiiiittel, Enft- und Pferde-

droscbkeDi haben sich nach Zahl und Leistung bedeutend vermindert.

Eine besonders starke Abnahme ergibt sich bei dem Omnibnsverkehr,

der die vor KriegKausbruch innegehabte Stelle eingebdßt hat. Die Straüen-

bahn zeigt nach einer vorübergehenden Abnahme de» Jalirea 1914 eine

»nflwordentlicbe 8tei||;ening des Verkehrs, die indes nochmals von der

Hoch* nnd Untergrundbahn übertroffen wird. Hierbei muti berttckflieh»

tigt werden, daß ein Stillstand oder Rückgang der Bevölkerung ein-

getreten ist; vor allem aber, daß die großen Verkphrsunternehmnngen

notgedrungenerweise infolge der Einberufungen ihren Betrieb wesentlich

einschränken mnfiten. Ss fehlte an Personal für den Pahrdienst» femer
an Arbeitskriften ffir die erforderliehe Instandhaltung des rollenden

Materials.

«labeU« 80.

K

CO

' *

i- ~
%

£

c
tr.

et

'S
u.

Beforderte PerBonan

Bevftlke-

nutg')
OmnibttB

bahn
Stadt- und
ItinglMhn

Hodi« «nd
Untcr-

gruudbalm

ISO:»

1BC6
1S72
1.S82

!80r>

H)02

1906

I'.no

1913
1914
I9ir,

19 ir,

1017

1916

22m
242.'}

:^907

n'J.s

7i:»0

SOS.')

S31.-)

C32:t

3082
i nai
lS7ti

1352

1375

SOI

1970

2218
2-i;'.7

I :>04

17)78

'AS
44.S

358
310
282
313
232
114

04

PO
SS

or>

ni

Ol

G4
()7

102

2( IS

130
1.34

362
726

1' KV
77S 173

OOS 23.1

rit;:i,'_'i<3

533 i 10

1 20 .3

23 2 '')

12 .")li2 .337

12 654 M'5

13 Ü06 56ii

37 4 14 505

TS '570 408
134 966:^14

1-15 003 510
1 1 iy 055 0ö3
151361 055
05 023 0S2
72 152 S04

33 1W 75»;

7 804862

<>iW551

2 517 04.^

05 218 762

104 35(1 5*;5

342 775 474

443 118 016

.549 '120 500
Ü23 113 425
529942 723
5Sr) 51 1 032
G7S S74 025
K}0 1 ISO 4.^,3

976 167 684

0 347 85i

!

05 l»j6 707

77 268 034

138 625 187

1G3 975 774

Ibi 737 968
144823259

)
^>

18 800 000»)

37 806884

56 982 013
73 098855
79 176230
7 1 «iOO 075
02 B32 63y

1 1 1 504 601

11631Ö203

"

657 678

605 632
864 255

1 I062CÖ
1 678 024
1 911 6(i5

3091 89tf

2 071 907

1946(181
1 8:^5094

Fflr die Erklärung der trotzdem eingetretenen jnn:-oßen Verkehrs-
steigerung bei Straßenbahn und Hochbahn ist eine Reiiie von Umständen
heransaiiehen. Einen entsprechenden Zuwachs hat zun&chst der starke

Blickgang des Omnibusvorkehrs gebracht, wenn aneh nicht mit der
dien Ziffer de« hier entstandenen Ansfdls; denn der Pferdoomnibns

1) Berlin und Vororte im Umkreis v6n 15 kin 10*5 1132536, 1900 2 708318,

1910 3707716 Einirohner. — 2) Eröffnung Febniar 19U2. — 3) P« Pferde-.

K = Kraftomnitrai. — 4) Auf der Stadt- und Ringbahn hat in den Jahren 1915 f.

keine Pcr8onor)7M}tlun? Btattgafundaa. — 5) Im Jahre 1919 vurde eine Ansahl Knft«
omnibuBie neu ein({eatelit.

4
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wofde in erheblichem Umfang für die kleinen S^Pfennigstrecken benutsk;

nach deren Fortfall gewöhnte sich die Bevölkerung vielfach, die kdrzeren

Wege zu Fuß zurUcksalegen. Von der Stadt- und Eingbahn ist femer
iniolg« des VerkehrBbeaohrlnkungen ein« gewieee AbwnndenxDg naoh

den anderen Verkehrsmitteln, erfolgt. In der Hauptsache dttrfte indes

die starke Verkehrszuuahme bei Straßen- und Hochbahn durch die Um-
stellnnt:,' de« gewerblichen Lebens (Übergang; xur Kriegs- und

RUstangsiuduBtiie) zu erklaren sein, der die gesteigerte Notwendigkeit

der Fahrten fttr die Besorgung von Lebennnitteln nnd Hanshaltebedtlrl*

nissen hinzutrat. Die gleichen Einwirkungen auf den Betrieb der Ver-

kehrsmittel haben sich im Gefolj^'e der Kriegsereignisse auch in anderen

Großstttdten eingestellt. Die Überlastung der Verkehrsnoittel ist nach

Knegsabbchluß zuuikcbst bestehen geblieben. Aus London wird noch

in Berichten d. J. 1919 fibvr das Versagen nnd die Unsiil&ngliidikeit

der Verkehrsmittel gekl tu l die Ursachen sind dis gleichen wie die

obengenannten, vormehrte Teilnahme der Bevölkerung am Verkehr und
Mangel an geschulten Arbeitakr&ften für die Instandhaltung des Ver-

kehrsmaterials.

Fttr London' ergeben sich folgende Ziffern einielner VerkAhramittel:

Melle 81.

Stadtbahnen, ohne
den Stadtverkehr der

Hauptbahnen

Straßen-

b;ilnu>n
Omnibame

•

BerOlkerang
Fahrten auf

1 Einwohner

1867

1881

1901
1911

40 r>47 308
139 2:« 090
236 506 162

439498786

72 0:?8 9ß2
340 772 414

821819741

41 424 128

58 389 997

269 933 759

346000000

3 60.-) 510
4 700 601

6 581 402

7251368

22,7

56.6

128,7

221,8

Die Zahlen sind indes nur als Teilstffem sn betrachten, da die

Stadtlinien der Hauptbahnen (oben S. 446) felilen. Die Angaben für die

Oinnibuslinien enthalten ferner nur dif Ziffi ti. der großen G-esellschaften.

Beachtenswert ist, daß von 1867 bis lyn lsp Bevr^lkerung sich ver-

doppelt, die Zahl der Fahrten dagegen verzohuiaciit hat, oiu Beweis

{flr die groflen Umwftlsungen in der grofistAdtischen Besiedelnng wie fttr

die Bedeutung des Ausbaus der Verkehrsmittel. —
Der Autoomnibusverkebr gewinnt eine steigent^o Bedeutung, die

in den Ziffern der Tabellen 30 (Friedensjahre) und 31 hervortritt. An
Autoonmibus -Stadtlinien (Autofernlinien s. unten) waren in Berlin

im Jahre 1911 rund 70 km Streekenltnge in Betrieb. Za großer Be*
deutnng hat sich der Autoomnibus im Londoner Stadtverkehr entwickelt:

der Betrieb umfaßte im Jahre 1909 1049. i,n Jahre 1912 2527 Kraft-

omnibusse und eine öireckenlänge von 501 km. Die Zahl der t&glich

beforderten Personen betrug im Jahre 1912 bei der Straßenbahn 2260000,
bei dem Kraftomnibos (Motorcar) dagegen bereits 1860000, so daH dieser

in der Verkehrsleistung nahezu an die Straßenbahn heranreicht, wobei

indes zu bemerken ist, daß dem Kraftomnibns die der StraßenbahTi ver-

schlossenen inneren Hauptverkehrsstraßen, wie Oxfordstreet, PiccadiUy usw.

freigegeben sind. Die Fahrgftste scheinsn flbrigsns dsn Eraftonraibos

gegenaber der elektrischen Straßenbahn sn berorangen; Shrapnsll*
Smith, a. a. O., Beriebt Nr. 106.

EbcrtlaSi, HMdbiith dM WobUHgimcM. 4 Aufl. 29
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B. Technische und wirtschaf tlirhu Gestaltung der städtischen

VerkelirsniitteL

§ 101. Die \ orsorge ffir stadtische Verkehrsmittel, die wir heute

für einen der wichtigsten Bestandteile unseres Siedelungswesens halten,

war dem neuen Simhcbau /.unächst volLständig fieiiid und fand in den

kontinentalen Städten auch bei der weiteren Entwicklung Jahrzehnte

hindurch keine zureichende B^rflcksichtigung. Als in den öOer Jahren

des 19. Jahrhuiiderts das mmiiimeDtale System unseres Stfldtebaues deh

ansbildeto, war von den Bedfirfnlssen des Verkehrs, wie wir wissen,

reeht viel die Bede; aber man verstand darunter im Städtelian des leet-

llndisGhen Europa ledigUcli die Sehaffnng breiter Strafien. Die Eisen-

bahnen waren vorhanden; aber ihre Bedeutung für den etgentlidien

Stidlebau sah man auf dem Festlande in der Hauptsache darin, dafi

sie rar Anlegung eines stattlichen Bahnhofsgebäudes oder ehier der

imponierenden MBahnbofsstraßen" Anlaß gaben. Erst spät wurde hier

das Wesen der neuen Technik für den städtischen Verkehr und die An-

siedelung erkannt. Den folgenden Jahrzehnten blieb außerordentlich viel

nachzuholen; in dem Stadtkeni sowohl, wie in den großen, seit den

60er Jahren emporgewachsenen Stadterweiterungen - die inzwischen

vielfach 7A\r Innenstadt geworden waren fehlte es an jeder Vorkehrung

für die Kuiführung von neuzeitlichen Verkefir'^ünien.

Mit dem raschen Wachstum und der Ausbreitung!; der Städte sind

inzwischen zaiilreiche Aufgaben der VcrkehrsentwickJung neu hinzu-

getreten. Als Hauptgebiete in der Behandlung des Verkeinswesens

der Gegenwart lassen sich unterscheiden; a) der Umkreis und Fern-

verkehr, b) dci- stäiitiäche Schnellverkehr, c) das innenstäd tische Ver-

kehrswesen, d) der Waren- und Gtttmerkehr, e) die neueren Fragen

der Tarifgestaltung.

Unter den vorgenannten Gebieten sind die Einrichtungen fOr den

Umkreis- und Fernverkehr wohl in umfangreichster Weise aus-

gebaut worden. Die Hauptbahnen wurden fttr den stftdtischen Verkehr

dienstbar gemacht; Neben- und Kleinbahnen wurden in großer Zahl

angelegt In einzelnen Grofistfldten, namentlich in Deutschland, Eng-
land, Nordamerika sind die Fernbahnstrecken in das Stadtinnere ein-

geführt, wobei eine vollständige Durchquerung des Stadtkerns durdl

die Femzüge erfolgt. Mit der Verkehrspolitik wurde in einigen Ländern

systematisch eine Siedelungspolitik verbunden. Ein wdterer Ausban

der Einrichtungen ist anzustreben, wobei auf eine raschere Beförderung

durch Eilzüge im Umkreisverkehr Rücksicht zu nehmen ist.

Die Verbindung von Verkehrs- und Siedelun^'spolirik hat die weiteste

Auabiidung in Belgien erfahren; s. oben S. 85 und Mahaim, Abonne-
ments ouvriers; Ebeiötadt, Neue Studien, Bd. I; Deruelbe, Klein-
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wobsttog«!! in BrIteBel und Antwerpflo. Ober den Umkreisverkebr in

Deutschland vgl. Heifi, Wohnongareforai , Petersen, Verkehrsauf-

gaben; Holland: Eberstadt, Slmdrebaii HollanH: P^nL'land: Royal

Oommission on Land Traffic; eioi^elne btädte s. Keiuuiauu, verschiedene

Beiträge in finsyklopädie dea Bisenbahnwesens, 2. Aufl.

Zn der Entwicklung des Antemobiloamibneverkebre »nf Landebafien
bringen Hörburger und Schwabe Angaben, die sich haupta&ohlich

auf UberlandÜnien beziehen; III. Internat. Straßenkongreß, London 1913,
Bericht Nr. IOl! Die Reichspostlinien hatten i. J. 1910 eine .Aus-

dehnung von 222 kui, die indes bis zum Kriegsausbruch eine wesent-

liche Steigening «rfabren hatte. In Bayern beenden sidi i. J. 1911
bei der Postverwaltung im Betrieb 675 km gansjAhrige und 407 km
Sommerlinien; hierzu eine Reihe von privaten UntemehmerTi betriebener

VerbinduTTfipn. In Württemberg bestanden i. J. IIUI »jö km staatliche

und eine Anzahl privater Autoliuien. Baden zählte i. J. 1911 416 km
on privaten Untemetunem eingerichteter Antdinien. — Bezüglich der
unter den Stadtverkehr gerechneten Autolinien s. oben S. 449. —
Die Anlage von besonderen .Autostraßen ist neuerdings tnelirfach

unternommen worden. Solche Straßen konnnen nicht nur für den Luxus-
verkdhr, sondern auch für den der Allgeuieinheit dieneudeu Motoromnibus*

erkehr in Betracht. Vgl. Frey, Zentralbl. d. Banverw. 1916, 8. 605.

Hinsichtlich des städtischen Schnellverkehrs wird anscheinend in

der Praxi.s die Anschauung vertreten, daß besondere sclmellfahrende

Stadtbalinen erst bei einer städtischen Hevölkerung von 1 Million Ein-

wohnern lohnend werden. Die Grenze bedarf heute einer wesentlichen

Herabsetzung. In Liverpool wurden stüdtisclie Schnellbahnen erbaut

als die Bevölkerung erst 750001) Einwohner zählte. Auch tlie Stadt

Hamburg hatte, als der Bau der Hochbahn unternommen wurde, die

Eimrohnarzahl t<hi 800000 niebt «rheblieh ttberaehritt«D. Pflr die An-

legung stftdtiacber SebnellbahnQn mit eigenoni Bahnk5rper ist bereits bei

einer Grofistadtsiedelung von weniger als */« Millionen Einwobneni

das Bedflrfnis und die ErtragBrnOglichkeit gegebto, namentlich, wo die

VerbindoDg auf Nachbarstldte ansgeddmt werden kann. FOr die Ein-

triglichkeit des Uoternehmens sind die Kosten des angewandten Bao-

systems von wesenflidiem Elnflufi, wobei in der Wahl der Baaform

die Aufgabe der Dnrchleitnng durch den SUidtkem in Betracht zn

ziehen ist

Ale Dnrofaechnitte für die Aiilagekosten städtischer Verkehrsmittel

lassen sieh (Plreise vor dem Kriegsansbrndi) etwa angeben:

für 1 km DoppelgleiB

StraBenbahnen mit Oberleitung . . 200—400 OOö M.
., Unterleitung . öOOOOO

Damm- und Eiaschnittbahnen . . 1—1,15 MiU» „
Schwebebahnen . 1,15—1|& n »
Bochbahnen 3 '

ff >»

Umeigmodbahnen 6 m **

2»*
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Der Bau von Untergrundbahnen (die innen städtischen Strecken
tiberschreiten den obigen Durchschnitt bedeutend) ist so kostspielig, daß

niedrige Tarife, wie sie im Interesse der Bevölkerung und des Wobnangs-
Wasens «rwttnscht sind, hier keum oder nnr unter Oewfthrung von Zn-
Bohflssen mOglieh sind. Vgl. hierzu Wittig, Weltstädte, 8. 76: t^lCio

wird also die teuerste Form der Schnellbahn, die Untergrundbahn, mit

wirtschaftlichem Erfolg nur bei dichtestem Verkehr in Anwendung
bringen dürfen, bei mäßigerem Verkehr aber weniger kostspielige Aus-
fttfaruDgen wBhIen mttasen, also Hoohbthnen und Sätwebebahnen mid in

Anfiengebieten Einsohnittbahnen und Dammbahnen." — In Groß-Beriin

ist neuerriin^^s seitens der beteilii^ten Gemeinden die Absicht ans-

gespiorhen worden, lediglich Untergrundbahnen zu bewilligen und keine

Hochbahnen zu gestatten, da die Hochbahnen angeblich einem Stadtteil

den Anstridi der Yomehmheit nehmen. Gegen diese Aoifawanng werden
wesentliche Einwendungen vorgebracht. Die hohen Anlagekosten dsr

Untergrundbahnen verbieten einen billigen Tarif, wie er zur befriedigen-

den Gestaltung des Wohnungswesens erforderlich ist. Als Vorkehrs-

mittel ist die Hochbahn, wo ihre Anlage möglich ist, der Untergrand-

bahn Toraosiehen. Dafl ein Stadtteil dnroh das oberirdisehe BelSrderonge*

mittel benachteiligt werde, ist endlich kaum zutreffend; die Erfahrung

zeigt, daß die Hochbahn auf die Wertentwicklung der von ihr durch-

zogenen Straiion im allgeuieineu günstig einwirkt. Vgl. ge^'en den

„Untergrundbahn-Fanatismus" H. Dietzsch, Kommunale Rundschau, II,

Nr. 16 und 16. Über die IVagen der Finanaiening und der Znsnhflwwe

vgl. nnten, TarilgeBtaltting.

war 01» t»m»
Potsdamer Plof-z.

Witttrvng :Trübt

I—

ter MOS jcat <a» att irof <t»- fte j«r xr .<r «n> «-o» -fvr XT <mc tm

5

s

txe jarm •av cc itn .nr rrr ny tnr «i»!»

Abb. $9.

In dem eigentlichen Stadtverkehr fUefien die beiden Biditungen

des Verkehrs, der innenstidtische nnd der hier ^mflndende Anfien-

verkehr, zusammen. Der Innerhalb des Stadtgebietes sich abspielende

Verkehr findet heute erhebliche Schwierigkeiten, teils durch die In-

anspmchnahme der Straßen, die namentlich im Stadtkern für die An-

forderungen rasch fördernder Verkehrsmittel unsnreichend sind; teils
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aber auch durch die Ungleichmäßigkeit des Verkehrsstroms, der in

bestimmten Tagesstunden zu einer kaum zu bewältigenden Stärke an-

schwillt, zu anderen Stunden dagegen abflaut. Für den Berliner Ver-

kehr zeigen sich die folgenden Kifrven nach den Verkehrs(]iierschnitten

der Abb. 59—62 für die Straüeubahn, Abb. 63/64 für die üocbbalm.
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Abb. 61.

Die Aufnahmen der Straßenbahn, die vier verschiedenen Verkehrs-

punkten entnommen Bind, zeigen durchweg große Unterschiede zwischen

„B«rg und Tftl" — dem Ansteigen and Abfallen des Verkehrs; unter

den einsehien Linien ergeben sich wiederum wetentlidie Versehiedan-

heiten. An dem Mittelpunkt des Potsdamer Platzes (Abb. 59) kreuzen

sich zwei große Strömunjrpn des Verkehrs, so daß nach beiden Rich-

tungen eine starke Verkehrsbewegung stattfindet. Anders bei den

Abb. 60, 61 und 62, wo etets nur eine Biohtung die Ytrkehrsflut

anzuweisen hat, während auf der Oegenseite die Ebbe einsetit. Hervor-

snheben ist, daB die Verkehraatarke fttr Hiofahrt und Büekiabrfc mch

Digitized by Google



464 Sflchitar TaiL

bei den von und nach deu Außenbezirken führenden Linien nicht deckt:

nur bei der Verkebrakreuzung am Potsdamer Plats ist die nach beiden

Biobtnngwi beförderte Personensdil die gleiche; bei Abb. 60 nnd 61,

«iin Teil Doch bei Abb. 62, zeigt sich dagegen in der Bichtnsg naeh

Berlin eine erheblich stärkere Beförderung als in der Gegenrichtung.

Es ist anzunehmen, daß auf dem Wege zur Arbeit frilhmorgens zwecks

Zeitersparnis allgemein ein Verkehrsmittel benutzt wird, w&hreud die

Znrflokliehrenden abends snin Teil den Weg su Faft maehen oder ao^
einen anderen Rückweg (Besnoh von VergnUgungslokalen , Ei holongs-

Btatten) wählen. Erwähnenswert ist ferner ilie Stärke des Mittaga-

verkehrs der Abb. 60 — 62, der ein Zeichen der geteilten (durch Mittags-

pause unterbrochenen j Arbeitszeit ist.
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Abb. 59—68. Terkebraquerschnitte der Berliner Straßenbahn.
Die inneren (ausgezogenen) Linien geben die Zahl der beförderten Fahrgtete

die Aufieren (punktierten) Linien die Zahl der verfügbaren Plätze.

Die seitens der Berliner Hochbahn freundlichst zur Verftlgung ge>

stellte Abb. 63 zeigt den Verkehr de.s stärkst belasteten Streckenteil»

bei der Biilowstraßo, während Abb. 64 einen Teil der Ostlinie darstellt.

Die Verkehrsscbwankungen sind hier ebenfalls außerordentlich groß} der

Ausgleich der Beförderung in Hinfahrt und Rflckfahrt ist indes eis

nahezu vollständiger. Der Mittagspausenverkebr scheint nur auf der

Westlinie, die nach den Bezirken der begüterten Klassen führt, ein be-

deutender zu sein; auf der Ostlinie ist keine entsprechende Gegen*

bewegung im Mittagsverkehr zu verzeichnen. Von Einflufi ist hier viel-

leieht auch des Pehlen von Abonnwnentdmrteii. — Wfthrend des Krisgei

ist der Andrang in den Hanptverkehrsstunden bei allen Veriiehmnittelii

ein wesentlich verstärkter geworden: s. oben.

Dem übermäßigen Anspruch der Großbetriebe der Industrie sacht

man dnroh die sogenuinte Staffelung der Betriehe sn begegnen, die

darin besteht, diJ Arbeitebeginn und ArbeitssoUnfi, sei ea jnnerkslb

eines Großbetriebes, sei es zwischen benachbarten Fabrikanlagen, am

10 Minuten bis V« Stunde gestaffelt werden. In Berlin und in anderes

Städten ist die Einrichtung getroffen worden, daß die einzelnen Ab-
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teilungen in Maasenbetrieben in eioeoi Abst&nd von 10 Minuten die Ar-

beit b^Bn«ii )»w. achliefleo, so da0 eine gewisse Verteilnng in [der

Benutiung der Verkebremittel ersielt ist In meacbeo Betvieben, aement-

^Gl8iS<ir«i8CK Werten

ii

i'SJ

(*S>OJ

Hm»)

tut

lim

t9ii I

K) 11 1? 1 10u n

Abb. 63. Hochbahn Berlin. Stündlir' ' Hüchstbelastunj:; auf dem Strecken-
abschnitt Bfilowstrafie—Gleisdreieck am Mittwoch, den 11. Febr. 1914,

liuh m solchen mittlerer Größe, erweist sich indes die Staffelung aus
praktieehen OrOnden als ondiirolifabrbMr.
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466 fiMbtter Teil.

Von großer Bedeutung für (las städtische Verkehrswesen und die

Ansiedelung' ist die He^'eluiifr der Arbeitszeit, die entweder eine unter-
brochene mit längerer Mittagspause ist, oder eine ungeteilte mit

Iraner oder ohne Mittagspause. Wo die erwMrbetttige BevOlkemog eine

iRngere Unterbrecbong zur Mittagszeit vornimmt, ist in der Großstadt

die Ausit'iielnng in entfernteren Auß'^ii'iovirken schwierig, nicht allein

wegen des grötieren Hin- nnd Rückwegs zur Wohnung, sondern weil

die Mittagspaaee eine Verlängerung der Arbeitsseit in den Abendstnnden
bedingt, so daß die Vorteile dee Wobnena im V<Mrorte «esealKdi ge-

schmälert werden. Bei ungeteilter und demgemäß in der Gesamtdauer
verkürzter Arbeitszeit ist dagf^gen der Anreiz der Ansiedelung in einem

günstigere Wohnbedingungen bietenden Außenbezirk ein erheblich

größerer. Allerdings wird von Seiten der Hygieniker darauf hingewieseii,

daß fttr Erwerbstttige, deren Nerven dnrob die Art der BeecfaSftigniig

1Gl«Kdr«i«cH -Q^n
Ge<r<i.'^'Of ~<r<:y.''e'7 '9f

9?9

(Tejj

r>3 »79
(9W (in> gu

inoi

Abb. 64. Stündliche IKh^hatbelastuiiK auf dem Streckenabschnitt Qleiüdreidck-

HOekembiileke am Mittwoch, den 11. Febr. 1914.

besonders angestrengt werden, die Mittagspause aus gesundheitlichen

Gründen empfehlenswert ist. In einer Reihe von Crroßbetrieben sind

neuerdings Binriolitnngen getroH«i worden, um namentlioh den weib-

lioiben Arbeitskräften nnd älteren Angestellten die Mittagsnibe in einem

innerhalb des Betriebs belegenen Raum tw ermöglichen Vgl. meine
Besprechung von Fratt, Congestion, ächmoUers Jahrb., Ba. XXXVIT,
1918, S. 986; Schmeitzner, Tageseinteilung, Der „Städtebau" 1915,

8. 76; J. Tews, Voesische Ztg. y. 19. Ang. 1918.
Als „Verkehrsbereich" beseiehnet man denjenigen Umkreis aa

beiden Seiten einer VerkehrHÜnie, innerhalb dessen die Benut^nriL' des

Verkehrsmittels dem Fahrgast noch einen Vorteil bietet. Der Verkehrs-

bsreioh ist nm so größer, je rascher die Befördeningsweise des Verkehrs»

mittels ist, da ein etwa Itngerer Weg bis snr n&chsten Haltestelle

durch die schnellere Befördernng ausgeglichen wird. Der Verkehrsbereich

innerhalb dessen eine städtische Straßenbahn noch mit Zeitgewinn be-
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nutzt wei-deo kana, ist an! etwa 600 m bis 1 km beiderseits der Bahn»
linie anzusetzen, ira Stadtinnern entsprechf^nd weniger, im AaßeDbexirk
entsprechend mehr. Der parallele Abstand ^wiächen zwei Straßenbahn-

linien kann demnach, vom Stadtinnera steigend, im Aaßengebiet anl

IV« ^ bemessen werden. Bei Schnellbahnen ist der Verkebrsbereicb
gegenüber der Straßenbahn natiirfiemaß ein mehrfach vergrößerter. —
Für die Rentabilität einer neu anzulegenden Verkehrslinie kommt die

Bestedelungsdichte in Betracht. ^ach den Berechnungen von Paul
IfQller, Wohnungsnot, genügt bereite eine landbaasmAfilge Bebauung
mit Orund»tU(ken von Ve ha fdr jede Familie, um die BetriebekoetMi

einer Strafienbabnlinie an decken, a. tinten.

Der städtiflcbe G fiterverkehr ist fflr das Wohmingswesen in-

sofern tu berttcksicbtigen» als die EisenbahDanlagen nnd Gdierbahii-

höfe an sieb von erheblicher Bedeatang fOr dea Städtebau sind, während

ferner die Siedelungsweise und die VerteiloDg der Gewerbebetriebe

darch die Einrichtungen ffir die GOterbefftrderung wesentlich beeinfloßt

werden.

Die Gttterbewegnng einer Orofi* oder Induatrieatadt verlangt um-'

fangreiche Fl&chen, geeignete Straßenanlagen für die Anfuhr und
Abfuhr und die Leitung des GUterverkelirs, Verbindungen mit den

Großbetrieben — Voraussetzungen, die auf die planmäßige Bearbeitung

nnd auf die Schaffung von Industrievierteln in Verbindung mit den
Oüterbahnhttfen hinweisen. Eingehend wurden die Beziehungen der

Bahnfinlagen und der städtebaulichen Entwicklung in den rreisscbrifton

der \\ et 1 1)6werbe Groß-Berlin 1910 \md Groß Düsseldorf 1912 behandelt;

vgl. iüruer Blum, Städte und Eisenbahnen, „Der Städtebau*' 1911,

6. 121 f.

Eine besondere Einrichtung für die innensiidlisehe Gflterbefttrderang

wurde in Chicago durch die Anlegung einer „GHteruntergrundbahn"

geschaffen, die seit H)n3 ein Netz unterirdischer Hchnialspuriger Gtlter-

babiien von 97 km Gleinläuge bersteilte. Der Tunnel der Güterbahn

versweigt sich durch die hauptsächlichen Geschäftsviertel der Stadt nnd
besitzt Anschlüsse mit den großen Güter- und Personenbahnhöfen, sowie

mit den einzelnen bedeutenden Geschäftsbetrieben. Das finanzielle Er-

gebnis den ünternebmeus ist indes, ein ungünstiges^ Kemmann, £n>
zyklopädie des Eisenbahnwesens, 2. Aufl., S. 177.

Fttr die Bearbeitnng der mitdem Verkehrswesen sasammenhangendeii

Fragen warden in England und Uolland besondere Ausaehflsae eingesetzt;

in den nordamerikani-schen Städten ''New TDik, Chicago n. a.) bestehen

ständige Ämter für die Regelung der städtischen Verkehrsaufgaben

(a. Kern mann, a. a. 0.)* lE'fir GroB>London warde 1907 eine dem
Handelsministerium angegliederte Abteilnng fttr das Londoner Verkehrs*

wesen errichtet.

We^en der Beachtung städtebaulicher Gesichtspunkte in der Ge-

staltung der Bahnanlagen s. oben S. 261. Zu der seither vorherrschenden

Auffassung der Ringftlhrnng in der Stadtplanung and dw Verkehrs-

linien ». hier oben 8. 2S2 nnd hiemach Blum» „Der Stldtebau",

VIII, S. 124.
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S 1*12. Hinsichtlkh der Tarif gestaltung der '^täfitisrhen

öffentlichen Verkehrsmittel stehen sich zwei Anschainini^en gegenüber.

Die erste hetrachtet das Tarifwesen iui wesentliclien vorn privat-

gewerblichen StandiuiükE uiui \ei tiitt die Auffassung, daü die Fahrgelder

allgemein so anzusetzen sind, daU die Betriebskosten gedeckt werden

und für die Unternehmung ein angemessener Ertrag übrig bleibt Die

Forderung beruht grundsStzUch nicht auf gewinnsächtigen Bestrebungen,

sondern die MeinuDg geht dahin, dafi für den notwendig fortsc^ireitenden

Aasbau der stadtisehen Verkehrsmittel Kapital nur dann zn haben sein

idrd, wenn eine zureichende Rente erzielt werden kann. Auch wird

von dieser Seite bestritten, daß ntediige Tarifsätze in vollem Mafie der

BevOlkernng zngnte kommen oder daß sie auch nur (in Deutschland)

die Stockwerksbinfung in den Aufionbezirken eingedämmt haben; den

Vorteil habe vielmehr der Vorortsgrundbesitz. Endlich sei für das

Interesse der Wohnbevdlkerung nicht allein der niedrige Tarif als viel-

mehr die Darbietung rasch fördernder, Zeit sparender Verbindungen

entscheidend, die die Ansiedelung in den Außenbezirken erroöglkben

(Kew fii a n !i
,
Sta(It=;fhnellbalinen, S. 1 f.).

Die enf L't'L'cügesetzte Anschauung l)etoiit die sozialen Aufgaben

der städtischen Verkehrseinricfitunt'en Die Benutzung der Verkehrs-

mittel ist für die großstädusche I^evülkcjung eine bedingungslose Not-

wendigkeit, die Auslagen für den Verkehr bilden einen Bestandtnl los

Anfvvüiides für die Wohnung. Niedrige Tarife begünstigen das Wohnen

in den Außenbezirken und die Siedelungszertcilung; liohe Tarife be-

deuten die Gebundenheit an die Beschäftigungsstelle. Fflr eine im

sozialen Interesse erwflnscbte Siedelungswetse und Verteilung der Be-

völkerung ist die Niedrighaltung der Fahrpreise erforderlich.

Wir werden diesen beiden Anffossungen zwei Grundsätze ent-

nehmen können, die vom Standpunkt des Gemeininteresses schwerlich

anzugreifen sind: 1. rasch fördernde und deshalb durch den allgemelneD

Straßenverkehr ni^t behinderte Verkehrsmittel sind fflr das städtische

Wohn- und Siedelongswcscn eine Notwendigkeit; 2. die Zusammen-

drängung der städtischen Bevölkerung wird durch hohe Tarife gesteigert,

die Erreichbarkeit günstiger Siedelungsbedingungen wird erst durch

niedrige Tarife ermöglicht. Umstritten dagegen ist die Frage der

Fahrprei sbererhnung, die unter den gegenwärtigen Zeitumstfinden

leider glelHibefieutend ist mit der Frage der Fahrpreiserhöhung.
Die Kürdeiung, daß ein städtisches Verkehrsmittel stets und von

Anfang an die Anlage- und Betriebskosten decken müsse, ist in ihrer

AllgemeinlHMf jnakiisch undurchführbar; sie wäre gleidibedeuteuii aut dem

Verzicht aul jeden Fortschritt und jede vorausschauende Betätigung im

städtischen Verkehrswesen. Nur dann kann einem VerkchrsunternehmeD
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«ine sofortige sichere Rente verbargt werden, wenn — wie dies in

manchen Lftodem bis in den letzten Zetlabsehnitt Tielfiuh der Fall war
~ das städtische Verkehrswesen der örtlichen Entwicklung nachhinkt und

sich damit begnügt, aus dem vorhandenen VerkehrsbedQrfnis einen Nutzen

zu ziehen. Indes auch unter solchen Voraussetzungen ist die unbedingte

Sicherheit nur gegeben, wenn ein Verkehrsmittel mit billigsten Anlage-

kosten ^ Straßenflfichenbahn ohne eigenen Bahnkörper — gewählt wird

und nur Linien mit starker Benutzung gebaut werden. FOr die in

der Großstadt erforderlichen schnellfahrenden Betriebe sind diese Be-

dingungen unerfflilbar.

Die seitberige Übung geht dahin, daß für den Bau von Verkehrs-

anlagen mit unsicherem Ergebnis ZuschQsse oder wirtschaftliche Vot^

teile gewährt wurden.

Fttr den Bau der Westendlinie in Berlin wurde der Hoch- und
Untergrnndbahnppsellscliaft ein Zuscliuß vou 5 Mill. M. seitens der

Grnndstücksgesellscbafr Neu -Westend , der Stadt Cbarluttenburg und
des preußischen Tiskus bewilligt. FUr die Strecke Witteobergplatz

—

Uhlftndntrafltt bat die Oeneinde Cbarlotteobiirg einen beträchtlichen Zn-
ehufi gezahlt, wahrend die von der Stammlinie der Hochbahn südwest-

w&rts abzweij^enden Linien (Pri 1 In-Schöneberi,' und Wilmersdorf) seitens

der beteiligten (iemeinden ;:,'ebaut und der Hoclib«hn<iesellschaft zum
Betrieb Uberlaeaen wurden; Keinmauu, Enzyklopädie de» Eisenbabn-

wesene, 8. 243. In Hamborg stellt die BodengeBelleehaft Alatertal den
größeren Teil des Baukapitals als nicht rückzahlbaren zinsloeen ZasdhaS
zu den Baukosten zur VerfflL'nng ''a. a. 0. S. l()9i. In England und
Amerika, wo die Verkehrslinieu der baulichen Entwicklung der Städte

regelmäßig weit vorau'fgeheu, sind die F&Ue, in denen der Betrieb eine

Zubufie fordert, h&nfig. Vgl. die Erleichterangea, die Mr den Voretadtr

verkehr in dem weiteren Verkehrsbereich von OroB- London gew&hrt
werden, Kern mann, Londoner Verkehr, 1909, 8. 31. Über die in New
York und anderen 8t&dten gew&brten Beihilfen s. Kemmann, Eazy-
klopidie im einselsen.

Die nnsoreichende Verzineang des Kapitals eines Verkehrsanter'

nehmens kann indes auch auf anderen als auf betriebstechnischen Ur-
sachen beruhen. Vfrl- über die von der Großen Berliner Stralienhahn

i. J. 18[^9 nach Abschhiü des Vertrages mit der Berliner ätadtgemeinde

durchgeführte Form der Kapitalaufnabm«; bei einem Kurwtand der

Aktien von 472''/q eine Verwissernng des Aktienkapitals auf das Drei-'

fache dureh Ausgabe von Aktien an pari; £berstadk, Kapitalmarktf

8. 96, Anm. 2.

Der Cirund^atz, dai^ jede Verkehraleisiuag von dem Benutzer nach

ihrem sollen Kostenwert besahlt werden müsse, wird im Verkehrswesen
Überhaupt nicht allgemein durchgeführt. Weder bei dem Postwesen,

noch bei dem Eisenbahn wr-pii beruhen die Tarife darauf, daß die ein-

zelne VerkehrBleistung atren;^ nach den verursachten Konten zu berechnen

sei. Wo man die Ausnutzung der für die st&dtische Bevölkerung un-

entbehrlichen Verkehrsmittel lediglich nach den Absiebten des privat«
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wirtscbaftlicheii Oewinns betreibt, entstehen — hier liegen in Deutsch-

land penftgend Erfahrungen vor — die schädlichsten ZustnT\r]e. Es ist

allerdings notwendig, bei der Anlage der st&dtiscben Verkehrsmittel die

wirtMiliAltlicbeii OwiehUpunkt« im Atig« m bebftlten. Bin verkehr»»

poIitiMhee Programm besitzt indes eine Stadt erst dann, wenn sie die

sozialen nnd die allgemeinen Ziele in die Bebandlanp^ des Verkehrs-

wesens einbezieht. Nicht zu übersehen iM hinsichtlich der Ansprüche

an Wirtschaftlichkeit, daß in anderen Lüuduru bei privaten Verkehrs-

imteraehmtingeii eine niedrigere Kapitalversinflang als in DentaelilMid

— vor dem Kriege 8Vi 8Vo» gegenüber 4*/, bis 5% — üblich ist.

Bei den Vergleichen zwischen Detitschland und England wird dieeer

Umstand regeliuäüig autier acht gelassen.

Die Gewfihrang unmittelbarer oder mittelbarer Zuscbfisse zu den

Anlage- und Betriebskosten stfidtischer Verkehrsmittel ist allgemein

verbreitet; für die weitere Ausgestnknnp' tie? Tnrifwcsfns wird es sich

darum handeln, den seitherigen Brauch unier feste liecM ln zu i)ringen.

Man wird hierbei von zwei Erwägungen aui-i^elien dürfen; l. Im Ver-

hältnis zu dem Einkommen werden die minderbemittelten Schichten

durch tlie notwendige Ausgabe für den Verkehr stärker belastet als

die wohlhabenden, so daß ein Ausgleich, wo er erforderlich ist, be-

rechtigt erscheint; 2. durch die Anlegung städtischer Verkehrslinien

wird nenes oder minder gfinstig gelegenes Gelände zu stark erhöhtem

Wert gebracht, deeaea Heransiehung za den Kosten der Verkehrs»

elDrichtangen sieb empfiehlt.

Eine programuiattHcbe Behandlung der Fahrpreisregelung iür 8tadt-

erweiternngsgelande bringen Volcker nnd Serini in der oben 8. ISO
genannten Preisschrift „Zur Wohnungsfra^'e". Wenn ftlr eine Fahrt

vom Außenbezirk zur Stadt monatlich 10 M. Fahrgeld aufzuwenden sind,

80 ergibt dies bei einer Kleinwohnung von 240 M. Jahresmiete 50 ^/g

der Wohnungsko8ten, bei einer GroBwohnung von 2400 Miete nur 5%,
80 daS die Anlage von Kleinaiedeinngen in den Vororten eehwierig oder

nnrentabel wird. Eine zureichend au8ge8ta'i* u Vorortasiedelung aber
kann ohne die Minderbemittelfpn nicht dnrcli^'i ftiiu t werden, da letztere

allein die erforderlichen Maeaeu für die Schaffung guter Schnellverkehrs-

mittel stellen. Die wohlhabenden Elaaeen haben deshalb ein unmittel-

bares Interesse an der Entwicklung der Vororts-Kletnsiedelnngen, m
daß sich ihre Heranstebung su einer Umlegung der Fahrkosten recht*

fertigt. Die Verfasser schlagen vor, daß auf das 7u erschließende Ge-

lände ein allgemeiner Zuschlag für die Verkehrsanlagen aufgerechnet

werde, wahrend ein weiterer Zuschlag fär die mit dem an( 26 Jahrs
erstreckten Recht einer taglichen Hin- und Rückfahrt ansgestatteteo

Gnindstücke hinzutrcfcn wtlrde. In dein berechneten Beispiel sollen die

Zuschlftpe 1,60 M. bzw. 3,60 M. für den Quadratmeter bei einem

Bodenpreis von 3,40 M. für den Qnadratinetcr betragen; a. a. 0. 8. 21 f.

Infolge der numentlich seit 101!» eingetretenen Steigerung der

Arbeitslöhne und der Materialienpreise sind bei den Verkehrsmitteln
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starke Tariferhöhungen eingetreten; ztt|^efeh wird bei der am 8. April

1917 beschlossenen Reichsverkehrssteuer eine Abwälzung der Steuer-

sätze auf die Fahrpreise voraasgesetet Die Sätze der Verkebrsabgabe

betragen

:

bei der 1. Klasae 16, II. 14, III 12, IV. bzw. Illb 10 v. H. des

Fahrpreises, beim Straßenbahn-, Kraftomnibus- und örtlichen Schiffs-

verkehr 6 V. H.'y der Arbeiter-, Schüler- und Milit&rperaonenverkehr ist

on d«r Abgabe befreit. Dorcb Bundenratibesehliifi kVniieii ferner Stadt-

schnellbahneii („die auf strafienfreiem BahnkOrper liegenden elektrischen

Kleinbahnen für «ien Orts- xmA Vorortsverkehr der Großstädte"), bei

denen die Herüteliuugskoäteu mehr als 2 Mill. M. für den Kilometer be-

tragen (s.^oben S. 451), von der Abgabe befreit werden. Das Gesets

verlangt nicht» daft die Steaer in daer beatunmten Form oder Im
voraus, etwa durch Stempelung der Fahrscheine, entrichtet werde; nach

§ Ifi kann vielmehr der Bundesrat f^estatten, daS die steuertechnische •

Abrechnung erst nach der Veräußerung der Fahrscheine erfolgt, so daß
fttr die Srhebnng nnd Verteilung der Abgabe seitens der Betriebsunter-

aehmnngen eine weitgehende Freiheit besteht.

Die dauernde Erhöhung der Fahrpreise der Nahverkehrsmittel

wflrde nedi sllgemel&er Aotuhme eine SAftdigung des Wobnaogs-

wesens nnd namentlicfa eine eraste Hemmung der auf die Besserung

der WobnverhSltniflse geriehteten Bestrebungen bedeuten. Im Interesse

der Wdinungspolitik sollte deshalb versneht werden, bei dem durch

die gegebenen Zeitumstände bedingten Zuschlag den Charakter der

rorabergehenden ifafinabme zu wahren, deren spätere Aufhebung bei

Eintritt normaler VerhUtnlsse möglich lat. BeiOgiKch der Reichsabgabe

von 1917 ist der Weg der zuträglichen Ausgestallun^ durch § 16 des

Gesetzes gegeben, der (s. zuvor) bei Zustimmung des Bundesrats fflr

die von einem BetriebsuntcrnehmeD zu entrichtende Steuersumme die

Form der Aufbringung freigibt

Eine mögliche Form würde sich bieten in dem Zu.«iamm'en8chluß

der einem städtischen Verkelirshereich angehörenden Unternehmungen

zu einer Steuergemeinsohaft, die den erforderlichen Steuerbetra^', eventuell

aodi die snr Zeit berechtigten Stenenstuicbl&ge durch ünlegung auf-

bringen wflrde. Da die Aiisjurabe für die Verkehrsmittel, wie allgemein

zufjegeben, eine Zubehör des Wolinungshpdiirfnls.ses ist, so wftre vielleicht

zu erw ägen, ob die Verteilung nicht durch einen Zuschlag zur Wohnungs-
miete erfolgen könnte. Die Vorteile dieser Regelung wftren: 1. die Be- .

Steuerung wttrde die Eigenschaft der teitweiligen, bei Fortfall der be*

ateheoden Voraossetiungen aufhebbaren Belastung behalten; 2. die Steuer-

leif^tnng bliebe genau auf den erforderlichen Betrag beschrankt, w&hrend

im Falle der Aufbringung durrli Fahrpreiserhöhung eine wesentlich

höhere äumme (infolge der Aufrundung der Beträge bei den einzelnen

Fahrscheinen) so entrichten wlre; 8. der Zuschlag wttrde die minder*

bemittelten Schichten in weit geringerem Mafie treffen ala die Wohlr
habenden und konnte gegebeneofalb bei der Geringatwobnung wegeilen.
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*

Eine SteaergemeinschAft kannte fttr s&mtliohe od«r nnelt fttr eUiMloe

Vttrkehramittel einen stildkuelien TerkehrsbereidiB — nie welcher das

durch gemeinsame Beziehungen des Nahverkehrs verbundene Gebiet zu

betrachten wftre — gebildet werden. Vgl. W. A. Schulze, Berliner

Tageblatt vom 27. Juni 19 IG und Voss. Ztg. vom 2. Mai 1916.
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Zweiter Abschnitt

Ansiedelung und Maßnalimen der Inneren Kolonisation.

A. Dm RentMigiit

§ 108. Als ADsiedelung ist kh beseiefaoen die Seßhaltwerdung

an einer bestimmten Stelle mit der Absidit der Pflege und der Be-

bauung des Bodens. Vielfach finden wir die Annahme und dem
entspricht die tatsiehliche Gestaltung in grofiem Umfang — daß mit

der Ansiedelung auch der Erwerb von Grundeigentum zusammengehen

müsse. Wir dfirfon indes den Begriff nicht schleehthin auf das Merkmal
des Eigentnmserwerbs beschrlnken; vielmehr sind auch die Picfater und

die Mieter unter den gegebenen Voraussetsungen als Ansiedler zu be-

trachten. So wenig wir das Kleinhaus allgemein mit dem Eigenbesitz-

haus gleichstellen dttden (oben S. 320), ebensowenig kann der Eigen-

erwerb des l^odens schlechthin alg wesentlich fflr die Ansiedelung

gelteil. Das Kennzeichen der Ansiedelung erblicke ich in der Fest-

haltung der Verbindung mit dem Hoden: ihren Gegensatz bildet das

Bau- und Wohnsystem, das jede Beziehung zum Boden a!)=rhneidet.

Die n^Mlenständigkeif ist das Merkmal der Ansiedelung?, «ilou liviel ob

der Innehabende das Gruudblück zu Eigentum, gegen i^acht oder Miete

besitzt.

Die Ansiedelung bedarf geeigneter Rechtseinrichtungen , Verwal-

Uiiigsmaßtuiliiiieii und Organisationen. In der Geschichte des neueren

Siedelungswesens steht zeitlich an erster SteUe das Kenten gut, das,

«ift 1886 für Siedelungszwecke angewandt und seitdem stetig ausge-

breitet, zu deu iMdeutendsten Mitteln der Ansiedelung zflhlL

Bentengflter smd solche Grundstücke, die zu vollem Eigentum

besessen werden und zur Tilgung des ErwerbspreiBes mit einer festen

Geldrente belastet sind. Regehnftfiig entsteht das Rentengut dadurch,

daß em großes GelSnde in kleine und mittlere Stellen zerlegt wird.

Ursprünglich als Form der Ansiedelung für landwirtadiaftlichen Kiein-

besttz eingeführt, wurde die Einrichtung des Rentenguts weiterhin den .

Industriearbeitern zugänglich ^macht und zu einem allgemeinen Mittel

des Erwerbs eines mit Landzulage verbundenen Kleinhauses ausgestaltet.

Wihrvnd in den 60er nnd 60er Jehren Renteaaebald und Erb-
pacht in PreuBen und (nach der Besitzergreifung) in HannoTer und
Schleswig-Holetein durch die Gesetzcrehung aufgehoben worden waren,

machte sich auf dem Gebiet der läudiiclieu Biedelungsweise in . den
70er Jahren ein TJmsehwua^ der Anschauungen geltend, der sieb nament-
lich gegen den die Eigenart des Kleinbesities nidit bertteksiehtigenden,

Bchablooisierenden Sj^steoiatis&ias wandte (Sering, - Bentengut). Be-
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strebungen, die den Erwerb kleiner nrid mittlerer Bauerngüter fördern

twd hierbei im Interesse der wenig bemittelten Käufer an die Stelle

des Kapitalsahlnngsprinzips das Betitensaliliuigsprinzip setaen wollten,

traten in Preußen seit den 70er Jahren des letzten Jahrhunderts mehr»
fach hervor. Die praktisdie Durchführung nimmt ihren Ausgancr von

dem Ansiedeiungägesetz für Posen und West{)reußen vom 26. April 1886,

das die Schaffung von Bauerngütern, die deiu Erworber gegen eine

feste Jabresrente ttberlassen werden, ermSgliehte. Nachdem die Sie-

delungsform sich gut bewährt hatte, wurde die Regierung durck dw
Landtag pr^tif ht, einen (iesetzentwurf einzubringen, der die Einrichtnng

de» Keuteugutes allgüiueia auf die Monarchie ausdehnen sollte. Die

Ergebnisse waren die Rentengesetze vom 27. Juni 1890 und 7. Juli

1891. Der Erwerber des Rentengotes leistet nur eise Ännblongi
w&hrend der größte Teil (^4

—
'/,(,: s. unten) des Kaotpreises in der

Weise aufgebracht wird, daß ein staatliches Institut — die Renten-
bank — den Betrag der ersten Hypothek in Hentenbriefen ausaahlt

Qiid die Naciibjrpothek meist von gemeinntttsigen Anstalten oder Ver-

bänden gegeben wird. Der Kftufer des Bentengntes hat die Renten-

briefe mit einer Til^ungsrente zu verzinsen, durch die nach rund 60

Jahren <iie Sciuild getilgt wird. Die Hypothek ist seitens des GlAa-

bigers uukUudbar. ^ .. -
.

Die Übertragung der Einriobtnng des Bentengntes von der land-

wirtS(dia(tlicben auf die industrielle Bevölkerung,' erschien angezeigt.

Die ersten Vernnche wurden im Jahre 1899 durch den von Pastor

V. Bodelschwingh geleiteten Verein ., Arbeirerheim" in Bielefeld unter-

nommen. (Der Vorsitzende der CJeneralkoinmission Münster übernahm
aal eigene Verantwortung die Degrttndong der ersten Arbeiter-Benteo*

guter; sein Vorgeben wnrde nachträglich, als den gesetzlichen und Aus-
führungsbestimmnnfjen widersprechend, von dem Ministerium mißbilligt,

doch wurde die hohe sozialpolitische Bedeutung des Unternehmens aner-

kannt; Jabresber. Westf. Ver. f. Kleinwohnungsw. 1916,' 8. 110.) Im Jahre
1905 war das preafiiscbe Landwirtschaftsministerinm in Verimndlangen
eingetreten, die den Zweck hatten, die Begründung von Rentengötem
unter Inanspruchnahme .von Rentenbankkredit für Industriearbeiter
zu ermöglichen. Die Durchführung erfolgte durch den Ministerialerlaß vom
8. Jan. 1907, der die Mindestgröfle eines Rentengates (sogenanntes „Garten-

rentangut") anf '/s ha= Morgen festsetzt. W&hrend allgemein das

Grundstück nur mit einem Einfarailienhaun bebaut werden soll, krmn in

Be'/.irken, in den^n nachweislicli ein Bedürfnis nach vermietbaren ivlem-

wohnungen besteht, die Aideguug einer Mietswohuuug auf dem Renten-

gat gestattet werden.

Eine wesentliche Ausgestaltung der Siedelungseinrichtungen wird

dnrch das Gesetz vom 8. Mai 1916 ermöglicht, das für den bei dmr Er-

richtung von Rentengütem erforderlichen Zwischenkredit (vorweggenom-

mener Kredit aar Abstoßong der Schulden und Lasten des aufzuteilen-

den Orandstficks, sowie snr erstmaligen Besetenng der BenteagStsr mit

den notwendigen Wohn- und Wirtschaftsgebäuden] 100 Mill. M. zur

Verfügune Hiellf, Erleichterungen in der Beleihung iind in der Gewährung
von Freijahren bringt und namentlich auf die Ansiedelung von Kriegs-

besehidigten Bttoksicbt nimmt. Ffir den beim Verkauf der 4*^/0 igen
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Rttnteobriefo eoUtebead^n Kursverlust wird bei gemeinnüt^igon Ansiede-

lunpen fals welclie neben den üritcrnclirnnrifren der Siedplnni^'s^esell-

schaiten auch die von privaten ürundeigontUniern vorgeuommeuen Auf-

teilungen anerkannt werden können) eine Vergütung gew&hrt, von der

die LandwirtachAftsverwaltang drei Vierte] fibemimmt. Bei sogenannteo
Familif iibetrieben (d. h. Betriebe, die gans oder hauptsächlich ohne
fremde Arbeitskräfte bewirtschaftet werden) kann die Beleihong bis %n

neun Zehnteln des Wertes erstreckt werden.

Aal Grand des erwibnton MinisterialeriMtea vom 8. Jan. 1907
wurde alsbald die Errichtong von Rentengtttom ftlr Industriearbeiter

vorgenommen. Im November 1907 wurde seitens des preußischen Staates

zwischen Weidenau und Siegen ein Oelftnde von 300 Morgen Umfang
angekauft, das darch die Qeneralkommission Münster su Eiulauulidn>

btnsem Ittr Indastriearbeiter anter Zugabe eines Gartens von Morgen
GrVfle aufgeteilt worde. Aus den folgenden Jahren sind im einzelnen

zu nennen: Stadtgemeinde Lennep, Reotengüter für Industriearbeiter,

Hans und Boden lia 6(K)0 M., wovon 5250 M. als Hypothek der

Ketiteobauk und der Laudeäversiolierunguaustalt; Zeche Kadbod bei Trier,

Arbeiterbftuser naeb den Entwürfen von K. 8iebold>BetbeKBieIefeld,
Preis und Beleihung wie oben; Landkreis Dortmund und Kreis Königs-

berg fNenmark). In der Provinz Hchleswig-Holstein wurden ''nach Geheim-

rat De Ii US, Hentengutsbildung) i. J. 1910 779 KentengUter gezählt,

darunter 169 kleinste unter 1 ba and 47 Gartenrentengttter (Neomttnster,

nach Anregttogeii von Dr, Rintelen)* Dorch private !mtigkeit sind

Rentenguter für Arbeiter und Handwerker in Freiwalde bei Maldeoten

(Westpreußen) von Ernst Hildebrandt errichtet worden; die einzelnen

Stellen kosten rund 8500 M. Vgl. auch Ber. der Qewerbeaufsichts-

beamten 1914, I, 8. 12. Insgesamt sind seit dem Brlafi der beiden

obenerwftbnlen Gesetze bis 1916 in Prenfien 48447 Btellen errichtet

%vorden und zwar nnf Grund des Ansiedelnng'sgesetzes von 1886 21267
und des Ge.setzes von 1801 22190 Stellen. Unter diesen befanden sich

3983 sogeuanote ZukaufsreuteogUter, d. h. bereits bestehende Stellen, die

duroh Zakauf verselbsUlndigt worden; Keup» B. 82 und 87.

B. AMÜedelang omI Stedelna^utemebanngea.

• § 104. Ein stärkeres Fortschreiten der Siedelungstfltigkeit zeigt

sidi ia Prenfien seit d. J. 1903 ond nAmencUch seit 1910. Die Not-

wendigkeit der inneren Kolonisation**, die die planmäßige BcgrOndang

nener Siedlereteilen im Inlande znro Ziele bat, machte eich, nament^

lieh in den ösdicfaen Provinzen, immer mehr geltend. Die von privater

Seite betriebene ParxellientngatStigkelt erwiea sich hierbei als onsn*

reichend. Kaehdem i. J. 1899 die Deatache Anaiedelnngagesdladiaft,

die als erstes gemeinnütziges üntemehmen (durch das Eintreten

von Thiel, M. Sering, Sohnrey, Metz, v. Wangenheim) hegrflndet worden

war, den Weg gezeigt hatte, erfolgte i. J. 1903 die Errichtung der

PominerscheD, 1905 die der Ostpreußischen Landgesellschaft, 1910 die

der IQ der Provinz Brandenburg tätigen Landgesellschaft wEigene

Ebcrattdt, Hmdkudi dn WohnancnreMm. 4. AofU ^
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Scholle'*. In (ien folgenden .lalnen wuiden in den übrigen j »reuLuschen

Provinzen gleichartige Lanilgesellsi haften hegründet. die sämtlich als

gemeinnützige Unternehmungen geleitet werden und die Haupttr&ger

des Siedelungsweaens in den einzelnen Provinzen bilden. Der Staat ist

bei den provinziaien Oesellschaften mit Einlagen in Höhe von einem

Drittel biB zur Hilfte des Geaamtkapitals beteiligt.

Mit der Ausbreitung der OrganisatloneD tritt zugldeh eine weeent-

liehe Wandlung im Siedeinngswesen ein. Die Siedelangstfttigkeit greift

Ober die landwirtschaftliche Bevölkerung hinaus und erstreckt sich in

wachsendem Umfang auf die gewerbetätige Bevölkerung. Der Berekh

der Ansiedelung aber erweitert sich hierbei in der für das Wohnuags*

wesen wichtigen Richtung: die Kleinstädte und Mittelstädte erkennen

die Bedeutung der Siedelungsbestrebungen, und bis an die Großstadt

dringt die Bewegung für die wohnungstechnischen Formen der An-

siedelung vor.

In Preußen bestellen z. Zt. neun Prnvinzial-Siedelungsgesellschaften

außer der AD8iedeIungHkomiiaiiü8ion für Posen und Westpreußen und der

Deutlichen Bauernbank für Westpreußen. Das Gesamtkapital der größe-

ren Unteraehmnagfla betragt: Eigene Seholle Brandenburg 8,8 MülioDoii,

OstprvufleD 7,6 MillioneD, Sacbsenland-Halle 7,4 Millionen, Pommern
e,S Millionen, Schlesien 5,5 Millionen, Rote Erde Westfalen 4,2 Mil-

lionen. Die Landgesellschaft „£igene 8cholle" unter der Leitung des

BegiemagsprSBident» von SohweriD hat (bis 1917) thvr 800 Bmteii*

gflter gegrHndet. Die beifolgende Abb. 65 seigt ein l&ndlichee Arbaiter-

renteugut, als l)op[»elliauH erbaut, umfaSHend Wolinbaus, Stallscheune

und "'^ ha Land; Kaufpreis für eino Stelle (vor dem Kn>j:p( 760() M.

Neben dem Hauptteil der Steilen in ländlichen Be/.irken wurde eine

Reibe stndtisoher Siedelniigeii angelegt in Celan, Förat, Schwiebns,

Wittenbep're, Ketschendorf- Fürstenwalde, LebuSQnd vorbereitet in Wolter»-

dorf (GrnU Berliner Vorort). Die Siedelunp-HL'Pf Snrli-ü nlfiTi i hat in der

Industriestadt Sömmerda während des Knegeä eiue grOüero Siedeluug

fttr Arbeiter, die Reutengutssiedelung Qai*tenberg, angelegt, die in der

Hattptaaohe ana Eiofamilianhftosem mit Vs Nntigarten im Pretae

von 4—5000 M. besteht; Haim und Scholle, 26. Juli 1916, S. 26.

Der Bnutiuigkeit der Oesellschaft sind die beifolgenden Abb. 66—69

entnunuuen. In den Abb. 67—69 ist ein EinfatnilieuJuppelhaus wieder-

gegeben; Anfban und Omndrift eraebeinen gleich günstig dnrchgefflhrt

und zeigen in den Einzelheiten die zweckmftBigata Durcharbeitung, die

für das Zweifaniilienliaus, einen der Hanpttypen der städtischen und

Iftndlichen Besiedeluug, eine bei aller Schlichtheit trefflirhf T.ösung bietet.

Der Gesaiuteiudruck der zu einer Platzanlage vereinigten Bauten zeigt

aieh in Abb. 68 und ergibt ein erfreoHobea Bild in den EinzelheiteB

wia in der allgemeinen Anordnung.
Die Ansiedelungskoiinm'^^^ion in Posen hat bei ihrem proßen Siede-

luugswerk vorbildliohe Leistuugeu vollbracht; ganze Dörfer, zusammeo-
hingeode und aaratreata Siadelungen wurden neu geschaffen. Daa Bai-

apiel einer Dorfanlage iat in der Abb. 70 wiedergegdien. Bei ihren

Digitized by Goei^l*^



Ansiedelung und Maßnahmen der Inneren Kolonisation. 4G7

Aufteilungen hat die Ansiedlungskommission in Posen r.nn&chst Stellen

von weniger als 3 ha Größe nicht ausgelegt. Nachdem in d. J. iü(X)

bis 1907 eine Anzahl von Arbeitermietäh&usern mit Landzulage errichtet

worden waren, ging die Kommission seit 1908 zur Schaffung von käuf-

lichen Kleinsiedelungen Uber, während zugleich die Mietshäuser in Kauf-

Abb. 05. Ländliches .\rheiterrenlengut (DctppelHtellu) ; Landges. ..Eigene Scholle".

Abb. 66. SiedelnngHgos. SachHonland, KleinRiedelung bei Grube Michel, Platzanlage.

30*
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Alib. (>7. Sie(lelung>kgei«. SArhf^enland. Einfamiliendoppelhaui».

Erdgc»cho8 ObergeschoQ
Abb. 68/Ü9. GrundriB zu Abb. 67 (bebaute Fl&che 123,02 qm).

Ueb. Baurmt Paul Fiicher.

Abb. 70. MarktpUtz und Krunnen. Golenhofen (Posen).
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stellen umgewudelt wurden. Die Ztbl der bis Ende 1914 vergebenen
Kleineiedelungsstellen in Posen und Weetpreußen betrag 2496. — An-
gaben ttber die allofeineine Entwicklting der Kleinsiedelungen in Preußen

bringt Paul Jf'ischer, Arcb. f. innere Kolon. 11^17, H, 1. Insgesamt

sind nacb der ZnmnmensteUiing von Fischer in Prenfien bie 1914 in

den östlichen Provinzen 6014, in den westlichen Provinzen 2441 Renten-

stelleu von '/^— 2'/.^ ha emchtet worden, während die Gesamtzahl der

Kloinsiedelungeu m den Westprovinxen auf 63 100 geschätzt wird:

a. a. 0. S. 21. Über die Tätigkeit der Preuü. (Ten.-KonQmiä»ioDen vgl.

Mets im Archiv f. Inn. Kol. 1917, S. 178.

^ 105, Während die provinzialen Siedelungsgesellschaften die

Groüäiedoluug und die Durchführung größerer iUanuugen betreiben, sind

für das örtliche Siedelungsbedfirfnis gesonderte Veranstaltungen er-

forderllcb, denen die Pflege des Siedelongswesens in einem abgegrenzten

Kreise obliegt. Die Erfahrung hat gezeigt, dafi es, neben und unter

den eine ganze Provinz umfassenden GeseUschaffken, der Betätigung

von Unternehmungen bedarf, deren Arbeitsbereich aich nur auf ein be*

Bchrfinktes Gebiet — Kreis, Gemeinde, Ortschaft ^ erstreckt Dieser

Aufgabe widmen sicli die für einen Kreis oder eine Gemeinde errieh-

taten Siedelungsunternehmungen, sowie dio sogenannten Kleinaedelungs-

gcsellscbaften, die sich in der Bereitstellung von SiedelungsgrundstQcken

kleinsten Umfangs und von Heimstätten betätigen. Seit 191H/i919

wurden ferner in verschietlenen Landcsteilen Wohnungsffirsorge-
(lesellschaften gegründet, dip mit gröBereni Kapita! uns'jo'^tjittet

sind und sich die Förderung der Siede!npf?snnternehniunj^eii iltirrh

Kapitalhergabe. Landbeschaffung und Beratung u. a. in. zum 7i( Ic set/.eii.

örtliche KieiniiiedelungsgeseMschaften beHtehen namentlich in Ost-

preußen, \Ve8tpreußeu und Posen, Schleswig-Holstein; vgl. Scbalz*
Lembke, Anmedelungswegweiser. Unter den örtlichen Biedeiungsunter-

nebmnngen hat insbesondere der von Landrat Berthold geleitete Tereia

in Blumeuthal bei Bremen für die Ansiedelang von IndttStriearbettern

Vorbildliclie.'^ geleistet. Von der preußiMchen EiHcnliahnverwaltung wurde

in Dirschau i. J. 1911 ein grötieres Gelände auigeteilt und in der Haupt-

sache im Uentengotsverfahren an Arbeiter und ünterbesmte vergeben.

Der Durchschnittspreis einer Rentenstelle von je '/s ^ betrigt 7600 H.;

Zentralbl d. Bauverw., 2. Mftrz 1912, S. 110. Eine ansprechende

städtische Kleinhausanlage wurde im Rentengntsverfahren durch den

Spar- und Bauverein Hörde i. Westf. errichtet. Mit Benutzung von

BUmtengotskredit hat der Ter. f. sos. Kolonisation (Vorstand Hans
' Ostwald), Berlin-Zehlendorf eine Ansahl von Kleinsiedelungen ftir Ar»

beiter begründet. In der Provinz Sachsen betätigt sich die Deutsche

Gesellschaft f. innere Kolon. (Geheimrat Nentze). Zu den Aufteilungen

der Berliuer Laodbk. (Oesamtverkauf bis 1915 280902 ha), bei denen

anf preaßisohen Gebiet eine grOfiere Ansalil von Stellen unter Bmrafesnng

von Rentenbankkredit errichtet wurde, vgl. Arcb. f. innere Kolon. 1910t
1912 und 1916; Flugschrift der Lsndbk., Berlin, Hindersinstrafie.

Digltized by Google
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Als Wo Ii n u n gsf U rsorgegeeellschaf t wurd« i. J. 1918 die

mit pinem Kapital von 1 Millionen ausgestattete Westfälische Heim-

stätte" in Münster und nach deren Vorbild i. J. 1919 in Dtisseldorf die

Rheinische Wohuung^fürsorge-Gesellschaft und in Berlin die „Harkische

Heimstätte" fflr Brandenburg mit 7 Hill. M. Kapital, in KöDigsberg

die „Ostpreiißische Heimstätte'' mit .2,8 Mill. M. Kapital eirichtet. —
Berichte über die Tätigkeit der provinr.ialen Siedelungs^'eselt>;f'>iaften 8.

Arch. f. inD. Kol. 1919, S. 49 f. Die öchlesische Landgesellschaft be-

richtet, daß unter den 164 Ansiedlerfamilieo 30 aoe Mittel- und 37 ana

OroflBtftdtea, meist Berlin und Breslan, stammten. „Die Abwanderang
aus den Mittel- und Orefistftdten nach den ländlichen und den halb*

Iftnrlüchen Kolonien ist also nach diesRn Zahlen recht rege, ein Anfang,

der mit allen Kräften gefördert zn werden verdient"; a. a. 0. S. 66.

Zar FOrdemag der Bautätigkeit auf dem Lande bat der Kreis

Osterode (Ostpr.) besondere Mafinahmen ergriffen. Fdr den Ban von
Arbeiterwohnhäusem in Gemeinden und auf Gütern beschafft der Kreis-

kommunal verband Darlehen von der Landesversichernngsanstalt, der

Kreisbank und der Kreissparkasse und gibt sie als Baugelder an die

Gemeinde unter der Bedingung, dafi diese die Wobnungen selber erbaot.

Das Kreisdarlehen betrftgt fünf Secbstel der von der Gemeinde aaf-

gew6ndeten Baukosten, so «laß die (iemeindo ans eigenen Mitteln nur ein

Sechstel aufzubringfin hat. An jirixate, laudwirtschaff liehe und geweih-

liche Unternehmungen werden Darlehen bis zu 75% des Bauwertes
gegen 8— 3

'/V/o Zins ond I—2Vo Tilgung gewähr»; Ztscbr. f. Selbst-

verw., Juli 191S, S. 150 und 170. — Im Kreis Tarnowitz wurde 1911
eine Kreisbaubauk errichtet, die bis 191,^) 1,6 Mill. M. Darleben aus-

gezahlt und einer «größeren .Anzahl von Arbeitern und Gewerbetreibenden

die Herstellung eine» eigenen üauses ermöglicht hat; Ztschr. f. iSelbst-

yerwaltang 1918, 8. 167. Ober Ansiedelimg im Kreise Bersenbrück
vgl. Landrnt Rothert, a. n. 0. 1919, 8. 30 und wegen der Begründung
örtlicher Tochtergesellschaften S. 32. S. tiber Fragen der Tnnensiedelung

V. Reibnitz, a. a. 0. 1919, S. 609f.; Verfas.ner enijifiehlt örtliche Kreis-

landgesellscbaften. — Die Landesversicherungsanstalt Schlesien hat i. J.

1917 beschlossen, für die Rentengntsbildung sweitstellige Beleihangen

bis Bu 76% Stellenwertes su geben, falls der Restbetrag bis zu 90% •

von der die .Ansiedelung vermittelnden Gemeinde (ibernommen wird.

In der neueren Entwicklnnp des Sicdeliitigswescns ist die Betätigung

der Kleinstädte und M i t f 1 s r ä d to hervorzuheben, die teils in seih-

ständigem Vorgehen tind aus eigenen Mitteln, teils im 7V.näcliluU an die

provinzialen Siedelungsnntenielimungen die Ansiedelung fördern. Für

den WohnungsViau ist in den Klein.städten Kapital häufig ül>crha«pt niclit

oder nur zu ungünstigen Hedingimgen erhältlich; ein Angebot von Woh-

nungen und demgemäli der den Gemeinden erwünschte Zu/.ug von Ein-

wohuern wird hier öfter nur durch Betätigung der Gemeindeverwaltung

zu erzielen sein. In Erkenntnis dieser UmsUnde bat während der letzten

Jahre ^ne Beihe von Klein- und Mittdstidten teils die Gelindeerschliefiong

in der Stadterweiterung nnd den Ausban von Strafien unternommen, teils

andi RentengOter angelegt
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Bereits seit d. J. 1910 bat eine Anzahl von Stadtgenieinden nn-

mittelbar Rentengtiter ausgegeben. Im Westen gehören hierzu Mül-

heim a. Ruhr, Aschersleben, Lennep. Die Stadt Sorau hat in der

Stadterweiterung an st&dtischen Straßen RentengUter angelegt, die meist

eine Qröße von 14(.)0 qm haben; die Hausbaukosten stellen sich auf

4—6000 M.; Heimatachutz in Brandenburg 1913, S. 116. In Bolken-

bain wurden durch die Stadtverwaltung Kleinsiedlerstellon ausgelegt,

die in reger Nachfrage abgesetzt wurden und denen Neuanlagen hinzu-

treten sollen; in Neustadt (O.-Schles.) wurde i. J. 1917 durch die Stadt-

gemeinde der Aufbau von Rentenstellen begonnen, bei denen die Klein-

häuser mit einem vermietbaren Obergeschoß versehen werden. Eine

ansprechende stadtische Kleinhausanlage wurde im Rentengutsverfahren

durch den Spar- und Bauverein Hörde i. Westf. errichtet. Eine weit-

gehende Förderung erfuhr die Ansiedelung in Zoppot bei Danzig. Auf

einem von der Gemeinde erschlossenen Gelände wurde für die durch

die Entwicklung des Seebades verdrängte Fischerei bevölkerung eine

neue Niederlassung angelegt, in der für die Fischerfamilien Reihenhäuser

Abli. 71. StAdtiftche Wohngiedelung Zoppot.

erbaut wurden. Auf einem größeren Gelände wurde ferner eine umfang»

reiche Siedeinng geschaffen, die dem allgemeinen Wohnungsbau zur Ver-

fügung steht und auch für die Aufnahme von Kriegerheimstätten dient.

Der ausgeführte Teil ist in unserer Abb. 71 dargestellt; vgl. Stadtrat

Laue, Ztschr. „Die Bauwelt" 1917, Nr. 18, S. 20. Zu den Siede-

lungen in Osterode (Harz) unjl Lüneburg vgl. Arch. inn. Kol., XI,

8. 284. Aus den Großstädten sei erwähnt, daß 1919 in Dortmund
eine gemeinnützige Siedelungsgesellschaft mit einem Kapital von 2,4

Mill. M. begründet wurde; Arch. f. inn. Kol , XI, S. 229.

Zur Durchführung der geschäftlichen Aufgaben im Güterhandel

wurde in Bayern, nachdem das bayerische Gesetz über die Güter-

zertrümmeruttg vom 13. Aug. 1910 den Gemeinden, den Darlehenskassen-

vereinen und einer Reihe anderer juristischer Personen das Vorkaufs-

recht bei einem von einem GUterhändler geschlossenen Vortrag ein-

geräumt hatte, die Bayer. Landbk. in Regensburg begründet. (Vgl. auch

das Bayerische und Koburger Gesetz über Güterschlächterei, Archiv f.

inn. Kol., 1911, S. 134 f.) Ober die Einrichtungen der Bayerischen

Landoskiilturrentenbank s. oben, S. 408. Als Mittelpunkt der Siede-
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lungsbestrebungen wurde im Juli 19! 7 in M<lnrb*>ni «lic Bavorisehp

L&ndes8iedeluog8ge8eil8chaft begründet. Im freiataat •Sachsen obliegt

di«FOrdennig des SiedelimgaweMna derLftodeMiadftlangtst^lle io Dreedao.

Zur Errichtung von Ueimst&tten warde im Iffti 1917 dia LandflBBMdelimgi*
gesellschaft „S&chsiscbes Heim'* mit einem Kapital von rund 6 Hill. H.
begründet, die der ünterftOtznng des Klein wobntingsbaneB und der

i^affung von Kriegerbeimstfttteti dienen soll. Die i. J. 1914 erriobtete

MH«iiB8tfttteogeMllscb«ft* im Btaato SaohMD hat in der kanan Zeit ihrm
Beatehens eine Reihe von Siedelungen geschaffen. In Anarawalde (bei

Ciiemnitz) wurde in Verbindung mit der Gemeinde auf einem Gelandp

von 140 ha eine umfanirpiche Anlage auBgefUbrt, die neben Zwei- •

wobuungubäuaern, in der Hauptaauhe Einfauiilionbftuser umfafit. J^letn-

haoflriadaliuigen iintar Mitwirktmfr dar GameiDdao wardan ferner tit Ao-
gQBtVsbarg, Bad Laiisick und Erdmannsdorf erbaut, während aina größere

Anlage in dem Dresdener Außenbezirk Seidnitz in Vorbereitung iut

(Berichte der Heimstattengesellschaft ; Heim und Scholle, 10. Jan. 1917).

Die ääcbHiscbe Laudeakultuireuteobank gewährt äeit 1914 Darlehen zur

AoBfttlirang van Klainwohnnogabautaa fflr dia mindarbamittalta BavOl-

kerung; vgl. Hadrieli, DiaSftchs. LandaakvltnrreQtenbk., Leipsig 1916.

In Württemberg wurde /nr Förderung des Rleinwohnungsbanes und

de» l&udlichen AnHiedeiungswe^jeuH der Scbw&bische Siedelungsverein in

Stuttgart begründet. Im Staate Baden wurde am 24. Mai 1917 ein

Oasats gagan dia Gtttaraartrttmmaning anganomman. Zoglaieh bascblaft

die Regierung die Elnicfatung einer Landbank mit UntantUttang dar
S]iarkasf'f>Ti, der OenOBSenSchaftS- und Landwirts. IjaftsknmnTern, dip hp[

üüterverkaufon vermitteln soll. — £me Landeakulturreotenbank beisteht

femer im Staate Hessen.
Obar dia Siadalnnganntaroabmungan in Maoklas borg, Lflbaok,

Anhalt, s. Böcker, Innere Kolon, und Schulz-Lambka, Ansiedelange-

wegweiser. In Deasau wurde MRrz 1919 eine gemeinnfitzige Siedehings-

geeeilschaft itLr Stadt und Land begründet, bei deren Kapital von

800000 H. dia Stadtgemainda sieb mit 300000 H. bateiligte. Dia
i. J. 1888 bagrOndata staatlicha Kreditanstalt das OroAbanogtomt
Oldenbürg gewRhrt seit 1908 an Helbstbewohnende Eigenttlmer von

kleinen EinfamilienhäuKern mit angemeaaeuen Garten- oder I/andflftoben

Darlehen bis drei Viertel des Wertes. Ausgeliehen waren bis 1914

S,2 Millionan an &64 Basitsar, nntar ibnan aneb aaUraicha indnatrialla

Arbeiter. Zur Forderung der staatlichen Kolonisation wurden Mittel für

Hausbau und Meliorationsaufwand gegeben; bis 1914 liatten 440 Siedeier

Hauabaudarlelier in Höhe von nnd Siedeler Melioratiooa-

darlehen von 0,6 MiU. M. empfangen. Die unkündbaren Hypotheken

sind mit ^— 1 % jahriich an tilgen; 8tain, Dia ataatlioha Kraditanatalt

des HaraogtumB Oldenburg 1914, 8. lOf.: M. Muss, Staatl. Kreditanstalt

des Herzogtums Oldenburg. Ttibingen 1918; vgl. Koch-Cassel, Städtische

Ansiodelungsfragen, 1916, S. 50: „Von einer Baunot wie in anderen

Teilen Deutachlands ist hier unter der Einwirkung der staatlichen Kredit-

anatalt niamala dia Bade gawaaan.*
Fttr den Staat Braunschweig hat die infolge eines Antrags det

Abg. Larabrecht eingesetzte Landtagskonimission omen bemerkens-

werten Bericht über das Siedelungswesen erstattet, der sowohl die l&nd-
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liehen wie dio Htädtisch ii \'erhaltni8se behandelt (33. Ordtl. Landtag
1917, Drucks. 78). Auf dem flachen T.ande ist in der bis 1874 all-

gemein bofriedirrert len Bebitzverteilung des HerzofTtiims nach Aufhebung
der die ünteiioarkeit und den Zusaiumenkauf von Bauerngütern be-

acbrinkenden Gosetoe (vgl. oben B. 46S) eine unganetige Entwicklnng
— Rückgang der Kleingflter, VermebrLiug der Grofibetriebe— eingetreten.

Während die Förderung der Ansiedelunpf auf dem Lande einzusetzen

hat, ist für die Städte eine Bessergestaltnn;!; der Wohn- und Siedelungs-

verh&ltiiiBäe nicht luiudei erforderlich, um die dichtgedrängte Kaaer-

niernng der Bevölkerung sn beeeiUgen und die Vorbedingungen fSr den
der Hietskeserne unendlich überlegene Kleinhaus in den Bebauungs-
plftnen, Baiiordnunt;^en und der GelandeerHchließung herznetellen. Der
Koniiuiäijioutiantrag verlangt eine planmäßige SiedelungHtätigkeit in Stadt

und Land, die durch Errichtung einer Bentenbank, Begründung einer

gemeinndtaigen Siedelnngsgeeellsokoft und Erleichtemngen fttr die Schaf-

fung von Landarbeiterstellen gestfltst werden eoll. Die gemeinnlltiige

Siedelimjrspesellsrhaft ist mit einer an die preußischen Anstalten an-

echlieöendeu Satzung begründet worden. Die Ansiedlerstellen können
ela Heimstätten gegen Übernahme einer festen Rente (gleich dem Renten*

gut) erworben werden.

§ 106. Die neuere Bewegung für die Ansiedeltmg — wenn wir

der oben S. 463 gegebenen Umgrenzung des Begriffe folgen — ist in

Deutscbland von der Landwirtschaft und den landvirtsehafttiehen

Bernfekreisen ausgegimgen; sie bat zunScbst im Mndücben Rentengut

die geeignete Form gefunden, die dann durch Sozialpolitiker dem Be-

dQrfhie des stfld tischen und gewerblichen Arbeiters angepaßt

wurde. An dieser St^e begegnet sich die Bewegung mit den Be-

strebungen im städtisditti Wohnungswesen, die die lieutige städtische

Bau- und Parzellierungsweise fQr schädlich halten und eine zuträgliche

Form der Wohnungsberstellung fordern, gleichviel ob für Eigenbesitz

oder Mietsbesitz. Unsere wolinbaumäßige Bodenaufteilung in der Stadt-

erweiterung erstrebt, in Abkehr von der Stockwerkshruifung. das Klein-

haus mit eigener Freif!;k-!u\ die, wenn auch in ijesclieidenem ITmfang,

die von der Bevölkern nu' immer stärker gewünschte Möglichkeit der

Kigeuproduktioti gewäJiieu soll.

Die beiden großen Gebiete Wohnungswesen und Siedelungswesen

zeigen ihre enge Verbindung und die Allgemeinheit beginnt en(ilich sich

der Auffasisung anzuschließen, <lie die Wohnweise siedelungstechnisch

betrachtet Schon längst vor dem Weliiuieg war, wie unsere vorauf-

gehenden Paragraphen ergaben, die Ansiedelungsbewegung im Gange

und hatte auf den städtisch-gewerblichen Kreis der BeTfllkerung flber-

gegritfen. Die banplsichliche TrielMcraft war hier die Gegnerschaft gegen

ein wirtschafüicfa und sozial gleich unertrSglicbes Bansjstemf dessen

Willkflrliehkeit erkannt wurde und dem die sichtbaren Vorteile einer

besseren Siedelungsweise entgegengestellt wurden. Wir finden die
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gleiche Hewegun^; Huüerhalb Deutschlands in den Lärulern, in die Miets-

kaserne und Stocksverkaliäufung eingedrungen bind, und unsere deutsche

Gesetzgebung hat aus jenen Staaten — namentlich aus äkandiDavien —
in nicht geringem Umfang Anregungen empfangen.

Durch den Verlauf des Weltkrieges bat die Siedelungsbewegung

eine wesemtliehe Veratärkimg eifahren, und die eiedelangstedutsdien

Nolwendigkeiten haben ihre Bedeutung stark gesteigert. Die wirt-

schaftliche UmgesUiHang der Deutschland entgegengeht, zwingt onsere

BeTÖlkerung, die Eigenprodalttioa an Nalirnngsmitteln zu vermehren;

dies ist dnreh geeignete Siedelnngsformen — Kleinhans mit Land-

znlage — leicht erreichbar. Es hätte nicht soweit kommen dtirfon,

dafi die Verbindong unserer städtischen Bevölkerung mit dem Boden

in solcher absoluten VollstSndigkeit zerschnitten wurde, wie es durch

das stldtebauliche System der letzten fQnf Jahrzehnte geschehen ist.

Femer hat der Kriegsausgang zur Folge, daß für die nächste Zeit in

Deutschland — im (iegonsat/ zu der seitherigen Entwicklung — fOr

einen nirlit geringen Teil der Erwerbstätigen die Rückkehr zum land-

wirtschaftlichen Beruf in Aussicht zu nehmen ist. Die Überlcitnns? m
wirtschaftsgemälien Siedeiungsformen ist erforderlich und stellt unsere

V'ciwaliung vor eine Reihe schwieriger und vielgestaltiger Aufgaben,

deren Bearbeitung auf verschiedenen Gebieten in Ansprucii genuin uien ist.

WcUiiüiui für die Leitung der Ansiedelung die oben besprochenen

Organisationen in den Bundesstaaten allgemein vorhanden sind, wurde

durch die Beichsverordnung vom 29. Jan. 1919 die wichtige Frage der

Landbeschaffung geregelt

Gemeinnützige Siedelungsunternehmen — im folgenden gemn. S.-U.

— sind in allen BnndesBtaaten, soweit nidit bereits vorhanden, an be-

grtlnden. Das gemn. S.-U. beschafft in seinem Beairk das erforderlicbe

AnsiedeluDgsgelftnde ans folgenden Quellen: 1. Staatodomftnen sind

bei Ablauf der Verpacbtungsfrist dem gemn. S.-U. zum Kauf anzubieten,

soweit nicht die Erhaltung im Staatebesitse wegen öffentlicher Zwecke
.

notwendig ist. 2. Moor- und Ödland kann im Enteignnngsweg be*

anspracht werden. 3. Ein Vo r k a n f s r o cli t i^telil dorn gomu. S.-U. auf

landwirtschaftlicheu öniodstiliken im Umfang' von 20 ha aufwärts y.u.

Die Auädebnung auf kleinere Grundstücke kann durch die Landeszentral-

bebOrde verfflgt werden. 4. Landliefernngsverbande werden er*

richtet, die aus dem Bestände der großen Gttter im Umfang von 100 ha

und darüber dem gemn. S.-U. das zu Sifidelungszwecken geeignete Land
beschaffen. £in Landlieferuugäverband ist in solchen Bezirken zu grUndeni

m denen die grofien Güter mehr als IS^o der landwirteehaftliohen Nnts>
flache mnfassen; eeine Aalgabe ist erfttllt, wenn ein Drittel des
Grofibesitzes für Siedelungszwecke bereitgf^stellt oder der Anteil der

Nutzfläche der großen Güter anf 10% des (^psaratbcstandos gesunken

ist. Dem Verband steht im .Fall dringenden Bedürfnisses das Ent-

eigauugsrecht in. Baa gemn. 8.-U. hat ein Wied erkaufareeht
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auf die von ihm begründete Ansiedlerstelle. Arbeitern im kuidwirt-
ßchaftliolien Betrieb ist auf ihren Wunsch für den Zweck ihres HattS"

haltsbedarfs Pachtland zur Verfügung /.u Htelien; das erforderliche Land
kann seitens der Gemeinde durch Zwangspachtung beschafft werden,
jedoch nur bw sam HOohetbetrag von 5Vo der landwirtachtltliehen NntiF
fläche des Oemeindebezirks. Vgl. hierzu die Erllnternngen von Prof.

M. Hering, Arth. f. inn. Kol. XI, 8. 145f.

Fflr die praktische Durchführung bestehen die in den ^ 103 bis

105 besproehenen xentralen und SrtUeben Veranetoltnngeii. Bei dem
Verein für ländliche Wohlfahrtspflege, Berlin, Bemburger Str. 18, ist

als besondere Abteilang eine Auskunftsstelle für Ansiedolungswesen er-

richtet, die jfidfn Aufschluß erteilt und eine Reihe wertvoller Flugblfttter •

herausgegeben hat. Vgl. au» der Literatur noch v. Laer, Landbeschaf-

fung, Ztscsbr. f. flelbetverw., April 1919, S. 251.; feiner die Sobriftan

von 8chnU-Ii«mbke, Stolt, Vogelgesang, Iwan, unten a. & 479
Literaturangabe.

Notwendig sind indes Warnungen vor übertriebenen Erwartungen
und Hinweise auf die nicht geringen Anforderungen an den Siedlerberuf.

In erdieoBtvoller Weise werden diese Oesicfatspunkte dureh Okonomie-
rat Lembke, Heim und BchoUe, 18. März 1919 behandelt.

Zur Be.schaffuno; von Baudarlehen fUr minderbemittelte Ansiedler

wird die \' erbreitung der in Belgien allgemein angewandten und neuer-

dings in etnselnen Gebieten Dentsoblands eingefttbrten Hypothekar-
Lebensversicherung zu empfehlen sein.

Die Aufgaben clor Kapitalbeschaffung für Siedelungszwecke werden
Busführlsf h erörtert von Dr. Ilermunn Mauer in einer Denkschrift (Iber

„Die Finanzierung des iandwirtscbafüichen äiedelungsweseuB iu Preußen
unter Heransiehung der Landschaften". Mit Rttoksid^t auf die Schwierig-

keiten der Finanzlage befürwortet Mauer eine Arbeitsteilung zwischen

den landwirtschaftlichen Kreditinstituten und den Rentenbankpr I^eu

Landschaften ist die Beleihung der eigentlichen bäuerlichen iSiedeiuugeu

SU Überlassen; den Rentenbanken würde dagegen die Finanzierung der

Kleinsiedelungen von 77t ^* abwftrts verbleiben. Für die Uber die

Qllfte des Anschaffungflwertes hinausgehende Beleihnng hätten die gtnin»

8.-Ü. (oben S. 474) die Btügschaff zu (Ibernehrnen. Die Heranziehung

der Landschaften hätte u. a. folgende Vorteile: die Finanzierung wird

erleichtert und die Kapitalbescbi^fung desentralisiert. Die Aufgabe der

Unterbringung der aussagebenden Wertpapiere wird in die Hand der

landschaftlichen Institute gelogt, die seit vi(den Jahrzehnten sich mit

der Ausgabe derartiger Werf {iapi«>re befassen. Den Nachteilen, die für

den Staatskredit §us einer alizu großen Verkaufsnotwendigkeit der Keoteu-

briefe doroh die Staatsbanken entstehen konnten, wird entscheidend

entgegengewirkt und die Qarantielast des Staates wird erheblich ver-

mindert. Don Rentenbanken dagegen wird dasjenige Gebiet zugewiesen,

auf dem sie besondere Erfahrungen besitzen, nämlich das Gebiet der

Kleinsiedelungen und insbesondere die Schaffung von Arbeiterrenten-

gtttern. Die FinanaUst des Siedelungswerkes wird aof die Schultern

aweier verschiedenen leistungsfähigen Kreditorganisationea verteilt.

In der Zweckbo.'^timmung der Kleingrundstücke ist zu unterscheiden

«wischen dem Vtrohngrnndstttck, das in der Hauptsache dem Wohn- .
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bedürfnin und nur itn Nebenzweck der P'.i^r"''Ti Produktion dient, und dem
Wirt sc h uf f sgruiidst ü c k , das zur voilen Eiiikommenser^ielnn'r durch

Bodenbebauuug biureicLeu uuß. Für beide Gruudhtücksgattuiigen be-

stehen verschiedene Voranssetsungeo. Land fttr die rein landwirtschaft-

liehe Siedelung(Wirt«chaft8beim8tatte) wird im allgemeinen nicht schwierig

zu beschaffen sein, da der Erwerber in der Wahl der Gnindf^tückslage

nur wenig beschränkt ist. Bei dem WohngrundstUck dagegen ist die

Lage von entscheidender Bedeutung; der im Hauptberuf gewerblich

tfttige Arbeiter ist an die Nbbe eder mindestens an die Erreicfabarkeit

des Gewerbebetriebs gebunden. Die Gel&ndebeschaffang bildet hier die

\vo>4ontlIc]ie Voraussetzung des SiedclungserfoliUS und ist im Rahmen der

allgemeinen Bodenpolitik durch geei<rnete Maßnahmen zu behandeln.

hierzu L&ndrat von Laer, Jahresber. d. Westf. Ver. L Kleinwohnung^-

wesen 1916| 8. 56, der namentlioh reehtseitige Sicheriing vcn Ans-

hreitongsgel&nde und Vorkehrungen gegen Bodenpreistreibung befürwortet

und Aber die Örtliche Biedelung Landesrat Aithoff, a. a. O. 8. 82 i.

§ 107. Unter den Naohwirkungcm des Weltkrieges ergeben sich

besondere Siedelungsaufgaben in der Fttrsorge fttr die Ansiedelung von

Kriegern und Kriegsbeschädigten, wie von Hinterbliebenen gefallener

Krieger, für die die mit Landzugabc ausgestattete Heimstätte in großem

Umfang in Betracht zu ziehen ist Die auf die Durdiführnng dieser

Aufgaben abzielenden Bestrebungen werden zumeist unter der Be-

/f^icluinng
,.Kriegeransiedelling*' zusanimcngcfalit. l^ci der Anlegung

(It'i Ixliingüter ist, wie für die Ansiedelung im allgemeinen, teils auf

haujitl enifliche in Landwirtschaft und (Järtnerei tätige Siedeier, teils

auf gt\v< i I tnäticre Sir h 1er, die eine kleine Landwirtschaft uebenberufUch

betreiben, Rücksicht /.u neinnen.

Die Scliaffiin;^ von Werl<st?lf ten für Heimarbeit und Heimstatten

zur Ansiedelung für Krie^'stjt'8cl)llditite wird von A. Skalweit mit der

Begrtindung verlangt, daU eine große Zahl Kriegsverletzter zwar nicht

oder nur nnter groflen Unxntrl^lichkeiten in einer Fabrik arbeiten, wohl

aber in der Heimarbeit erwerbstätig sein kann; die „Dezentralisation

der GewerbeflRche" ist anzustreben; Das neiio Deutschland IJ'lfi, 8. 20*'.

Zur Gewinnung deti Auschlusäes an den Markt und zur Förderung des

Absatzes der Erzeugnisse wird von A. Hans die Schaffung von genossen-

sehaftliohen Organisationen fttr Einkauf und Verkanf empfohlen; Hein
und Seholle, 18. Sept. 1916, 8. 85.

Die Ansiedelung wird wesentlich erloich^ert dnrrh das Reichsgf^^et^

vom 3. Juli 191G, sogenanntes Kapitalabfindungsgesetx, das den

snr KriegsversorguDg Berechtigten eine Kapitalabfindung znm Erwerb
oder lar Undwhrtsehaftlichen Stftrining eigenen Omndbesitses (andi fttr

den Fall des Hauserwerbs durch Mitgliedschaft bei einer Bangenossen-

schaft) gewährt. Die Borochnung der Abfindung erfolfjt narh dem

Lebensalter, beginnend bei dem 21. Lebensjahr mit dem lb'/}f&cheu und

sinkend bis snm 65. Lebensjahr aqf das dVifsche des Jahresbetrages
oder des beantragten Teilbetrages der in Betracht kommenden Beallge.

Zu dem Qesets sind die Ausfflhrongsbestimmungen des Bundesrats vom
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8. Juli 1916, sowie di« einselstafttiichen Verordnungen Aber den Voll-

sog des Gesetzes ergangeu. Das bayerische Oeeete über Ansiedelung
von Kriegsbeschädigten ic der Larr^wirtscliaft- vom 15. Juli 1916 ei"-

mftchtitrt die LflndeskiilturroDtenbank, Darlehen unmittelbar (also ohne
Vermitteltuig der Gemeiudeu) au Kriegsbesuhädigte zur Ansiedelong in

Undwirtaohaftlicben Betrieben oder snr Stftrkung landwirtsehaftiichen

Beeitsee so gew&hren. Im Staate Sachsen bestimmt des Kriegeransiede-
Itinfjsgesptz vom B. Mai 1016, daß die T/andoskulturrentenb&nk Darlehen
au (iemeiuden zur Uutersttltzung de» Kleiuwohnungsbaues geben kann.

Die Lendeasiedelungsstelle bei der Kreisbauptmannschaft Dresden und
die Landeasiedelaogsges. „Sftobsiscbee Heim" dienen der Forderung der
Bestrebungen.

Die Ausführungsbestimmnngen zum Kapitalabfindnngsgeset/ sind

zusammengestellt in den Amtl. Mitteilungen, herausg. vom Preufi. lü-iegs-

ministerium vom 28. Msi 1917 and Arch. inn. Kol. 1917, fl. 8, 8. 286.
Mehrfadi wird gemeldet, daß die Erledigung der Abfindnngsgesuohe
eine zu lan^re Zeit in Än.s))rur}i nimmt und hierduroh die Ansiedelung
ins Stocken gerat. Arch. inn. Kol., TX, S. 130.

Zu der praktischen Ausführung berichtet die äuhlesiscbe Land-
ges., dsfl unter 128 Ansiedlem d. J. 1916 70 Sriegsverletste gesihlt
wurden; Heim und Scholle 1916, S. 243. Ansiedlerstellen der vom
Kreise Wohlau iu Schlesien errichteten Siedelangen wurden von Kriegs-

verletzteu und Kriegerwitwen unter Verbesserung ihrer wirtschaftlichen

Lage, vermittelst eines Teils der kapitalisierten Abfindung erworben;

a. a. O. 24. Jan. 1917, 8. 285. In Freystadt i. 8ohI. wurde eine

SiedeluDg unter Mitwirkung der Stadtgeraeinde angelegt. In der ProT.

Hannover hat der Kreia Fallingbostel mit der Ansiedelung Kriegs-

verletzter begonnen; Westf. Wobnungsbl., September 1916, S. 225.

Die Siedelungsges. „Sacbsenland" in Halle a. 8. ist mit der Einricbtung

von Ansiedelangsstellen für Kriegsbescliftdigte beschäftigt. Durch den
Verein f. soz. Kolon. Borlin-Zeblendorf wurde i. .1. 191G eine Anzahl

von Kriegsinvaliden \ind Kriegerwitwen angesiedelt. Die Landges.

„£igene Scholle", Frankfurt a. d. 0. übernimmt alle mit der Krieger-

ansiedelnng verbundenen Kosten und Auslagen (ausgenommen Reidbs-

Stempel) und gibt bei geringer Anzahlung den Rest des Kaufgeldes als

Grundrente oder Hypothek. Zu den Maßnalunon der Gemeinde Rüst-

ringen 8. unten § 117. Die Sftchs. Kriegersiedehmg e. G. hat sich

südlich Leipzig bei Wachau ein Gelände zur Anleguug eines Garten-

dorfes gesichert, in dem Stellen mit )4 la^nä fttr 6—10000 If.

abgegeben werden. Die Organisationen in Württemberg amfassen den
Württemberger T.andesverein für KriegerheimstHtten, den Landes-

wohnungsver., den Verb. Württemberg. Baugenossenscb., den Stutt-

garter Ver. f. Eriegerbeimst&tten und den Schwftbiscben Siedeluogs-

verein. Die Siedelungsstelle des badischen „Heimatsdankes" dient als

Auskunfrs- und Xachwei«srelle. Von minder befriedigenden Erfahrungen

in der Kriegeransiedelang berichten die Pomtnorscho und die Hessiscbe

Siedelungsgesellschaft, Arch. inn. Kol. XI, S. 61 und 138.

Fttr die Anlegung von Kriegerheimstfttten hat Dr. Rasch ig«
Ludwigshafen ein GelUnde von 20 ha geschenkt unter der Bedingung,

dafi . die Stadtgemeinde die sur Abmndung der Siedelang fehlenden
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16 ha freihändig oder durch Enlpi^niing in ihren Besitz bringt. Zu
dem gleichen Zweck hat die Badische Anilin nnd Sodafabrik im Mai

1917 ein Kapital von MiU. M. gestiftet, so dafi die Durchführung

cl«r Siedelung gesichert ist.

Za der Ansiedelung von Offizieren vgl. Ztschr. f. Wgsw. in Bayern,

Jan. 1919, S. 24. Eine iieffliche Cborsitlit der für die Kriegeransiede-

lungen geeigneten Anla^^'eu geben die Sonderhefte der Baunmdscbau,
Hamburg (Konrad Häuf} 1917 und 1918; die Hefte enthalten wert'

volle AbbildiiDgen von ADSiedelnngeii in den den veracbiedenaten LRodes-
teilen angepaßtf'ii Aiisführnngeil. Der ReichsansschuQ für Rriegsbescbi-

digtenfürBorge (Berlin, Vors. v. Winterfeldt) hat Grunds&tse für die

Durchführung der Ansiedelung aufgestellt; s. Zeitschr. Die KriegsbescLä-

dlgteofttrsorge, Berlin 1917, S. 4261. örtliche Vereinigungen ^nd «n
vereebiedeneo Stellen begründet worden ; so der Ansschofi fllr die Krie^^
beschadigtenansiedelung Groß-Berlin. Vgl. femer die Ztschr. : Fürsorge

für Kriegsteilnehmer; Korrespondenz für Kriegswohlfahrtspflege (herans-

geg. von der Zentralstelle f. Volkswohli.), sowie unten Anhang II.

Über die Kriegerensiedelaog der Älteren Zeitabsebnitte ond ihre

Leistungen fllr die Sicherung von Grenzmarken s. v. Soliwerin, Sehr.

d. deutschen Ver. f. ländl. Wohlf. und Heimaf pflege, 20. H., Berlin 1917.

8. 87f. In großer Ausdehnung wurde dif ATiH'>delung Kriegsbeschädigter

und gedieuter Soldaten durch Friedricii II. nach dem Siebenjährigen

Kriege betrieben. Za dem Wirken dee KfSnigB und der Verwaltung
e. die Akten im Preafi. Geh. Stnataerebiv.
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Dritter Abschnitt,

Gartenstädte. Garteopacht.

§ 108. Als Gaitanstadt wird eine Form der Siedelang beieiduiet,

dio die Vorzflge des stfidtischen Znsammenwobnens und der bierans

eotspringßnden gesellschaftlicheil nnd geschäftlichen Vorteile vereinigen

will mit einer dem Landleben angenäherten Wohnweise. Zugleich soll

die ^t uirische Grundrente, insoweit sie durch die Gründung und das

Wachstum der Städte gesteigert wird, der Allgemeinheit zufließen. Die

Anlage der Stadt soll, wie der Name besagt, den Charakter einer in

Gartenpflanziingen liineingebauten stfidtischen Siedehiug tragen. Dem
Landbau und Gartenbau bleibt ein erheblicher Teil des Bodens vor-

behalten. Die Oowerbetätigkeit ist keineswegs ausgeschlossen, wird

jedoch in besondere hierfür geeignete Bezirke Yerwiop(>n.

Grundxüge der Gartenstadt sind demnach: Plan milbige, hinsichtlich

der Bebauung und Bodennutzung voransbestimmte Anlage der Siedelung;

Verbindung der Wotuiung mit Garteniand und Landbau; geiueinnützige

Verwendung des Grundrenteuzuwachses. Aus der einheitlich vor-

genommenen Einteilung nnd der Gliederung der Planung ergibt Bich,

daB die GertensCadt riumliefa sbgesefalossen und fttr die Anfmhme einer

begrenzten Anzahl von Bewohnern angelegt ist; der BevOlkerongSF

Zuwachs soll nicht durch Stetgerung der Bodenansoutiong, sondeni
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dtirch Angliederung oder Begrnndtircr oincr neuen Siedeiung unter-

gebracht werden. Wird eine garicTDii.iiage ^iftdelung im Anschluß an

eine bereits bestehende Stadt angelegt, so bezeiclniet luun sie als

Garten V or.stailt. Fflr einen großen Teil der deutschen Gartenstädte,

die in Anlehnung an eine nahe belegene größere Stadt erbaut wurden,

wird man den Ansiliuck (mrtenvürbUidt uuer gartcnmaüige Stadt-

erweiterung anwenden dürfen.

Dafi bereits der griadiistAe 8tldtob«i ein« BegreuzuDg des Stadt*

nmfangs kannte and ihr in seiner Bevölkamngspolikik und Eolcmie-

gründung Kechnung trug, wurde oben S. 20 erw&bnt. Doch ist zu

bemprken, daß die ^rriechischeii Stsdte vorwiegend eine von der Land-

wirtschaft lebende Bevölkerung umfaßten, für die sich — insbesondere

bei der damaligen Technik des' Ackerbaues — der gegebene Nahrungs-

spielrauni nicht unbegreaat vermehren ließ. Fflr eine industrielle Be-
völkemng liegt ein Zwang an Ähnlichen BeschrBnkungen nicht oder snr

Zeit nicht vor.

Der Gedanke, eine Htadtische Siedelung einheitlich in ali ihren

Teilen nach vorbestimmtem Plan aninlegen, tritt seit dem 16. Jahr-

hundert im neuzeitliclioii Städtebau hervor und führt zu dem Entwerfen
von No^!nn1^JfRdten (die Be/.eiulinung „Idealstadt" erscheint fttr dies©

PlauuQgen kaum iiutreffend); s. oben S. 69 f. Im 17. und 18. Jahr-

hundert ist die einheitliche Planung von Stftdton und Stadtteilen weit

verbreitet und findet in Stadtanlagea ihre VerwirUichnng. Das 19. Jahr»

hundert hatte nach dem Abschluß der Periode der landesfürstliohen

Bautätigkeit und bei dem gewaltigen Wachstum der Städte und ihrer

Bevölkerung zun&ohst die dringenden Aufgaben der Wohnungsherstellung

nnd der teehniseben Ansstattnng städtischer Siedelnbgen an befriedigen.

Wenn auch Lehrer des Städtebaues, wie Wiebeking, sich mit Ent*

wHHen für einheit!; Ii geplante Stadt auh'i'.jen befaßten, so stand liierbei

doch der Monumentalban und die ErziehinL' eindrucksvoller Stadt- und

Straßenbilder im Vordergrund. Ein Eniwurf für eine einheitlich ge-

plante bürgerliche Wohnstadt warde i. J. 1888 veröffentlicht nntor

der Bezeichnung ,,Ideal einer Stadtaulage für Baubeamte, Stadtbebörden
und Rittergutsbesitzer, welche auf ihren Feldmarken Stadtanlagen gründen

können und wollen" (Liegnitz, Verlag Kuhlmey; Abdruck in der

Staatsbibliothek, Berlin). Der Name des Verfassers ist unbekannt;

auch Uber die auf dem Plan jangekfindigte Erl&utemngssdurift konnte
ich nichts Näheres ermitteln. Der Orandplan ähnelt den alten Normal-
stadtplanen, nur daß die Baublöcke wie die Reihen des Brettspiels

konzentrisch iueinaudergestellt sind. Die Innenstadt wird von einer für

Lagerplätze, Nutzgärton nsw. bestimmton „Stadtnmgebung" eingefaßt.

Die Straßen sollen von 24 Fuß breiten Wassergräben durchzogen werden,

die auf beiden Seiten mit Obstbäumen bepflanzt sind, „so daß die gan^e

Stadtarlftt'e wie in einem Garten befindlich ist". Für die mit privaten

i; rexiiacben reichlich, dagegen nur mit einem öffentlichen Platz versehene

Inneo^tadt wird eine Zahl von 10000, fttr die nStadtamgebnng* die Zahl

von 2000 Einwohnern angenommen.
In einer i. J. 1859 geschriebenen, 1867 veröffentlichten Srhrift

begrtindet der spanische Ingenieur Ildefonso Cerdä die Forderung,
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dU Vorteile stftdtiieher und Iftndlieher SiedeluTigsweise su vereinigen,

nach dem voio Verhaaer anfgwtellten Pro^^rammwort : Rurizad 1d urbano,

urbanizad lo rural (Teorfa goncral de la Urbaiiization , Madrid 1867).

Unter dem vom Wrfa^ser geprägten Ausdruck „urbanizacion" ist za

verstehen „das plaumäßige ZuHammenwiriten der Bautätigkeit und aller

Hafiaabmeo, die vermittehtt de« Banweseoe das Gedeihen der Meneeben
fördern*' (a. a. 0. S. 30 ; in dem mir verfügbaren Exemplar der Staate*

bibliothek in Berlin fehlten leider die vom Vcrfai=tser ontworfonen Plan-

skizzen. — Im Jalire 189G veröffentliclite Theodor Fritsch eine Schrift

„Die Stadl der Zukunft". Der Gedankengang des Veriai^iuerH geht

dahin, dafl eine Stadt» auf der Vorauesetsnng dea geDOSsenecbaftlieben

Bodeneigentams gegründet, planm&ßig in der Wefse angelegt werden
könne, daß die Nnr-liteile der großätädtiachen Beeiedelung vermieden

würden. Im Gegensatz zu dem heutigen System der Stadtanlage sollte

die neue Stadt mit der Bebauung in den Außenbe2irkeu beginnen und
allmftblieb mit größerem Wachatnm sebrittweiee bis an einem Stadtkern

vorrücken, der die bevorzugten Monumentalbauten enthalte. Das Schema
dea Stadtplans stellt etwa die Hälfte eines Kreises oder einen Fächer dar.

"Die neuere Oartenstadtbewef^nng gelangte zuerst in England zur

praktischen Durchführung und verdankt hier ihren Erfolg dem Zusammen-
trelEen aweier Strömungen. Im Jahre 1887 verlegte Sir William Lever
seinen Fabrikbetrieb aas Liverpool nach einem 12 km entfernten Anfien-

bezirk und begründete dort die Mustersiedelung Port Sunlight, während
i. J. 1889 die Gebrüder Oadbury in einem Vorort von Birmingham die

Siedelung Bournville errichteten. In den beiden von Arbeitgebern ge-

sehattenen Anlagen wurde mit dea aeitberigan System der stidtisdien

Bebannng vollständig gebrochen und die Kleinwobming in die Umgebung
von Park und Garten gestellt. Der zweite Antrieb ging von Ebenezer
Howard aus, der i. J. 1898 eine Schrift to-morrow (spätere Auflage

u. d. T. Garden-Cities of to-morrow) veröffentlichte und hiermit den

Gartenftadtgedankem in weite Kreise trug. Howard stellt die Vorstfge

und die Nachteile des Landlebens nnd der städtischen Siedelnng in

knappen Skizzen einander gegenüber und gelangt zu dem Ergebnis,

daß die Gartenstadt nach den oben angegebenen Grundsät/en als die

neuzeitliche Form der Stadtanlage zu erstreben sei. Wegen der weiteren

Bntwicklnng in England s. § 187.

In Deutschland hat inzwischen der Bau von Gartenstädten eine

bedeutende Verbreitung gefunden. In Königsberg i. Pr. wurde 1907
durch den Allgfiraeinen Wohnungsbauverein nach den Entwürfen von Fritz
Bleyer die Gartensiedelung Ratshof angelegt, die sich bei günstiger

Lage gat entwiokelte. Von großem Einfluß wurde die QrUndnng der
Gartenstadt Hellerau bei Dresden, die an die Verlegung der Deutschen
Werkstätten für Hanvluerkinkunst von Karl Schmidt i. J. 19()8 an-

knüpft und nach vielen Richtungen vorbildlich gewirkt bat. Der Be-

bauuugäplau, von Kich. Riemerschmied entworfen, teilt das Ge-
samtgelinde von ISO ha in fOnf Bauconen: 1, Kleinhftuser, S. Land-
häuser, 3. Wohlfahrtseinrichtungen, 4, Fabriken, 6. Vorbehaltsgeliinde.

An den ausgeführten Brii-^fu sind Rieh. R i em er s ch m i e d , Hcii.

Tessenow, Herrn. Muthe.sius und eine Reihe anderer Künstler be-

teiligt. Dem Jahre 1910 gehört die Gründung einer ganzen Anzahl von

EbertUdt, HMidbadi dct Wohnungswesm. 4. Anfl. 31
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Gartensiedelungen an, unter denen Stockfeld-StraBburg, NeiiuÜDster, Hüt-

tenau a. Ruhr (Entwurf von Gg. Metzendorf), Magdeburg, Wandsbeck,

Riederwald (Frankfurt a. M.) genannt seien; in den folgenden Jahren ent-

standen Gartenstädte und Gartenvorstädte in Karlsruhe, Nürnberg, Stettin,

Euch und Anke, Mannbrim.

Abb. 72. Iteilienhäuser der Gartenvorstadt Mannheim.

Neugobauor und Scbmidt, Altona.

Abb. 73. Gartenstadt Steenskamp-Balirenfeld bei Altona.

Dortmund, Leipzig-Marienbrunn, Magdeburg, Altona, Emst bei Hagen, Ger«,

Berlin-Falkenberg (Bruno Taut), Mannheim, wahrend die von Rieb.

Zanders Berg.-Gladbach begründete Siedelung i. J. 1913 in eine ge-

meinnützige Gartenstadtgesellschaft umgewandelt wurde. Die beifolgende
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Abb. 72 zeigt die Anltge vod Reihttnbftaseni in der Gartenvoratedt
Manabeiin, die Abb. 73 eine Wohnstraße aus der Gartenstadt Steen«

karap-Bahrenfeld (vgl. auch oben S. 317). Über die Gartenstadt Brann-

scbweig-Eiddagbausen s. Tb. Goejcke, St&dcebau 1015, S. 45. Neben
ddD GartenttUldtoiif die aich durch die eioheitlicb planmäßige Behandlting

der Anlage anBieicbnen, beatanden bereits frliber and beatehen noch
hento in großer Zahl trenossenscbaftliche Siedelungen, die, in der Nähe
von Städten be]f><,ren, ibroD Mitgliedern Wohnongi Oarten und Land-
besitz bieten; s. § 120.

Ein nicht geringes Verdienet hat sich die Oartenatadtbewegnng
durch ihre Veröffentlichungen erworben, in denen die firfahrnngmi Aber
die Begrtlndung der Siedelnngen, die praktische .Au.sfiibrung und die

vorteilhaftesten Baufonneii der Allgemeinheit zugänglich gemacht werden.

Zu erwähuen sind die Schriften: Gartenvorstadt Lei pzig*Marienbrunn (Be-

bannngsplan Hans Strobel, Haosbanten yon Leipziger und Dreadeaer
Architekten; Berechnung fftr die gesamte Siedelungsaniage)« Leipzig 1918}
Gartensiedelnng Grnnauor Wald l'ausgeführte Bauten von Tj. Bopp,
0. Lindomann, P. Will, J. Göttelj, Borg.-Gladbach 1914; die

deutsche Gai tünstadtbewegung Berlin -Scb lachtensee 1911; F. Biel,
Gartenatadtbewegung, Leipzig 1914. Eine virkungsvolle Darstellnng der
Gartenatadtbestrebungen gibt t. B e r 1 e p

a

c h - V a 1 e n d <\ s in seiner (ge-

meinsam mit Arrhifekt Hansen bearbeiteten) Schrift „Die Garton-
stadt" Mfinchen-Porlach. Die Veröffentlichung enthalt den klar durch-

dachten Bebauungsplan der beideu Siedeluugeu, die Eiuzelauäarbeitung

einea Teils der 8tra6en und der Öffentlichen PIfttae; ferner anaprediende
Entwfirfe fttr Kleinbäuser im Beihenban.

Die Gartenstädte pflegen v^r/ugsweise den Bau des Kieinhauses

und des Mittelhauues. Im allgemeinen betrugen (vor der jfingsten Stei-

gerung) die Mieten 250—375 M. für das Kleinhaus mit Garten (Gro-

nauer Waldf Hellerau, Karlamhe, Httttenau, Nürnberg, Wandabeok, Stock-

ieldi Neumünster, Riederwald, Jlarienbrnnn). Häuser mit Mittelwoh-

nttngen finden sich in finer großen Zahl von Gartenstädten, während
im einzelnen auch Hikuser von höherem Bauwert zur Ausführung ge-

langen. Die Zahl der in genossenschaftlichen Gartenstädten angeaie»

delten Bev6lkerang wird man aar Zeit auf etwa 27000 Bewohner be-

Ziffern können. Der Erörterung der wirtschaftlichen und technischen

Fragen der Garten.sladisiedclnng dient die Zeitschrift „Die Gartenstadt",

die ein reiches Material für den Straßenbau, Hauserbau, die Gelände-

anCteilong, aowie fflr die Garten« nnd Landnntaung bringt. Zn dem
Strafienban vgl. oben S. 260f. Eine erhebliche Bedentnng fflr die Garten-

stadt wie für jede weitrftnmige Bauweise überhaupt bat die Aufgabe der

Beseitigung der Abwässer nnd der Abfallstoffe. Mit Rttcksicht auf die

"Weiträamigkeit der Siedelungen und die Bedüriuisse des Gartenbaus ist

die Frage der Kanalisation hier andere an behandeln als bei gaachloe-

aener Banweiee; vgl. oben S. 367.

Neben den auf genossenschaftlicher Grundlage stehenden Garten-

stfidten verfolgt eine grofie Zahl von Siedlnngen mit erwerbsmäßigen

Zwecken das Ziel, eine gartenatedtmSfiige Bebaoimg zu bieten. Der

Bau der Kleinwohnung tritt bei diesen Unternehmungen mehr Eurfick;

31*
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die Mittelwohnung wird vielfach ungelegt, während häufig bei geeigneter

I^e die teuere Wohnung (Landhaussiedelung) zur Ausfübrung gelaugt

Von den Vertretern der genossenscliaftlicben Gartenstädte werden
die erwertjstRtt'trpn I-nfemehniungen' als „kapitalistische" Gartenstadt«

bezeichnet; ein Aufdruck, der indes nicht immer als kenuif^eichnend

gelten kann. £iQe große Anzahl von befriedigend entwickelten Siede-

lungea ist dnrch erwerbBt&tige OeBellscbeften angelegt worden, nament*
lieh in der Umgebung von G roBstftdten ; a. daa Veraeiolinia bei Biel,
Gartenstadtbewegung, 8. 69 f.

Eine Beihe dieser Siedelnngen ist in vorhandene Wälder unter

Erhaltung des WaldbeatMdes eingebaut worden. Zu den dnrch Ein-

gliederung in altere Waldbeatände entstandenen Siedelangen zahlt die

Yillenkolonio B u cL c Ii 1 a g , auf hessischem Gebiet in der Nähe von

Frankfurt a. ^I. errichtet. Die WohnungsgesellHchaft Buch« ch lag hat

das Gelände von der Großherzoglich hessischen Domänenverwaltung er-

worben nnd leitete die Besiedelting nrsprünglich als gemeinntttisigeB

Unternehmen. Die Häuser sind kttnaderisch angelegt und stehen im

Preise von rnnd 14nCK> M. — Ein großes Wahigel&ude ist in der Nähe
von Mülheim a. Ruhr, im Mittelpunkt des rheitiinchen Industriebezirks,

zur Anlage einer Waldsiedeiung erworben worden. Das Gelände hat

einen Umfang von 1612 Morgen nnd ist aeineraeita wieder von grOfleren

Waldungen umgeben, die ein susammenhängendes Waldgebiet von 20000
Morgen bilden. Zur Ausführung des UnternelimenH wnrde die Broioh-
Speldorfer Wald- und Garteuatadt-Aktiengesellschaft in Mlil-

heim a. Ruhr gegrUndet, die in der neuen Siedelung eine Stätte der

Kräftigung und der Erholung adiafifen will. Das Gebiet der Siedelung

ist eingemeindet in die Stadt Mülheim a. Ruhr, die durch Übernahme
eines Teil« des Aktienkapitals auch finanüiiell und organisatorisrh an

dem Unternehmen beteiligt ist. Der Kaufpreis des Bodens beträgt je

nach der Lage 2500—6000 M. für den Morgen. — Ober den Plan der

Anlegung einer Waldsiedeiung in HSael, swiaohen Dttaaeldorf und Eaaen,

a. „Städtebau", Bd. V, 150,

Die I zu den Er\verbsunteriiehmun<'eii tjehörende Heimst iltten-Aktien-

gesellschall und die Deutsche Volksbaugesellschaft in Berlin verbinden

allgemein den Hauakauf mit dem Abschluß einer Lebensveraieherunga-

police. Der Erwerber des Hauses macht hier eine Anzahlung von 10*/^

des Hauspreises; ffir den Rest (^0'^f^J) dos Kn';f<:elde8 nimmt der Er-

werber bei einer Versicherungsanstalt eine Lebcusversicherung , die zu-

gunaten der Baugesellschaft zahlbar ausgestellt wird. Der versicherte

Betrag wird ausgesablt beim Todesfall dea Versicherten oder spätestens

bei Erreichung des 60. Lebensjahres.

Über die von deutschen Arbeitgebern angelegten gartenmäßigen

und mit trefflichen landschaftiicben Wirkungen ausgestatteten Anlagen

B. unten § 116 f.

§ 109. Das System der gedrängten Hauwrise und des Viel-

wohnungshanses versact der städtischen Bevölkerung für die Klein-

wohnungen allgemein jede private Freifläche und BewegtHitjsfiäcbe,

sowie die Zugabe von Nutzland, dessen Bedeutung für die Wuiöchafts-
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fOhrong heute in stetig steigendeni Mafie anerltannt vird. Den stSdte-

baalidieD Mängeln snclit man dndnre|| entgegenzuwirken, dnfi den

minderbemittdten Schiebten Gelegenheit zur Pachtung von Gartenland

gegeben wird.
*

In dem älteren Städtebau waren bei dem BUrgerbiins allgemein

and bpi dem Kleinhans regelmäßig private oder in der Ntthe erreich-

bare Freiflächen '-c-handen. Pachtland zum Garten- und Gemüsebau
wurde überdies an die miuderbeuiitteite Bevölkerung abgegeben. Noch
bis in die 70er Jahre beetanden» wenn eich auch das Verhältnis gegen
irfiher stark veracbleohtert hatte, Hausgärten und unüberbaute Flächen

in erheblichem Umfang, die während der neueren Bautätigkeit rasch

verschwanden. In Alt-Leipzig wurden i. J. 1875 noch 13,17 qm Garten

auf den Einwohner gezählt; bis 1890 war die Ziffer auf 5,42 qm
herabgegaogen. Während die alten O&rten der Innenatadt Überbaut
wurden (oben S. 242), bot in den Neubau bezirken die Stockwerks-

häufung in Deutschland Uberhaupt keine Freifläche für die Kleinwohnung,

von dem Qarteu zu schweigen. Die burrogatkunst der Baumpflanzungen

in den StraBen und der OrHuatreifen Iconnte aehwerlich als Brsats dienen«

lUn starkor Begehr nach Pachtgärten machte sich geltend.

Die Be^cliaffung von Gebinde für Gartenpacht erfol;;t durch Vereine,

Stadtgemeiuden und Private. Der Lf'ijiziger Ar/.r Dr. Schreber, der

sich durch seine Bestrebungen für Volksgesundheitspllege auszeichnete,

hatte in «einer leisten Arbeit i. J. 1861 anf die Notwendigkeit der

Bewegung im Freien für die HeranwachHenden hingewieaen; die nach

ihm benannten „Sclirebervereine" haben Bich in hervorragender Weise

in der Bereitstellung von Pachtgärten betätigt. Da3 Kote Kreuz und

der Vaterländische Frauenverein, sowie eine Heike anderer Vereine,

wie die Patriotiaehe Geeellsehaft in Hamburg widmen eich den Riehen
Beetrebnngen. Der preuß. Bergfiskus unterstützt die Anlage von Klein-

gärten in Oberschlesien. Unter den Stadtgemeinden hat als erste die

btadt Kiel, die nach alter Sitte Gelände an minderbemittelte Familien

abgab, bereite in der ersten H&lfte dee 19. Jahrhunderts die Schaffung

von Kleingarten entwickelt; i. J. 1911 wurden 4600 Pacht <^'iirten ge*

zählt. Gemeindeland wird in einer Reihe von Städten für Kleingärten

hergegeben. Von privaten Bcsit/ern werden in den .Außenbezirken der

Großstädte Grundstücke, auf deren Bebauung in absehbarer Zeit gerechnet

wird und die deshalb nicht mehr Gegenstand eines bftuerlich-landwirt'

S(d>aftHehen Betriebs bilden, mit kurzfristiger Kündigung als Kleingarten

verpachtet. Hllufig Übernimmt ein Generalp?lchter das ganze Gelände von

dem Boden besitzer und verpachtet es in kleinen Teilstücken, die bei der

städtischen Bevölkerung der umliegenden bebauten Besirke sehr gesucht

sind. Es entstehen dort die sogenannten „Lauben^lonien". Die Pachter

betreiben auf ihrem Pachtland Gartenbau und Gemüsezucht und er-

richten leichte Holzbaulichkeiten f(1r den Aufenthalt während der Feier-

stunden. Die Verpachtung der Ländereien au Qeneralpächter (die von

den Laubenkolonisteo verschiedene Leistungen, wie den Besag von Oe-
tranken, fordern) hat im einzelnen zu Mißständen gef&hrt, denen gegen-

über C 0 e n e n , Tjaubenkoloniewesen, die Begründung gemetnntttsiger Organi-

sationen vorschlagt.
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INe Bodontniig der KleiagftrteD und der OftrteiipRckt wird tbt-

^'ehend dargestellt von J. Kaup, der über den Stand der Kleingarten-

bewegung und den Bedarf an' Gartenland ansfdbrliche ÜTi^-rmichungen

bringt. „Überblicken wir da» Ergebnis aller dit^ner Angaben, so ist

fOr die G-rofiet&dte ein Mangel an Üausg&rten eingetreten, der ein ab-

schreckendes Dokument für die Verringerung dee Lebensraomee der

Familien darstellt." — In der jüngsten Zeit ist, im Zusammenbang mit

den Krief^'seroignissen, die Nachfrage nach Pachtland weiter gestiegen.

In Berlin wird für 1916 die Zahl der Kleiugartenpaohter auf 60000
veranechlagt; doch iat der Bedarf an Gartenland in den Kreisen der arbei-

tenden Bevölkerung ein vielfach größerer. Den Klagen wegen überm&ßig

hoher Pachtpreise für Kleingärten in Groß-Borlin (in einem Einzelfall

2 il. für 1 qm Brachland) ist das Kri e^HWucheramt durch die Entschei-

dung entgegengetreten, daß höhere als die von dem Magistrat festgesetzten

Paehtpreise nicht ediobea werden dürfen; sie betragen im orliegenden
Fall 12 Pf. jahrlich für 1 qm Kulturland und 6 Pf. für 1 qm Brachland.

Unter dem Eindruck der Kriegswirt«chafi schloß sich i. J. 1915

in Wanne (Westf.) auf Anregung des Amtmanns Weiiing ein Verein

xnsammeu, der sich die Bebauung brachliegender Flachen im west-

f&liechen Indaetriebeitrk cum Ziele setst. Die Mttgliedersahl stieg von

260 i. J. 1915 auf 8000 i. J. 1917: nach der Entstehung von gleich-

artigen Vereinen in Naclibarstädten bildete si« Ii 1917 der Verband für

den Industriebezirk mit einer Zahl von 15(K)0 Mitgliedern. Die wirt-

schaflLicheu Ergebuiäse von Gartenbau, Gemüiiebuu und Kleintierzucht

sind -ftnfierst gflnettg. Der Verband sacht das an Kleing&rten geeignete

Gelände nach Möglichkeit der Pachtspekulation (s. oben) /u entziehen.

Yerbandszeitscbrift ist „Der Gartenfreund"; s. Westf. Wohnnngsbl., Min
1917, S. 26. Vgl. hierzu den Aufsatz „Pachtgärren in der Rheinprovinz**,

Rhein. Blätter f. Wohuuugsw., April 1917, S. 71, Jahresber. der Westi.

Ver. s. Fdrderong d. Kleinwohnongsw. i 1916, 8. 89; Goetav Mertens,

BauVereinigungen Westfalens 1913, S. 57. — Gegen Unzulänglichkeiten

im Kleingartenbetrieb wendet sich M. Wolf, der fZtschr. f. Wohngsw.,
25. Juni 1919, S. 278) empfiehlt, das Wohnen der städtischen Bevölke-

rung individuell, die Selbstversorgung dagegen großgenossenschaft*
lieh za regeln.

Ein der Nationalversammlung unter dem 12. Juni 1919 zugegan»

gener Entwurf einer Kleingarf or- und Kleinparhtland-Or'lnunj: tritt ver-

schiedenen Mißständen im G&rtenpuchtwesen entgegen; namentlich werden

neu geregelt die Festsetzang der Pachtpreiee, die Kündigung tmd die

Weiterverpachtung, die — rar Beseitignng von ünsutrlglichkeiten bei

dem obenerwähnten Betrieb durch „Generalpächter" — den öffentlichen

Verbanden nnd gemeinnützigen Unternehmungen vorbehalten bleiben soll.

Zum Landaufenthalt für Sonn- und Peiertage und für die Erboluogs*

seit werden BanliohkeiteD einfachster Art errichtet, fttr die die Deutsche

Ansiedelongsbk. in Finkenkmg bei Berlin eine Ansah! von EntwUrfen
ausgeführt hat (sogenannte Feiertagshutten oder Lufthütten); s. Wettbewerb
der Zeitschr. „Die Woche", Sonderausg. Sommer- und Perienhauser mit

SinleituDg von Prof. H. Muthesius. — Wegen der künstlerischen üe-

staltang nnd der Vorbilder ffir Gartenanlagen ist insbesondere anf die

Arbeiten von Sohultse'Nanmbnrg an verweisen.
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Zeitschriften

:

Die Gartenstadt; Der Arbeiter* u. Schrebergarten; Der Freund der öchrebervereiue

;

BUtter fAr KMiigartaiibav.

Vierter Abschnitt

LSmUidies Wohnniisswesai.

A. Die Teracbiedenm Forwen der SieddanRaweiae.

§ 110. Die alte Scheidung, die in frfibei^r Zeit das atidtische

WoiinnngsweBeD von dem Itadliehen abtrennte, ist in der Gegenirart

nicht mehr in der Schärfe des ehemaligen Gegensatzes erkennbar. Im

Siedelnngsberdch der Grofistfldte und weit darflber hinaus ist das fladie

Land mit Bewehnem stfldtisehen Berufs und städtischer Wohnveise

dnrchselEt. Zugleich sind in den Kreisen der ländlichen Bevölkerung,

zum Teil nach dem eigenen veränderten Geschmack, zum Teil unter

dem £inllnß städtisch geschulter Bauunternehmer, vielfMii städtische

Banformen eingedrungen. Endlich hat in großem Umfang die Industrie

sieb auf dem Lande entwickelt und die Bauten fflr ihren Betrieb und
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(He Ansiedelung der Arbeiter ausgebreitet. Wohniingsmangel ist eine

auf (lern flachen r.ande häufig hervortretende Erscheinung. Unter diesen

Einwirkungen gewinnt der Bau für fremde Pwechnnng und durch gewerb-

liche Hersteilung auf dem Lande eine stets steigende Bedeutung. Die

Voraussetzungen, die das Wohnungswesen in den Kreis der öffentlichen

Interessen zielien und das Eingreifen der V'erwaltungstätigkeit erfordern,

sind auch hier gegeben.

Unter den gegenwärtigen Verhältnissen sind in der verwaltungs-

tecbnischeD und beutecfanischen Behandlung des ländtieben Wohnungs^

weBone zu untefsdieiden die rein ländlichen (agrarischen) Bezirke und

die durch Stadtnihe und Industrialisierung bednfluBteu (gemischten)

Landbezirhe. Gegenflber den einfacheren Yerhftltnieaen der rein agra-

rischen Gebiete steilen die gemischten Bezirke eine gesteigerte Zahl von

Aufgaben an die bodenpolitische Behandlung. Beruf, BeschifUgung

und Ansprüche an die Wohnweise zeigen in solchen Bezirken grofie

Verschiedenheiten. Versuchen wir nur die Hauptgruppen aufzuzählen, so

finden wir zunächst die hauptberuflich in der Landwirtschaft tätige Be-

völkerung; femer die örtlichen Gewerbetreibenden, alsdann die haupt-

beruflich in der näclistgelegenen Stadt Beschäftigten, die ihren Wohn-

sitz, auf dem Lande liaben. ScidiefäUrh tritt hinzu der stetig vermehrte

KinflufJ der Industrie auf die ländliche Siedehing, der indes wiederum

Ivcm einheitlicher ist; vielmehr sind nach tlem Standort der Industrie

und dem Wohnort der Arbeiter zwei Förnien zu scheiden:

1. Unmittelbare Verbreitung der Industrie durch Ansiedelung von

Industriebetrieben auf dem flachen Lande. Zahlreiche große Betriebe
haben in einzelnen Ge^^enden seit langer Zeit ihren Sitz auf dem Lande
(Bergwerke, Hütten, Ziej^eleien, Steinbrüche, Zcmontwerkc n. a. tn.).

Andere Unternehmungen, insbesondere der Fabiikiniiuwtrie angehörend,

verlegen iu neuerer Zeit ihre Beiriebe auf da8 flache Land wegen
gflnstigerar ProdnktionB- oder Arbeitsbedingungen.

'2 Mittelbare Verbreitung der Indastrie durch Ansiedelung von
Arbeitern, die in benachbarten oder in städtischen Industriebetrieben

beschäftigt sind. Die Ortschaften in der Umgebung der industrie-

beiirke Andern hierdurjch vielfach ihren ursprünglichen Charakter und
wanddn sich an eegenannten „Indnetriedttrlem") deren Bewohnmchaft
son grofien Teil aus Industriearbeitern begtoht.

^ Wenn somit innerhalb des Bereichs der rein agrarischen und der

gemischten Bezirke große Gegensätze vorhanden sind, so werden doch

für das Land allgemeine grundlegende I^nter.schiede gegenflber der

städtischen, insbesondere der t?? oßstiidtischen Wnhnweise — und dem-

gemäß gemeinsame Grund/ü^M' für das Gesamtgeltiet des ländlichen

Wohnungswesens — immer bestehen bleiben. Die erheWichsleu all-

gemeinen Unterschiede zwischen städtischer und ländlicher Wohnweise

sind in der Verschiedenheit der äußeren Uuigcbung begründet. Die

Digitized by Google



UndUdbei WohniiDc;>w«8en. 489

ländliche Bevölkerung, namentlich das heranwachsende Geschlecht^ kommt
durch örtliche und berufliche Verhältnisse in Berührung mit frischer

Luft Gute Luft ist für das körperliche Gedeihen nicht minder wichtig

wie giitP Nahrung. Der gute Kräftestand der ländlichen Bevölkerung

beruht zum großen Teil auf der - wnnn auch zeitweilig durch Stubon-

aufenthalt unterbrochenen — Einatmung stärkender Luft. Für das

Wohnungswesen aber, mit dem wir es hier zu tun haben, wirken

diese Umstäu(ie wiederum in engaiem Zusammenhang zurück auf die

Wohnungsanlage. Die ländliche Bevölkerung btellt an die Luft- und

Temperaturverhältnisse innerhalb derWohnung ganz andere Anforderungen

als die städtische. Von den Tecbnikeni und Hygienikern werden in der

Behandlung des ländlicbeu Wohnungswesens diese Gegensätze häufig

übersehen.

Die alte bodenständige Bauweise, die ans den Erfohrnogeii der

lindlidien VerhAltnisae hervorgegangen ist, zeigt niedrige Stuben, kleine

Fenster, nimeist breite Wand- und Maaerflfichen, Bedachung durch einen

schlechten Wärmeleiter. Diese Ausgestaltung des Bauernhauses ent-

spricht den. für das Land gegebenen Voraussetzungen. Es schont ob
pbysiologisehea Geseta zu bestehen, demzufolge Menschen, die sich lange

oder stSndig in frischer Luft aufhalten, das ausgesprodiene Bedfirfois

haben, in Räumen zu wohnen und zu schlafen, die fQr städtische Be-

griffe eng und unzureichend sind. Während der Städter — zum min-

desten der sich wenig in freier Luft aufhaltende — hohe Bäume und

breite Fenster liebt, bevorzugt die ländliche Bevölkerung niedrige

lULume und Ideine Fenster. Die Bauweise und die Kaumabnicssungen

des Bauernhauses sind nicht die Folge geringerer Ansprüche an die

Wohnung, sondern sie ergeben sich lediglich aus dem Bedürfnis nach

Warme, das der Aufenthalt in freier Loft hervorbringt und das die

Landbevölkerung durch die Gestaltung der Wohnungsanlage zu befrie-

digen sucht

Das ilbprliefertoWohnbedttrfniB einer wohlhabenden Landbevölkerung,

die sich keine Annehmlichkeiten su versagen braucht, i&ßt sieb gut be-

obaehtea in den VierUndön bei Hamborg, eininxt Landbeiirk, deMttii

Banenutand aa den reicbaten in Deatschland iSUt. Der vierländische

Hofbauer verfügt in seinem alten sacbaischen Batiemhans über Räume
von hoher Kostbarkeit und anerkanntem Kunstwort. Die Sniben sind

niedrig. Die Betten sind in der Wand in einer kastenätmiichen Ver-

tiefang untergebracht, die ein Städter kaum ab Schlafranai benntien

wflrde: aber was mehr ist — die vor dem Bett angebrachten Holz-

achieber und Vorbange werden des Nachts häufig verschlossen. Ahn-

liebe Beobachtungen ergeben sich bei den Schiffsmannschaften, die sich

den Tag Uber in freier Luit aufhalten und des Nachts gern . in engen

Bftuman BohUfen, deren Lnken md Türen obendrein gesciüoeaen werden.

Hohe Binme finden eich aach in der Berliner Mietakaaeme, wogegen
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bei dem Kloinliaus, das dem Bewoliuer die Bawttguig in freier Luft

gestattet, niedrige ü&ume angewandt werden.

WAhreod die Übertragung hjgieoisch-tecbiiisGber ADfordernngen

OB eüUltiflciheii anf Undfiehe WohnverhAltnisse nidit gerechtfertigt er-

schehit, ist jedoch nicht minder elndringlicb vor der AuiCassung za

warnen, als ob, eben mit Rücksicht anl die Eigeoart der ländiicben

Lebensweise, der Zustand der Wohnungen selbst dort etwas Gleichgültiges

wäre. Die Anforderungen an die Bauweise sollen allerdings in Stadt

und Land verscliiedcn sein; die Bedeutung sclilechter Wohnungszustände

aber ist in beiden Fällen die gleiche.— Auch für das Ifindliche Wohnungs-

wesen ist übrigens wie bei dem städtischen zu unter.scheideu zwischen

der normalen Wohnweise der Ilanyitinn (Ut Bevölkerung und den

unternormalen und Verfaliswohnungeo, au deueu es auch auf dem Land

nicht fehlt.

Dem Ilauptteil der Bevölkerung zureichende Wohnverhältnisse

zu bieten, ist in den ländlichen Bezirken schon aus dem (I runde f^ine

wichtige Aufgabe, weil die Abwanderung der ländlicheu Bevölkerung

durch schlechte Wohnunpzustände beschleunigt, durch Siihaffung be-

friedigender Wohnungszustände dagegen wie die Erfahrung ergibt—
verhindert wird. Mangel an Arbeiterwohnungen bestand auf dem L.inde

beroitä vor dem Kriege iii gioUem Umfang, sowohl für Landarbeiter

vie fOr die auf dem Lande sich niederlassenden Industriebetriebe.

Die Bautfttiglceik hat sieb sowohl auf Eigenerwerbsbanser, wie nameiit*

lieb auch auf Mietwohnungen zu «ntrecken.

Ländliche Wohnverhältnisse der gewerblichen Arbeiter werden

erörtert in den Berichten der GewerbeaufHichtsbeamten (die sich

indes neuerdings someist darauf beschranken, die WohnungshentsUung
doroh die gewinnlose Bautätigkeit aufzuzahlen; nur in einaelnen Ber

zirken wird eine allgemeine Schilderung der Wohnungsverhaltnisse ge-

geben). Nach dem letzten Bericht für 1U13 »ind die Wohnungzu^tände
in dem Bezirk Breslau-Land recht ongünstig: „Viele Wohnungen sind

minderwertig, liegen in Kelleni oder im nicht nnterkellertsn ErdgeschoB
und entbehren auskömmlicher Besonnung' und Lüftung." Im Kreis

Waldenburg herrscht auch in den ländlichen Induntrieorten die Miets-

kaserne vor; die Wohnungsverhältnisso sind hier im allgemeinen sehr

ungünstig. Aus dem Westen wird von dem kläglichen Zustand vieler

Arbeiterwohnungsn in dem Industriebesirk von Arnsberg berichtet; nash

den Beobachtungen der Aafeicbtsbeamten "igen sich die Mißstaade sm
scb&rfsten in den von einer fremdländischen Arbeiterbevölkernng be-

setzten Wohnungen, die dnrch den Mangel an Reinlichkeit in schlimmster

Weise vernachlässigt werden; Jahresberichte der Gewerbeaufsicht«-

besmten und Bergbehörden, Berlin 1914, I, 8. 189 und 419. Bei des
schlechten Behaasuogso suf dem Lande handelt es sich zum Teil um
untemormale Wohnungen, die ähnliche Verhaltniaae aufweisen, wie sie
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oben S. 369 f. erörtert wurden. Vielfadi ist indes die Unterkoiiit iür

Arbeiter und Arbeiterfamilien an si'li eine unbefriedit^ende.

Hervorzuhebeu »iud die Augabeu , die die Wolmweise der in

stftdtiaoh«!! oder gewerblichen Betriel>en beechftftigten Arbeiter betreffen

und aus denen sich ergibt, in wie zahlreichen Industriegebieten Deutsch-

lands die landliche Siedelung des Industriearbeiters noch heute bei-

behalten ist. In den Regierungsbezirken Btade und Lüneburg besitzen

die Industriearbeiter vielfach eigenen Grund und Boden; von denArbeitein

der Stadt Herbarg wohnt eine nicht geringe Zeh! HaneeigMitflmer

auf dem Lande and fährt mit dem Fahrrad nach der großstädtischen

Arbeitsstf'll*:» In Osnabrück haben die Arbeiter der kleinen und mitt-

leren Betriebe großenteils eigene Kleingrundätücke oder zureichende

Mietswohnung; anders allerdings in den Orofibetrieben. In den Beeirken

Hanster and Aachen wolinen die Arbeiter som grofien Teil als Klein-

gütler auf dem Lande bei Qarten- und Ackerlandbesits. Die Arbeiter

im Regierungsbezirk Siginaringen haben meist ein eigenes Heim. Auch
für Bayern, Sachsen und Baden wird berichtet, daß die Ansiedelung

der Indaetriearbeiter aof eigenem Kleinbesits viellach verbreitet ist.

Die iraher allge&iein ttbliche Wobnweiae (oben S. 79 f.) ist aoch heute

noch fest eingewurzelt und bedarf aar der Stirkang dnreh entsprechende

Mafinahmen der Bodenpolitik.

Die Waiirnehmungen der preufi. Medizinalbeamten werden

seitens der Heditinalabteilang des MInisteriams d. Inn. in einer des ge-

samte Staatsgebiet umfassenden Übersicht zusammengestellt. Der Bericht

für das Jahr 1913 — die Kriegsjahre brachten eine Unterbrechung der

regelmäßigen Veröffentlichungen — läßt sich dahin keimü^eiclmeu, daß

sich vielfach eine fortschreitende Besserung im ländlichen Wohnungs-
wesen zeigt, wftbreud doch nodi sshlreiche Mifisttnde hervortreten.

Bin unbedingter Gegensatz swisohen Ost und West ist hierbei beute

nicht mehr feststellbar; die günstigen wie die ungünstigen Ersclieimmiren

finden sich in östlichen wie in westlichen Bezirken. Wohnungsmangel
besteht auf dem Lande in den Bezirken Bromberg (Familien in ganz

ungentlgenden Räumen susammengepfercbt) and in Arnsberg (s. savor

S. 870, Fremde). Schlechte Wohuungssostände sind zu verzeichnen in

den Bezirken Könignbcrg i'die Wohnungen auf dem Lande lassen noch

vielfach die bescheidensten Forderungen unerfüllt), üumbiauen (öfters

erhebliche Mängel^, Erfurt, Schleswig, teilweise in Hannover, Hildes*

beim und in Trier. Au! fehlerbafte Benatznng durch die Bewohner
werden Wohnungsmängel zurflckgeführt in Lüneburg, OoblcM und som
Teil in Königsberg (Fenster werden im Winter öfter vernagelt).

Im allgemeinen z^ift es sich, daß auch anf Hern Lande die Er-

kenntnis von der Notwendigkeit der Erbauung selbständiger Arbeiter-

wobjiungen sieb in der neueren Zeit nur langsam dnrchsetste, and

dafi man die Arbeiter son&chsl in unsareichenden Bebausungen unter-

zubringen suchte. Die Berichte stimmen darin überein, daß mit der

neueren Förderung des selbständigen KleinWohnungsbaues sich allmählich

eine Besserung vollzieht. In den Bezirken Frankfurt a. 0., Stettin,

Stralsund sind Pbrtschritte zn melden, wie in Osnabrack, Cassel, COln

und Aachen; lobend wird hierbei der günstige Einfluß der ländlichen

Bauordnung von Stade (unten S. 600) hervorgehoben. Begehnftfiig be-
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tonen die Berichte, daß die Darbietung einwandfreier Arbeiterwohnungen

im iuteresse der LaDdwirUchaft Uegt, als das beste Mittel der Sicherung

von Arbttiteni. Die Besitoer gr«»fi«arer Ollter des Besirks Stettia bttoen

SQfeichende Arbeiterwohnangen, „da sie nur so der Leatenot ftbbellea

können"; ebenso in den Bezirken Schleswig, Oppeln, Breslati, ,.nni der

weiteren Landflucht zu steuern und um die Leute seßhafter zu macheo*';

Das Gesundheitswesen des preuß. Staates, bearbeitet in der Medizinal-

a1»leflnng dee IfiiuBteriiiiiis d. Inn., Berlin 1916, 8. 2481, Vgl. hiena

den Bericht des Zentralwohnungsinspekton für Bayern, Mttnolira 1910,

8. 16, der „als erfreuliche FoIl'c Hör sich bessernden WolmnngsverhSlt-

niwe auf dem Lande im Bezirk Kegensburg einen vermehrten Andrang

von inllndiaobem Arbeitern" featetellt. „Die heutige Landflnoht iet

meiflt nnhreiwiUiger Art, darauf beruhend, daß die Jongverheiratetw
auf dem Lande keine Wohnstätten finden können"; Aug. Skalweit,

Zeitachr. ..Das neue Deutschland''. IDlß, S. 208. Vgl. auch Sohnrey,
Wegweiser, 3. Aufl., S. 218 und hier unten S. 4i^4.

Wogen de« Übergangs der krtftigen Altemtofen von dem Lende

nach den Städten und seine Bedeutung, s. oben 8. 218. Wenn in

den Erörterungen fiber die ländlichen Gesundbeits^'erhftltnisse öfter auf

die hohe KinderHterblichkeit hingewiesen wird, so ist zu bemerken, daß

auf dem Lande die verminderte Erreichbarkeit ärztlicher Pflege und

Hilfe nunentlieh bei Kinderkrankheitea, bei denen die MSgUehkeit

eines Eingriffs oft na« Ii Stunden z&hlt — von bedeutendem Einfluß ist.

Die Ber'ifnnp^ eines Arztes ist auf dem Lande hSufifr schwierig, unter

Umständen (Stellung von Fahrgelegenheit u. a. m.) für Minderbemittelte

nntnnliob.

§ III. Suchen wir gegenüber den viclgestaltcten Anforderuiigeu

des ländlichen Wohnungswesens agrarische uud gemischte Bezirke —
nach einer allgemeinen Kennzeichnung, der wir bestimmte Grundsfttse

für die bodentechnische Behandlnsg entnehmen können, so finden wir

sie in der durchgängig geforderten Verbindang mit der Land*

Wirtschaft, indem auch tod den hanptberuflicb anderweitig Titigeii

mindestens ein Nebeneinkommen ans landwirtadiaftlicher Bescbiftigaog

nnd ein hhireiehender Besitz von Produktivland erstrebt wird. Fftr

die Bodenpolitik auf dem Lande folgt hierans: 1. Für die ISodlicheD

Siedelongsformen
,

gleidiviel ob die Landwirtschaft Hauptberuf oder

Nebenerwerb ist, muß die Ausstnttting mit Produktivland allgemein ge-

wahrt bleiben; 2. Bauformen, die die Zuteilung von Produktivland fQr

die einzelne Wohnung abschneiden oder erschweren, sind auf dem Lande

nicht zuzulassen.

Aus diesen ^oraussetzu^gen ergibt sich, welclu- rönnen der bau-

lichen Entwicklung für das iSndlirliP Wohnungswesen angemessen und

welche dagegen ungeeignet sind. Strn kv<*erksbfliifiing und Mietskaserne

und die mit ihnen verbundene allgemeine Verteuerung des Wohnungs-

wesens sind wegen ihres schSdlicben Einflusses auf die Wohnweise und

auf die Preisgestaiiuug des zu Produktionszweckeu beiiüligten Bodess
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fernsabalten. Das System des Strafienbauee und der GelflndeaalleiluQg

mos kostspielige Aufvendnngen vermtiden; die Bauordnungeii sind ge-

mäfi den Anforderungen der einlsGlien nnd Ideinen Btnfomen aus-

zugestalten. Fflr das Kleinwobnungswesen wird die bodenpolitiBclie

Regelung von dem Kl^inliaus mit Landzulage als der normaien

Siedelungsweise ausgehen müssen; die richtige Haus- und Landbesits-

form festzahalten, ist die vornelimste Aufgabe im iändlichen Siedeiongs-

wesen.

Ober die Bedeutung der Innehabung von Produktivland fttr die

rein laudwirtachaftlichen Arbeiter vgl. M. Sering, Die Verteilung de«

Grundbesitzen, Berlin liHO, ö. 10, 14, 23 und 29f.; ßiechert, Klein-

siedelungen, 15 (Notwendigkeit der Zuteilung hinreichenden Land-
bftBitMB sar FestbaltuDg der Arbeiter anf dem Lande); Prisideiit Mets,
Zur Landarbeiterfrage, Der Tag, 22. Mai 191 7 f. (Ausstattung der Land-
gemeinden mit Landbesitz, Hergabe von Pachtland); Dr. Marie Kröhne:
„Wo Landerwerb und Landpacht fdr die Minderbemittelten leicht ge-

macht werdeu, denkt man nicht au Landflucht" ; Jahreaber. der Kreis-

inapektorin Wonos fttr 1910, 8. 4&. Vgl. oben 8. 491.

Wegen des Wertes von Wirtacbaftsland für die Ansiedelnng Toa
Industriearbeitei-Ti b. Gretxschel, Jahresber. d. Hess. Tifindp-^wohnangs-

inspektors 1!K)8, S. 6 (Rückhalt für die Arbeiter auch im Fall einer

Wirtschaftskriäis); Siebold, Viventi satis (Wert der Eigenproduktion);

Walli» Desentraliaatien, 8. 9 (nur doroh die Verteilung der Lidnstrie

Uber das ganze Land hin kann eich die Mehnabl der für Baden
tyi is( ben Kleinbauern erhalten); Eborstadt, Neue Studien, Bd. I, im

emzehien. Von Landrat Berthold-Blumenthal wird der bare Vorteil

bei den von ihm angelegten 400 Arbeiterkleinsiedelangen auf je 100 bis

260 M. jftbrlich vor dem Kriege geaohatst. Die von Herbig^Saar-
brOeken vorgenommene Brhebntig beziffert die Naturaleinnahme dea

grnndbesitzenden Berfjfirbeiters auf 17,5% seiner Gesamteinnnbme nnd

ergibt eine Reihe weiterer mittelbarer Vorteile aus dem Wirtächaits-

land; P. Fiseker, Aroh. innere Kolon., IX. 1917, 8. If. Siehe femer

oben 8. 468 f., AoBiedelung. — Bei dem Ubergang vom rein landwirt*

schaftlichen Beruf zur städtischen Indn.striearbeit unter Festhaltung des

Wohnsitzes niif dem Lande ändern sich die Formen (?eH landwirtschaft-

lichen Betriebs. Die mtihsameu Kultnren treten zurück zugunsten der

dem Beruf nnd den Familienvwkftltnieeen aogepaßtai Fonaea dar Boden*
nutanng; Johanna 8ekimper, Landliehe Bauart, 8. 82 f.

*

Die anzuwendenden Hausformen fdr die Kleinwohnung verlangen

Einfachheit und Wirtschaftlichkeit der Ausführung. Das Kleinhaus als

freistehendes Einfamiltenhaus oder als Doppelhaus gebaut, ferner daa

Zweiwoknungshana (Anlegung einer vermietbaren Wohnung im Ein-

familienhaus) haben eich als die gflnstigaten Banformen erwiesen. Auch
das Reihenhaus wird für die ländliche Arbeiterwohnung seine Stella

finden können. Die großen Harisformen sind dagegen gänzlich un-

geeignet, und selbst das Wohnhaus fttr vier Familien sollte für die

liadliche Wohnweise nicht angewandt werden; B. Stumpfe, Kleina

Wohnungsbauten auf dem Lande, 8. 29. Über dsa Vielwohnnagsfaaua
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vgl. Walli, Dezentralination, „Komroen in einen Ort Mietskasernen, so

steij^ert .sich dort der Bodenpreis und damit steigen die Mieten. Ein

wf'itorer Nacliteil ist, daß in einer Mietskaserne auf dem Lande jeder

laudwirtschaftliche Nebenerwerb unmöglich ist. Die enge Verbindung

swischeB I^andwirtsehaft und Indn«trio, die, wenigstes« für die arbeiteo^

den Elemente, die auf dem Lande wohnen geblieben nind, großenteili

dort riA' )i bestellt, wird dtncb das Aufkommen der Mehrlamilienbftueer

auf dem Laudo vernichtet"; a. a. 0. S. 143.

Die Siedelungszertcilung und die Gegenbestrehungeo gegen die

Anhäufung in den Städten finden eine wirksame Stütze in der Ent-

wirklunf? der Todinik. indem sich durch den Aiisliau der Elektrizitäts-

versorgung und durch andere Mittel zahlreiche Möglichkeiten l ictcii.

Gewerbebethebe auf dem Laude zu erhalten und neu zu begründen.

Mit welchem Erfolg lOr das Landgewerbe die Ansiedelung ge>

stärkt und der Landflucht begegnet werden kann, zeigt die Entwicklung

der Handwebfireigenossenschftft Linderodo (N.-L.*;. In den 15 Ortschaften

des Bezirks war die Bevölkerung von 12 626 Einwohnern i. J. 18Ö0

auf 10851 i. J. 1910 gesunken, während sogleich die Lohne und die

Wettbewerbsfähigkeit der Handweberei stark zurückgegangen waren.

Durch den Bau eines tjenogsensoliaftlichen Elektrizitätswerks und die

Aufstellung elektrisch betriebener mrrhanischer Webstühle wurde das

Gewerbe zu voller Höhe der Leistuugsiaiiigkeit gebracht, eine allgemeine

Brfatfhnng der Ltfhne anf einen sareiofaenden Stand nnd sagleidi die

Festhftltnng der jngendli<^en Arbeitskräfte und ein Stillstand der Ab-

wanderunjx erzielt. Die aufstei inende Entwicklung zeigt sieb in der

Steigornnj; der Steuerkraft und dem KUckgang der Armenlasren; Zeitschr.

„Die Gartenstadt", Okt 1916, S. 218 (nach Gg. Urban;. Vgl. Heiin-

weberei nnd Oartenstedelnng, a. a. O. 8. 218; Ronsdorf nnd die

rheinische Bandwirkerei, S. 217. Zu der ländlichen Ansiedelung von

Indnstriearbeitem vgl die obigen Angaben S. 498 (Gretsscbel, Sie-

bold usw.) sowie 8. 464 f.

Zu den Hemmungen der ländlichen Besiedelang zählen hohe Steuern

nnd Sdiollasten. Über die Bestenemng vgt. Job. Pfitsner, Entwicklung
kommunaler Schulden in Deutst hlan<l. Berlin 1912, S. 167; be/.ii-.'Üch der

Schullasten vfrl, Freiherr von (iail, Arcb F innere Kolon. 1914, 8. 276:

Gg. W. Schiele, Über innere Kolon., Berlin 1913, S. 86f. „Im Re-

giemngsbezirk Lüneburg entschliefien sich die Grundbesitzer auf dem
Lande ungern sur Hergabe von Banplfttsen fflr Arbeiterwohnungen, w«l
Steigerungen der 8obnl> and Armenlasten befürchtet werden"; Gesund-
heitswesen des prenß. Staates, 1915, S. 249. Vgl. hierzu Rej»ierangsrat

Borchert, Zeitschr. Da» Land, Mai 1917, S. 244f. Dati diese Be-

fttrobtnng indes bei geeigneter Siedelnngsfonn nicht oder ntebt allgemein

zatrifft, sAigsn die vorerwibnisn Ek'fahmngen in Linderode. In weloben
ümfanir die gut geleitete Ansiedelung günstig auf die Steuerkraft wirkt,

• ergibt die Gegenüberstellung von Ansicdolungsstftdten und Nichtansiede-

luDgsstädten in Posen, Yosberg, Arch. f. innere Kolon. 1910, S. 105.

Zu der Regelung der SchnHastenverteilnng in Holland s. Bberstadt,
Sttdtoban in Holland, ldl4. Bez«|flich der Besteuerung der landwirt*
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schaftlichen Orandstttcke schl&gt Prof. Aereboe die WiedereinfAbrang
der staatlichen Grundsteuer vor, wobei eine Staffelang in der Weise
eintreten sollte, dafi mit zunehmender Größe des in einer Hand ver>

einigten Qmndbetitse« die Steneriiwohlage erhSbt w«rdan; Arah. t.

Kolon., Xlt H. 4, 8. 128.

'

B. Banweise and Banformen.

§ 112. Der hohe Wert, der nach der bautechnischen und künst-

Icrisclien Seite dem iruifilidien Wohnungswesen zukommt, wird in der

(iegenwart in seiner Bedeutung erkannt und in steinendem Maße ge-

würdigt. Während der zweiten Hälfte de^. 1<>. JahrhundertP waren auf

dem Lande, gleichwie in den Städten, tiefgreifende Veriindcrungen des

Bauwesens eingetreten. Die Eigenart der lämllielien Hauweise wurde

in weiten Gebieten Deutschlands zerstört; Bauforuien, die in terhnischer

Hinsicht unzweckmäßig, ungeeignet und unwirtschaftlich, in künstlerischer

Hinsicht mehr als anfechtbar waren, (hangen von den Städten her in

die ländlichen Bezirke ein. Seit den 90 er Jahren machte sich eine

Gegenbewegung geltend, die sich die Erhaltung und Wiedereinpflanzuug

heimadidter BauformeD zum Ziel setzte und in nnermfldlieher Arbeit

große Erfolge erreicht bat Weit rascher und wirkangsToUer als auf

atftdtlscbem Gdinde, wo das Systom der Prdstreibiing und die mit

ihm verknöpften MaBnabmen den besseren Bauformen entgegenstehen,

konnten in den ISndliciben Bezirken die bautechnischen und kflnstlerischen

Beformbestrebungen sich Geltung verschaffen. In der Oberwindung

fremder Einflüsse und in der Schaffung befriedigender Siedeinngsformen

ist das Wohnungswesen auf dem Lande in Dentsdiland in wenigen Jahr-

zehnten zu selbständiger Entwicklung vorgeschritten; auch dies ein Be-

weis» daß es sich bei den städtischen Mißständen um das Ergebnis

ItHnstlich festgehaltener und aufgezwungener Einrichtungen handelt

Gegenüber den in der zweiten Hälfte des 19, Jahrhunderts ent-

standenen Verhältnissen war ferner nach der bautechnischen Seite

der Nachweis zu führen, dali befriedigende Bauformen die vorteilhafteren

und den miiuier guten Formen wirtschaftlich überlegen sind. Du Kr-

folge sind für die Bcwähnnig des Kleinhaiises hervorragend günstige

gewesen und hahen l e erwünschte Gegenströmung gegen die früheren

schfullichen, von der Stadt auf das Lind gerichteten Einflüsse im Bau-

wesen uehracht: der städtische Klemwohnungshau kann jetzt aus den auf

dem Laiide geschaffenen \'orbildern die besten Anregungen empfangen.

Bei der dem läiidlirhen Bauwesen gewidmeten Arbeit sind Ver-

bünde, Vereine, Behörden und Eiazelpersonen in gleichem Maße be.

teiligt. Der deutoche Verein Kir ländliche Wohlfahrt nnd Heittatpflege

VonritMadwr Ministerialdirektor Dr. Thiel, Gesch&ftafUhrer Professor

Heinr. Sohnrey, bildet den Mittelpunkt fttr alle die landliohe Be-
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völkerung betreffenden Fragen. Mit seinem mehrbändigen Werk Kultur*

arbeiteu (München 1904) hat Prof. Schultze-Naumburg eine reiche

Quelle kttnsUeriidiflr Anregung eraeblMMii; gr08«rtt Oabieto ci«s lind-

Ueben Bwiwmciu haben Rob. Miftlke, Prof. Jessen-Berlio, Oskar
Sch windrazbeim u. a. m. bearbeitet. Oie geschit htlichen Formen
ländlicher Siedelangen und ilire Entwicklung werden übersichtlich dar-

gestellt von P. Klopfer, Das deutsche Bauern- und Bürgerhaas,

Leipsig 1916.

Auf dem Gebiet der Bauprazie — Nachweia der WirtachaftUdi*

keit des Kleinliausea gegen iü '^i Ion irrrß-Mi Hausformen bei ländlichen

Bauten — haben von Anfang an L. k\ K. Schmidt-Dresden, Paul
Fischer (Aosiedelungskommissiun), H. Wagner-Bremen, Korfs ge-

wirkt Für die AnsiedelnDg gewerbliohor Arbeiter hat die anf Ver-

anlassnng des Hess. Emst^Ladwig^Vereins i. J. 1908 en ichtete Woh-
nungskolnnie wertvolle AnrPi?(in('eri mid T öHimpen gebracht. Vortreff-

liche Siedelungen in ländlich -industrieilen Uebieten sind namentlich

durch einselne Groflindostrielle errichtet worden, vgl. § 118. Das Ver^

dienst dieser neuen Anlagen tritt um so deutlicher hervor, wenn man
mit ihnen die häufig in unmittelbarer Nachbarschaft entstandenen „In-

dustriedörfer" oder die nach dem System der Stockwerkshäufung er-

richteten Werkswohnungen vergleicht. S. hierzu die Literaturangabea

an § 119 nnd § 126.

§ 113- Wenden wir uns zu der Frage der Planung ländlicher

Siedelungen, so zeigt es sich, daü das ländliche Bauwesen eine doppelte

Aufgabe zu erfüllen iiat ; tien überlieferien alten Charakter der ländlichen

Anlagen zu erhalten und für die neuzeitliche Ansiedelung die den örtp

liehen Bedingungen angepaßten Formen za entwickeln. Ancfa auf dem

Lende haben wir, wie bei den Stfldten (oben S. 13), zwischen „gegrandeten**

und „gewordenen'* Siedelungen zu unteracbeiden; nnd auch hier werden

wir den beiden Gattungen bestimmte Regeln der Bauweise sn entnehmen

haben.

In der planmftfiigen Neuanlage lindlicher Siedelnngen finden wir

bedeutsame Leistungen wiederum bei der landeafflretlichen Baa-
tfltigkeit, die uns in ihren ländlichen Schöpfungen nicht weniger An-

regnii^ bietet als in ihrem eigentUchen Städtebau. Auch hier ist es

die preußische Baupolitik, die unsere Aufmerksamkeit verdient und die

auf dem Lande ebenso wie in den Stiidten nur ein Teil der allgemeinen

Verwaltungspolitik ge\vfFPn ist; s. oben S. 65 f. Bei der Siedelungs-

tätigkeit Friedrich Wiliielnis L und Friedrichs II. wurden Dörfer in

großer Zahl planmäßig erweitert oder völlig neu angelegt; als Siedler

wurden sowohl Landwirte (Büdner, Kleinbauern) angesetzt, wie aucli

Haudwerker, Spinner und Weber usw., denen zugleich Landbesitz zu-

geteilt wurde. Aus dem ländlichen Bauwesen jener Zeit sei die Be-

bauung von Friedrichsthal erwähnt, eine bisher in der Uter&tor

meines Wissens nicht bekannt gewordene Anlage, die sowoU dnrch ihre
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PlADting, wie durch die Verbindung der rein landwirtschaftlichen mit

dar gewerblicben Siedelong eio beachteiiswertee Beispiel bietet.

Friedriobstbal, 5 km von Oranienburg, 83 Inn nördlich von Berlin

gelegen, hiefi früher Grabsdorf (welche Bezeichnung noch in dem be-

nachbarten Grabowaee fortlebt) und - inj fini^ spinen nenen iS'arnen i. J,

1697 durrli Kurfürst Friedrich Iii., nachmaligen Küoig i'r.r hich I.,

der an dem Ort Gefallen fand und hier ein Jagdschloß errichten ließ.

Eine Anubl von Oeb&nden fttr den Kronprinsen nnd ftlr Beamte trat

wfthrend der nftcbeten Jahre hinzu. Das Schlofi und die fürstlichen

Bauten ^H'^en somit den Ausgangspunkt Hfr n»Mien, vui Friedrich T viel-

fach geförderten Anlage. W&brend seiner Beätrebungen für die Beaiede-

luDg des platten Landes wurde die Aufmerksamkeit Friedrichs II. von

nenem anf IViedriehethal gelenkt Im Jahre 1752 setcto der KOnig ra-

nichat 20 Eolonistenfamilien (Württemberger und Mecklenburger) an,

di^^ reine Landwirte waren; ihre Sledeliing wurde rings um die an die

königlichen Gut^bauteu anschließende große Freifl&che angeordnet, Die

TeUnafame dea Kflniga blieb der Siedelung weiterhin erhalten. Friedridill.

wollte eine Mannfaktnr zur Anfertigung der „Uhrfedern. Ketten und
anderen Foumitures zu den Uhren nach Gen^ver Art" einricliten und

ließ L J. 1781 zu diesem Zweck 10 Doppelhäuser für 20 Arbeiterfamilien

und ein Haus für den Unternehmer erbauen. Die Arbeiten kamen unter

der Leitung dee üntemehmera Lonia Trnitte seit 1782 durch Einwan-
derer ans der französischen Schweiz in Gang, so daß die alte dörfliche

Siedelong nonmehr einen gemiaeht-gewerbUciien Charakter erhielt.

Die ursprüngliche,

unter Friedrich I. her-

gestellte Anlage bestdit

ans einem Achteck, jener
^symmetrischen Platz-

form", die der landes-

fUrstiiche St&dtebao in

Prenfien mehrfach an-

wandte; es sei erinnert

an das von Friedrich

Wilhelm I. zum Ab-
schluß der Friedrich-

etadt angelegte soge-

nannte „Achteck" in

Berlin (der heutigeLeip-

ziger Platz) und an die

Dorfgründongen Fried-

riche H. (wie Zinna),

deren früheste Form wir
hier vor uns haben: »

Abb. 74 Planddne de« Sorfplataeft von FHediidndial.

die Planski 7.ze der Abb. 74. Das vorerwähnte Schloß, i. J. 1875 wegen
Banfftlligkeit abgelnvohen, atand in westlicher Biditnng inmitten einer

großen Freififtche; der Achteckplats unserer Abb. 74 war als AbechleS
der Gesamtanlage und Ehrenhof angelegt, umbaut auf der Westseite von

den an die Marstallgebäude anstoßenden Amte- und WolinhftaBem, an

Eberatadt, flandbocb des Wohnungswr&ens. 4. Aufl. 32
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der Oßtseite von sprh«, duroli Gitter und "Balustraden verbundenen Diener-

h&uaera. Bei der äpäteren Besiedelung li&ß Friedrieb II. die vorhandenen

sechs Dieiierh&QS«r sa 12 Bfidnerhlinsern (Doppelbfttiser) umbausn, wihrand

die so dar SW- und NW-Ecke beleg«D«n Mavstallgeb&ade abgebrochen

und die Materialien für den Bau von weiteren acht Bflf^nerhäusem ver-

wendet wurden. Um den alten Achterkplat» — der nunnoehr den

Mittelpunkt der neuen Dorfanlage abgab — wurden die Stellen der

Ansiedler und ihre AekergnindstUcke angeordnet. Durch diese Planung

wird die eigenartige, noch heute erhaltene Grondstfickseinteilung be-

stimmt; die Grundstücke sind strahlenförmig um den Fiats gelegt

und konvergieren nach der Mitte des Achtecke.

(Der heutige Zustand ergibt ein von dem ursprünglichen in wesent-

lichen Zügen abweichendes Bild. In die Mitte des Doriplatzes wurde

i. J. 1896 der Nenbau einer Kirche gestellt, der, trots der nflcbt^mm
Alltäglichkeit seiner akademisch-gothischen Formen, störend wirkt und

sich in die Umgebung nicht einzufügen vermag. An der Südecke des

Platzes ist ein 2^ge8cho88iger Privatbau von wenig erfreulicher Gestalt

entstanden. In der Nordecke ist die Tormalige Qeechlossenheit dnreb

die Niederlegung sweier Htuser and die erforderliche Einffihning einer

Strafie aufgehoben worden. Immerhin bleibt noch genug an gflni'tigen

plan- und siedelungstechnisohen Wirkungen übrig. Dip A bines.sungen

des Doriplatzes betragen im Durchmesser 104 m, hierzu mittlere Vor-

gartenbreite Ostseite 12,8 m.) Vgl. Bberetadt, Eine Dorfsiedelung

des 18. Jahrhunderts, Kunst und Kttnstkr, XVI, 1918, S. 231 (mit

einer dem 6eh. ötaataarchiy entnommenen Abbildung der alten Clesamt-

anläge).

DorfgrUndangen von planmäßiger Anlage sind uns aus dem 18. Jahr-

hundert mehrfach eriialten. Unter den friderisianiscben Landsiedelnngsn

der Mark seien die Dörfer Kloster Zinna (bei Jttterbogk) und Schön-

walde (bei Bernau) genannt; das Gerüst den Dorfplans wird hier durch

die Landstraße und die sie rechtwinkelig schneidende Ortsstraße ge-

bildet. An der KreoKung der Straßen entsteht als Ortsmittelpnnkt der

baumbepflanste Dorfplatz, dessen Umbaunng in Zinna die Form des

Achtecks, in Schönwalde die des Vierecks hat. Vgl. die Plane bei

Kuhn, Kleinsiedelongen aus friderizianischer Zeit, Berlin 1916.

Die landesfOrstlichen Neugrttndungeii zeigen uns, dafi anch den

iSndlicben Siedelongen ein erkennbarer Mittelpunkt gegeben wurde; der

Dorfplatz bildet den Sammelpankt, den Gemeinschaftsplatz des Ortes,

an den sich der weitere Ausbau angliedert. Auch in der „gewordenen"

Siedelung werdoii wir regelmilßig einen solchen Mittelpunkt finden, der

die Stätte des dörflichen oder örtlichen Gemeinschaftslebens abgibt und

dem ans bautechnischen wie aus siedeliingstechnischen Gründen eine

wesentliche Bedeutung zukommt. K örperhafticrkoit. wie wir sie für

den städtisrlir'H Robainingsplan voi lnngeii, imiß auch die irmdlicbe Planung,

ob neu oder uIi, l e^ltzen; gerade die alten, allmälilicb ontstandeoen

Dörfer erfreuen uns durch die organische (iestaltung der Anlage. Die

anzuwendenden Mittel sind einfach; sie erfordern deshalb, eben wegen
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ihrer Einfachheit und Schlichtheit, einegenaueBeobachtungderWirkungeD.

Die neuere Entwidilung hat an! dem Lande in zahlreichen FUlen Aber-

lieferte Anlagen zerstört, indem man — Beispiele finden sich noch ans

der jüngsten Zeit — alte Dorfauen nach dem Verbilde stftdtiscber

Straßen umformte und die alte Eigenart besdtigte. Wie in der Pflege

der alten, sollten auch bei der Gründung von neuen Siedelungen ge>

künstelte Effekte, wie wir sie heute selbst in Stfldten ablehnen, auf dem
Lande vermieden werden.

Zu der Planaufstellung für ländliche Siedelungen gibt Paul Fischer
eine Reihe von Grundsätzen. Die Verkehrsstraße soll möglichst nicht

durch die Anlage mitten hindurch geführt werden; zur Gelände^rscbließang

sollen einfodie, billig bersastelleiide Wege dienen, bei dvoan d«r Fahr-
dimm, soweit er flberhanpt erford«rlich lat, mtfgliohst sdinial va halten

ist. Der Abstand zwischen gegenüberliegenden Wohngebäuden ist da*

gepen reichlich zu bemessen. „Sehr zweckmäßig ist es, die Kolonie um
einen Anger, eine breite Dorfaue zu gruppieren und bis dahin den An-
adüafl an die Verkehrastrafie an fttbren. Gans ungeeignet ist die fertige

Chanaaee ala Rückgrat oder Hittelader einer Kleinsiedelung. Die Kunst-
Straße mit ilircn Seitengraben und Alleebaumen zerstört in ihrer aus-

gesprochenen Fernrichtung die abgeschlossene WirkTjnir, den wohnlichen

Charakter der Dorfaae. Die btraBe ist hierbei die Hauptsache and die

kleinen Hkaacben daran sehen nur wie Anbingsel und Beiwerk der
Straße aus, während es umgekehrt sein muß, nämlich der Zuweg ala

ein Be.standteil der Wolmstfltte, als eine dein Bauwerk iinteri^'eordnete

Anlape erscheinen muß." Eine übermäßige Zcrslrtniunfr der Bebauung
wirkt (wegen größerer Kosten für Wege, Einfriedigungen, Zuleitungen usf.)

ertenemd. Wesentlieh iat die Einhaltung einer n'ohtigen Sonnenlage
fttr die WohngebEude. Arch. f. innere Kolon., IX, S. 45.

Die Einheitlichkeit der Siedelungsanlage behandelt ein Aufsatz

in der Zeitschr. Heim und S-hnlie, 11. Okt. 191ß, S. Höf., wobei die

Frage erörtert wird, ob Trauiijiiuber (mit der Straße zugekehrter Dach-
tranfe) oder Giebelhäuser eine günstigere Wirkung ergeben. Die Dar-
legung wendet sich such gegen unkonatruktive Torgeaetzte Oiebel.

Die Gestaltung der Banpolizeiverordnungen auf dem flachen Lande

ist in grofiem Umfang der zuvor S. 327 u. 335 geschilderten Entwicklung

gefolgt. Bis in die jüngste Zeit waren die ländliehen Bauordnungen von

Shnlidien wie den oben erArterten Auffassungen behOTrscht Die Gegen-

bewegung hat hier kriftig eingesetzt und vielfach zu erwünschten Er-

gebnissen geführt, wenn auch in der Fernbaltung ungünstiger Baufornien

und in der Förderung einer zutrftglicben Bauweise noch eine große Arbeit

übrig bleibt. Für Preußen wurde eine Wandlung in den seither fest-

gehaltenen Anschauungen durch den Ministerislerlafi vom 11. Okt. X909

angebahnt.

Bereits vor dem Ministerialerlaß von 1909 waren in Preußen ein-

zelne lauuiiche Bauordnungen auf Grund neuzeitlicher Auffassungen er-

gangen, anter denen die Bauordnung für die Landgemeinden des Kogbez.

32*
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Stade vom 8. April 1908 erwähnt mI. IM« Banordnang bestimmt, daft

in je'ler Gemeinde ein Banscliöffenamt zn bilden ist, bestehend aus dem
Gemeindevorsteher und zwei weiteren M't^'lipdpm, Vor der Erteilung

der Bauerlaubois ist daa Baaschöffeuamt zu hdreD. Kleinbauien, be-

steheod ans Erdireseliofi und Dachf^eaebofi, werdan basondara bafaandalt

und genießen Erleichtemn^en bast^rlioh dar Havarstarken (ZnllMigkmt

von Yo Stein starken balltentragenden massiven und in Kalk^emon*-

mOrtel auRgefUhrten Mittelwflnrif'n bei einer Balkenlan^^e von 4,2 w und

einer Mauerlänge von 5 m), der Xreppenbreiten usw. — Der Ministerial-

arlaft om 11. Okt. 1909 will, dafl in den Banordnnngaa anf dia wiii-

schaftUclien Verhaltnisse besondere Rfirksicbt genommen werde, Uld BWiT
nicht in der Weiae, dafi in Einzelfallen vnn den baupoliaeilirhen Vor-

schriften dispensiert wird: sondern die Bauordnnnpen sind so zu ge-

atalten, daß sie m ihreu Grundsätzen mit den wirtschaftlichen Zwecken

in Einklanfir staken. Die banpoliaailiehen Voraabriften aind aomit daraxt

abzufassen, dafi jede unnötige Verteuerung des Banaa Tarmiedeo wild.

Insbesondere sind die baupolizeilichen Anfordenmeren verschieden zu pe-

Rtalten pegenflber Kleinbauten und pepretittber den grofien Hausformen.

Der Erlaß unterscheidet ferner Gemeinden mit rein Iftndlichen Verh&lt-

niaaan von soleb«i mit at&dtiaehar oder indnetriallar Bntwieklang, für

die im einzelnen Sonderbauordnungen zu arlaasen sind. Vgl. den AIh

druck Handbuch, Tl. Aufl., S. 478f. Anf Grund des Ministerialerlasoes

ist in Preußen die Mehrzahl der rein ländlichen Bauordnungen neu be-

arbeitet und den gegebenen Anleitungen angepaßt worden. — In der

badiscban Landeabanordnmig bekandelt eine Reibe von Bestimnnngw
die ländliche Bauweise. In höheren und rauheren Gebirgsgegraden

(Schwarzwald^ wird das Strohdach unter bestimmten Vorsrhriften zu-

gelassen. Die weiche Bedachung wird auch in dem preuäischen Mi-

niatarialarläfi vom 11. 0^ 1909 geregelt (fttr Gebäude ohne Feaerangs>

anläge 10 m Abatand). Mit Besag anf daa bierbei erwibnte Gernenta-

sche Strohdach vgl. Zentralbl. d. Bauverwältnng 1908^ 1909, 191 2, 1914,

8. 482 (bef(irwortend\ 1916, S. 637 (mit erheblichen Bedenken).

In den ländlichen Bezirken treten die seitens der öffentlichen

Verbände — Staat, Gemeinde, Körperschaften — errichteten Bauten in

ihrer Umgebung heBonders bemerkbar hervor: Kirche, Schule, Pfarr-

haus, Gemeindehaus werflcn pich mri^t 9rhon diirrh ihre Größenverhfiltnisse

inmitten der irmdlichen Bauten scharf al liolM ii und häufig dem Orts-

bild ein bestimmtes HeprSge ge!>en Die olDcn S. 49.'> erwähnten Be-

strebungen suchen darauf hinzuwirken . daß die Ausführung dieser

größereu Bauwerke sich in die Landschaft und die ländlichen Verhält-

nisse gut einfügt. — Doch auch die kleineren Bauten, die durch Staat

und Gemeinde auf dein Lande vielfach errichtet werdeii. vermögen ia

hohem Mafie, je nach ihrer Planung, günstig oder ungünstig zu wirken.

IHe BantäUgkeit der SteatabehOrden hat diesen Kleinbanten aof dm
Lande neuerdings eine gesteigerte Anfmerksamkeit zugewendet Dnidi

einzelne Verwaltongszweige ist hier geradezu Mostergültiges geleistet

worden.
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ÄnsgefQhrte Bauten von ländlichen Kirchen, Schulen und Gemeinde-
h&usern werden ti. a. im Zentralbl. d. Banverwaltnng ans den verschie-

denen deutschen ätaaten regelmäßig veröffentlicht. Unter den neueren

Sieddungeii vgl. etwa Klatt, Branabfittelkoog, XXXVI, 1916, 9. 601

;

Bebptele einfacher l&ndlicher Schulbauten K. SCiehaelis, XXXIII,

'1918f 8. 8661. — Zo den ländlichtto Bauwerken grOBeren niid kleinereii

Abb. 75. FOnterwobngebäude. (Preufi. Ministerium filr Landwrirtschaft, Domänen
und FotetMi.}

Umfange, die notwendigerweise allgemein bemerkt werden müssen, zahlen

die Baulichkeiten der Eisenbahnveru nlrntig. Für die Bauten der preußischen

Staatsbahoen hat der Ministerialerluli vom 31. Aug. 1906 die Anwen-
dong nener Oencbtepniikte — die Verwendang swecknaBiger Orutid'

riaae mit eioer geHlligen Oestaltnng dee ftnSerea Anfbaties — emf^bleai.

Abb. 76.

Bei der Ausfuhrunf der größeren und kleineren Gebäude wird seitdem

seitens der preußischen Staatsbahnen die ältere Schablone verlassen und
eine der Landschaft und Ortlichkeit angepaßte Banweise gew&blt. Für
die Empfangegebiade yon Bahnk6feo im Direktionsbesirk Kassel wurden
in jOngstor Zeit in- grttfierer Zahl Bantea erstellt, die treffliche Bei-
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Abb. 77. Grundhii zu Abb. 76. ErdgeschoS. Abb. 7& DMhgMchol.

--T-t r—1

Abb. 79.] ArbeiterwohnluMis für zwei Familien mit aogebaulen Ställen, Vorderaniiebt

(Pnmi. UmdwirtwhJlwiiiiiitariiiin).
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AbK 80. OrandriA n Abb. 79^ ErdgaMhoB. Abb. 81.
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spiele schlichter und zweckmäßiger Ausgestaltung bietflOt >• <^>ö Yer-

öffentliclmng (Entwürfe von Landbaiiinspcktor Hol im ey er und Bild-

hauer H. Sautter), Zentnilbl. d. Bauverwaltung 1908, Bd. XXVIII,
8. 680 f. Eine Sammlung von Entwürfen zu Kleiuwobnuugsbauten für

BÜsenbahnaiigaBtellie wurde von Holtmeyer heranegegeben; 8. § 116.

Unter den kleinen Bauwerken seien ferner die nenen Strecken wiirt er-

hftuschen, ii. a. auf der Linie Stralsunfl— Bergen, genannt. Zu den

neueren Aulagen kleiner Empfangsgebäude in Bayern vgl. R. Poever-
lei o, Zentralbl. d. fianverwaltung vom 11. Jan. 1917, 8. 22 f.; Dimetr
wohngebftade in Baden, a. a. O. 1911, XXXI, 8. 886.

Als erfreuliche Beispiele der Iftndlichen Bauweise, in denen sioh

die Zweckmäßigkeit mit einer ansprechenden Formengebung vereinigt,

sind die Bauten des preuß. Ministeriums für Landwirtschaft, Domänen
und forsten (Abb. 75— 81) zu bezeichnen. Das Gebäude der Abb. 75

wirkt dardi die gnt erwogenen Äbmessnngen nnd die mhige Gliedemng
der Manerflächen, während der Gnindrifi eine sorgfältige, aus dem Stu-

dium der praktiflohen Bedürfnisse hervorgegangene Durcharbeitung aufweist.

Abb. 82. Wohnnngianlage für Landaibeilsr.

Das Doppelhaus der Abb. 79, den Entwürfen von 1915 entnommen,
enthält zwei Kleinwohnungen, be.stfthond aus Wohnküche, Stube und

Flur im Erdgesciioß, zwei Kammern im Dachgeschoß. Der angebaute

Stall ist durch einen Gang von dem Wohnhaus getrennt. Die Bankosten

belaufen sich für das Jalu 1915 auf 8000 M., ungerechnet 800 M. für die

Matorialienanfuhr, die durch die Gespanne der Verwaltung geleistet wird

(Architekt Baurat Steinickej. Weitere Vorlagen werden für das Ein-

famiUenhans gegeben; vgl. auch die Abbildungen Handbuch, II. Aufl.,

8. 860. Die seitens des Ministerinnu herausgegebenen Anweisungen
iftr DomAnenbauten bringen ferner an Vorlagen für häufiger vorkommende
Gebäude im Landwirtschaftsbetrieb: Entwurf für ein Vierfarailienreihen-

haus, bestehend aus vier selbständigen Wohnungen, die im Erdgeschoß

8tnbe, Kammer nnd Sflohe, im Daohgeschofl Kammer, fiAnoherkammer
nnd Bodenraum enthalten; femer Entwürfe für Wanderarbeiterkasernen
für mittlere und größere Arbeiterzahl berechnet (zu den Zu.stftnden in

des Arbeiterkasemen vgl. die Berichte der Medizinalbsamteui Gesund-
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beiUweaen des preußischf>n S'^aates, Berlin \9lb, S. 258 f.)- Beiüglich

der BaumVerteilung im Klemhaus empfiehlt die den Entwürfen beigege-

bane ADleitung, die Küche, wo nicht Gewohnheiten der seßhaften Land»
btvOlkeniBg «ntgagsastehen, als Wohnkflehe auMugeBtalten ; Entwttrf«

für landwirtschaftliche Bauten, l arbeitet im Landwirtsehtftsministeriuiiii
zweit© Portsetzun«^, Berlin 191B. Ein antaiprechendes Beispiel einer An-
lage von Landarbeiterwohnungen bietet die Abb. 82 (aus Paul Fischer,
LindHohea Banwesen, Stuttgart 1915.

Eine Zusammanfassong praktiteher GrundsfttBe Ittr dia Aoaßlliniog
von läiulliLlien Kleinwohnungsbauten gibt E. Stumpfe, der namentlich

die Forderung der Einfachheit und der Wirtschaftlichkeit vertritt. „Das
wirttMshaftitche Denken muß dem Baumeister eingepr&gt werden

i
beim

Kleinvoluidiigsbaa ist in keinem Lande der Welt aneh nur annftbenid

soviel Nationalvermögen vergeudet worden wie bei uns"; Kleinwohnunga*
bauten auf dem T an-^f

. Berlin 1913, S. 141. Ersparnisse sind in den

Mauerst&rken, den Buumatcrialien (Bnlkon usw.), den Troppen und in

den Einzelheiten der Bauausführung anzustreben und entsprechen den

Anlorderongen einer sweekmifiigen Bauweise. Die nLoggia* ist auf

dem Lande nicht angebracht {B* 19, Ubereinstimoieiid Panl Fiscfaer,
a. a. 0. S. 38). Die Kleinwohnung soll keinen zu geringen, aber auch

keinen Uberm&flig großen Raum bieten; die zuträgliche Begrenzung dtirfte

Bwisehen 46—70 qm Wohnfltche liegen. Empfehlenswerte Beispiele aus-

geführter Bauten werden ans DentBeblend und dem Auslände mitgeteilt.

Über das Mebrwohnungshaus s. oben S. 493. Eine Reihe baureifer

Entwürfe für Landarbeiterwohnungen in Preußen von 3600—6(X)0 M.

(nach.einem Wettbewerb der Landwirtschaftlichen Sonderausstellung 1913)
wird verOifiiitlielit von Raymnnd Braohmann, Wiesbsden 1914. —
Die Umwandlung des überlieferten Grundrisses des ländlicken Klein-
ImnMp^» nn»pr dem Einfluß der Berufsverschiebung — Übergang vom
landwirtsobaftlichen Hauptberuf zur Oewerbetätigkeit mit Beibehaltung

landwirtschaftlichen Nebenerwerbs — wird von Johanna ächimper
geschildert. Die Anordnung, wie die Abmessungen der Bftnme Kndwn
sieh mit der veränderten Berufstätigkeit; Ländliche Bauart und Wohn-
weise, 1915, S 53 f.: s hivh oben S. 487. In einzelnen Ffil!f>ii wird
der MatenaUenersparnis halber mitunter noch der im allgemeinen auf-

gegebene Krensgrundriß angewandt; vgl. die Abbtldi^pg eines Arbeiter^

hauses auf einer eberschlesisofaen Domine, Zentralbl. d. Bauverwaltnng
1914, S. 566. Daß der geschlossene Anbau von vier Wohnungen aus-

führbar i^f ohne Anwendung des Kreuzgrnndrisses, zeigt die Bauform
der Abb. U9 unten § 118. — Zu der Anwendung von Lehmbau
s. unten Anhaog II.
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Siebenter Teil.

Bautätigkeit unter Gewinnverzieht. Gemeinnützige

Veranstaltungen. Offentlieher Grundbesitz.

Erster Abschnitt.

Die Bautätigkeit unter Gewinnverziclit.

§ 1 14. Unter der Bezeichnong „BautiUigkeit unter GewinnTensicht^

fuee ieh a]le diiyenigen Bestrebnnpa sosammeD, die anf die Bau-

tfttigkdt gerichtet sind ohne Absiebt des Erwerbs und des Gewinnes,

sei es aus dem Hausbau selber oder aus dem Vermieten von Wohnungen.

Der im obigen aulgestellte Begriff umfaßt demnach die Tätigkeit im

Wohnungswesen von Rcicli, Staat, Gemeinde, von Arbeitgebern und

Stiftungen, endlich die weitverzweigte gemeinnützige Bautritigkeit, eine

Unzahl von Formen, für die es an einer abgrenzenden Bezeichnung

gefehlt hat. Das go tu einsame Moment in allen diesen Bestrebungen

ist, (laß auf den (iewinn und Erwerb aus der Bautätigkeit verzichtet

wird, wie verschieden auch sonst die einzelnen Formen sein mögen.

Für die folgenden Abschnitte zerfällt der Stoff in drei Gebiete: 1. Reich,

Staat und Gemeinde^ 2. Arbeitgeber und ätiftungeu, 3. gemeinnützige

Bautätigkeit.

Der Gewinn verzieht gibt somit den gemeinsamen Begriff ab,

unter den die zahlreichen Formen vttscfaiedenartiger Bautätigkeit hier

zusammengeschlössen werden. Soll in diesem Aasdrack irgendetwas

andeiee liegen als «oe rein Snfierliehe, formale Kennzeichnung? Ich

glaube doch; fflr unser gesamtes^ohnungswesen — und vieMcbt

noch fflr weitere Gebiete — können wir wesentliche Erkenntnisse ans

diesem einen Wort entnehmen, wenn wir es nach seinem Inhalt be-

trachten.

Die gewinnlose Bautätigkeit bildet den Gegensatx zu dem Haupt-

stflck unseres Handbuchs^ das die altgemeine sogenannte spekulative,
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mit alleo Kanstgriffen der FinaiiEiarniigBteehDik arbeitODde fiantätig-

keit zu behandeln hatte. Es ist an der Zeit» fttr bdde Gebiete Ver-

gleiche zu ziehen und ihre Leistungen einander gegenflberzosteUen.

Was hat die gewinnloee Bautätigk'ait in Deutschland erreicht; was be-

weisen ihre Schöpfungen fQr das Wohnungswesen und fOr unsere all-

gemeinen ZustAnde oder Einrichtungen?

Es ist mOgücb — vielleicht sogar gewiß — , dafi die gewinnloee

BantStigkeit in ihrem Ursprung von Beweggründen aasging, die in

ihrem innersten Kern eher als gewinnsüchtig zu bezeichnen sind. Der

Staat muBte für seine knapp bezahlten Beamten billige Wohnungen

schaffen; er kam dabei weit besser weg als durch die — in Miets-

steigerungen (loch sofort wieder aufgezehrten — Gehaltsaufbesserungen.

Der Arbeitgeber wollte für seine Arbeiterschaft billige und günstig

gcleL'i'iie Wohnungen bauen; sie boten ihm den Vorteil, niedrige Löhne

haken zu küiineu; sie hatten für den Arbeiter l'i iLcrcn Wert als die

die Produktion belastende Lohnsteigerung und konnten obendrein viel-

leicht bewirken, ihn au die Wohnung und an den Betrieb zu fesseln.

— Gewiß waren solche Erwägungen zu Anfang maßgebend, viLi

ist man in weiten Kreisen über derartige Gesicht^j]) unkte auch heute

noch nicht hiuausgclangt. Aber wie gründlich sind diese Anschau-

ungen doch in zahlreichen Fällen hinter besserer Einsicht zurück-

getreten. Wie groß und mächtig sind die Leistungen der gewinnlosea

Bautätigkeit emporgestiegen. Der Staat setzt seit mehr als einem Jahr-

zehnt seinen Stolz dareint mustergflltige Wohnungen zu bauen. Er

organisiert seine Beamten in Genossenschaften, er bietet ihnen die

Mittel und die ausfahrenden technischen Krifte; er beruft sie zur Selbst-

verwaltunjg in eigenen Verbänden. Der Arbeitgeber aber stellt die

besten Künstler iu den Dienst des Wohnungsbaues, und schlechthin

vorbildlich sind die Siedelungen, die die deutsche Grofiindostrie ge-

schaffen hat.

Welches waren nun die besonderen Mittel, die die gewinnlose

Bautätigkeit zu solchen Leistungen befähigte? Man wird antworten:

der Staat stellt jährlich große Kredite aus öffentlichen Mitteln für

seinen Wohnungsbau bereit: die (iroliindustrie schöpft aus {lein Reich-

tum der Unternehmer und der nu'ichtigen Gesellschaften, (rewiß, hier

stehen große Mittel zur Verfügung. Aber was wollen i!ic^e Millionen

besagen gegen die 75 Milliarden, die unsere Volkswirtschaft der

spekulativen und finauzteclinischen Bautätigkeit überantwortet hat und

denen sie bisher jährlich neue Milliarden liiu/.ufügte.' An den Geld-

summen kann der Gegensatz der Leistung nicht liegen; hier ist die

spekuIatiTe Bautätigkeit weitaus im Vortidl. Und doch wurde mit jenen

Unsummen in der Bodenentwicklung unser Volk zu Proletariern herab-
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gedrückt, statt daß man es, was bei riclitiger Leitung leiclit und selbst-

verständlich gewesen wäre und in anderen Ländern erreicht wurde, zu •

Staatsbürgern cmjiorhob.

Es erscheint ualiehegend, daß aus diesem Krtjehni«? nllcrenieine

Scblflsse gezogen werden gegen den privaten Ei wei h un 1 (W winn als

solchen. Allerdings, die Fortsch ri t te in unserem Woiinungs-
wescn liegen durchaus auf dem (Jebiete der gewinnlosen,
die liiu:kschritle auf dem Ciebiet der spekulativen Bau-
tätigkeit Die Folgen dieser Zustände greifen weit hinaus über das

Gebiet des Wohnoug^wasens. Gerade dedialb aber mOssen wir genaue

Vergleiche ziehen und die Ursachen Jener Unterschiede ermitteln. Die

gewiantose Bautfttiglceit ist durchaus kein unkaufmännisch gehandhabtes,

utopisches UntemehmeiL Hier wird genau gerechnet Unser

Baugewerbe wäre glflckÜch, wenn es allgemein unter den Bedingungen

arbeiten könnte, wie diese „gewinnloee" BautStigkeit sie allen an dem
Bao Beteiligten bietet Schwerlieb wird man unter den zweckmäßigen

Bauformen nur eine einzige finden, die das private Baugewerbe nicht

mindestens an den gleichen Bedingungen herstellen kdnnte, wie die

Bautätigkeit unter Gewionverzicht

Den einzelnen Vorteilen der Bautätigkeit unter GewinnvenEicht
stehen zaLlreiclie Lasten, Leistunt^'r! nn-i Verpfli'litungen gegcofibery

die die erwerbsmaßige Banunternohiming nicht zu trafen hat.

Das ist die Lehre, die wir aus der von dem srlilechtesten Ein-

fluß eines wirtschaftswidrigen Systems befreiten Bantiltigkeit zu zicben

haben. Wo die gewinnlose Bautätiirkoit tüitc Tieistungen zu verzeichnen

hat ^ nicht überall und nicht durchgängig smd solche anzutreffen —

,

so beruben sie lediglich darauf, daß die ITnternelimen sich den fehler-

haften Einrichtungen entziehen konnten, die unser privates Baugewerbe

heute beherrschen. In solclieui l all linden wir niedrige Bodenpreise,

nicht kfinstlich verteuert durch Stockwerkshfiufung; Verwendung des,

Kapitals zur Produktion, nicht zur Preistreiberei; gute Bebauungspläne,

zweckmäfiigen Strafienbau, richtige Bodenaufteilung und demgemäß gute

Bauformen.

Die gewinnlose Bautätigkeit ist unter dem Ebifluß neuzeitlicher

Gedanken aus einem Werkzeug des Brotherrn zu einer sozialen und

sozialpolitischen Schöpfung geworden. Doch nur beschränkte Kreise

kennen Vorteil von diesem Werk haben, dessen allgemdne Ausbreitung

auf die Gesamtheit zu fordern ist -Wesentliche Änderungen werden

wohl* in der nächsten Zeit bei den Trägern der hier behandelten Unter-

nehmungen antreten; es läßt sich nicht einmal entscheiden, weiche

Folgwongen eine neue Zeit aus der Gegenüberstellung der gewinn-

lösen und der spekulativen Bautätigkeit ziehen wird. Nur die eine
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Tatsache dörfen wir feststellen: die Beseitigung des Zwangs schlechter

' Einrichtungen hat genügt, um auch unter den seitherigen Verhält-

nissen befriedigende Wohnungsanlagen zu schaffen und keine jener

schweren Mißstünde aufkommen zu lassen, die wir zuvor allgegiein zu

schildern hatten.

1. Reich, Staat und Gemeinde.

5; 115, Die "Beteiligung der öffentlichen Körperschaften an der

gewinnlosen Bautätigkeit kann in drei Formen erfolgen: 1. durch den

Eigenbau von Kleinwoimungen; 2. durch Gewährung von Beihilfen für

den Kleinwohnungsbau; 3. durch Hergabe von Bauland oder von

Kapital zum Wohnungsbau.

Paul Schmitthonner.

Abb. 83. Gartenstadt Staaken -Spandau.

A. Das Reich betätigt sich im Eigenbau von Kleinwohnungen

in der Reichsmarineverwaltung und in der Reichspostverwaltung. Ferner

wird seit dem Jahre 1901 regelmäßig ein Fonds für Wohnungs-

zwecke, bis 1917 67 Mill. M., in den Reichshaushaltsetat eingestellt.

Hieraus werden (durch Vermittlung des Reichsamts des Innern) Geld-

darlehen zum Wohnungsbau an Baugenossenschaften gegeben, die den

Wohnungsbau für Beamte und Arbeiter in den Betrieben der Ver-

waltung des Reichs unternehmen.



Die Bmtitigkcit niitw Gevinnvenidit. 511

Eine große WohnungsaDlage wurde unter Beteiligung des Reicbs-

amts des Innern und unter Mitwirknnfr des Grafen Posado wakv in

Danzig geschaffen; das Qel&nde wurde an die Baugenossenschaft Neu-
SohottUod in Erbpacht fttr 85' Jahre vergeben and nmak einem von
Bwald Genzmer-Danzig bearbeiteten Bebenangeplan bebaut Unter
t&tiger Mitwirkung des Reicbsamts des Innern erfolgte i. J. 1914 die .

Begründung der Gartenstadt «Staaken, die, 4 km vor Spandau gelegen,

den in den Spandauer Werkst&tten beschäftigten Arbeitern treffliche

ElleinWohnungen mit Laadsnlage bietet. Btwa ein Drittel der Woh-
UQDgen ist in Binfaniilienbftasem, die kleineren Wohnungen sind in

VierwohnungHliiiMs-pm nnterfjebrac lit, v^I. Abb. 83. Das von dem R.
d. J. zu 2 M. tür den Quadratmeter erworbene Gelände v,-'irdr der Bau-
genossenschaft Staaken gegen einen Zins von 2 v. H. in Erbpacht ge-

geben. Die organieatoriaehe Dordiftthning der Siedelnng erfolgte dnrdi
Staatskommissar Scheidt, nr&brend Bauentwurf und Bauleitung in der

Hand von Prof. Schmitthenner lagen; vgl. Ztrbl. d. Banverw. 1915,
S. 670; Zentralbl. f. d. deutsche Baugewerbe, 10. Nov. 191R.

UmfaugreicLe Wohnungsbauten wurden fUr das Reich iu Verbindung

mit der Srbauung des Rainer*Wilheim*Eanals angelegt, unter denen die

Arbeitersiedelnng Brunsbüttelkoog (246 Wohnungen und Rircbe» Arehttekt

Hegiernngsbaumeister Elatt) an erwthnen ist; Ztrbl. d. Banverw. 1914,

S. 410, 1916, S. 698 f.

g 116. B. Einzelstaaten. In Preußen besitzt die preußische

Bergverwaltung eine alte Überlieferung in der Fürsorge für das Woh-

nungswesen der Arbeiter: die Bestrebungen ftir die Ansiedelnng der

Bergarbeiter gehen bis anf die Zeit Friedrichs des Großen zurück. In

neuerer Zeit geht das System der Bergverwaltung in der Hauptsache

dahin, den Arbeitern Baujjrämien nnd Vorschüsse zum Häuserbau (in

Ober&chlesieu unter Umständen auch die uuentgeitliche Überlassung

eines Bauplatzes) zu gewähren.

Vor 1865 wurden die Gelder meist aus der Bergbauhilfs- nnd
KnappechaftekaBse gegeben (im Saarbrttcker Beairk zum Teil ane der

Staatskeaae); seit dem Jahre 1866 sind die Leistungen auf die Staats-

kasse Obernommen. Bei dem Saarbrflcker Prämien5?y.stem ist die Wahl
nnd Beschaffenheit des Bauplatzes, der Entwurf de.s Planes, die Aus-

führung des Baues selbst Sacho der Arbeiter. Der Arbeitgeber leistet

eeine Beihilfe in der Hauptsache dnreh sinsIoM Kreditgewftbrnng und
durch ein freies Geldgeschenk nach Fertigstellung des Baues. An
Prämien wurden bis 1909 5634390 M. bewilligt und 7226 Hr,uspi mit

Hilfe des Pfämienverfahrens gebaut. Ferner gewahrt die Bergverwaltung

unverzinsliche (meist durch Lohnabzüge rückzahlbare) Darlehen, die bis

1902 in Hobe von 7,78 Hill U. gegeben wurden. Von 1865—1902
wurden von der Kirl preuft. BergyerWeltung 4502 830 M. an Hausbau-

prRmien nnd 7781 070 M. an unverzinslichen Darlehen ge^jeben. Ein-,

familiendoppelbäuser in anf>prechenden Formen wurden von der Kgl. Berg-

werksdirektioD Eecklinghausen 19101. erriehtet ^ Neben der Förderung

dee Hanserwerbe eovgt die Bergverwaltung fttr mietweiae Überlassung
von Wobnungen in Wobnb&usem, die auf Staatakosten erbaut oder wegen
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Bergschaden k&uflioh erworb«D worden; solcher MietswohnitDgMi waren
1284 vorhanden. Im Saarbrackar Beiirk flind ferner Schlafbtnser
vorgesehen fUr solche Bergarbeiter, die wegen weiter Entfernung der

Arbeitsstelle nicht tftglicb nach ihrem atftndigen Wohnaits snrflekkefaren

können.

Die prenfiiache Staatseiarabahnverwallong betttigt aach aeit ge-

'ranmer Zeit in Baa von Wohnungen ffir Arbeiter and Beamte. Ote
Gelderbeschaffnng et folgt ans drei verschiedenen Quellen : aus den Mitteln

des Etats (1895 — 1903 insgesamt 18 264 300 M.) aus den Mitteln des

Wohnungsfürsorgefonds (s. unten); aus den Mitteln der Pensionskasse für

die Arbeiter der prenHiflcb-besaischen Eiaenbahugemeinschaft (1892—1908
9882100 H. Bandarlehen). Am 81. März 1908 waren rund 36260
staatseigene Ei5;enba)indienst- und Mietswofanungen vorhanden. Im Bereich

der Wasserbauverwahnn«:, der Heeresverwaltnng (.Spandan) und der Do-

mänenverwaltuDg sind namhafte Aufwendungen für den Kleinwohnoogs-

ban -erfolgt. — Die aeit 1895 ^brlicb bereitgestellten Gelder fttr die

Wohnungafttraorge, oben 8. 407, werden verwendet: a) snm Baa
von Wohnhausem, die im Eigentum des Staates verbleiben und an Ar-

beiter iu staatlichen Bptrieben und an gering besoldete Staatsbeamte

vermietet werden; b; zu Darlehen an Baugenossenschaften, die den Bau
- von Wohnungen fttr Staatsbedienetete betreiben, nnd eventuell an einidna
Arbeiter. Nach dem Stande vom 16. OkL 1916 ergibt die Verwendung
der bewilligten Summen:

Tabelle 32.

Zn Btaata-

«igenen Bauten

M.

Woh-
nungen

Zu Darlolien an

BaugenoMen-
loaften

M.

Kleindarleben
und Hentengflter

M.

Eieenbahnverwaltang
Bergrerwaltung . . .

BauVerwaltung . . .

Verwaltung das Innern

;.7 Gl 1 00')

29 629 808
1 1 759 657

12 049
6 547

339-

54 390 463

2684000

39E»5ft068

8372378

27 000

Insgesamt sind am den Kreditmitteln bis 1915 18 936 stn.'its-

eigene Beamtenwohn ungen errichtet worden, wahrend in den durch Dar-

lehenagewfthmng geförderten fiaugeooeaenaehaften (bei Herstellung von

insgesamt 40801 Wohnungen) den Staatabedienateten SO888 Wohnungen
zur Verfügung standen. Hierzu treten noch 872 Wohnungen, die im Be-

reich der EiBonbahnverwaltung und 1081, die in dem der f?ergverwaltnng

mit Hilfe von Einzeidarlehen erbaut wurden, in verschiedenen r&ileD

wurden Darlehen aur Errichtung von Rentengtitern (oben 8. 476) gewfthrt;

Drueka. d. Abgeordnetenhauses v. 29. April 1916, Nr. 200.-

Der Hau.shalt für 1919/20 nimmt wiederum bedeutende Nenanf-

wendnngeu iu Aussicht. Zur Vermehrung von A rbeiterwohnhaiisern im

Bezirk der Bgwks.-Dir. Hindenburg werden 4 Mill. M., fUr den

weiteren Auaban von Arbeiteraiedelungen im Dir. •Bez. Reckling«
hausen 12 Millionen, im Dir.-Beis. Saarbrücken 2 Mill. M. angesetzt.

Zur Abbürdung der Kostenüherteuerung bei Wohnbauten, die mit Hilfe

der Wohnungsfürsorgekredite (oben) hergestellt werden, wird ein erster

Teilbetrag von 20 Mill. M. vorgesehen, davon 1-2 Millionen für li)l9.
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Wie nach der sozialen, so kommt nach der hautechnischen Seite

der Bautätigkeit der staatHchen Verwaltungen und Betriebe eine hohe

Bedeutung zu. Allgemein tritt neuerdings in den staatlichen Woh-

nungsbauten das Beetreben hervor, den Benutzern der Gebäude be-

friedigende Wohnungen, dem Baugewerbe nachahmenswerte Muster und

Anregung zu bieten.

Bezüglich der in Preußen in neuerer Zeit kundgegebenen Oriind-

anschauungen und einzelner Bauausführungen vgl. oben S. 499 f. Aas
der Bautätigkeit der Staatsbahnvorwaltung sind zu erwähnen die neueren

staatseigenen Wobnhausbauten im Eisenbahndirektionsbezirk Kassel, die

in Anlehnung an die örtliche hedsisclie Bauweise errichtet wurden (Ent-

II

Abb. 84. ßcamtcnwobnbftusor im Eisenbabndireklionsbezirk KaHKel.

würfe von Landbauinspektor Holtmeyer). Ein Zweifamilienbaus der

in Nordhausen erbauten Wohnbausanlage ist in der beifolgenden Abb. 84
wiedergegeben. Hervorzuheben ist eine Erfahrung, die bei dem Bau
dieser Beamtenwobnliäuser in Nordbausen gemacht wurde. „Wie leb-

haft in einer Zeit, in der man mit den Stockwerkswohnnngen von Miets-

kasernen als mit etwas Unabänderlichem sich abzufinden gewöhnt ist,

das Bedürfnis nach Einzelhäusern besteht, mag unser Beispiel zeigen.

In Aussicht genommen war die Errichtung von ZwölfWohnungshäusern,

wie sie die Nachbarschaft des Bauplatzes aufwies. Die Anmeldung war
so gering, daß die Bauten nicht zustaude kommen konnten. Da aber

Eberstadt, Handbuch des Wohnungswesens, i. Aufl. 33
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fraglos ein Bedürfnis nach Wolinringen bestand, wurde die Umfrage er-

neuert mit der Änderung, daß statt der Mietskaäernen Zweifami)ien-

h&aser in Aussicht gestellt wurden. Die Listen wurden jetzt Uber-

xeiebnet. Die 10 Nordhaneen vorlie^ode Aufgabe war iiuofero anflerw

gewöl)nlich, als nicht auf ländlichem Gebiete, eoiidera anf fitftdtiscbem

Oelftnde einzelstehende Kleinwohnungen auszuführen waren"; Ztrbl.

d. Banverw. 1909, 8. 592. Vgl. die Sammlung von „Entwürfen zu

Eleinwobnnngen", Verf. Landbaainepektor A. Holtmeyer, mit Vorlagen

fflr SinfamilienbftuBer nnd fttr Zweitemilien- bsw. Zweiwohniingahliifler.

Wegen der in Bayern bewilligten Kredite aar Beaehaffung tod

Wolmuti^'Pti fflr Benmt^ ntid Arbeiter der Stanf j^eisenbahn und GowRhrung
von Baudarieheu an Beamtenbaugenossenbciiaiten s. oben 8. 408. Im
Bereich der Staatebahnverwaltuiig waren Ende 1908 9877 WobBiuigen,

durdi die Peatverwaltung 220 Wclminigeii bei^Beatellt Die Xgl. Oeneral*

direktion und die Pensionskaase fflr Eisenbahner haben in Sachsen bis

1*J12 1361 Wohnungen errichtet. In Würtfemberi,' werden Wohnungen
seitenH der Eisenbabnverwaltung und anderer staatiichen Verwaltungen

hergestellt; sowie Darleben an BeamtenbaageDoeseiiaebaften gewibrt nad
Bflrgachaften ftir die Eapttalaufnabme solcher Genoaaenacbaften ttber-

nommen. In Baden waren im Bereich der Staatseisenbahnverwaltnng

i. J. 1912 3B70 bahne5p;ene und BO gemietete Wohnan^en vorbauden.

Die Pensionakasse für Eisenbabnarbeiter hat ferner größere Betrage ftir

Wohnbanten aar Verfügung gestellt.

§ 117. C. Die Tätigkeit fler (If in ein de 11 findet sich in den

drei obenerwähnten Formen der unniutcll)aren Förderung des Woh-

niinasbaues, nSnilich «lurch Eigenbau, durch Gewährung von Beihilfen

und durch Hergabe von Darlehen und Gelände. Als eine der ersten

hat die Stadt Freiburg i. B. den Eigenbau von Wohnungen für minder-

bemittelte Einwohner bereits i. J. IRfifi 1 rinnen und liauptsächlich

hcit 1886 weitergeführt. Eine größere Anzahl von Gemeinden und

Kreisen in den verschiedenen deutschen Staaten hat den Eigenbau voq

Wohnungen fQr die uiinderbemittelten Anwohner unternommen.

In Pifiiß'n bat der Ministerialerlaß vom 19. M&rz 5 „wegen

der zur Verbe.stierung der Wohnungsverbältnisse zunächst, zu ergreifenden

Uaßnahmen** das Verdienst, eine lebhaftere T&tigkeit der Oemeinden
nnd Komoranalverbiiide angeregt ku haben. Im Anacfalufl an den Miniete^

rialerlaS hnt seitens der Regierungnbehörden im Aufaicbtawege eine Ein*

Wirkung auf die Gemeindebehörden nach der in dem Erlaß bezeichneten

Richtung stattgefunden. Ober die von den Gemeinden getroffenen Maß-

nahmen » die lum Teil auf einer acbcn seit längerer Zeit befolgten

fiödenpolitik beruhten — wurde Ende 1903 eine Erhebung veranstaltet.

Wobnungen für mi n d erb e m i t tel te E i n woh n er allgemein (nicht

ftir städtische Beamte) waren in einer Reihe von Stadt- und Land-

gemeinden erbaut» worden. Aucii <iie Kreise beteiligten sich im Westen
lebhaft an dem KleinWohnungsbau, wobei n. a. der Kreis Meraig die

Kleinhausbauten unter Hergabe billigen Geldes selber erriohtet; vgl.

Handbuch, II. Aufl., 8. 27d. Mach einer Umfrage d. J. 1918 haben
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unter 123 Mitgliedern des Preu6. Stftdtetages 16 St&dte Wohnungen für

minderbemittelte Einwoltner mit einem Gesamtaufwand von 7'/, Jlill. M.

erbaut, darunter mit mehr als 50 Wohnungen: Bielefeld, Kassei, Duih-

burg, Düsseldorf, Elberfeld, Oleiwits, Mflnster, Nordhausen, Remscheid;

Knesynski, WobnangswoBeo, 8. 61. Diesen Stielten tat seit 1914 die

SUdt Görlitz hinzugetreteili die eine trefflich durchgeführte K.leinhaus<-

anläge im WohnhofsystMn «rrichtet hat. Die von Stadtbaurat Küster
entworfene Siedelung gliedert die Kleinhftuser an Wohnhöfe, die recht-

winkelig sor Strafte absweigen. Die Baokoeien stellen sich fttr die er-

lianten Einfunilieohlnserf trots der grofien Vorteile der Baaform, nicht

nngfinstiger als die Anlage von Wohnungen in dreigeschossigen Mehr-
wohnungshäusern. Die Kosten hctrap'pn (vor dem Kriege) für die GeriOf^st-

wohnung von drei Zimmern und Nebeuraum 4ÖU0 M.; für die Wohnung
von vier Zimmern [und Nebenraum DOOO M.; als Miete werden 2tS M.
bsw. 260 M. jftbrlieh berechnet. Das Oel&nde wurde von dem Offrlttaer

Hospital zu 2 Pf. für den Quadratmeter in Erbpacht gegeben und bei

der Miete nicht in Rechnung pesteilt; Ztrbl. d. Bauverw., 12. Okt. 1918,

S. 412. Eine von der Gemeinde Recklinghausen durch Stadtbaurat Sopp
erbaute Kleinsiedelung bietet Kleinhftuser mit Landsulage su 6160 bis

6900 M. und hat den Anlaß für die Errichtung gleichartiger Häuser
durch eine Bodengesellschaft gegeben; Ztschr. f. Wg5tw., IX, S. 70 f.

In Bayern hat die Gemeinde 8oli\\ einfurt, die bis 1904 101 Ar-

beiterwolinungen errichtete, i. J. 1910 eine Reihe von baufördernden

Maßnahmen beschlossen; Ztschr. f. Wgsw. in Bayern, VIII, S. 105.

Die Stftdte Lamprecht, Helmbrechte und Lindau haben neue Arbeiter'

Wohnungen errichtet. Von sachsischen Gemeinden wurden bis 1912 153
Wr,linnTit/cn für niinderbemittolte Einwohner erbaut nnd weitere 99 Woh-
uimgou vorbereitet; die Keutabiiität der Bauten stellt sich auf 4,48%;
Rusch, a. a. 0. S. 45. In den von der Stadt Freiburg i. B. errichteten

H&ttsem — Beurbarnngshftnser genannt, weil aus der sogenannten Be-
nrbarnngskasse die Gelder herstammen — waren i. J. 1900 267 Woh-
nungen vorhanden. Die Gemeinde iiat den Bau der Berirbanin^^shäuser

i. J. 1909 fortgesetzt und die Errichtung von 108 neuen Wohnongen
beschlossen. In Wtlrttemberg haben die Gemeinden Giengen a* B. und
Göppingen Kleinwohnungen im Eigenbau errichtet. Die Stadt Jena hat

mit Unterstützung der T^andesversicherungsanstalt 60 Einfamilienhäuser

zu 7000 M. erbaut und an Erwerber au«* den Kreisen der Versicherungs-

pflichtigen verkauft; da kaum ein Drittel der Nachfrage befriedigt wurde,

gelangt ein« Erweiterung um ICD Eieinbiuser anr AusfUunnig; Berieht

der Oewerbeanfeichtsbeamten 1914, Bd. III, 17.

Eine Sonderstellung nimmt die Stadtgemeinde Ulm ein, die

als erste ein geechlosseoes System gemeindlicher Bodenpolitik geschaffen

hat, das die wirtscbaftUche, soziale und technische Seite des Stftdte»

bftues voUstSndig umhiBt Die Mafinahmen der Ulmer StadtverwaltaAg

erstrecken sieh auf den GeUUideankav( die Straßenaniegnng; den Hfluser>

bau und die Kapitalbeechaffnng. Die Bedeutung der Schöpfungen der

Stadt Ulm fiegt neben dem bautechnischen Wert namentlich auf yct-

waltnngstecfaniscfaem nnd sozialpolitischem Gebiet Die erzielten Er-
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gebnisse sind unter die vornehmsten Leistungen der Bodenpolitik za

rechnen.

Die Stadt Ulm begann i. J. 1888 ihre Fürsorge für die Klein-

wohnungen durch Errichtung eine» großen, 21 Wohnungen umfassenden

Vielwohnungshauses; trotz der Geräumigkeit und Billigkeit der Woh-
nungen waren die Erfahrungen, die hier, wie in anderen großen Miets-

geb&uden in der Stadt gemacht wurden, keine günstigen. Die Stadt-

gemeinde entachloß sich deshalb seit dem Jahre 1894 dazu, Arbeiter-

wohnungen für 1 — 2 Familien zu errichten, die Bauausführung und

Kapitalbeschaffung selbst zu Ubernehmen und die Häuser an Angehörige

Architekt Sladtbaiinil IIolcli.

Ablt. 85. Einfamilienhnus. Ulm.

der minderbemittelten Klassen käuflich zu Eigentum abzugeben. Wegen
der Begründung vgl. die bei Hch. v. Wagner, Tätigkeit d. St. Ulm,

S. 16 f. mitgeteilte bemerkenswerte Vorlage an die Stadtvertretung. Im

Jabre 1895 war die erste städtische Oebfiudeserie auf einem von der

Stadt erworbenen Gelände von 60 ha fertiggestellt; eine zweite Serie

folgte 189G, eine dritte 1899. Während bis dahin die Häuser meist

neben der Eigentümerwohnung noch im obersten Stock eine Mietswobnung

enthalten hatten, ging die Stadt in dem seit 1902 angelegten Wohn-
bezirk zum reinen Einfamilienhaus über. Im ganzen sind bis jetzt drei

größere Wohnbezirke angelegt.

Einige der Haustypen sind oben S. 316 und in der beifolgenden

Abb. 85 wiedergegeben; Uber den vortrefflichen äußeren Eindruck er-

übrigt sich wohl jede Bemerkung. Abb. 86 zeigt einen der meist an-



Di« BaatAUgkeU unter 0«friniivenielit 517

gewandten, dazugehörenden Onwdrisaei deren Anordnung eine überaus

gelungene ist. Di» Wohnungen haben Licht, Besoonung und Durah*
lUftung in ansgiebigator Weiae. Die Wohn- und Bchlafräume sind reich-

lich zugemessen; hierzu treten noch die umfangreichen Neben- und Wirt-
schaftsraunie. Zu jedem Hause i.'ehört ein Garten, der an^rPlicht, am aus

dem Ertrage den Jahresbedarf einer mittelütarkeu 1 amüie an Gemlitie

Abb. 86.

decken zu können. Bodan- und fiaukoatan, Preise und jährliche Aaf-

wanduDg Iflr Zins and Tilgung ergaben sich aaa dar beifolgenden Tabelle

:

«WMtte Sa.

Herstellungs- and Ertragsberechnang fOr Wohnhäuser.

Abb.
Bauplatz 1 qm

Baukosten
einschl. Bauplati
(Verknufspreis

vor 1914)

Jihrlidie

zilitung
i

InsMMUBt
jfthrl. nr Zinsen

und Abtrag

M M. M. Proz. Proz. M.

50

52

65

790
006
724
844
800

!
4
4

7100
6065
rooo
7100
7200

3
3
3

3

301,75
272,95
297,50

301,75

306,00

Seit dem Jahre 1911 wurden, aufier den freistehenden Einzel- und
Doppelhäusern, r.wm Ati8gleich der gestiegenen Bankosten, Reihenhäuser

in geechloasener Zeile ausgeführt; die Kosten stellten sich auf 7200 M.
S&r daa Einfamilienhaus von vier Zimmern und Küche. ZuachQsee und
Subventionen werden seitens der Stadt bei ihren Bauten nicht geleistet.

Alle Annlagon sind voll in Rechnung gestellt. Die Straßen sind als

WohnstrnCrn angelegt und einBchließlich des Vorgartens 16 m breit.

„Der unbedouteude Verkehr in den Straßen gestattet auch, daß die

lahlreioben Kinder der Arbeiterfamilien daselbst sich, ungefifardei ttimmelii

können. Seit Bestehen der Wobnangen ist ein Unfall auf der Strafie
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nicht vorgekommen" v. Wagner, a. a. 0. S. 23i. Die Kaufer der Häuser

»ind Unterbeamie und Arbeiter. Untier ilmeii befindet sich eine ^TAßf

Anzahl von Angeütellten der Staatsbetriebe. Die» verdient um so meur

eine Hervorhebimg, als sieh in niunittelbarar Nihe der atidtiseboi Bin>

familienbauser die; \ iergeschotisigen Baaten der Baagenosüenschaft eines

Staatsbotriebes befindfiii. Die StaatsbeRmten ziehen indes die städtischen

Häuser vor, nicht ullfin wt''i;en der Möj^lichkeit des Ei<ientuinser\verb8,

soudeni auch wegen der Vorzüge de» ij^infamilienbaoses und des Gartens.

Int schon der wirtsohaftlicbe Wert der Untemehmong der Stedt-

gemeinde ein hoher, so wird er doch weit übertroffen durch die sonstigen

bodenpolitiscben Vorteile. Wie die Stadt dem Zeitpunkt nach die erste

war, die ein ( iesanit proixmmm der Bodenjiolitik durchführte, so zählen ihre

Aulagen sachlich zu dem beizten, da» uuser deutsches Wohnungswesen
aufxQweisMi hat; sie dflrften dntcb ihre aoiialpolitieche Bedentnng die

als vorbildlich betrachteten SchSpfongen der bekannten Lendbanaeiede-

Inngen in Eii^'hiiv] übertreffen.

Uuifaugreicbe Maßnahmen der Bodenpolitik wurden seiteud doä

Magistrats der an Wilhelmshaven angrenzenden auf oldenburgischem Oe*

biet belegenen Stadt RQstringen ergriffen. Von dem 2600 ha am'

{«••enden Stadtbesirk besitzt die Stadt 300 ha eigene Grundstücke, die

zu Baii/we'ken 7:nm SelbBtkostenpreia von 2—5,5 Bf. för den Quadrat-

meter au aubauferiiger Straße zur Verfügung gestellt werden. Die

erforderlichen Geldmittel wurden seither in der Hanptaache daroh die

staatliehe Kreditanstalt in Oldenburg (oben 8. 472) gegeben, in der

Begel unter BUrgeohaft der Stadt bei einem Zinsfuß von 4 — 4VsV«
jährlicher Tilgung, und in Höhe von 76% des Bau- und Bodenwerts.

Die £igenerwerbsb&user sind mit dem Wiederkaufsrecht der Stadt be-

lastet; vgl. Kleinwohnungen and Kriegerheimatftttan in Wilhehnshaven-
ROstringen, Denkschrift des Magistrat^ 1917.

Über die Beteiligung der Gemeinden an dem Wohnungsbau durch

Siedelungsanternehmnngen s. oben S. 470 f. Bezüglich der Beihilfen und

Burgschaftsttbernahme bei Darlehen vgl. oben S. 408 f., Hergabe von

stadtischem Gelinde su Erbbanreeht s. 8. 429. Zn dem Wohnnngsban
der Gemeinden im Ausland .vgl. unten § 137 f., § 144, % 148. 8. ferner

Maßnahmen der Gbergangsseit Anhang XI.

Von dem Bau von KleinwohnaDgen, die der Einwdinerscfaaft

allgemein zur Verfügung stehen, ist zu unterscheiden die Bautätigkeit

der Gemeinden für die eigenen städtischen Beamten. Die Stadt,

als einer der gr^Bten Arbeitgeber, beschäftigt in ihren Verwaltungen

und Betrieben eine hohe Anzahl von Beamten und Arbeitern ; die Kot-

wendigkeit, für die städtischen Beamten Wohnungen zu beschaffen, in

gleicher Weise, wie dies in den Staatsbetrieben geschieht, hat sich de«

Gemcindon immer mehr aufgedrängt. Eine erhebliche Anzalil vod

Oeineinden ist demgemäß neuerdings mit dem Bau von Beamten» und

Arbeiterwohnungen vorgegangen.

Wohnungen fUr die in dm städtischen Betrieben basdilftigtea

Arbeiter and Unterbteamten — und swar fOr die unteren AngesteUten
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•llgemeia oder nur ftlr eimelne Verwaltungwweige, wie Gm*, WasMr-,
Elektrizitätswerke, Feuerwehr, Schlachthäuser — aind seitens preufiiscber

Städte errichtet worden !?i Danzig, Stolp, Schlawe, RüijeiiwaliJp, Breslau,

Liegnitz, Gtfrlit2| Posen, Ki&l (128 Wohnungenj, fiutium, Eckeruförde,

Sonderburg, Hennover, Lüneburg, Berbn^, Uflnater i. W., Dorsten,

Boeham, Henau, Frankfurt e. M., WiesbedeOt Aachen, Köbi, Hühl-
heim a. R., Düsseldorf, Neuß, Essen, Trier, Saarbrücken, Völklingen,

Dudweiler, Bielefeld, Kob!en^ u. a. m. Zu erwähnen sind femer Mann-
heim, ELarlsrube, Worwä (s. die Abbildungen Zeitschr. f. Wobnungsw.
1906, S. 248), Nürnberg, Heidelberg, Mttnehao (Zeitsobr. I. Wolinangsw.
in Bayern, Bd. VII, S. 22), Aichach und eine Aaaah) von Sttdten in

Sacheeir; vgl. Heerwarth, a. a. 0.
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2. Arbeitgeber uihI Stiftungen.

§ 118. Die neuere Entwicklung der Großindustrie fand unzu-

reichende Wohnverhältnisse vor, die sicli während <Ies 19. Jahrhunderts

in den Industrieslädteii und den iudubtrialisierteu Bezirken weiter ver-

schlechterten; oben S. 751. Von den Grofibetrieben wurden in eilizelnen

Fdlen WohnuDgaii fflr die herangezogenen Arbeiter und Beamten —
sogenannte Werkswohnongen in der ersten HUfte des 19. Jabr^

bnnderts etriehtet Die Mißstände im Arbeiterwobnungswesen nahmen

indes allgemein steti sddimmere Formen an. Während des unbefrie-

digenden Standes der Arbeiterwohnverhfiltnisse wurde infolge der oben

S. 82 erwähnten Anregang|die Erbaoung von Arbeitersiedelnngen and

die Begründung von Arbeiterbaugesellschallen seit der Mitte des 19. Jahr-

hunderts mehrfach, wenn anch mit nnznreichendem Ergebnis nnter-

nommen.

In Belgien worden bereits i. J. 1808 in Verviera auf Veranlassung

Bweier Fabrikant«! acht Arbeiterlianaer mit 16 Wohnungen errichtet,
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denen i. J. 1810 der Wohnungsbau durch Arbeitgeber, bei der Kohlen-

zeche Grand Hornu folgte. Auh dem Jahre 1833 ist in VerN'iers die

Begründung einer Arbeitersiedelung durch Reymond BioUey zu ver-

zeichnen. Die Kleinhäuser, in zwei Reihen angelegt, hatten 6 m Front

auf G'/} m Tiefe, waren mit Garten versehen und wurden, je nach der

Größe des Gartens, zu 100—115 Frcs. vermietet. Die Zahl der bis

zum Jahre 1869 durch Arbeitgeber in Belgien errichteten Werkswoh-
nungen wird auf 4248 angegeben; Eberstadt, Neue Studien, Bd. I,

S. 49 u. 66. — Die grundlegende Untersuchung von Hch. Herkner über

die oberelsässische Baumwollindustrie schildert die Wohnverhaltnisse der

Arbeiter im Mulhausener Industriebereich und die Wohnungsbau Unter-

nehmungen der Arbeitgeber unter dem Einfluß der zeitgenössischen fran-

zösischen Anschauungen. Die Stadt Mülhausen, die in den Zeiten des

Abb. 87. Ältere Werkswohnungen (ca. 1850), Hörde.

ehemaligen Freistaates zu Ende des 18. Jahrhunderts 7000 Einwohner
zfthlte, hatte i. J. 1830 noch den gleichen Umfang wie früher, wfthrend

die Einwohnerzahl .sich nunmehr auf 20 000 vermehrt hatte. Die Wohn-
verhältnisse, schon in der alten Zeit schlecht, hatten sich zu den unerträg-

lichsten Mißständen entwickelt. „^^^ Mülhausener Blätter brachten

in jener Zeit Anzeigen, in denen eine Stelle in einem Bett (nicht etwa
eine Bettstelle) oder, das Viertel einer Dachkammer angeboten wurde"
(Oberelsässische Baumwollindustrie, Straßburg 1887, S. 162). Die Er-

bauung einer Arbeitersiedelung, der Cite ouvriere, sollte einige Abhilfe

bringen, hat sich indes für den Arbeiterstand kaum nützlich erwiesen;

„aus dem Kleinhaus der Cite wurde ein schlechtes Zinshaus", das in
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die Hand spekolAtiver EigeDtOmer IlbwrgiBg und durch Anbauten und
Unterteilung zur Aufnahme möglichst zahlreicher Mieter ausgenutzt wurde.
Vgl. a. a. 0. die Schilderungen der sozialpolitischen Auifassangen der
Arbeitgeber jenes Zeitabschnitts.

In den 40er und .Wer Jahren des 11». Jahrhunderts setzte in

Deutschland der Aufstieg der rheinisch-westfälisch pii Industrie ein, die

für die größeren Betriebe in zunelunendem Uniffin^' Arbeiter heranzog.

Ein Heispiel der älteren Form der WerkswohnimL' fand ich auf einer

Abbildung der Werksanlagen des Mörder Vereins aus der Zeit um
1850. In einigem Al)stand von den Hetriebsgebäuden ~ von denen

übrigens unsere Abb. 87 nur einen Ausschnitt darstellt ~ steht die

Wohnsiedelung für Wcrkisangohörigc in sclimucklosen Reihen des Klein-

hausbaues angelegt. In ihren Abmessungen dürften sich diese Werks-

wohnungen den zu jener Zeit noch vorherrschenden Hausfonnen für

Industriearbeitor — & oben S. 80 — annähern.

In der Folgezeit haben sieb die Arbeitgeber bei der Erbauung

Ton Werkswohnungen Jahrzehnte bindnrdi nur von dem nftcbsten prak-

tischen Bedürfnis leiten lassen und sind hierbei zumeist den neuen orts-

fiblichen Formen des Wohnungsbaues (Vielwobnungshaus) gefolgt Die

Wohnungsanlagen der großen Werke in den deutschen Industriebezirken

nntarsehieden sich wahrend dieses Zeitabschnitts vielfach kaum von dem
spekulativen KleinWohnungsbau; der Stockwerksbau wurde in den Bladi-

erweiterungsbezirken und in den neu entstehenden Industriedörfem ein-

geführt, und die Arbeitersiedelungen boten im allgemeinen einen wenig

erfreulichen Anblick. Eine vollständige Umwälzung trat seit den 90er

Jahren des 19. Jahrhunderts ein. Die von der deutschen Großindustrie

seitdem erbauten Siedelungen haben sich zu hervorragenden Leistungen

der Sozialpolitik entwickelt und die Beispiele der besten Formen des

KleinwohnungsbaueS geliefert.

Wegen des Baues von Wohnungen, die die öffentlichen Korpora-

tionpii Reich, Staat, Gemeinde in ihrer Eigenschaft ala Arbeit«xeber
errichten, vgl. obei; § 1 14 f.; an dieser Stelle sind nur die privaten Arbeit-

geber XU besprechen.

§ 119. Die Wohnungsbauttitigkeit der Arbeitgeber betrifft ent-

weder die Förderung des Er\verl)s eigener Wohnhäuser durch die

Arbeiter oder den Bau von Wohnungen, die an Arbeiter nicht verkauft,

sondern nur vermietet werden.

Die Zahl der Privatbetriebe in Deutschland, die für ihre Arbeiter

Wohnhäuser zum Eigen erwerb herstellen, ist eine sehr betrachtliche;

ZU nennen sind hier insbesondere: Mansfelder Kupferschiefer hauende

Oeeellschaft, Villeroy & Boch in Metthich, D. Peters & Co. in Neviges,

Friedrich Krupp in Essen, C. Heyl in Worms, Salzmann & Co. in
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Betteiihausen-Kassel u. a. m. Eine iieihe von Ilütien- und Borgwerken,

sowie einzelne größere Industrielle aus den verschiedensten Fa In ikations-

betrieben ermöglichen ihren Arbeitern die Seßhafimacliuug durch deo

Erwerb von Grundbesitz.

Einen wesentlich größeren I'mfang als die Herstellung von Ver-

kaufshäusern hat jedoch die Erbauung von Mietswohnungen durch

die Arbeitgeber angcnouimoii. An der Spitze steht hier Friedrich Krupp

in Essen; bereits i. J. 1900 war in den Kruppschen Hausanlagen eine

BevAtkerung von 26 678 Personen nntergebndit; bis znra Jalire 1912

war die Zahl der Wobnungen auf 9700, die der Bewohner auf 42000
* gestiegen, eine Ziffer, die inzwischen nochmals eine starke Zunahme

er&hren hat Stadterweiterungen und voUatflndig neue Siedelnngen siad

durch die Kruppsche Banverwaltung geschaffen worden. Die Zahl der

Großinduatriellen and Indnstriegesellschaften» die sich im Wohnungsbaa

betätigen, ist in stetem Steigen begriffen, wShrend zu|^eidi das Strebea

nadi einer Verbessemng der Siedelungsformen und der Verwertung der

in der Bautätigkeit gesammelten Erfahrungen zu weiteren Fortschritten

im Wohnungsbau führen. Die chemische Industrie (badische Anilin-

und Sodafabrik, Höchster Farlnverke, Rayer-Leverkusen u. a.) die Berg-

bau-Industrie, die Maschineubuuanstalten, die Klektrizitätsindustrie haben

in der Uerstellung von Wohngebäuden besonders viel geleistet

Wihrend im allgemeinen U i \V Itnungsbau durch Arbeitgeber und

Stiftungen getreont zu behandeln ist, findet sicli in der Großindostrie

h&ufig eine Verbindung beider Formen in der Weise, dafi seitens des

Arbeitgebers ein Kapital für den Bau von Kleinwohnungen geatiftst

wird. Qfofle Summen sind in dieeer Fonn seitens etniebier Arbeitr

geber oder ihrer Familienangehörigen fttr den Wohnongebau aar Ver-

fügung gestellt u'orden.

In der umfangreichen Bautätigkeit der Firma Krupp sind die

drei Formen der Vermietungbiiau^er, der Eigenerwerbshäuser und der

Stiftung vertreten. Die ersten Wohnungen, die die Firma für Werlte*

sngehörige errichtete, wurden i. J. 1861/62 fUr Fabrikmeister erbaut

und sind inzwischen mit der Erweiterontr Hpr Anlnrrr: wie lnr abgebrochen

worden. Im Jahre 1863 wurde eine Anzahl Heilienh&user für Arbeiter

erbaut; die Bautätigkeit in gröi^rem Umfange setzte iu der Zeit von

1871/74 wahrend eines Wohaangsmeagels ein nnd fahrte annaehst nr
Errichtung oin&dier, sehnell herzustellender Baracken. Es folgte als-

bald die Anlage von vier größeren Siedelungen (Arbeiterkolnnienl, Nou-

westend, Baumhof, Sohederbof und Crouenburg, die zum Teil aus hrei-

flteheudea Hanaem oder Gebftudegt uppen mit Einzelg&rten, zum Teil aot

dreigesohoeeigen Beihenhauaem beafeehen. In den 90 er Jahren wurden

die Kolonien Alfredshof, Altenhof und Friedrichshof angelegt, von denen

die letztgenannte MehrwobnuBp;shan9er enthält, während Alfredshof nnd

Altenhof — eine reiche Stiftung von F. A. Krupp für nihebere<ilitigl«

Arbeiter nnd Beemte — ein lendhenemäßiges Gepräge heben.
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Die im Stadtgebiet von Essen, 20 Minuten von der Fabrik ge-

legen, i. J. 1894 begonnene Siedelung Alfredsbof wurde 1907/08 durch

den Bauleiter der Firma Krupp, Baarat Schmobl, ausgebaut. W&brend
die städtischen Randstraßen die dreigeschossige Bauweise haben, zeigt

das Innengelände die l'/^— 2 geschossige Bebauung in Reihenhäusern

und Gruppenbauten, die durch die Gebäudestellung und die angeordneten

Durchblicke eindrucksvolle städtebauliche Wirkungen ergeben. Alten-

hof, gleichfalls im Stadtgebiet gelegen, hat eine Reihe schöner, archi-

tektonischer und gartenkünstlerischer Bilder aufzuweisen. — Als selbst-

ständige Siedelung, ohne Zusammenhang mit einer bestehenden Stadt-

anlage, wurde Margaretenhof (unweit Duisburg, linkes Rheinufer) an-

Abb. 88. Marktplatz Margaretenhof (Sonntagskonzert).

gelegt, bei dessen Erbauung Baurat Schmohl eine Reihe neuer städte-

baulicher Grundsätze in der Strafienanlage und Geländeaufteilung ver-

wirklichte; 8. hier oben S. 265 und Abb. 33 und den Abdruck des

Bebauungsplanes, Handbuch, II. Aufl., S. 378. Die Ausführung der Ge-

bäude zeigt ansprechende Einzelheiten, die durch Bebauungsplan und
Straßenführung zu gesteigerter Geltung gelangen. Den Mittelpunkt der

Siedelung bildet der „Marktplatz", auf dem an Sonntagen eine Musik-

aufführung der Bergmannskapelle stattfindet (vgl. Abb. 88).

Als selbständige Gründung größeren Umfangs wurde die auf etwa

6000 Einwohner berechnete und auf Erweiterung eingerichtete Arbeiter-
wohnstadt Emscher-Lippe (für die Belegschaft der gleichnamigen Zeche
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bei Datteln, Kr. Recklingliauscn ) erbaut. Der Bebauungsplan betont

hier in der StraßenfUhrung die gerade Linie, der durch StraßenVersetzung

und leichte Schweifung eine reiche AbweohslaBg verlitthen wird. In der

Oelftndeaafteilaog wird die Form des Wohnhols mehrfach Angewandt.

Die in den Jahren 1907/11 aiig* Ir gte Siedelung Dahlhaoserheide vm-
faßt 504 Wohnungen, zumeist m 1 geschossigen Doppelhausem, bei

denen zur Enielung gescliloijtiener StraßenWandungen die kleinen Wirt-

Bchaftsgeb&ade xwkdien je zwei Doppelb&iiBer verlegt sind und ein

darchlanfender Haneräbschlofl gegen die Straße bergeatellt iet. In der

Bsboiolil.

Abb. 80. Garteutadt Kiel-Gwrdeii, AibeHeniedeluig Krapp.

Ausführung begriffen sind seit 1917 die Siodelungen Borbeck, Wicken-
berg-Esaen und Kiel-Gaarden. In der Siedelung Wickenberg findet erst-

malig ein OrundriB Anwendung, bei dem ein Zimmer ao angelegt ist,

dafi ee durch eine dttnne Zwischenwand nachtrAglich bei Bedarf in swei
Stuben mit je einem Fenster und Eingang geteilt werden kann, so dafi

mit dem Heranwachsen der Kinder eine Trennung nach dem Geschlecht

eintreten kann; Kruppsche Mitteilungen 23. Dez. 1916, S. 272. Der
in Abb. 89 wiedergegebene Bebauungsplan der Gartenstadt Kiel-Gaarden
bietet in der Bearbeitung bemerkenswerte Eänselheiten. Bei großer
Klarheit der Gelindeaoiteilung ergibt sich in ungesnchter Weise eine
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Keibe trefflicher Wirkungen, wie sie nameDtlicb in der gestaffelten

Strafitt, denn Mittelpnnkl tin G«iia«iii8ci)«ft^lMlttde bildet, hervortreten.

Die AuMtattttiig mit Freiflächen ist eine reichliche; die Vorsttge der
Pluniitjg würden indes tei einnr Vermindening der liier angewandten
Weiträuiijigkeit iiiclit verringert. — Die von der Kruppschen Bauleitung

errichteten Siedelungen bind von bedeutendem Einfluß für die Entwick-

tang unaeree Stidtebaues geworden, eowohl hineiehtlich der Gebinde-
behandliui^ wie nach namentlich in den Formen der Geländeerschließuog,

der Straüeiiführung und der w ohnbaiimäßigen Aufteilung. In manchen
neueren BebaauagsplftoeD wird mau unschwer dae Kruppsche Vorbild

erkennen.

Der Ben der i. J. 1006 von Firau Friedrich Alfred Krui^p mit
einem Kapital von 1 Mill. M. begrtindetcn Wohnangsstiftung „Marga-
retenhölie" stellte dem ausftilireiiden Architekten Georg Motzendnrf
die Aufgabe, ,.hier nicht eine abgesonderte Siedoking nach Art der

Gartenstadt zu schaffen, äonderu an die Stadt Enäen einen eigenartigen

Abb. 90. Zweifamilienhen«. Meigante Kmpp<-8tiftttng. StraBeneniicht

Stadtteil anzagliedem". Die beifolgenden Abb. 90—98 geben zwei der

von Metsendorf errichteten Familienhäuser wieder, die den Eindrnok

einer heimatlich ttberlieferten Baaweiee erwecken. Beide Haaeformen
dtirfen als hervorragende LeiBtnngen einer mit den einfachsten Mitteln

arbeitenden Bankunst hezeichnet werden. Für die städtische Bebauung

ergibt namentlich die Fünfhauserreibe der Abb. 95 ein wirkungsvolles

Bild, Die ecbdnen Stadtbilder der MargaretenhShe sind in einem be»

ionderen Werk verMtfenÜieht worden.

Die Firma Hantel hat in der Umgebung von Duisburg Arbeiter-

siedelungen von großer Ausdehnung errichtet, deren umfangreichste sich

an die Zechen Eheinpreußeu (bei Ilüinberg) und Neumühl angliedern.

Die Wohnhftneer der Siedelung Homberg umfassen verschiedene Typen,

die sich vom Zweifamilienhaus bis sum Sechsfamilienreihenbani abetulen.

Die beifolgenden Abb. 99— 103 zeigen die wichtigsten unter diesen

Bauformen; sämtliciic Bauton bestehen aus selbstilndigen Fauiilienh{lusern,

die im Keihenbau nebeneinandergereiht sind (s. oben 8. 294j.
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Die Zechenverwmltmig halt« in £rflh«r«D Bavten das System dei

ZweiwobnongahaneeB oder MehrwohnangsliaiiMe eogewandt, bei dem

die WobnaDgen vertikal übereinander angeordnet sind (b. oben

Abb. 48| 49, 8. 813 n. 314). Die Wobnungen an sieb waren durchaua

Abb. 91. OmndriB su Abb. 90. Abb. 92. QrundriA zn Abb. 9a
Kellergenebofi, linke Ullfto. ErdgeMboO, rechte Hllfle.

Abb. 93. Grandri» sn Abb. 9a ObeigeteihoB.

günstig. Die £rfabruDg bat indes hierbei Mißstände ergeben, indem

bei der Anlage mehrerer WofannBgeB im gleieheo Hause anter den Hanf
bewolinern öfter Uneinigkeiten entstanden. Die Verwaltung ging dee«

halb an dem System dea Familienhansea Aber, dessen AusffihraDg in
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Prof. Oeorg Mettendorf.

Abb. 94. FüaffamilienreihenlMtts. Margarete Knipp-Stiftung. Strafienansicht.

Abb. 96. Gartoundeht su Abb. 94.

JLbb. 06. Grundriß zu Abb. 94. Abb. 97. Grundriß zu Abb. 94. ErdgesohoB.
Kellergeschofi.

Abb. 96. Gnindria lo Abb. 94. Daebgotoiioa.
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der Form des ReilienliauseB sich als die vorfeilhafteste erwies. Die

GruDdriase der beiden Uaustypen (Abb. 99— lÜ3j bieten eine günstige

Anordnung und Verteilnng der B&am«. JtdM Haus amfafit Keller-

geflchofi, Brdgwehofi, Dnohgesohoß, Garten und Stall. Die Zimmer aind

sftmtlich dnrdüttftbar. Die Bankoaten haben (vor 1914) betragen:

Architekt Baumeitter Valleniin.

Abb. 99. ErdgetehoB, Vierftmilienbaus, getrennte Einginge. Siedelong Rhain-

prenften bei Homberg.

Abb. 100. Dedbgeiehofi su Abb. 09. •

Zwei-Familienbaus 7 800 M.= 3900 M. fttr ein Haus,

Drei- „ 11860 n »8960 n 1» n t*

Vier- 16 600 »8876 n n I» N
Fünf- ^ 20 200 = 4(»40

t» II II n
Sechs- „ 24 300 » = 4050 1« n n
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Die Straßenbreite tnlBt zwischen den StraBenfhichtliiiien 11 — 13 ra.

Der Mietapreis einer Wohnung von vier Räumen einschließlich Garten

und Stall ist mit 150 M. jährlich angesetzt; dreiräumige Wohnung ent-

sprechend billiger.

Abb. 101. Arbeitersiedelung. Zeche Kheinpreußen. Sechsfaroilienreihenhaus.

V

Abb. 103. Grundriß zu Abb. 101. Dachgeschoß.

Eberstadt, Handbuch des Wohnungswesens. 4. Aufl. 34
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Die im Aascbluß an die Zeche Nenmühl von der Hanielschen
Verwaltung erbaute Siedelung hat i. J. 1909 eine große Erweiterung
erfahren. Der Bebauungsplan der Siedelung, mit vielem Geschick ent-

woHen, sieht zwei freie Plätze vor, deren Umbauung, insbesondere bei

der geschlossenen Ecke des „ßergmannplatzes", treffliche Wirkungen
ergibt. Die Häuser sind nach verschiedenen Typen, meist nach dem
System des Familienhauses, in zahlreichen Abwandlungen errichtet. In

den Wohnstraßen ist (vgl. oben 8. 266) auf einen Bürgersteig verzichtet

worden. Die Abbildung einer der angewandten Bauformen, ein Vier-

familienhaus (nicht Vierwohnungshaus) ist im Handbuch, III. Aafl.,

S. 514, Abb. 110 wiedergegeben. Der Grundriß ähnelt dem der Abb. 100;
das Haus besteht aus vier selbständigen Hauseinheiten für je eine

Abb. 104. Arbeiterhäuser, Hagendingen (A. Thyssen).

Familie. Die Kosten des Vierfamilienhauses haben (bei einem Steinpreis

von 15 M. frei Baustelle) 13 450 M.= 3362 M. fUr die Haus- and Woh-
nungseinheit betragen.

In unmittelbarer Nachbarschaft der Zeche Neumühl steht die

Wohnungsanlage eines großen Kohlenbergwerks, die nach dem System

der Stock wer kshäufung errichtet ist. Der Gegensatz tritt hier be-

sonders augenfällig in die Erscheinung. Das Straßenbild, die Wohn-
sitten der Bevölkerung, die Instandhaltung der Bauten zeigen völlig

verschiedene und, im Vergleich zu den Familiensiedelungen, ungünstige

Verhältnisse.

Die Verwaltung von Aug. Thyssen hat bei ihrem Werk in

Hagendingen eine Kleinhaussiedelung errichtet, der wir das beifolgende,

in seinen Einzelheiten eine erfreuliche Durchbildung aufweisende Beispiel

entnehmen (Abb. 104). Unter der großen Zahl der von Arbeitgebern
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in RheinlaDd*Westfalen angelegten neueren Siede^uugen seien erw&bnt:

Viktoria-Mathias in EsmiIi Arohiteliten Knnbeim und Bttaehing; Borg-
werksgesellschaft Hermann, Bork, Er. Thüdinghausen (St&dtebau, 1915,
S n3h Borhnmpr Vprf»in, Architekt Baumeister Berndt (vgl. Berichte

der (iewerbeaufäichtsbeamten 1914, I, S. 425); Gebr. Laurenz, Ochtrup,

A.-G. für Borgbau, Stolberg; Arbeiterkolonio Kollersberg boi Aachen,

Arobitokt Harm. Janaan (Abb. Handbaek, n. Avil., 6. 889); Wobn-|
haussiedelung der GutehoffnungshUtte Oberhansen, Architekt Brnnoi
Mehring (Abb. Handbnch, II. Aufl., S. 390); vgl. a. a. 0. die — da-'

mals noch erforderlichen — Ausführungen Uber die Zulaggung einor

Oartanmanar ala Oranditttokaaboohluft, an Stalle das regelm&fiig vor-

gaiabriebenen Strafiengitters. Über die von der BargwarkigaMliKhaft
Trier-Radbod errichtete Siedelang s. oben S. 465.

Von großem Urnffinp- sind dtf> von Pr. Bayer & f'o. in Lever-

kusen errichteten SiedclungGD, die bis zum Jahre 191B bedeutende Er-

weiterungen erfahren haben. Ala Haustypus wurde seither zumeist das

Zwaiwobnnngakaoa In Gruppen ond Raikan angewandt. Dia Krbanung
OD kloinen Einfamilien-Beihenhäusem wird seitens der Fabrikleitung

vorbereitet {s. auch unten S. 639). — Hre hemische Fabrik Gries-

heim Elektron hat für Wohnungs- und VVohliahrtszwocko bedeutende

Aafwendnngen gemaokt. Neben Arbeitar> and Beamtenwoknungen (i. J.

1908 330 bzw. 65) wurden SchlaflUtoier ftlr unverkeiratete Arbeiter und
"Wolilfahrtsbauten nach den Plänen von Hans Bernnulli (Kasino, Haus-
haltaachule, Wöchnerinnen he im) errichtet, die eine AdIrl'o von trefflicher

Wirkung darstellen. (Veröffentlichung s. Literaturangabeu 8. 543.)

Die 2Sakl dar von privaten Arbeitgebern in der Provini Weat-
falen erbauten Wohnungen für Arbeiter und Beamte hat i. J. 1903
22 196 betragen und hob sich bin 1912 auf 56 348 Wohnungen: i. J.

1913 ist eine weitere Steigerung um 7091 Wohnungen auf 63439
Kleinwohnungen eingetreten, von denen 55024 lediglich für Arbeiter,

die flbrigan fttr Beamte beatimmt. Die dorek die Beidia- nnd Staate»

betriebe (Post, Eisenbahn, Bergwerke) errichteten Wohnungen, i. J.

1912 einf* Zahl von l'Hiy, sind hierbei nicht eingerec^jnet. Mit tlber

1500 Kleinwohnungen siud fUr das Jahr 1912 in Westfalen zu vor-

aeieknea; Boebnmer Yerefn, Deate^-^Lnxembnrger Baigwerkageielladiaft,

Zeche Hannover und Hannibal, Harpener Bergbangeaellschaft, Gewerk-
schaft Viktoria, Gelsenkirchen, Phönix, Hibernia, Gewerkschaft König
Ludwig, Ewald, Areubergsche A. G. Anf das Kleinhaus entfallen von
der Gesamtzahl 52,51 °/q, auf das Mehrwohnungshaus 47,49^/«. Daa
Überwiegen dea Klainkaaaea dllifte in der Hanptaadie anf die in den
letzton Jahren neaeretandanen grOfiaren Koloniabanten, in denen vielfach

das EinfamiliPTilinns vorherrscht, znrflrkzufdhren sein. „Die Rückkehr
zu dieser idealen Siedelungsfonn hat auch in qualitativer Form be-

deutende Fortachritto im Wohnungsbau gebracht"; Bericht dos Woatf.

Ter. a. r. d. Klainwebniuigaw. 1912, 8. 14&. Eine kttbaebe Bauform
und gute Grundrisse haben die voa den Peiner Walzwerken (Provinz

Hannover) era^ellten Arbeiterliilaser anf/rnweisen, bei llOCK) M. Bau-

kosten ftlr daa Zweifamilienhaus; s. d. Abb. Berichte der Gewerbe-
anfaiebtsbaainteo 1914, I, S. 806. Die Nordeeewerke Emden kaben
eine groAe> Wobnongpanlaga atrioktet, bei dem fttr die Brweitemng ana-

34i*
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g«Mliriebai«n Wettbewerb worden die Entwürfe von Hera. Jansen,

Hera. MntbesiuB ua^ D. und W. Schultze-Dortmund primüert.

Tn dftr Umgebang vou Berlin finden sich einipp von Arbeitsgebern

erbauten WohnbauMuilageD. Zu den ält6«ten mir hier bekaunt gewordenen

Arbeitgeberbenten siblt eine Htueerreibe in NiederschOneweide, die als

„Spindlerwobnungen* beielohnet werden und von der Firma W. Spindler

in den Jahren 1873— 1878 errichtet wurden. Die Hftuser enthalten

Kleinwnhnnnizeii von Stabe, Kammer und Küche, sowie Mittelwobnungen,

die heute teils an bei der Firma Spindler beechäftigte, teils auch an
andere Arbeiter veraietet werden. Unter den grttfieren Siedeinngen sind

die von dem Mörtelwerk Ontbmann bei KGnigewueterbanMn angelegten

Klr-iri wohuunyahautpn zu nennen. Die Anlage entstammt verscliiedpnpn

Bauabsclinitton unti bietet in den neueren Bauten gllnHtif.'e Wohnungen
mit zureicbeudeu Wohuräuiuen uud etuer Luudzugabe. Alu eine umfang*

reiehe Anlage iet die von der Maschinenbananstalt Schwartskopff in

Wildau, nahe bet Berlin erbaute Arbeiterkolonie zu erwähnen. — Wenn
ftlr Oberschlesien die in früheren Jahren <inrt ttberwiegend angewandte

Form des Vielwohnungdhauües damit gerechtfertigt wird, daß „bei den

Arbeiterfamilien etwas Zaok and Klatsch zu den lieben Tage»gewohn-

heitsn gebore" (Seidl, Arbeiterw<4intingswesett, 8. 66>}, so bedarf eine

solche Auffassung schwerlich der Widerlegung. Die Aufiemng erinnert

an das Wort eines Vertreters der Hausbesitzer, der der Gemeinsamkeit

des Aborts für mehrere Familien nachrühmte, daß sie „eine erzieherisohe

Wirknng'' austtbe. Vgl. hiennt die Benrteilnng der Wobnverbftitnisse,

oben S. 490. — Sine umfangreiche Arbeiterkolonie im Walde hat die

Gewerkschaft Georg von Giesclies Erben in Gieschewald unter Verwen-
dung^ des Kleinbaases angelegt au('h die Abbildungen der von

der Leiuenweberei Hamburger lu ijandesbut i. iScbl. durch die Architekten

B. und P. Eihrlieh errichteten Arbeitersiedelnng; Zentralbl. d. Ben-
Verwaltung 1910, S. 404. — Arbeiterdiedelungen großen Umfangs wurden
durch die Oberschlesische Eisenbahn-Bedarfs-A.-G. an^^elogt. Die Arbeiter-

Wohnungen wurden, soweit Gelände vorhanden ist, mit GartenstUcken

ausgestattet; den Siedlern werden zur Anpflansnng Blumen- und Ge-
mflaepflanieii dnrdi einen angestellten Glrtner anentgeltlich geliefert;

vgl. Abb. in Deutsche Industrie, Oberbedarfs-Nr. Unter den Anlagen
von größerer Bedeutung, ist die Siedelung Marge zu erwähnen, die

für die Ilse-Bergbau-A.-G. durch den Architekten G. v. Meyenburg
in anspreefaendso Femen erbaut wnrde. Als mustergültig wird in den
Berichten der Gewerbeaufsichtsbeamten die von der Porzellanfabrik

Kolmar i. P. erriclitete RentengutHkolonie bezeichnet, für deren Klein-

hftuser bei einein Kauffjreis von 40(X) M. und einer jiUirlichen Verzinsung

von 157 M. die Firma Darlehen von 600—750 M. zinsfrei gewährt.

Wegen der sweckm&ßigen Einrichtung ihrer ZwetfamillenhKuser wird
die Arbeiterkolonie der Papierfabrik Sacrau (Regierongsbesirk Breslau)

erwähnt; a. a. 0. 1014. I, S. 160 und 193.

Die großen volkswirtschaftlichen und politischen Probleme, die in

dein Kohlenbergbau seit dorn Jalire 1919 hervortreten, haben fflr

den Wohnungsbau der Arl)eitgeber eine nene Wendung gebracht. Die

Einführung einer verkürzten Arbeitszeit, der Rfickgang der Arbeitsleistung
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und die gleichzeitig in politischen Veriiältnissen begründete Notwendig-

keit, die Kohlenförderung zu steigern, wirkten gleichmäßig in der Rich-

tung, dali eine starke Vermehrung der Arbeiterzahl vorgenommen wt'rdon

mußte. Die Einstellung neuer Arbeiter ist indes in den Koldenhezirken

~ die schon seither vielfach Wohnungsknappheit aufwiesen — durchaus

abhängig von der Beschaffung der Unterkunftsgelegenhcit. Die i)rivato

Bauunternehmung kann zur Zeit infolge der ungünstigen Gestaltung des

Baumarktes, die Herstellung von Arheiterwohnungen in der Nähe von

Kohlenzechen nur in geringem Maße betreiben. Die Arbeitgeber der

Kohlenindostrie sind somit gegenwartig vor die bedeutsame Aufgabe

gestellt, in taoßt Zeit irtarkAr Hemmungen und Eraebwerangen der Bau-

tätigkeit neoe ArbdtersiedelnDgcn grofien ümfongiB hersteUen zu mftseen.

Bud. Ebrrstndt und Bruno MOhring.

Abb. 10&. Siedelong Qrundhof (Oameind« Bookwiti, Krab Llabenwwda).

In dem Niederlausitzer Revier ließ die Braunkolilsn- nnd Brikett-

Industne-A.-G. seit dem Jahre 1918 größere Siedelungeu anlegen, deren
Planung nnd Bau Rod. Bberstadt nnd Bruno MOhriog ttberiimgen
wurde. Die einzelnen Siedelungen im Kreis Liebenwerda belegen, werden
im Anschluß an bestehende Ortschaften, jedoch in Helb.standiger Planung
errichtet. Der Siedelung Urnndhof bei Emmanuel-Gnibe (Gemeinde Bock-
witz, Kreis Liebenwerda) besteht aus Arbeiterhäusern und Beamten-
hftaaem. In dem mittleren Teil der Siedelang (Abb. 106) sind die Ge-
bäude in Form des Wohnhofs angeordnet, dessen Banlinien in rhyt-

misoben Abet&nden durch hervortretende Bauteile gegliedert werden.
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1
1

ANtlCKTwtnaiATC

Abb. lOS. Siedttliing Gnmdhof. Bantfomen und Omndrine.

Ba4. Bbaritadt und Bruno MObrIug.
Abb. J07. Arbeitentiodtlung TMdionMgoida bti

Digitized by Google



Di« BrallU(^«it niittr Oewiniiv«»ldit 635

Bei den Hanstypen — in der Mehrzahl Einfamilienb&user, in geringerer

Zahl Zweiwohnungshänser — ist das Bohlendach zur Anwendung ge-

langt, das für das Obergeschoß günstige Haumverh&ltnisse bietet. Die

j 1 t4-i [j^.

,

Abb. 10& Zw«iirolimulglhliifler der Siedelung Abb. 107, OutmMttlehk

n n

1 A) A) 1

II II

I.V.; '• V.w 1^ lr,\i la

Abb. 100. Hofansicbt zuJAbb. lOtt.

'^tmiSCNQSS

t

Abb. Ua Onmdriwe ni Abb. 106/109.

Abb. 106 zeigt für die den Wohnhof amschliefiende Gruppe die Hausformen

und die Orundrisse. Die beiden Fldgelbauten sind, bei etwas größeren
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AbraessuQgeo eo AafseherwohnungeD bestimmt. In der Mitte der Baos-
reihc ist ein Wascbhaus angelegt, zwei Waschküchen, Trockenböden

und Rolle enthalteud. — Eine zweite Siedelung, Wandelhof (Abb. 107

bis III), wird von einer VerkehrMtrefie darehechnitten, su deren beiden

Seiten sich die Anlege in Reiheohftaaem und Oruppenbauten entwickelt.

Der Rebannnpsplan des bisher ausgeführten Teiles der Siedelung ist in

Abb. 107 dargestellt. Die Anfschließiinp des Gelande.s erfolgt durch

WolmstraÜen, Wohnwege und dem Fuligängerverkehr dienende Durch-

ginge; in der Anordnaiig der Ctobftnde warde auf Brsielung guter archi<-

tektonischer Wirknogen Rücksicht genommen. Von den ausgeführten

Zweiwohnnngnhausern geben die Abb. 108- III ein Beispiol in Ansicht,

Ornndriß und Querschnitt. Die Kingäuge zu den beiden Wohnungen
im Erdgeschoß und Obergeschoß sind vollständig iinabh&ngig voneinander
— Zutritt von Gerten, bew. vom Hofe her, e. Abb. 110 — angelest;

Die fertigen Bauten der Siedelungen wurden einer Oenoeeensehaft sur

Verwaltung übergeben.

Aus der Bautätigkeit von Arbeitgebern in Bayern sei hier ein

Beispiel der von der mecha^hischen Baumwollspinnerei in Erlangen er-

riditeten Wobofateeer wiedergegeben

(Abb. 112—118). Die Grui.drieae-eind

so angeordnet, daß die Eingänge zu

den Wohnungen für ErdgesclioB und

I. Stuck gesondert angelegt sind ; für

je swei Familimi iet ein Waechbaiie
vorhanden. Die Herstellungskosten be-

t.ni^'pT> 'vor 191'!' für das Zwei^vnh-

nungsdoppelbaub Abb 112) (vier Woh-
noDgeD) 20000 M., für das Vierwofa>

naDgadoppelhana (acht Wohnangen)
38 700 M. ohne Bauplatz. Den Häu-
sern ist bei aller Schlichtheit der Aas-

Abb. III, Qnenchnitt aa Abb. 106. etattung ein besondere freundliche«

Aaeseben verliehen. Von großem Um-
fang ist die Wohnungsbautätigkeit der Maschinenfabrik Augsburg-Nürn-
berg A.-G. ; der in Gustavsbui g errichreten Siedolinig sind die Anlagen
der Birkenau bei Augsburg ! Entwurf Regierungsbaumeistor Scbweighart)
und die Werderau bei 2s üruberg ^Baugenossenschaft vuu Werk^augehörigeu,

Entwarf Prof. Raff) binsugetreten. In Matteretadt bei Lodwigsbafen bat

die badische Anilin- und Sodafabrik eine Eleinwohnungssiedelung durch

Prof Theodor Fisrher erhaum In^-srn Dir» Zahl der im Königreich

äacbseu von Arbeitgebern errichteten Woimhäu)»cr wird in dem Bericht

der dewerbeanfsichtebeamten fUr 1907 auf 2671 mit 18021 Wobnongea
angegeben; naeb Ruseb wurden bei der i. J. 1912 vorgenommenen, anf

162 Gemeinden beschränkten Erhebung 2677 Wohnungen mit 12 071

Bewohnern gezahlt. — Cber die Wohnungsfürsorge der Arbeitgeber in

Hessen vgl. Berichte der Landeswohnungsinspektion. Hervorgehoben

sei, daß die Firma Hejl in Worms ihren Arbeitern sam Zweck dee

Erwerbs von Hauseigentuin bis 1907 Darlehen in Höhe von 1,7 Hill. H.
gewahrt hat. Eine dunh die Baufornien, die (Gruppierung und die

Platxanlage hervorragende Siedelung wurde für die chemische Fabrik
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Merck bei Dannatadt darch Prof. Fr, Ptttser erbaat; Der Städtebau

1906, Taf. 62 f.

Für die Anlage der von der Finna Ulnoh Gminder, Reutlingen

begrflttdeten Kolonie Qmindersdorf wnrde die geeamte Anafflhmng

Arehilakt K. Wallber, FDrth 1. B.

Abb. 112. ZwdwobnnngB-Doppelbaui. Eriangen.

Erdgescbofi. Obetgeacboft.

Abb. 113. GrundriU zu Abb. 112.

sowohl der Strafienanlagen wie der Hanebanten in die Hinde von Prof.

Tb. Fischer-München gelegt. Die beifolgendm Abb. 114—11.6 leigen

eines der aosgeftUurten Arbeiterh&oser mit den sogehorigen Ornndriaaen.

I

I
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Die Baukosten stellten sich fUr das Doppelhaus mit vier Wohnungen
auf 23 0(JO M. Durch die Zeppelin -Wohlfahrt-Gesellschaft m. b. H.
wurde i. J. 1917 bei Friedrichshafen eine Siedelung „Zeppelindorf^
errichtet, deren Anlegung durch Prof. Paul Bonatz und F. E. Scholer
erfolgte. Beim Bau war möglichste Wirtschaftlichkeit zu wahren; d. h.

die Kosten der Anlage sollten nur die Höhe erreichen, die eine ange-

messene Verzinsung bei ortsüblichen Mietss&tzen ermöglichen. Die unter

dieser Voraussetzung erstellten Bauten, von denen unsere Abb. 117
bis 121 ein Beispiel zeigen, bieten nach jeder Richtung treffliche Lo-

sungen für den Kleinhausbau. Erbaut wurden lediglich Einfamilien-

Arcbitekt Prof. Theodor Fischer.

Abb. 114. Arbeiterwohnhaus der SiedelungJGmindersdorf.

häuser in der Form des Einzel-, Doppel- und Reihenhauses, wobei der

T>'pu8 des Doppelhauses nach Abb. 117 der Zahl nach überwiegt. Die

Baukosten für die Hauseinheit der Abb. 117 betragen (1917) 6270 M.,

Grundstück 700 qm zu 1,86 M. = 1295 M., Bauleitung 240 M,, insgesamt

6806 M. Die Geländeaufteilung des bisher bebauten Teils der Siedelung

von rd. 10 ha ergibt für Qebaudeflächen 0,84 ha, Gärten und Höfe

7,61 ha, Straßen, Wege und Plätze 1,23 ha. Für den Straßenbau waren

für den Quadratmeter Straßen- und Platzfläche 6,18 M. aufzuwenden.

Auf das einzelne Hausgrundstück umgerechnet, betragen die Kosten

der Straßenanlegung und des Geländeverlustes für Straßen, Wege und

.Plätze 1,03 M. für den Quadratmeter HausgrundstUck. Die hei dem

Bau gemachten Erfahrungen wurden seitens der Zeppelin-Wohlfahrt-
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Oesellscbaft in •iner TOnli^ich Misgestatteten (durch den Schwäbischen
Siedelungsverein ansgogebenen) Denkschrift vGröffentlicht und hier-

durch in dankenswerter Weise der Allgemeinheit zugänglich gemacht.

Die Farbenfabriken Friedr. Bayer & Co. in Leverkusen, die bei

ihran Arbeitersiedelnngttn (oben 8. 681) eine Reihe von Wohlfahite-

einrichtungen geschaffen haben, gewähren abgestufte Mietsbeihilfen für

kindorreif he Familien. Der Mietszuschuß beträgt .50 M. jährlich für das

vierte Kind und steigert sich bei acht Kindern auf 210 AI., bei größerer

JBUndenahl um 50 M. jahrlioli. — Wegen der in Verbindung mit

ArbeitertiedeInngMi begrOndeten Woblfahrteeinricbtnngen b. die nnter

Abb. 115. ErdgeMhoB ni Abb. 114.

Abb. IIS. ObeiiCMliol n Abb. Iii.

der Literatur angegebenen Denkschriften. — Die Innehabung von ver-

mietbaren Werkswohnungen ist allgemein an das Bestehen des Dienst-

verhtltniases geknüpft, so defi mit dem Anflifiren der BeeehKftigung die

Kündigung eintritt. Die Wohnfrist wird heute öfter auf 14 Tage nech
dem Ablauf des Dienstverhältnisses ausgedehnt Vgl. hierzu Janssen,
Zustände im deutschen Fabrikswohnungsweseii, Berlin 1 IM O; A d. G ün t he r,

Schriften d. Ver. {. Sozialpol., Bd. CXIV, S. 33 f. Allgemein wird zu-

sngeben sein, da8 der ftbwn&demde Arbeiter regelmftfiig seine Werks-
wohnung für lingere Dauer weder beiialten ksmi noob behalten will;
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Prof. Paul BonKii und F. K. Scholer.

Abb. 117. Zeppelinwohlfabrt G. ra. b. H., Friedricbsbafen.

Abb.SllS. Grundriß zu Abb.^Il?. Erdgeschoß.

Abb. 119. Gnindriß Abb. 120. Grundriß Abb. 121. Querschnitt
Keller zu Abb. 117. Obergeseboß zu zu Abb. 117.

Abb. 117.
I

I
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•in« mild« Handhabmig der KündlguDgafriston liegt jedoob im lotoraaM
der Arbeiter wU mach zuletzt in dem der Unternehmer. Nach den Be-
richten der nRWPrbeaxifsicbtsboHinten für 1914 sind im westfälischen

Bezirk Arnsberg Kündigungsfristen von '/^
—

'/t
"^^^^ nicht mehr selten;

a. a. 0. I, S. 413.

Nftebst der Brbaaang von vemiietbartn Wohnnngan und der ErmOg-
lichung des Hauserwerbs für die Arbeiter ihrer Betriebe bet&tigen moh
die Arbeit;^eber ferner in der Be-rriindmii^' \if>d Förderung von Bangenosspri-

eohaften, deren Mitglieder sich aus Werksangehörigen znuammenäetzeu
oder die die von ibnen erbauten Wohnungen den Arbeitern eines be-

atimmten Betriebe« aur Verftlgimg atellen. Bei dem Banverein Sobnekert-
scher Arbeiter zu Nürnberg und der Baugenossenschaft der Maschinen-
fabrik Augsbiirp-Nflrnberg sind die Werke durch Einlagen beteilifjt.

Die Farbwerke Meister, Lucius & Brünig in Höchst sind Aktion&re der
für den Wohonngsbau tfttigen gemeinntttaigen Geeellechaft; in Spandau
haben die Siemens-Schockert-Werke den Bau von Wobnungen in der
Nähe der Fabrikanlagen veranlaßt.

Unter den zuvor S. 520 erwähnten Verliältiiissen ist ein besonderes

Verdienst der Arbeitgeber darin zu finden, daß sie in ihrer Bautätigkeit

die Rflckkchr zu günstigen Bauformen angestrebt und das eingedrungene

Vielwohnungshaus in immer größerem Umfang aus iliren Siedelungen

ausgeschaltet haben. Während in bautedinisrher Hinsicht die geeigneten

Vorbilder ausgearbeitet wurden, war es für die allgemeine Entwicklung

von nicht geringerer Bedeutung, nacii dei- wirtschaftlichen Seite jjraktisch

den Nachweis der Ausführbarkeit des Kleinhauses und der Mängel

des Stockwerksbaues zu führen.

Unter den eruteu Arbeitgebern, die sich mit der wirtschaftlichen

Rrage des Kleinbanabaaea beaohftftigten, aind Rieb. Zaudere und die

Fortfflbrerin seiner Beatrabungen Frau Anna Zanders, geb. v. Siemens,

in BerL' -f^lrtdba<-h 7a\ nennen. Nachdem sioh bis zum Jahre 1900 die

spekulative Bautätigkeit in Berg.*üladbach von dem überlieferten £in-

familienbane abgewandt hatte und an dem Vielwobnongabana (tbergegangen

war, wihrend augletch mit der stftrkeren Bodenauenntzung der Boden-
preis sich allgemein erhöhte, suchte Rieh. Zanders den Nachweis zu er-

bringen, daß die Wiedereinführung dea Einfamilienhauses f(ir die Ar-

beiterwobnung unter den beutigen Verhältnissen noch im Bereich der

wirtaefaaftlidien MOgHebkeit liege. Die Kostenfrage war grundsfttslidi

in den Mittelpunkt des Unternehmens gestellt. Ein großes, i^'^instig ge-

legenes Gelüude \nn '100 Morgen Umfang um-le von Rieh. Zandprn pr-

worben, unter {acliniftnnisch-kOnstlerischer Beiliilfe zu einer Siedeluug

fUr Einfamilienhäuser aufgeteilt und zu 1— 1,25 M. für den Quadrat^

meter für Batisweeke ab^geben. Die einseinen Hftnaer wurden nabb

bestimmten Pl&nen zur Gesamtanlage passend «ntworfen; die von den
Architek'f'n !.udwig Bopp und Petor Will ausgeführten Kleinhäuser

zeigen ebenso ansprechende wie praktische Lösungen. Der Kaufpreis der

Kleinbftnaer einschliefllioh Bauatene und Garten bewegte aicb swiseben

5600^6000 M. Der Beweis war erbracbt, daß „das Arbeiter-Ein-

famiUeUbana arbeiten wwden kann, wenn dte BodenspeknUtion Irifbi
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genuf? eiTü^e'lfiinmt wird, und daß auch für die jVHthetische Ausgestaltung

des Arboiterbaused die wirtBchaft liehe Möglichkeit vorhanden ist". In

der Anlage der Siedelung gelaugten die nenan atidtetsnlidi«!! An-
«cbannngMi bwOgHob des StraBeiibeiw (WohnstnBen und Wege) war

Durcbfübrong. Mit der grOieren Entwicklung der Siedelung wurde das

Untemehroen in die Form einer genosRfinschaftlichen Gartenstadt über-

geleitet; 8. oben ^. 318 u. 482. — Dali bei den Übrigen Anlagen der

Arbeitgeber, nftchet den ktlnetleriiohen Bestrebnngen, die wirtscbaftUehe

Seite des Siedelnng^wesene und die Herauserbeitiiiig geeigoeter Baa-
formen die beste Förderung er&hren beben, «turde snvor in den ein-

zelnen Abschnitten bemerkt.

Zu den gröÖereu Stiftungen von Arhoirgebern zählt die des Mit-

inhabers der Firma Villeroy & Boch in Mettlach, Ad. v. Galhan, in

Hohe von 1 Hill. M. ünter den altgemeinen WobniuigsbetiBtiftiiiigeD

ist als eine der umfangreichsten die Adersstiftung in Düsseldorf zu er-

Wfthnen, 1887 durch Lanr^irerir-htsdirektor Aders mit 1 Mill. M. Kapital

errichtet. Von 18ü2— 19()Ü amd 257 Mietswohnungen hergestellt worden.

Die Mieteu sind äo augeüout, daß äich eiue 27s—^Vo^g® Verzinsuug

ergibt. Die Mietseingange dieoen m Nenbauten; bereite i. J. 1908
waren 1660000 M. für Wobnengsbauten aufgewendet. — Zu einem

großen T'mfang sind die Stiftungen des Verlagsbuchhand lers H. J. Meyer
in Leipzig gediehen. Die Meyersche Stiftung hat den Grundsatz durch-

geführt, dafi dem Mieter seitens der Stiftungsverwaltung diejenige Wohnung
mgewieseD wird, die «einem Einkonunen entepriebt. Der Stifter gebt
von der Annahme aas, da0 der Hanabalt des Arbeiters nur dann ins

Gleichgewicht kommen kann, wenn nicht mehr als ein Siebente! (:— 1 Vo)
des Ginkommens für Miete aufgewendet wird. Jeder Bewerber muß
seinen Stenersettel vorlegen, worauf ihm die entsprechende Wohnung
ungeteilt wird. Es darl weder ein Arbeiter mit einem gsringeren 3Bn-

kommen eine teurere, nocb ein Arbeiter mit einem höhereu Einkommen
eine billigere Wohnung nehmen, als dem festgestellten Verhältnis zwischen

Miete und Einkommen entspricht. Die Zahl der iu den Meyerschen
Hiasem entbaltenen Wolmuugeu betrug i. J. 1912 1965, w&brend
194 Wobnnngen im Ben begriffen waren. Die Anlage der Meyersehen
Stiftungshauser ist die einer vielgeschossigen

,
weitrftumigea Bauweise,

bei der das Gelände mit viergeschossigen Gebäuden in der Weine be-

baut wird, dafi nur IQ^/q des Bodens ausgenutzt werden und volle ä4 7«
als Freiflftobe verbleiben (s. Ztscbr. f. Wgsw., Bd. I, 8. 89; vgl. hiena
a. a. 0. S. 91 Anm. und S. 128). Von den Einwendungen gegen eine

solche Gelände Verteilung abgesehen, bedarf es kaum der Hervorhebung,
dafi die VoraussetzTtniren einer derartigen Bauweise für das private Bau-
gewerbe nicht anwendbar sind. Wegen der irrtümlichen Annahme bei

der Baakoetenberechnang der ansgefflbrten Stoekwerkebanten vgl. Albert
Weiß, M&ngel und Schaden der groflstidtiscben Wohnverhaltnisse,

Berlin 1912, S. 69. — Aus einer Stiftung von Jac. Pallenberg wurde
i. J. 1904 in Köln eine Anlage erbaut, die, ähnlich dem Altenheim
der Firma Krupp, der Altersversorgung von Arbeitern dient; vgL die

Angaben von Sehilling, Ztscbr. f. Wgsw. 1905, 8. 1 nebst Abbildungen.
Die Eberhard Hoescb-Stiftung in DUren seigt in ihrer Anlage den Wohn-
lioi, der eine ebenso gflns^e Ausnatsong dee Oelftndes wie eine an-
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sprechend wirkundo Bebauung aufweist ; ». die Abbildung Berichte der-

Gewerbeaufsichtsbeamton 1914, I, S. 599. Untor den Wohnung-sstiftungcn

sind femer zu neDnen: die Caro-Stiftuug, die Präükel-Sliftuug uod die

Beyersdorf-Stiftnag in Bredaa, die Krenkel-Stiftang in GhemnilSy die

Ahegg-Stiftung in Danzig. Eine Stiftung von 100000 M. zur Förderung

der Bautätigkeit wurde Juni 1917 von dem Fabrikbesitzpr R. Schuster

in Pinsterwalde i. L. errichtet. Zu den Wobnungsatiitungen älterer

Zeit vgl. die Fuggerstiftung oben S. 246.
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S. Die gemeiDnQtzige BantiAigkeit

§ 120. Die gerndnnützigo Baiiltitigkeit umfaßt di<!j«ing« Eau-

tfttigkait unter Gewinnverzicht, die durch private Vereiniguugeii

aiisgeQbt wird. Die fOr diesen Zweck gewählte Form kann entweder

etno unpersönliche sein (Gesellschaft» Aktiengesellschaft); oder sie kann
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• mehr das persönliche Moment in den Vordergrund schiebeD (Genossen'

Schaft, Verein). Mit Bezug aaf die äußere Form sind gegenwärtig vier

Arten der BauVereinigungen zu unterscheiden: 1. die Gesellschaft m. b. H.;

2. die Aktiengesellschaft; 'S. die Oenossensrhaft; 4. der eingetragene

Verein. In ihrer neschäftsführung kann die Bauvereinigung sich ent-

weder das Ziel set/.en, Häuser zum Verkauf zu l)auen; oder es werden

iinvernnßerlicbe Häuser errichtet, die im Besitz des Uuterneliiuens

bleihen und nur mietweise überlassen wenli^n.

Die üeseilschaft m. h II. hat Itisher nur vereinzelte Erfolge im

Wohnungsbau zu ver/eu-iinen. Obwohl die Form als solche manche

Vorzüge besitzt, ist sie doch für die Bautätigkeit nur wenig zur An-

wendung gelangt. Vou größerer Bedeutung für den gemeinnützigen

Wohnungsbau ist dagegen die an zweiter Stelle genannte Form der

Aktiengesellschaft. Namentlich im Rheinland hatte die A.-G. — vielleicht

nicht ohne den Einfluß des benachbarteu Belgien, wo sie die Iluuptform

des gemeiimfltzigeu Wohnungsbaues bildet — seit längerer Zeit hervor-

ragende Leistungen aufzuweisen, denen neuerdings die Ausbreitung auf

weitere Gebiete Deutschlands hinzutritt.

Die älteste deutsche Geeellschsft ist die Berliner gemeinntttsige

Bangesellsdiaft, 1848 gegründet, mit einem Hansbesita von 3 Hill. H.
Die H.-Gladbaoher Aktiengesellsebaft hat bis Ende 1916 988 Klein-

häuHer zum Verkauf und 31 MietshJln<?er mit dtircliHchnitrlich je acht

Wohnungen hergestellt. Von den Kleinbänsern waren 89!i mit Kauf-

anwartdchaft vermietet, unter denen 665 gänzlich abbezahlt waren. Die

grOfleren Hietsbauser bat die Oesellscliaft seit dem Jahre 1901 nioht

mehr errichtet. „IKe Kosten eines solchen sn einer voll ausgelegten

Straße stellen »ich, auf das Zimmer berechnet, ebenso hoch oder höher

wie für das kleine Einfamilienhaus an un.'^erpn Kolonie.Htraßen ; und den

Aanehmlichkeiten einer n&her dem Stadtzentrum liegenden Mietswohnung

stobt die Freude am eigenen Heim, am eigenen Garten, an selbstgezoge-

nem OemflsOf Obst, Blumen gegenaber"; Vorsitaender Hermann BuHcb,
Mitteilungen der Rhein. Ver. f. Kleinwohnungsw., Dez. 1915, S. IfiO.

Die Barmer Baugesellsrhaft für Arbeiterwohnnngen liat bis Ende 1916

416 Einfamilienhauser fertiggestellt, die alteren nach einem einfacheren,

die neueren nadi einem sebr gefälligen Typus. Femer wurden 13 Miets-

banser mit meist aclit Wohnun<:en errichtet. Von den Kleinbausern

waren 191fi 326 verknifft und 320 voll'jff'mdig abbezahlt. Die Gesell-

schaft verteilt regelmaüi<^ ein Ertragnis von f|

—

4^/^ ^/q und konnte im

Kriegsjahr 1916 noch 2% Divideode geben.

In Duisburg bat die gemoinntltsige Aktienbangosollsohaft (Orfln*

dnng 1R72) mit bedeutendem Erfcdge gewirkt. In vier verschiedenen Stadt*

gebenden iiat die Ge.Hellschaft W£)hnnngsanlagen errichtet. Die Hänser
werden verkauft und geben in das Eigentum der Erwerber über, wobei
die Oesellscfaaft neuerdings dio Tilgung des Kaufpreises mit dom Ab-
schluß einer Lebensvorsiohernng seitens des Käufers verbindot (Gesund»
beitspiloge ia Duisburg, heransgeg. von Dr. fiahr, Duisburg 1909,
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8. 107). Die neuesten Anlagen der Qesellschaft, von Prof. H ^fothetios
erbaut, sind als überaus günstige Lösungen für den Kleinwohniinpsbau

sa bezeicbneu. In der Siedlung sind die verschiedenen Hausformen des

£infainüittiihaiuM und dM Mehrwohoangshanaei vertreten. Die bei-

fdgenden Abb. 122—126 geben du Beispiel einer der jüngsten Ans-

Abb. 122. Kleinwohnungssiedelang Duisburg.

Abb. 123. Abb. 124.

woirRaryncaa.

Abb. 125. Abb. 126.

Abb. 133—126. OniDdriNe xn Abb. 122.

fttbrungen einor Kleinhausform, die je zwei Wohnungen im Erdgeschoß

und Obergeschoß, dazu eine Dachgescbofiwohnuog enth&lt. — Za den
gemeiimfltolgea Oeseilecbeften siblt ferner (nach der Baanmdschen Tom
26. Nov. 1916, S. 89) die Siedelungsantemebmoog Altona-Steenkempi

Ebertladt» HtadlMdi da WohrnnftwcMM. 4. Aull. 35
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von derea Bauten die Abb. 53, S. -317 und Abb. 78, 8. 482 wieder-

gegeben wurden; der eine gute Eaumverteilung aoiweiMnde Orandrifi

la der Hansiorm Abb. 78 iat in den beifolgenden Abb. 127/128 dar-

gestellt (Baukosten i. J. 1915 ca. 8000 M. einechlieflliofa BaueteUe, Hieta
eiDBcbließlich 1% Abtrag 610 M ).

In Krefeld, Duisburg, Düren, Hagen, Neuß, Quedlinburg, Solingen,

Wesel, Witten haben die Stadtverwaltungen Aktien gemeinnfltziger Bau-
geeellschaften Übernommen; in Köln und Frankfurt a. M. liabeu die Ge-
meinden 8i< h mit ^'rdßeren Summen beteiligt; Kucaynski, Wohnungsw.,
S. 326. Die gemeinnützige Aktienbangesellschaft für den Landkreis

Krefeld bat bis 1911 über 300 Wohnungen erbaut.

Die A.<^. fttr kleine Wohnnngen in IVankfort a. M., i. J. 1890
begründet, baute bis zum Jabre 1901 auf eigenem Grund und Bo<Ien

und hat seitdem eine Reibe von größeren Oet&ndeflachon von der Stadt-

gemeinde in Erbbaurecht übernommen. Die Gebäude haben drei bis

vier Geschosse mit abgeschlossenen Wohnungen von zwei nnd drei

Nougeb&ucr und Schmtdl.

Abb. 127. Erdgeschoß. Abb. 128. Obergewtoß.

Siedeluiig Steenkamp lialjrenfeld. Kleinbauü-Grundriß.

Zi^smein. Bis 1904 waren bereits 975 Wohnungen hergestellt. Eben-

falls auf Erblaugelände stehen die Kleinwohniingsgebaude der A.-G.

„Frankenallee", bepründot von Cäsar Strauß, der sich auf dem Gebiet

des VVohnungäweseus hervorragend betätigt hat. — Die Stadtgemeinde

SffindaQt Besitcerin großer Waldfladien, bat i. J. 1918 eine Jl.-Q.

Waldsiedelung ins Leben gerufen, die in günstiger Lage mit Straßenbahn-

nnd Kleiubahuverbindung eine KieinliausanlHtrf' inmitren f^ps Stadtwaldes

erbaut hat. Die Siedelung, aus Einfamilicnreihenhäusem bestehend (6e-

banangsplan der Provinsialbanberatungsstelle, Hanabanten von Architekt

Artur Wolff) bietet Kleinwobnongen im Ifietapreiee von 86—56 If.

monatlich. Das Aktienkapital befindet sich im Besitz der Stadtgomeinde.

Die Zahl der im Königreich Sachsen dnrch zwei A.-G. in Freadon

und Leipzig hergestellten Wohnungen betrug 1330 i. J. 1912. Zwei-

familienbftueer in anaprecbenden Banformen werden yon der Aktien-

geaellachaft inr Xrbannng kleiner Wobnungen in Wörme emebtet, die
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bis 1905 101 Zweifamilienhäuser mit 462 Wohnungen von zwei Zimmern
und 40 Wohnungen von drei Zimmern hergestellt bat. Das Gelände ist

der OMelladuiffc seitens des Freihemi Heyl tn Herrnsheim ttberlessen

worden und hinreiciirrtd grofi, um fUr jede Wobnung die Zuteilung' eines

Gtrter« 7<\ ermöglichen. Vgl, die AbbüH-nii^en Ztschr. f. Wgsw., VII, S. 93.

Als eine Organisation von bedeutender Tragweite wurde die ge-

meinofltzige A.-O. für AngeBtellten-Heimst&tten (Generaldirektor

Geheimer Regierangerafc Koskm) am 14. Ang. 1918 nnter Beteilignog

von 27 ADgestelltenverbänden mit einem AktienI<a}Mtal von 2 Mill. M.
in Berlin gegründet ; ihr Ziel ist, unter enger Anlehnung an die Reichs-

versicheruDg für Angestellte (oben 8. 405) der Wobnungsittrsorge der
Angestellten im ganzen Beidi za dieiMn. Die R.-V. f. A. het der Ge-
eellsohaft so Organisationsswecken 1 Hill. M. zur Verfflgnng geetellt;

die Gesellscliaft wird ferner die seitens der R.-V. f. A. zu tilti^^enden

hypothekarischen Anlagen vorprUfen und gegebenenfalls vermitteln. In

der Bautätigkeit soll der Flachbau gepflegt und die Herstellung von

EinfomilieiihluBeni, soweit dnrchiflhrbar, bevorsugt werden. Die Htnaer
können gegen Eeofanwartschaft vermietet and von den Mietern zu Eigen-
tum erworben werden. Die Hauptgesellscliaft in Berlin bildet für den
örtlichen Wohnungsbau eigene Organisationen; bis August 1919 sind

14 Tochtergesellschaften gegründet worden, und zwar in Altona, Statt»

gnrt, Manchen, Stettin, GroB-Berlin, Grofi-Dresden, Gotbe (fdr ThOringea),

Breslau, Cottbus, Siemensstadt, Freibnrg, Hflnster i. W., Magdeborgt
Rinteln ; weitere Gründunfren stehen bevor. Im Bau begriffen waren

September 1918 in Altona 600, in München 200, in Stuttgart 25 U&user,

wahrend die Bautätigkeit orbereitet ist in Freiburg, Stettin, Berlin-

NiedefsdiOnhnueen, Mttneter i. W., Hegdebnrg, IVenkfart.

§ 121. Als leistungsfähigste Form unter den BauVereinigungen

hat sieh die Bangenosseiisehaft entwickelt Die Frage der BegrAndnag

von BangenoasensdiafteB wurde in der Genoeseoschaftsbewegang aal

den Vereinatagen seit 1864 wiederbolt er^tert; i. J. 1870 bestanden

in Deutschland 3;, i. J. 1871 bereits 17 Baugenossenscbaftea. Nachdem

i J. 1877 die Zahl von 50 Genoeaenschiiften erreidit war, folgte ein

Stfliatand und bald ein Rflckgang. Fttr die Neubelebung der Genossen-

schaftstätigkeit wirkte vorbildlich der Flensburger Arbeiterbauverein

von 1878^ der einerseits nach dem Muster des Kopenhagener Arbeiter-

banvereins gegründet worden ist. Seit den 00er Jahren ist die Ent-

wicklung der Baugenossenschaften eine aufsteigende gewesen, die Ein-

führunf? der beschränkten Haftpflicht, din T^clciliuning von Angehörigen

der verschiedensten Berufskreise, die Leitung durch begabte Organisatoren,

endlich die im Realkredit gewährte Förderung halten für die Ausbreitung

des Genossenschaftswesens gewirkt, in steti^nn Fortschreiten bat sich

die Zahl der Baugenossenschaften im Deutscheu lieich von 88 i. J. 1 syo

auf 322 i. J. 19(H), lüöG i. J. 1910 und 1403 am 1. August 1910 gehoben.

Die Genossenschaften scheiden sich in solche, die Häuser zum

Eigenerwerb fOr die Mitglieder bauen und In solche, die lediglich

35*
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vermietbare Wohnungen errichten. Bei einzelnen Genossenschaften

finden sich beide Ziele vereinigt

Der Gmndsati des Oemeineigentums der Genossensehftftohauser

wurde zuerst verwirklicht durch den in Hannover 1S86 ffPf^ründefen

Spar- und Bauverein. Nach deHsen Vorbild sind der Berliner Spar-

und Bftuverein und der Hamburger Bau- und Sparverein (inzwischen in

•ine A.-O. umgewandelt) 1892 gegrflndet worden, denen eine Ansahl
von Baugenoflieneeliaften in den nächsten Jahren gefolgt ist. Die Ge-
nossenschaften gliedern H»>h in überwiefrender Zahl in Revisionsverbftnde,

von denen sur Zeit 15 bestehen und denen lld5 Bauvereinigungen,

eise rond drei Viertel der Geaemtiebl angehören. Die briden Utesten
Verbände sind der Verband dwr Baagenossensofaaften DMtBcblands in

Bhuiienthal ''189(5 gep;riindet) und der Verband der auf der Grnndlape
j/eTneinscIiaftlicben Eigentums stehenden BaugenoHsenKcliaften (1897 ge-

gründet, Vorsitzender Prof. H. Albrecht). Die Jüditgliedersahl der den
Revieionsverbänden angeschlossenen Genossenschaften betrigt 275000.
Man wird die Zahl der von Baugenossenschaften errichteten Wobnnngen
auf mnd 160000 veranschlagen dürfen.

Eine f^roße V^rbreitaiir: haben die Baugenossenschaften in Rliein-

land und Westfalen gefunden. In Rheinland betragt für 1915 die Zahl
der Hitglieder der Baageoossenschaften rund 26000, die Zahl der her-

gestellten Wohnnngen 20900 (Howes, Bericht Rhein. Ver., 8.18 nnd
Rusch, Rhein. Blätter, S. HB). Filr Westfalen ist die Wohnungszahl .

18 200; bei den dem westfälischen Revisinnsverband angeschlossenen

Baugenossenschuften ist 1915 eine Mitgliederzahl von 22 968 (gegen

1914 ein Zugang von 684 Mitgliedern) and eine Wbhnnngstahl von
14 489 zu verzeichnen. Der Wert des bebauten und unbebauten Grand-
besitzes betrügt bei den rheinischen gemeinnützigeren Vereinigungen

100 Mill., bei den westfälischen 85 Mill. M. Her Ant<^il der gemein-

nützigen Bauvereinigungen (alle Formen § 120/122) au der Klein wohtiunga-

produktiott in Westfalen betrag 1912 in Altena 87,8 Voi Rheine 21 >/>
o/q,

Dortmund 1914 (bei allerdings stark verminderter Baut&tigkeit) 487j %•
Vorni).ro l{, Westf. Wgsbl. Mal 1918, 8. S.S. Kine hohe und
steigeade Bedeutung besitzen die Genossenschaften der Angestellten in

Reichs- und Staatsbetrieben. Zu den giößten dieser Genossenschaften

sihlt der Beamtenwohnungsverein in Berlin, dsr Bauten im Baawerte von
27 Mill. M. (ungereclinet den Bodenwert) ausgeführt hat. Eine der von

dem Verein errichteten Wolinnngsanlagen ist oben S. 314 ( Abb. 19) wieder-

gegeben. Der bayerische Revisionsverband zählt für 1915 6480, der des

bayerischen Eisenbahnpersonals 4880 erbaute Wohnungen auf; fflr d«ni

sächsischen Revisionsverband ergeben sich 12 200 Wohnungen. Vgl.

auch Ku.Hcli, Sachsen, S. €>3. Der in dem Betrieb der Nahrungsmittel-

versor^ung und der Eigenerzeti^nni; 7n <rroßer Bedeutung gelangte Konsum-,

Bau- und Sparverein „Produktion • in Hamburg hat eine Reihe von Klein-

wohnungen im System des Vielwohnungsbauses erbeut. Die Form der

Baugenossenschaft findet vielfach Attwendnng bei dsn Gartenstädten;

B. oben § 108.

Auf dem Gebiet der ländlichen Baiifrenossenscliaften (anter denen

zu verstehen sind „Genossenschaften für die Herstellung von Wohnungen
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fflr Landarbeiter uud LuDÜbewuhuer in ähnlicher sozialer La<,'G") sind

nach bisherigen Erfahrungen im allgemeinen geringere Erfolge erzielt

worden. 2a den mancherorts bestehenden Schwierigkeiten der Land*
beeohaCfung und der Leitmig gegiUcn sich in»besondere die Hemmungen
aus der zerstreuten Siodolutig der Mit^lie<ier und dem Mangel des Zu-

sammenhalts bei den Landarbeitern; Uautien, Mitteihingen über den

54. Allg. Oenoseenschafutag 1913, ä. 109; Scheidt, a. a. 0. S. 115.

Wenn äoh BaagenoeaenBohafteD auf dem platten Lande entwidtelni

lind sie vorzugsweise durch die Industrie ins Leben gerufen; Berthold,
a. a n S. III. Von günstigen Erfahrungen wird ann loiu Regierungs-

bezirk iiromberg berichtet, wo nach dem Vorbild de^ 1909 in Brom-
berg begründeten Arbeiterwohnnngsveretns in aftmtlichen Landkreisen

des Regiemngsbesirks Kleinsiedelangsgenossenschaften errichtet wurden;
s. Schillin ET, a. a. O. 8. 113; Berichte der Oewerbeauf^ichtsbeamten

1914, I, S 160. Daß der Landarbeiter nicht allgemein die schlechte

billigere iieiiauiiUDg^^ einer besseren, entsprechend teureren Wohnung vor-

sieht, ergibt eich aas deo darehgreiiniden Erfolgen in Holland; £ber-'

atadt, Stftdtebao in Holland, 8. 294 f.

Der Gegensatz zwischen Mietshaue und Erwerbshaas ist bei

den BaugenoaseDsebafian, wie im Wobnuagswesen Qberbaapt (oben 8.530)

nicht glwchbedeutend mit dem Gegensats zwischen Kleinhaus und Viel*

wohnangshaus. Unter den das Gcmeinschaftseigentum festhaltenden Ge-

^ noeseoscbaften befindet sich vielmehr eine große Zahl, die das Einfamilien*

haus als Mietshaus bauen, während bei einzelnen Baavereinigungen

das Vielwohnnngshans bevorzugt wird.

Bei dem badisehen Verband, der 97% seiner Bauten als Miet>

h&oser errichtet hat. entfallen von diesen Hausern HC/,, auf dan Klein-

haus; beim bayerisrhon und sächsischen Verband sind die Zahlen 59

und 63 7o (Kusoh, Rhein. Blätter, S. 63j. In Rheinland sind unter

den von der gemeinntttsigen Bautätigkeit (einsehUefllich der Qeeell'

schalten) hergestellten Wohnungen 80*^/0 Ein- und Zweifamilienhlnser;

nicht ganz ö®/^ aller Hftusor enthalten vier und mehr Wohnungen;
Mewes, a. a. O. S. 13. In Westfalen haben unter den Uäu.-^ern der

gemeinnützigen Bautätigkeit 43,35% ^ Wohnuug, 30,35^0 2 Woh-
nangen, so dafi das Kletnhaas von 1—2 Wohnangen 74% nmfaflt (Be-

richt 1916, S. 136). „Im Gegensatz zu den genannten Verbanden Uber-

wiegt bei dem .\ 1 brech tschen Verband, dem Verbände den bayeriRnhen

Eieenbabnpersonals und dem B>evi8ioDeverband deutscher Beamtenveieme
beizeiten! das. grOfiere Hietshans mit 79, 74 nnd 62% ;

Enseh,
Rhein. Blfttter f. Wgsw., S. 68.

Wegen der Bedeutung der Hiiustvpen, sowie hinsiclitlicb der Praxis

der neueren gemoinnützifren Siedeluogaformen genügt der Hinweis auf

die Darlegungen § 108 und Ilüf. Ober die Nichtbewährung der großen

Haasformen bei Baavereinigungen vgl. nooh Ornnenberg, a. a. O. oben
8. 119; über die Bevorzugung des Kleinhauses Ztschr. f. Wgsw. in

Bayern, März 1914, S. 43. Zu der Frage P^rworbshaus und Mietshaus

vgl. Bericht des Westf. Ver. 1912 (Denkschrift 1^02— 1912), S. 102.

Zn dem praictiechen Vorgehen der Baugenossenschaft Wedau, die zur
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Vermoidting von Geländeverteuernng sich Grundsttlcke an die Hand geben

ließ und den Verkauf an einzelne Genossen vermittelte, vgl. H. Hecker
bei W. Krüger, Kleiuhaus oder Mietkaserue, Leipzig 1914, S. 49.

Die Tfttigkeit der Baagwoeaenecbaften findet eine wertvolle fittttse

an den Kreisbanvereioen, die in Westfalen in einer Anzahl von Eretseo
bps'tnhen. In einer größeren Anzahl von Bezirken sin 1 forner Atntsbau-

vereine begründet worden, die eine amfangreicbe Tätigkeit entfaltea;

Bericht d. Westf. Ver. 1'912, 8.102; Mertens» Bftnvweinigungen WMt-
&leoS| 8. 24. Die durch den fihein. Ver. errichtete VerbendekaMe
Rhein. Bauvereine dient dem kurzfriatigen Zwischenkredit der f^emein-

niltzigen Banvereine und hatte ferner während des Krieges Anlaß, Vor-

BcbUsse zui Deckung laufender Verpflichtungen und Zinssahlungen zu

gewftfaren; Bericht 1916, 8. 11. Sine Banvereinsbank wurde i. J.

1914 von dem Westf. Ver. begründet mit der Aufgabe, die Geld" ond
KapitalgeHchafte der angeschlossenen Vereinigungen zu besorgen und

hypothekarische Darlehen zu vermitteln. Die Gesamthaftsumme betrug

i.'j. lülö 784 OÜO M., der Uuiaatis 12'/, MiU. M.; Bericht des Westf. Ver.

1916, 8. 186. Bei der i. J. 1916 begrändeten Siehe. Bauvereinebank

in Dresden kam während des Jahres 1918 die Gewährung von Baugeld-

kredit noch ni''ht m Frage, während zugleich die OnthaVsen der Mitglieder

und die Einlagegelder infolge der Qeldflti»sigkeit eiue auflerordentliche

Steigerung (Des. 1917 0*64 HUI., Jan. 1919 2«87 Hia H.) aohraiaen.

Die Glesamtaumme, die den Bangeneaeensohaften bis Ende 1906 an
hypothekarischen Darlehen seitens der Landesversicherungsanstalten, des

Reiches und der Bundesstaaten, sowie aus verschiedenen Pensionskassen

zur Verfügung gestellt worden ist, wird vonHansCrttger auf 350 MiU. M.
gescfa&tst. Die angeliehenen fremden Gelder werden ffir 1914 bei 627
berichtenden Baugenossenschaften auf IGtV^ Mill. M. angegeben; Jahr»

buch d. Allg. Verbandes, Berlin 1909, 8. XIX: 1915, I, 8. 90. E| pirh

berechnet den Wert des Gesaratbesitzes der Baugenossenschaften für

1912 auf 608 MilL M., die Höhe der aufgenommenen Hypotheken auf

617 Hill. M., TOD denen etwa ein Drittel auf Privathypothekeo entfallan;

Baugenoesenschaftsweaen, S. 80. Zvt der Bedentong der BanganoBseo"
sdiaften ftlr die allgemeine Wohnnngsprodnktton Tgl. Eppich, a. a. O*

8. 118f. und Vormbruck, oben 8. 548.

Die deutsche Baogenoasenschaft hat sum Zweck die Erbauung ym
Htosem und ist hierdurch verschieden von der namensgleichen Building'

Society in England, die ihren Mitgliedern nur die Mittel zum Hausbau
verschafft, ihnen aber die Errichtung der Gebäude überläßt, mitbin rirb-

tiger als Baukreditgenossenschaft zu bezeichnen ist. Der Flau, den

genoassnsdiaftliehen Gedanken fttr daa Gebiet des Bau« und Bealkradite

nutzbar an machen, ist in Deutschland noch nicht in nennenswertem

Umfang verwirklicht. Eine Baukrßditgenossenschaft hat sich in Werdau
(Sachsen) zur EIrbauung von 14 Wohnhäusern gebildet; nach Beendigung

der Abrechnung löst sich die Genossenschaft auf: s.Bu8ch, a. a. O. 8. 68.

§ 122. Als vierte Form des geitK^iimützigen Wolinungsbaiies

bicteii sich die \ eitjuie, die licdeufsaine Leistungen auf/uweiiseii haben.

Der Verrin für W olil ier arbeitenden Klassen in Stuttgart
hat eine umfassende Wohnungsaniage, unter dem Namen Ostheim be-
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Karl SUbold.
(HauB 1) (HauB 2)

Abb. 129. Arbeiterb&uüer in Bethel-Bielefeld.

Abb. 130. Hui 1. Abb. 131. Bant f.

kannt, geschaffen. Die Mehrzahl der Htnser in Ostheim ist tum "Vw
kauf mit bestimmten Eigentumsbeschr&nkimgieii g^bftat. JBiiD6 Bweito An-
lage wurde von dem Verein unter der

BMMiehming „Weitii^" orbant, dia

xnabaaoDdara DraiwobnangBh&uaer (Ar-

cbitekten Boklen und Feil) enth&lt.

— Der Verein zur Verbesserunfz; der

WohnuDgsverh&ltniaäe in München,
dar der Titigkei^ daa varatorbeoan Dr.

Karl Singer viel verdankt, hat eine a
RröBere Anzahl von Bauten ausgeführt

und ist in tatkräftiger EntwickluDg be-

griffen. Der Verein baut Häuser nur Abb. 132.
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zur Vermietung. Die Vereiuahäuser besteheu im ötadtinoera au« MeUr-

wohnuugshäusern mit abgeschlossenen Wohnungen, während neaerdings

in dem Anflenbesirk Einfamilienhäuser errichtet worden. Über die-Aiw-

ftthmng der Anlage vgl. Ztschr. f.^ Wgsw. in Bayern 1909, S. 44.

Zu den bautechnischon Schöpfungen von allgemeiner Bedeutung

k&hlt die Anlage des von Fastor v. Bodelschwingh gegründeten Vereins

„Arbeiterheim" bei Bielefeld. Der Verein bant Einfamilienbinaer auu
Eigenerwerb, bei denen die Kapitalbeschaffung dmcli Rentengutsbildung

(oben § 10.3) zur Anwendung •gelangt. Bei deu Häusern ist der Haupt-

wert gelp-,'t auf die praktiache Durchbildnnf^ des Grundrisnes und die

bedarfsgemäüe Ausgestaltung der Räume. 2sach längeren Versuchen mit

den veradiiedeneten Hanstypen ging der Verein zum Einfamilienbans Aber,

das sich bei billigen Bodenkost^n als die günstigste Bauform erwies.

In den IlJluaerii ist die al(e Verbindnnj: des IiidustrieRrbeiters mit dem

Land- und Gartenbau und der Eigenproduktion wiederhergestellt (s. oben

8. 80, 491 u. 493 f.). Die Bauweise ist die des nieders&chsischen

Baoernhauses unter Anpaaciing der WobnrAume an die Wflnsche und Be-

dürfnisse des Arbeiterstandes. Die Abb. 129— 132 zeigen die Ausführung

von swei Bautypon; Haus 1 kostet (1906) B213 M., Haus 2 3B00 M.

ohne Grund und Boden. In seiner für das Wohnungswesen allgemein

bedeutsamen Schrift „Viventt satts** bemei^t Begierungsbanmetster Karl
Siebold hierzu: „Das «kleinste' Haus, eingerichtet für einen Arbeiter,

der sich in seinen Mußestunden noch etwas mit Garten- und Feldbau
hfHchaftigen will, läßt .sich natürlich mit Leichtif^keit in ein , kleinstes

Beamtenhaus' verwandeln iUr jemanden, der nur einen kleinen Garten

baben will* Der Stall wflrde dann in eine Wasehkflche oder auch in

eine Küche umgewandelt, die Diele in einen gewöhnlichen Flur ohne

nennenswerte Mehrkosten. Für andere Gegenden müßten sie den dnrti^'en

Bedürfnissen und dortiger Bauweise entsprechend auf den Lokaltou ge-

stimmt werden." An dem Hause 1 verdient die Aufnahme des nieder-

MdMischen Baekstein-Hosaiks Beachtung. Di« Muster der eiDielnen

Felder sind verschieden und gestatten bei aller Einfachheit der Technik

•ine Beihe von Abwandelungen.

Der in dem voraufgehenden Abficfanitt erörterte» weitumfassende

Bereich der gewinnlosea Bautätigkeit zeigt uns — wenn auch bei den

besprochenen Anlagen im dnzeln^ Grundsätze von verschiedenartigen)

Wert hervortraten — welche große Gesamtleistung auf dem hier

behandelten Gebiet des Wohnungsbaues vorliegt. In einer Reihe von

Städten und Landbezirken, durcli zahlreiche Untcrncliiiuinf^en ist waiu-

haft Großes geschaffen worden. In der Behandlung drr Stadterweiternng,

der Anlage städtischer und stadtmäßiger Siedelungeu, in der Ausarbeitung

der Hausformen ist in vielen Fällen nach der banteclinischen, wirt-

schaftlichen und kflnstlerischen Seite, fast kann man sagen, ein neues

Wohnungswesen verwirklicht worden.

Wir können in der gewinnlosen Bautätigkeit drei Richtungen unter-

scheiden. Die eine hat längst ihren Frieden mit der allgemeinen Aul-

trelbung des Bodenpieises gemacht und errichtet ihre Stockwerksbaulen
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in Berlin, Frankfurt a. .M.. Leipzig, nach ihren eigenen Zielen und un-

bekümmert um die spekulativen Mißstände und die Notlage im privaten

Baugewerbe, dem man doch ein die Nachahmung ermöglichendes \'or-

bild liefern wollte. Wenn man diese Blockbauteu, wie es in Eugland

geschieht^ al^ emcn Notbebelt' bezeichnen wollte, erzwungen durch die

naturgemäß hohen Preise in dem Innenbezirk einer Grofietadt so

wttrde dies der Sachlage Tolktftndig entsprechen. Unsutreffend ist es

aber, weno diese Bauten als ein allgemeines V^orbild ond als ein Weg
zur Losung der Wohnungsfrage angesehen werdtti; denn sie sind weder

das eine noch das andere. Die Voraussetzangen dieses Teils der ge-

frinnlosen Bantfttigiceit — billiger und Öffentlicher Beallcredit büliger

oder geeehenkter Boden — sind Vorteile, die die Anwendung auf die

privatgewerbliche Bautätigkeit ausschliefien. Die Mißstände im Beal-

kredit und im Bodenpreis sind es aber gerade^ die seither unser pri-

vates Baugewerbe herunterdrückten und leistungsunfShig machten.

Anders eine zweite — zum Glück darf man sagen, heute weitaus

stiii kcre Richtung, für welche die soziale Bedeutung der Wohnwei^^o

und zugleich die Wirtschaftlichkeit des Unternehmens maßpehpiul

sind. Hier finden wir Persönlichkeiten und Bestrebungen, die das

Wohnungswesen in allen seinen Zusamtnenliilngen erfassen utnl für die

Gesamtheit unserer Bevölkerung eine befriedigende Lösung iuehen;

liier wurde eine neue Behandlungsweise bodenpolitischer Aufgaben vor-

bereitet, an die die weiter» Bntwiddang ankntpffsn kann. Den gemein-

Samen Grundzng bildet die Gegnerschaft gegen die kOnstlidie Verteuerung

des Bodens, die man, als das HindeniiB einer Iwfriedigenden Bauweise,

allgemein Termeiden will. Der Weg des Vorgsliens ist im «nzelnen

verschieden. Einmal begegnet uns, wie in UHn, eine weiiverzweigle

Bodenpolitik, die einen großen Teil der gesamten StadterweUernngsflftdien

In den Besitz der Stadtgemeindc bringt; oder es werden planmäßig nrae

Siedeinngen, sei es im Stadtgebiet, sei es als selbständige Neugrflndungen

geschaffen. Die Geländeerschließung, der Straßenbau, die Gestaltung der

städtischen Hausformen finden die sorgfältigste Bearbeitung Die Ver-

bindung mit der Bodenbewirtschaftung und die Förderung lier Ansierle-

lung werden stärker betont in den Anlagen, die, wie in Bethel-Rieli tei l und

Bliimenthal, halbländliche Baugebiete aufsuchen. Die Schlutifolgerungen

sind für das Wohnungswesen allgemein die gleichen, t'bereinstimmend

ist bei diesen Formen der Bebauung die Beachtung der rechnerischen

:und wirtschaftlichen Grundlagen für das Bauwesen als solches, zugleich

.aber der Wüle der Abstreifung schJechter Bauformen und das Streben

nacb der Ausbildung einer für die Oesamtentwicklung des Wohnungs-

wresens gftnstigen Bauweise.
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Eine dritte Ricbtunc endlich in der ji^ewinnlosen Bautätigkeit —
in Deutschland bisher wenig tiprvortreten<l, in England viel weiter ent-

wickelt — setzt sich das Ziel, die .scbwärlserf^n Schichten der Bevölke-

rung mit geeigneten Wohnungen zu versorgen. Hier handelt es sich

um die Wohnungsfürsorge für die leistungsunfähigen Volksteile oder

um die Darbietung von VVohngelegenheit, die das j>ri\ate Haugewerbe

nicht oder nicht i\x den erforderlichen Bedingungen zu liefern vermag.

Die Woboiuigsstiftuug, vgl. oben S. 249, ist bei weitem der älteste Teil

der WoluimigBf&rsorge and wenn sie auch — wir dflrfen sagen, in

erwQnschter Weise ^ unter den hier behandelten Zweigen der Bau-

tätigkeit stark zurQcktritt, so bleibt ihr doch ein bedeutsames Gebiet;

wie sie auch in benachbarten Ländern eine große Entwidduiig auf-

znwdsen hat Der sozialpolitische und charitative Grnndzug wird bei

diesem Teil der gewuinloaen BautätiglEeit stärker znr Entfidtnng kommen.

8. oben 8. 372 und 878. Vgl. die AuafttbroDgen Uber die Ge-

ringstwohnimg S. 179; wegen dos Aualaades s.,unten § 187.

Wir haben zu Eingang dieses Abschnitts die Tendenzen dargelegt»

die fQr die Entwicklung der Bautätigkeit unter Oewinnverztclit — von

der dOrftigen Werks- und Beamtenwohnung bis zu dem mustergaltigen

Vorbild der Siedelungsweise — maBgcbcnd gewesen sind. Es scbrnnt^

daß wir in der Gegenwart vor einer neuen Wandlung auf unserem

Gebiete stehen. Der gewinnlosen HaiiintiL'kfMt wird in ihren haupt-

sächichen Vertretern, Staat, Gemeinde, Ariic it^'et»er. gemeinnützige Ver-

einigungen, seit dem Knegsabschluü und der <ieiitschen rniwäizung in

steigendem Maße der Wolinungsbau Ohertragen ; nach dem Stande des

Jaiires lUlU kommt sie für die Herstellung neuer Wohmingeu fa^t aus-

schließlich in Betracht. Es sind keine Ursachen grundsfitzlicher Art

— etwa die Sozialisierong des Wohnungsbaues — die diese Wendung
herbeifahrten; sondern sie ist die Folge besonderer Zeitumstände, der

augenblicklichen Lage des Banmärktes und des ZuschuBsystems, von

dem später zu handeln ist Ob diese Verhältnisse von Daner sein

werden, wird man heute nicht mit Bestimmtheit entscheiden woUen;

zweifellos haben wir für die nächsten Jahre mit einem Vorschreiten

der gewinnlosen Bautätigkeit zu rechnen; ebenso unbezweifelt ist ea,

daß die Ausbreitung ihrer Betätigung auf vielen Gebieten erwflnscht

und notwendig ist Die wesentliche Aufgabe bleibt indes die Besser-

gestaltnng des Gesam tgehiete s unseres Stfidtebaues. und ihre Lösung

ist, gemäß der auf S. bi)d aufgestellten Fordern h l' darin zu sii'*bp?i, daß

die Einrichtungen uud die technische Unabli itiL;iL,'keit der gewinnlosen

Bautätigkeit der Bauunteruehwung allgemt in zugänglich geij^acht und

zur Grundlage unseres Bauwesens angenouiiaen werden.

Digitized by Google



IM« Btutfltigkeit «atar Gewimmrriakt 555

literatnr*

T. Biid»ls«bwingli, D«r V«imn Arboitwlieiiii in Bi«l«r«ld. LMpsig 1886.

W. Liebrecbt, Der Bau von Ärb«iterwohnungen. Hannover 1893.

Weis Ii ach und Messel, Nonnalinietehftus«r. Berlin 1803.

Bertbotd, Der Spar- und Bauverein zu Blumenthal, lt:^7.

K. Singer, Die Wohnungen der Hindei1>eimttelten in MUndien. Milndten 1899.

II. AI brecht, Scbriften d. Ter. f. Sozialpolitik 1901, Bd. XCVI, S. 24.

Beck, Forderung der gemeinnützigen Bniiffttigkeit, ebenda S. 179.

Becker, Die Wobnfrage u. ihre i^übung a. baugenossenscb. W^e. Dresden 1901.

Or&v^ll, Die Baugenos&enschaftafrage, Berlin 1901; hierzu Kud. Eberstadt in

SehnoUen Jehrb. 1909, Bd. XXVI, S. 1333.

Max Koska, Die Bodeiunliinfe d. Beenilenwohngsver. Ztachr. f. Wgsw., Bd. II, S. 88.

Fr. Adler, Wohungsverh. u. Wohnnnggpolitik v, Frankfurt a. M. Frankfurt 1904.

Beuing, Eigenbaus oder Mietawobnung, Zeitacbr. f. Wobnungsw. 1905, S. 85.

Karl Siebold« TlVentl «etla. Bielefold 1906.

ToBberg, Die dentaehe BengenoMenseheftdtevegvng. Berlin 1900.

Ravenstein, Aktienbauges. f. kl. Wobnungen. Ztscfar. f. Wohngsw 1f>0R, S. 264.

Grunenberg, Bodenpolitflc der Bauveroine. Zeitsrhr. f. Wobnungsw. IIXJS, S. 144.

Beetz und Oretzscbel, Kleinwohnungab&user mit .Anweisung zur Gründung ge-

meinnfltzi|{er BftuTereine. Wieabaden 1910.

Hana Crügcr, BeugenoasenBchaften, Conrads IlandwOrterb., III. Aufl. Jene 1911.

Pftcrsilie, nHiTgonossenscbaften, EI tr^rs Wörterli., III. .\un. Jena 1911.

Kurl Kühnu, Die Haueonowens<li:iften, Stildtebaul. Vortr. Berlin !9?2.

G. Merten», Die gemeinnützigen Bauvureinigungen Westfalens. Gera 1913.

D. Jaeobi, Die gemeianfitsife Bevtitifkeit in Deataehiead. Mfincfaen 1913.

E|ipicli, Das deutsche Baugenosscnscbaftswesen. Berlin. 1913.

M. Kuscli, Die gemeinnützige Bautätigkeit in SHchpen. Dresden 1914.

Altenrath luul Vorm brock, Praktische WobnungsfQrsorge. Berlin 1Ü14.

Hent Grfiger, Jahrb. d. Ailg. Yerbandea d. Enr.^ u. Wirtscbgensch. 1915.

Karl K«hne, Die Bengenoweiuebaft. Ztachr. f. Kommnaalvirdch. 1919, 8. 208 f.

Michael Gasteiger, Die ArbeiterwobnungHfrage in Deutschland. München 1916.

M. Rusch, Die deutschen Baugenossenschaften. Rhein. Bl. f. Wgsw., April 1017.

Uaua Brey mann, Die Kleinsiedelung auf genossenschaitl. Grundlage. Leipzig 1919.

JebraBberiebto dee Bhein. Ter. vnd det Weilf. Ver. f. IQeinwohntingsw., des Ter.

f. d. Wobl der arbeitenden Klanen in Stuttgart und die Bericbte der in

Text erwähnten GeHellschaften, Genossenschaften und Vereinp.

Jahresberichte des bayerischen, wiirttemhor|^^chen und hessischen Landeiwobniings-

inspekturs u. d. badischen Landeswobnuiigsvereins.
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'/. w < iter Abschnitt.

Wohnui^spoütiscbe Venuistaltiu^reo und Vereinigttqgai»

• t CtoiMinfttiige ud socfalpoUtMie Venuatiltuigw.

§ 123. Für die ünterkmift der BevOkening sind in den Stidteii

und LidoBtriezentreD Eüiricbtiiii|Be& erforderlieh, die der eigenüidien

WohnaDgBbeeehafihnig ergiiuend zor Seite treten. Die Mietling einer

eelbstlndigen Wohnung kann für einen Teü der erwerbitiitigen BeT9I-

kerung nicht in Betracht kommen: es handdt sidi hierbei nm alieio-

stehende und ledige Personen, fflr die. namentlich wenn die Aufnahme
in Schlafstellen vermieden oder eingeschränkt werden soll, die Schaffung

besonderer Wohn gelegen Ji^»it erforderlich ist. Diese Aufgabe erfüllen

die Ledigenheime und die ihnen in wohnungspolitischer Hinsicht deich-

stehenden Veran55ta!tangen. Der I-Ordernn^ der sozialen und kulturellen

Interessen erwer))stiLtiger PerMHien dienen die fflr Arbeiter beideiiei

Geschlechts gescliaffenen Arl)oitcrheime.

In einer Reihe deutHcher Ledigenheime wnrdp der firnndsat? dea

£igeD£immer8 — im Oegecsatz xu dem m iL.iiglaiid ubliclien l^Labiueu-

oder-Kojansyatem — durdigafOhri. Daa Ladigenhaim in Gharlottanbarg,

onter Btirgacbaftsttbernahme der Stadt and auf städtischem Erbbau-
gelftnde i, J. 1908 errichtet, enthalt 285 Zimmer mit einem Bett nnd 24

Zimmer mit 2—d Betten. Das Dttsseldorler „Volksheim*' (1911} hatte

naban 1B7 einbettigen aüw Anaahl mahrbettiger Bftnme, die aal Onind
apitarar Br&hnmgen snm grtffiaren Tai! in ümdaimnMr mngabant
wurden. In dem Posener Ledifrenheira befinden sich unter 86 Zimmern
84 einbettige. Das Grinir^sthok den: L<»diijenhoims wurde von der Stadt

gegen einen niedrigen Zms in isirbbau uberiaaseu. In Berlin wurde
i. J. 1918 dareh die Bamflhnngen von Gahatmrat Sehnanbart ain

Ledigenhf im fertiggaatalltt daa, nach dem System der Einzelzimmer
aTipelen:t, 'l'.M Rntten ninfaßt und in einem stattlich ausgeftihrtfn Bau-
werk eine Ueihe ergänzender Einrichtungen für die Benutzer enthalt.

Dta BrrichtoDg weiterer Ledigenheime, nach denen in Berlin ein dringen-

daa Badttrfnia baateht, wird vorbaroitat. Dia Stadt Ulm hftt i. J. 1906
ein Ledigenheim fflr weibliche Personen erbaut. Überans groß ist die

Zahl der Ledigenheime, JunEr^eBellen- und Mädchenheime, die seitens

der Arbeitgeber in allen Teilen Deutschlands, namentlich in Eheinland,

Weatlalan ttnd Sohleaian bargastellt worden aind. Dia Bauten anfhalten

anmeist Zimmer mit swai Betten, sowie grKfiara Biome mit 4—8 Betten.
Scblafhäuser, in denen die Betten in gemeinsamen Schlafsälen unter-

gebracht werden, sind von Arbeitgebern und fjroßen Staatsbetrieben

(Eisenbahn) errichtet worden ^ Schriften d. Zeutraiat. f. Arbeiterwoblf.-

Binriohtnng«! 1904. Der Verein Ladigenhaim in Mflnohao iat an der

Ausführung seines durch Kapital und Bauplatz gesicherten Banvorhabena
durch den Kriegsausbruch verhindert worden. Die beiden Ledi^^enheime

des Vereins Ittr das Wohl der arbeitenden Klassen in Stattgart (lödl

«nd 1911 erbaut) enthalten neben 88 EinaalaiBniam 824 awaibettige

Jtftnnie; a. aneh nntao § 188 nnd 189.
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Arbfiterlieime werden von Verbanden, die auf dem Boden christ-

licher Gemeinschaft stehen, unterhalten. In großem Umfan^^' haben sich

kathoUüche Arbeitervereine auf dem Gebiet der Wohnungsfürsorge für

Einielstehttnde betttigt; vgl. htenta Magr. Sohveitser, Hoapiw und
Ledigenheime der katholischen Oesellenvereine, mit sahlnetohen Ab-
bildunf^fin Hör GospllcnhÄnspr in Ari^ichf, Grundriß und Inn^nauHstattung.

Zu den von evangelischeu V' ereinigungen errichteten Gesellenheimen vgl.

Sdhriften d. Zontralst I. Arbeiterwohlf.-Einrichtungen 1904, S. 82. Die
Abbildang da« Nanb^nw det Ledig«Dbeia» in Werdohl-Waatf. ist

wiedergegeben: Prakt. Wohnungsfürsorge, Altenrath und Vormbrock,
S. 232. über die Herbergen und die Asyle vgl. die seitens des Ministeriums

des Innern herausgegebenen Berichte „Gesundheitswesen des Preuß.

StMtM" 1911, 8. 2B7.

Arbeiterinnenheime sind Tislfttoh von Arbaitgebem im Anscblofi

an ihre sozialen und wolm im ^unpolitischen Einrichtungfi; errichtet worden.

Konfessionelle Veranstaiiungeu, zum Teil mit eigenen Gebäuden, bestehen

in einer großen Anzahl von Städten; vgl. Zentralst, f. Arbeiterwoblf.-

ftinnohtuBgan, s. s. 0. In großer Zahl sind Arbaitariimanhaima durch

Vereinstfttigkeit gasohajEfan worden. Die Heime bieten ihren Angehörigen

nächst der Wohnung, Gelegenheit zur Ff^rtbüdnnt,', Erwerbstätigkeit und

geselligen Unterhaltung. i!)ine große dauk^^werte Arbeit wird in diesen

Hahnen galaistat, snni Teil nntar adrtraran Opfan dar laitandan Panriin-

liohkaitan.

Einer tatkräftigen Fürsorge bedürftig sind die Wohnverhältnisse

der Studierenden in den Universitätsstädten. Nachdem im Gefolge

der Kriegsereigniase die hier bestehenden Mißstände sich erheblich ver-

adilrft bnttan, wnrdan auf Grand von Anregungen ans den Kreisen von

.
Sozialpolitikam, HochschoUahrem und Studiarandan seit 1919 in einer

Reihe von ünlvorsitatsstadten Or;:fini8fttionen geschaffen, die .sich der

Pflege des studentischen Wohnungswesens widrigen. Als nächstes Ziel

gilt die Beschaffung von Wohnungen, an denen ein großer absoluter

Ibngal bastabt; dia waitaran Baatrabiingan richten sich anf die Basaa*

rung der studentischen Wohnverhältnisse durch Errichtung von Heimen
ftlr Studierende beiderlei Geschlechts. Vgl. Prof. A. Brix, Wohnungsnot
der Studierenden, Rektoratsrede, Berlin 1918; Dr. C. Sonnenschein,
fihain. BL I. Wgsw., Mft» 1919, 8. 87; dars., Akademisoh-Sos. Honatssdir.,

Hai 1919, 8. 16.

2. Wohniingspolitische Zentralstellen und Vereinigungeo.

§ 124. Als wohnungspolitische Behörde des dentscben BeicbB be-

steht das Amt des Reicbskommissars fOr das Wohnungswesen, wShrencI

in Preußen am 31, Mai 19 IH das Amt des StJiatskoirtmissars fflr das

Wolmungswr'sen geschaffen wurde, bis Ende 1918 durch Freiherr von

Coels, seitdem dar! )i T^nterstaatssekretär Scheidt verwaltet, dem gleich»

zeitig die Funktionen des Reichskommissar« fihertragen sind. Der Ge»

schäftskreifi des Preußischen Amtes setzt sich im wesentlichen zusammen

aus den früheren Zuständigkeiten des Ministeriums der ötfentiichen

Arbeiten (Baupolizei uud Baufluchtlinienwesen), des HanUelsministeriumB
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(sozialpolitische Maßnahmen), des Ministeriums des Innern (Konimunalauf-

sicht und Baugenossenschaften). Die Aufsicht über die H> ])oüiekenbanken

(oben S. 403), das Schätzungswesen und die lientengutserrichtung ver-

bleiboi bei dem LuidviitBcbaftsministerium. Zur Beratung und Be-

gutachtung wohnungspolitisdier MaBnaliroeii wurde ein aus Sachverstibi-

digen uod Intereaaenten bestehender Beirat fQr Städtebau berufen. Eine

zusammenfassende Darlegung der auf dem Gebiet der WohnungslQrsor'ge

zu effallenden Aufgaben wurde seitens des Reichs- und Staatalcommissars

15. Jan. 1919 gegeben und in einer Denkschrift veröffentlicht, die

gleichzeitig die ersten durch Unterstaatssekretär Scheidt veranlafiten

Maßnahmen enthält.

Nach der VerordniiDg vom 26. Jan. 1919 gehtfrt das geBamte
Siedelun^8wesen zum Oeecbaftsbereich des Keichsarbeitflamtea. Die Ztt>

stftndigkeit in WobtningsaDgelefrenhpiten in den mpinten Bundesstaaten
ist seit der Uiuwälzung neu geordnet worden. Ein Landeswohnungsarot
rar Bearbeitung der aozialen und wirtschafiliclien Angelegenheiten der -

Wdwungsfttrsorge wurde am 80. Dec. 1918 in Sachsen errichtet. In
Bayern ist für das Gebiet zuständig das Bfinisterium für soziale Ptlr-

sorge, in Baden das i^finisterilhn fflr t'ber'xanirswirf scliaft und Wohnungs-
wesen und das Arbeitsministeriuni, m Gotha das Landeswohnungs- und
Siedelangsämt.

Die Förderung der gemeinnötzigeii Ikiuiäiigkeit duicli den Zu-

sammenschluß der vereinzelten Bestrebungen, ferner durch Anregung

und Beratung und durdi Bdhilfto Ist die Auligabe bestimmter Organi-

sationen, deren Bereich sidi über ein größeres Gebiet erstreckt Die

Zentralstelle fflr Volkswohlfiihrt in Berlin betätigt sich seit längerer Zeit

in dieser Sichtung. Als erstes Organ zur Vertretung der auf die gemein*

nOtzige Bautätigkeit gerichteten Bestrebungen wurde im Dezember 1897

der Rheinische Verein fflr Kleinwohnungswesen in Dflsseidort gegründet.

Nach seinem \'üri>i1d organisierten sich der Westfälische Verein zur

Förderung des Kleinwohnungswesens in Mflnster und der Verein für

Förderung des Arbeiterwohnungswesens und verwandte Bestrebungen in

Frankfurt a. M. Der Saar-Moscl verein wurde als eine Abzweigung de?-

Rhein. Vereins i. J. 1910 in Motz licgründet; sein (iel)iet umfaßt den

südlichen Teil der Rheinprovinz, den Bezirk Lotliringcn und das Filrsten-

tum Birkenfeld. Für Oroß-Borlin bildete sich i. .1. 1913 der Verein

für KleinWohnungswesen. Die Begründung des Bayerischen I^ndes-

vereiAs zur Förderung des Wohnungswesens erfolgte am ir>. Mai 1909.

In Sachsen wurde i. J, 1912 die Zenhalstelle für Wohuuugsfürsorge

eingerichtet, die dem Landesverein „Sädis. Heimatscbutz'' als besondere

Abteilung angegliedert wurde. Iik WOrttenberg und Baden bestebea

wobnungspolitische Organisationen fflr das Staatsgebiet, während fflr

Hessen der' Emst-Lndwig-Verein in Darmstadt den Hittelpunkt bildet
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Die Zentralst, f. Volkswohlfahrt (bis 1906 Zentralst f. Arbeiter-

wohlf.-EinrichtUDgen, Vorstand Geheirarat Dr. Post) steht unter der Leitung

des auf dem Gebiet des VVohnungsweseDS bewährten Prof. Dr. H. Albrecht;
sie veranstaltet ^hrlioh KooferenseDi auf denen jeweils Oegemtinde von

allgemeinem Interesse bebandelt werden.

Um die Begründung und Ausbreitung des Bbeinisch en Vereins
lUr Kleinwohnungswesen bat sich ein hervorragendes Verdienst der

y«retorb«ne Landesrat Dr. Maz Brandts erwarben, der sehen seit 1889
ffir die Forderung des Arbeiterwohnnngswesens dareb Nntabarmachung

OA. ObwfaHmt L. F. K. Schmidt.

Abb. 133. Einfamilienreibenhäuser. Abb. 134. Grundriß (Erdgeschoß).

der Mittel der Landesversioherangsasstalten prakttseh tfttig gewesen war.
*

Der Westftlisehe Verein hat auf dem Gesamtgebiet des Wohnungs-
wesens sine umfassende Tätigkeit entfaltet und in zahlreichen Einzel-

fragen der Bodenpolitik durch Förderung der Baat&tigkeit, darch Vor-

träge und Aasstellongen wesentliche Bortsohritte SReiobt. VieUaobe An-
regnng ist von dem Ernst-Ludwig-Verein sn Dnimstadt aosgsgangeo,.

der im AnacbluB an die in den Jahren 1899/1 f>00 in der hessischen

Kammer dnrrh Freiherr Heyl zu Hermsheim und Freiherr zu Eisenbach

eingebrachten und unterstützten Anträge i. J. 1902 von Finanzminister
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KUchler als Zentralstelle f. d. Klein 'vobunnf^sw. begründet warde. Dpi-

Verein schritt unter Leitung von Eegierungärat Gretzächei i. J. 1UÜ8
BOT Veranstaltung einer KoUektivausstellung von Arbeiterwohnhausem,

die eich ftfr das KleinwohniingawMen als ftnBarat Iraehtbar erwieaen hat.

Als Architekten waren tätig: Mahr, Ketzendorf, Olbrich, Rings, Watbe^
Wienkoop. — Aus dem auf Anregung des «ächsiscben Ministeriums

des Innern durch den Ingenieur* und Architektenverein veranstalteten

Wettbewerb Idr KlemwohnungeD ist eine Beihe von Vorlagen hervor-

gegangen, von denen der von L. F. K. Schmidt verfaßte Entwurf fttr

Reihenhäuser in den Abb. 133/134 wiedergegeben sei. Die in «.ler

äußeren GestaltmiL' wie in dem Grundrili gleich wohlgelungene Anlage

umfaßt sechs Einiaiuihenhäuäer in einer den Bedürfnissen der Klein-

wobnongen bis ins einselne entsprechenden Dardibüdong.
JDie oben genannten Vereinigungen veröffentlichten Jahresberichte,

die p!n(? Quelle für Hie Kenntnis Her Entv'irkbintr les Kleinwobnungs-

wesens bilden. Von einer iieihe von Vereinigungen, namentlich von dem
Bheiuischen, Westfälischen, Groß-Berliner, Bayerischen, S&ohsischeu,

Badischen Verein werden in regelmifiiger Folge £inselsdirilten heraas-

gfgeben, in denen wiehtige Fragen derWohnongspolitik behandelt werden.

Unter den privaten Vereinigungen, die für die Förderung des

Woliuungswesens tätig sind, ist der von K. v. Mangold t geleitete

Verein für Wohnungsrefoim zu ueunen. Deutsche Wohnungskongretwe

wurden seitens des Vereins i. J. 1906 und 1911 (Frankfurt a. M. ond
Leipsig) veranstaltet. Der dem Verein angegliederte „Dentsdie Woh*
nungsaü«Hrhii6" veröffentlicht eine Schriftenrpiho über wohr!TiTi!rT<^^it!fr?if>

Fragen. Der Bund für Bodenreform (Vors. Ad. Damaschke; bat seit

1916 vielfach fOr die Aufgaben der Kriegeransiedelung gewirkt; als

]»eriodi849lie VerOffentlichiingMi werden seitens des Bandes die Zeitschr.

Bodenreform und das Jahrbuch der Bodenreform herausgegeben.

Internationale Wobnungskongresee finden in Zwischenräumen von

S—3 Jahren statt. Der Versammlungsort wechselt zwischen den ein>

seinen Lindem. Über die dnrdi den Kongreß erörterten Oegenstinde
und Uber die Verhandlungen werden jeweils Berichte herausgegeben.

In Berlin wurde am 1. Mai 1910 die erste deutsche StftdtebauaussteUnng

eröffnet, deren Zustandekommpn den von Geh. Baurat Otto March j^e-

gebeneu Anregungen zu danken ist; vgl. W. Hegemauu, Der Städte-

bnn nach den Ergebnissen der Stftdtebauansstellang, Berlin 1911/1918.
Baufach- und Wohnungsaumteilungen haben seitdem in verschiedenen

Stftdten, DfiJ^seliorf, lieipzig, Dresdon, stattp;efnnHpn

Innerhalb der christlichen Kirche hat eine Keihe von Vereinigungen

. die Pflege des Wohnungswesens za ihrer besonderen Aufgabe gemacht

oder mindestens die Berneksichtignng wohnangspolitiseher Fragen in ihr

Arbeitsgebiet aufgenommen. Als konfessionelle Vereine, die sieb satzungs-

gemäß im Wohnungswesen f>et&tigen, sind zu nennen: die kathnlischen.

Vereine Volksverein f. d. katbol. Deutschland, M.-Gladbach; Arbeiter-

wohl, Verb. f. aos. Kultur u. Wohlfahrtspflege, M.*01adbaoh; Verband
kathol. Arbeiterver. Westdeutschlands, M.-Gladbach; Verband Sfiddeutscher

katbol. Arbeitprver
,
Mfinchen; Vorband d. kathol. Arbeiterver., Berlin:

Verband d. kathol. Goseilenvereine, Cöln; Caritasverband f. d. kathol.

Deutschland, Freiburg i. B.; die evangelischen Vereinigungen „Freie
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kirchlidie soz. Konferenz" (Begründerin des Vaterländ. fiauvereins),

Evan^ -Sozialer Kongreß (Verhandlungen Essen 1912); Verein Arbeiter-

beim Jb^thel- Bielefeld; Genosaensobaft „Arbeiterheim", Langenbielau

(PMtor Gr«iner).

Die Soiaale Arbeitsgemeinschaft Berlin (den sog«namiten Settle>
ments in den englischen und amerikanisclien Städten entsprecLend) be-

tätigt sieb in erster I.inie im Anschluß au Niederlassungen ihrer Mit-

arbeiter iu Aruieu- und Arbeitervierteln der Großstadt und widmet sich

der praktiiehen 8ou*lea Arbeit, Jugendpflege imd Jugendfflraorge, wo>
bei den \Vohnung8verhlltlliMe& eingehende Beachtung geschenkt wird.

Im Anschluß an die von lAr. Dr Si egmund-ScIi ul tze und Dr. Alix
Westerkamp geleitete Berliner Einrichtung haben sich gleichartige

Arbeitsgemeinschaften in Breslau und Marburg gebildet.

§ 125. In der künstlerischen und bautechnischen Behaiidlung des

Wülmungsweseus betätigeu sich die Vereinigungeu, die der Heimatschuu-

bewegung dienen. Der Heimatscbutz hat zum Gegenstand die Pflege

des fiberlieferten Land- und Stadtbildes. Keineswegs sollen der oe«-

iflitlieiieii EntwicUQDg wilttflriiehe Hindernisse bereitet werden. Viel-

mebr fordert der Heimatsehntz nnr die Femluütimg sfeOrender Eingriffe

und die Einordnung der individnsHstisGlien Betittignng in die der Gesamt-

heit iQgehörende Gestaltung der. lAndüdien und stidtischen Umwelt
Unter den nationalen und örtlich orgamsMen Vertinen sind au

nennen: der Bund ^Heimatschutz% sQwie die in den einzelnen Landes-

teilen tätigen Verbände auf volkskundlicher, historischer und kflnstlerischer

Grundlage, die teils als Zweigvereine des Bundes „Heimatschutz'* (Ge-

schäftsstelle Berlin), teils als selbständige Verbindungen bestehen. Es

zählen hierher- Bnyeriselier Verein für Volkskiiüst und Volkskunde.

Rheinischer Verein für Denknialpflece und Heimats« Imtz, Verein fflr

Niedersächsisches Volkstum in Bremen, zahlreiche Froviiizialvereine

für Heimatschutz in Preußen; Landesvereine uml Ortsgruppen in

Württemberg, Baden, Hessen, Thüringen, Mecklenburg 'u. a. m.

Der Bund fieimatschutz wurde am 30. März 1904 in Dresden

begründet. Die ersten Anregungen gingen von Ernst Eudorff (Prof.

an der Kgl. Hoohechnle f. Musik, Berlin) aus» dewen Sehrift tlber den

Heimatscbutz die Aufmerksamkeit auf die Zerstörung Überlieferter Kultur-

werte lenkte. Von literarischen Veröffentlichungen haben namentlich

ftlr die Ausbreitung der Bewegung gewirkt die Arbeiten von Paul
Sehultse-Nanraburgi Dr. Conwenta and Bob. Ifielke, denen

seither eine große Zahl vonSduiften hinsugetreten ist; Tgl. dieLiteratnr-

angaben bei E. Gradmann.
Seitens der Landesregierungen haben die Bestrebungen des Heimat-

Bcbutzes vielfache Forderung erfahren, »o in Preußen, Sachsen, Baden

und anderen Bondesataaten (oben S. 884 f.)• In Bayern wnrde dtirch

Ministerialentschlieflung vom 1. Jan. 1904, Denkmalpflege und Pflege

der beimischen Bauweise bo^reffend, die Regierungsbehörde angewieson

,

innerhalb ihrer Zu<^tan 1 /i^ke t für ]ie Erhaltung des heimischen Baustils

Ebcr«l«dt, Handbucb dn Woimungswescas. 4. Aufl. 36
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und für die Fernhaltung unschöner und ungeeigneter ßauformen zu

wirken. Soweit erforderlich, sollten in diesen Richtungen ortspolizeiliche

VorechrifteD erlMseo werden. Fflr lAndlioh« OrtBohtltm wird Bor

haHuiTg des einheimischen Baustile (inabesondere im Gebirge] ein Mustei

eine« Ortsstatnta mitgeteilt, das u. a. bestiniint: Dacheindeckung mit

Schiefer oder Blech ist nur dann gestattet, wenn nie die Umgebung in

ihrer Wirkung nicht nachteilig beeinflußt.'' Vgl. den Abdruck bei £ng-
* lertf Bauordnung, 8. Aufl., 8. 2091., Mflnchen 1906.

Nach dem Vorbild des dentMshen Heimatsclintzes sind im Ausland

gleichartige Vereine entstanden, namentlirh in Holland, Dänemark und in

der Schweiz. Bezüglich der Heimatpflege auf dem J^ande s. oben S. 49öf.

^ 12n. Von der freien Vereinstatigkeit sind im wesentlichen die

Bestrebungen ausgegangen, die wir unter der Bozeidinmic; Bau Beratung
zusammenfassen. Zweck der Hauberatung ist. den Bauherrn oder Bau-

unternehmer auf die Mangel eines zur Ausführung bestimmten Bau-

entwurfs hinzuweisen und solciie Abänderungen anzuraten, die sowohl

UnpHInglidier Entwurf Abtndernngivenehlag

AM». 135 Abb 136.

Am der Praxis der HaulM.>ratung; Uliein. Verein f. Kleinwohnungsw. Berieht f.

1910, & 39.

eine Hessergestaltung des zu errichtenden Hauwerks, wie auch seiner

Heziehnngen zu den benachbarten und umliegenden ( irundstücken be-

wirken. Der Ursjirung der Hauberatung liegt in der Erkenntnis, dab

unter Aufwendung der gleichen oder sogar geringerer Mittel und unter

Erzielung wirtschaftlicher Vorteile sieh eine befriedigendere Wirkung

in der Hauausführung erreichen lälit, als sie die Mehrzahl der wälirend

der letzten Bauperiode errichteten Bauten aufzuweisen hat

Die Fehlerhaftigkeit der neueren Bauentwürfe hängt auf das

engste zusammen mit den systematischen M&ngeln des Bauwesens in

der Oefenwart. Wfthrend das Bangewerbe geswnngen wurde, nnter

ungünstigen Bedingongen zu bauen, wurde das Beatreben gefördert, die

schlechten Bauformen mit dekorativem Aufputz auszustatten und in auf-

dringlicher Weise zu ttberladen. Einen nicht geringen Auteil an der

nnei^bwiliehea &eetaltnng der Banwetae bat femor die AiMMnng der
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Studierenden an den Hocb8chnI«D. Der Zeichenunterricht wurde viel-

fach in einer Weise erteilt, die den Ungeschmack der Ornamentik und

der StilvermischuDg groÜzog, während die Schulung in der Fähigkeit

eetbstftndigeD Entwerfens snrttcktrat. E« ist eine alte, schon dnroh
Francesco Milizia vertretene Erkenntnis, daß die mit Zierstttcken

überdecktp Zeichnung einen wesentlicli anderen Eindruck maebt, als das

ausgeführte Bauwerk.
Die Ausübung der Baiiberatung iut, wie ea der Entwicklung ent-

spricht, snr Zeit nicht einheitlich geregelt und whrd von Vereinen,

I.andesstellen, Behörden und von privaten Architekten wahrgenommen.
Der Rhein. Ver. f. Kleinwolinungsw. errichtete i. J. 1906 eine Bau-

beratungsstelle, die (längere Zeit von Dr. Heck er geleitet) einen

Abh. 137. Sechereiher: Entwurf der DaulieratungSKtelle Württemberg; Uetebäfta-
bericht der I4indesver8icheruiig)>2in6talt Württemberg iüiü, S. 139.,

Keller Erdgeschoß DacIigenehoB

Abb. 1!». OrnndriB sn Abb. 137.

irlinstipren Einfluß auf die Baiitfltipkeit L'pwnnnen hat; v;:!. Al)b. 1H5 136

Eine anerkannte Wirksamkeit entfaltet die Baubeiatungsstelle des

Westf. Ver. (bis 1911 Vorsteher Baurat Hell weg, später Rgbmstr.

Sonnen und Bensen). Fflr den Verband der ostprenfi. Bangenossen-

flchaften ist eine Beratungsstelle (F. Bleyer) seit 1906 errichtet. Bau-

atl8sch(i><sc ])PsteliPn bei dem Verband der prenß.-hess. Stant.sbalinen

und der h'eii hsh^hnen; wegen der von dem Verband angeregten Ver-

^fentlichiing .s. oben S. 518 f.). In Bayern wirken als Banberatungsstellen

dwt Bayer. Landeswobnnngsver. nnd der Bayer. Ver. f. Volkskunst nnd

Volkskunde, in Sachsen die Bauberatungsstelle des Ver. Sächs. Heimat-

schutz nnd die Abteilung f. Städtebau. Ftlr Württemberg wnrde i. J.

1905 beir der Kgl. Zentralst, f. Gewerbe und Handel die „Beratungs-

36»
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stelle f- das Baugewerbe" errichtet , dereu Tätigkeit der beifolgende

Entwurf eines £mfamiliea-Keilienhauäeti (öechsreiher) enuiommen ist;

Abb. 137/188. la Baden stehen im Dienete der Benbenitang derLeadee-
woLnongtver., die Bad. Landwirtschaftskammer, die BenteQgfletelle beim
Landesgewerbeamt, der Bad. Architekten- nnd Ingeoienrv^r., in Hessen

der Emst Ludwig-Ver., in Bremen die iiachverst&ndigenkommissiou des

daontee and der Vwr. L niedertteltt. Volkstum, in Hamborg die Baupflege.

In einer Beibe von Städten beben die Gemeindevarwaltangen besondere

Stellen eingerichtet, so in Dttsseldorf, Neukölln u. a. m. oder die Bau-

polizei mit der Austtbung der beratenden T&tigkeit betraut. Entsprechende

Einrichtongen sind ferner für einzelne Eegierongsbesirke und Kreise ge-

sobafien (Aacben, Qrevenbnndi vl a.). Vitt die wiebtige Pfl^ dee^

liadlidien Bauwesens endlicb sind Baustellen bei den Landwirtschafts-

kammem eingeführt worden; s, Sohiirey, Wegweiser, 3. Aufl., S. 220.

Von privater Seite wurde i. J. 1916 eine Bauberatungaetelle darob Dr.

Ing. Herrn. Hecker in Düsseldorf errichtet.

Auf die vün Vereinigungen, Zentralstellen uud von privater Seite

veranstalteten Veröffcuilichungcn ist in den einzelnen Abschnitten des

Handbuchs hingewiesen worden. In Ergfinzung frOherer Angaben ist

in der Literatnr unter C eine Obersicbt einiger neueren Veritffontlidiiingeft

angefügt.
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Dritter Abschnitt

Der öffentliche Grandbesitz.

1. BetAtiguni^ der öffentlichen Verbände.

127. Der öffentliche Grundbesitz umschließt Geländedächen von

verschiedener Bestimmung, unter denen wir drei Hauptgattungen tinter-

scheiden können. Die erf;te iinifaBt da.s ffir den nonicindienst und die

öffentlichen Zwecke genutzte Gelände, dii.s dem privaten Gebrauch dauenui

und vollständig entzogen ist; hierher gehört das Gelfinde für Kirdien,

VeiwaltiingsgehäuHe, Schulen, Ivrankenanstalten, öffentliche Beniebo

jeder Art u. a. m., das vvii als „Dienst- und lietriebsgelände** bezeichnen

wollen. Zu der /weiten (lattung ist zu zählen das dem privaten Eigen-

tum entzugeue, jedoch dem Gebrauch der All-^euiuiniieil dienende Ge-

lände, wie Straßenland, Öffentliche Plätze, Parks und Gälten, Wälder,

das als „öffentliches Freigelände" gilt Die dtitte Gattung umschließt

dasjenige Gelände, das die Altere Zeit unter den „KämmereiBesitz'*

rechnete und das wir teils als „Nutzangs- oder Ertragsgelände^ teils

als „Vorbeiialtsgeläade** bezeichnen können. Hierher gehören die Giund-

Stücke eines öffentlichen Verbandes, bei denen die Erzielung von Ein-

kommen einen wesentlielien Zweck bildet und die im Wege der Ver-

mietung oder Verpachtung verwendet werden — Ertragsgelände —
ferner aber die Geländeflächen, die ein öffentlicher Verband in der

Voraussicht kflnftigen Bedarfs innehat und bei denen der gegenwärtige

Ertrag keine erhebliche Bedeutung besitzt — Vorbehaltsgelände. Für

Städtebau und Wolinunf,'swescn sind alle drei Gattunf^cn des öffentlichen

Grundbesitzes von Wichtigkeit; doch konuut unter den heutigen Ver-

ilältmsseo wohl dem Vorbchaltsgelänfle eine liervorraL'endere Steüung zu.

In der älteren Zeit hatte der öffentliche Grundbesitz eine f^rotie

Ausdehnung. Das Mittelalter hatte die Städte regelmäßig mit Grund-

besitz reichlich versorgt während der landesfürstliche Städtebau sich

namentlich in der Scliaffung von Gärten und Schniuckanlagen betätigte.

Die Grftnfläehen der Städte entstammen hauptsächlich den älteren Zeit-

abschnitten des Städtebanes. Der alte Käramereibeaitz ging in Not-

jahren allerdings zum Teil verloren. Immerhin hatte sich in den

Städten gemeindlicher Ornndbesitz bis zu der jängsten Periode des

Städtebaues — 1860 f. — in grofiem Umfang erhalten.

Bei den der älteren Zeit zu verdankenden Parks und Anlagen der

Stidte handelt es eich teils mn landeafttrstlicbe G&rten, die der ö£(ent^

liehen Benatsong freigegeben wurden (Berlin, Dresden, Kassel, Hannover,

Stuttgart u. a.), teils um ehemaliges Utnwallnng;s- und Fadtung8gel&nde,

das in Anlagen umgewandelt worde (Hamburg, IVankfurt a.M., Breslau u. a.),

teile um alten Qwneindebesits (Gemeinddiadereien). In Berlin stehen

Digitized by Google



Dtr OflHitliclw Onmdbetits. 587

ilie stftdtiarhen Parks Friedrichsliaiii, Huniboldthain, Schlesischer Bäsch,

Treptower Park gauz oder /um >,'roUen Teil auf altem Gemeiadeland.

§ 12^. In den 70er Jahren des letzten Jalirhunderts galt es bei

den Sladtverwaltungen vielfach für ein Oel)ot wirtschaftlicher Weisiieit.

die Venlulierung des überkomm ftioTi Grundbesitzes — meist war es

eine Verschleuderung — vürzuiiehmen. Die Genieinde\erwaltunR in

Berlin verkniffe ihren Besitz in den Stadterweiterunushe/irken und

glaubte, ..biuh den Dank der nachfolgenden (ienerauunen vua Steuer-

iiaiileru zu verdienen, wenn sie mit dem \'erkauf nicht in noch schnellerem

Tempo als bisher vorgehe" (Städtische Bodenfragen, S. 27 Die Stadt

pAderboro verkaufte i. J. 1874 Getendefl&chen von 2000 Morgen, die

zn SiedelDDgszweckea auf das beste geeignet waren; das zurOdcbebsltene

Gelfinde dagegen ist fOr Kleinsiedelungen nahezu völlig unverwendbar

(WestffiUscher Verein 1916, S. 69). Die eigenartige Wertung des Offent-

liehen Grundbesitzes gehört zu den grundafitzUchen Auffassungen, die

fflr die Bodenpolitik dea Zeitabachnitts d^ 60er und 70er Jahre maß-

gebend waren und die wir nicht als Einzelinaßnahme, sondern in ihrem

systematischen Zusammenhang beurteilen und ablehnen mdssen.

Die in der Folgezeit bei einer großen Zahl von Gemeinden ein-

getretene Veränderung der Anschauungen erhielt ihre bedeutsame Stütze

durch den prcuf^ischen Ministerialerlaß vom 19. März l'JOI, der — unter

Hinweis auf das /u erwartende Wrilmtingsgesetz — den Gemeinden die

Besserung des Wohnungswesens auf (inind der bestehenden Gesetz-

gebung anempfiehlt (oben S. öl4). Zu den in flein Erlati befürworteten

Muijnalirnen zählt „eine zweckmäUige Bodeni)oiitik der Gemeinde und

Erweiterung des gemeindlichen Grundbesitzes", In den anderen deutschen

Bundesstaaten sind ähnliche Anregungen ergangen, die, im Verein mit

den selbstfindigen Bestrebungen der Gemeinden, günstige Erfolge fftr

die ErhaltUDg und Mehrung gemeindlichen Gelfindebesitzes gebracht

haben.

Nach dem i. J. 1908 an das preuB. Staatsminiatcriam eratatteten

Bericht beaafien Gelände größeren Umfaugs im Stadterweiterunga-
be/.irk fvörwoiidbar fllr private und öffentlit ho Bauzwecke, freie Platze usw.)

in Prpnf'en: Frankfurt a. M., Kiel, Altona, Si lileswii;, Dortmund, Aachen;.

Geiandeaukäufe hatten vor 1^03 stattgefunden seitens der Gemeinden
Amswalde, Breslau, Bromberg, Slsterwerdaf Bleicberode, Einbeck, Lttne*

. •bnrg, Höxter, Gütersloh, Hamm, Kim, DGiaaeldorf, Elberfeld. Außer
diesen sind in der Lage, Baugel&nde r.n mflßlf^en Preisen für die Er-

richtung von Kleinwohnun^^en abzugeben: lusterburg (mit Bauverpflich-

tung), Hildesheim, Emden, Miiuater, Berg.-Gladbach. In Liegnitz wird

1) Nachdem die wertvollen großen Lündereien vor dem llallnschen Tor zu

einem hilligen Preise verkauft waren, mußte in dem gleichen bezirk ein kleine*

Gelinde zu Loliem Prei«« für eine Parkanlage angekauft werden.
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seitens des Bezirksausschusses die Genehmigung von Grundstücksveräuße-

ningen dar Oemeinden an di« Bedingung geknüpft, dafi der SriM ran
Erwerb anderer Grundstücke verwendet wird. Der Kreisanssdiafi Ein-

beck macht bei der Vf>raiißerTint,'«'Lfonelimi(rnnfr 7:nr Bedingnnnr, daß den

Gemeind«! das Recht des Wiederkaufes bei spekulativer Ausnutzung
vorbehalten bleibt.

Eine weitsichtige Bodenpolitik wird seit 1907 in der Stadt Essen
durchgefülirt. Währpnd (\\e Stadt am 1. April 1910 ilir Gebiet durch

Eingemeindungen um rund 1000 ha vergrößert hat und weitere Ein-

gemeindungen betreibt, hat sie in der Stille fUr 5 Mili. M. ein großes

Oeliode vod 600 Morgen in einem an die Stadt eadwirte engrenaendoi

Vorort anteilig erworben. Um ttbermäßigen Preisforderungen gegentiber

der Stadtgemeinde vorzubeugen, wurde nach Zeitungsmp'.düngpn der Ankauf

in der Weise bewirkt, daß man in Berlin eine Essener Terraia-Aukaufs-

Oeeellsebaft gründete, die sich des Glinde sioberte. btinber der 6e-
eellschaft sind die Stadtgemeinde und die Firma Friedrich Krupp je

zur Hälfte (Köhusclio Zeitung 12. Milrz 1910). Die Stadtgemeinde gibt

femer aus ihrem (irundbesitz billiges Baugelände für den Bau von Ein-

familienhäusern; s. die gehaltvolle Darstellung von Kob. Schmidt, Ver«

handlangen d. Evang.-8os. Eengreeeee 1912. Von grofiem ümfeng ist der

QtteBtliche Grundbesitt in IVaaldert a. M., der w&hrend der Stadterweite-

rungen und Eingemeindungen vennehrt wird Der wirklirbe Erfolg der

Frankfurter Bodenpolitik (hohe Orundsiuckapreise und hohe Mieten) ist

indee kern darohgreifrader
;
vgl. Oberbiirgermeieter Koch, Ansiedelimge-

fregen 1916, S. 44. — Die in reger Entwiolilang begriffene Stadt Stettin

hat i. J 1909 Gelunieank&ufe im Umfang von 860 ha gegen eine Auf-

wendung von 7,6 Mill. M. vorgenommen. Ein Teil des Geländes soll 20

7 M. für den Quadratmeter zum Bau von kleinen Einfamilienhäusern

verkmft werden. — Die Stadt Hagen hat Ten 1901—1906 186 ha
Grundbesitz für 2,7 Mill. M. neu erworben. Die Stadt Lüdenscheid
sucht „der weiteren Errichtung größerer drei- und vierstöckiger Arbetter-

wohnhäuser Einhalt zu tun durch Verkauf städtischer Baugrundstttcke

-ni mifigem Preiee". Größere OeltadeankEnfe worden von der Stodt

Siegen während der letzten Jahre abgeechlossen. In Nordhausen erwarb
der Magistrat durch eine Reihe von Ankäufen größere Geländeflächen

im Stadterweiterungsgebiet, i. J. 1906 allein 110b ha. Die Stadt Opladen

kaufte i. J. 1911 ein Gelände von 6 ha für Kleinhausbau (Spiegel

Bheinieolier Banart, 1912, S. 26); die Stadt Bromberg u J. 1912 ein

Gelände von 60 ha «um Preise von 660000 M.= 2,60— M. für

den Quadratmeter. — Die Stßdt Xeuß, die unter Oberbörgermeister

Gieien ihre mehrfach erwähnte Bodenpolitik durchführt, hat bis zuiu

•Jabre 1910 innerhalb dee Stadtgebiete» 600 ha Oelftnde erworben und

„beaitst hierdurch jederzeit die Möglichkeit, eine ungesunde Steigerung

der Preise fttr Bauland zu verhindern Der Grund und Boden für die

unmittelbar an Dtisseldorf angrenzenden Kleingrundstttcke stellt sich auf

etwa 1 M. für den Quadratmeter, so daß eine größere Gartenfläche für

das Jfcleinhane gewihrt werden kann**; Denkschrift 1910 nnd Rbeiii.

Ver. 1915, 8. 73.

Crefeld, Gelsenkirchen, Sorau haben durch eigenen Grundbes^itz

dem Steigen der Baulandpreise entgegengewirkt. In Grefeld erfährt die
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»tftdtische Bodeopolitik seitens der Qemeiudeverwaltuag eiod utkrältige

Forderung; wihrend der altttberlittferte ttidtiscbe OmodbedtK in dem
bedeutenden Bestand von 278 ha in den Jahren 1816— 1844- zum Teil

aus Finanznot veräußert wurde, hat die Stadtgemeinde neuerdings in

großem Umfang Qel&nde erworben. Die Stadtgemeinde verfügt heute

ttber 13,48% der gesamten Stadtfl&che; Hossie, Entwicklung des Cre-

felder KJeinwobmuifBweBene 1917, S. 77 f. — Die Genelnde Kmnnn-
httbel (1023 Einwohner) bat i. J. 1910 ein Oel&nde von 228 ha fdr

1,1 Mill. M. angekauft und ein Drittel hiervon zum Verkauf für Bau-
stellen bestimmt. Ein bemerkenswerter Ankauf wurde im Sept. 1918
dnreh die Stadl Berlin ebgeeehloBsen; die Gemeinde erwurb die Fidei*

kommißherrscbaft Lani *
, oin landKchaftlieh bevorzugtes Wald- und

Seen-jp^'iet, 29 km von Berlin, im Umfang von 44 77 !m, auf dem an
geeigneten i)telien Kleinsiedelungen angelegt werden sollen, während der

Hauptteil als Erholungsstätte für die Großstadtbevölkerung erhalten

bleibt. Eine Zasatnmenstellnng des GnmdbetiCses der Gmfi*Berliner

Gemeinden gibt Erich Ruhnau, Statist. Monat.sberichte Groß -Berlin

191H: von 1901— 1911 wurden von Groß-Berliner Oemeinden 8253 ha

im Wert« von 350 Mill. ü. = 23% des heutigen Oesamtbesitzes der

Oemeinden sngekeuft (unter den G«dAndeflaehen befindet sieh allerdings

ein grofier Teil Betriebsgelände fttr Rieselfelder). Au8 fiskalischem Be-
sitz: erwarb il^r Zwn ki-f^rliand Groß-Berlin i. J 1I'12 9890 hn, !)ic nla

Waldgelände erhalten werden. Große Geländeankäufe (in einem Eiuzel»

fall für 6V4 Ütll. M.) wurden seit 1918 von der Stsdtgemeinde Ctfln

durdigeftthrt. Die Stadt Danxig hat nach Mitteilung des Oberbürger-
meisters Schölt« vom August 1917 bedeutende Goländeerwerbungen

in dem Stadterweitenin^sgebiet, mehrere tausend Morgen umfa.s8end, vor-

genommen. In der inuenstadt selbst besitzt die Stadtgemeiude 51,7%
der nodi unbebauten Gellndefllohen. Zu den Orundsfttssn beim Erwerb
4Sffentlicben Grundbesitze» vgl. Bttrgenneister Ifetamacber, Spiegel

Rheinischer Bauart, Marz 1912, S. 84.

Eine größere Anzahl preußischer Städte ist dazu Ubergegangeni

einmi Orandstttdserwerbslonds su bilden, eine Mafinahme, die seitens

des Ministerioms des Innern allgemein empfohlen wird.

In Bayern wird aus öffentlichem Grundbesits von den Gemeinden
Lechhausen, Offenbach (B.-A. T^andau), Herxheim, Maikammer, Bamberg,

Forchheim, Schweinfurt Baugelände fUr den Kleinwohnungsbau zn ge-

ringen Preisen abgegeben. Die Stadt Kempten hat sich ein grOflwes

Oeltnde sor Vergebung an industrielle Unternehmungen gesichert. Unter
den württembergischen Städten hat die Stadt Ulm an öffentlichem

GrundboBitz von 1891— 1909 548 ha für 7,1 Mill. M. erworben. Ver-

äußert wurden von diesem Bestand 171 ha fUr rund 8 Mill. M. Es
wurde -somit bereits durch diese Verkäufe der Bestbestand von 876 ha
gedeckt und bezahlt und außerdem ein Überschuß von 776946 M. er-

zielt. Die Stadt wäre ohne ihre Bodenpolitik genötigt gewesen, die

Gemein4eumlagen auf Uebäude, Grundbesitz und Gewerbe um 50% und

die Gemeindeeittkommensteuer anf den Sats von 50% der Btaatseinkommen*

«teuer zu erhöhen. Das Gru i 1 1 icksvermögen der Stadt, heute 39'/,

>fill M., ist durch die Tätigkeit Heinr. v. Wagners nm 58 f Mill. M.

vermehrt worden. Hierzu treten die noch höher zu bewertenden Wir-
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kungen der Wohnungspolitik oben S. Ö16f. Die Städte Jb^tiiiDgen und
HeObioim geben Bangelftnde für den Kleinwofanungsban ku iii&Sig«n

Fnian 4b.

In Mannheim wnnle bei -ier Durcbfiilining der neueren Stadt-

erweiterungen nn l Kinr;onieindun;:en Jer städtische Giundbesit'/ bis zum
Jahre 1905 aul 243

'/| ha, d. h. 36,8% der ganzen (iemarliurigsn&cbe

gebracht. Vgl. die Denkedirilt, die der Urheber und langjährige lieiter

der Mannheimer Bodenpolitik Oberbürgermeister Otto Beck als sein

letstes literarisches Work 1 907 veröfffiiHi hto In Hc'?^^on besitzen

die größeren Städte Gruudätücksfondö, deren \ ermogeu i. J. 1908 m
Darmstadt 4'/^ Millionen, Mains 7 Millionen, Worms 1,2 Millionen be-

trag nnd in Oieflen mit 0,2 Millionen im Verhiltahi rar iSnwohnertahl

am höchsten stand. Die Gemeinde Offenbach a. M. (Fabrikstadt) zahlte

bei der Neuerwerbung des Jahres lUOH für 1 qm Bauland dnrchschnitt-

liob 10 M., ein Preis, der günstige Bauformen ermöglichen würde. In

OHenbaeh befinden sieh 39%, in OieBen 60% des Oelftndebeatandee in

Beeiti der Oenteinden. — Der Erwerb Öffentlichen Grundbesitzes ist in

Dessau in großem rmfang erfolgt. Die Stadtver waltung hat die Absieht,

Industriou heranzuziehen und Industrielle (-rrund und Boden zu bil-

ligstem Preise abzugebeu. iu Hamburg ist der Erwerb einer großen

Gelindefliefae im Stadterweiterntigflgebiet fttr 4Vt Mill. M. i. J. 1910-

beantragt worden. — In Bremen hat der Senat im April 1910 be-

antragt, der StadterweiteningsdeputRt^inn die Besorgung von Gmndstfirk«-

ank&ufen fttr den Staat zu übertragen und hierfür einen Gründet iicks-

erwerbefoad« lor Verfügung an ateUiMi.

Über den Umfang dea atldtiechen Omndbeaitses werden jthrlteh

Tabellen veröffentlicht in dem Statist. Jahrb. deutscher St&dte, herauagep

von Neefe; übersichtliche Zusammenstellungen des «tRdtischen Gel&ode-

besitzes bringt J. Kaup, Art. Wohnungsweaen, Handwörterb. d. soz.

Hygiene. Ana den Ziffern dea gemeindliehen OrnndbeeitBea sind indes

keine allgemeinen Schlüsse fflr Wohnungswesen und St&dtebau zu zielien.

Die Aufstellungen enthalten Di»^nst- und Betriebsgelände, wie Gelände

für Rieselfelder, Trinkwasserentnahme und ähnliche», d&s einen großen,

mitunter den größten Teil des Bestandes ausmacht, wahrend aus den

übrigen Angaben nieht immer hervorgeht, ob das atftdtts4die GMliide fflr

Wohnungeawedre erfttgbar oder branchbar iat.

2. Verwaltung? und Verwertung: des öffentlichen Grumlljesitzes.

§ 1 29, Unter den zuvor unterschiedenen drei Gattungen des öffent-

lichen Grundbesitzes wird bei dem Gelände fflr öffentlichen Dienst und

Betrieb iiinsichtlich der Stellungnahme kaum ein Zweifel bestehen. Der

Bedarf für offen Uiche Zwecke ist ein grolier und er ist in der Meln/ulil

der FflUe im voraus bestimmbar. Es ist deshalb allgemein zu befür-

Worten« daß die Offendieheii Verhtnde das erfbrderlidie Dienst- aad

BetiiebsgelSode rechtzeitig und in Vorsorge sichern. In den Stadt-

erweiterungen mfissen die staatticben und namentlich die gemeindlichen

Verwaltungen schon mit Bficksiclit auf die ihnen obliegenden pflicht-

geraftfien Aufgaben mit QelflndebesitE beldligt sein.
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Auch die Beschaffung von Gelände der zweiten Gattung, das dem

allgenieiiion Gebrauch der Einwohner dient, ist notwendig und beruht

auf einer Verpflichtung. Das Geraeinwesen jeden Umfangs, ob klein,

mittel oder groß, bedarf des Gemeinlandes — der Almen de in einem

neueren Wortsinne, die der Allgemeinheit zusteht und als ihren wesent-

liehen Ikstandteil die öffentlichen Freiflächen umfaßt Die rechtzeitige

und vorsorgende Deckung de» Geländeerfordernisses ist auch hier an-

sHistreben. Die vielfach wahrnehmbare Übung, daß man der Boden-

spekalatioo die Abtretang der benötigten BodeafllcheD aoferlegt — ein

^ Daneergescheidc, durch das der Wohmrogsbau weiter veftenert wird

erscheiDt wenig empfehlenswert

Allerdings ist an dieser Stelle sa bemerken — worauf schon früher

hingewiesen wurde ~ daß die einseitige Betonung der Forderung

^öffentlicher Freiflidien Öfter su ungQnstigen Ergebnissen fOhrt und

daß der Anteil unbebauter Flächen an dem Qesamtgebiet einer Stadt

keinen zutreffenden Maßstab fQr den Wert der städtischen Bauweise

abgibt Wesentliches Ziel der städtischen Bodenaufteilung bleibt die

Frmöglichung der Anwendung solcher Bauformen, die dem Einzel-

grundstück nnfl der einzelnen Wolmtinir ripene Freifläche zuteilen.

Die öffentliche Freifläche bietet hierfür keinen £rsatz.

Die Bemerkung erwies sich als notwendig gegenüber neueren Be-
strebungen, die geeignet sind, unter Benutzung der Freifl^chenagitation

geradezu den schlechten Bauformen den Weg zu bahnen. Die Vertreter

einer ungUnstigflii Besweise greifen allgemein so dem Mittelf ihre eehleditmi

Beaformen durch die Einsobiebung von Freiflächen zu maakiereD und
ertraglicli zu machen. In zutrf^ffender Weise hat rlcmgegenfibor das

Preisgericht des l(tl4 entschiedeueu Wettbewerbs für die Hafehifer

Spaudau-Cladow deu bedeutsamen Grundsatz aufgestellt: „die vielfachen

VoiediUgttf Qflrtel und Parkringe naeh d«m Torbild des Tempelhofer

Feldes (bei dem besondere VorauBg t ii gen bestehen) anzulegen, wurde
als verfehlt bezeichnet. Eine Cbertreibung des an sich gesunden Ge-

dankens, die Bebauung durch Freiflächen zu unterbrechen, würde nur

xm VerkleUieniiig der fiaagrandetlleke und der Privatgärten fahren, was
sehr an beklagen wäre**; e. Eberstadt-Möhring, BabenmigeplMt tttr

Berlin-Treptow, Berlin 1014, 8. 6: vgl. die Darlegangen hier oben
8. 177, 257, 356 und neuerdings England 8. 609.

Gegensätze in der Praxis ergeben sich liinsichtlich der Betätigung

der öffentlichen Verbände in der Beschaffung solchen Geländes, das —
dor '!rittftn iinr^r don zuvor erörterten Gattungen zuL'ehörig — dem

allgemeinen I-ciiirf Woiinuugsbaues und der Ansiedelung dient.

Gegenflber den zur lienüge erörterten Mißsländen im privatgewerblichen

Bodengeschäft in Deutschland wurde schon vor der Umwiilzung vielfach

die Baulandbeschaffung durch die öffentlichen , Verbände, insbesondere«

durch die Gemeinden empfohlen. DieTateuhe des Offentlieheii Gelinde-
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besitzen bietet indes an sich kein Allheiluiittel uud keine Bürgschaft

eioer belriedigenden Gestaltung des Wohnungs- und Siedeli^gswesens.

Entscheidead bleibt vielmehr das zur Anwendung gebrachte Sjrsteni der

BodoDpolitik.

In einer ganzen Ruhe von Gemeinden liegen hinsichtlich des Er*

werbe nnd Her Verwertung öffentlichen Grundbesitzes Erfdimngen ver,

die nicht allzu ermutigend Unten. Öffentlicher Grundbeeiiz ist in den

letzten Jahrzehnten in Dentaehland vieU^h znr Bebeoang gelangt Durch

die Festnngsauflassungen iu Cöln und in Posen wurden große OelSnde-

flichen verfügbar: för da.s Kleinwohnangswcsen und die Siedelungsweise
*

wurden hierbei schwerlich wobnungstechnische Fortschritte erzielt In

Posen zeigt die jüngste Statistik sogar, daß die ungünstigste Entwicklung

in der Üherfflllung dor Kleinwohnungen sich in den Nenbanbezirken

vollzieht. Zu der Frankfurter Bodenpolitik s. die Bemerkungen von

Überbürgcrnieister Korb olirn S. r>Ob. Die Verwertung fiskalischen

Geländes in Magdeburg und Koiugsberg hat für die Kleinwohnung

kaum wesentliche Vorteile gebracht, und der Erfolg der bauhclien Er-

schlieiiuiig des lenipelbüfer Feldes in Berlin ist wohl der Allgemeinheit

noch gegenwärtig. Auch seitens einer Anzahl von Gemeinden wird die

Verwertung MftotUdien Grundbesitzes nadh sogenannten kommunal*

. fiskalischen Gesichtspunkten vorgenommen, die, wie gesagt werden muB,

sogar dem lediglieh finanzpolitischen Interesse der Gemeinde in keiner

Weise entsprechen. Wo die allgemeine Bodenpolitik in den Städten

eine sehlechte ist, sind wir somit durch den öffentlichen Besitz nur

wenig gebessert.

Wo andererseitB die städtische fiautandbeschaffung « nnd hierfflr

hatten wir eine nicht geringe Zahl von Beispielen anzuführen — gOn*

stige Erfolge gezeitigt hat^ ergeben sie sieb nicht aus dem städtischen

Geländebesitz schlechthin, sondern nur aus dem angewandten Gesamt-

programm städtischer Hodenpolitik, das die Bodenaufteilung, den Straßen-

hau und den Realkredit umfaßt und in dem der Öffentliche Grund-

besitz nur einen eingegliederten Bestandteil bildet Wenn Tllni das

Mentlidie (icliinde der Verwertung durch Mietskaserne und Baustellen-

b iii'lol ülierantwortet hätte, so wäre sein Voi lj,' hrn wohnungspolitisch

vofi geringer Bedeutung. NVenu num um eine der rheinischen

ßtRdte zu nennen — in NeuU bei iten Bebauungsplänen und llaus-

formen das Beispiel benachbarter Städte befolgt hätte, so wäre mit der

Baulandbeschaffung durch die Gemeinde nicht allzuviel erreicht.

Die Gel&ndebescbaffuQg in den Großstädten erfordert femer eine

genaue Kenntnis des GrundstUcksmarktea und ein ricbtigea Urteil in

^er Wahl der sn erwerbenden Oniadstttdce. Die Beispiele in deutschen
Grofietadten liiid nicht aUsn selten, in denen die Gemeinde Gmndsttloke
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^ angekauft hat» di« infolge unvorteilhafter Lage von der Bebauung ge-

mieden werdon, wahrend das gflnstig gelegene Gelände in der Hand
der Spekulation blieb. Zu den £r{ahrangen im Ausland vgl. Städtebau
in Holland, 8. 400.

Diese Erfahrungen, die der unmittelbar vorangchendeu, mit öffentlich-

rechtlichen Befugnissen reichlich versorgten Zeit angehören, müssen wir

uns gegenwärtig halten, wenn wir Forderungen einer neuen Zeit auf-

Btellen. Iflt dner dnlkchen Fomel, wie Enteignung oder Sozialistening,

'Sind die vielgeetaltigen Fragen des MfentUcfaen Grundbesitzes schwerlich

SU Msen; nidit das Eigeatomsverlilltnis, sondern die Verwertung des

Bodens nmschliefit die schwierigsten Probleme. Jede Maßnahme,
die der Niedrighaitang der Bodenpreise dient, gehört zu
den Aufgaben staatlicher und gemeindlicher Bodenpolitik;
jede Ifafinahme, die die Preisauftreibong fördert, ist von der öffentlichen

Betätigung fernzuhalten. Wie auf jedem anderen Gebiet der Boden-

entwicklung, werden wir auch auf dem des öffentliclien Grimdbesitsea

aus der Entwicklung der voraufgehenden Jahrzehnte die Lehren zu

zielien Jiaben. Eine vorbereitende Tfitigkeit in der OelSndebeschaffung

— liodenvorratswirtschaft - ist notwendig und soll seitens der öffent-

lichen Körpersclmften ausgeübt werden. Mit gfln.stigem Erfolg kann

sie nur wirken, wenn die Grundsär/e «1er (leländeaufteiliing und die

Bedeutung der Preisbildung der liotien werte richtig erkannt und ge-

würdigt werden.

Die Verordnungen des Jalire^ HUP bringen erweitert.^ iieluguituie

fttr die OelindehMchaffnog und die Enteignung durch öffentliche KOrpar-

sebaften. Vgl. die Varordnungeo von 29. Jan. 1919 mr B4nehaffang
von landwirtHrliaftlichem Siedelungsland oben S. 474: zu der Einsatsang

von Besirktikommieaaren s. oben 8. 2dO nnd Anhang IL
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Ausland.

I. EogiaBd.

I. Die OestaltOf dar WokavMrkliliitM.

§ 130. Aus der Übersicht Abb. 1 oben S. 6 hat sieb uns bereits

die Gestaltung der Wohnweise in England und ihre Stellung im Wohnung^
wesen der Völker— teilweise Übereinstimmung mit Holland und Belgien;

Abstand gegenüber den anderen europäischen Staaten — ergeben. Die

Wohnform in den einzelnen Stiidten und ihre Entwicklung nach ZShl«

Perioden zeigt sieb in der folgenden Tab. 34.

TaMÜ» M.
Behaasungsziffern der Mittel- und Grofisttdte in England

1901 und 1911.

Stidte
Kinwuliiier-

safal
Zanahiiie in Praz.

Bewobner
anf 1 Hain

1911 1891-1901 1901-1911 1901 1911

BirkenbMd 130832 18,0 5,62 5,37

Birmingbain 525960 9,2 0,5 4.84 4,79

Blackbum 6,3 3,0 4,65 4,39

Bolton .......... 180 885 14,8 7.5 4,67 4.49

Bootle t Ii 1881 19,0 16,0 5,83 5,63

Bnulford 288 rm 5,3 3.1 4,36 4,08

Brislhon 131 250 6,6 6,3 5,70 .')»r»4

Bristol 357 059 13,7 5,3 5,65 5,30

Burnley
Cardiir

106337 11^ 9,6 4,58 4,47

183280 10,9 5,87 5,86
Coventry
•Croydon*)

106.377 19,6 52,0 4,49 4.62

169 559 30,4 26,6 5,20 4,93

D«rby 12;; 4:^3 16,5 7,5 4,62 4,50

*I>eTonport*
*Ea8t Hmh»)

81 6!)4 25.8 16,0 8,85 8,23

133 504 193,5 39.1 5,75 5,50
*Q«te8bead*) 116 928 28,2 6,4 8,01 7,33

Oriinsby '
. . 74 663 21,6

1
18^ 4,73 4.75

•) Vorort« in der N4he gröUerer StÄdto und »twar 1) von Londö», 2) TO«

Liverpool, 3) von Birmingbam, 4) von Plymouth, 5) von Nevawtle u. T.
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fitldte
EiiiMuliutir-

sahl

1 0 1 1

£ittIlaBlll9

I O»^ i 1 *7TJ 1

in irros.

1 QAl 1011

bewoiiuer

Mf 1 Htm
1901 1911

101 rö<i 7.4
: 3,2 "l

Q"

•H .' i V rth ') -OS OlN 6!.

6

29,7 1 TW*
, lO u

'Hornsoy') ........ 84 W2 61.8 17,4 o, . o
16.0 U.O

81 ny.', 101.8 42,1 4,y8 k '"(1

278 Ui24 19.S 15,7 l,üU

445 568 16,7 3,9 J 974,0 f

L«ict'ster 227 242 21.2 7,4 l,l>4 4.40

124 7:iO 56.7 26,1 r. 1,»,t»l

746 566 9,3 6,(» 5,55
- r *

London Annersr Ycrw.-Bezirk) 4 522 961 7.3 - 0,3

Orol-London (Polueibesirk) . 7 262963 . 16,8 10,2

:i4 427 12.0 10,8 4,*.*y 4,80

lOt 787 20.y 14,8
2«;6 671 18,7 8.0 ö,Ui5

8:{ 70*

)

23.0 24,4 Wh'
121 i'yA 10.7 6,0 4,44 A • I

"

4,.(.

259 f>42 12,1 8,4 4,57 4.,-in

147 49Ü 4,4 .,0
A r Ct
4,yy

4 A~
4,4.1

112 042 21^ 4,1

231 165 18,1 22.4 .y, 1 i
.', 1 Q

117 1 13 5,0 3,6 4,1)1 4,:>4

75 214 20.3 4.! 4,95 4,bn

152 798 28.7 34.3 .98 5,8J

tu 437 9.1 10,0 4,^.*

r>2 :>o: 29,2 . 15,0 Lt,U3 4.8i

2313») 11,5 4,7 4 90

454 653 20,6 11,1 4,80 1 iM
70 681 51,1 29,6 5.00 4.89

119 039 27,6 13,6 5,28 1 5,27
South Siiieldi , , , 108 649 23.3 7.7 8,12 1 7,89

hundt'rlana 151 162 10.!» 3,5 6,80 6.42

137 457 43.7 33,8 6,21
'

6.11

•W»!wUi)

58 S22 U),3 14,5 7,58 : 5,95

70514 (il^ 46,5 4.98
, 1,81

07190 20.4 6,6 5,<j5 4,92
'\Vnltliainstow') 124 5<t7 105.3 31,0 5,92 ; 6.02

2S<) l(/2 30.5 6.46 : 6,.52

63 932 46,3 2.1 5,31 4.94

154 267 87,4
j

34,4 7.16
,

7,10

82 297 14,8 1 5,6 4.71
;
4.70

Durdiiidiiiitt Krmign'icb ....
stAtitiscIie BeuAe .

„ llndliche .,

5,20

5,40

4,60

5,05

5.23

1

4.51

Die Tabellen 34, Sö, 36 sind von mir zusammengestellt uacii den

veracbiedaaen BtndMi d«« Owam of Bugluid MdW«l«e 1901 and 1911.

Die allgememe Wohnfonn des Mittel* mid oormaleD Arbeiter-

Bttndee ist das EinfiuDiilienluius; nur in einzelnen Stidten ist die Örtliche

DQrehscIiiiittsxifi^ eine fafliiero. Fttr des gesamte Königreich ergibt

sieh für 1911 der niedrige Darehachnitt von 5,05 Bewohnern auf das

Hans. Beachtenswert Ist, dafi die Behansangssilfer in den Stidten
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außerdem noch allgemein zurfickgeht. Von den 85 Städten mit mehr

als 50000 Einwohnern haben in dem Jahrzehnt 1891~liK)l 7G einen

Rückgang der Behansungsziffer aufzuweisen. In «lern Abschnitt IWl
hv< l'jll findet sich nur bei drei Städten eine scliwache kaum wahr-

nehmbare Steigerung, während in der- rjcKamtziffer (b"e Sräfite sogar

einen stärkeren Rückgang zeigen aJs die ländlichen Bezirke. Hierbei

können wir noch den Satz aufstellen: je stärker der prozentuale Be-

völkerungszuwachs einer Stadt ist, um so sicherer findet im allgemeinen

ein Rückgang statt; ein fflr kontinentale Zustände nahezu unverstäod-

liehes Verbiltnis.

Die Tabelle enthält im ganzen 16 Stfidte, bei denen die Zuwachs^

Ziffer eine besonders hohe ist und gegenfiber der letzten Zlhlnng

(1901) mehr als 18% betrflgt Nicht weniger als 14 unter diesen sm
stSrksten gewachsenen Stftdten weisen zagleich einen Rflckgang
eder Gleichstand der Behausnngsziffer auf. Nur in zwei unter den

Städten mit stftrkster N crmchrung - in Coventi? und Qrimsbj — ist

die Beliausnngsziffer zugleich mit dem Bevölkerungszuwachs gestiegen;

doch ist die Erhöhung eine so win7igr, daß .inch hier der alte Zustand

behauptet wurde. Auch in den Erweuei uiip^^liezirken von Groß I,onden

ist die Kehaustiiij^sziffer bei stärkster Hevölkerungsvennehrung gefallen

oder im wesentlichen gleich geblieben.

Es ist darauf hinznwpisen, daü London «ine nach Hunderttan«onclen

zählende EinwandererbevOiker uug umschließt. Diese Eiuwaiiderer

* Irommen meist au Llndeni mit geringeren WofanvngsaasprfldMn und
besetzen die minder guten Wohnnagen nnd Haostypeo. Vgl. ancb unten,

Nordamerika.

Zn den obigen Erscheinungen zdgt uns <lie Entwicklung in

Deutschland in jeder Eiozelhdt das Gegenteil. In unseren Groflstidten

ist die Behausungsziffer in den Alteren Bezirken die niedrigere, in dem

jQngstra Außenbezirk dagegen die höchste. Mit dem Anwachsen der

Bevölkerung findet zugleich eine fortwährende Zunahme der Behausungs-

ziffer statt; und zwar ist, wie wir mehrfach sahen, die Zusanimeu-

häufung der Bevölkerung am stärksten in den Stadterweiternngs- und

Nen)»aubezirkon, f> ist nicht angängig, die beiden schroff entgegen-

geseuteii Entwicklungsfonnen gleichmäiiig als das Ergebnis natürlicher

Gesetze zu bezeichnen. Schwerlich kann hierbei ein Zweifel bestehen,

welcher von beiden Vorgängen als der wirlschaftsgemäße zu gelten hat

und welcher dagegen auf willkflrlichen Hafinahmen beruht

Aus der Endziffer der Tab. 34 ergibt sidi» daß die durchschnitt-

liche Behausnngsziffer fflr das Königreich nur 5,05 betrBgt; sie ist

wtfiread der letzten Jahrzehnte (von 5,32 l J. 1891) stetig gesunken,

obwohl der Innenbezirk London mit seinen besonderen VerhSltnissen
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— Erriehtnng von Blockbuildings, Anhiufung der Aualinder und

Gelegenheitsarbeiter in den zentralen Bexirken — einen starken Druck

ausübt. Scheidet man endlich die Durclisclinittsziffer nach Stadt und

Land, so zeigt sich das bemerkenswerte Ergebnis, daß die städtische

Bebausungsziffer nur 5,28 — gegenüber der ländlichen von 4,51 —
betnlcrt. I")pr T^iitoisrliied ist nicht mehr bedeutend, und bei einer Fort-

dauer der gegenwärtigen Tendenz (1p>- Sinkens dni städtischen Ziffer

ist die Zeit nicht mehr fern, in der in Englaml cm wesentlicher Unter-

^cined zwischen städtischer und ländlicher iiehausuiigsziffer nic)it mehr

besteht.

Nach einer zweiten für das Wohnungswesen gleich bedeutsamen

Richtung werden uns die Zustände in England durch die Tab. 35 dar«

gestellt; sie zeigt die Wohnungsgröße nach Bauniklassen und die

BevOlkerangsverteilong, sowie die Vergleichsziffern der beiden

letzten Zfthlperioden.

Die Rftuniezahl der- Wohnungen, die Verteilung der Be-
völkerung nach der WohnungsgrOBe und die von 1901 auf

1911 eingetretenen Verschiebung'en.

WobnangsgrOSe

Woh-
nungen

1011 19U

Pros. •lleiiProz

Woh>
nungen

190111911

aller

Ein-
wohner

190111911

liewobner

auf
1 Raum

I90lll911 Iii
1 Raum
2 Rinme .

3 „ .

4 «
5 „ .

6 „

8 „
9 ..

Nicht in priv. Familien
'

j

254 710
060 742

1 107 873
1981428
163909Ö
I 089 310
465»

281 3.0
156 660
302 316

<i2 153

482 722
2 089 ()!»2

4 42911*.

8549706
7 751 373
5120079
J 231 247
1 372 990
793 575

1 777 270
14Ö4319

3.6!

11.1

22,7

r)3,2i

3^

24,7

20.4

13.6

5.9

2.0

3,8

0,8

I.6|

»••.6

21,9i

I

60,1

1,3

5,8

12,3

23,

21,5

14,2

6.2

3.8

2,2

4,9

4,1

2,lÜ

1.64

1,36

1.12

,1,90

1,59

I,33
II,08
0,95

0.78

0,68

0,61

0,56

0,6

2,2

2.8

2,2

0.7

0.1

0,0

0,0

0,0

8006890 36OT049S lOOl 100 100 100

Verschwindend gering ist die Zahl der Personen, die sich mit

einer dnrtnnigen Wohnong beheUen müssen; sie beträgt 3,2% der

Wohnnngen, dagegen nur 1^% der Bevölkerung, woraus sich flberdies

ergibt; dafi es sich hier' vielfach um kinderlose Familien oder Einzel-

personell bandelt Auch die zweurftumige Wohnung mit einem Anteil

von 6,8% ist noch nicht von großem Belang, wfihrend die dreirilumige

Wohnung mit 12,8 % beretts stSrker hervortritt Von größerer Bedeu-

1) AatfaltaD, Blilia'iigMi

EbertUdl, lt. 4. A«ll. 37
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tung wird erst die Wohnung von vier Räumen, die 23.7 «'er Be-

völkerung umfaüt. Fast 5*5 % der lU'völkfM-ung verfügen üher Woh-

nungen von fünf und mehr liüumeu; uucii allen KiclituiiLren — Anteil

der kleinsten Wohnungen, Wohnungsbenufzunt? nnd Wohndichte —
ergibt sich ubeidies ein entschiedenes Fortsciireiteu im günstigen Siune.

Die gleiche Entwicklung zeigt sich in der Wohnungsbenutzung. Der

Rückgang in der Woliimiigsbesetzung ist allgemein und erheblich, wobei

das Uerabgeben der Geburtenziffer, wie in anderen lilndern, in Rech-

nung zu stellen ist In der WolinungsabeiittUung endlich Bind Miß-

stände allgemeinen Umfangs nicht zu verzeiehnen, obwohl die engUsche

Statistik bereits jeden Raum mitmehralszwei Bewohnern als über-

füllt ansieht; vgl. dagegen oben S. 803 f. Ancfa nach diesem strengen

Mafistab besehrSnkt sich die ÜberfOllung {letzte Spelte der Tab. 35)

auf einen geringen Teil der Bevölkerung.

Tabelle 36.

Zahl der Wohnungen von 1—5 Räumen und deren Bevölke-

rung, auf je lUOO berechnet, in den acht iiedcutendsten

Städten von England, Schottland und Irland lüll.

liäumezabl und
ttofSlkwiing */m

London
Liveq>ool

!

Man-

1

ehester

Binning-

'

ham Edin- burgh

c

1
O

Dublin

ä
"«

n

I R iWobnnngen . . .

* \BevOlkeruog . . .

134

ÖQ
54
23

18
4

10

4
94

56
200
132

339
229

6

3

A D /Wohnungen . . .

* ^
1 Bevölkerung . . .

190
149

74

50
25
22

21

13

316
296

462
469

210
194

41

26

iBevölküruiig . . .

213
200

132

122

07

i>G

:m
277

210
217

"189

205
105
106

50
42

^ .
(Wolinungpn . . .

^Ik'völkerung . . .

159
174

185
173

400
379

165

154

144
144

66
69

104
110

239
223

. D f Wohnungen . . .

\Bevölkerung . . .

91
107

2S8

295
227
L'tO

228
240

68
66

28
28

DurcbschniUlicb Bewohner
1,1» 1.03 0.99 1,02 1,33 1,92

Em Vergleich des Standes der \ i>lks\volinunyen in den bedeuteudsteii

Städten von England. Srln ttl uiii nnd Irland wird uns durch Tab. 36

ermöglicht Die Abstümie tni W ohnupgswesen zwischen dem das Ein-

familienhaus festhaltenden England und dem Bausystem der Clrolistädte

Schottlands, die bisher für die Kleinwolinung die Stockwerkshäufung

anwandten, treten scharf hervor. Im allgemeinen ergibt sich, daß in den
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«ehottischen Grofistfidten Glasfsow und Edinburgh die sweiräumige Klein'

wobnnng nach der Zahl der Wohnungen wie der Bewohner die ver-

breitetste Form- darstellt Die dreirflumige Wolmung hat den siflrkston

Anteil in London und Birmingham, die vierrftumige in Manchestor, die

fflnfräumige in Liverpool. Unter den Städten Irlands bat in Dublin die

einrüumige Wohnung die größte Bedeutung, während im Gegensatz

hierzu in Helfast der ^;or^äumigen die erste Stelle zukommt.

Betrachten wir emllich die Gestaltung des Wohnungswe'^ens in

dei Gesamtentwickluug eines Jahrhunderts, so . zeigen sich folgende

Ziffern:

I. BeiitiEe'niit vorwiegend indmtrieltor

BevOlkening
II. Bezirke mit Htarkera Anteil von
|andwiit»cbiiftlichef BeTjDlk«ning

BevOlfceningft- Zunahme Zunahme
zunähme der H&user zunähme der Hftuser

J80l~189l 1801-18UI 1«01~1891 . 1801-1891

312 •/. 389% »OOS 132%')

Der Zeitraum, auf den sich diese Zahlenreitie hezieht, umfaiit die

uiachLige Entwicklung des 19. Jahrb., in der Englaiul aeuie Bevölkerung

von 9 Milliooeu auf 30 Millionen vermehrte und aus einem Staat mit

•allerdings schon stark vorgeschrittener Gewerbetätigkeit, aber dodi mit

fiborwiegend lindlicber und klein- oder raitteUtfldtiseher Besiedelung,

sieb zu dem grofien Industriestaat mit großstädtisch konzentrierter

Bevalkerung umwandelte. In dieser vüUigen Umbildung aller VerhUt-

nisse ist ee gelungen, die überlieferte Hausfom beizubehalten und zu

verbessern. In dem Gebiet mit starkem Anteil landwirtschaiftlicbej' Be-

völkerung — das übrigens die Vorort.shezirke und den Einflußbereich

•der Grofistädte enthält — fibcrtrifft der Zuwachs in der Häuserzahl

weitaus die Vermehrung der Bevölkerung. Doch auch in den Industfie-

bezirken nut ihrer dichten proßstüdtisclfen Anhäufung geht bei der Ver-

i)reif;)( luiiiL' rler Bevölkerung die Zahl der Häuser ioioier noch erheblich

über den Bevölkerungszuwachs hiuaus.

Die neuere Form der Ausbreitung der englischen ötädte Iftßt sich

in einem Binsalbeiipiel genau verfolgen an dem Bebauungsplan von
Ipswich, 8. meine „Städtisdie Bodenparzellierung in England", S. 12,

Berlin 1908. Wenn wir von dpr Altstadt nach außen vorschroiten,

finden wir, wie die Bebauung eine stetig woitrikumigere wird.

Die Zone djer leUteu Jahre hebt sich nochmals als die günstigere ab

gegenüber der weiter «nrackliegenden und veransclianUclit die in dar

obigen Tabelle 34 gekenaMiebnete EntwicUnng.

1) Vgl. ,i. (in Idstein, henifsgliederung und Ileichtum, Stuttgart I8i^7,

:S. 14 und H«iidlnicli.'2. Anfl^ S. 419.

37»
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5j 131. Die Ciestaltiuif^' der VVolinweise, der noch der weitr' He-

'eicli tler Rtädtehygiene und der Wohnunpsgesetzgebung iiinzutxitt, er-

klärt zur üeiiüKe die Stellung Englands in der neuzeitlichen Entwicklung

des Wohnungswesens; eine Stellung, die der Gescliichte angehört und

an der auch das schwere Cnrecht des Weltkrieges niciits zu ändern

vermag. i>ie berechtigto Verbitterung, die der Kriegsausgaiig in jedem

Deutscheu zurückläßt, kann auf die sachlidie Beurteilung gerade dieses

'G^iettt nicht einwirken. England bat zuerst, wie wir dtien S. 78 sahen«

den selbständigen Charakter der Kleinwohnnng erltannt nnd seine ge-

samte BodenpolitOr auf dieses soziale Ziel eingestellt, während Deutsch»

land und eine Reihe festlftndiseher Staaten auf den verhflngnisroUen

Abweg des von Frankreich angegebenen, monumental-imponierendeii

StSdtebaues gerieten. In der Bekämpfung dieses zur Herrschaft ge-

langten Systems mußten sieb die Blicke wiederum nach dem Ausland

wenden; diesmal aber, um die ursftclüichen Zusammenhänge der neuzeit-

lichen Bodenentwicklung zu ermitteln und der historischen Beweisfflhrnng

die Ergänzung aus der Praxis lunzuzufflgen. Von einer nachahmenden

Übertragung fremdländisclior VoHiilder ist hierbei keine Rede. Nach-

ahmer des Auslandes waren und sind vielmehr, wie oben heinerkt, die

Schöpfer der seit 18G0—70 durch willkflrliche Maßnahmen eingeführten

Bauweise. Die Freiwerdung Deutschlands von au.sländischem Finflufi wir({

in dem Maße eintreten, wie es uns gelingt, un.sere eigenen Einrichtungen

auf nationaler Grundlage zu entwickeln und die eingedrungene schäd-

liche Systematik im Städtebau abzuschaffen.

' Von englischer Seite im das neuere Verhältnis zu dem deatscben

Städtebau in einer wahrend des Krieges verffffentUehten Schrift von

Henry Aldridge berührt wordeUi Vor dem Kriege hatte sich in

Kngland eine weitverbreitete Bewegung entwickelt, die auf die in Deutsch-

land bestehende, dem englischen Städtebau fehlende Befugnis der ami-

liehen Aufetellung yüo Bebaatmgsplftnen hinwies und des Bedit der Sffent-

lichen Plananfstellung nach dem Beispiel Deutschlands forderte (s. unten

Town Planiiing Act). Mit llücksicht auf die früheren lebhaften Be-

ziehungen zwischen deutaclien und englischen Wohnungspolitikeru ni;-

erkennt Aldridge die von Deutschlaud empfangene Anregung, will über

jetst nnr in einer vereinzelten Anenahme den Wert deutscher Wissen-
Sehaft fttr den englischen Städtebau voll gelten lassen; The Gase for Town
Flanning, London 1915, S. 332. Wegen der Beurteilung des Wohnongs-
bausystems durch englische Fachkreise h. liier oben S. 310.

Im allgemeinen laßt sich bezüglich des englischen Wohnungswe.seuji

sagen, daÜ die Wohnungen des leistungstahigeu normalen Arijeiter.'; in

England wesentlich besser sind als in den Ländern mit Stockwerksluiiifiing

uml Mietskasernen; während dagegen die Wohnungen der ärniisten und

untersten Klassen nnd die der zahlreichen in England lebenden Aus-

Iflnder zum Teil unbefriedigend und v«tMdilSMigt sind. Der Ornndzng
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der englischen Entwicklung ist. daß die dortigen Einrichtungen den

leistungsfähigen und leljenskräftigen britischen Volksschichten an-

gepaßt sind und daÜ deren I^ediirfnisse und Interessen als ausschlag-

gebend gelten. Allgemein zeigt sich das Bestreben, die normale eng-

lische Arbeiterklasse möglichst gut und zugleich billig mit standes-

gcmäßen Wohnungen zu versorgen und an der Verbesserung der Wohn-

weisc zu arbeiten. Dafi diese britiscbe „Inlands- Ethik", wie ich sie

bezeicbndl mdchte, in keiner Weise auf dag Verhältnis zum Aaslande

abfärbt, ist zur Genüge bekannt.

Von den nnternomialen Wohnungen und den verseMedenen Ur-

Sachen, die — nach der sachlichen und persönlichen Seite — auf die

Entstehung solcher Wohnungen und Wohnbezirke hinwirken, ist oben

S. 806 und 76 ges])rochen worden. Unter den besonderen Momenten,

die in England auf das Wohnungswesen der untersten Schichten in un*

gflnstigem Sinne einwirken, kommen namentlich drei in Betracht

Zun&clist ist zu erw&hnen das — erst seit dem Jahre 1911 be-

seitigte - Fehlen einer allgemeinen ZwangsversicherungHjjoHtik,
wie sie in Deutschland besteht und auf die Hebung gerade der schwächsten

JEltMon hinwirkt. Von weaentlidier Bedeutung ist ferner die tiefe Ab-
neigung des Engländers gegen die polizeilichen Eingriffe, Regelungen
r.nr\ Bpfugnisse, soweit diese daa Individuum und seine Lebenefijhning

betreffen. Da man ein Eingreifen der polizeilichen Gewalt gegenüber

den selbständigen lebenskräftigen Elementen nicht wünscht, so versagt

sie stach da, wo sie engeieigt wire, gegenllber den bedürftigen tind ge-

«nnkenen Bevfilkerungsscbichten. An dritter Stelle ist zu bemerken, daß

die englischen (iroüstfidte in wßit starker hervortretendem Verbül^nia

als die deutschen, groüe Aiassen von Ausländern enthalten, die durch

ihre schlechteren Lebensgewohnheiten von den britischen Arbeitern sb-

stechen, mit Vorliebe in gesonderten minderwertigen Bseirken snssmmen-
wohnen nnH 'Hnf'Ti irorn in solrlie Bf»7.irke nachrücken, nns 'lenen Hie

besäereu englischen Arbeiter weggezogen sind. Auch der irische Arbeiter

wird von dem Engländer swsr nicht pditieoh, wohl aber volklich eis

Auslander and tieferstehend betrachtet. — Endlich bewirkt noch die

Abwesenheit des Systems der Mietskaserne und der Ilnf- und Ilinterliaus-

wohnungen, daß die schlechten WolinverhlUlnisRe der untersten Sciuchten

in England weit mehr von der Straße aus sichtbar sind und sieh der

Wahrnehmung mehr aufdringen als in Deatsdilaad.

Der Kampf gegen die älteren Verfollswohnungen, die der un*

hygienischen Bauweise der ersten Hälfte des 19.Jahrhunderts entstammen,

ist in England in grofiem Umfang und unter Aufwendung bedeutender

Mittel dnrchgefOhrt worden. Die grofien zusammenhängenden Stadtgebiete

mit untemonnalen Wohnungen worden zu einem erliebKdien Teil nieder-

geiogt; doch entstehen in den älteren Stadtteilen immer Ton neuem Be-

zirke, deren Wohnungen in Verwahrlosung geraten. TAe s/um ts not

Jmüt: ü develops: Eberstadt, Housing, Nelsons Encyclopaedia of

Dlgitlzed by Google



Acliter Teil.

IndustiialisiD, S. 279. Die Bevölkerungsschicbt, die den Anlafi oder den

WuDsdi hat, unteraormale Wohnungen aabasuchen, findet trotz aller

Gegenmaßnahmen immer von neuem ihre Ergjbizung, wenn anch die Ein-

dSmmnng der Wohnnogsverwabrlosung mit allen Mitteln versodit werden

rauß. Aus der iuGeren Erscheinung audi der schlechtgehaltenen Bezirke

sind indes in England keine allgemeinen RflekachlOsae auf das physische

Gedeihen der Bevölkerung zu ziehen.

Über den Gesundheitszustand in dem ärmlichen Teil def Arbeiter-

viertel von Tjondon s. die AnsfiilirnngPn von Alfred Grotjahii, oben

8. 209 und über die Verfallsbezirke von L i ve.r jtool: Rad. Ebersfadt,
Techu. Geineindebl. 20. Mai lUlO, S. 52. Zu den beschränkeudeu Mafi>

nahmen sthlt, dafi der Zustrom von Einwanderern niedrigerer Enltur-

Stnfe dnrch Abänderung der älteren freisinnigen BSnwandeningsgeeM-
pebnng einp;odammt worden ist. Über den Ban von Kleinwohnungen

durch die Stadtgemeindeu vgl. unten 8. 6o2. — in einer Darlegung der

Londoner Wohnungsverhältnisse konnten The Times 1. J. 1912 bemerken:

„Slnms on the large scale have alraoet disappeared. Plenty of slums

remain; but they are sroall slums and most of them could be effectivelj

dcalt witli bv the loca! sanitary authorities by better inspection and

steadier pressure on the slum-owners to iuiprove their property"; housiog

Problem in Londim, 6. April 1912. Vgl. dagegen Bericht des Londoner
HoQSing Board vom 28. Aug. 1918. Ein dauernder Stillstand der Woh-
TiiTTirrsverwalirlosung kann in den alteren Besirken ans den oben erörterten

Gründen kaum erzielt werden.

In der Kriegszeit haben der starke Rückgang der Wohnungs>

herstellung und der gesteigerte Wobnungsbedarf die Inanspruchnahme

nnterwertiger Wohnungen wiederum gefördert, wahrend anriererseits unter

dem Druck der Wohniitifrsknappheit das Einschreiten der Behörden gegen-

über dem Wohnuugsverfall nachgelassen hat. Die \"erhan(llun{:;:en flber

das Wohnunßsgosetz d. .1. 1919 haben nadidrilcklich auf die eiugerisi>enen

Mißstände hingewiesen; der Präsident des Local Government Board

Dr. Addison schilderte in seiner Rede vom 7. April 1919 Beispiele

unternormaler gesnndheitssrhadlicher Woluiungen. Namentlich in den

Bergwerksbezirken und auf dem Lande haben sich nach den Berichten

der Times vom 22. April 1919 ungQnstige Verhaidiisae entwickelt

Wegen der Landwohnnngen a. unten S. 609. Das WohnnngBgesete

von 1919 bringt verscbirfte Mafinahmen gegen den Wohnungsverfall.

II. Oeietagebimg and iHstttatleMn« FiraiabildiiNg.

§ 132. In der Geschichte des Stftdtebanes auf dem Feetlande kann

die Scfaildening der neuen Zeit nicht an die Slteren Abschnitte anknflpfan;

vielmehr hatten wir im System und in den Bauformen einen Bmdi
der Überlieferung zu verzeichnen. Dagegen ergibt sich uns wenigstens

{Ertlich ein gewisser Forlbestand} insofern sich die geschichtliche Ent-

4
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Wicklung in fjToßem Umfang innerhalb der gleichen Städte vollzieht.

Unter den 'iroBstätlten Deutschlands V»efinden sich nur wenige, »üe riicht

schon sviüjrend des Mittelalters eine selbständig hervortretrii lc Si*;llung

liatfen. und kaum eine einzige ist zu nennen, tlic nicht lumdestcns zu

Beginn des H). Jahrhunderts bereits eine Bedeutung besaß. Von Cöln bis

I>iiii/jg, von Lübeck bis Nürnberg sind unsere heutigen deutschen Groß-

städte von altersber die Träger der Stadtgeschiclite.

Kadi beiden Richtungen zeigt England einen vollständigen Gegen-

satz. In keinem anderen Lande Westeuropas hat sieh die neuzeitliche

Gestaltnog so voHstlndig von den Bahnen entfernt, die das Hittehilter

dem Handel und dem Gewerbe vorgezeichnet hatte. StSdte wie flfanchester,

Birmingham, Sheffield haben während des Mittelalters nur eine geringe

Bedeutung und treten erst an Beginn der Neuzeit allmählich im Gewerbe-

wesen hervor. Im Gegensatz hierzu sind die meisten der zahlreichen

Städte, die als StapelplStze und Seehäfen in der GUterbewegung des

Mittelalters eine SteUnng einnahmen — nur London bildet eine Ausnahme
— aus dem Gang der neuzeitlichen Entwicklung ausgeschaltet worden

Wälirend dieser völligen Ertlichen Verschiebung in der Ausbildung der

Städte. aber wurde gleichwohl die nationale Überlieferung im Städtebau

ohne Unterbrechung und durch die wirtschaftlichen und bevölkernngs-

politischen Umwälzungen hindurch gewahrt.

Erst spät erreicht England seine anerkauiite Stellung im Städte-

ijaii. Die Periode des Mittelalters zeigt hier nicht die Entfaltung und

mächtige Ausbreitung der Städte, wie sie das Festland iu diesem großen

Zeitabschnitt auf^nweisen hat Die reiche BlQte des Gewerbes und

des Städtewesehs, die den festländisdien Städten unter der selbst-

verwaltenden Zunft zuteil ward, fehlte in England. Während des Mittel-

alters war das städtische Gewerbe, trotz der gewerfoefOrdemden Maß-

nahmen des Königtums, gegenflber dem der kontinentalen Staaten,

namentlich Deutschhinds, der Niederlande und Nordfrankreichs im Rflck-

stande Die Entwicklung der Städte bleibt im Mittelalter, wenn audi

im einzelnen von großer Bedeutung, eine national beschränkte, wie auch

die Teilnahme am Weltverkehr hinter den Städten der vorgenannten

Länder, zurückstand.

Za den. bemerkenswerten älteren Städten Englands zählt die Stadt

Che.ster, deren Bangeschichte bis in die Römerzoit zurückgeht. Dio

Altstadt ehester IRÜI das römische Castrum, dem die Stadt, den Nwiiien

verdankt, deutlich hervortreten (s. oben S. 25). Der Zug der Mauern
folgt noch vollständig dem Verlauf der römischen Umwallnng. Die vier

Tore stehen an der alten Stelle. Unechwer ist auch in dem Straßen-

1) Vgl. Eberstadt, Ursprung des Zunftweiens, 2. Aufl., Mönchen 1915,

S. 80.
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geriist die alte Einteilung der Via praetoria und der »ie rechtwinkelig

schneidenden Via principalis wiederzuerkennen. — Die Abb. 139 zeigt

den Zustand des Jahres 1560 (Reproduktion von Hugo Lang & Co.).

Die Altstadt, heute von einein Kranz voi\ Außenstädten umgeben, hat

indes die alte Umwallung, sowie die alte einheitliche Bauweise der

Abb. 139. Alter Stadtplan von ehester.

Hauptstraßen in der Gegenwart vollständig bewahrt. Ein Teil der

Hauptstraßen zeigt die Eigentümlichkeit, daß der in den mittelalter-

lichen Straßen h&ufig angebrachte Laubengang sich nicht im Erdgeschoß

<ler Häuser befindet, sondern in der Höhe des ersten Stockwerks an-

gelegt ist.

. L.y Co



Ausland.

Auch in der Nenzeit ist fftr England, trotz bedeutsamer Leistungen

im Monumentalbau, zunidist keine besonders hervorzuhebende Ent-

wicklung und- kein allgemeiner Einfluß im Gebiet des Städtebaues zu

verzoichnpn. Während des 16. Jahrhunderts finden sich in England

Eingriffe der königlichen Gewalt, die mit den oben S. 62 mitgeteilten

Vorscliriften übereinstimmen. Wie in Paris, so erweckte auch in L.ondon

die Bevölkerungszunahme fler Hauptstadt damals jicwisse BefOrelituugen.

daß die steiL'omfe Anhäufung der Bevölkerung Not an Nahrungsmitteln.

Teuerung u t i Krankheiten hervorrufen könne. Königin Elisabeth er-

ließ in den .jalireii 1580 und 1593 Verordnungen, die den Zweck hatten,

den Zustrom uiibcniittelter und armer Personen nach der Hauptstadt

einzuschränken. Die \ erordiiungeii verbieten, neue Wohnhäuser in den

Städten London und Westminster und deren nächstem Umkreis zu

errichteD, ausgenommen für wohlhabeude Personen. Zugleich wird

hierbei das Verbot erlassen, dafi ein Haus von mehr als einer Familie

bewohnt werde oder daß größere HAnser in dnzelne Wobnungen auf-

geteilt würden. Die Annahme, daß die Verordnungen dem Schutze des

Einfamilienhauses gedient haben, erscheint indes nieht bogrflndet.

Die VerordnuQg von 1&80 stellt fest, daß „eine große Zahl von

HeoBchen dasn gebradit werde, in kldinen Bftttmlichkeiten sn wohnra,
wobei es aidi Migt, dafi viele dieser Leute ganz tarn sind, ja von Bettel

oder .schlimmeren Dingon leben: nuch daß sie zosammeDgedrängt sind

mit mehreren FamiHen in oinoni Hann oder einer Wobnung". Es wurde
demgemäß uutersagt „to forbeare froiu letting or settiog, or sulfering

any more familleB tban one onely to be plaoed or to ialiabite freie

hence forth in any house that heretofore halb bene inhabited '. Die
Verordnung von 1593 bestinunt, daß nur fflr ,,iiibabitantÄ of the better

sort*' neue Wohnhäuser in der Uauptstadt errichtet werden dürfen, und

wiederholt das Verbot der Unterteilung der H&ueer su Einselwohnmigen.

Ferner werden die Übergriffe auf das Otfentliehe Land und dessen An-
ei^^Miunj,' untersaf^t. Vgl. C n n n i n p; h a m , Growtli of ongb.sb Industry,

Bd. II, S. 814f. — Die beiden Vororduuugen haben indes nicht -Üe

ihnen in der neueren Literatur untergelegte Bedeutung. Uubehiuueit

bleibt BtinaehBt derWobDungsnenbau fflr bllrgerliohe woÜlhabende Familien!

verboten werden dagegen dieUntervertnietung benutzter Wohnungen, sowie

die Belegung unbewohnter (also schlechter oder untaui^licher) Behansungen,

mit anderen Worten die Aufnahme der genau gekennzeichneten veruiügens-

losen Zuwauderer. Nach dem Wortlaut und dem Zusammenhang wird

man in diesen Verordnungen hanm eine Mafinahme anm Schutse des Ein-

iaadlienhauses, sondern vielmehr, wie bemerkt, einen Versuch der Abwehr
gegen die Zuwanderung unhomittelter oder unerwünschter Voiksteile zu

erblicken haben. Vgl. die Klcjudruckstelle oben S. 62.

Ein geschlossenes System des landesfürstlichen Städtebaues, wie

wir es oben S. 61 f. darstellten, hat England bei der Verschiedenheit

der politischen und volkswirtachaftlicheii Voraussetzungen nicht gekannt;
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iWf neuen Lehren des Städtebaues wurden indes in England >vie in

iii 1( r ( n liäudern von Baukünstlern und Schriftstellern übernomiin n.

Englisciie Baumeister wanderten im 16. Jahrhundert nacli Italien und

brachten von da die neue Baukunst mit. Willirend des 17. Jahr-

hunderts gab der große Iii and von London (i. J. löGÜ) Sir Christo-

pher Wren Gelegenheit, fOr das den Hauptteil der heutigen City um-

fosBende Gebiet einen allgemeinen Bebanungsplan zu entwerfen, der

den oben S. 63f erörterten Leliren enteprieht — geometrisdie Anlage,

Strahlensyslem der Straßen, Baublockfiguren —, indes nicht zur Aus-

fflhruog gelangte.

Zu d«D enteil englieehen Banmeittera, die in Italien die nene

Baukunst studierten und sich in der demals .flbliclien Waise aobrüt"

stellerisch botati;^'tpn, zählt John Shute, Paynter and Archytecte, der

i. J. 15G3 oiii Lehrbuch Hrr Architektur mit der sehulmaßipon Dar-

stellung des Kaooos der fuui buulenordnungen herausgab (Neudruck von

L. Weaver, London 191 S).

Erst im 18. Jaiirbundert ändert sich das Verhältnis und der

Umschwung zum Vorteil Englands tritt ein. Während seit der zweiten

Hüfte des 18. Jahrbnnderts der Einflufi Englands in den Kfinsten und

Wissenschaften, wie in der Technilc sieb stetig steigerte, erfolgte zu-

gleich ein bedeutsamer Anfetieg in der englischen Städtebauknnst, die

allmäblich in der Wertung der Zeitgenossen eine bevorzugte Stelle ein-

nahm. Der englische StSdtebau jener Zeit brachte namentlidi zwei

Grundsätze zur Geltung: die systematische Hereinziehung von Grün-

flächen in die Stadtanlage (S({uares, Parks): die einheitliche Fassaden-

gestaltung ganzer StraBenzäge und Baublöcke von privaten Ge-

bäuden, denen vielfach .eine lianstlerische Wirkung verlieheu wurden

Seit der Mitte des 18. Jahrhunderts wirkten Robert Adam
(London), James Craig (Edinburgh), Barton and Nash. Zu großem

Ansehen gelangten die in Batb (durch John Wood und öohn u. a.j

susgeftthrten einheitlieben Strafienenlagen, die der Italiener Maral Ii

schlechthin als vorbOdlidi beieiohnete, „bewundernswert durch die

]\' L'^liiiäßigkeit der Platzo und Straßen und die Schönheit der Gebäude",
l ber die Benrteihin«: des englitschen Städtebaues zu Ende des 18. Jahr-

hunderts und die Verdrängung der ehemals führenden Anschauungen
vgl. Eberatadt, Zeitaehr. „Kunst tmd KOnatler", Juni- nnd Juliheft

1916.

§ 138. Triger nnd Anftraggeber des wihrend des 18» Jahibnnderts

tnsgebildeten englisehen Stidtebanes waren vonugsweise die hoch-

adeligen Gnmdberren, denen in dem Gebiet der damaligen Stadterwntening

die zusammenfatngenden Gelindefildiffii angehörten, wihrend fflr den

städtischen Wohnungsbedarf vornehmlich die bürgerlichen und grofieo

Wohnnngen in Betracht inraen. Mit dem Ablauf des 18. Jahrhunderts
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traten unter den oben S. 75 geschilderten VerhSltnissen vertnderte

Vorauttetziingen ein. Der Massenbedarf fflr die von der Deneo Grofi-

industrie herangezogenen ArbeiterBcharen erforderte die nntemehmer-

mäßige Herstellung der Wohnungen und — bei einem durch ein

Jahrhundert fortwährend gesteigerten Wachstam — den Aufbau völlig

neuer Industriezentren und GroßstAdte.

Die Bevölkerungsbewegung und damit die Aufgaben des Städte-

baues ergeben sich im aUgemeinen aas der folgenden Zusammenstellung:

Bevölkerungsverteilung in England und Wales von 1801—189P).

1801 1851 1891

Bevölkaning in StiUltan mit mebr »Is

2314515 Hmoii 10 763204

Be Ik- iiing in Städten mit wenif^er als

üO(X> Einwohnern und auf dem Lande 6578021 9mm 0239 201

Inigwant 8892 Sa« 17927600 29008525

Im Jahre wohnt nur ein Viertel der Bevölkerung in Städten

mit mehr als üUOÜ liiiiwolmeni. In den nächsten 5U Jahren liat sich

diese städtische Revölkeiung auf nahezu die vierfache Zahl gehoben,

während zugleich auch die liLndHche Bevölkerung noch um die Hälfte

gestiegen ist. Wenn darnach prozentual die stärksten Vei änderungen von

1801— 1851 entstehen — Anwachsen der städtischen Bevölkerung auf

das 3>/,fache — zeigt der Abschnitt 1851 — 1891 in absoluten Ziffern

die größte Zunahme; hi diesem Zeitraum v<m vier Jahrzehnten war

in den Städten ein Bevölkerungszuwachs von nahezu 12 Millionen

Menschen neu unterzubringen.

TatMll« 38.

Prozentuale Verteilung der Bevölkerung in England und

Wales von 1801—1891.

Jahr London

Andere
Großstädte

ii:ir iiif'iir als

lÜÜUOÜ Kinw.

StA<lto von

20-100000
Einwohnern

lnt>geflamt

StAdte mit

20000 Kinw.

StftdtiMlte

Besiriie

Ländl.

Besiike

1801
1831

1851
1871
1891

9,73

10,64

13,18

14,33

14,52

0,00

5,71

9,40

ll,r)0

17,30

7,20

8.7»

12,42

16.20

21.7U

1 1

2.j.or)

42,00
53.58

50.08

61^
72,06

49,92

38,20

157,96

1) Aus A. F. Webar, The Qrowth of CitiaB in tha XIX oanHiry, New York

and London 1899, S. 43.
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GroßstSdtt' '^inr! Iso], mHfv London, überhaupt nicht vorhamlen.

Während 18<M die Stinltc uut mehr al- l'ooou Einwohnern erst 17%
der Bevölkerung umfassaii, ist der Prozentanteil Ijis 1801 auf 35 "/o

gestiegen, wobei in diesen Jahren nodi etwa ein (ileiclistaiiti /wischen

städtischer und läiidHcher Bevölkerung erhalten geblieben ist Die fol-

genden Zählperioden kennzeichnen sich durch das rasche Anwachsen

der grOfieren und Grofistädte und das Zorackweichen des Anteils der

ISndlidien Bevölkerung, bis ein Verhiltais swiscben Stadt und Land

von 72 7o zu 28 7o «rfeicht wird.

Unter dieser voUsttedigen UmwUznng der BesiedetungsverbUt-

nisse und der oben S. 583 erwUnten Verschiebong in der Städte-

bildung blieb gleichwohl in den vdllig neu entstehenden Wohngebielm,

wenn anch unter städtebaulichen Mängeln, die aberlieferte Haosform

des Einfamilienhauses erhalten. Von 1801—1851, dem Abschnitt des

prozentual stärksten städtischen Wachstums, geht die Zahl der auf ein

Grundstück entfallenden Wohnungen zurück. Nach einem vorüber-

gehenden Ansteigen während des Zeitraums 1^^51/01 es waren die

Jahre, in denen flas --oc^enannte model-dwelling. ein mehrgeschossiges

Vielwohnungsliaus, nach den in Frankreich empfangenen Anregungen in

den englischen Großstädten eine kurze Zeit des Beifalls erlebte --

sinkt die Wohnungsdichte stetig und ist i. J. IHOI niedriger als \00

Jahre zuvor. Die Zalil der auf ein bewohntt-s Grundstück entfallenden

Wohnungen ergibt während des Zeitabschnitts von 1801—1911 fol-

gende Reibe, die den Gegensatz zu den meisten anderen Ländern in

der Zeit der gröfiten bevOlkerungstechnisdien Umwälzungen kenn-

zeichnet:

Familitn auf 1801 1811 1821 ISSl 1651 1861 1871 1881 1001 Ifill

1 bewohnt Hm* 1,20 1,19 M9 1,1? 1,13 1,20 1,19 1,1? 1,12 1,12

Aas den Einselhfliten des ZeitRbscfaniits sei bemerkt, dafi die Ge-

samtzahl der bewohnten Häuser von 1 870 476 i. J. 1801 auf 2 866 695
i. J. 1831 stieg, ein Zuwachs von 1 Mill. Gebäuden odor 50% in drei

Jahrzehnten. Als eine der Ursachen für die Beibehaltung des Klein-

hausea wird in alteren Schriften die bis in die Mitte des 19. Jabr^

bandarts beetebeade Fensterstener erwihnt, die die Kleinbtnav mit nicht

mehr als sieben Fenstern freiließ (Meidinger, Das britische Reicli in

Europa, Leipzig 1851, S. 72, <ier auch auf den Zoll auf Hausbalken

und die uaupulizeiliche Be8chrd.Qkuug der Bauböhe als Hemmungen für

die Srriflhtang groBer Hansfbrmen hinweist). Indes hat die Befreiaog

von der Esnstersteuer nur die Bedeutung einer Begflnstigung der Geringst-

v'oltnung; der Qesamtvarlaaf der Bntwiekltmg wurde faierdnreh niobt

bestimmt.

§ 134. Inmitten der Neugestaltung der städtischen Bauweise

schul England seine Gesetzgebung über Wohnungswesen und Städtebau.
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Wir können in der Entwicklung der neueren engliecben Woimnogar

gesetzgebuDg drei Zeitabscbnitte nnterseheideii:

1. Oberga&gsseit 1800— 1840. Mit dem Eingetzen dtm Denen
Industrialismus hatten sich zu Anfang des 19. Jabrluinderts unter don
Arbeitorniassen allgotneio ungünstige Znatändo herausgebildet. Fabrik-'

elend, uugeuügeude Löhne, Auäuutzung der menschlichen Arbeitskraft,

Ansbentung der Franen- nnd Kinderarbeit ilhlten. sa den Hifietftndm

jener Tage. Eine phyeieohe Verschlechterung der fiaaae war eingetreten;

literarische Schildernngen und amtliche Er)if'l>nM!,'*>n gaben ein Bchlimmea

Bild der damaligen Verhaltnisse in der Industrie. Unter dem Eindruck

dieser Berichte schritt England eeii den 80er Jahren des 19. Jahr-

haoderte an eeinem Werk der Indaatrie- and Fabrikgeeetsgebnng, die

fttr den sozialen Aufstieg der breiten Volksschichten grundlegend wurde.

Im Zusammenhang mit dieser nationalen Gewerbe- und Arbeitor-

politik entwickelte sich weiterhin die Wohnungspolitik. Durch Erörte-

ningan im Parlament, in der Presse, in literarisclien Verttffenttichungen

wurde der .m< Idimine Zustand des Arbeiterwohnnngawesens bekannt; der

Ausbmch der Epidemien 1830 '32 trat hinzu, nm die allgemeine Auf-

merksamkeit auf dip (TRfahren der Vernarb iHssignng des Städtebaues

zu lenken'}. Im Jahre 1844 wurde auf Veramansnug von öir Robert
Peel eine Kommieaien niedwrgesetst aar Untersnchang dw Wobnnnga-
laet&nde in den großen St&dten. Nach der gesund heitliohen Beite wnrden
die ungünstigsten Verhältnisse festgestellt. T\ pbf.>^ und andere an-

'steckende Krankheiten fanden den besten Nährboden in den Städten,

denen, wie oben bemerkt, die Anlagen für die Reinlialtnng der reaeh

angewaohsenen nnd dieht bevölkerten Besirke nocb fehlten. Die Reform-

Vorschläge der Kommission betrafen deshalb insbesondere das hygienische
Gebiet; Wasserversorgung, Kanalisation und Straßenanlegung zn ordnen,

erschien als die dringendste Aufgabe, deren aligemeine Durchführung

in den GtroBetidte» dem nenen Abschnitt dea StKdtebanes vorbehalten

war nnd in England aaraat systematisch in Angriff genommen wurde.

2. Gesetzgebung über Hygiene und Wolmungsban; 1848

bis 1890. Im Jahre 1848 wurde der bedeutsame Public Health
Act erlassen, der die Sanierung der Städte zum Gegenstand hatte.

Wenige Jahre spftter wurde dann der Gmndatein gelegt an der eng-

lischen Wohnungsgesetzgebung, die sich mit den Hausbauten

befaßte. Seitdem sind in England zwei Gebiete der wohnungspolitischen

Gesetk^gebung gleichmäßig fortentwickelt worden: 1. die üüentÜche

Hygiene, die die Durchführung der gesandbeitlicben Anforderungen in

der Stadtanlage nmfafit; 2. die RegelunK dee Banweeena, die die be-

. friedigende Gestaltung der bürgerlichen Wohnweise zum Gegenstand hat.

Zwischen beiden Gebieten wurde der engste Zusammenhang gewahrt,

80 daß die neuen hygienischen Einrichtungen verbunden waren mit

stetigen Fortsehritten im Wohnnngsweoen. Den Gegenaats hieran finden

wir in den festUndischen Staaten, in denen die Nachabmnng der drei

Errnngenschatten der Stftdtehygieae, Straflenpflaeterong, Waseerleitnng

1) Auf die Verhältnisse in der Unterkunft der Arbeiter hatte schon 1795

eine Schrift von Dr. Aikin hingewieaen; s. Gunningham, a. a. 0. Bd. III, S. 807.
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und Kanalisation, znsamraenfiel mit der EinfOhrnnf: des „Knltii.s der

Straße", der Btockwerkshaufung und der ItlietskaserDe und zu einer un-

günstigen Eotwicklnng dee WobnnngRweMn« and d«8 StadtebmnM fdlirte.

Die wicbtigsten der nach 1848 ergangenen Oesetae und Ifaft-

iialimfn sind: äe-.r neue Public Health Act von 1875 und die anschließen-

den MuHterbauordnungen des Local Government Board von 1 877 nebst

Ergänzungen vom Jahre 1890; der Lord Shaftesburys Act von 1851

(fll^er die Erbauung von Wohn» und UnterknnftahKiwmii) ; der Torrens-

Act von 1869 (Artixans und Labourers dwellings Act, tiber die Instand-:

lialtung und eventuelle Niederlegung von Wohngebäuden; der Gross- Act

von 1875 (tiber die Säuberung und eventuelle Niederlegung verwahr-

loster Hänsergruppen oder Bezirke); der Local Government Act von 1888,

Binaetanng des London Gonnty Conneil (L. C. C.)< Nachdem sablreiobe

Zos&tzc zu den verschiedenen Gesetzen eri^angcn waren, brachte das

Jahr 1890 den Abscblufi der Entwicklung^ dieses Abschnitts, indem in

einem Hauptgesetss, dem Housing oi the Working Clasaes Act,

die bisher erlasMiien Eänzelgesetae sasammenge&ifit and weaeatltdi er-

weitert wurden.

8. Neuere Siedelungs- und Städtebaugesetze. Der erste

unter den zuvor betrachteten Abschnitten hatte die Wohnungshorstellunf:

in der Hauptsache dem privaten IntercsHe anheimfjegcben ; der zweite

Abschnitt schuf die notwendigen g^äundhei (liehen Eiurichiuugeu und

fiegelongen desBauweeens, ttberliefi im übrigen aber die Stadterweiterung

im wesentlichen der privaten üntertoebmung. Bin allgemeines behörd».

liebes Kocht der Aufßtellnnjr von Bebannng5?plflnen fehlte in Knpland,

Der einzelne Grundbesitzer reicht seinen Bebauungsplan iUr das von

ihm aafsueehliefiende Gelinde bei der Behörde ein, die den Plan mit
Bficksicht auf die landeflgesetzlichen nnd ortsstatntarischen Bestimmungen
prtlft (Straßenbreiten, Anschluß an die bestehenden Verkehrswege, Ent-

wässerung, Einhaltung der hygieniHchen Vorschriften). Hinsichtlich der

Art der Aufteilung des Geländes selbst war dagegen dem Grundbesitzer

im wesentlichen volle Freiheit gelassen. Aus swei* Bichtungen wurde
auf eine Fortbildung da« geltenden Beefats hingewirkt. Die neueren
Anlagen von Arbeitgebern nnd die Gartenstadtbewegung hatten die Be-

deutung der Planmäßigkeit im Siedelungswesen gezeigt: s. oben S. 481.

Eine Reihe von Wohnungspolitikern, namentli(h T. C. Horsfall, ver>

wies ferner auf die Vorteile,- die das deutsche Becht der Planaufstellung

für die städtische Entwicklung bieten würde. Im Dezember 1909 kam
unter John Burns, damaligem Präsidenten den Local Government Board,

daa gewünschte Städtebaugesetz zuntande, das das behördliche Recht
der Planlegung einführt und die Möglichkeit gibt, größere GeUnde-
flächen einheitlich nach aosialea, hygienischen und kttnatlerischen Qe*

*

sichtspnnkten aufzuteilen.

Waiuend die Städtebaureform in England die aus der seitherigen

Regellosigkeit der städtischen Ausbreitung entspringenden Mängel be>

seitigen will, eol]«k gleichwohl die wirtschaftliehen und bautechnfschen
Vorteile der BigenparBellierung durch die Grundbesitzer erhalten bleiben.

Die neueingefUhrte planmaPigo Leitnng der Stadtanlage soll ein Mittel

bieten, um eu günstigeren Formen der städtischen Ansiedelung zu ge-

langen. Nicht das Recht, Baufluchtlinien festzustellen, sondern die
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sozialpolitische Handhabang der geaamten Planlegang wird hiurbei an-
gestrebt.

Fflr Biedelnngaxweoke errnftebtigt daa Kleinbaus-Erwerb^geeats
1899 die OemaindaD, Darlehen bin zu vier FUnfteln des Kaufpreises einaa

Grundstücks gewähren, eine Befiif.Miis, die das L. C. C. nach einem
Oesetz von 1912 dahin erweitert hat, daß dem Rrwerher eines Klein-

hauses ein Besiticrecht auf 99 Jahre gegen Anzahlung von ö £ und a
Tilgung des Erwerbapreiaaa durch Abaahlnogan in 15—86 Jahran fiber-

tragen wird (Denkschrift 1913, 8. 29). Weitere Ergänzungsgesetzo
betreffen den Erwerb von Klpfn^rnivlstücken durch langfristige Pacht,

sowie die Förderung der Ansiedelung aui dem -{lachen Lande; s. nuten..

Nach Kriegsbeendigitng hatte die Regierung im November 1918

ihren Entschluß kundgegeben, wohnungspolitisclie Reformen großen Um-
fangs durchzufahren, als deren hauptsächliche Ziele galten: bescldeunigte

Herstellung von Volkswohnungen, erleichterte Beschaffung von Bau- und

Siedclungsgelände, sowie Beseitigung von Mißständen in don Hlteren Ver-

fallswohnungen. Auf Grund dieses Programmes wurde am 7. April 1919

die Vorlage eines Wohnungsgesetzes eingeluacht dio nacli lancieren Ver-

handlungen am 31. Juli 1919 die königliche (ienehunguni: erhielt. Die

wichtigsten Bestimmungen lassen sich dahin zusammenf^isseu:

1. Jede Eommunalverwaltong bat bei nacbgewiesenmi, Örtlichem
Wohnungsbedarf eine Bauvorlage (scheme) für die Errirlifung von Volkg-

wohnuDgen aufzustellen. Gegen s&umige Verwaltungen ist seitens der

ZantralbebOrde (Ortsverwaltangsamt) etnanaebreiten.

2. Zur Deckung dar in Ausfuhrung dar Baavorlagan entstdiandan
jährlichen Atifwendiinr^en hat die Ortsverwaltuno; eine örtliche Steuer'

von 1 d. auf 1 £ (
= 3 v. T.) dea steuerbaren Einkomraen« 711 erlieben.

Der den Ertrag dieser öteuer Ubersteigende Verlust wird zunächst ftir

die Danar von 7 Jahren seitens dea Staatea ttbamommao. Wenn
nach Ablauf dar siabenjftbrigen Frist die von der Gemeinde errichteten

Bauten dir Aufwendungen nicht voll decken, so trügt der Staat den Ver-

lust weiter bis 2ur Tilgung der von der Gemeinde für den Wohnungsbau
aufgenommenen Darlehen.

S. Genieinnatsige fianvereinigangen and Wohnungaatiftnngen er^

balten Beihülfen in Höhe von SO % der Auslagen, die für die Ver-
zinsung und Tilgung der sam Zweck von Haasbauten aafgenommanan
Darleben erforderlich sind.

4. For den Brwerb von Bau- and Siedelungsgelande, fflr die

Dorchfahiung von Sanierungen nnd dia Baaaitignng von Verfallsbeairken

wwdao erleicliternde Vorschriften gegeben.

Die Kinzellieiten der Diirchführnr!:' des Gesetzes, das sich imch

Eintstehung und Inliak als eine Maßnahme der Kriegs- und Übergangs-

wirtsebalt darstelll, sind im Zasanunenhang Anhang II, § 1641. au

bsaprechen.

§ 135, Das iiauptgebiet der obrigkeitlichen Anordnung ini Woh-

nungswesen ist das der Baupolizei und der Hygiene. Den Aus-
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gaugspunkt der baiipoli/eilirlien Regelung bildet das Einfamilienhaus,

das als die rionnalc Wolinfonn angesehen wird; für größere Hausformen

werden ddua Kr.schwcnmp;en festgesetzt.

Der Artikel 168 den Opsunflheitsgesetzes vom Juhre 1876 Über-

trägt den örtlichen Verwaltuug&behordeu die Befugni», Bauordnungen
zu erlassen tm Regelung von vier Gebieten: 1. die Htfhenkig«» Breite,

Beleetigting und Kanalisation der Strefien, 2. Vorsclii iften Aber die

Mauerat&rken , die Standfestifikeit , Fenersioherheit und ^gesundheitliche

Anlage der ü&oaer; 3. Freiflachen au einzelnen üebauden; 4. gesund-

• heitepoltzeilicbe Beetimmungen ttber die Benutmng nnd Anlage von Ge>
bftuden. Durch das Erganzungsgeeetz von 1890 ist noch eine Reihe

von Kin/.elhetf en aus dem Gebiete der Baupolizei l'Zimmerhöhe und &hn-

licbes) liinziigcfü;;! wortlen. Auf Grund dieser Bestimmungen hat die

Zeuiralbebürde des ^Local Goverumeut Board" allgemeine Mustersatzungen

Ausgearbeitet, sogenannte „Hödel bye-laws", die in unserem Sinne als

Landesbauordnang gelten können : sie enthalten die Mindestanforderungen

der Verwaltung und kJinnen durch örtliche Statuten Ergänzung finden.

Das Städtebaugeaetz vom 3. Dez. 1909 hatte die wichtige Be-
stimmung gebracht, dafi bei der Feststellung der Bebauungspläne lül-

gemeine Vorschriften erlassen werden kOnnen ttber die Baudichte
und die Gebludehöhe. Das Wolmungsgesetz von 1919 erweitert die

Vorschrift dahin, daß bei Neuplanungen stets die durchschnittliche

Zahl der Wohngebäude fUr 1 acre (=:0,40 ha) festzusetzen ist. Die

Begdlang der Baadichte erfolgt in den Nenbanbesirken allgemein in der

Weise, daß die Zahl der Wohngebäude, die auf 1 acre errichtet werden
dtirfen, vorgeschriebpn wir 1. Als engräuroig gilt die Bebauung mit 40
Eleiuh&usern, als zuträglich 20 Häuser, als weiträumige oder garten-

stadtmftfiige Anlage 10 Hftnser auf I acre; Aldrigde, Town Planning
(Berechnungen von Shawerosa), 8. 391 f. — Vgl. hiersu § 147, S. 639.

Bei dieser Regelung ist die Versrhiedt nlieit der Bausysteme 7.u beachten.

Bandichte und Wohndichte sind verschiedene Begriffe. Unter dem System
der Stockwerksh&ufuDg würde die Festsetzung einer bestimmten Anzahl

von „Wobngebftnden auf das acre** keineswegs sn einer befariedigenden

Wohnweise führen; s. die Angaben Uber Verschwendung von Bauland

und Ziisammendrangung der Wohnbevölkerung, oben S. 165, 176, 177,

257 und 571. Nach den Mitteilungen von Biel, Gartenstadt bewegang,

haben trots der Stockwerkshfttifang nur wenige deutsche Orofistftdte,

D&mlich Berlin, Hamburg, Breslau, eine größere Bevölkerungsdichte pro

Hektar, als selbst die Kleinhaussiedelungen der Gartenstädte und Gurten-

oratädte, infolge des oben S. 165 erörterten fehlerhaften Verhältnisses.

Ftir die Regelung lu England ist dagegen Voraussetzung, daß in den

Wohnbezirken nur Einfamilienhftuser gebaut werden, so dafi die Besebrln>

kung der Zahl der Wohngebilude auf 1 aore der Begrensang der An-
zahl von Wohnungen gleichkommt.

Völlig verschieden von den fostländischen Einrichtungen sind die

Organisationen auf dem Gebiete des Realkredits; als hauptsächlichste

Gegensätze sind zw bezeichnen: kein Grundbuch nach deutschem Mnster

— von eiaepi neueren örtlich beschränkten und auf starken Widerstand
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stoßenden Versuch abgesehen ; keine Hypothekenbanken nach festländischem

Vorbild; geringer Kapitalbedarf für spekulative Zwecke und somit bisher

reiciiliche und iMlb pe Kapitalzufuhr für produktive Zwecke. Das Kapital wird

dem Boden in England in der Hauptsache als Produktivkapital oder Melio-

ratiunskapital zugeführt, d. Ii. zur Schaffung neuer materieller Werte. Eine

Belastung des Bodens zu 9iJ bis 96^/0 der künstlich aufgetriebenen Werte

ist den englischen Verhältnissen fremd. Ebensowenipr besteht dort im

allgemeinen eine dauernde, unablöshare Verschuldung für Wohngebaude.

Über da8 Verbälinis vou Hausform und Kapitalbedarf s. oben

8. 416 f. Ftlr die Bescbaffong von Bealkredit kommen iii«li6«ond«t« in

Betracht: private Geldgeber, vorzn<;Hu eise durch die Vennitteiung der
Solicitors, (b'e in allpti mit dem Bodenkredit verbundenpn Geschäften

eine bevorzugte Stellung einuehmeu; die zahlreichen Buiidingsocieties,

unter denen in England nicht BaugenossenBcbaften zu verstehen sind,

sondern BankreditgeeellBcheften, die das Kapital som Hänserbau vor-

strecken und auf jährliche Tilgung der hypothekarischen Schuld halten

(s. oben S. 550); endlich Ranken und Versicherungsgesellscbafton.

Eine überroä&ige hypothekarische Gebäudeversohuldung besteht in

Bngland bemerkenswerterwetse nnr bei solchen Omndstttoken, auf denen
eine allgemeine Schankgerechtigkeit ruht^ sogenannt« „licensed pablic

houses". Auf diese Scbatikstatten werden von den am Ansscbank be-

tei!ip:ten Brauereien und Dostillationeu, die sich hierdurch deu einträg-

lichen Absatz sichern wollen, ferner mitunter auch von Banken, hypo-

thekarieobe Darlehen in grofien Beträgen gegeben. Es verdient eine

Hervorhebung, daß bei dieser Übei belastung wiederum nur der Wert
eines bebördlicben Aktes — liirr 1 r Scliaiikkonzession — den Grnnd-

ßtückswert ausnajicht und in der Hypothek bezahlt wird. Mit dem Ilausbiiu

und dem Wohnungswesen hat die Verschuldung der Schankstälten nichts

sn tun.

Seit Einftlhrung der neuen Bodenbestenerung (1910) wird Uber
eine Abneigunj; des Kapitals gejren Anlage in Boden- und HftuserwerfoTi

geklagt. »Die Rechtsanwälte (Solicitors, als Besorger von Vermugeus-

verwaltnngen tätig) haben vielfaeh gefunden, dall der anter der Steuer»

absch&tsung erklärte Wert vom Orondeigentom geringer ist als der
seitens der C»eldgeber dargeliehene Betrag und haben eine Herabsetzung
der Hypothek verlangt. Die, Hausbesitzer waren indes mangels hin-

reichender Sicherheit nicht in der Lage, den erforderlichen Betrag zu

beschatfea. Die mittelbare Folge hiervon war, da£ die Vermögens-
Verwalter den Kapitalbesitzern den Rat gaben, andere Anlage als Hans-
besitz zu wählen"; Aldrigde, Town planning* 1916, S. 484.

Unter diesen Voraussetzungen ist eine geschftftsmäßige Auftreibung

des Bodenpreises in den früher erörterten Formen mit ihren Hilfsmitteln

der Taxierung, der Ilypothekenspekulation und des Raustellenhandels

unmöglich und unbekannt. Der Bodenpreis zeigt die oben S. 101 f.

besprochene Gestaltung, die in England etwa ein Sechstel bis ein Zehntel

des in Deutschland üblichen Baustelleupreises aufweist, iu vollem Gegen-*

Satz 7.\\ den a. a. 0. •erwähnten, natürlichen volkswirtschaftlichen Voraus-

Oberstadt, Handbuch des Wohnungswesen. 4. Aufl. 38
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Setzungen. Der niedrige Bodenpreis ermögliebt die VVabi und die Bei-

behaltung der günstigsten Banfonnen.

Im Jahre 1910 wurde nnter derVerwaltoag von Llojd Oeerge eine

neue Besteuerung des Bodees eingefflhrti dio folgende Abgaben nmfafit:

1. inerement value dnty. Wertznwacbssteuer, 20% von dem reinen Wert-
zuwachs bei Geländeverkftufen; Ertrag i.J. 1913 465 080 M.; 2.Reversion

duty, Heimfallabgabe, 10% der Wertäteigeiutig, die der Grundbesitzer bei

dem E!rl08cben ned der Bmenemng eines Bodenpaohtvertrages ereielt;

Ertrag 1918 1417 560 M.; 3. undevelopped land duty, Abgabe von ua«
erschlossenem Gelände, 7j peuny jahrlich für je 1 £ Bodenwert (s. unten

§ 154, Koloniallander), Ertrag 1913 2 585 960 M.; 4. Mineral rights

duty, Bergwerksabgabe, Ertrag 1918 246S9860 M. Bei der Abgabe
von nners( hlossenem Gelftnde werden Steuerbefreinngen in einer großen

Anzahl von Fällen gewahrt; die wichtit^sten Rpfreinrgen Himl für: 1. Ge-

lände im Werte von weniger als 50 £ per acre i
= 25 Pf. für den

Quadratmeter). Landwirtschaftlich genutzter Boden ibt der Besteuerung

nur dann nnterworfen, wenn nnd insoweit der B.anstelienwert des Ge*
landes den landwirtschaftlichen Wert übersteigt. 2. öffentliche Gerten

und Freiflachen. 3. Private Freiflächen, zu denen der Öffentlichkeit ge-

nügender Zutritt gewahrt wird. 4. Zubehör zu Hausgarten. 5. Spiel-

nnd Erholungsplatze, auch im Priyatbesit«, die diesem Zweck dauernd
dienen. — Als „Erschließung des Geländes" ist ansnsehen die Anlage
von Straßen. Wegen, Kanalisationseinrichtnng^en nsw. Doch kann 10
Jahre narh erfolgter Strnßenanluge das GolRnde im Falle der Nicht-

bebauung gleich unerschlosseneni als bteuerpflicbtig erklärt werden. Zu
den Orimdtötsen der Zuwachsstener *vg1. Handb., 2. Aufl., 8. 481 und
meinen Aufsatz „The problems of town developmeat"» Gontemporary
Beview, Dezember 1909, S. 660 f.

Für den Zweck der Steuererhebung wurde in den Jahren 1911/14
eine Schitsung des gesamten Orundbesitses des Kfloigreichs vorgenommen,
die bis 1918 einen Aufwand von 27,86 Mill. M. (Oesamtansatz 40 Mill. M.)

verursachte. Auf den Einwand des geringen Reinertrags der neuen

Stenern entgegnete die Regierung, daß ein größeres sofortiges Erträgnis

nicht vorautige^etzt wurde, obwohl bereits bei den Erbschaftssteuern ein

nnmittelbaree Mebranftommen in bedeutender Höhe infolge der Boden

-

abschataung eingetreten sei. Erst nach dem Abschlufl der Schitzungs-

arbeiten sei eine Erhöhung der Einkünfte zu erwarten; Bernhard
Hallet, British Budgets, London 1913, 'S. 336,

Nach Knegsabschluß hat tu Fachkreisen eine lebhafte Bewegung

gegen die durch das Finanzgesetz von 1910 verfügte Besteuerung des

Bodens eingesetzt Es wird darauf hingewiesen, dafi das Gesetz die nnter-

nebmennafiige GelindeerschlieBttDg zum Erliegen gebracht dnd die fQr die

private Bautätigkeit unentbehrliche Marktversorgung und Bereitstellung

von Baustellen unterhnnden habe. Der Rttckgang der privaten Parzel-

HernngstltigiEeit hat einen Rttekgang der Banunternehmung zur unmittel-

baren Folge. Bei der anerkannten Notwendigkeit der Belebung der

"^utStigkeit wird seitens der Beteiligten die Aufliebung odeir Abänderung

•des Pinanzaktes von 1910 als erforderlich bezeichnet
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Die im Bepteinber 1917 von Fachleuten des Boden- und Baa>

geschäfU einberufene Woltnaogskonfereüz war in der Lage, folgend«

amtUob« Ziffern der Bftutfttigkeit fttr die 40 größten Gemeinden
von England und Wales miUnteilen:

Oeeentiebl der von 1900—1916 errichteten Hftaeer: 854648
darunter durch öffentliche Verl&nde erbaut: 6686

Anteil der priyaten Bantfttigkeit eonii 98,18 %.

> Im jahrlichen Dnrehaohnitt worden erbant:*

1900-1906 1907—1910 1911-1914
82 400 28 697 18 780 UAuser.

Die Zahlen lefgen die überragende Bedeutung der privaten unter-

nehmerniaßigen Bantatigkeit und H^n Rückgang nach dem Erlaß des

Finanzaktea. Zufolge der in den Timeü vom 23. Alai 1919 veröffeutlicliten

Angaben war die Oeeamtiahl der errichteten Geb&nde von 127 601 i. J.

1902, 114420 j. Jl 1909 auf 48899 i. J. 1910 gesanken. Der fiflck-

gang des privaten Wohnungsbaues nach 1910 ist somit in beiden Ziffern-

reihen augenfällig'. — Während der Kriegsjahre war, bei der Stillogting

der privaten Bauunternehmung, die Wirkung der Besteuerung auf diesem

Gebiete nicht ftthlbar. Hit der Wiederaolnahme der Bant&tigkeit madkt
sich der Widerstand goi;en den Fi nanzakt geltend, dem nachgesagt wird,

.daß er seine Ziele nach jeder Riobtang verfehlt habe. —

Die Institutionen, auf denen das Woliuungswesen beruht, sind in

England von Anfang bis Ende denen der L&nder der Stockwerkabanfong
nnd des hohen Bodenpreises entgegengesetzt; das Ergebnis ist dem-
gemäß auf allen Gebieten das entgegenpresetzte, obwohl die Vorbedingtingen

der neueren Entwicklung, wie bemerkt, allgemein die gleichen sind.

Zur Erklärung der abweichendeu Ueutaltung des Wohuungsweseus wird

in der deutaehen Liieratiur auch das Klima herangeaogen. Bs braucht

heute kaum mehr gesagt zu werden, daß der Hinweis unzutreffend ist.

Das Dreifensterhaus war in Deutschland bis in die COer Jahre des 19.

Jahrhunderts allgemein, und ist an vielen Orten noch heute die vor-

herrschende Banform fttr die Kleinwohnung; s. hier oben S. 80, 172,

176, 178, 315 und 491. An der Verdrängung des Kleinliauses in

DeutHchland ist das Klima ebenso nn.schiildig wie an dwr Erhaltung der

Hauslorm in Belgien, Holland und England.

III. Die Bautätigkeit

§ 136. Die Entwicklung des Wohnungswesens in England, soweit

Bie der privatgewerblichen Tätigkeit obliegt, ist das Werk der Speka-

lation; jedoch nidit der die BodenpreiM auftreibenden Wertspeknütion,

sondern das Werk der ihr entgegengesetzten Handelsspekulation, die

das Risiko nnd die Arbeit der Ifarktversorgnng flbemimnit, Oegen-

Bltse,' die wir znTor oben & 971. und später kennen lernten. Tri^jer

der Banlfttigkeit ist bei der vollständig gegensätzlichen Gestaltung der

fiauhndpretse (oben S. 101), nicht eine die Aufblähung des Bodenwertes
38»

Digitized by Google



&96 Adittt Ttil.

betreil)ctuie Bodenspekulation, sondern ein selbständiges, allerdings

spekulativ geleitetes Baugewerbe.

Der Bauiiiiterneiiiner. in Deutschland der Handlanger des Boden-

bpckuluutcii. ist in England ein zwar kreditbedOrftiger, im übrigen aber

unabhängiger Geschäftsmann. Mit der Aufbringung des Kapitals ffir

den Boden — in Deutflchknd der Hauptpunkt — hat der Btiioiiter-

nehmer bei dem allgemein Ablieben System der Bodenpacht (Leaaebold)

Überhaupt nichts ru tun. Schon hierdurch wird die Funktion des

Bangeweriiea eine vollstftnd^ verschiedene von den oben S. 137 f. und

S. 390 f. g^hilderten VerhSltnisien. Bei dem englischen Flachbau er-

geben die Baustellenpreisc flberdies einen Betrag, der auch bei „Free-

hold*^ unschwierig zu beschaffen ist. Das Baugewerbe ist demgemftfi

ein kapitalistischer Betrieb, der den allgemeinen Konjunkturschwankungen

unterliegt wie jedes andere (lewerbe, im übrigen seinen aber durch die

wirtschaftlichen Verhältnisse bestimmten Gang geht und keineswegs

vollends sich in Zuckungen und im offenen Gegensatz zu der allgemeinen

Wirtschaftslage bewegt (oben S. 192 und 399).

V^]. hierzu Sh ad weil, Industrial Efftciency, Tom. II, p. 186:

„Außerhalb von London und einigen wenigen anderen besonderen Ort-.

lichlceiteD ist du Problem der Anzahl der Wohnangen nicht dringlich,

and in den meisten Provincst&dten besteht es fiberhaupt nicht; das

An^'ebot ist beinalie ausreichend und wird es immer molir. I''^ik1 seibat

in London ist dio (iringÜche Schwierigkeit bet^clniUikt auf das innere Ge-

biet; auüerlialb, in Greater London, wiohnen die Arbeiterkiasseu ebenso

in Einseibaasem wie anderswo, und das Aogebot halt gut Schritt mit der

Nachfrage. Ich habe während der letzten 16 Jahre die Erbauung von

vielen HiuuiertPn von Kilonietem von Straßen an der nördlichen und

östlichen Peripherie beobachtet, die ausschließlich au» solchen Hausem
bestehen. Wir haben nichts, was mit der Wohnungsnot zu vergleichen

« ist, die in Deutschland herrscht, und die verhältnismäßig niedrigen Mieten
in Entrland sind ein Ergebnis dieses verhältnismäßi-: reiclilichon An-

gebots." Zitiert von Horsfall, Ztschr. f. Wgsw. 1Ö06, Bd. IV, S. 241.

Der Boden ist in den Mittelstädten und in den für die Klein-

wohnungen hauptsächlich in Betracht kommenden Außenbezirken und

Vororten der Oroßstfidte allgemein als Freehohl (unserem unbeschränkten

Eigentum eiitspreeheml ) zu haben, \on tieu großstädtischen spekulativen

Bauunternehmern wird iedoch der Kapitalersparnis wegen die Form der

Baupacht — Leaseiiohl, ähnlich unserem Erbbaurecht — vorgezogen,

auch wenn der Boden als Freehold erbältlich ist.

„Lease" (von dem normannisch- französischen laisser = (Iberlaiiscn)

ist im GruadstUcksverkehr ein Vertrag, durch den der Grundbesitzer die

NtttsDDg eines Oroodstflcks auf eiae seitlieh begrenste Dauer '— also

sieht endgültig und immerwährend <—> tlbertr&gt Bei der Überlassung

nnbebaaten Bodens cum Zwecke, des HAnserbaaes betragt dieZeitdaner der
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„Lease" beute meist 99 Jahre; sogeoanDte building-lease. DieHe befristete

Veräußermiir durch Zeitpaclit wird iiit-besoudero bei der Verwendung
für städtische BHUstellen gewählt; eiiunal f^eHchielit <!ie8 -- wie allgemein

bekannt — bei groben Grundherrea und Korporationen zum Zwecke
der dauernden Feeibaltung des Grandeigentums; femer aber auch bei

kleinerem und mittlerem Grundbesitz, weil die Baupacht in Grofistftdien

die Vorztige der leichteren Verkeljrsfähigkeit und den p;erin^'eren Kapital-

bedarfs bietet. Im allgemeinen lälit sich sagen, daß in der Groliätadt,

ioBbesondere in London, die Verwendung des Bodens in der Form der

„Leasebold'* vorwiegt, wAhrend dagegen in den Mittel* und KleinstAdten

und auch in den großstädtisohen Aufienbeairken vielfacli die VertoBe-
rang als „Preehold" (^rfolgt.

Daß der Boden in Eoglaad oder auch nur in London in den
Binden von Stiftungen und einiger Familien des Hochadele sei, ist nicht

satreftend, scheint aber eine bei deutschen Schriftstellern kaum ausrott-

bare Vorstellunjr rn bilden. Gebunderios Eif^cnttiin findet sich vielfach,

wenn auch nicht ausschließlich in Inner-London. Für die Stadtorwoile-

ruugsbezirke von London, und vollends für die Proviuzst&dte, beruht

die Annahme indes auf einem Irrtom. Das' HifiverstJlndnis mag snm
Teil daher rubren, daß in den Großstädten sowohl das Baugewerbe wie
auch vielfach die IlaiiskUufer der Verkehrsform des Leasehold den V^orzug

geben, auch wenu der Boden als Freehold zu haben ist. In ländlichen

oder balblftndlichen Besirken lehnen die Oroßgrundbesitzer mitunter den
Verkauf von Gelftnde ab; doch kommen ihnliohe Verhftitnisae auch in

Deutschland vor; vgl. oben 8. 494 ttnd meine St&dtische Bodenparsel-

lierang in Englaad 8. 86.

Die von der privatgewerbliehen spdcoIativeD Bautätigkeit Torzug»-

weise hergestellte Form des Kleinwobnungsgebftudes ist das EinCsmiiieD-

reihenhaus. Die beifdgenden Abb. 140—146 zeigeo einige der fOr

das Arbeiterwohnhans meist angewandten Bauformen.

Das Haus Abb. 140 ist der spekulativen Bautätigkeit iu eiuer

der Industriestädte mit starker Bevttlkerungssnnahme, Ipswioh, ent-

nommen und stellt eine der beliebtesten Formen des. Sinfamilienhanses
dar; es enthält fünf Zimmer, Kfirhe und Nobonräume. Im Erd^^eschoß

ist ein geräumiger Hausflur vorhanden; an dem zu ebener is^rde gelegenen

Wohnrimmer liegt das vorgeschobene Bay^Window; es ist dies ein Vor-
bau, wie er in den norddeutschen Städten unter dem Namen „Auslacht*
vielfa'h üblich war nnd sich auch heute noch an den älteren Bauten
von Brcnjen findet; v<rl. oben 8. 318 und Abb. 53. Die Reihenhäuser
werden regekiiäihg als Doppelhäuser mit gemeinsamer Brandmauer ge-

baut. Bine Hervorhebung verdient das Vordach der Abb. 140, das die

Möglichkeit bietet, bei jeder Witterong vor die HaostUr treten und einen

Sitz vor dem Haise einnehmen 7.n können. Der BodeTipr^^is für das

Haus Abb. 14U stellt sich auf rund 400 M., hierzu die btraÜenkoRten

rund 90 II., die Baukosten betrugen (vor 1914) 3200 M., insgesamt
3700 M.

Abb. 142 stellt ein Arbeiterhaus von Felixstowe, einer industrie-

losen Provinsstadt, dar. Das Hans enthalt im Erdgescbofl awei Wobn-
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simmer nod in Obtrgasdiofl drei Schlafräame, femer im Dachgesehrf
no« Ii ftin perftiimi^irp?» von r\er Straße beÜchtetea iSchlafzimmer. Der

Vorbfta ist hier stärker beton liurch zwei Geschosse durchgeführt lud

durch eiiMii hflbacben Giebel abgeächlowen; im Erdgeschofi ist das «boi

bM|»roelMiM TordBeb eingafllgt, D«r Preis d«r Bsostelle von 100 FvB
Tiefe betrag hier 1100 M. einschließlich Straßenkosten, Has ist 6,50 M.
fttr den Qosdrstmeter; das iertige Haos kostet« (vor 1914} 5600 M. —

Abb. 140. Einfamilienreilienbaus (Ipawich).

EfdfeidMt Obamfledioi

Abb. 141. GnmdriA so Abb. 14a

Das Haus verdient unsere Aufmerksamkeit auch deshalb, weil es sich

nach Anlage und Qmndrifi ansohwer an sinem Zweiwohnungsbans mit

swsi Klaittwohnnngsii mnwsndelii liafi«.

Das Haus der beifolgenden Abb. 144 ist in einem Vorort vod

London in der ablieben Weise auf Leieehold — Bodenpidit ton

99 Jahren ~ erbaut

biyiii^ed by Google
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Ausland.

• Das Haus Abb. 144 tat als

mechanics dwelling" — zu bezeichnen.

Es enthalt im Erdfieschoß den Haus-
flur mit kleiner Vorhalle, zwei Wobn-
r&ome, Kttcbe, SplllkQob«, SpeisokAm-
mer, Koblenrftam, Bad, Abort; ins-

599

Arbeiterwobnan^ „sasperior

Abb. 142.

EiufanulienreibenbauB (Kelizstowe).

gesamt fllnf Räume, Kfldie nnd Neben*
gelasse. Der Verkaufspreis des Hauses
stellte sich vor dem Kriege auf 6000 M.,

jedoch ohne den Preis von Gruud und

Boden, ftfr den 110 M. Bodensins m
sahlen sind. Das hölzerne Vordach,

das sich an den Häusern Abb. 140

und 142 findet, fehlt. Der beliebte

Erdgeschoß Obertrost hoß
Abb. 143. Grundriß zu Al)b. 142.

, Abb. 144.

EinfuniUeoreihenhaua (London).
Erdgeschoß Obergesclioß

Abb. 145. Grundriß zu Abb. 144.
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Vorraum, «ler bei jeder Witternn^x zum Untertreten erwünscht ist, H>«rde

jedoc]) (iadutcb ges^cbaffeD, daU die HaUistUr utn etwa einen Meter nach

innen gerückt ist (vgl. Abb. 145), so da0 hier ein sogenannter „Porcb"

entsteht. Die Bftuetelle hat die vielfach ttblioheti AInneatiuigeii von

16 FuJ) Front 7.n 100 Fuß Tiefe. Die Kosten der Straßenaulage be-

tragen rund 10 Shilling für den Fuß Front oder etwa 160 M. für die

Baustellej sie setzen sieb zusammen aus den Kosten des Straßenbaues,

der Pflasterung, der Leitungsrohren und der Kaoalisation, die hier eine

doppelte ist; es sind behördlicherseits getrennte Kanäle ffir die Baas>

eotwftssernng und für das Oberflicfaenwasser vorgeschrieben.

Die Häuser der Abb. 146 zeigen die Bauweise des kleinen

Einfiunilienreihenliauses in Liverpool. Der äußere Eindruck der Klein«

hAuser ist ein freundlicher, der gesteigert wird durch das hübsche —
und dabei billige, einfach wirkende — Baumaterial. Jedes Kieinhaus

enthfilt im Erdgeschoß Wohnstube und Kfiche, im Obergeschoß zwei

Schlafstuben. Der Mietpreis beträgt vor 1914 362 M. jährlich, mit

Einschluß sämtlicher Abgaben.

Die Kleinwohnungsmieten sind in England, auf df?) (^Quadratmeter

nutzbare Fläche und auf die vergleichbare Wohnungseinheit berechneti

weseotlicb niedrig ab in Deatscbland. Zndem ist die Bntwieklung
der Mietspreise in der Zeit bis snm Kriegsausbruch eine für die Mieter

allgemein günstige gewesen. Der Stand der Wohnungsraieten wurde
durch Erhebungen des Uandelsamtes für den Zeitraum von 1880/1900
und 1906/1912 ermittelt; vgl. C. v. Tyszka, Löhne und Lebenskosten

in Westeoiopa 1914. In dem Abschnitt 1880--1900 ist eine Aofwftrts-

bewegnog su verseidineni die nach Prosentzablen für

London Groliliritnnim'n ohiie London

Wobnb&user unter

50 £ Jahrnmieta
Wohnb&user unter

80 £
in 20 Städten Wohnhäuser
Ober 20 £ Jahreimiet»

1880
»90
1900

87»9

91,0
100^0

79,8

66^2
100,0

85^

100,0

ergibt. Für 1905/1912 hat dagegen in London, Li verpoot, Nottingham,
Plymc .'h, Edinburgh ein KUckgang der Wohnungsraieten um 5— 1 %
stattgefunden; unverändert blieben die Mieten in Manchester, Glasgow,

Birmingham, Bradford, Leeds, Dublin und in einer Reihe anderer Städte;

eine Erhöhung, snmeist von 1—8% ist nnr in einer Ansabl gerade

von minder bedr n !r i, St5ldten zu verzeichnen; a. a. 0. 190 und 198.

Vgl. hier oben 8. 202 und 160. Bei der Vergleichung der Wohnungs-
mieten ist in Betracht zu ziehen, daÖ die Mieten in England bei der

Kleinwohnung regelmäßig die Stenern trnd Abgaben enthalten; s. Eber>
Stadt, Housin^', Nelsons EnojrclopHedia, 8. 287. Über das Verhältnis

von Miete und Einkommen s. v. Tvszka, a. a. 0. S. 184 und 290.

Bodengesellschaften Hind in England vielfach tätig: sie haben

die wünschenswerte Form der reinen Parzellierungsgesellschaft, die sich
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der nof \vf!iiili}»en und an sich gewiDnbriu^'finicn Umwandlinig von Ackor-

laiid iu Bauland widmet, jedoch unter völliger Abwesenheit jener langen

Kette vofa Zwiscfaenmänneni and Hilfsperaonen, die ffir die Preistreiberei

unserer Bodenspekulation notwendig sind. Der Betrieb der englisehmi

B<KiengPPel1s( ]iafteii umfaßt die für den Städtebau unentbehrliche T-eistung

der iStraüenaufsciilietiung und Bodenaufteilung; sie suchen ihre Grund-

stücke oaeb ItaafmftDnischen Gesetzen mit Kutxen, aber ohne Schiebungen

und möglichst nniniteelbar an reale Kftnfer abaasetsen. Vgl. Jhier&ber

und Uber die besonderen Formen der Kapitalbeschaffniig meine ^Stidtische

fiodenparzelliorung in England" im einzelnen.

§ 137. Die gewinnlose Bautätigkeit scheidet sich, wie in Deutsch-

land, in drei Gebiete: öffentliche Verbände, Arbeitgeber und Stiftungen

und gemeinnützige Bautätigkeit. Unter tleti öffentlitlien Verbanden sind

es die Gemeinden und OrtBverwnltungen. die eine außerordentlich

umfangreiche Bautätigkeit entfaltet halien und nach dem Wohnungs-

gesetz von 11)19 als einer der ilauptträger des KleinWohnungsbaus in

Betracht kommen.

Die englische Wohnungsgesetzgebung war in ihren Anfängen und

in ihren Hauptteflen, wie oben S. 600 gezeigt, zunächst eine Assani er u n gs -

gesetzgebung, die hervorgerufen wurde durch hygienisehe MißstSnde,

wie sie im Stidtebau bis in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts be-

standen. Die Sanierung schlechter innenstädtischer Bezirke wurde von

den Stadtverwaltungen tatkräftig in die Hand genommen. An die

Niederreißung ungesunder Wohnhäuser schloß sich dann die Errichtung

von Neubauten auf dem gesäuberten Gelände. Mit der steigenden

Fflrsorge fflr das Wohnungswesen gingen die Gemeinden und örtlichen

Verwaltungskörperschaften dazu über, bei Bedarf neue Wohnungen fOr

die arbeitenden Klassen zu errichten.

Die Stadtverwaltungen von Glasgow, Birmingham, Manchester,

Liverpool, das Londoner County Counrü and die einzelnen Londoner
Sondergemeinden haben eine große Tätigkeit im Bauwesen entwickelt.

;Grofie Untemebmen zur Sinbernng der Innenstädte wurden dttrchgeffllirt

in London, Boundarystreet Iroprovement (London County Council, Auf-
v.pn'lnng 67« Mill. M.); Birmiughani (Qesamtaufwendung 2674 Mill. M.';

ülaagow (City lüiprovement, Aufwendung 24t^U ^)« Manchester

(9 Mill), Newcastle, Sheffield.

Liverpool hat die Stadtverwaltung bereits im Jahre 1869 mit
eigenen gemeindlichen Wobuungsbauten begonnen und seitdem Leistungen
stattlichen Unifang«< in der TlmgoHtulrun'j: der Innenstadt durchgeführt.

Die Bautätigkeit der Stadtverwaltung erstreckte sich auf die alteren

innenstftdtischen Bezirke mit nntemonnalen Wohnungen. In zahhreicbea
Straßen und Bezirken wurden die altAi Gebände niedergelegt und durch
Neubauten «rsetzt. Die ersten Rauten des Jahres 1869 und einige der

späteren wurdeu fünfgeschossig gebaut (s. oben S. 588). Die Banforro

des Blockgebäudes ist indes bei den arbeitenden Klassen unbeliebt und

wurde deshalb aufgegeben.

Digitized by Google



Autltnd. 603

Die neueren gemeindlichen Wohnungf^ltnnten von Livei'pool haben

in der lunenstadt die Form de» MehrwobnungöhauseH. Die beifolgende

Abb. 147 zeigt die Form des dreiges^chossigen Wohnbauueä, da» meist

Wokmingeii von aw«i Binnen enthftlk, in MietBwerto von 156 H. jftlir-

lieb. Die Wobnungen sind mit WarmwaBserverscMTgang vorteilen. Die
Stadtverwaltung von Liverpool bat bis 1908 insfjesnnit 2170 Woh-
Duugen mit einem Aufvvuud von 8,7 Mill. M. errichtet. Die NettO'

Ifieteeinnahme ergibt 2,32% Verzinsung aaf das anfgewendete Kapital.

Wenn man den günstigen Einfluß auf die Gesamt bevölkerung in Rechnung
stellt so ist das Ergebnis der inn u st iui tischen Baupolitik siiherlicli ein

äußerst befriedigendes. Indes liegt auch rein rechnerisch und volkswirt-

schaftlicb eine weit rentablere Ausgabe vor, als wenn mau jene 9 Millionen

atttekweise jftlirlich ftlr Armenunterattttsung anagegebeii und veraettelt

b&tte; 8. oben S. 373. Vgl. Uber die Wohnungsfürsorge in Liverpool

meinen Aufsatz „Die großstädtischen Innenbezirke und die nnternormalen
Wohnungen", Techn. Gemeindeblatt, Mai 1910.

Die Verbindung von Wohnungsbau und Sanierung wurde seit Eude
des 19. Jakrhnnderta nioht mehr featgebalten. Die Erfahrung bat er-

geben, daß die Niederlegun^ /.entraler Bezirke und deren Wiederbebaunng
durch Wohnhäuser überaus kostspielig ist und "gleichwohl unbefriedigend

bleibt. Ferner bat es sich geaergt, daß die Bewohner der Ölums (ver-

wabrloate Wohnungen) nach ihrer Anatroibung nicht in gute nane Woh-
nungen ziehen, sondern lieber ältere Wohnbezirke aufsuchen, in denen
sie ihre schlechten VV'ohnöitten fortsetzen (slura dwelling is a discfvso;

Thompson; 8. 50). Die neueren Bestrebungen gehen deshalb dahin,

daß die öffentlichen Verbände die von ihnen zu errichtenden Wobnungen
für die minderbemittelten Elaaaan nach Möglichkeit in den Vororten

bauen und die Anlage von Verkehrsmitteln nach den Außenbezirken

fördern sollen. Der kommunale Wohnungsbau wird hierdurch unabhängig;

von der Banierungstatigkeit, durch die er zunächst angeregt worden
war, ao daß hente die Wohnungsbautätigkeit der Gemeinden und Ört-

lichen Verwaltungskörper sich in immer stärkerem Maße auf die Außen-

bezirke tmd die ver.st hiedenen Gebiete des Wohnungsbedarfs erstreckt.

Als Gebiete der kommunalen Bautätigkeit sind zu nennen: a) die

Errichtung von Wobugebäuden für die Armatra und untersten Volks-

aehichten, die den Preia der normalen Wohnung nicht eraohwingen

können (vgl. oben S. 179 u. 664); b) Bau von Kleinwohnungen in den

Innenbe/irken, in denen Mangel an geeigneten Wohnungen besteht;

c) Bau von Kleinwohnungen für die normale Bevölkerung in den Stadt-

erweitemngebefirken; endlich d) Errichtung von Logierh&naem and
Ledigenheimen.

Nachdem die Gesetzgebung dem eigenen Wohnungsbau der Ge-

memden hinsichtlich des Landerwerbs und der Kapitalauinahme die

nötige Bewegungafreiheit geschaffen hatte, nahm die kommanale Bau-

tätigkeit einen immer gröfieren Auiaohwung. Die gemeindlichen Woh-
nnngsbauten haben mehrfach günstige, zum Teil vorbildlicbe Lösunirpn

für den Kleinwohnungsbau gebracht. Bei den von den Ort.sverwaltungen

aufgeführten Gebäuden werden als Bauformen augewandt; 1. duH Block-

bnUding (Bebauung einea größeren QelAndeblocka dareh vielattfckige

Wohngebftade); 3. daa Hehrwohnnngahaua (tenement^bouae; tenement^
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Stockwerkswohnun^'); 8. dafe Zweiwohnunfr^batif?, und i in der 'ibcr-

wiegenden Mehrzahl der Fälle das Einfamilieohauä. Die der gedr&ugten

Bauweise angehörenden Formen werden nur dft errichtet, wo der hohe

Bodenpren und die auf den Oellndeenrerb avigeweDdeten Kosten dasu

Bwingen. Es ist dies insbesondere der Fall bei den urafan^Teichen

Sanierungen in den Innenbe;!irkeTi der Großstädte. Die Baukosten der

gedrängten Bauweise sind allgemeiu höher als die des Flacbbanes; vgl.

die bei Thompson, Bd. I, &, 168 gegebene Tabelle und die in meiner

„Spekulation im neuzeitlichen Städtebau", S. 200 und 201, Anm. 6
zitierten Angaben über die unbefriedigende Gestaltung der — der

deutschen MiV'tHkaaerne im übrigen weit überlegenen — Blockbuildings.

Das i^weiwoiiuuugshauu wird auf hochwertigem Boden, der den Bau von

Binlemilieohtasern nicht gestaitet^ unter TollsMudiger Trennung der

beiden Familienwohnüngen angewandt nnd ab Coitage-flat (f1at= Stock-

werkswohnunp) bezeichnet. Vgl. Thompson, Bd. I, S. 96 und 114

and hier unten S. 609. — Eine Tabelle der Durchschnittsmieten für

jede Form der sUdtiBdien Wobnhbuer an! einen Banm beredmett nebet

den Sinielnieten fttr die veraobiedenen Wobnongtgrttflen in den einseinen

Stftdten ist Handbuch, 2. Aufl., S. 441 wiedergegeben,

Die Entwicklung der WohnnnfjpVmntjuigkeit des Ltondoner Qraf-

schaitsrats ergibt sich ans folgende! labelle;

TabeU« 39.

Die Wohnangsbaaten des Londoner County CoQQciL

Jahr Wobnungen Bäume

Schlaf-

kammem in

don Ledigen-
heimen

Bewohner-
aebafl

Miets-

einnahmen

M.

1893 56 87 324 408 7 1 .^52

1R95 358 871 324 2 06tj 1G2 392
1R9H 1 263 B2r)i 324 6 846 .")58 8ri6

•

1903 3881 324 19428 1621 760
1906 7880 21086 1845 . 44060 3549755
1912 11180 26464 1856 53487 4283142

Seitens der Londoner Sondergemeinden wurden außerdem 3302

Wohnungen mit 8321 Räumen hergestellt. St&dtische Logierhäuser und

Ledigrabeine find in einer Reibe von Stidten eniebtet worden; die

grOftte Zahl mit 2166 Betten fttr Männer und 248 für Frauen in Glas-

gow; die Gebfllir fdr eine Nacht beträgt 37» d (Glasgow) bis 6^—7 d

(London). Die bodenpolitische Tätigkeit der Kommnnalverbände ist er-

eiobtlicb ans den jahrliehen Berichten des Loeal Government Board Uber

die Anleihen, zu deren Aufnahme das Aufsichtsamt den Qemeinden die

erforderliche Ermächtigung gibt. Von 1909 (Erlaß des neuen Städte-

baugesetzes) bis 1912 \vKrdpTi in ETi^^InnH und Wales seitens der Ge-

meinden . 28 Mill. M. Anleihen für den Bau von 6365 Kleinhäusern auf-

genommen; i. J. 1918 worde für weitere 7 Millionen snm Ban von 1860
Kleinbinsern die Ermächtigung nachgesucht; i. J- 1914 für 15 2 Mil-

lionen zur Errichtung von 3337 Kloinhäusem; vg! Ijinr^u oben S. 515.

Der größere Teil der Beträge ist für städtische Bezirke, ein kleinerer,

jedoob etetig wacbeender fttr ländliche Besirke bestimmt.
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Qemafi den Anweisungen des Wofanangsgesetzes vom Juli 1910,

das von den Kommanalverbänden eine wesentlich erweiterte Tätigkeit

fordert, hat das London County Council ein Bauprogranim aufgestellt,

das. neben der Niedorlpguric' einer größeren Anzahl von Verfallsbezirken,

die Erbauung n Wulm^'ek'genheit fflr lAoöCnj Einwohner umfaßt. Für

den in d. J. U»Ui/192U durchzuführenden ersten Abschnitt des Bau-

vorhabens ist die Errichtung von lOCKX) Wohnungen vorgesehen. Der

städtische Wohnungsbau auf Grund des Gesetzes von 191Ü ist seitens

der Ortsverwaltungen allgemein in Angriff genommen worden. Über

die ii AtnflihniDg des Gesetzes getroffenen Hnfinahmen vgl unten

Anhang IL

.§ 1S8. Die Btntltigkeit der Arbeitgeber nm&6t insbesondera

jene Siedelangen, die als mnstergflltige Anlagen allgemein bekannt wurden

nnd einen großen Einflufi anf die Entwiddnnit des Kleinwohnungswesens

gewonnen haben.

Neben den 8. 481 erwähnten Anlagen: Port Sunlight (erbaut darch

Lever Bros) und Bonrnvillo (erbaut durch Cadbary) zählen zu Hen

frtlbeatea gartenstadtmäüigen äiedelungen u. a. New>£ar8wiok bei York,

•ine Schöpfung ym Joe. Howntree und das Bergarbeiterdorf Wood-
lande, von Sir Arthur Markham fllr die Brodswortb Bergwerka-
geaellscliaft begründet. Die National Metal und Chemical Bank,
die au einer Reihe von Betrieben der Großindustrie beteiligt ist, hat

fttr die ihr angegliederten Werke i. J. 1919 den Bau von Arbeitersiede»

longan ttbemommen und mm Zweck der Darchfflhnuig der Bauten eine

besondere Bauabteilung eingerichtet. Für den Betrieb von Kohlenberg-
w*»rl<pn wurden (durch Hopkin^on & Co . Worksop) i. .T fünf Ar-

beiterüiedelungea mit insgeaamt 5924 üleinhäasem in Augrifi geoommen.
Unter den Stiftungen sind die bedeutendsten: der Peabody Trust London

(6756 Wohnungen, Miete nsch dem Binkommen, vgl, oben 8. 649), der

Guinness Trust (2574 Wohnungen) und die 8atton*Staftung, 1912 mit

40 Miil. M. Kapital errichtet.

Die Bedeutung der gemeinnützigen Bautätigkeit onfilich

ist begründet in dem Umfang ihrer Leistungen, wie in dem Streben,

Fortschritte und neue Formen der städtischen Besiedelung zur Durch-

fahrung zu bringen.

Eine äußerst umfasseude Tätigkeit entfalten die AktieDbaugeseil-

Bchaften, die ähnliche Ziele wie die unserigen (oben S. 544) verfolgen.

Die AktienbaugeeeUsehaltan adblie&en Spelralationigeeehafte aoa nad
betreiben in gemeinnütziger Weise den Bau von Klein- und Mittelwoh-

nungen. Die Gesellschaften verfahren aber gleichwohl nach privatwirt«

sobaitlicheo Grundsätzen und suchen eine Verainsung ihres Aulagekapitak

mit 8—5% zu erreioben. Die bedeutendste unter diesen OeeähHshelteQ

ist die Artizans Labonrors and QenersI Dwellings Co. in Lond<mf deren

Kapital über 50 Mill. M. betragt. — Die nach dem Plan von Lord

Rowton erbauten Ledigenheime pinH in ihren eioselneo Bauten aoi die

Unterkuuit von je 800 Personen eingerichtet.
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Die weitgclieiidste Reform der städtischen ^\'ohn weise wird ver-

treten durch die (iartenstadt. Die von Howard ^'egebeneu Anregungen
(s. oben 8. 481) sind zur praktischen Darcbftthrung gelangt in der Jirst

Garden City, die in Letohworth (4& km nQrdl. London) gegrttndet wurde

und deren Aasban auf 187n Häuser mit 8200 Bewohnern vorgeschritten

Ist. Während die eigcntlklieii Gartenstädte grundsätzlich als neue selb-

ständige Siedelungen und als abgesonderte Städte angelegt wurden,

erschien es unter den heatigen Verbftltnissen als eine fast noch wichtigere

Aufgabe, die neuen Formen der Stadtanlage in Verbind mig mit den
vorhandftnpn Städten zu bringen und uniiuttflbar in dem Erweiteinnf^s-

gebiet einer Großstadt die Möj^Hrhkeit veriinderter Bfbauuni| zu /.eigen.

Als erste emer solcheii au eine betitebeiide Sladt auzug! ledernden Stadt-

erweiterong wurde i. J. 1909 in einem OrofilondcMier Vorort die Garten-

vorstadt Hampstead angelegt. Die Gartenvorstadt liegt im nOrdlichen

Sfadterweiternnt^sbezirk, mit Inner-London durch Straßenbahnen, Motor-

omnibus uud den Schnellverkehr der Tiefbalm verbunden, die in

20 Minuten Fahneil nach den Hanptverkehrsbeairken fttbrt und an das

gesamte Nets der innenstSdtisohen Verkehrsmittel anschließt. Der
Bereich der Gartenvorstadt umfaßt 652 aores ^ rund 260 ba. Die

Ausarbeitunp des Bebauungsplanes ist das Werk der Architekten Harry
Parker und Kaymoud Uuwin, denen für einzelne Platzanlagen Edwin
L. Lutjens hinsutrat; vgl. den Bebauungsplan Abb. 148.

In der Strafienftthrung ist dar Bodengestaltung entsprechend die

Lftngslinie energisch betont. Die Aufteilung des Wohngelftndes erfolgt

zum Teil durch Neberstrjißon • überaus häufig aber findet sich die An-

wendung der alten Sackgasse und des Wohnhofs in einer dem neuzeit*

liehen SUdteban entsprechenden Form. In einer gansen Reibe von Ab*
Wandlungen und Wiederbolnngen ist die Sackgasse eingefttgt und überall

mit ansprechender Wirkung. In unserer Abb. 24 (oben S. 248) finden

wir übrigens, wenn wir sie auf den Maßstab 'rrnßor Weiträumigkeit

verbreitern, das alte deutsche Vorbild für die liofgossen der neueu

Gartenvorstadt.

Für den Häuserbau in Hampstead wird die offene Bauweise bei

den f^rttünren Hausbanten wohlhabender Bewobner, im übrigen aber der

gescblosHeue Heihenbau angewendet. Eine bei dem lieibenbau überaus

häufig wiederkehrende Anordnung ist die Schaffung rechteckiger Frei-

flftcben, die an drei Seiten von Gebäuden umgeben sind (ygl. Abb. 187).

Die den Platz einfassenden Gebäude sind durchweg einheitlich be*

handelt in Anlehnung an den im älteren Städtebau herausgearbeiteten

Effekt der symmetrischen Bauweise, oben S. 62 und 69 f. Als Organi-

nationslorm wurde seitens der Unternehmer die Trenbftndersdiaft (Trnst)

gewählt. Ihrer Geschäftstätigkeit nach ist die TroubiUider.schaft itt

wesentlichen eine Bodenf,'esf i'srhaft. die sich der Aufscbließung ihres

Grundbesitzes widmet. Dpi- [länserbaii selbst ist Sache derjenigen, die

ein Grundstück in iiaupacbt erwerben, oder der Baugeuossensühaften.

Unter den auf dem Gebiete der Gartenvorstadt arbeitenden Gesell«

Schäften ist luemt zu nennen die Hampstead Tenants Limited, eine^

Mietergenr.iäfionsf-baft der sich neuerdings in England stark ausbreitenden

Form uud die Garden Suburb Development Co., die sich mit der Kapital-

bes^affnng, dem Entwerfen und dier Ansfibtung von Bauten befaflt.
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Die Tenants Societies, d. i. Mietervereinigungen, ähneln (im

Gegensatz zu den Building Societies, oben S. 560) unseren Baugenossen-

schaften, nur daß sie den Grundsatz des Einzelhauses mit Garten stArker

betonen. Die Genossenschaften bilden einen Verband, der von Henry
Vi vi an, einem der eifrigsten Förderer der Hampsteader Gesellschaft,

geleitet wird. Die auf genossenschaftlicher Grundlage stehenden Alieter-

und Hausbauvereinigungen werden im Städtebaugesetz als public Utility

societies bezeichnet; ihre Gemeinnützigkeit wird anerkannt, wenn die

Dividende auf 6—6% beschränkt ist. Die Vereinigungen hatten sich

bereits während der Jahre 1910/1914 stark entwickelt; vgl. Aldridge,
Townplanning S. 417. Eine wesentliche Ausbreitung haben die gemein-

nützigen Unternehmungen durch das Gesetz von 1919 und die daran

anschließenden Maßnahmen der Bauförderung erfahren, s. Anhang II, § 1 64 f.

Abb. 149. Reihenbau. Gurtenvorstadt HampHtead. (Offenes Rechteck.)

Für die praktische Förderung des Kleinwohnungswesens ist ins-

besondere das National Housing and Town Flanning Council tätig, dessen

Vorstand (nach dem Hinscheiden von Alderman Wm. Thompson) die

um die Bearbeitung des Wohnungswesens verdienten T. C. Horsfall
und Henry Aldridge bilden. Diese Zentralstelle sucht auf die Besse-

rung der Wohnverhältnisse, insbesondere durch Schaffung vorbildlicher

Wobnungsanlagen, einzuwirken und benutzt hierzu seit 1905 die Form
von Wohnungsausstellungen, in denen Kleinwohnungsgebäude auf Grund
von Ausschreibungen nach einem bestimmten Programm errichtet werden.
Die beifolgenden Abb. 150/151 zeigen einen der für die Kleinhaus-

ausstellung von Sheffield i. J. 1907 errichteten Bauten, damalige Bau- *

kosten 5200 M. Jährliche Versammlungen und Veranstaltungen dienen
der Erörterung der wohnungspolitischen und städtebaulichen Aufgaben,
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wobei such die bautechniscben Einzelfragen behandelt werden. In eiÄer

Denkschrift vom Janaar 1919 erklftrt der Verband, daß die wertvollste

Form der Freilliolie nieht die l^eDtUche, aondeni die mit Bigeohsne
verbandeoe Freifl&che ist (vgl. oben S. 257 und 571). Femer wird be-

züglich des Cottage-flat (oben S. 604) bemerkt; dafi die Form des Zwei-

wohnungsbaaaes bei dem britischen Arbeiter nicht beliebt sei, da ihr

die volle Unabbftngigkeit des EiafMBiUeabMiaes abgehe. Der Bebaadlottg
von St&dtebaufragen im besonderen widmet sieb dM i. J. 1914 begrOn-

dete Town Flanning Institate.

Wegen der Einriclitnnfjen für

äiedelungszerteiluDg s. oben ä. 444 f.

die Verbossemng des Znstnades

den bta.lfischen Verkehr und die

In OroU-London bet&tigt sich fttr

der Hauptverkehrsstrafien, neben EinfamüieBhsw.

der obenerwähnten königlichen

Kommission, ein besonderer Aus-

schttfi, dessen Vorsitz durch den

hervorragenden Ardiitekten Sir
Aston Webb geführt wird. In
einer Darlegung der Times vom
14. April 1919 bezeichnet der

ViMTsitsende ab banptsldiliebea

Ziel die Bessergestaltung der

überlasteten Zugstraßen und Aus-

strahler; zugleich aber soll der

Schaffung von QrUnflftchen
die gebflbrende Anftnerksamkeit

gewidmet werden. Wenn indes

bei dieser zutreffenden Betonung
des Zusammenhangs zwischen der

Fahmng derVerkehrestraBen und
der Freiflächen Sir Aston Webb
erklärt ,,A11 town planners believe

there should be 5c//s of green
around every cit^ ' , »o wird man
dieser Annahm« nidit matinimen
können. Die Forderung desOrtln-

gürtels darf ich wohl heute ge-

mäß den Erörterungen oben

8. 282 f. als tlberiiolt beseiohnen.

Die Wohnverhaltnisse für

Landarbeiter sind in Eng-

land seit längerer Zeit als ansa-

raicdieBd erkannt. Bs fehlt an
geeigneten Wohnungen lllr Landarbeiter; der bestehende Mangel wurde
während der letzten Jahre weiter dadurch verschärft, dafi in verschiedenen

Bezirken eine Anzahl untauglicher Behausungen aus gesundheitlichen

Gründen gesperrt wurde. Die oben 8.587 f. gekeunzeichnete Jäicbtung der

BeTtttkernngaentwicklang wurde gesteigert dnrdi diese nngllnstigen Wohn-
eriilltnisse, die einen erbebliohen Teil der llndlichen Bevölkerung zur

Abwanderung, weiili nicht nach den Städten, ao nach den den firwerb

Ebcrttadt, Haadboch de« WobmagnmcM. 4. AhH. 89

FIQJT

ptATM

PLAM
Erdgeschoß ObeneMhoS

• Abb. löl.
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von Landbesitz bietenden Über.-et < r eten veranlaiiten. Für den
WohntmgeniRiigel and für den Rückgang der Besiedeiung auf dem Lande
wurden vor dem Krieg« als Ursacheai «ngegeben: 1. niedrigw Lohn der
landw irtschaftlicbeii Arbeiter, allerdings verbunden mit niedriger Woh-
nungsmiete; bei den Landwirten besteht vielfach die Sitte, die Arbeiter-

wohnungen (im Ausgleich der niedrigen Lohnsätze) su billigem Preise— 1 sh bis 2 sb 6 d die Woche, mitunter gans unentgeltlich — sar
Verfügung zu stellen, so daß die private Neubautätigkeit nnlobnend
wird; 2. Scli\vien'<;keit für dio Landarbeiter, Paclitland für ihren Eigen-

bau zu erhalten; auf (irund der vorerwähnten Small Holding' Acts sind

bis 1918 nur 5 vom Tausend der Laudarbeiter iu den Benitz von Klein-

gatem geiengt; 8. in fiinzeH&llen Ubermftfiige Anlorderongen der Bau-
Ordnungen nnd der hygienischen Vorschriften, die auf st&dtieche An-
sprüche zugeschnitten und den l&ndlichen Verb&ltniesen nicht angepafit

sind (vgl. oben S. 489 u. 499).

Die Vorbereitung weiterer MaSnabmen der Inneren Kolonisation in

England obliegt dem von der Regierung eingeeetcte UnteranchnngBauesolinB
(Lan l Inqniry Committee), der i. J. 1913 seine ersten Darlegungen
veröffentlichte. Neben der Erhölmn^ der Löhne in der LandwirtHchaft

wird namentlich befürwortet die Zuteilung von Land für den i!^igenbau

der Arbeiter, Sicberstellung dvr Pacht- und Beeitsverhaltniese, Ver-
besserung des landwirtschaftlichen Unterrichte, Eindämmung des Wild-
schadens. Weiter^reliendo Forderungen verlanj^en ein Eingreifen mit

Staatsmitteln, wie es in Irland zur AnweudiuiL^ gelan^'t ist, wo bis 1912
für die JBesiedelnng des Landes Anleihen im Betrage von 158 Mill. M.
bewilligt und 89 241 Kleinbaoeer hergestellt wurden. Vgl oben 8. 604
und Snrveyor and Municipal and Gounty Engineer, De». 1912, S. 774.

Von wesentlicher Bedeutung wäre eine Steiirernng der Bantätifrkeit der

landwirtschaftlichen Arbeitgeber, die — nach dem von der Industrie

gegebenen Beispiel — Arbeiterwohnnngen errichten und sie zn an-

gemessenen, die private Banttttigkeit nicht aussehliefienden Preisen an
ihre Arbeiter abi:;eben. Durch das Wohnun^s^'P.setz von 1919 wefden
dem Wohnungsbau für Laadarbeiter bedeutende Mittel sugeftthrt.

Der Förderung der Ansiedelung dient der Small Holding (Klein-

gQter ) Act vom 1. Jan. 1908, der die OrtsverwaltungsbehOrden er-

mächtigt, Land freihändig oder durch Enteignung zn erwerben und es

als Kieingfiter zum laiulwirtschaftlichcn Betrieb an geeignete Personen

abzugehen (vgl. oben S. 591). Bis zum Mai 1919 hatten die Orts-

verwaltungen \W 100 acres Land erworben zum durchschnittlichen Preise

von £ ."5.3 für den ucre (==0,40 ha); von den hieraus erstellten 14 389

Kleingütern war indes nur der kleinere Teil (2510) mit eigenen Wohn-

gebäuden ausgestattet, während die (ihrigen lediglich landwu t liiaftliche

Nutzungen darstellten. Die Wirkung der Malinahiue wurde, gegenüber

den Aufgaben der Inneren Kolonisation, allgemein nicht für genügend

angeeeben. Das Aliaiedelungsgesetz (Land Settiemenk fadtities Act)

von 1919 bewilligt demgegenttber eine Summe von 400 MUI. die

den Ortsverwaltnngen znm Erwerb von Siedelungsgelflnde surVetfflgnng
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gestellt werden; ferner vcri>flichtel sif^f! <!ie RciL^ieniiip;. den Ortsverwal-

tunf2:en diejeiii{!;en Verluste zu ersetzen, die sich gemäü einer nach Ab-

lauf von 7 Jahren vorzunehmenden Abschätzung aus der Durchführung

der Sicilclungsunternehnuuigen ergeben. Eine wesentliclie Steigerung

der Nachfrage nach Siedcluogäland wird nach Rückkehr der Kriegs-

teUnebmer erwartet; während in früheren Jahren die Durchschnittsgröße

eines Kleingutes 14 acres (5,60 ha) betragen hat, beziehen sieh die bis

Mitte 1919 ans den Kreisen der Heeresangehurigen eingegangenen Be*

werbnngen vornehmlich auf Kleingfiter von ^ aere bis 3 oder 5 acres,

die als Wohnheimstälte genutzt «erden sollen.

Das Städtebau- und Wohnungssystem, das wir für die meisten der

kontinentalen Ländef zu bchiidern hallen, beruht auf der Verkettung be-

stimmter Voraussetzungen, ^lus deren Zusammen wirken sich die boden-

polilisciien Zustände ergeben. Auch das bodenpolitisclje S)htem Englands

ist durch ganz bestimmte Einrichtungen bedingt und an deren Fort-

bestand gebunden. Die hierfOr notwendigen Voraussetzungen werden

fraglos auf manchen Gebieten — günstige Formen der Bodenanfteilnng

and des Straßenbaues» fortschreitender Ausbau der Verkehrsmittel u. a. m.

^ auch in Zukunft erhalten bleiben. Zweifel ergeben sidi dagegen

bezüglich zweier Vorbedingungen, die zu dem Aufbau des englischen

Wohnungswesens gehören, nämlich billiger Boden und billiger Realluredit
^

Auf dem Gebiete des Healkredits hatte sich schon vor dem Kriege eine

Versteifung bemerkliar gemacht; die Zurückhaltung der Geldgeber wurde

mit gewissen Begleiterscheinungen der neuen Rodcnbesteuerung f^hm

S. 594 in Zusammenhang gebracht. Auch im Boden- und Parzellierungs-

geschäft waren Änderungen hervorgetreten.

Nach dem Kriegsahscliluß sind l)edeut8ame Verschiebungen in der

Bautätigkeit zu verzeichnen. Wenn auch bei den Veriiandlungen über

die Wohnungszustände i. J. 1919 im Parlament von den Ministern wie

von Mitgliedern des Hauses wiederholt darauf hingewiesen' wurde, dafl

bisher die WohnungshersteOung zu 96% durch das private Baugewerbe

erfolgt und daß eine völlige oder dauernde Wandlung des seitherigen

Verhiltnisses nicht zu wQnschen sei, so haben doch die Zeiterdgnisse

zu wesentlichen Neuerungen der Baupolitik gefOhrt Die neuen Maß-

nahmen sind weiterhin (s. Anhang II) im Zusaminenhang zu besprechen.

Ohne Zweifel ist die Entwicklung des Wohnungswesens auch in England

vor eine Reihe schwieriger Aufgaben gestellt, deren Lösung nicht ohne

Einfluß auf die Gestaltung der aberlieferten Einhcbtungen sein mag.
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Zeitocbriften

:

AidiilMtand Il«vi«w, with Tovn Flanning 8iip|»leB«nt — Th» Town Flanning

Sevimr. ^ TIm Mnniei|iil Jonnud. — Th« 8iitf«f«r.

8* Obersicht anderer ausländischer Staaten.

§ 139. Auf die kQnstlerische Seite der Entwicklung des Städte-

• baues hat Österreich in der neueren Zeit bedeutaam dngewirkt Die

Anlage der Wiener Bingatnifie wurde in mancher Hinalebt vorbildlidi

fSr die GrnndKOge der neueren Stadterweiterungen; der Stil der dort

errichteten Bauten gab für die Ausgestaltung der grofien Banformen

(Ringstrafienstil) vielfoche Anregung. Die Anschauungen von impo-

nierenden Städtebau gelangten seit den 50er Jahren des letzten

Jahrhunderts in Osterreich zur Einfflhrung und fonden in den Orofi-

stsdten rückhaltlose Anhiahme. Zu der Ausgestaltung der Bauweise

in den einzelnen Städten s. oben S. 6.

In Wifin ergab sich auf Grund des angewandten Systema der

Straßen- und Baublockeinteilung als allE:pme!ne Nonn des KJeinwolinungs-

baues die Mietakaserne, deren GrundriÜ und Wobnungsanlage in den

Einzelheiten noch anbefriedigender ist als in deutschen Orofistldten.

Die Ilciusbesitzverhaltnisse, die Mietspreisbewegang, die Zustande im
Rculkte iit entsprechen .d«n durch dnn S-rstem der Bodenentwicklung

ge^jebenen Voransj^etzungen. Der Wiener ürundrifi der Kleinwohnung

findet sich auch in anderen österreichischen Städten vielfach verbreitet. Zn
den Wehnverhaltoissea in Wien vgl. Karl Pribran, nach einer BSr-

hebnng des Handelsministeriums von 1912/191.4, die ein „trübes Bild"

der WohnungsxuBtande ergibt; Mitteilunj^en der Zentralstelle f. Woh-
nungsreform, M&rz 1917, S. 15 f. Über das Wohnungswesen im alige-

meinen und die Einrichtungen der Bodenpolitik s. Eberstadt, Nene
Stadien, Bd. I, 1914.

Zur Besserung der Wohnverhältnisse ist eine Beihe von Hafl-

nahmen ergangen. Nachdem daa Gesetz vom 8. Jnni 1902 Steuer^

begfinstigungen fflr den Bau von Arbeiterwohnun^ gewährt batte^

wurde durch Gesetz vom 21. Dez. 1910 für das Gebiet der Monarchie

ein WohnangsfOrsorgefonds geschaffen, dem vom Jahre 1911 ab jähr-

lich steigende Beträge zugewiesen werden. Durch Gesetz vom 28. Dez.

1911 endlich wurde eine Neuordnung der — in Österreich zu be-

sonderer Hfihe entwickelten — Gehntiflebesteuerung vorgenommen,

die für Neubauten eine begrenzte und allmählich fallende Zahl von

Freijahren und eine weitere Einräßigung für Kleinwohnungen gewährt.

Die Bestrebungen für die Wohnuiigsbesserung finden ihren Mittelpunkt

und eine tatkräftige Vertretung in der am 24. Febr. 1907 begründeten

Zentraistclie für Wobnungsreform in Wien.
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Die Einrichtung? des Wohnnrigaffirsorgefonds ist bestimmt 1. zur

Übernahme von Darlehensbilrgschaften, sogenannte mittelbare Kreditbilfe;

2. sar unmittelbaren Darlebeoegewfthning. Die erstgenannte Aufgabe
ist als die bei weitem wichtigere anznsehen. Ea sollen dem Klein-

wnbnnngshntt in der TTaTiptParlm iiiclit Htaatliche Gelder zur Verfügung
gestellt, son lern es soll die BeHcliaffimg von Kealkredit durch eine Bürg-

BchaitäUbeniahuie selten? des Staaten ermöglicht und verbilligt werden.

Die OesamtsuiDDe der sa Ubemebmenden Darlebensbürgaebaften ist anl

2()0 Ifill. £r. festgesetst; bis 1913 waren unmittelbare Barlehen in

Höhe von 812 1 11 Kr. gewftlirf und Bfirsrnfhaften für 13,5 Millionen

übernommen worden. Wegen der Beschränkung der Beleihung in Groß-

stidten «nf Yielwobnungsh&user vgl. Mitteilnngen der Zentralstelle Nov.

1918, 8. 2. Zu der Neuregelung der OebKudesfeuer vgl. Eberstadt,
Neue Studien, Bd. I, S. 197 f. Die Zentralstelle für Wohnungsreform
unter der Leitung von R. Maresch, Karl Pribram, M. Spiegel und

Mitwirkung von Heb. Rauchberg-Prag betätigt sich auf dem Gesamt-
gebiet der Wohnongsfarsoi^e und der Bauförderung.

Eine grOfiere Bautätigkeit haben die Arbeiter-Unfallversicberongs*'

an'jtniten einiger I.andesteile entfaltet , die in fünf Bezirken aus ihren

verfügbaren Mittein ArbeiterwnlinlifluHer oirii litet haben. Von Gemeinde-

verwaltungen wurden Wohnungen für uiinderbemittf^lte Einwohner erbaut

n. a. in Wien, Prag, Olmttts, Wiener-Neustadt. Arbeitgeber beben in

den Industriebezirken Wohnungen in größerem Umfang geschaffen,

namentlich Liebig-Helclienherg, Mandl-Jfastig. Knipp-Berndorf, Vöslauer

Kammgarn-Fabriken, zahlreiclie Bergwerksunternelmiungen u. a. m.; s.

auch' die Abb. der Vierwobnangsbäuser der Arbeiterkolonie Preßburg von

Hartwig Fisobel, Wochensehr. f. d. öClentl. Biiadienst, 25. Jan. 1917,
S. 42. Auf dem Gebiete der gemeinndtsigen Bautätigkeit haben sich die

Baugenossenschaften seit dem Jahre 1910 stark entwickelt, die Zahl der

Genossenschaften betrug 30 i. J. 1897, 306 i. J. 1910 und 601 i. J.

1912, die — nneb einer allerdings nur einen Teil der Vereide um"
fassenden ZusamDenstellung — 6663 Wohnungen hergestellt hatten;

Ewald Pribram und K. Forclilieitner, X. Intern. Wohnun^'skongr.

1913, II, S. 1 f.; E. Pribram, Mitteilungen d. Zentralstelle, Sept. 191.S.

Unter den Stiftungen niuiuit die Kaiser-Franz-Josef-Stiftung eine her-

vorragende Stelle ein. Die mustergültige Anlage eines Ledigenheims

wurde i* J- 1910 in dem Bezirk Hernais in Wien errichtet. Zu den
Wohnungsverhitltnissen auf dem Lande vgl. E. Pribram, Mitteilnngen

d. Zentralsteile 1914, Nr. 35, S. 2f. — Ein Reichsverband für Krieger-

heimstätten ist am 30. April 1916 in Wien (Vors. Ejlz. Dr. Franz Klein)

errichtet worden. Die erete EriegerbeimstAtte wurdis in Aspern bei

Wien unter Beteiligung der Wiener Gemeinde 1917 begründet. Zu den

systematisrhen Mängeln der Bodenpolitik in Österreich äußert sich Hans
Goldschmid im Wiener Fremdenblatt vom 9. Febr. 1919. Wegen des

Baues von Notwohnungen e. unten Anbang II.

In Ungarn wurden in den Jahren 1907 f. wichtige Ifafinahoen

der WohnungsfUrsorge beschlossen. Die Staatsverwaltung wurde er*

mächtigt, unter Aufwendung größerer Geldmittel Arbeitersiedelungen und

Arbeiterwohnungen auf dem Lande zu errichten. Im Jahre 1909 stellte

die Stadt Budapest gegenüber den ungünstigen Wobnungszuständen ein

•
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von Bürgpnneister Barczy entworfenes Profrramra aaf, das den Bau
von Lo;^ierhausorn , Volksheimen und von Kleinwohnungen umschloß.

Zui Durchführung dieser Plane wurde für die Jahre 1909/1910 die

Summe von 80,8 Hill. Kr. bewilligt. Bis Ende 1912 bat die Gemeinde

rund 4600 Kleinwohnungen erbaut und damit unter den festländischen

Staaten die Hr.^Iistzahl im kommunalen Eigenbau erreiclit. Eine groß-

zügige Anlage ist seitens des ijtaates in Kispest errichtet worden; die

Siedelung umlafite 1912 8000 Kleinwohnungen und ist auf eine be-

deutende Vergrt^mng berechnet Der gemeindliche Wdinungebau kam
wahrend des Krieges zum Stillstand; i. J. 1918 wnrdo seitens der

Ungar Stie lte- htkI Gemeindeförderungs-A.-G. der Bau von drei Häuser-

blocks mit Kiomwuhnungen unternommen.
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II. 8<-h\veiz.

§ 140. Durcli die alte Überlieferung ihrer Städte, wie durch die

Schönheit ihrer landschaftlichen Bilder erscheint die Schweiz darauf hin-

gewieson, die besondere Ausgestallunr^ des Bauwesens und die Formen-

gebuug der Gebäude zu iiflegcn. Eine Reihe von Umständen wirkte

zusammen, um den älteren Schweizer Hausbauten ein eigentümliches

Gepräge zu geben. Die geographische Lage des Landes, wie die Wander-

lu.st der Bewohner vermittelte die Bekanntschaft mit fremden Bau-

formen; während zugleich das starke Heimatsgcffihl in der älteren Zeit

stets vermochte, die fremden Einflüsse mit dem iieimischen Baustil zu

Digitized by Google



616

verschmelzen und ihre ausschließliche Herrschaft zu verhindern. Eine

treffliche Handwerksübung in der Verwendung heimischer Baustoffe trat

hinzu, um in den städtischen, ländlichen und bäuerlichen Hausformeo

Vorbilder von Eigenart und Charakter zu schaffen.

Holzbau und Sleiubau haben sicl^ selbständig, jedoch örtlich uuter-

mitoht, mtwiekelt; d«r Stoinbao wird Bdion in der älteren Zeit aafier>

halb der St&dte, im Oebirge und in kleinen Ortscfaeften, angewendet.
Dio Formen sind von großer Mannif3:falti<rkeit und zei^^en in den Grenz-

bezirken und lange der alten Haupthandelsstraäen oft fremde Einwirkungen.

An den alten, hente «un Teil erlassenen HandelsstraBen des £ngadin
glaubt man oft etaffelweise den Weg verfolgen zu können, auf dem
landef^frcmdo Meister mit ihrer HandWerkstechnik der Freskomalerei und
der Steinmetsikanat vorgedrungen sind. — In den Städten zeigen ins-

besondere die deutsch-schweizerischen Gebiete noch heute zahlreiche

Beispiele der Sebweiser Eigenart.

Für die lltere stldtische Bodenentwicklung ist vor allem auf die

unerreichte Untersuchung unseres Wilh. Arnold, Geschichte des Eigen-

tums in den deutschen St&dten, hinzuweisen, die auf Baseler Urkunden
bemlit. Die Anfteilung nnd die Verkehrsformen des stldtiseben Bodens
und ihre Bedeutung für die stä l i lie Bevölkerung werden von Arnold

eingehend dargestellt, wobei Arnold im einzelnen über die seiner Schil-

derung gezogene zeitliche Grenze hinnusgreift. Das Einx.elhaus und der

Bigenbausbesitz wurden darnach in Basel bis in. die jüngste Zeit fest-

gehalten: „in Basel gab es bis vor knnem (1861) keine MietsbAnser.'*

Der 'neu« Absdinitt des Städtebau^ bringt das wlbrend der

zwdten Hilfta dos 19* Jahrhunderts ausgebildete Baosystem naeb den

sehwetzerisdien Stidten, die Stodcwerkshftofang breitet sich ans, wobei,

wie unsere Tabelle oben 8. 6 zeigt, der Einfloß der in Frankreich

mtwi<Mten Bauformen in den westschweizerischen Städten am stärksten

hervortritt Größe und Wachstum der Stadt sind auch hier nicht ent^

scheidend; Genf zeigt die höchsten, Basel, Schaffhausen und Winterthur

zeigen die niedrigsten Behauanngsziffern, wahrend Zürich zwischen beiden

Größen die Mitte hält

Das Einfamilienhaus ist allerdings in den vorgenannten Stildten

allgemein durch die ätockwerksh&ufung verdrängt worden. Dali bei einer

Bebaasnn^iffer oo mehr als 40 Personen bereits dsflyielwohnnngshana

Torwiegt, wurde oben 8. 7 bemerkt; nur das Ifafi der Zusammendrängung
nnd der Hausgröße gelangt in der höheren oder niedrigeren Ziffer zum
Ausdruck. Die statistischen Zahlen stellen tlbrigens, wie immer, einen

Durchschnitt zwischen der (in festländischen St&dten) meist niedrigeren

innenstadtiscdien nnd der in den neueren Stadterwetterungsbeairken

höheren Bebauung dar; in Zürich beträgt die Behausungsziffer in der

Altstadt l2,85 —15,71 Bewohner, in den neueren Arbeitervierteln da-

Segen 24,S—2ö,6 Bewohner. In den Züricher Außengemeinden gewinnt

ie Stookw^csbaofung an Ansdebnung, Zollikoo ansgenommen; die Baa>

Bpdcnlataott bevorsugt bei ihrer Bautätigkeit, trots des Mangels an Klein-

wi^ungeUf die Herstellung grOflerer Wohnungen in einem den Bedarf
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übeischreitAndeii T'infang. Vielfach wird, infolge den uDgenUgenden
Bestandes an Kleiuwobnungen, die Wohnungsteilung vorgenommen, in-

dem «ine Mittelwohonng nacbtrftglicb zu klonen 1—2 Zimmerwohnungen
aufgeteilt wird; Stattet. Jahrb. 1910» 8. 26, Thomann, Bebaoongs-
plan 1915, S. 9 f. — Dio seitherige allgemeine Ausbreitung der Stock-

werksh&ufung in der Srn it'^rwciteninf* wird in dem Vorwort zu der Eid-

genössiHcben Volksxäbiuug von 1910, S. 26 damit erklärt, d&ü bei

waehseiuler Beytflkarang der Orandwart ataigt ond das Bauland mton>
aiver auagenatst wird. Dafi diese Annahm6| das städtische Bevttlkerungs-

wacbstnm fordere die Stockwerkshäufung, irrtiimü h int, ergibt aicb

zur Genüge aus der Obereiobt der Wobnweise, obeu S. 6; a. auch
nntoD 8. 621.

Ein» auf 169 Ortaohaftan mit 1,38 Hillionen Einwohnern arstredita

Umfrage von 1915 ergibt ftir den Stand der Miatopreioe 1905—1915
für die Dreizimmerwobaung folgende Bewegung:

1905 1914 1915
durchschnittliche Mietspreiae 425 616 516 Franken.

Gegenüber 1900 standen darnach die Landesmittelproise für die

Dreizimmerwohnung durchschnittlich 21,4% hoher; der durchschnittliche

Stand blieb i. J. 1915 der gletohet wobei in einzelnen Gegenden (Ost-

eebweia) ErmlBigungen, in anderen (Zentral- und Westschweiz) 8tei>

gerungen eintraten; Jacob Lorenz, Lebenskosten in der Schweiz 1917,

S. 246. Die Einwirkungen der Kriegswirtschaft machten sich in den

Wohnungsmieten der Schweiz erst seit l.'>15 geltend, haben dann aber

rasch an etarken Mietaateigerungen nnd Sehwierigkeiten im Wohnnnga*
wesen geführt. Seit 1919 hat die Wohnungsnot einen bedwklichen
Umfang erreicht, namentlich in Bern, Züricli, Basel, Schaffhansen, Genf,

Solotburn, Winterthur, aber auch in kleineren Industrieorten wie Ölten,

Orenöben, Montier, Biel n. a. m. Ale üraadhen aEnd an nennen Rück-
gang der Bantltigkeit, ^^^LIl^'el und starke Verteaernng der Baustoffe,

bedeutender Znzng von Fremden. In 19 Stil lten, ans denen Angaben
vorliegen, war die Zahl der neuerbauten Wohnungen von 21845 in d. J.

1910/13 auf 5551 in d. J. 1914/17 gesunken, w&hrend zugleich der

Bedarf etark anatieg. Aualtthrliche Unteranebangen dee Wohnunga-
marktes und der Mietpreisentwirklung veröffentlicht das Statist. Amt
der Stadt Zürich. Eine (Ibersichtliche Schilderung schweizerischer Wob-
nungszuäldude gibt die Schrift von K. Kern, WohnungsverbältniBae.

^ 141 Dio neueren Bestrebungen für den Kleinwohnungsbau gehen

auch in der Schweiz in einzelnen Städten und Landesteilen darauf aus,

den Kleinbauten einen Charakter zti verleihen, der sowohl dem Re-

iliirfniä des Wohnuiigsinhabers wie der nationalen Eigenart der Bauweise

entspricht. Doch bestehen noch erhebliche Schwierigkeiten auf den

Gebieten des Bebauungsplanes, des Straßenbaues und der Bauordnung.

Naheliegend und im wesentlichen erfolgreich war der Versuch, das

tiberlieferte „Scbweizerhaus" zu einem Arbeiterhaus umzugestalten. Eine

fieibe aolcber LOanngen wird von Henry Bandin erOffentliebt. Her-

onqheben eind die neueren BestreboDgen in der Bantitigkeit etnaa d«r
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größten Arbeitgeber, der Verwaltung der Schweizer Bimdesbahnen. In

richtiger Krkeuutuia der Wirkung, die das kleine, aber durcb das gauze

Land allgemein irerbreitota MBalmwftrterhaQa** aoettbt, hat die Verwaltung

neoe Vorlagen für dieie Bauten aasgearbeitet, die das allgegenwärtige

Bal rnviArff^rhrnis- 7u einem freundlichen, in die Landschaft gut einp^cfögten

Klemhaus umgestalten (vgl. auch oben S. 601). — Wohnhäuser für

Eisenbahnbeamte worden 1908 in Sargans erriehtet, von dwm swei

Doppelhanser in den beifolgenden Abb. 152— 167 wiedergegeben aind

(Architekt Adolf Gaudy, Rorscbach). Jedes Haus ist nnr für eine

Familie bestimmt und mit Haupt- und Nebenrilumon bes<n)ders reichlich

ausgestattet. Das Erdgeschoß enthält auUer der ger&umigea, zum Auf-

enthalt geeigneten Dtele awei V7ohnrftnme, Ktldie und Waeehkacbe; da»
Obargeachoß drei Schlafräume. Hierzu Nebengelaß, Bad und Hauslanbe.

Die BankoQtPu für das halbe Hann betrugen R(nX) In den nns-

geführteu Bauten aind die Holzbalkeu und Laden mit satter blauer uad

roter Farbe geatriehen; die Anlage macht einen ttberane gewinnenden
Btndmck*

Die gemeindliche Bodenpolitik ist in der Stadt Zürich eine

umfangreiche Der eigene Grundbesitz der Stadtgemeinde war i. J. 1910
auf 2444 iia gestiegen, von denen llü4 iia innerhalb, 1340 ha außerhalb

des Stadtgebietes gelegen. Der grofie Stadtrat in Zttrioh bewilligte im
April 1910 einen Kredit von 63 Hill. Franken tnr Erbauung st&dtischer

Wolinhanser. Für d-e Bebauung steht ein L'r<>6ereei Gelände zur Ver-

fügung, dessen Bodenpreis sich auf etwa 15 l'raokeu für den Quadrat-

meter stellt. Mit den früher erbauten Hiusem hat die Stadt günstige

Erfahrungen gemacht. Zur Erlangung eines Bebauungsplanes wurde
i. J. 1916 ein Wettbewerb ausgeschrieben. Städtische Kleinwohnungen
sind ferner in Basel, Lausanne und in kleinerem Umfang in Genf er-

richtet worden. Die Stadt Basel hat nach dem Erlaß des Wohnungs-
gesetaes vom 2S. April 1907 Sanierungen und Sferaflenbauten orgenommen
und für deren Durchführung bia 1911 28,9 Mill. Franken verausgabt.

In Bern wurden Kleinwohnungen für die Eidgenössische Waffeufabrik

erbaut. Die Stadt Schaffbausen hat i. J. 1911 für die Bebauung eines

atidtischen Gel&ndea einen Wettbewerb Teranstaltet, bei dem die Aroh.
6ebr. Pfist er in Zürich Sieger blieben; der Plan sieht eine Bebauung
mit Dreiwohuungshäui^ern und Einfamilienhäusern vor; Schweizer Bau-
zeitung 1911, Bd. LVili, ö. 61. — Aus Anlaß der Wohnungsnot wurden
'Seit 1918 eigene Wobnungsbauten durch verschiedene Qemeiudeverwal-
tungen aasgeftthrti in großem Maßstab in Zflrich (Aufwand 7*/, Mill.),

ferner in Bern, Biel, Montier^ Grenchen, Winterthur u. a. m.

Gegenflber der in der zweiten HJUfte des 19. Jahrhanderts er-

folgten Ausbreitung der großen Hausformen (oben S. 6 und 616) macht

sieh neuerdings eine bedeutsame Gegenbewegang geltend, die fOr den

wirtschaftsgemäßen Städtebau und die einfachai HausformeD eintritt

Die ersten Vertreter der Besserungsbestrebungen entstammen auch hier

den Kreisen der gewinniosen Bautfttigkeit,

In Basel hat die Baseler Bangesellschaft das erst in der jüngsten

2eit durch den Stockwerksbau verdrtni^e Kleinhaus wieder einsofttbren
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Abb. 152. B«untenwohiiliftiuer in Sugam.

ErdgMchoA Abb. Iö4. Obeii|««choi
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gesucht. Welcher Art die hier enttjegenstehenden Schwierigkeiten sind,

ergibt sich daraas, daß für das kleine Einfamilienhaus der Abb. 158
bei einer Hauptgesimshöhe von nur 3,7 m von der Bauverwaltung ge-

fordert wurden ein Baulinien-(Bauflucht-)Ab8tand von 15 m, eine Straße

von 9 m Breite mit Randsteinen und mit Massivsockeln für die Vor-

gärten, Anlegung eines begehbaren Abwässerkanals in der Straße; der

Boden preis stellte sich demgemäß auf 40 Franken für den Quadrat-

meter. Durch solche mißverständlichen Vorbedingungen, keineswegs
aber, wie Hans Bernoulli mit Recht hervofliebt, durch wirtschaftliche

Faktoren, wird die Stockwerkshäufung willkürlich erzwungen und das

Kleinbaas beseitigt; Schweizer Bauzeitung, 5. Mai 1*J17, S. 197.

Die i. J. 1909 begründete Eisenbahner-Baugenossenschaft St. Gallen

hat nach dem Plan von Paul Geber eine Siedelung errichtet, die

neben 14 Mehrwohnungshäusern 120
Einfamilienhäuser umfaßt. Die Genossen-

schaft, die die Anlage des Einfamilien-

hauses durchfuhren wollte, hatte schwere

Kämpfe gegen die Ansprüche der Ge-

meinde an den Straßenbau zu führen,

ohne mehr als einige unzureichende Er-

mäßigungen zu erlangen. „Bei den

gegenwärtigen Vorschriften über den

Straßen- und Kanalbau und dem Modus
der Kostenverteilung wird das Ein-

familienhaus mit Garten in St. Gallen

einfach unmöglich, es wird er-

drückt"; Jahresber. 1915, S. 10. Für
die Wohnungen in den Mehrwohnungs-
häusern ist die Nachfrage eine mäßige,

während die Einfamilienhäuser stark

gefragt sind (Bericht 1912); s. die Ab-
bildungen bei Kern, Wohnungsfürsorge,

S. 150 f. Die Schweizer Eisenbahner-

Baugenossenschaften haben sich zu einem

besonderen Verbände zusammengeschlos-

sen, der 1914 2100 Mitglieder umfaßte

und 420 Einfamilienhäuser und 117 Mehrfamilienhäuser für 8Vs Mill.

Franken hergestellt hatte. Die Pensionshilfskasse der Schweizer Bundes-

bahnen gewährt den Genossenschaften zweite Hypotheken bis zur Höhe
von 90**/j, des Kosten- und Schätzungswertes. Baugenossenschaften und

gemeinnützige Baugesellschaften, bei denen sich zum Teil die Stadt-

gemeinden mit Kapitaleinlagen beteiligt haben, bestehen in Zürich

(Gartenstadtgesellschaft, mehrere Baugenossenschaften von Arbeitern und

Angestellten staatlicher und städtischer Betriebe), in Chaux de Fonds,

Lausanne (Le Foyer), in Frauenfeld (1917 gegründet) u. a. m.

Unter den von Arbeitgebern errichteten Wohnuugsanlagen sind

zu erwähnen die von Suchard in Serri^res-Neuchfttel und von Geigy-
Basel geschaffenen hübschen Siedelungen ferner die Arbeitersiedelung der

Eisen- und Stahlwerke vorm. Georg Fischer, Schaffhausen, die von den

Architekten Cur jel und Moser, Karlsruhe im geschlossenen Reihenbau

Arch. Hans Bernoulti.

Abb. 158. Einfaniilienreilienhaus.

Basel.
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unter Vorwendung des Zweiwohnun^sliauses erbaut wurde und gute

LösuDgen für die AnoHmng des Kleiulianse» aufweist: Schweizer Bau-

zeituDg 1911, Bd. LVII, S. 61. Im Jahre 1919 beschloß die Genfer

Finna Pioard-Pictet die Anlegung einer Oartenetadt Iflr ihre Arbeiter

ond Angestellten; die Pl&ne der auf 15<X) Wohnungen berechneten Sie-

delnng gelanjil-en in verscliiedeneu Städten 'ior Schweiz Tinr AusHtellnnfr,

um der AUgemeiuh«Mt die Bauweise des Eiufamiitenhauses wieder näher

sn bringen. Im gleichen Jahre hab«i sieh zur Fufrdening der An-
«iedelnng drei Oesellsohaft^n gebildet, die Sohweieer Oeaellschaft ftlr

Ansiedelung auf dem Lande in Basel, die Oesellschaft für industrielle

Landwirtschaft iti Basel und d\p Gesellschaft zur Schaffung von Eigen-

heimen mit Gärten m Luzem. in Basel bat der Konsumverein Juli 1916

beechloeeen» eine Wohoeiedelnng von 200 KleinhAnaern doreh die erste

der drei vorgenannten Qesellsofaatten errichten zu lassen. (Freundliche

Mi'toilunpen der Herren Hans "nernoulli , Basel und Wohnungsinsjiektor

Kern, 8t. Gallen). Ledigenheime f(ir Arbeiter nnd Gesellenheime be-

stehen aligemein in den Städteu, in grolierer Zahl in Basel und St. Gallen.

In dem gewerbetatigen 8t. GaUen sind Franenbeime fttr Arbeiterinnen

erriditet worden, die bestimmungsgem&B keine Wohl tatigkeitsanstalten

sein, sondern ihre volle Kostendeckung durch die Miptpn erbringen sollen;

von katholischer Seite wurden vier Heime, von protetitautischer Seite ein

fleiin erbaut; Kern, a. a. 0. S. 1461.

Die Oewfthmng von Bodenkredit ist in der Sdiweis nicht in der

Hand von einzelnen Veranstaltungen vereinigt, sondern sie vorteilt sich

auf eine große Anzahl von Stellen. Dem Bodenkredit dienen Banken,

Hypothekenbanken und Sparkassen, deren die Statistik insgesamt in

seefas Gruppen 291 Betriebe anfsählt, nnd denen feiner noch die privaten

Geldgeber hinzutreten. Die frtlfaeren, große Verschiedenheiten auf-

weispridpn kantonalen Sonderrechte sind seit dem 1. Jan. UM 2 durcli

ein einheitliches eidgeDOSsisclies Recht ersetzt worden, das als Formen
des Realkredits die Grundpfandverschreibung, den Schuldbrief und die

Oflit anerkennt In einer Reihe von Sebweiser Kantonen besteht eine

gesetzliche Höchstgrenze für den Hypotbekenzinsfuß. Eine eingehende

Schilderung der Bealkredif einrichtnnf^en und ihrer besonderen Orirani-

satiousiormen wird von Ed. W egener gegeben. Der Obligationenumiaui

der Sebweiser Bodenkreditanstaltso ist fOr finde 1918 auf 2,864 Mil-

liarden Fcanken ansosetsen. BestrebuDgen für eine Reform der Real"

kreditorganisationcn sind im Gange: vorgeschlagen wird u. a. die Schaffung

einer einheitliclien Pfandbriofanstalt, an die die örtlichen Kreditunter-

nehmuugeu iu ahnlicher Weise anzugliedern wären, wie dies bei der

schwedischen Landeshypothekenkasse, unten 8. 648 der Fall ist; vgl.

Nene Zttrioher Ztg. v. 80. Joni 1916 nnd Frankf. Ztg. v. 28. Aug. 1917.

'Das neue schweiserische Zivilgesetzbuch hat das Institut der

„HeirastRtte" anf<j:enommeTi. Als Heimstatte kann sowohl ein landwirt-

schaftliches, als auch ein einem anderen Zwecke dienendes Gut oder

Wohnhaus samt Zubehör erkl&rt werden. Die Heinstltto nnterltegt

nicht der Zwangsversteigerung im Falle der Verschuldung. Das Erb*
baorecht ist seit dem 1. Jan. 1912 in der Schweiz ein<rofilhrt.

Eine besondere Einzelheit des Straßenbildes und des Bauwesens
behandelt H. Baudin iu seiner Schrift L'Enseigne et l'Aifiche (herausgeg.
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vom Bund der Kuustgesellsohaften iu Genf). Die Anbringung von

Schildern und Ankündigungen jeder Art beeinflußt in nicht nnerheblichem

Mafie die Ausgestaltung unserer Strafien und Plätze; sie vermag im
• einsalnen «benaoBehr befriedigende nnd Httbsdie Wirlknngen hervoran-

bringen, wie eie hei geschmackloser Ausführung störend und zerstörend

wirkt. — Vgl. Uber Reklamesobilder die 2ieit8cbr. „Der Stidtebaa**,

J«iirg. 1900, Bd. rv, S. 39.

Wegen der L bergangamaßnahmen zur Förderung der Bautätigkeit

und des Bealkredtts >. Anhang II.
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T ho man II. St^itigtirtche Unterlagen für den Bebauungsplan •Wettbewerb der Stadt

Zürich 1915.

Bd. Wegener, Die «chweis. Bodmicreditinttitate. Hflnehen-Leipiig 1915.

Nenere Scbweizer Ei^eiihanskultur. Wiesbaden 1916.

.lac. Lorenz, Sehr. d. Ver. f. Sozialpol. CXLVI, I, S ''9. München 1917.

V. Berlepsch -ValendikB, GenossenschafÜ. Wohni^iedeign. Ztscbr. f. Wgsw. in

Bayern 1917.

Zeitschriften:

Sdiweiaeriadie Bauiettung. HeimatMhntx (Sdkweiz).

III. Frankreieh.

§ 142, Das Sjsteni des kontinentalen Städtebaues ist, wie wir zu-

vor sahen, während der Neuzeit wiederholt in der nachhaltigsten Weise

durch Frankreich beeinflußt worden. Die im 16. Jahrhundert ausge-

bildete landesfürstliche Baupolitik, die Lehrmeinungen der nmimeister

de.'^ 17 und IH. Jahrhunderts — oben iä. 611". und 23») — wurden all-

gemein übernommen und für ihr Zeitalter als mnßgcbend betrachtet.

Wesentlich stärker noch waren die Einwirkungen des französischen

*
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Vorbildes während des 19. Jahrhunderts. Frankreich besaß eine fest

geschlossene Systematik, eine ü^eriieferle Wissenschaft auf inisereiii

Gebiet: im gegebenen Augenblick fand es dann den Mann, der die

politische Hedcutung des Städtebaues klar erkannte und das neue

Städtebauliche System zur Ausbildung brachte. Wie dieses System

internalioiial in den ferschiedensten Ländern des Festlandes zur Herr-

schaft gelangte; wie es — weit Aber die Fachgrenzen des Städtebaues

hinaus — die innere Entwicklung und Verwaltung bestimmte, hat

unser Handbuch, als eine seiner hauptsSchlicben Aufgaben, im einseinen

zu schildern unternommen. Den geschichtlichen und fachtechnisdien

Darlegungen ist an dieser Stelle kaum etwas hinzuznfOgen.

Auf dem Gebiete des Arbeiterwohnungswesens sind fran-

zösische Fabr^canten wälirend des Ii». Jahrhunderts mit eigener l^au*

tätigkeit vorgsgangen. Die durch Arbeitgeber errichteten Wohnbauten

werden allgemein als „Cit^s ouvri^res" bezeichnet, unter welchem Aus-

druck man indes keine bestimmte Baufoini. sonticrn jede Wohnungs-

anlage grötieren Umfangs versteht, die für gewerbliche Arbeiter hesiimmt

ist. Als Hausfornien werden heute die verschiedenen Typen des Mehr-

wohnungshauses i raaison coUective) und des Einfamilienhauses (raaisoa

individuelle) angewandt.

Zu der Förderung desBaue.s von Arbeiterwohnungen unter Napoleon III.

8. oben S. 82 und 522. Im Jahre 1852 wurde in Paris die Wobnungs-
anläge CM Boeheebotiard erbaut, deren Wobnnngen indes niebt ihrer

Bestimmung ^'ein&ß yon Arbeitern, sondern von kleinen Rentnern besetit

wurden. In den französischen Tndustriebezirken sind Arbeitersie<lp!niifr©n

in erheblicher Zahl von Arbeitgebern errichtet worden. Bergwerkubetriebe

und Fabrikwiten haben in veraehiedenen IndoBtriebesirken Arbeiter*

Wohnungen gebaut, sam Teil (wegen Ortlich mangelnder Unterkunft fOr

Arbeiterl im Interesse der Unternehmer nelbst. Die Mieten werden im

allgemeinen Jitodri^' berechnet; in einzelnen Werkswohnungeu wohnen
die Arbeiter lui&tefrei. Andere (wie äolvay & Co.) gew&hren einen er-

heblidien MietSBaeUafi, abgestuft nach der Zahl der Sinder des Arbeiten
und nach der Zahl der IMenatjahre. Zu den Arbeitgebemi die Wohn-
bauten größeren Umfangref hergestellt haben, zählen: Matne-Tnurs,

Menier-Noisel , Lederliu-Thaon , die Bergwerksgetiellschaft in Auzin

(8800 Wohnhäuser), Lens (4000), Sehneider-Greuzot (1334 Wohnungen).
Die BangMioasensohaftsbewegiing madit neuerdinga in Frankreieh

Fortschritte. Die erste Bnugenossenscbaft wurde 1889 in Epinal ge-

gründet; 1901 wurden 22 Batip;eno88enSchäften und 37 Aktienbaugesell-

schaften gezählt; i. J. 1913 betrugen die Zahlen 228 bzw. 146 mit

einem Kapital von 80,8 bzw. MUL Franken. Hieran treten noeh
87 Kreditgesellschaften mit 1,9 Millionen Kapital. Der Forderung der

gemeinntltzigen Bautätigkeit dient das von Jules Siegfried geschaffene

Wohnung8ge.Hetz vom 30. Nov. 1894. Das Gesetz gewährt Steuer-

erleichterungen und hat mehrere Nachträge, zuletzt vom Jahre 1912
erfahren. In Anaohlnfl an die Novelle Tom 18. April 1908 wnrde bei
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dem Ministerium de.s Handels und der (ifff iitliclu-n Aibeiten eine Zentral-

»telle, Conüeil supürieia des habitatious i\ Uou marche, geschaffen, die^

die mit dem Wobnungsgeaets sueftinmeiihangenden Äugelegenbeiten tn
bearbeiten bat. Ein Oesetz vom 10. April 1908 „Hhw KleingrundbeeitB
und Kleiiiuohnungen" stellt jliljilii h Sraatskredite für Darleben au ört-

liche Kreditgesellscbaften für Ion lvleiii\vn}inuiip;sban ztir Verfügung.

Der J?'örderuug des KleiawoiiuuugHweaena dienen namentlich folgende

Einrichtangeii: Benkredit« bei den Sperkeseen (bis 1912 14,8 UjUtonen),
Darlehen und Bauten der Woblfabrtsausscbüsse (bureanx de bienfaisftncei

16,8 Millionen), Darlehen 'I-t flinterlerruii;.;skasse ''25 Millionen zu
'6 biü 3^%); Beteiligung der üemeinden und Kreise. Die Ötadt Paris

hat verschiedenen Baugeaelbchaiten Darlehen fttr den Kleinwobuungs-
baa gewftbrt und in eigener Untemehmung mafangreiehe Bauten mit
rund 2000 Kleinwohnungen ausgeführt. Die Bauten haben 6—7 Oe-
»obosse. Ztschr. f. Wggw, 1915, S 285. Unter den Stiftungen ist

die mit einem Kapital von lu Mill. Franken ausgestattete, i. J. 1904
errichtete Botbschildstiftang ni erwihnen, die IHther 1918 Wdiuiingan
hergestellt hat.

Dio Qberlieferten Mängel der französischen großstädtischen Arbeiter«

wohnimg« die L^once Reynaiid um 1870 treffend kennzeichnete (oben

S. 909), haben seit Jener Zeit keine durchgreifende Andwung erfahren.

Oegenflber der stfidtebauHcben Pracht von Paris sind die Wohnverhält-

nisse des Arbeiterstandes allgemein als nngOnstig zn beaeicluieii; der

Mangel an geeigneten Kleinwohnungen war schon vor dem Krieg ein

erheblicher. Auch in den Obrigen GroßstSdten ist der Typus der

Volkswohnung ein wenig befriedigender. Die im 19. Jahrhundert aus«

gebildet«!! Einrichtungen der Btadterweiterung. des Straßennetzes und

die daraus folgenden Hausformen finden sich allgemein in den Groü-

Städten.

Zu den Voi^cfalftgen von Eugen Henard bezüglich eines Wald-
gürtels s. Zeirschr. „Der Städtebau" 1910, S 4; über rlen VAr^ehla«,'

von ZukuaftHHtraiien — unter der Oberilncbe der Btraiien Anlegung von

Unterpflasteratraßen fUr den Großverkehr — 's. Transaotions Towu
Flanning 'Conference, London 1911, S. 845. Es braucht kaum bemerkt

zu werden, daß ein System zweigeschossiger Verkehrsstraßen nur unter

außerordentlichen Kosten und bei besonders liorliwertiirpm durch eine

große Anzahl von Stockwerken auszunutzenden Boden durchführbar w&re.

Die Anlegnng eines Oehv\ eges oberhalb der Strafie in Höbe des ersten

Stockwerks ist dagegen möglich und besteht aus mittelalterlicher Zeit

in ehester foben S. 584), dessen Häuser einen in Laubenforni oberhalb

des Erdgeschosses durchgehenden Verkehrsweg,' für Fuß^'i\n<:er aufweisen.

Der Förderung der Ansftssigmachung der Bevölkerung dient dan

Gesets vom 12. Jali 1909 ttber die Errichtung der Heimstitte in Frank-

reich. Dei Wert der Heimstätte darf, mit Einschluß der Gebäude und

des Vieliljestandes, bei ihrer Errichtung 8000 Franken nicht iil)ers»ei^'..„

Die Heimstätte ist samt ihren Früchten für zivilrecbtlicbe Ansprüche

unpfändbar und unter bestimmten Voraussetzungen unteilbar. Kleinere

Eberttadl, Hiadtwcb d«t WolUMiig«weMM. 4. Aufl. 40
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Vorftoche llndHoher ADuedalong wurden seitens der Sparkasse in«

Chartres unternommen. — Wegen einiger Einzelheiten dei- französischen

Wohnverhaltnisse s. oben S. 202 und 216. IVfit Rp/nj' nnf die HpbI-

kreditverhältuitätse bemerkte M«^ Remond-Parja auf aem intern, üanü-
besitserkongr. Berlin 1912: „Der bauptsiehlichsto Omod des nur lang-

samen Fortschreitens des (Gebrauches des Realkredits liegt darin, daß-

die bfiro^erliche Geaetsgebung die Rechte des Glftubi^^ers nicht gut

wahrnimmt und dem Kreditnehmer die Geldbeschaffung erschwert.

Überhaupt mag bemerkt sein, daß man in Erankreicb in der Hypothek
eine grofie Geibbr fttr den Grnnd- und Hftnsbeflitser erblickt bat nnd
deshalb die hypotbekariscbe Belehnnng nickt leicbt mncfaen wollte.

"*

Bericht S. 26 und 261.

Die Kriegsereignisse und die aus der Zerstörung weiter I^and-

sUicbe erwachsenden Aufgaben liaben in Frankreich, wie dies nicht

anders zu erwarten steht, eine bedeutsame Bewegnng hervorgerufen^

die sich auf den Erlaß gesetzgeberischer Maßnahmen und die Aufstel-

Iimi? fjir^htet'linisrher Orniulsätze im Städtebau richtet. Die wichtigstet»

(lei- in Vorbereitung befindlichen (jesrtzc ^'nnl: 1. die Loi Cornudet
verpflichtet /nr Aufstellung eines I.eliauiings-, Versch^^nerunps- und;

Erweiterungsplanes a) alle Gemeinden mit mehr als 10000 Eiiiwoiincrn,.

sowie die kleineren Gemeinden, deren Bevölkerung eine jährliche Zu-

niilinie von 1% :uifweist, ferner die landschaftlich oder künstlerisch Ue-

deutsamen und alle neu zu begründenden Siedelnngoa — binnen>

3 Jahren: b) die durch den Krieg oder durch Naturereignisse zerstörteni

Ortschaften — binnen 8 Monaten. Der PUo hat die Richtung, Breite-

nnd Bedentung der Strafien, die Fretfliehen, die hygienisebeii nndi

iBthetiBchen Vorkehrungen, sowie den Grad der Beh«nhariceit der Grand-

stocke festzusetzen. Das Gesetz ist bereits am 1. Juni 1915 von der

Kammer angenommen, bis September 1919 jedoch noch nicht durch,

den Senat bestAtigt worden. 2. Die Gesetzentwftrfe Reynald und'

Marin betreffen die Einführung des Umlegungs- und Zusammen-
' legungsverfahrens (oben S. 290 f.), sowie Vergfltnngen )>eim. Wieder-

aufbau. 3. Der Gesetzentwurf Jeanneney von 1917, der zur Be-

scliaffung von Baugelände die Befugnis der Bc:'irksenfeignnng fexpro-

piiaiion par zones, oben S. sä und 289 f., unten S. <>29) gewähren

will \W\ den neueren (ieset/.gebungs- nnd Verwaltungsmaßnahmen

handelt es sich allgemein uin eine Steigerung der obrigkeitlichen Be-

fugnisse und des X'erordnungswesens. verbunden mit der polizeilichen

Verpflichtung zur „Ästlietik und Hygiene". Die Erfordernisse des wirt-

scliaftägemäßen Städtebaues, die Bedeutung der Straßendifferenzierung

und der AofscUic^ungsformen, die Beziehungen zwisdim Gellnde<-

erschlieBung, Hansform und Siedelungsweise finden hierbei kaum eine-

BerllciGBichtigung.
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Eine Erörteiung der in Frankreich hervortretenden neueren An-

schauungen ilnrfto. wenn sie von deutscher Seite vorgenommen wirtl.

hei der Stimmiua' dor ])olitischen und wissenschaftlichen Kreise leider

kaum Nutzen od( i Zv cck liaben. Immerhin muß ans sachh'chen Gründen

bemerkt werden ilau die jüngsten Auffassungen schwerlicli einen Fort-

schritt gegemilier der oben S. 82 f. geschilderten Zeit bedeuten. Es

ist in sieben Jahrzehnten kaum ein neuer Gesichtspuni^i oder eine neue

Erkenntnis hinzugetreten. Die gegenwärtige Bewegung entspricljt

dorduuis der OberliefertoD Richtung, der Befeiilsiiiaiiie und dem Scbema-

tisiniiSk der im Städtebau des 19. Jahrhunderts aOgeoieia Unheil an-

gerichtet hat Als Ornndzug bleibt die einseitige Vorsorge fQr Äußer*

llcbkeilen. Die Ziele des franzSstschea StSdtebaues dedcen sidi noch

Wort fOr Wort mit der Definition, wie sie einst Daviler aufgestellt

hat und die mit ihren unvergftnglidien Bestandteilen: Bauflucht*
linie, Ästhetik» Hygiene — s. oben S. 236 noch heute nach

mehr als 200 Jahren vorherrscht.

Die neuere Bewegung zeigt im einzelnen die Form des Streites

zwischen y,Hocl)baner'" und „Tiefbauer'* wie m Dent.«!chland, oben H. 240,

Abs. 3); nach frauxusischen Verhüitoissen bedeutet dies den Gegensatz

swiscben der Eoole des Fonts et Chanaa^es und den Vereinignngeii der

Architekten. Der Strsfleabaner genfigt nicht; der Architekt soll für

den Bebauungsplan herangezogen werden. Bei diesem Porsonenstreit

wird (ibersehen, dafi gerade der Hochbauer die anfechtbaren Hauaiormen
in deu Großstädten ausgeftihrt und sich mit ^asthetisph-hygienischen"

Zutaten begnflgt hat. Seibat bei den fahrenden und racbkandigsten

Städtebauern scheinen die Probleme der Hausformen nur eine nach-

geordnete Beachtung zu finden. Die hervorrapende Schrift von Atibur-

tin-£lanchard bringt nur wenige Erörterungen über die Wohn- und

Sisdelongsweine; sie enthalt einige rein sdiematJeehe B«nerknngfln Uber

das VerhSltniB von Strafienbreite und Oebftudehöhe und die Forderung

einer Verbreiterung der Hofflächen bei Stockwcrkshänfiing n. «. (>. S. 285

bis 288; Auffassungen, die t,'ef:eniiber L. Keynaud loben S. 809) kaum
eine Weiterbildung bedeuten. — Eine gute Übersicht de» zeitgenössischen

Standes der fransösiechen stBdtebanlichen Wiaaenediaft wird in der

Schrift Villee et villages fran^aia von L4on Rosenthal (Paris 1918)

«jebnten, der außer der französischen auch einen Teil der englischen'

Literatur benicksichtij^t. Die guten Absichten des Verfassers sind

unbezweifeh; doch werden seine Ausführimgen manchen der vorerwähnten

Einwendungen nnterliegen. Zu den Anffaneongen der Hygienikw und
der Freiflftchenverteilung s. hier oben S. 79, 177, 208, 279 und 671.

Auch der Meinnnt:, daß ,Ja vie nirale, anjoardhai, n'est pas plus saine

que ia vie urbaine"" la. a. 0. S. wird man nicht zustimmen können;

die von Bosenthal herangezogene Sterblichkeitssiffer ist hier nicht bewein-

kräftig, da sie als eine Durchschnittszififer aller Altersklassen, vor allem

von der Geburtenziffer abhängt. Zu der Annahme, daß „la villo s'est

fonnee antonr d'un marche" (a. a. 0. S. 20), ist zu bemerken, daß die

bedeutendsten unter den gewachsenen St&dten ursprünglich tlberhaupt
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kBineD Marktjilatz innerhalb der Mauer besesser haben: s. hier oben

S. 40 und Husführlicber Und. Eberstadt, Uroprang des Zuuftwes^na,

2. Aufl. Ö. 281 f.

Oeg«n das ÜbennaB obrigkeitlicher Begelang werden Bedenken
' vorgebracht von Stepban Piot, RevaePollt. et Parlementaire, Februar

1910, 8. 1 77 f. Freiere A uschaTtnugen geiren di> s- lif^nia^isiorfMide Bo-

baudluDgüweise äuüeri ferner Paul Leon, Kenaitiäauce desiluined 1918.

— Zu dem neuerdings in Frankreicli vielfach gebrauchten Ausdruck
„urbaniete" (St&dtebaaer) vgl. die erste Anwendung der Beseichnong
durch den Spanier CerdA, oben 8. 480. Wegen der Wtederanfbau'
fragen s. unten.

yteiatiir.

0. Payetle, I*n iUmion IMoenmüe d« Bevenn net des Fh»pri«t^ bMiea. Ms 1901.

Challainel, Hahitations ouvritNros u. h. m. en France. Intern. Wobnungskongr. 1902.

Cncheux, Intervention de« I'ouvoirK publirs forpor. en France. Ebenda S. 410.

Ed. FuBter, L'babitation ouvriere et let> jiuuvoirs public« en Ailemagne. Recueil

de Doeainent» sur la PrtiToyanoe loeiale Kr. 1. Pkrii 190B.

UenC' l'r^'vöt, Wohlfahrteeinrichtungen. Ver. f. 8o«.pol., Bd. CXIV. Leipzig K*u.').

H. Rauchberg, Franz r^iHclios VoIlowohniingBgOHCtz. Ztsrlir. f. Wf^sw. 1907. S. 85.

Strauß et Baulez, Coramentaire juridique de la ioi du 12. Avril 1906- l'aris 107.

Wohnuugsgesetz von 1908. lleichsarbeiteblatt 190^ S. 496.

Henry ProTonsal, L*liabitation salubre et k bon nierdiA. Paris 1908.

Paul Juilleratet Alfr. Filaaaier, Stetittiques sanitaire des roaisons. Berklkt

Ober dpn XIV. Intern. Kongr. f. Hygiene. Berlin 1908. S. 1375.

Woknuugtifrago in Fraakreicli. Zeitachr. f. Wobnungsw. 190U, Bd. VII, S. 201.

fl. L. Rvdorif, Die Helmlilte in Fhmkreiali. Ckmnds Jahvbidiar im 8. 498.

E. Hönard, l>krii und der neue l^takgartel, der ScidtolMu VH, 1910, 8. 4 f.

H. Biget, Le logement de l'ouvrior. I'aris 1013.

X. inlern Wohninifskongr, Hang HHÜ. Fossard. 1. S. 397, Risler, II, S. 135,

Ferrand, III, S. 6ü, Gautrej und Fuster, IV, S. 2'o u. 511.

J.'Marcel Anbnrtin et Henri Blanchard, La Cit# de draiain dens In R4fiont

d4mt4eH. Pariä 1!>17.

L^on Uo<tnnthal, Villes et villages fnuicai» aprN la gnerre. Parit 1918; aowie

Literatur unten Anbang II.

IV. Belgien.

§ 143. Das K5nlgroicli Belgien zeigt eine dichte, fiber das ganze

Land verteilte BevOlkerimg, die sicli zum Tel) einem intensiven und

ergiebigen Landbaii widmet, in steigendem Maße jedoch von der hoch-

entwickelten Industrie beschäftigt wird. Die Bevölkerungsdichte Belgiens,

die im Jahre 1900 bereits die starke Ziffer von 228 Einwohnern auf

den Quadratkilometer aiifwies, hat sich bis 1905 auf 24.^) (1911 auf 254)

erhöht. Die \'erteiliing der I{evr)lkoniiig ist indes trotz der Grotistadt-

bildung und der Indu.->triezentren eine günstige gehlieben; in Gemeinden

bis zu 25000 Einwohnern wohnen nicht weniger als 75% der Gesamt-

bevftlkerung; nur 25% entfielen auf Gemeinden von mehr als 25 000

Einwohnern, obwohl das Land Großstädte von <ler Ausdehnung Brüssels
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und Antwerpens besitzt. Die Wohnweise in Belgien ist allgemein die

des Einfamilienhauses. Auch hier ist es wie in England gelungen, in

einer rasch anwachsenden ntid gewerbetatigen Bevölkerung die überlieferte

Han'sform zu erhalten und fortziil)il>len. Die Zähhing von 1910 ergibt

für (las K<M(!?rPi>li den niedrigen DnrcJiscluu'tt von Flewohnern

auf ein bewohntes Haus, wobei in len (.ouipinden über l(MkKii i^in-

wohner 5.48, in den kleineren Ortschatten und Gemeinden 4,04—4,30

Bewohner auf ein Haus entfallen. Die an sich kleine Ziffer hatte zu-

dem in jedem der letzten Zählabsclinitte einen Ruckgang zu verzeichnen;

sie betrug L J. 1880 noch 5,20, 1890 5,06, 1900 5,03; in den größeren

Gemeinden zeigt sich hierbei eine stärkere Minderung als in den kleinen

Beiirken; vgl. oben S. 6. Eine Sonderstellung nehmen dagegen die

Städte Brüssel und Antwerpen tin, die sich in wettgehendem Mafie

dem fruuAdsehen Stidtebau und Parzelliemngssystem angeschlossen

haben.

Die belgischen BodenTOrhiltnisse verdienen besondere Beachtung

wegen der nationalen Einrichtungen der; Bodenpolitik, die aof verschie-

denen Gebieten eine eigenartige, z. T. vorbildliche Ausgestaltung ge-

funden hat Unter den einzelnen Mafinahmen sind hervorzuheben

:

1. die Wohnungsgesetzgebung und die anschließenden Organisationen

des Realkredits und der Ansiedelung; 2. die Verkehrs- und Tarif-

politik; 3. das System der Stadterweiterung und Geländebeschaffung;

4. das Enteignungsrecht und die Besteuerung.

Die belgische Bodenpolitik hat im allgemeinen zum Ziel die An-
H&ssigiDachung der Bevölkerung. r>; n WohnntigsgeBetzgebnng (oben S. 85)
schuf eine, das gesamte Land umfaäiiende Organisation von Wohnungs-
fürsorgestellen tmd Kreditgesellschaften, die in Verbindung mit dem von

der Laadessparkaoae gewahrten Kredit und der weitverbreiteten Hypo-
thekarlebensversichenmg den Erwerb von Rleingrundstücken durch die

arbeitende Bevölkernng erleichtert. Die Zahl der niir Hilfe der Woh-
nungsgesetzgebong in knapp, swei Jahrzehnten neu angesiedelten £igen-

tttmer wird auf rand 100000 (in <^nem Lande von 77« Mill. Etnwofanem)
angegeben. Die Verkehrspolitik sucht dem Arbeiter, durch Erleichtemng
der Erreichbarkeit der Industriellen Arbeitsgelej^enheit, die BeiboLaltung

einer Iftndliclieii n Ir r halblilndliclien Wolinweise /u ennö^^iclien. Vgl.

Ernest Mahaim: Wegen der Billigkeit der Mieten bleibt zunächst

eine große Zahl von Arbeitern anf dem Lande oder zieht dorthin. Man
sieht dentlich den günstigen Einfluß, den dies auf die Wohnungsfrage
ausfibt. Alle Anstrengungen zur Verbe8f=iernn<r 'I 's Wi ]innTtg<?wesens in

Belgien sind fast ausucbließlich auf den Erwerb eines Hoimes durch den
Arbeiter gerichtet gewesen. Wir haben auf diesem Wege Wunder voll*

bracht.^ — Die Gheeetze ttber die Banlandenteignnng ttbertragen den
Gemeinden, unter dem Erfordernis der Einholung der ki'ni glichen Ge-

nehmigung, eine weitgehende Rpfn^TTiip des Erwerbs von Baugelände für

die städtische Ausbreitung (der Ausdruck exprophation par zones, den
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der Gesetzgeber selbst nicht gebraucht, int kaum kennzeichnend für die

Tragweite des städtebauliclien EnteignnnirJ^rfrhts in Belgien, s. oben

S. 289 l.j. £iiner AuHbilduug de» Hpekuiativeu ZwiHcheukaufä von Bau-

gelftode ist endlich die hohe, 8—10% betretende Umsatiebgebe von

Grandstflck»verkaufen hinderlich, die von dem Grundberits Und dem
Bangewerbe o i c h t als eine Erschwerung ihrer Untemehmongen empfanden

. wird.

Wegen des Zusammenhangs von Bausystem and Realkredit s. oben

S. 416 und 417. Die einselnen Gemeinden haben besondere Syeteme
der.Boden- und Qebtndebestenemng ausgebildet, s. oben 8. 489.

Der TOFerwShnte Gegensatz zwischen dem System des Flachbaues

bzw. der wohnbanmliSigeo PanselUerung, wie es in dem Hanptteil des

Königreichs fiberwiegt, und dem imponierenden SiSdteban, der in Ant-

werpen und BrOssel seit der zweiten Hüfte des 19. Jahrhunderts zur

Einführung gelangt ist, besteht in der Gegenwart in seiner vollen

Schärfe. Der „Kultus der Straße*' mit seinen ungünstigen Folge-

^Yirkungen für die Entwicklung des Wohnungswesens ist in Brüssel und

Antwerpen neuerdin^rs eher noch in der Zunahme begriffen. Auch in

den durch das Bausystem der beiden Hauptstädte beeinflußten wissen-

schaftürlien Kreisen scheint hier noch vielfach eine Anffassunir /.u l»e-

steilin. die Ueu Städtebau lediglich nach dekorativen Äußerlichkeiten

bewertet

Vgl. die Abhandlung Ji r u n f a u t , I.p Rolcveinent de nos Ruines,

Ztschr. Le Home, Brüssel 1917. Zu den Emzelheiten a. Oberstadt,
Kette Stadien I nnd Kleinwohnungen in Brttssel und Antwerpen.
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V Niederlande.

§ 144. Für Geschiebte und Gegenwart bieten die Niederlande dem

Studium des Städtebaues eine ungewöhnliche Vereinigung beiueikeus-

werter Umstände. Das niederländische Städteweseo zeigt von dem Mittel-
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tUter big in die Neu/.eit die bedeutsamste Entwicklung; in den Alteren

Bauten, in der Geländeaufteilung, in den Hausformen finden wir bier

gleich treffliche Vorbilder. Landbau und Wasserwirtschaft, in ständiprem

Kampf mit den widrigen Kleracnton gestählt, haben den Boden für eine

dichte BesiedeluDL' des fhichen Landes und oinon immer intensiver ge-

stalteten Betrieb bereitet. Nicht minder aber haben die wohnungspolitisdien

Probleme des jüngsten Zeitalters in den ^'iederlanden eine tatkräftige

Bearbeitung gefunden. Der durch die .lahrliunderfe festgehaltenen natio-

nalen Überlieferung war seit der Mitte des Ii», .lahrhunderts das inter-

nationale System des neueren Städtebaues gegenübergetreten, das nament-

.iich in den Hauptstädten des Landes Eingang fand. Der wirtsdiafüiche

ÄnfschwuDg seit den 70er Jahren brachte mit dem raseben Wachstum

•der Städte ernste Mißstände in dem Bauwesen und in den Wohn-

verhältnissen. In die Sdiädigungen der neueren Entwicklaug wurde

•durch eine Wohnungsrefbrm eiogegrilfen, die sich auf die Regelung

•der Bauweise, der Wohnungsbenutzung, der Bautäti|^eit und die Kredit-

fOrdeniDg erstreckt

Dttr ältere niederländische Städtebau bat in der Stadtanlage und
•der StadterweiteroDg, in der Ausbildung der Hausformen und des Baa-
reclits hervorragende Loistnngen aufzuweisen. Zu den hosten stitHt©-

bauiichen Schöpfungen zählen die vom 16. bis zum 18. Jahrhundert er-

bauten Wohnhöfe. Bei den großen Stadterweiterungen des 17. Jahr*

hunderte wurde die Enteignung des AnsbreitnngagelSndea und die

Erhebung 'einer Besaerungsabgabe angewandt. — Das seit der 2. Hälfte

des 19. Jahrhunderts in den Großstädten eingeführte System des kost-

spieligen btralienbaues führte zur Auwendung der Ötockwerkshäufiuig

uod der Auabildong wenig günstiger Formen des Vielwohnongshanses;

-die neueren Bestrebungen suchen die eingedrungenen Mängel zu be-

seitigen tmd eine wirtschaftRgemäße Bodenaufteihing und BauweisP r.n

yichern. In einer Reihe von Städten sind besondere Verordnungen über

die Durchfuhrung der wobnbaamäÜigen ParzeUierung, die Anlegung ein-

facher Wohnstraßen und die Scbaffang von Kleinhanabesirken ergangen.

Vgl. hier oben 8. 80, 260, 2GB, 332, 356, 898 und Eberatadt,
•St&dteban und Wohnungswesen in Holland.

Das niederländische Wohnnngsgesetz vom 22. Juni 1901 mit Zn-

sätzen vom 2. Jan. 1905 zählt zu den wirkungsvollsten neueren Rege-

lungen des Wohnungswesens. Die hauptsächlichen Bestimmungen des

. <}esetze8 betreffen die Bauordnung, die Wohnungsaufsicht, die Sanierung,

die BauIandbeschaffuDg und die Kreditförderung des gemeinnützigen

Wohnungsbaues. -

r

Die Abschnitte Uber die Bau- und Wohnungspolisei im Wohnunge-
gesetz kennzeichnen sich durch die beachtenswerte Regelung der Be-
fugnisse der Selbstverwaltung und der Staatsaufsicht Grundsätzlich

ist der Gemeinde die Initiative in Bauordnungssachen überlassen; das
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Wobnun;4sgesetz ist hiev mir ein KaliiDen^esetz und zühlt leiiiglich die

Gebiete und die Einzelheiten auf, über die die Gemeinde Bestimmungen
SQ treifen bat Verstamt die GeniMiide den Erlafi von Vorschriften

oder erscheinen die Anordonngen nnsnreichend, so gibt der weitere In*

Stanzenzug der Staatsr('yif>rung zum Eingreifen Gele;;enheit; Eber'^tndt,

a. a. O. S. 8731. Über die bei dem Erlaß der Bauordnungen xu be-

achtenden Grundsätze und die Kritik fehlerhafter Maßnahmen der Stadt->

erweiterang vgl. Wentin Boawverordening im einselnoi. — In der
Bauförderting weist das Wohnungsgesetz der Betätigung von Staat undi

Gemeinde vier Gebiete zu: 1. Gewährung von verzinslichen Darlehen

an Grundeigentümer für den Zweck der Instandsetzung von Wohnungen,.

8. oben 8. 864; 2. Gewähnmg von Darlehen nnd Znsohttssen an Ban-
vereinigungen für die Errichtung von Neubauten; 8. Erwerb und Hergabe
von stadtischfin Gelände für Bauzwecke: 4. Enteiirnun"; von Grundatückea

r^ o
für den Zweck der Sanierung oder der Beschaffnnrr vnn Baugelände..

Die Bautätigkeit der GeuosäeuBchaften ist in Holland eine überaus leb-

hafte nnd erspriefiliche. Hervorzuheben ist eine Kleinhaasanlage, die

in Amsterdam inmitten eines Besirks der viergeschossigen Bebauung
als Flachbau in ansprechenden Formen nnd mit gflnstigem, wirt'^phafr-

licbem Erfolg von J. H. W. Leliman ausgeführt wurde. Treffliche

neuere Losungen des Kleinbansbanes finden sich in einer Reibe von

Stldten, wie Amheim (Bebauungsplan Stadtbanamt, Architekten de Booa
und Overei jnder), Enkhuizen (P. Vis), Enschede (Dp Ten Noort)^

Sneek fStapensea), Aalsmeer (A. Buig) n. a. m.; s. die Abbildungen

in meinem Städtebau in Holland. Nach einem Plan von de Wey8<
Almelo wurde 1914/15 eine Cku^tenstadt in Eiasdiede angelegt.

Seitens der Staatsregierung wurden bis Anfang 1914 28,5 Hill,

Gulden an Darlehen ffir den Kleinwohnungsban bcreitgestpllr, *enen

noch die seitens der Gemeinden unmittelbar bewilligten Sunnueu hinzu-

treten. Über die günstigen Wirkungen des Wohuungsgesetzes vgl. die

Bemerkungen von H. W. Methorst, Bijdragen tot de Statistiek van
Nederland, Bd. CLXXXFV. Mit Recht weist D. E. Wentink darauf

hin, daü sich die Bestrebungen der Woiinungsreform nicht bei der För-

derung der gemeinnützigen Bautätigkeit beruhigen dürfen, die nur die

Folgeersdieinungen eines sozialen Übels bekimpft, wihrend indessen

die GrunduraaehsQ unverändert bestehen bleiben; Hauptaufgabe der

Wohnungsbesserung ist vielmehr die allgemeine Richtiggestaltung; der

Grundlagen der städtischen Bodenentwickluog; Bouwverordening S. Si

und 128.

Fflr die gemeindliche Bodenpolitik bieten die Niederlande in ihren

Stadtverwaltungen eine Reihe wertvoller Beispiele; Amsterdam, Amheim,
FT?s( hede haben sich in großem Maßstabe, zahlreiche mittlere und kleinere

tStädte und Landgemeinden in erheblichem Umfange durch Erwerb von

Ausbreitungsgelände und durch baufördernde Maßnahmen im Siedeluugs-

wesen betätigt. Unt«r den von Arbeitgebern geschaffenen Anlagen sind

zu nennen die Gründung van Markens Agnetapark-Delft (über die ge-

machten Erfahrungen s. Eringaard, Bericht Wohnnngskongreß) und das

von Gebr. Stork & Co. erbaute Gartendorf het Lansink bei Hongelo.

In dem Wohnuug&bau ist seit ca. 1914 ein entschiedenes alljo^e^

indnes VoradiraiteD des Binfaniilienhauses im Bereich der Volkse
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wolinungen zu verzeichnen. Selbst in Amsterdam, Rotterdam und

Haag, wo für die Arbeiterwohnung bis jetzt die Stockwerksliäufung in

den Neubauten allgemein üblich war. wird neuerdings das Kleiuhaus

.

gebaut, und zwar sowohl in gemeindln lu ii Woimungsbauten wie durch

die Bau Vereinigungen. Wegen des \N ohuuugsnotgesetzes. von s.

Allhang II.
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VI. Dttnemark.

;j 145. In der Wobnweisc Dänemarks ist in der Hauptstadt Kopen-

hagen das Vielwohnungsbaus in der neueren Entwicklung stark vor-

gedrungen (oben S. 6), während im übrigen noch vielfach der Flachbau

besteht. Nach der Statistik von 101.') wurden in den Städten gezäiih:

T»b«U* 40.

H&user mit

G«dHMMen

Kopenhagen
mit Kried-

richsberg

St&dte aber
1600(1 Elnw.

Stildte von

4-15000
Binw.

Stidte unter
4000ffinw,

PMvinxatldte
imgeannt

1-3 7029 13 434 24 303 24a'>4 51 791

4 1 274 217 4 1 49T,

5 o. mehr 10442 320 17 337

unbekannt 218

(Statist. Auhog 1916, 8. 34).

In Kopenhagen umfaßt die Zahl der fQnfgescbossIgen Gebäude mehr

als die Hüfte 4er Gesuntzahl der Hineer uod demgemifi den Ober-
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wiegenden Hauptteil der Wohnungen. Auch in den mittleren Provinz-

städten wird die Stock werksliäufung angewandt und selbst in den Klein-

städten findet sie vereinzelt Eingang.

Nach der Baakrisis von 1908 war die Zahl der Deuerrichteten

Kleinwobnimgei) in Ki^^penhagen ständig zurürkrrr .gangen, um i. J. 1911

ihren Tiefstand zu erreichen: mit iLem Jalue IUI 2 beginnt eine neae,

dem Bedarf an Kleinwohnungen jedoch nicht genügende Aufwärti«-

bewegung. Emen wesentlichen Umfang besitst die gemeinntttsige Bau*

tätigkeit; insbeecndere haben sich die Baugenot^senschaften gut entwickelt.

Als erste Oonossenscliaft wurde i. J. 1865 der Kopenhagener Arbeiter-

b&uvereiu gegründet, der sich unter trefflicher Leitung zu einem grofien

UDtemehmen erweiterte. Einen neuen Anstoß erhielt die genossenschaft-

Hohe Bautfttigkeit durch das Oesets von 1898, das snnichst 2 Hill. Kr.

Staatflgelder Stt Baudarlehen bereitstellte. Der von dem Kopenhagener
Arbeiterbanverein allein erbaute Hausbesitz erreichte i. J. 1904 einen

Wert von 10 Mill. Kr. Hiervon waren 6,7 Millionen seitens der Er-

werber abgesahlt. Die von dem Verein errichteten H&nser — bis 1910
bereits 11824 an der Zahl — gelten als besonders gut gebaut und

zeichnen sinh (iurcli eine äußerst niedrige Sterblicbkeitsziffer ans (1 1,4

gegen 17,5^'/„(, für Kopenhagen insgesamt). Die i. J. 1912 begründete

Geselkchaft für Arbeiterwohnungen bezweckt die Förderung solcher

Oenoflsensehaften, die den Bau von nnverftufierlichen» im Eigentum der

Genossenschaft bleibenden Hietewohnungen betreiben, wfihrend die i- J-

1918 errichtete Arheiterbangesellachaft sich dem Wolinnniri^liaii widmet.

Arbeiterhäuser in guter Ausführung wurden von baugenutit^euschaft-

licher Seite in dem Kopenliagener Vorort Glostrnp errichtet. Die

Hlnser, als freistehende Einfamilieohfcuser gebaut, enthalten drei Räume
und Küche im Erdgeachoß und zwei Kammern im Dacligeschoß. Die

Baukosten betragen 4000 M. (vgl. die Abbildungen bei Baudin, niaison

familiale, Ö. 66 f.). — Durch den Lehrer Utto Fick wurde in Kopen-

iiagen das erste Einkttehenhans errichtet, das fttr die sftmtlichen im

Hause belegenen Wohnungen eine Zentralküche enthält und die Mahl-

•/eiten für die einzelnen HauHhaltunt^^^n lieffrt <K\u Einkiiclicnliaus, jedoch

Hilf Mieter höheren Einkommens berechnet, lio»tehi in Deutüchland in

Berlin-Friedenau, während andere Unternehmungen in Charlottenburg

und in einem Berliner Vorort i. J. 1918 and 1916 den Betrieb ein-

stellen maßten).

Im Jahre 1916 entstand in Kopenhagen eine ernste Wohnungsnot,

verbunden mit Obdachlosigkeit von Arbeiterfamilien, deren Ursache xu

einem erheblichen Teil auf die Kriegsereigniase surtickgefttfart wird. In-

folge der ungewöhnlich hoben Gewinne, die auf dem Gebiet de» Handels

und der Fabrikation erzielbar waren, wandte sich das spekulative K a p i t al

von den ungleich weniger einträglichen Bauunternebmungeu ab. Zugleich

wurde die i^auhfrage nach Kleinwohnungen infolge des Zustroms von

einheimischen Arbeitern ans der Provtnx und von sahireichen Landes-*

flttehtigen aus den kriegfttht^nden Staaten stark vermehrt. Im Jnli 1917
wurden 5400 AuslRnder gezählt, die sich seit Kriegsbeginn in Kopeo^

hagen niedergelassen haben. Die Stadtverwaltung griff in den Notstand

dureh Errichtimg von üntorkmiftshnnttti ein. Die ^adtgemeinde ist Be^
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sitzerin großer GeiändeiläcUen, die etwa i)00 ha bei einem Oesamt*
vmiang des StodtgebieU» von 7030 h» «isinselieii.

Die Einrichtangeii für den Ilealkredit in Dänemark verdienen Auf-

merksamkeit Die Haupt träger des Kredits sind selbstverwaltende Ver-

binde von Hanaei^ntAmern, deren Organintion und Gescbfiftsfflbrung

nnter staatlicher Anfeicbt steht.

Die dänischen Veranstaltungen der Grundbesitzer für den Hypothekar-
kredit eobeiden sieh in Ereditvereine (Kreditkassen), die dem erst-

stelli gen, und inHypotbekenvereine.die dem sweitstelligen Hypotbekar-
kreilit rlienen. Die Kreditvereine beruhen auf dem Gmndgedanken der

Prenüischeu Laudschaften, der auf den Grundbesitz allgemein — den

städtischen wie den lAndltcben — übertragen wurde; ihre BegrUndung
gebt euf das Jahr 1796 snrttek, die grO&re AnslHreitnng erfolgte seit

dem Erlafi des KreditVereinsgesetzes v. J. 1850. Ursprünglich hafteten

samtliphe Grundbesitzer für die Verpflichtungen des Vereins: die weitere

Ausbildung führte indes dabin, daß Abteilungen von Kreditobligatiouen

on etwa 80 bis 90 Hill. Kronen eingerichtet worden, für die nur die

an der betreffenden Serie beteiligten Grund be^itzer gesamtverbindlich

haften. Die fjewRhrten Darlehen, deren Auazaldiuü^' iti Obli^ationPT! <^der

in bar erfolgt, sind unkündbar. Provision und Gebühren werden tiicht

erhoben; die'Darlebeosnebnier haben nur einen nnweseatllehen Beitrag

so den niedrigen Verwaltongskosten zu entrichten nnd regelmftfiig eine

Abzahlung von Vt Vo Tilf^nnf; des Darlehens zu zahlen. Das
8( liilf zunpswesen ist j^enau ^'ore^^elt und iliißerst znverlttssi«' Der Fall

der BetriebHeinstellutig eineH Kreditvereiu» infolge übermäßiger Schätzung

in Nordjtttland liegt eine lange Reibe von Jahren snrflck; bei allen

übrigen Vereinen ist die Gesamthaftung niemals in Anspruch genommen
worden. Der Kreditverein der Inselbezirke hatte im Verlauf von 62
Jahren 260000 Kr. Gesamtverlast zu buchen; der Kredttverein Eopen-
ha«:en berichtet, dafi er in seiner Beleihungstltigkeit keinen einzigen

Kapitalverlust erlitten hat. Die Wertermittlung erfol;.'t in der Hegel

in der Weise, daß bei Oroßhänsern das 13 fache, bei Villen das 14 fache

des Mietwertes an<;e8etzt wird. Die Beleihung geht bis zu 60% des

geschätzten Wertes. Die an der Beleihungsgrenze der Kreditvereine

ansdilieftenden Hypothekenvereine gewähren sor sweiten Stelle weitere

15%. Regelmäßig bestehen in D&neinark nur diese beiden (d. i. erste

und zweite) Hypotheken; eine höhere Verschuldung als 76% findet

bei dem städtischen Grundbesitz allgemein nicht statt (JustnielHen,

.

8. 119 nnd 228).

Die Bodenversehnldnng ergibt folgende Zahlen ftlr 1916:

Schätzung»- Wert der be-

wort aller lasteten

Grundstücke Grundstücke

Hypotheken-
betr&ge

Prozent

in Millionen Kronen

7t,l

6l,2&

5a9S
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Als Scbätzung.swert ^ilt der Orundstttckswert für die Steuer»

.

Veranlagung einsclilipßlicii Maschinen und Inventar (Statistik Aarbo"
It)]"), 8. 122). Die imbola.stoten Grundstücke in den Städten dürften

liaupLH&cLlich uubebautes Gelände und Bauütelleu uinfaHäeu, während
die b«lutotea Orandstlloke den bebauten Orandbentc dantellen; die

Verschuld ungsiifier stimmt demnscb mit dsa obigsn Angsben von
Jastnielsen flberein.

Der GesamfumUnf der Obligationen der Kroditvereine ist saf

15O0Mill.Ex.,derDarleheDsbe8tand derUjpothekenvereine auf lOOMilLKr. •

80 scbfttzeii. Die vom dänischen Stsst errichtete HypothekeBbank bat

die Aufgabe, größere Beträge von Kreditobligationen anzukaufen und
auf deren Griindla;:e Hy|>othekenbankanleihen im Aualande unterzubringen.

Die hypothokarisciien Darlehen der Sparka.«?sen betragen rund SOOMill. Kr.

Die däuiäcben BealkreUiiverbäude zeigen die Übernahme einer (wie

aneb von d&niseher Seite anerkannt wird) deutschen Einriobtongt die

hier zu großer Bedeutung entwickelt wurde und neuerdings wiederum
für die dentsrher Städte un^^r Anltl.nnnfr an die in Dririt-iiiark

ausgebildeten oruien durch die »tädtisciiea Hauübeäitzer angewandt

,

wbrdf 8. oben S. 412. Die Kreditverbftnde der Haosbesitwr dienen

indes, was fttr die Wohnungspolitik nidit su llbersaben ist, hanptslob-

lich dem BeBitzkredit : die Bedfirfnisse des Produktivkredits, fdr die

Bautätigkeit der wesentliche Punkt, werden hierdurch nicbt oder nicht

hinreichend versorgt.

Die Förderung des Erwerbs von Kleiugütern bezweckt das Siede*

Inngsgesets vom 24. Nov. 1899. Fttr den Bau Von KleinhAusan anf

dem Lande werden Vorlagen veröffentlicht durch landwirtschaftliche

Gosel !Hrh!\ften , durch das Landwirtschaftsministerium und die Archi-

tekteuvereine. Im Jalire 1912 wurde die Vereinigung zur Schaffung

von Kleingrandstttcken mit Oftrten begrUndet. Die Vereinigung hat sidi

vielfach beUtigt in den Außenbezirken der Städte, wo durch Arbeiter»

und Angestelltenverbinde in erheblichem Umlang Kleinhinser erbant

wurden.

Utmtar.
VI. Intern. Wobnungskongr., Dfi^^seldorf 1902: Cordt Trap und Olaf Schmidth.

S. 532; VII. Kongr., LOttich 1906: Trap und Berle, II, S. 10: X. Kongr.,

Haag 1913: Schmidth, I, S. 5, M. Nyrop, 8. 387, G. Philipsen, II»

8. 1»5, Trap. III, S. 61.

P. Chr. Hansen, Zeilachr. f Wobnungsw. 1010. S. 190.

"E. Stumpfe, Kleinwohniingshauten auf dem Lande. Berlin 1913.

JuBtnielscn, II. Intern. Haushesitzerkongr., Berlin 1912, 8. 21, 117 und 219;

Jurckmann, ebenda ä. lOG und 157.

FrOst,Innere KoloniMtion in den Bksndinaviadien Lindem. Berfin 1914.

VII. Schweden.

§ 146. Wie in anderen festländischen Staaten, hält das neue

StfUltebausysteni nach der Mitte des 10. Jalirhnnderts seinen Ein^nf; in

Schweden. Während rlej5 Atifsrliwung'^ (ior Städte seit den 70er Jaliren

gelangte das Schema der Baublockfigur, der kostspieligen Straße und

Digitized by Google



Aulmd. 637

der Stockwerkshäufung zur Anwendung; ziemlich gleichzeitig mit dem
preußischen Baufluchtliniengesetz und seinen AusfQhrungsverordnungen,

oben S. 278 f.. empfing Schweden eine städtische Bauordnung von

1874 Hie die allgemeine Mindestbreite der städtischen Straßen auf

IS ni, bei bauinhepflanzten Vorzugsstralien entsprechend mehr, fest-

setzte, wobei die Bebatuing bis zu fünf Stork uorken zulässig war.

Wenn auch extreme Anschauungen, wie wir sie üben S. 306 f. fanden

und entsprechende Zustände hier nicht hervortraten, so zeigten sich

docli die Folgen der städtebaulichen Maßnahmen alsbaltl in dei Ent-

wicklung der Bauweise.

„Für die Wohmiii<ren in den 8tädten beginnt mit der zweiten

Hälft« des 19. Jahrhundert« eine ganz neue £pocbe, genauer beatimmt
durch die Banordnung uad die neuen Begnlierungspl&ne, die aiob von
der frtiberen freien Bauweise, mit oft vorkonunenden, in einem Gerten
frei belegenen Wolmh&userD , durch die nun dichr rnsammengebauten
Baublöcke (bis zu 6 Stockwerk Höbe) uateracbetden. E» ist nichts Un-
gewöhnliches, nunmehr in den kleineren Stftdten das moderne Haus mit
fiinf Stockwerken diebt .neben den ein- oder sweietSekigen Hans einer

älteren Generation zu sehen, und zwar in St&dten, deren Einwohnerzahl
eine solche Bauweise durchaus nicht rechtfertigt". C. G. Bergsten,
„Schweden", iiistoriscb-statist. Handb.. Stockholm 1013, I, S. 207 f.

Die Bauweise der größeren StSdte Schwedens ergibt sich aus der

Abb. 1. oben S. Die Industriestadt .lönköpping hat noch den Flachbau

— wenn auch nicht mehr durchweg das Einfamilienhaus bewahrt;

mittlere Ilausformeii bestehen in Norrköpping. In den übrigen Städten

sind die i^roüen Hausformen vorherrschend; Stockholm zeigt die Be-

hausungsziffer der kasernierten Städte.

Zu der Rasemierung, die in Stockholm, auf das bebaute Grund-
stück gerechnet, eine Behausungsziffer von 60 Personen erreicht, bemerkt
J. Guinebard, Direktor des St&dt. Statist. Amtes

;
„Die Nachteile des

Systeme der Mietokeeeme sind noch andere als die bau- and wohnange-
teebnischen; es bringt die Bodenspekulation mit all ibren Begleiterscbei'

nnngen: An^fpi^'PTi iI. ; bvpotbekarisclien Viorpfhnldiuii', Überspekulation,

Zwangaverkäufe und die unheilvollen K.nt»eu im Baugewerbe. Die mit der

Hietskaseme erbnndene Anftreibung dw Bodenwerte enielt in Stockbolm
seit 1880—1880 ihre starken Wirkungen; in^ den Aafienbezirken werden
Preiflsteigernngen tim *25— 3^ Kr auf den Quadratmeter durchgeführt."

In dem Zeitabschnitt von '18U4— 19K) sind die Mieten in Stockbolm

für eine Wohnung von 856 auf 630 Kr. oder um 77%, die Durch-

aehnittsmiete aaf den Kopf der BevVlkemng von 88 aal 164 Er. oder
nm 86,6% gestie^ren. Fflr den Abeobnitt 1894—1918 ergibt sich im
Durchschnitt der Wohnungen ©in© Steigerung von 366 auf 833 Kr. oder

am 134%; unter Abrechnung von Wohnungen mit Zentralheizung auf

701 Kr. oder 97%. Die Nenbantltigkeit in Schweden seigt von 1918
bis 1917 folgende Entwieklong:
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Tab«U« 41')-

Neu bergeBtellte Wohnr&ume auf 10000 Einwohner.

Jabr

GwmmtaiM
Neue 1

... .

nungen
|

'^''""^

1 Ort-
Schäften

bis 5000|
Binw.

5 bis

lüOQO

Einw.

10 bis

20000

Einw.

20 bis

40000

Einw.

über

40000

Einw.

Zus. auf

10000

Einw.

1912 8H3 27 026 197 119 75 168 187 164
1913 8595 28 055 204 156 87 117 180 161
19J4 7488 25 304 165 144 77 126 160 146
1916 5732 17 III 107 115 72 65 102 95
1016 5754 18 240 108 128 84 73 96 97
iyi7 0818 19 \m 101 138 74 75

,
108 100

Wahrend des Kriegsjabres 1915 /eigt sich ein außerordentlicher
Rtfckgang der Bautätigkeit, dor am stärksten auftritt in den kleinsten

Ortodhaften nnd in den grotien Siadteu. Über die Ursachen, die auf
dia Abweodang des speknlativeii Kapitals vom Wohnungsbau hingewirkt
haben, s. oben S. 6B4. Für die 35 größten Städte des Ktfmgreiclis
ergibt die NeubautAtigksit von 1912—1916 folgenden Zugang an Woh>
nung«u

:

TIMle «S.

Jahr 1913 1914 1915 1916 1917 ; 1918

Ansakl
daran durch gemsinnfltxige
Baalitigkeit .... %

In denen Zif.j g ^JJ^^}«

5955
1
5292

! 10,7

100 ' 89
100 i 80
100 ; loe

3471 3887

13J[ 24,9

58
;

65
51 1 38
92 194

1

1

4811
1
3499

59,1 : 67,1

81 59
61 : 20
153 ' 103

Nacü (leu) Tiefbtaud von 1915 hat (iie Neubatuätigkeit somit

L J. 1916 wieder einen Aufstieg zu verzeichnen. Dieses Ergebnis ist

dem tatkrSittgen eingreifen der Steatsregierung, der Banvereiuigungeu

ond vor aUem der Gemeinden zu verdanken, die durch Hergabe von

Baugelände, Kreditvermittlung und Eigenbau die Bautätigkeit fSrderten.

Allerdings zeigt sich, bei Auflösung der obigen DnrebschnittsziSer, fflr

die einzelnen Gemeinden ein wesentlich versduedener Stand. In Stock-

holm ergeben die Vergleichszahlen, d. J. 1913=100 gesetzt, einen

starken RQckgang; GOtebCH^ dagegen hat trotz aller Schwierigketten

eine wesentliche Steigerung erzielt, die den Höchststand der Wohnungs-
})ro(lnkti()n i. J. IUI 7 erreicht. fil>er auch i. J. 1918 noch Aber die

Ziffer der Zeit vor dem Kriege 'hinausgeht.

Die Zahl der i. J. 1916 in Gfiteborp: errichteten Wohnungen betrug

von denen 105 durch die (ieineinde und 262 durch Bauvereini;

gungen hergestellt wordan; Bertil Nyatröm, Bostadamarknaden, Svenska
Stadaförbondeta Tidafcrilt 1917, 8. 185.

1) l>ie neuen Zableuanffaben und Krgftnzungen verdanke ich der Freund-
lichkeit des KOaigl. Sodalatyrauea, Stockholm.
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^141. Die ßestrebangai für die Wohaaiigsbessening in Schweden

nehmen seit 1907 einen größeren Umfang an und finden ihren Aus-

druck in einer Reihe von Maßnahmen auf den verschiedenen Gebieten

der l^odenpolitik. Das Städtebaugesetz vom 31. Aug. 1907, ergänzt

durch das Gesetz über die Bildung städtisdi er Grundstöcke vom 1*2. Mai

1917, regelt für die Städte das Bebauungsplanwesen und gibt den Städten

allgemein das Recht, Bebauungspläne aufzustellen, die indes vor ihrem

Inivrafttreten der königlichen Bestätigung bedürfen. Der Bebauungs-

plan kann ferner die Einteilung der Grundstücke und Baustellen (tomt-

iiidelning) festsetien; wird dordi ddo Bebanungsplan eine soldie Grtrnd-

stftckseiDteüuiig vorgeBommen, so nnterfiegt aueh diese der PrOfung

dorcfa die StutBregienmg.

Das sehwedische Recht verbindet demnadi mit dem Bebaanngs-
plan eine weitgehende Regelang der GelSndeaiisnatzmig, wie sie nadi

deatBchem Becfat im allgemeinen dnrcfa die Bauordnung erfolgt Die

Bestimmung des 2 des Gesetzes vom 31. Aug. 1907 bzw. 12 Blai

1917, daß in dem Bebauungsplan \'orschriften Qber die Geländeaus«

nntsnng gegeben werden Itönnen. wird in den schwedischen Städten

genutzt, um im Bebauungsplan für die einzelnen Geländeblöcke oder

Geliindpeinheiter Festsetzungen zu treffen Aber die Gcbfiudeliölif*, vor-

'Icro uii([ rückwärtige Bauflucht, Vorijärtcn, ferner über die Art der Ver-

wendung des Geländes — Wohnbezirk, Kabrikbezirk. gemischte Bezirke—
endlich über die Baudiehte und die bauliche Ausfillirung, An die Ein-

.
teilung des Geländeblocks schließt sich die Aufteilung der einzelnen

(irundstflcke (tomt-indelning;. die ebenfalls in den oben erwähnten

Formen durch behördliche Festsetzung erfolgen kann. Die Grundstücks-

Meilung ist in der Weise vorzunehmen, daß die Eigentumagreasen

nach' Möglichkeit beachtet werden und eine zweckmäßige Bebauung der

GrundstOcIce nicht erschwert wird. Im Gegensatz zu den allgemeinen

sdiematischen Vorschriften der Bauordnung, gestattet somit das schwe*

dische Verfahren die Individualisierung für jeden Geländeblock.

§ 2 des Städtebaugesetzes be8a;:t: Wird in einem Planetttwurl

vorf^escbrieben, daß f(ir einzelne Bezirke besondere Bestimmungen hin-

sichtlich der Ausnutzung der Gel&udeblöcke gegeben werden, so

finden bezüglich der Feststellung dieser Bestimmungen die gleichen Vor-

schriften wi« hinsiohtlieh des Bebaanogspluis Anwendung; Svensk För-

fattninffSSamling, Ausgabe 19. Juni 1917, Nr. 269.

Uber die Wirktai^^ <ier scliwedischon Jlegeluii;; äußert sich Dr.

Yngve LarasoD, Vorsteher des Svenska ötacisförbund in einer Zuschrift:

„Als Nachteile einer so eingebiuiden bahördlidien Regelung des Anf-

teilungsgescbftfts mögen gelten: ZeitversaumniB, Unkosten usw. Man
darf wohl auth annehmen, daß alle Vorschriften des Gesetze.^ nicht in

den kleineren Städten und Flecken genau beobachtt't werden. Nach
meiner Meinung sind aber die Vorteile dieser Regelung wenigstens in
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Suulten mit besonderen Vcrmeetiungs&mterD weit überwiegend, vor allein

dftdnrefa, dafi jedes Orundstttok für die geplante Bebeauug paeaend ra-

geedinitten werden kenn." Vgl. hieran oben S. 887.

Dfe Praxis der Bebauungspläne hat sich in Schweden, wie zuvor

bemerkt, dem interoationalen System des Stidtebanes angeschlossen

ond es dnrch ihre verwaltungatecbniachea MaBnahmen zur Üordiffihnmg

gebracht Aneh die neueren stidtischen Bebaunogspline haften zumeist

noch an den alten Auflassungen der GelSndeanfteiJung durch Strafien-

netz und Baublock, wenn' audi Infierlidi modifiziert durch EinfOgung

der als neuerer Zeitgeschmack geltmideB, oben S. 240 erwähnten Formen.

In den Erweiterungsgebiet^i dw Stidte sind dagegen neuerdings Eigen-

heime ond Kleinsiedelungen angelegt worden, die eine günstige Anf>

teilang und Wobnweise bieten.

Hit Aecbt weist Stedtingenieur A. Liljenberg etif den ]fang<rf

hin, daß der Bebauungsplan in einseitig-spezialistischer Weise behandelt

wird und daß ihn der Straßenbaner. der Hochbauer, der Landmesser

nur vom Standpunkt ihres Sonderfai hs bearbeiten. Zu fordern ist eine

wirtecbaftsgem&ße Lösung der Qesatutprobleme der et&dtischen Bebauung;
SvenskaBtadafSrbnndeteTidskrift« 1916, H. VII, 8. 887. (vgl. Eberstedt,
Zeitechr. „Kunst und Künstler", Juli 1916, 8. 490). — Das schwedische

Recht, flpLH djp Rogelnng der Baudichte und der baulichen Ausnutzung
im Zusauiiuenhang mit dem Bebauungsplan sul&ßt, ist dnroh das eng-

Hsofae Stadtebeugesets von 1909 ttbenionmen worden; s. oben 8. 590.

Während das sohwediaohe Geeets den Oemeinden aoagiebige Eeobte

in der Planauf.stellnng xuerkennt, sind die Befugnisse hinaichtlicli der

Htraßenanlegung minder weitgehend als in anderen .Staaten. Dan Ge-'

Iftnde für öffentliche Straßen nnd Pl&t/.e muß seitens der Stedtgetiieiude

erworben werden; die Anlieger beben dagegen der Gemeinde die Anf-

WMidnng fttr dam erforderliche Gelftnde, falls sie es nicht unentgeltlich

nbfrrfrn. '/n ersetzen, jedoch für nicht mehr als 0 in beiderseits der

btralie. ¥ur die Entschädigung von GelRnde int lediglicli der zur Zeit

der Plaiifesttitelluitg geltende Wert, nicht ein infolge der Bebauungs-

ffthigkeit entstehender Zuwachs maflgebend; Oesets aber Stadtplane nnd
Bauplatzeinteilung, Oesetzessammlang Nr. 67 von 1907.

Die bestehenden Bauordnungen sollen einer üinarbettnng nntpr^ogen

werden. In den Außenbezirken wird vielfach tier Flachbau festgesetzt,

teils in der Form der (in Sciiweden allgemein beliebten) offenen Ben*
weise, teils eis Beiheaban. Fttr die Benrke mit Hoefabsn gelangt die

Vorschrift der inneren Freifläche (Hofg&rten) zur Anwendung; vgl. zu

dieser Maßnalime die ein an sich ungünstiges System erträglich zu

machen versucht, die Erörterung oben S. 832 f. — Das Erbbaurecbt

(Baupletsrecfat) wnrde dnrdi die negere Gesetsgebnng eingeführt und ist

bereite in erheblichem Umfang praktisch verwertet worden.
Tin Jalire 1912 wurde eine besondere Wolmungskommission fttr

das Staatsgebiet einberufen, die in den folgenden .Ia!iren das Wolinung.««-

wesen der Minderbemittelten eingebend untersucht h&i. Zu der Tätigkeit

der Kooaniifleioo in den Jahren 1916 f. s. Anhang II. — Bine dem

Digitized by Google



Ausland. 641

Reichstag 1919 vorgelegte neue Gesuudheitsordnung (Hälso värdstaga)

enthält eine Reihe wohnungshygienischer Bestimmungen und macht die

Wohnungsaufsicht in den Städten obligatorisch.

Zu großer Bedeutung haben sich die gemeindliche Bodenpolitik

und die gewinnlose Bautätigkeit in Schweden entwickelt. Die vorer-

wähnte Gestaltung der Grundsätze des Erwerbs von Straßenland mag

vielleicht bei den Gemeinden nicht ohne Einwirkung auf den Wunsch

der Ausdehnung eigenen Grundbesitzes gewesen sein.

Die Stadtgemeinde Stockholm hat bis zum Jahre 1912 10021 ha

Gelände außerhalb des politischen Gemeindebezirks erworben. Von dieser

Fläche entfallen 3787 ha auf Gelände für Bau- und Siedelungszwecke,

während der Rest fUr den Bedarf der städtischen Werke und hygienischen

Einrichtungen dient. Auf dem ihr gehörenden Gebiet in Enskede hat

die Gemeinde eine Siedelung geschaffen, in der die Baustellen auf Erb-

baurecbt gegen einen mäßigen Zins — 5 % der von der Gemeinde
selber aufgewendeten Kosten — abgegeben werden, während für die

Kreditbeschaffung eine Erbbaurechtsbank unter Bürgschaft der Gemeinde
errichtet wurde: s. das Beispiel der Baulichkeiten Abb. 159/160. D^r-

Abb. 159. Abb. 1(50.

Kleinbau8. Eigenheiin««iedelung Enskede-Stockhol in (hub „Schweden", Bd. II, S. 752.)

lehen an Vereinigungen ftir den Wohnungsbau wurden seitens der Stadt-

gemeinde in erheblichen Beträgen gewährt. Die Stadt baut femer

Wohnungen für die städtischen Bediensteten und Arbeiter und stellt in

älteren, für den Zweck von Straßenregulierungen erworbenen Häusern

billige Kleinwohnungen zur Verfügung. Guinchard berechnet, daß

Ende 1910 durch die verschiedenen Formen der gewinnlosen Bautätigkeit

(Gemeinde. Staat, Arbeitgeber, Genossenschaften und Gesellschaften) für

10 788 Haushaltungen, d. .s. 13,4^0 der Gesamtzahl von Stockholm,

Unterkunft gewährt wurde. Die Tätigkeit der gemeinnützigen Gesell-

schaften und der Stiftungen ist von großem Umfang; die auf Anregung

von Agnes Lagers tedt 1892 begründete Gesellschaft der Stockholmer

Arbeiterheime widmet sich neben dem W^ohnungsbau der Förderung der

Ebersladt, Handbuch des Wohnungswesens. 4. Aufl.
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Mitglieder auf den Gebieten der Wirtscbafttifalirung, der Woldfahrts-
pfle^o 1111(1 der Fortbildung. Die Entwicklung der städtischen Verkehrs^

mittel erfillir' ^piiens der Stadtgemeinde tatkräfti<^'»> Fürdening.

Die Stadr (Jotenburg, Besitzerin großer Geländefläcbon im 8tadt-

erweiterungtigebitit, unterstützt den Wohnungsbau durch Hergäbe , von

Baagellnde und geeigneten Mafinahmen, wfthrMid andere Gemeinden,
wit^ Brouima, in gleichem Sinne tfttig sind. Durch Arbeitgeber eind

Wolinnngen in den verschiodcncn Landesteilen in <;roßem Umfange er-

richtet worden. In dem GrÄngesberger Erzbe/.irk sind 479 Wohnungen
hergestellt worden; die A.-G. Stora Kopparberg in Falun hat f<ir den

Bau von Arbeiterwobnungen 2,4 Mill. Kr. aafgewendet tind atifierdem

Darlehen von 850 000 Kr. ftlr den Eigenhauaerwerb an Arbeiter gewährt

(V. Koch, S. 7d2i.).

§ 148. Hervorragende Lotungen sind in Schweden anf dem
Gebiet des SiedelungsweaenB so Teraeichnen. Die schwedische An-

siedelnn^^bewegung — der DeutscMaiid in Literatur und Praxis viel-

fache Anregung entnehmen konnte - hat zunächst auf dem Lande ein-

gesetzt und sich weiterhin nach den Stftdten verbreitet.

Die atarke Auswanderung, die dem Staate allmfthlicb eine Million

seiner kraftif;sten Einwohner, d. i. ein Fünftel ilor Bevölkerungszahl,

entzogen hatte und die ungünstige Schichtung der Altersklassen, in

denen die hohen Altersstufen von ttber 65 Jahren unverhältnismäßig

stark, die arbeitstflehttgsten Stufen von 20—60 Jahren dagegen unsu-

reichend vertreten waren, hatten in den 90m' Jahren des letzten Jahr-

hunderts <iie Aufniei ksamkftit anf sich gezogen und gaben seit 1902 den

Anlaß KU Unrersuchungen Uber die Mittel der Festhaltung der einheimischen

Bevölkerung. Sine der hauptaftohlichen Forderungen ging dahin, den

Erwerb von Eigenbesits dnrdi die minderbemittelte Bevölkerung an er-

leichtem. Die bereits i. J. 1894 verfUgtea Maßnahmen der ÜberlasBung
von Trennstficken der staatlichen Domänen an Kleinbesitzer wurden in

den Jahren 1909 und 1913 weiter auegebaut. Von wesentlicher Be-
deutung warde aladanoi daS sich der Oedanke durchsetste, staatlichen

Kredit für die Ansiedelung bereitzustellen; fttr diese Zwecke wurde i. J.

1904 ein Betrag von 10 Mill. Kr. arifiewiesei) "F.» oi-^'ah sich sofort,

daß die neue Maßnalnne einem weitf^^elieiiden Bedürfnis innerlialb der

Bevulkeruug entsprach; auf dem flachen Lande wie in den ii^tädten ent-

wickelte sidi die „Eigenheimbewegung** und die Nacbfri^e nach Klein-

glitern für ländliche Siedelung (landwirtschaftliche Stellen) wie fflr städtische

Siedelung ( Wohnstellon) nahm einen jtt}ir]t( }i steif.'enden Umfang an. Der

I. J. 1905 bereitgestellte auf 5 Jahre berechnete Kredit war bereits

1906 ersehttpft und wurde durch einen Zuschuß ergänzt; fttr die Jahre

1909—1912 wurden je 6 MiU. Kr., fttr 1918 und 1914 je 7i/, MiU.

bewilligt.

Di« staatlichen Darlehen werden nicht unmittelbar an die Ansiedler,

sondern au Vermittelungestellen gegeben; ain solche dienen die Landwirt-

scbaftskaniniem, sowie die privaten Vereinigungen, Eigenheimgesellsdiafken

und Eigenheimvereine, die sich satzungsgemäß der Begrenzung der

Dividende unterwerfen und in ihrer Geschäitsftlhrung die Erreichung der
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Siedelungszwecke gewährleisten. Von 1906— 1916 wurde an 8tMte>
Darlehen für Eigeiiheiine vermittelt:

Thbell« 48.

Land w i rtschaf t

-

liebe Stellen
Wohnatellen tnifge»«int

Ansaht
Mill. Kr.

Aittahl

1

Mili Kr.
1

Mill iir

4iircb die Landwirt-
Mhaftokunmern .

durch Get^eHschaften

und Vereine . .

11540

824

98.8

3,6

4521

2038

8,7

:>,6

16061
1

41,5

2 862
1

0,2

12364 30,4 6Ö&9 14,3 18 923 50,7

Bis 1914 war der Gesamtbetrag' <ler Eiüenheiunliirlelien auf

37,2 Mill. Kr. gestief^en. Tiirer den vennitlelnden Vereinii^ungen sind

oauientlicli die von dem ^atioualverein zur Verliutuug der
AaswandernDg begrOndeteDEigenheinigeeeUschafken erfolgreich tfttig.

Dnrdi den i. J. 1907 gaeohaffeaen LandvermittelungsfondB werden den
EigenheinigesellscLaften Darlehen mm Ankauf und znr Aufschließung

von Gelände gewährt. £ine Uber das gesamte Land verbreitete Organi-

«atioD von 6rtlidHm OeMllaebaften stellt neh in den Dienet der An-
siedelung; in den vereckiedeneo Landeeteilen sind lindliche und stftdtiitche

Eigenheimsiedelungen geschaffen worden, Ober deren Anlagtr, nuter

Wiedergabe ansprecbeiKler Abbildun^^en, das von John Äkeriund,
Ern.Ht Höijer undB. Runemark bearbeitete Handbuch der schwedischen

Eigenheimbew^ng' (Svenska Bgnakems-'rtfreleen) unterrichtet. — Die
mit Privatkapital arbeitenden und auf dem Boden des privaten Erwerb«
stehenden l^nternehmungen haben bisher in der Anlage von Kleinhaus-.

siedelungen fflr die minderbenütteiten Klassen wenig günstige Ergebnisse

ersielt; Molin, I, S. 762. Zn der Einwirknng stAdtischer Vorbilder

auf die lindUche Banweise (oben 8. 496) s. Bergsten, I, S. 206.

Die Organisation des Bealkredits in Schweden beruht zum gröfiten

*reil auf der Kreditgewihning durch Vereinigungen städtischer bzw.

ländlicher Grundeigentfltner, die ihrerseits wieder ffir den Zweck der

Kapitulheschaffung an die beiden staatlichen Hypotliekenkassen — eine

städtische und eine ländliche — angeschlossen sind. Die Kreditvereine

der Griiniihesitzcr werden bezeichnet als Tlvpothekenvereine; sie setzen

sich zusammen aus den Mitgiiederu eines Bezirks oder eines Stadtgebietes:

die Mitglieder haften gesaintschuldnerisch für die Verpflichtungen des

HypothekenVereins (s. oben S. 635), Die Satztin gen «les Vereins unter-

liegen der königlichen Genehmigung, ihre Gesclniltsführung der Prüfung

und Überwachung der staatlichen Hypothekenkasse. Der Kreditverein

besorgt die Geschäfte mit seinen Mitgliedem und bewilligt die Darlehen,

die in den drei großen Städten des Landes bis 60%, in denflbrigen r)0%

des ermittelten Wertes betragen dflrfen. Die Darlehen sind regelmäfiig

mit Tilgung verbunden.
41»
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Die Cieldbescliaffiiiig selbst erfolgt für die ländliclien Kredit vereine

durch die im Jahre IHtU hegi niTdete Königl. Keichshypothekenbank, für

die städtischen Kreditvereine durch die i. J. 1865 errichtete allgemeine

Hypothekenkasse, seit 1909 durch die Stadtlivpothekenkasse des König-

reichs Schweden. FQr das Grundkapital beider Anstalten hat der Staat

je 'M) Mill. Kr. eingeschossen.

Der Pfandbiiefiimlauf floirlishyiiothekenbank Hrtriifr l'M ö-

308 Mill. Kr., der Darlebeubbeätand der Stadthypothekeui^aBBe, deren

neuere Gesch&ftstttigkeit erst mit dem Jahre 1910 beginnt, 225 Mill. Kr.

Die .wichtigsten Kreditgeber fttr den Bealkredit sind, aafler den Xredit-

vereinen, die Hypothekenbanken (Stockholm Inteckningsgarantie A.-G., die

auch Baukredite gewRhrf, die Hypothekenbank in Gotenburg, Güvle,.
^

Malmö, Heisingborg and ürebro); die Sparkassen, die von ihrem Einlage-

bestand von 146 KÜI. Kr. i. J. 1880 42,7 von 1802 Mill. i. J.

1916 dagegen 684 Hill. Kr. = 52,6 Vo >" Hypotheken angelegt hatten;,

die Versicherungsanstalten, die die Anlage in Hypoth^km auch hier be>

VOrzTigen; ferner Vermögensverwaltungen und private Kapitalisten.

Die GesamtverscbuiduDg des Grundbesitzes in Schweden ergibt nach,

der Reichsstatlstik:

SkMIb 4«.

Grundatflekswert und hypothekarische BeUstung
in Schweden.

Scbitsnngswert
Mill. Kr.

Bingetmf^ene Hypo-
theken Mill. Kr

Hypotheken =
"

'
, des Wpiios

Land

Stidte

Keieh

18S0

1910
1912
m.)
1914

1880
im
1910
1912

1913
1914
1890
1890
J910
1912

1913

1914

2862,1

4114»;

4212,7

732,5

1639,6

:K)21.7

:i213.5

349 1/>

:k)34,8

71.30,4

7426,3

8265,3

796,7

1193,5

2003.3
2191,7
2270.8
2356
329,9

962,2

1925,2

2095,9

2175,2
22S5
ii2ri.6

2155,8
3927,4
4114,6

4455,0

4591

34,6
41,7

48,7
se^o

47.7

48,5

45,0
58.7

63.7

65,2

ti2,3

60,6

37,1

47.9

86,0

56^
533
54,4

Der pro/^^tif imle Kück^^anp; der Verscinddung i. J. I'JIS erklärt

sieb daraus, d&ti eine Neuabscbätxang stattgefunden bat, die f(ir 1913-

den Sdmtsangswert der Orandstfleke nm 667 Mill. Er. erhöhte, so ds6>

sich trots der absoluten Zunuhme der Verschuldung eine prozentuale

Abnahme ergibt. Nach den Angaben der Gmndbesitzerkroi-n sind die

Schätzungen niedrig und erreichen nicht den tatsächlichen Wert der

Grandstfloke (Ramm, S. 245). Es ist ferner zu bemerken, daß manche-
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Hypotheken /war abbezahlt, jedoch iiu Grandbuch noch nicht gel(ischt

oder £igentttmerhypothekeQ sind (Sederholm, I, S. 146a). Ftlr die

8(adt Stockholm betrug die Vertebiddiiiig i. J. 1912 946,8 MtU. Kr.

gegeDttber einem GrundstUckswert von 1326,5 Mill. bs71,4 %. Die

Belastung in Stockholm geht somit, wenn sie auch nickt an die Ziffern

in Deutschland, heranreicht, erheblich Uber die städtische und l&udliche

Burcbediiiittwiffer hiDans.

Tm Wohnungswesen Schwetiens ist die fortschreitende Entwicklung

unvei ketiiibar- Auf dem Gebiete der Aussiedelung sind wirkungsvolle

Einrichtungen geschaffen worden, die sich zum Teil als vorbildlich fflr

ander« Linder erwiesen haben. GleidiwoU bleibt in der Überwindung

des im 19. Jahriiundert eingedrungenen internationalen Stldtebausyatems

und seinen schlimmen Folgen fllr die Wohnverhftttoisse noch viel zu tun.

Eingriffe, die lediglich das Rflstzeug der Baupolizei anwenden, sind hier,

wie die allgemeine Erlihrong zeigt, nnzureidiend. Eine neue Technik

des Bebauungspbinee, der Strafiengestaltung und der Bodenanfteilung,

die in dem Städtebaugesetz von 1907/1917 eine wertvolle Stütze findet,

wird die Mittel fOr die gQnatigere Gestaltung der städtischen Bauweise

bieten.

Literator.

K. Key-Aberg, Inieni. WehniingBkongr. Dttneldorf 19(tt, S. 532.

A. Llljenberg, TranHactions Town T'Unning Conference. London IHlO, S. 702.

H. Alln eclit, Roiseeindrilcke au» Schwed-n. Zeits I r f \\'()hnnngHW. 1910, S. 14Öf.

John Dondorff, Axel Kamm, II. Intern. Uaiisb«6iUerkongr. Berlin 1912, S. 149

und 843 f.

J. Oninehard, C. H. Mearling, O. Wirgin. A. Holin, X. inten. Wohming»-
kongr., Hnajr 191.1, I, S If), 265; II, S. KJl. 367; III, S. 17:?. 17!>.

t. J. Thulin, Carl C. BergHten, G. II. von Koch, A. Molin. V. Htiin-

stedt, G. Sederholm, J. Ihilluiunn, Alfbild Lautm in „Schweden''.

HIttor. ttatitt. Handb., b«nnNgtf. von J. Ouinehard, 2.Aiili., Stodcboln 1913.

E. Stumpfe, KleinwohnungalMUiten auf dem Lande: Barlin 1913.

Statistik Ärebok f Svpri-„»t>, liernn<«j»eg. von L. Widell.
Statibük Anbok f. ötocktioliDi» stad, benuugeg. von J. Quinchard.
A. Liljenbergf BoatodafH^ i fttrblltuid» tili stadiplftiM »• ocb byggnadsTtoen,

STWMk* Sladsförbundetf; Tid^krift, Nov. 1016, 8. 330.

Berti I Ny ström, Bofttadun«rkiuMi«n i. SvtrigM ttOm attdieiir 1916^ ebenda,

Mai 1917. S. 133.

Die Sv^nska ^gnabemarOreisen, Hdbk., berausgeg. von Nationalforeningen mot eini«

grationen, 1917.

K. Socialstyrelsen : 1912—14 ^n allmftnna bostadsrftkningar, Teil I Allmln
redognrelse (». auch sociaU Meddclandsn 1915, Heft 3, 7), Teil II Lokal-

monografter 1—12. — Byggnadsverkaambeten i nket« etadBaambAllen ären

1912—17. -> Undenttkningar rOnnide de nindie bamedlade» boetedilliclilllui-

den i TitM sTenska stlder. — BoitadtkonnUaioneni ntredninger:
Belaniogen «t boatadBfaatigbeter I Sverlge &r 1912. — Bostadsfrggan i Sverige

'

«r BOdolegiika och ioeial|>olitiake eynpankter. — Bettnkande engiende
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ordnandet vt des «ekundlia boatadskrediten Stockholms »todi sUUstütu

kontor. — Nionde allminiM bostadartkiiingm i Slockkolm 31 deeasber 1916.

Zeftaehff4flm:

Social« Meddelanden. heranagaff. von K. Soolalatyrelaan.

8tnti<:tifk rnRniKlsskrift, hermi^gef^. von StodcIiolnB stad» aUtUtiaka kontor.

Svenska Stadsförbundeta Tidakrift •

VIIL Norwdgen.

§ 149. Die Gebftudezftblttng fflr Norwegen ergibt in den Städten

i: J. 1910 folgende Gliederung der Bauweise:

Tabelle 45.

Wohnfeaeboss« 1 2 3 i 5 ttubakannt xaaaniiBeD

Stidte mit mehr
als 20000 Ein.
wohiit.'rn . 5230 8683 2957 2613 365 133 19981 Blnaar

weniger als 200iO
2e096 „Binirolitteni . . 15065 9974 843 33 181

Folkataellingttn I. Dez. 1910, H. 3, Kristiania 1913.

Über die Behaiisungaziffern in Kristiania und Hergen s. oben S. 6.

Für die Städte Kristiania, Bergen und Drontlieim, sowie für die um'

liegenden Bezirlte dieser Stftdte bestehen besondere Baagesetze. In den

flbrigen Stftdten gilt das allgemeine Baugesetz für die Städte des Landes

vom 27. Juli 1896, das in gleicher Weise auch auf die Vororte von

Kauüstädt«!, an! Stapelpifttze und auf Änsammlnngen («,Reihett'*) von

Gebäuden anf dem platten lande ausgedehnt werden kann und bereits

fOr etwa 90 solcher Stellen Geltung erlangt hat

Im flbrigm haben Iflr llDdliche Gebftnde die von der allgemeinMi

Brandversichenin^ anfge8t«Ilteu Regeln über die Einrichtung von Pmipr-

»tatten UHW. insofern Bedeutung, als ihre Nichtbefolfjung eine dreifache

Brandabgabe nach, sich zieht. Zur Sicherung von Gasthöfen und &hn-

lidien Anlagen sowie von griJfieren Wohngebaadeo gelten swai besondere

Gesetze vom 6. Juni 1891 und 8. Jani 1896. Von Einfluß auf das Bau-

wesen ist auch das Gesetz über die Ge8undheitsa'i«srh(iHfjp vom Ifi. Mai

1860, da» gesundheitliche BesLimmungen Uber die AuBführung von Wohn-
gebäuden und VorwerJten entb&lt. Die auf dem Lande einzeln liegenden

Gehöfte sind, nicht dem Bangeeets onterworfeD. Fttr die hier erriohteieii

Bauten ist der reine Holzbau mit weicher Bedachung zulässig. — Bei

Gebftud^n, die mehr als 120 qm Grundfläche hederken tmd mehr als

ein Wohngeschoß enthalten, müssen zwei von jeder Wohnimg aus zu-

gangliche Treppen vorbanden sein. Bei einer Baahdhe von mehr als

drei Geschossen muß eine der Treppen feuerfest angelegt sein. — In

Christian in sind in den Xenbaubezirken die Langsstraßen orientiert, und

zwar in der Hicbtiin^ von Norden nach Süden, zur Gewinnung einer ans*

reichenden Beuoiiuuug der W' ohnungeii.

Znm Zweck der Erleiehterang des Erwerbs sigeiien Hans^ und
OrundbesitSes worden im Jahre 1894 von dem Storting Gelder bereit«
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gestellt; nachdem diese Mittel nicht ausreichten, wurde durch GeaetSE

vom 9. Juni 1903 Heiten» des Staates ein Bankinstitut errichtet, die

„NorwegÜM^ie Arbeitergüter- and Wohnbauabank"*, die Darlehen an die

aindsr bamittolten KUmmn tär den OniiMlvt4teln> und fiigenhftQMrwerb

gibt. Di« Bank bewilligt Derieben; ») aar Erwerbung von landwirt-

schaftliflien Kleini^'ütern gegen eine Anntiitat von 314% «T'^lTe,

von denen die ersten 5 Jahro abtraf^sfrei sind; b) zur Erwerbung' von

Eigenheimen, d. h. Kleinbäusern mit nicht mehr als zwei Wohnungen,
ha QrOile and einem Wert bia an 6000 Kr. in den Städten, 8000 Kr.

aaf dem Lande gegen eine Annuität von 4 % auf 28 Jahre, von denen

die zwei ersten abtragsfrei. Für die Darlehen hat (\':r> Hpimatsf^emeinde

BUrgschait zu übernehmen. Von 1908—1904 wurden beiteus der staat-

lichen Bodenbank bewilligt fUr 15 918 Wirtachaftabeimatfttten 28,6 Mil-

lionen Kr. and fflr 11981 Wohnbeimatftttea 17,04 Millionen Kr. Dar-

leben an Gemeinden für Oelftndeerwerb und Wohnungsbau waren nur

in Höhe von 2500 Kr. gegeben worden: Statistik Aar.sbok 11'16, S. 77.

— Aua der Zahl der privaten Unternehmungen ist die Tätigkeit der

von den orgaaiaierten Baebdruckem in Ohriatiania i. J. 1900 begrün-

deten Genoaaenaehaft „Eigenes Heim" zu nennen. Die GenosseDeehaft

bat ein größeres GelJhide in der Xilhe von niiristiania erworben Und

für Eii^enbauser mir Zubehör von (iurtenlaud aufgeteilt. Die Bauten

sind im heimischen ^til in Holz aufgeführt; die Preise von Hau^ uud

Grandstdck bewegen aioh awiachen 4000—6000 Kr.
Unter den Einriebtungen fOr den Realkredit iat die bedeutendeste

die Hypothekenbank dcB Königreichs Norwegen, eine öffentliche Anstalt

unter Aufsicht des Staates, der den grötiten Teil des Baukkapitals von

28V| Millionen Kr. gegeböi hat. Die Bank gibt nnr Abtragädarlelien,

die in 47 Jahren bei 4'*/o Zina und V«Vo Abtrag getilgt werden. Die
Hauptsiimme der Bankdarlehen entfällt auf lilndliche Bezirke. Darlehens-

geber sind ferner die VeraieherungMaiist alten
,
Sparkassen, Banken und

Stiftungen. Kreditvereine nach dem Vorbilde Dänemarks sind erst seit

1909 erriobtet worden. Zweitetellige Hypotheken werden von Spar-

kasseii und Banken nnd hauptsachlich von privaten Kapitalisten gegeben.

Die Bautätigkeit ist gegenüber dem Bedarf an städtiseben Wohnungen
unzureichend, und Mangel an Kleinwohnungen besteht in den Städten

aeit eioer Ansabl von Jahren. Von der durch die Stadtverwaltung

Kriatiaala geeebaflenen Möglicbkeit einer Bfirgaobaftattbernahme bia 86*/o
bei Hypotheken ist bisher seitens der Bauunternehmer nur in geringem

Umfang Gebrauch gemacht worden. Wahrend des Krieges hat sich die

Wohnungsnot verschärft. Die Bautätigkeit ist weiter zurückgegangen,

da das Kapital in anderen üntemehmungen ungewöhnlich hohe Gewinne
bringt. Zugleich hat sieb der Bedarf an Wobnungen durch Zuwande>
rang in den Handels- und Indnstriebezirken wesentlich gesfeigert: s. oben

Ö. 6ä4 u. 638. In 'Kristiania int Mai UM 7 ein (gegenüber dem Not-

stand kaum genügendes) Gesetz über die Steuerfreiiieit von Neubauten
ergangen.

UteritDr.

ArnoAlsen, Eigenheinibewegung, VIT. Intorn. Weknunglkongr., Lüttidi 1906. S. 3tt.

D e B r u y n . Norwegens Raugesp» •
,
Z pniralbl. d.BauVerwaltung 1908, S. 507, 1909, S. ICl.

R. Jacobsen, II. Internat. . Uausbesitzerkongr., Berlin 1912, S. 197.
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Tli. Svane, X. IntemaL WohnvngKkoiifr., HMg 191H, I, 8. 1.

Stntibtik Aai-sbok, jährlich.

Literaiuraiigabeu über neuere Htftdtebauliche und wohuuitgapoiitiftche MaUimhuieit

Italien: Mario Cattaneo, Town Plannitig Conference London 1010,

S. 716 f.; X. Intern. Wobnung»kongr., Haag 1913: T. Roesi, 1, S. 151

ü am Im K I i a n i - Z or CO I i
, II, S. 2(X' (Entoignnnp!*- und BebaininL'splM!!-

ge«etz von ltit>5): V. Magaldi, III, S- 141 (GeseUe zur Förderung der Volkt>-

wobnangen 19(Bf.); R. Baeehi, IV, S. 81; U. Biget, Le logement de

roovrior, Ferit 1913, S. 138 f. (Gemeinnfltsige fiantltigkeit); 3. Stflbben,

Zentralbl. d. Bauvenvaltunp 1914. S. 208. — Spanien: Mittelhingen d. Z«'!i-

tmht. f. WohTningurof. in Österreich, Juli lfM3 (Oft^et?: vnm 12 .Tnni UUl);

Uuiz }- Catitella, C. Monioliu, X. Inteni. Wohnungskongr., iiaag 1913,

17, 8. 467 nnd 499. — RuBland: A. Kraatkaln, II. Inier. Haatberitser*

kongr., Berlip 1912, 8. 1791; B. C. Karpowitscb, Einaetwohnbftutter in

Stadt nnd Land, mit Einleitung von D. v Protopopow. mit .\bbildungen

auBgefiilirtiM- Hauten, i'eteraburg 1913: Agrar.-ökonom. Rundbcban, Nov. 1916,

T&tigkeitder Ru&. Hypotliekeninbiitute. — Finland: Serlacbius, II. Intern.

Rauebetitaerkongr., Beriin 1912, 8. 135. T. Lindgren. K. A. Moring,
L. Ehrnroütli, X. Intern. Wobnungskongr., Haag 1913,- II. S. 101. S. 1U5;

III, jj. 10.): r. .Marten. Hhein. Blatter f Wobnnnjr'w., April 1916. S. 84

(Bau vun Uftuaem mit drei Wohnungen darcb kleine Aktienges.). N.?.Stackel>

berg, Der benkmltig organinerte Agmrieredit in Eltland, Relaingfois 1911.

IX. NordnaMilka.

150. Der Stand des Wohnungswesens in den Vereinigten Srrutten

von Nordamerika i.st ungleich und der einheitlichen Heurtcihmg nicht

zugänglich. In stärkerem Mafie als in andoron liiudern findet sich hier

der scharte Gegensalz zwischen den guten Woiinuugen der normalen —
sei es einheiniisciien oder eingewanderten — Arbeiterklasse und der

schlechten Wohnweise grolier Volksschichten, die sich aus den niedrigeren

oder gesunkenen Kla&sen eiuhciniiächer Arbeiter, vielfach aber aus Ein-

wanderern mit tiefstehender Kultur /.usammensetzen* Fast parallel hier-

mit verlAuft der zweite Gegenaati; es ist die Verschiedenheit der Haus-

fonnen nod der Bauweise in den einzelnen Grofietftdten. Von wesent-

lichem Einflafi ist endlieh der in dem Verwaltongsreeht der Vereinigten

Staaten benrsehende Indtvidnaltsinns, der dem Eingreifen der dffentiichen

Gewalt in der Bodenpolitili abgeneigt ist, in viel entschiedenerer Weise

4il8 (lies selbst in England noch vor dem Eintritt der Periode sozial-

politischer Anschaiiungen der Fall war.

UiuHichtlich der Wohnweise l&ßt sich allgemein sagen, daß das

Einfamilienhaus in den verHcliioilpnf'n A hfjVifnngen von dem Backsteinbau

bis zu dem einfachen Holzbau die vorwiegende üausform bildet in Phila-

delphia, Baltimore, Pittsburg, Detroit, Lonisville and in den sfldlichen

JStadten, und* noch stark verbreitet ist inOleveland, Mitwankoe, Minneapolis
nnd St. Paul. Das Zweiw-ohmuifrshaus ist vielfach angewandt in den

vier letztgenannten Städten, in Biiffalo, PittHbur^' in;d einer Reihe andpr^^r

•Großstädte. Das Mehrwofanungsbaus fUr vier i; amiiien ist von Bedeutung
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in C'lnca«:^-» tm i in den Srfiri*^pn des Nordosters f Neu-England-8taaten),

Während die btockwerk^hflnfuii'; in zahlreichen Städten eingeführt ist

und iieu größten Umfaug m iSew Yurk uud CiDciunati erreicht. H&ufig
findet (rieb sie Wobofonn die Hausteilnng, indrai «in EinbrnilienhAi»
nacbtr&glich zu Kleinwobnaiigeii «ntor mebrara Funilien Aii|get«ilt wird.

Vgl. oben 8. 6 f.

Nach der Voiközftlilung von 1910 beträgt die HauBstauds^tUer

(Zahl d«r snr Familie gehörenden Peraooen) 4,6, die Zahl der auf eine

Wohnung entbJlenden Bewoboer 5,2 im Dnrchsobniit der Union. Die
Einzelziffern sind indes von großer Verschiedenheit; im Staate New York
betragt die Belegziffer einer Wohnung 1Ö,6, im Bezirk Manhattan sogar

30,9 Personen, während die Ziffern für Philadelphia und Baltimore 5,2

biw. 6,6 sind; XIU. Genaoa ol tbe U.S., Abetraet Wasbinglon 1918,

8. 3691.

Mit d«n Wobniuigs- und EinkommensverbUtniBseD des amerikar

niscfaen Arbeite» beacbiftigt sieb eine Erhebnng des Arbeitsamtes vom
Jahre 1901, die sieh auf 83 Staaten der Union und auf eine Auswahl

von 25440 Fkmilien erstreckte. Als durcfasdnüttUehee Jahreseinkommen

wurden 750 Dollars 8150 M. ermittelt, so dafi dieser Betrag als das

Einkommen des normalgestellten amerikanischen Industriearbeiters, d. k.

des Arbeiters von normaler Leistungsfähigkeit und BeschSftigung, ein-

schliefilich etwaigen Nebenerwerbs, ansusehen ist^).

Die Statistik des Arbeiteamtee ermittelt, neben dem Einkommen,
die Jahresmiete, die Zimmerzahl und die Wohndichte, den Froren t,»atz

der Hau8be«itzer und des schuldenfreien Besitzes. Die beifolgende

Tabelle 45 stellt diese Zahlenreihen zusammen, wobei ich die Reihenfolge

bei den Singewanderten naeb der Hobe der Kieteanagabe geordnet habe.

(8. TWtaHe M, 8. (Ml.)

Der norroalgelohnte amerikanische Arbeiter zahlt damadi durch-

schnittlich eine Jahresmiete von ll8Vt« Dollar=500 H. Das ist nur

l^VioVo seines Jahreseinkommens. Fflr diese Miete erhUt er eine

Wohnung von fftnf Zimmern, Zubehör ungerechnet Auf einen Be-

wohner entfiült 1,04 Zimmer. Nahesu ein Fünftel — 19*/o — dieser

Arbeiter sind Hausbesitzer, von denen wiederum 56 7o sdiuldenfreien

Besitz haben. Die Häuser sind in der Mehrzahl Einftuniiieohiuser mit

2Ugeb6renden FretfUtehen oder Oirten.

Ein Veigleicb mit Berliner VerhiltniMen iet nicht ohne Interewe.

Das dniehsobnittllcbe Einkommen einee normal gelohnten ond beeeblltigten

1) Die Kaufkraft des Geldes war vor dem Kriege und bei Pariutand der

Wihrang fttr den nomuilen Arbeitentand In Amerilw mindestens die fleiohe wie

iD Deutschland. Vgl. Kttczyntki (Die Xntion XXIV, S. 280), der im Anschlufi

an das Urteil Werner Sorabarts ausführt, daß die Kaufkraft des Dollars gering

i«t bei dem höchsten Einkommen; sie steigt dagegen und ist am büchsten bei dem
nemuden AibsitwstaDdf nnd linkt wiedenni bsi der «otSfUeB 8olii«ht dsr AMtsr.
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TabflU« 46.

Einkoiiimen, Wohnung und Hausbesitz bei einheimischen nnd

eingewanderten Arueitern in den Veieiuigten Staaten vuu

Nordamerika 1901.

Qeburtslaud

Ein-
kommen

Dollarn

J&hrliche

Miete

Dollars

-Vuf

1 Familie
Zimmer

Zimmer
auf 1 Be-
wohner

Hau8-
eigentüm.

/e

Davon
"Mm IT ff^aTT T

frei

T«rMnit|te Stuten
Fkwikroicli •

742 118.54 4,90 1,08 15,36 59,06
750 130,67 4,86 1,00 25,58 77,27

Schweiz .... 1 i4 1,1U uo,oo

England .... 822 128,46 5,39 1,13 19,89 58.9i^

Schweden .... 766 125,20
_ ' ^ ^
5,03 1,11 32,27 3Ü,42

Schottland . . 857 124,21 6^ 1,06 19,12 54,17

Verecb. Ausländer . 711 122,59 4,76 1,04 7.96 66,67

Irland . . . . 775 121,63 5,03 0,99 21,56 56,30

WaL«s 803 120,15 5,51 1,05 27,73 69,70
Bmtadifanid . . 745 117.20 4,90 0^96 32,33 56,97

Dänemark .... 759 1 1 0.04 5,2-1 1,07 34,95 58,33
793 115,38 5,60 1,10 15,22 40,91

Xorwegen .... 762 110,11 5,28 1.02 38,96 16,67

RnBland .... 662 105,39 4,43 0,81 16,03 43,66
Italien 611 98.85 3,67 0,77 11.72 66,67

Österreich-Ungarn . 674 96,22 4,16 0,85 17,81 57.14

NiederlMide . . . 675 8^ ö,7Ö 1,06 46^15 29.17

Danändmitt 749'/, 118»40 4,95 1.04 18»97

Berliner Arbeiters betrug vor dem Kriege 1200— 1800 M. Hiervon

hatte der Arbeiter 20—24% für die Miete aufzuwenden. Er bekommt
daftir — eine Wohnung von Stube und Kttche, eventuell Stube, Kammer
und Kttche der oInhi beftohriebenen Art in einer Mietskaserne. Diese

Räame aber hat er hiofig noch mit SchlafLanten zn teilen. Die Bück-
Schlüsse auf Lebensftthrang, Stellung nnd politieche Anschanong liegen

ani der Hand.

Bemerkenswert ist die Tabelle noch, wenn wir sie nach einzeliien:

Völkerschaften betrachten. Der in den Vereinigten Staaten geborene

Arbeiter (Zeile 1) kommt in seinem Einkommen und in dem Micts«

aufwand dorn flesamtdurchschnitt d^r Tabelle am nächsten; er stellt die

Norm f!ar, wie er auch der Zahl u ch den Hauptbestandteil ausmacht.

Von den Eingewanderten zeigen den größten Mietsaufwand die West-

europäer, Franzosen. Schweizer, Engländer; den niedrigsten die Ost-

europäer und die Italiener. Eine besondere Beachtung verdient der

Anteil am Hausbesitx; hier ist die Verteilung eine andere. Die Ein-

gewanderten stehen hier im allgemeinen über dem Durchschnitt des

geblIrtigeD Amerikaners. Bei einzelnen Ornppen Eingewanderter zeigt

Bich ein wahrerHeißhanger naeh Gmndbesits ; es sind dies dieDentacben,

die NiederUnder und die Skandinavier, insgesamt deijenige Teil der

germaniscfaen VAlker» den der Brite unter der Bezeichnung Ja-sager
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zusamnienf?!ßt (da diese germaiüscheii Sprachen alle das ^a** an Stelle

des englischen »Yes" haben).

Die deutseben Indastriearbeiter in Amerika sind in unserer Tabelle

zu 33% Hausbesitzer; die deutseben Arbeiter in den Städten der Mieta-

kaserae uod des Vlelwobnungsbauses dagegen sind vom Hausbesitz so

gfxt wie vOUig auHgcBchloeeen. Die nominellen Beattser der Onmdsttteke
machen in Berlin sogar noch nicht 1 % der Bevölkerung ans. 'Die

Hausbesitzer iinter den n n h
fj;
e 'v an i r> r t o n deutschen Arbeitern der

Tabelle haben in der ttberwiegenden Mehrzahl — 57 ^/^ — ein schulden-

freiee Beeitstam su eigen. Die Hansbeeitier in Berlin dagegen sind

mit 96% des aufgetriebenen Wertes versohnldet und wirken nur ele

Obertragungshebel zur Belastung der Bevölkerung. Auch hier zeigt es

Bich, wie in den deutschen Städten mit Eigpnhaus-Farzellierung, daö

der gewerbliche Arbeiter gern Hausbesitz erwirbt, wenn ihm die Mög-
lichkeit gegeben ist.

Nach einer Brhebnng des Arbeitsamtes der V. S., die sich auf

2567 Familien in den verschiedenen Staaten der Union erstreckt, beträgt

der durchschnittliche Mietsaufwand 1901 99,49 $ oder nur 12,96 7»
der Gesamtanagaben (nicht der Binnahaw) der Faaidlie; U. S. Dep.
of Labor, Betail Pricee, Bollatin Ne. 140, Waehington 1914, 8. 96.

§ 161. Die beeonderen lUMIiide, durch die sich in einer Reihe

von GroßstSdten der Union die Wohnverhiltnisse in nngflnstiger Weiae

abheben, werden allgemein schlechtweg als daSnTeDement-honae problem*^

— Frage der Stockwerkswohnimgen — bezeichnet, womit Gegenstand

und Ursache dieses Teils der Wohnungsfrage' knapp umschrieben sind*

Die neuere amerikanische Wohnungsgesetzgebnng deckt sich in. ihrem

Bereich nahean vollständig mit der Behandlung derStockwerkswobnuogen*

Die aehleehten Z^tände in den VielwolmnngBhAnBera von New
York ga'ben i. J. 1900 Anlaß zur Einsetzung einer staatlichen Unter-
Huchungabehördo, der Tenement-house Conimispion, Hie i. J. 1901 eine

Erhebung der Wohnverhältnisse in New York und lu anderen 8t&dten

der Union veranstaltete. Der Bericht stellt fest, daS anSerhalb von
New Tork, Boston, Cincinnati und etwa Jersey-City und Hartford, daa
Problem der StockWerkswohnungen in der Union unbekannf ist, wenn
aoch in den einzelnen Städten sohlechte Wohnverhältnisse, wie allent-

halben, bei der Unterschicht der Bevölkerung anntreffen sind: „In
America, there are few eitles to>day, outside of New York, where there

oxists a tenement-house problem, nnd few where there e:;i3t8 even an
acnrn housing problem; aithough there are a nuinber of cities where
bad housing conditions have begun to manifest themselves''. (Kommissions-

Berieht, De- Forest and Veiller, I, S. 181). Von den 8,4 Hill. Ein-

wohnern der Stadt New York wohnen 2,4 Hill., d. a. mehr als zwei

Drittel, in Sitor k vverkswohntnigen (a. a. O. 8. 3). Die Tenement-houses

sind nach dem Hyatem der gedr&ngten Bauweise errichtet nnd z&hlen

in New York itim Teil 6-^7 Wohngeschorae. Der Znsammenbaag der

Wohnweise mit dem Einströmen großer Einwanderermassen, von denen

der weitana sCirkste Teil in New York an Land geht nnd hier danerod
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oder vorübergehend Aufenthalt nimmt, wird von der Tenement-house

Gommiasion mehrfach dargelegt und in die itnappen Worte gefaßt: „'^he

ieDemeat-houae syatem is ezerting quite aa detrimental an «ffeet iq^n

tb« newly amved immigrant as the newly urived immigraiit u eKttrking

OD Ibe tenemeut^bouse (a. a. 0. S. 55)."

Im Jahre 1867 erging das erste Gesetz ttber die Stockwerks-

wohnoDgen, dem i. J. 1879 ein zweites Gesetz folgte. Zugleich wurde
von privater Seite ein Freiaanaachreiban eriaaaea, aar Srlangung eines

Hansgrundrisses, der es ermöglichen sollte, in vorteilhaftester Weise die

typische schmale New Yorker Baustelle von 25 Fuß Front und 100 Fuß
Tiefe zur Anlage von Stockwerkswohuungeu auszunutzen. Den Preis

erhielt ein Banplan, der den OnmdriB dee Vorderhansea hofwirts als

Spiegelbild wiederholt und xwlsoben Vorderwobnung und Hofwohnnng
das Treppenhaus, die Nebenraijmf^ iini? zwei schmale Seitenh^ff^ pinsrhiebt.

Dem Grundriß wurde der Beiname Dnmb-bell plan (Turnor-Hautel)

gegeben, weil er in seinen äußeren Linien der beim Turnen gebräuch-

lieben Hantel aiobt anfthnlidi ist. Die Hansform, die bald allgeoMrin

cur Einfahrung gelangte und für New York typisch iut, wurde schon

L J. 1879 in der Öffentlichkeit als untauglich und schlecht bezeichnet.

Zu den alten VorHchriften traten in den Jahren 1884 (auf An-

regung von Prof. Felix Adler) und 18i>5 Ergäuzuugsgesetze, ohne daß

i^e wesentliche Besserong ersielt wnrde. Lifeige des Eintretens von

De Ve iiier und der von ihm interessierten Charity Organisation Society

wniilH i. ,T. 1900 dift jüngste staatliclie KoinmisKion berufen: ^uf der

Grundlage ihrer Berichte erging das Gesetz vom 12. April IQOl und die

besondere staatliche Behörde fttr Stockwerkawohnungen wurde ein-

geaetit.

Die anderen Großstädte zeigen je nach dem Bau* und Stadterweite-

rungssystem und der nationalen Zusammensetzung der Einwohnerschaft

verschiedene Zustände. Chicago kennt, trotz stark anwachsender Be-

völkerung von wenig anter 2 Millionen Einwohnern, kein allgemeines

Tenement-House Pnriklem. Der Arbeiterstand wohnt in ein- bis zwei-

geschossigen Häusern, die /tim Teil für mehrere Familien gebaut sind.

Die Unterschicht der Bevölkerung wohnt jedoch auch hier in unbefrie-

digenden Wohnungen, die Öfter aus ehemaligen Einfamilienhäusern durch

naehtrlgliche Tmlnng entstanden sind. Aach Kellerwohnungen sind in

erheblichem Umfang im Gebrauch. — Philadelphia hat trotz seiner großen

Bevölkerung von 1,3 Millionen sich Hrn Ruf bewahrt „r citv of homes"

zu sein; die Mehrzahl der Arbeiter wolmt. in eigenen Häusern, die raeist

mit einem Stflok Qartenlaad versehen sind. ,J/ one needs ßtrtker
iesümmy ü> preve ihai a aystem of taü tmement houses is unne-
/-^rrr/rr if! nur /arge ctfie.^, (he expertence of Philadelpkia wndd
ajjord ample a'^dnsce", saju't der Bericht (S. 134).

Die Gestaituug der Wohnverhältnisse in Philadelphia wird auf

das Znsammenwirken von seobs Uraaehen sorttckgeführt: 1. reidilich

verfUgbares Gelinde für die Stadterweiterung; 2. gttnstige strahlenförmige

Linienführun;? der Eisenbahnen, die auf eine Zerte!lt!iv_' der Industrie-

anlagen hinwirkte; 3. Gleichartigkeit der Einwohnerschaft und Über-
wiegen der tentoniacben Mbeimliebendan*^ Basse; 4. billige and reich-

liehe Verkehxsmittsl; 6. leichter und reichlicher Bealkredit doroh Bau*
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und DarlehensgasellBcbaften ; 6. günstige Forrnen der Ei-^'entumsttber-

tragQDg (a. a. O. I ö. 346). £100 besondere HervorliebuQg verdiraeo

bierb«i die an ftUiftor Stdl« gtoanntoii Bankreditgamlbehafteii, 70&
denen der Bericht sagt: ^"0 widespread haa been the operati<Mi of these

•ocieties that it is common to say that buildii);: an 1 loan associatiViin

bave made th© Philadelphia small home". Diese BaukreditgeBell^chafton

bieten, wie die gleichartigen eugÜBchen GeHellüchafteu, einen auf Ab-
sahlung and Badnablnng bereebiatai Bodenkredit; die halbifthrlielieii

Zahlungen schließen einen Tilgungelwtrag ein, der je nach Tereinbaraog
das Darlehen mit lü—20 Jahren eventnell noch sp&tar anr Tilgui^;

bringt.

Für dentaehe Verhlltnieae darf wokl dfe Stadt Boffalo ein beaonderee

Interesse beanspruchen, da von den etwa 350000 Einwohnern mehr
als der dritte Teil deutscher Abstainmnng und die Stadt lange Zeit ein

bevorzugtes Ziel deutscher Einwanderung gewesen ist. Nicht ohne Anteil

wird man den Bericht Uber die dort geleistete Arbeit und die Kenn-
xeidinang der Deotsolien leaen: »Tbis German desire of ownereliip haa
affected the whole life of the city, and it is for this reason largely

that Boffalo is preeminently a city of homes (a. a. 0. S. 121) Nach
sachkundiger Schätzung stehen gegen 7ö% der Wohoh&nser ina £igea-

tum der Wohnongainliaber and 60% dieser H&naer, insbeoondere nnter

den deutschen, sind frei von jeder hypothekarischen Belastung (a. a. 0.

S. 126; vgl. hier nhpn S. 146f.)- — Un^iir!«ri;^e und znm Teil schlechte

Wohnongazuät&nde haben dagegen zwei Bezirke in Bufiaio aufzuweisen,

die last aosseUtefilicb von Italienern und von Polen bewohnt sind. Der
italienische Bessirfc sihlt etwa 20000, der polnisebe Besirk 60000 Ein-

wohner. Die Mißstände der Stockwerkswohnnngen sind in Boffalo anf
diese beiden Bezirke beschr&nkt (a. a. O. S. 122).

Unbefriedigende Wohnverhältnisse bestehen in Boston und Cin-

cianati, die teils auf scbleobte Bantypen, teils auf die Öfter erwKhnte
Wobnungsteilung zurtlckgeben. Hier, wie in Pittabarg, sind es ins-

boRondere die Einwanderer aus Ost- und Sfideuropa. Italiener, Polen,

Qalizier, Hussen, die die schlechten Wohnongen besetzen. — In Balti-

more (610000 JBSnwobner) wobnt die Mebrsabl der Arbeiter in Ein-

familienhftusem ; daneben findet sich aadi das Zweiwohnun^'^l nuH in er-

heblichem Unifanrj Das Einfainilienhans nu 1 dis kleineu Hausformen

steilen nach dem Bericht die regeim&ßige Wohnweise des Arbeiterstandee

dar in Cleveiaud (381 768 Einwohner), Neu-Orleans (287 104 Einwohner),

Detroit (386704 Binwobner), Milwaakee (286816 Einwobner), LonisviUe

(204 731 Einwohner), Hinneapolia (202718 Einwohner), Providence

(175597 Einwohner), St. Paul (ir,H065 Einwohner), Rochester rifi2 608
Einwohner), Denver (183859 Einwohnerj, Toledo (131822 Einwohner),

Colnnbns (125660 Einwobner), Syraonse (106874 Binwobner), NasbTille

(80866 Binwobner).

§ 162. Die lüBenbesirke der ameriktniscben GroSstUte bieten

flir die EntwkUnDg dee| WebnnngeweeeiiB eriieblidie Schwieriglniten

und haben sehlimme Znstinde anftaweiBen. In noch eUrkereni MaEe
als in Europa, dient in den amerikaniadian Großstädten die Innenstadt

als Wohnbesirk» und zwar aind hier, wie immer, im Beieieb der bOchsten



Grundrente gerade die billigsten Wohnungen anzutreffen; s. oben S. 366.

' Das rasche Wachstum der amerikanischen Städte fflhrt zu starken VVert-

verschiebungen; die tlmbihiuiig xurn Geschäftsbezirk läDt stets einen

großen Bestand an Wolmungen übrig, aus denen die bessere Mieter-

schaft abgewandert ist. Der Zustrom an Einwanderern aus Gebieten

mit niedrigeren Wohnungsanspracheo, denen Teile der einheüniBdien

and die farbige Bevölkerung hinzutreten, sorgt fOr Abnehmer der minder

guten Wobnmigen. Endlich bildete bisher die ongenfigende Ansgestal-

tnng eines stSdtebanlichen Enteignongsrechts (s. unten) «ne Ersehwening

für DurchfQhriing der notwendigen Sanierung in den Innenstidten.

WohDongselend und WobniingsverfaU fanden aich in den Innen-

bezirken der OrofistAdte von N.-A. in grofiem Umfang ond sind anßer

in dem 8. 651 erw&hnten Bericht in zabh*eichen Darstellungen beschrieben

worden. Auf die Bcblimmen Wolinnngsverhftltnisse in den verwahrlosten

Teilen der St&dte Chicago and New York wird von Prof. J. Hirsch-
berg sowohl nach eigenen Beobachtungen wie im Anaohlnfi an üpton
Sinclair 's The jungle hingewiesen; die Rörnerkrankheit in den V. St.

V. N.-A., Zentralbl f prakt. Aufjonhoilkiinde, Okt. 1917. — Zu den

dichtbevölkerten Innenbezirken z&hlt die Innenstadt von Groß-New York,

das die Stadtmitte bildende Gebiet von . Manhattan mit 2,33 Hill.

Einwohnern, an das sieh die Stadterweiterongsgebiete von Brooklyn,

•Queens und Bronx mit 2,43 Mill. Einwohnern (1910) anschließen. Man-
hattan ist Geschäfts-, Fabrik-, Hafen- und Wohnstadt. Auf dem hoch-

wertigsten Boden ist hier eine niedrig gelohnte Arbeiterklasse ange-

jriedelt, mit den sohfinunsten Wohnverfaftltnissen und 'in der dichtesten

Bevölkerongsanbftafang, während ein anderer Teil der in Manhattan be-

schäftigten Arbeiter aeino Wohnung in den Außenbezirken nimmt. Mit

Bezug auf Nationalität und Wohnwei.se zeigt sich hierbei nach einer

UnterauchuDg von £dward Evvinc Pratt folgende» Ergebnis:

Tabelle 47.

Von den iu Unter-Manhattan beschäftigten Arbeitern.

Ubudidie Arbeiter
|

Weibtiehe Arbeiter'

Naüoaalit&t wohnen
in Unter-

UanbAttan
elbat

gohraiii i.' ii

bis» 7.ur Ar-
heitsstelle

1 Stunde
od. wonigor

gehen zu

Fuß zur

Arbeite- 1

stelle
1

wolinon
in l'nter-

Manbatuui
aelbst

gehrauchen
bis zur Ar-
heit-sstelio

1 Stunde
od. weniger

geben zu

Fuß zur

Arbeita-

Bteile

penttohe . .

Briten ...
Amorikanor . .

Um
Atnerik. Juden

.

Österreicher. ,

Hu&s. Juden

.

itaiiener . . .

Rnseen . . .

Oaleir. Jaden .

%
10,8
12,5

13,3

30,0
31,1

44.6

r)8,3

61.7

64,0

Hl

%
30,1

31,8

33,9

r)?),2

.")5,f)

03,3

68,2

70,2

66,4
77,7

%
1

9,2

15,4
!

1 5,3

35,4

23,3

33,7

44,4

55,3

62.0

.48>&

%
23,1

18,2

23,5

32,9

4t),0

64.3

71,3

7ö,7

79,1

1

81,1

/«

50,6
40,1

46.r»

G8,S

66.6

69,0

78,1

85,2

94,6
77,6

%
26,8

21,8

24,3

41,6

33,3

59,5

60,9

75|2

68^8

70^1
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Die Stellung des deutschen Arbeitere in der Liste ist bemerkens-

wert uod erfreulich; sie zeigt, der. Deutsche, wenn auch die in den

Kew 7ork«r AoBeiibeBirkeii g«bot«neii Wobnungen keineswegs allgs-

mem sls gut zu bezeichnen sind, doch die verhältnismäßig beste Wohn-
weiae anstrebt. Der deutsch? Arbeiter ist dns boHpüNtftndigste SSleoieDt (s.

oben 8. 650 und 662) uml oi w* ist sich aia der beste Siedler.

£inen HauptAchaden iur das Wohnungswesen in New York bildet

iisch Prett die Ortlidie Banweise^ die ati<^ in den Anfienbesirken ffir

die Arbeiterwobnnng des System der Stockwerkshittfong und der ge-
drängten Ausnutzung ariw^ndot Richtige Bebatinnfraplane und wirkungs-

volle Bauordnungen erücheineu mIs das dringendste Erfordernis. Von
dem Ansben der Verkebnlinien allein dagegen ist keine Besserung
der Mißstände zu erwu^n: „Die unselige Begleitersobeinung der neuen
Verkehrtimittel ist in Neu York, daß die WohnverliRltniase der alten

Innenstadt in den Auüenbe/.irken wiederholt werden. In den noch dünn
bevölkerten Außeugebieten werden Vielwohnongshäuser von vier Ge*

Schossen and darttber erriobtet. So dringend neue Verkehnmittel go-

braucbt werden — ohne Verbindung mit anderen Mafioabmen des Städte»

baues kOnnen sie die MiÜHf.inde in den Wohnverhältnissen nicht be-

seitigen"; CongeeUon of population, S. 196; s. meine Besprechung
SohmoUers Jabrb. 1918, Bd. XXXVn, 8. 988 f.

S 15H. Für die F^ntwicklung dor Stadtplanung in Amerika

müssen wir uns gegenwärtig halten, daß die älteren, heute den Stadt-

kern bildeiideu Stadtsiedelungen von europäischen Kolonialmächten an-

gelegt wurden zu einer Zeit, in der die geometrische Tlanfigur —
Schachbrett oder Strahlenmiister, oben S. 60 — den Städtebau vollständig

beherradite; FQr die Planung neuer Stldte konnte ein anderes Sjstom

naeb den damaligen Ansehannngen kaum in Frage kommen; die Nieder-

linder wie die Spanier verwendeten bei ihren Stadtanlagen die Anf-

teilnng dnrch den Banblock nnd daa regelmifiige Straßennetz. £e be-

darf nidit' der Hervorhebung, dafi die Verpflanzung dieses Planschemas

nach der neuen Welt^ die fQr den Bau der Städte keine eigene Über*

lieferung besaß, für die Entwicklung des kolonialen Bau^stema^TOn

bedentendem Einfluß wurde.

Vgl. den aus einem System von reohteekigen Banblileken be-

stehenden Bebauungsplan für die Stadt Mexico vom Jahre 1628, wieder-

gegeben in meinem „Städtebau in Holland", S. 416f. Zu den kolonialen

Planungen des 17. und 18. Jahrhunderts a. Peters, Nederlandsche

Btedenbonw und B. M. Hord, City Land Valnee, New Toik 1905.

Bei der Bsgrflndung von Philadelpbia durch Wm. Penn (1682) wurde
eliopfalls das Schachbrettmuster zti-rmude freletrt. Der Plan für die

Bundeshauptstadt Washington, von dem iVauzosen L'Enlant in geo-

metrischer Regelmäßigkeit entworfen^ galt den Zeitgenossen als «in

bedeutendes Werk der Ingenieurkunat, so daß ihm der „Tentsche Merknr'*

i. J. 1793 un-^ Icr G r'lKier Hofkalender 1796 besondere Artikel widmeten

Ein ächtUer von L'£nfant, Joseph EUicott, gab dem Bebauungsplan
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von Buffalo die Form eines Fächers, deaaen Rippen nach einem Mittel-

punkt zusammeolaufan (s. Karlsruhe).

Die geometriseh-sehenifttiBche Oeliadeeofteilung wurde gefördert

durch die amerikanische Landvermessung, die ein die Staaten, die Terri-

torien, die nntpren i waltungsbezirko uud die Einzelgrundstücke um-
fassendes EiuteilungssvBtem anwandte. „Eh wurden in einem Abstände
von je sechs englischeu Meilen gerade Linien, parallel den Längen* uud

Brettengntdeo, gesogen, 80 entstanden Quadrate mit einem Ftidheninbalt

ven 86 englischen Quadratmeilen oder 9200 ha; das sind die sogenannten
Townships, die Zellen für die künftigen Gemeinden. Jede Township
zerfällt in 86 Sektionen von je einer Quadi'atmeile Flftcheniuhalt, jede

Sektk» iel wieder gevierteilt, die ITMreelMktion um&At 164 aoriB oder

64 ha Land"; H. Sering, Grondberitaverteilang, 8. 4.

Fflr die Geliodeaufteilung ergibt sich «u dem angewaiidtien System

eine weitgehende Nomulisiening der Baustelle, der man gern ein typiadies

Haß fOr das Einfamilienhaus hftufig 25 Fuß Strafieofront — gitit

Auch das Vielwohnungsbaua in New Yotlc aeigt zumeist gleichartige

Abmessungen. Dem Geltndebesitzer ist in der Aufteilung und viel-

fach auch in der Verwertung der Grundstflcke eine weitgehende Freiheit,

gelasseD.

Ein großer Wert wird dagegen in amerikanischen Städten auf die

Anlage von öffentlichen Parks und auf die Anordnung der öffentlichen

Gebäude gelegt. Eine Reihe von Großst^ilten, in denen die Wohn-

verhältnisse flbrigens rerht viel zu wünschen üi)rig lassen, besitzt um-

fangreiche Park- und Gartenflächen und monumental ausgeführte Bau-

werke, die öfter zu einem eindrucksvollen Mittelpunkt — dem sogenannten

dvic Center — vereinigt sind. Die beiden Vorbilder des amerikanischen

Sddtebaues, die Schaffung großer GrOofUcben und des bfirgerlicben

Ferums, sind in Deutsddand mehrfach nr NachahmungempAAlen worden.

Seit 1910 seheint sidi indes in der Auffassung der Amerikaner selbst

eine Wandlung zu vollziehen; die Pflrsorge für die Gestaltung des

Wohnungswesens rOckt in den Vordergrund.

.
„Wmin wir in dem Überstrom socialer Begeistemng dem Volke

Bibliotheken, Schulen, Badeanstalten, öffentliche Gebäude und ähnliches

in «schönster Gruppierung: darbieten — die Hauptsache fehlt, so lange

wir nicht für befriedigende Wohnungen sorgen. Das „Civic-center'*
— dieses nns so hinfig angeprieeene Sohanstüok — ist im Städtebau
nichts weiter als ein Nebenergebnis (by-prodact), nioht aber die Haupt*
Sache, als welche sie sein aufdringliches Hervortreten vielen Leuten
erscheinen ließ": Ch. Mulford Robinson, Width and Arrangement of

Streets, S. 1841. Hiermit Ubereinstimmend John Nolen, Keplanuiug,

8. 144, der niobi die flffentUeben Gebinde, die Parks und die Spiel-

platse, sondern die Gmndsttlcksaufteilnng und die Wohnverhältnisse als*

die wichtigsten Grundlagen dry Städtebaues erklärt. Vgl. oben Pratt,
8. 666 und Eberstadt, Städtebau und Siedelangewesen, Technik im
XX. Jahrb., 8. 18.
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Die besondere Bauform der sogenannten Wolkenkratzer bildet

den Gegenstand piner Untersuclninj^', den dlp städtische Sonderkommission

in New York über die Frage der Beschränkung der Geb&ndeböhe durob-

^feftthrt hat. Der Eommiwiooaiwnebt stellt lest, dat der WeUunkratser
im allgemeinen eine onwirtsehaftliehe Bauform ist und daB eine Höhen-
beschrankung auch im Intnrrftsf» des städtischen GrnudhositzeB zu fordern

ist. Der dnrchschnittliche Ertrag der Wolkenkratzer ist auf H'/jV^ an/.ii-

setxen^ eine Rente von 7% wird von kaum 1 von 100 dieser Gebäude
«rreidit. Hauptursaehe fttr das mit der Hohe des Batiwerirs sukende
Ergebnis sind die allgeueiaeil Anlagen, wie Fandierungen, Aufzüge,

Fltire, Znf^Rnire, Rohrleitungen und die Verwaltungskosten. Durch tote

Auiwendungeu ^oben S. 117 und 305) gebt bei einem SOstÖckigeu Bau
eine Orundflftche von ca. 4000 Qnadratfufi verloren. Fflr die umliegenden

Clnuidbeaataer ergeben rieb femer schwere Sehftdignngen; s. Zeitaohr.

„Städtebau", Literatiirhericht, Febr. 1915, S. 8; Quedefeld, Zentralbl.

d. Bauverw. 1912, Ö. 638; F. Rud. Vogel, Zeitschr. „.Städtebau" 1910,

H. 9, S. 104; über die baulichen Anlagen und feuertechniächeu M&ngel,

s. K. Lnttenberger, Mitteil. d. Qffentl. Fenerversidierungsanst., 10. Hai
1911, 8. 8821

Die Bodenpolitik der Gemeinden wird durch die individualistische

Recht !=(!inffnMsiing in Auierika erheblich besf^br?Vnkt. NnmoTitlirli die für

die Stadtei Weiterung wie für die Innenstadtsanierung notwendige BeiugniH

der Enteignung von Grundstücken erscheint unzureichend. Nach ge-

neinen Recht soll die Sntei|pAitng lediglidi des für den StrafienkOiper

benötigte Land, nicht aber die aufierhalb des eigentlichen Straßenlandes

fallenden Trennstücke, oder GrundstÜoksteile umfassen; eine Bestimmung,

die jede st&dtebauliche Unternehmung erschwert und hftufig unmöglich

nacht. Itn Staate New York wurde des i. J. 1812 angenomnene,
weitergehende Bnteignungsrecht durch Gerichtsentscheid i. J. 1834 als

uder Verfassung widerstreitend** anfgelif bon. Erst i. J. 1913 wurde
ein Staatsgeeetz angenommen, das die Bnieignung in dem Umfange ge-

stattet, daß die Schaffung zweckentsprechender Baustellen möglich ist.

Aofler New York haben nvr noch drei Staaten, Maasachnssets, Ohio und
Wisconsin fthnliche Bestimmungen in ihre Verfassung aufgenommen;
H. 8. Swan, Excess Ckmdennation und fiberstadt in Schans, Finans-

archiv 1917, S. 409 f.

Auf d«tt Gebiete der gewinnloaen Bant&tigkeit scheidoi Staat und
Gemeinde aus, da ihnen die Befugnis der Verwendung öffentlicher Gelder

für diesen Zweck allgemein nicht zuerkannt wird. Von Arbeitgebern

ist eine Reihe von Siedelungen errichtet worden; die Betätigung der

Großindustrie im Wohnungsbau ist in der neueren Zeit in der Zunahme
begrittan nnd wird durch die Anregungen der Wohnungsrefemvereine
gefi^rdert. Die Bestrebungen fOr die Bessergestaltung des Wohnungs-
wesens und des Stadtfbanep sind sf;irk vnrbrpitot und werden durch

nationale und örtliche Vereinigungen vertreten. Die flational Housing

Aaaoeiation, New York gibt wohnungspoUtische Schrifteni sowie regel-

aslflig eraeheineude Hitteilnngen herana. Za den HUr die Beforniening
der st&dtiscben Siedelnngsformen t&tigen Architekten z&hlen insbesoiidare

Bumham, Olmsted sen. und jnn., Arthur und Shurtleff, John Nolen,

Ch. Mulford, Robinson u. a. m. Zur Beförderung der ICenntnisse vom

Eberstadl, Handbuch des Wohni>n£swesens. 4. Aufl. 42

Digitized by Google



058 Aehtar T«il.

St&dtebau und zur Krwecknng der Teüuaiime weiter Kreise werden

St&dtebauaasstellungen veranstaltet, in denen Material sur Veranachau-

liehung des gvgenwirti^an ZiwUndes der OrollBtftdta nnd Miner beamradeB
Behandlung geboten wird. Die Bauweise des amerikanischen Hauses
wird von F. R, Vogel dargestellt, unter Schilderung der geschichtlichen

Entwicklung der Hausformen der Baupraxis in der Gegenwart. Die
plaamtSige Ansefeateltaag der Innenetadt und der Stadterveitemng
bttdet den Gegenstand von Schriften und Kommissionsberichten, von
deDen einselne unten in der Literatnrangabe aa^es&blt aind.

§ 164. Die Bodenpolitik der leit dem 19. Jalirhmidert in den Bereidi

lebhafterer Entwicklung eintretenden Eolunialländer hnt namentlich a,n{

dem Gebiete der Bodenl>esteuerunp' und dfp nnindstOcksverkehrs beson-

dere Einrichtungen aufzuweisen, wie dies in der Eigenart der 8iedeiungs-

wirtechaft begründet ist. Die Einftthrang einer Qnindbesitzsteuer auf

Land, dae »peknlativ f^Iceiift, aber nicht in Bebauung genonunen wird»

ist in Alf^ier fnach Alfred Zimmermann, Kolonialpolitik) schon 1846
erfolgt. Eine umfassende gesetzgeberische Tätigkeit in den auf den

Grundsttlcksverkehr bezüglichen Fragen bat Australien entfaltet. Im
Jahre 1858 wurde in Südanstralien, ale einem der ereten Linder britisdier

Verwaltung, das Grundbuch nach preußischem Muster durch die sogenannte

Torrens Act einircfilhrt. (Die Priorität dfirfte indes der britischen Siedelung

Labuan zukommen, wo nach Morris, i^aud and Mortgage Kegistration,

London 1875, 8. 72 bereite 1849 die grundbuchltche Eintragung an-

geordnet wnrde). Zahlreich sind die australischen Gesetze, die sieb

gegen die Landspekulation und die mit der unentgeltlichen Vergabung
von Land verbundenen Mißbränche richten. Das obenerwähnte Par-

sellierungssystem der Towuships wurde in C an ad a durch die Landakte
von 1886 eingefohrt. SchilderoDgen nnbefriedigender Wcbnnngenistlndei
namerjtlich aus Verfall 8Wohnungen und Einwanderervierteln kanadischer

Städte werden unter Beifügung von Abbildungen veröffentlicht von

Chas. A. Hodgetts in den Berichten der Commission of Conserration

of Ganada. Stldtebangeaetse nach dem Vorbild des englischen Geeetne
von 1909 sind 1916 erlassen worden in Nensohottland, NeubraiUMohweig
und Alberta un i vorbereitet in Saskatchcwan, Otitario, Qneber un«^ Mani^'^ba.

Für Neuäaeland erging i. J. 1905 ein Arbeiterwohnungsgesetz,

dae die Regierung ermftchtigt, Grandbesiti nt erwerben oder m ver-

wenden, um Arbeiterwohnongen sn errichten. Die Wohnhäuser dürfen
nnr Arbeiter abge<:eben werden, die gegen Lohn beschilftigt sind,

niciit mehr ala 200 £ jährliches Einkommen liabpji, selber kein Land
besitzen und ein Zeugnis des guten Leumunds und der Würdigkeit bei*

bringen. Bin Brgftnsungagesets bevollmkditigt die Regierung, ans Staats-

mitteln Arbeitern, die selber ein Haus erbauen wollen, Darlehen bis zu

350 £ zu gewähren. Das Darlehen darf jedoch den dreifachen Betrag

dea Bodenwertes nicht fibersteigen, so daü Boden- und Bauwert aich

wie 1|8 verhalten mUssen (s. B. auf 100 £ Bodenwert ein Darlehen

vbn 800 £). Bei einer Annuität von 5% ^ '^^ ^«UB Darlehen in 86 Jahren
geti1(,'t; frühere Rttcksahlnng ist sulftssig (Thompsoni Hopsing Hand>
book U, S. 282).
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In britischen Siedelungen Australiens besteht eine Abgabe auf

-„ungebessertpB (relftnde" (unimprnved land), die meist mit ' Penny auf

1 £ des verauucblagten Bodenwertes erhoben wird. Die Wertermittlung

fttr die Zwecke der Besteaerung erfolgt imter Abredmimg «Her on dem
BeeitMr Torgenommeiien Besserungen, soi es, daB diese in derAufwendung
von Kapital oder von Arbeitskraft besteben. Die Steuer sucht den

Mißständen entgegenzuwirken, zu denen der spekulative Bodenaufkauf

und die Monopolisierung des Bodens geftlhrt haben; sie wird deshalb

unter lolgeoden Festsetsungen erbobeo: e) die Abgabe ist sn xahlen,

sobald der Wert des ungebesserten Oelftndes im Besitz eines Bigeilo

tflmers die Summe von 5000 £ Ubersteigt; b) für nichtan^ässige Grund-
besitzer (absentees, die ihren Aufenthalt nicht im Lande haben) tritt

ein Zaaeblag von 20% hinan. Die hohe Freigrenae von 100000 U.
und der StnisttBohlag fflr auswärtige Kapitalisten seigen aum Teil die

Bichtuug an, die man mit der Besteuerung vpifoln:te. — Die Boden-

besteueriuig zahlt zu den Einrichtungen, die die britische üegierong
neuerdings am den Kolonien nach das ICntteriande flbenionmen hat.

Aneh mit der obenerwähnten Einführung eines 6nindba<^ee ist ein —
übrigens besc hi-tnkter und wenig erfolgreidber Venweh in London
.gemacht worden. —

Das spekulative Bodengeschäft, das sich der Aufteilung großer

Oelttndeflfti^eii nnd der Oberleitnng an Einseleigentllmer dnroh tilgbaren

Bodenkredit widmet, ist in Argentinien stark entwickelt; der Bedarf
an Realkredit wird durch die staatliche Hypothekenbank, private Hypo-

theken- und Bankanstalten au etwa der Hälfte, im Übrigen durch private

Geldgeber gedeckt; W. D. Schwabaeher, Hypothekarimdit in Argen-
tinien, Berlin 1910. Nach dem Bericht einer von der Begieriing ein*

gpReti^rpTi t^itprsuchnngskommission ist der Wert des gesamten Grund-

besitzes von Argentinien auf 18 Milliarden Pc^oh, der Betrag der Hypo-
theken anf 2,989 Milliarden, nach Abrechnung getilgter, jedoch nicht

gelöschter Hypotheken auf 2,8 Milliarden anzusetsen. Die Bod«iver>
schuldun^ wttrde sich danach auf 15,55 ^/(, des Bodenwortes s^ollon

;

doch ist die DurchHciinittsziffer niclit maßgebend für die im einzelnen

sehr verschiedene V'erschulduugshöhe; Agrar.-ükonom. Kundschau, März

1916, 8. 68. Naeh dem Beridht des argentinisehen Aekerbanninisters

ist der Durchschnittspreis für 1 ha Land von 13 Pesos i. J. 1904 auf

26 i. .T. 1910 ^fistiefzen und erhfihte sich in den beiden nftcbsten Jahren

bis 1912 sprungweise auf 4ö Pesos; Berl. Tagebl., 29. Mai 1914. Ftlr

die Wohnungen der minderbemittelten Bevölkerung in Buenos Airee

dienen die Mietskasernen, Conventillos genannt, die nach der deutschen

La Plata Znitung vom 7. M&rz 1914 ungfinntij^e Verhältnisse aufweisen.

Zu der neueren Wohnuugsgesetzgebung in Chile s. Alejo Lira Infante,
X. Internat. Wobnnngskongr. 1913, IV, S. 481.

A F. Webor, The Growtb of Citiej^. New York 1899.

De Forest and Veiller, The Tenement-houRe problem. New York 190H.

Dies., First Keport of tbe Tenemenl-house Department. New York 1903.

Mtü- Bolletm of the BarSMi «t Lsbor. Wsihingloa 190«.

R. Kuesjnikl, Du Prolstariat in den Tsr. Btsatsn. Die „Nstionf* 1906, 8. 943 f.
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Anhang L

Dis Pftaftische Wohnunmcsdz von 2& Min 1918.

§ 155. Das preuliische Staatsministeriiiin hat sich nach einer

Jditteilung des FiiiRiirministers Dr. Tab v. Mirpiel zuorst i. .T. 1893

mit Erwägungen über den Erlaü eineb Wohmui^^s^'eheLües befaßt. Die

«igentHchen Vorarbeiten begannen i. .!. 1894, konnten indes bei den

entffegenstehendeii Schwierigkeiten nur langsam vorwärts schreiten. In

<ler Erkenntnis jedoch, daß sich bereits durch geeignete Handhabung

der bestehendeo Verwaltungsbefugnisse eine wesentliche Bessergestaltung

der Wohn?erhältniMC enieleii lasse^ wandten sich die Miniaterien für

Handd vnd Gewerbe, des Innefen, der geiatltdieB nod Unterriebts-

angelegenheiteD und fOr Landwirtsdiaft in einer bedentaamen Knnd-

^ebong an die Gemeioden, indem sie dnrch den Miniaterialerlafl vom
19. Mflri 1901 auf die aoziale Bedentnng des Wobnungsweaens hin-

wiesen nnd eine Beseitigung der Mißstände, namentlich auf dem Gebiete

der Kleinwohnungen, fflr dringend rrphotcn erklärten. Die Regierungs-

präsidenten wurden ersucht, auf die Gemeinden einzuwirken, damit —
schon vor der in Aussicht stehenden gesetzgeberischen Regelung des

Wohnungswesens — die zur Verbesseruno; der Wohnverbfiltuisse

geeigneten und durchführbaren Maßnahmen ergriffen würden.

Zu diesem Zweck wird ein tatkräftiges Vorj>;eben "auf vier (Tobieten

«mpfohlen: 1. Erbauung von Wohnungen für Beamte und Arbeiter in

Oemeindebetrieben, sei es durch Eigeoban oder durch UnterBtttUong
gemeinnütziger Bautätigkeit, gemäß dem Vorgehen der Staatsverwaltung;
2. Förderung dea Kleinwolinung.sbnues seitens der Gemeinden durch Er-

ieichtprnn'/en für die Errirlitiing von Kleinwohnungen; 3. Ausbau der

Verkehrsmittel; 4. zweckiuatiige Bodenpolitik der Gemeinden und Er-

weiterang dea gemeindlichen Qrondbeaitsee.

Die Wirkung dea MinbterialerlaBaea ist auf den Torgenanntan

Oebieten eine äußerst gflnatige geweaen und zeigte sich bereits in einem

i J. 1903 seitens der Regiemngsprisidenten erstatteten Berieht; s. eben

B. 567. Inzwiaehen waren die Verhahdlnngen über das Wohnunga-

geeetx innerhalb der beteiligten Uintaterien zum Abachlufi gelangt; der
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Entwurf wurde i. .1. 1903/04 der Öffenilalikeit unterbreitet, fand indes-

bei den Vertretern der Selbstverwaltung eine entschiedene Gegnerscliaft,

so daß von der weiteren Behandlung zunächst Abstand genommen wurde.

Als dnes der Hanptgebiete des Wohnungsweaenfl waren inzwiedieii

immer mdur die Bodenaufteilung und GeUndeersciiließang und das ihr

zngrande liegende System der Strafienanlegung erkannt worden. Dnrdi

Rnnderlafi vom 20. Dez. 1906 bestimmte der Minister der öffent-

lichen Arbeiten, daB, unter Anfhebung der Vorsehrilten vom 18* Mai

1876 Aber die Strafienbreiten (oben S. 281), insbesondere bei Wobn-
straßen geringere als die früher festgesetzten Maße, sowie einfache Be-

festigungsarten zul&Bsig seien. Auch wurde eine jßeihe von baupolizei-

lich'en Erleichtemngen für Kleinbauten empfohlen. Während von der

Zulassung eines vereinfachten Straßenbanes in den StSdten nur in ge-

ringem Umfange Gebrauch genia< ht wurde, war eine unmittelbare Ein-

wirkung auf die Durchführung neuer Auffa?!sungen bei dem Ministe-

rialerlaß vom 11. Okt. liK»9 möglich, der die Baupoli/.eiverordnungen

für das flache Land behandelte und wirtschaftlich wie bautechnisch

gleich wertvolle üruii*i&a[/.e für die Bauortlnungen aufstellte. Die Neu-

bearbeitung ist für die überwiegende Mehrzahl der ländliclteu Bau-

ordnungen erreicht worden; s. oben 8. 343 und 499.

In den Jahren 1911 und 1912 hatte der prenfiiaehe Landtag drei

Entschließungen (auf Anregung der konservativen, der freikonservativen

und der Zentrums-Partei) angenommen, die von der Staatsregiemng

die Einbringung eines Wohnungsgesetzes verlangten, und hierbei die

Meinung zum Ausdruck gebracht, daß, trotz mancher im einzelnen er-

zielten Fortsöhritte, im Wohnungswesen ohne ein gesetzliches Eingreifoi

nicht merklich weiterzukommen sei. Die Regierung brachte demgemäß

durch Handelsminister Dr. Sydow am 17. Jan. 1914 im Abgeordneten-

hause eine Wohnnngsgcsetzvorläge ein, die in ihren rirnndgedanken

auf dem Boden des Entwurfs von stfliid, in den Einzelheiten indes

eine Reihe abweichender Bc-tiiiiiminL'cti aufwie*^ Die Vorlage ging

an eine Kommission, die verschiedene AbäinJei ungen vornahm; die

weitere Behandlung in den Vollsitzungen des Hauses wurde durch den

Eiutritt des Weltkrieges verhindert Der Verlauf des Krieges, wie die

Notwendigkeit, vervvaltungstechuische Vorbeuguugsmalinahmeu gegen-

Qber einer Wohnungsnot zu treffen und ffir die Wiederaufnahme der

damiederliegenden Bautätigkeit die erforderliehen Vorbedingungen zu

schaffen, veranlafiten die Regierung, am 1. Dez. 1916 die unerledigt

gebliebene Vorlage dem Abgeordnetenhause von neuem zu flbermitteln,

wobei die seitens der Kommission L J. 1914 ausgesprochenen

Wünsche berflcksicbtigt wurden. Die Vorlage wurde nach längeren

Veihandlungen im Hai 1917 in dritter Lesung durch das Abgieord-
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netenbaus angenommen; im Herrenbaus erbob sich indes Widerspruch

gegen die seitens der Regierung gewQnscbte Erledigung. Die weitere

Beratung wurde auf den Herbst 1917 verschoben und im Januar 1918

za Ende gefflhrt Da das Herranhaas eine Reihe von AUnderungen

vorgenommen hatte, — die steh flbrigens als Verbessenrngen darateUen—
gelangte die Vorlage nochmals an den Landtag zurflck und empfing

am 28. ICftn 1918 die kÖnigUdie Unteracfarift.

An der Ausarbeitung des Oosetsentwurfs waren die Ifinisterien

für Handel »n i ()r\v('rbp, los Innern, d^r fiffentürhon Arbeiten und für

Landwirtacbaft beteiligt. Für die Vorlage vou 1908 wie für die von

1914 wurde femer regierungsseitig eine größere Anzahl von Gutachten

eiagehoU. Die allgemeine Bearbeitang des Entwarle lag in den Handeo
des (im August 1919 verstorbenen) Wirklichen Geheimen Oberregierungs-

ratea Neu mann, der »eir 1893 in benrorragender Weise für das Wob«
nungswesen tätig gewesen ist.

Die Brltnterungen sam Oesetnstext sind durah abweiebemdeo
JhnA und eckige Klammern gekennaeichnet.

•Artikel 1

.

Bauja:elände.

Das Gesetz, betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen

und Platzen in Städten und landlichen Ortschaften vom 2. Juli 1876
(Oesetssamml. S. 661) wird dahin geändert:

1. Im § 1 erhalt

s) der Abs. 1 folgende FasHung:

(1) Für die Anlegung oder Veränderung von Straßen und Plätzen

(auch Gartenanlagen, Spiel- und Brholungspl&tzen) in Städten

nnd landliehen Ortschaften sind die Straßen- und Baufluchtlinien

vom Gemeindevorst^Tid ina Einverp'Ändntssf mit der Gemeinde
oder deren Vertretung, dem öffeu iiichen Bedürfnis entsprechend

unter Zustimmung der Ortspolizei behörde festzusetzen.

[Bei § 1 AbB. 1 wird gegenüber dem Wortlant des Gesetzes von

1875 nur der Znsatz: ^neh Garteoanlagen, Spiel- nnd ErholangqiUttze"

eingeaehaltet; glticfaartige Einschaltnng erfolgt im § 2.]

b) der Abe. S folgende Fassoiig:

(2) Die Ortspolizeibehörde kann die Festsetzung der Flucht-

linien verlangen, wenn die von ihr wahrzunehmenden polizei-

lichen Hücksicbteu oder ein hervorgetretenes Bedürfnis
nach Klein- oder Hittelwobnnngen die Festsetzung

fordern; im letzteren Falle bedarf sie jedoch der BinvOTltandnis-

erkläniriL: ifr Konimimalaufsicbtsbehörde.

c) der Abs. 4 ioigeude Fassung:

(4) Die Straßenflnchtlinien bilden regehnaflig sogleich die

Baufluchtlinien, das heißt die Grenzen, tlber welche hinaus die

Bebauung ausge^^chlussen ist. Aus besonderen Gründen kann

aber eine hinter die Straßenilacbtlioie zurückweichende Bau-
fluchtlinie festgesetzt werden.
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^. Im § 2 erbftit der Abs. 1 folgende Feseang:

(1) Die Festaetrang von Fluchtlinien (§ 1) kuiD fttr einselne

Straßen, Straßenteile und Plätze (auch Gartenanlagen, Spiel-

tind Krholtuifisplätze) oder, nach dem voraussichtlichen Bedürf-

uisBe der uähereu Zukunft, durch Auiatelhiug von Bebauungs-

plftnen fttr gröfiere Grnndfltchen erfolgen.

8. Im § 3

e) erhält der Abs. 1 fol^eTi le Fasanng:

(1) Bei Festsetzung der Fluchtlinien ist auf dasWohnungs-
bAdttrfoie sowie die FOrderuDg des Verkebra, der Peuereioher-

heit und der Offentlicben Gesundbeit Bedeebt su nebmen, aaeb

darauf zu halten, daß eine Verunstaltnng der Straßen und PUtM
sowie des Orts- und Landschaftsbildes nicht eintritt.

(Das Baufluchtliniengesetz von 1875 glaubt«, daß befriedigende

Wohnverhältnisse zu erzielen seien, wenn nur die Forderungen

der Gesundheit, des Verkehrs und der Feuersicherheit Berücksichtigung

finden; oben S. 279 und 32ö. Die besondere Erwähnung des Wohnungs-

bedürfnisses erschien danach überflüssig, da man. gemäß der damals

und auf lange Zeit unumschränkt herrschenden Auffassung der Hygieniker,

in der Anwendung der vorgcnamiten Dreizahl das verbürgte Mittel fflr

die HerbeiftbraDg gflnstiger Wobnungszustände erblickte; ein« Annahme,

.

die aieb in ihrer EineeitiglEeit als foOkonunen irrtflmlich nnd schSdlicfa

erwiesen bat Gerade auf Grund des älteren (von den bentigen Ver-

tretern der Wissenschaft anl^gebenen) stidtebanliefaen Degmas der

Hjgieaiber wurden die sehleehteeten Wobnformen in unseren Stfldten

wiUkflrUch eingeführt; a. oben 8. 79 und 806^ Die nunmehr erfolgte

Einheidehung der Rücksiclit auf das Wohnbedfirfnis erwies sich als not-

wendig» um die im Qanfluchtliniengesetz von 1875 angestrebten städte-

bauUcben und wobnongspolitischen Ziele tatsflchlich zu erreichen.]

b) wird als Abs. 3 folgende Vorschrift hinzugefügt:

(8) Im Interesse des WolinnngHbedürfniases ist ferner darauf

Bedacht stu nehmen, dafi in ausgiebiger Zahl und QrOße Platze

(aueb Garfenanlagen, Spiel* and Erbolnngsplatze) Torbanden eind,

daß die Möglichkeit gegeben ist, an geeigneter Stelle Kirchen-

iiud Sclmlbauten zn errichten, daß für Wohnzwecke Batiblöcke

von angemessener Tiefe und Straßen von geringerer
Breite entsprechend dem verschiedenartigen W^oh-
nungsbedUrfnisse geschaffen werden, nnd daß durch die

Festsetzung Baugelände enteprechend dem Wohnnnga-
hediirfnissß der Bebauung erschlossen wird.

[Die Bedeutung dieser \'orsc1irift ergibt sieb aus ihrer Verbindung

mit Art. 4, § 4, s. unten S. 67Ü.j

4. im § & erhalt

a) der Abs. 1 folgende Fassung:

(1) Die Znstimnrang der Ortepolizeibehtfrde (§1) darf nnr
Teraagt werden, wenn die von ihr wahrann^menden polisei-
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liehen RfirkM]>h<^en oder ein hervT^pitretonps Tledürfnis nach

Klein- oder MittelWohnungen (§ 3 Abs. 3) die VersAgnog for-

dern. ' Soweit die Znetimmuiig wegen einee hervorgetretenen

Bedürfnisses nach Klein- oder Mittelwohnungen versagt wird,
bedarf eis des EinverBt&ndnisges der KonuDonelaiiürichtebehSrdew

b) der Abs. 3 folgenden Zusatit:

Soweit ein BoicheB Ansuchen »oi ein hervorgetretene« Bedürfnis

neeb Klein- oder MittelwolinnDgen geettttst wird, darf es nur
im Einverständnisse mit der KonmttndleoiaiolitebehOrde ergehen.

5. § 11 erhftit folgende Fassung:

Mit dfim Tage, an welchem die im § 8 vorgeschriebene

Offenieguug beginnt, tritt die Beschränkung des GrundeigentttmerSy

daß Nenbanten, Um» nnd Anabanten Aber die Flnohtlinie hinana

versagt werden können, endgültig ein. GlMOhieitig erh&lt die

Gemeinde das Recht, die durch die festgesetzter» Straßenflticht-

linien für Straßen tmd Plfttze (anch Gartenanlagen, Spiel- und
KrhoIungspI&tKe) beatimmte Orandteebe dem Eigentflmer in
entaiehen.

6. Im § 12 werden:
a) im Abs. 2

I. im Satz 1 und Satz 2 das Wort „Bezirksrata" ersetzt durch

daa Wort „Besirkaaoaaehiiaaea'*,

II. in Sata 2 die Worte „einer Pr&hlusivfrist von oinundzwanaig

Tagen" ersetzt dnrch die Worte ,,einer Aaaachlnfiiriat von
zwei Wochen";

b) ala Aba. 4 bia 7 folgende Vorschriften eingestellt:

(4) Von dem Verbote kann Dispens nteilt werden, felis ein

Bedürfnis f;;r Kloin- oder Mittehvohnnrir^rn besteht, begründete
Aussiebt vorhanden ist, daß f^pr Ki</ent inner diesem Bedflrfnisse

durch den Bau entsprechender, gesunder und zweckmäßig eingerich-

teterWobnnngen Redinnng trigt und falls kein flberwiegendee be-

rech t igte» Qemeindeinteresse entgegensteht. Weist die Gemeinde
nach, daß geeignete Maßnahmen ergriffen sind, um dem Bedürf-

nisse ftir Klein- oderMittelwohnungen durch Errichtung vonH&usem
mit bllchstens einem Obergesohofi Aber dem Erdgeacliofi ana-

rei( hend Rechnttsg au tragen, und iat die Gewihr gegeben, daft

diese Maßnahmen auch tnr Durchführung gelanf^pn werden, so

darf der Dispens zur Errichtung von Geb&uden mit mehr Stock-

werken nicht erteilt werden.

[Die Befreiung darf keine erheblichen Gemeindeinteressen verletzen

qiHl nar erteilt werden, wenn die Gewihr fflr' den Bau eecial and wirt-

aebaftlidi giDstiger HaoBfoimeii geboten wird. -Unter dieeer Vonue-

aetiong erweist sich die VorKhrifl allerdings gegenflber der seitfaerigon

Steilmignalune komnannaler Verivaltiingea als notwendig. Vg^. Begrttn-

dQDg S. 673 und oben 8. 269, 369 nnd 176.]

(6) lai durch Gemeindebeschlufi bestimmt, daß erst naoh
Zahlung oder Sicherstellung der gemftß § IB f^ie^os Gesetzes

oder gemäß ^ 9 des Kommunalabgabengesetses vom 14. Jnli
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1893 (Oesotz^amml. 8. 162) von der Oemeinde festgesetzten

Beiträge Wohogebäude errichtet werden dürfen, so darf der

Dispens vor erfolgter Zahlung oder Sicherstellung nicht erteilt

(6) Über die i^r • lung de« DUpeiUMS beseblieflt im Streitialle

der Bezirksausschuß.

(7) Unter den gleichen Voraussetzungen kann der Bezirks*

«nascbofi beedüieflMi, dafi die Gemeinde, soweit irie eine Offent-

liehe Wasserleitung, Ablettnog der Schmutzwasser oder Beleuch-

tung als Gemeiiideaiistalt unterhalt, den Eigentümern nach

Maßgabe der ullgomeinen örtlichen Bestimmungen die Benutsung
dieser Anstalt gewährt.

7. Ln § 18 erhalten die Ahe. 1 ond 2 folgende Feeenng:

(1) Eine Entschädigung kenn wegen der nach den Bestim-

mungen des § 12 eintretenden Beschränkunj,' der Banfre-hpit

überhaupt nicht, uud wegen Entziehung oder Beschränkung de»

von der Festsetzung neuer Fluchtlinien betroffenen Qrundeigen-

tnnu nur in folgenden Fallen gefordert werden:
1. wenn die zu Strafien und Plätzen (auch Oarten anlagen,

Spiel- und Erholungsplätzen) bestimmten Qrnudfiächen auf

Verlangen der Oemeinde für die öffentliche Benutzung . ab-

getreten werden;
2« wenn die Strafien* oder Benflnehtlinte vorhandene Gebinde

trifft und das Qmndstüok bis rar neuen Fiaehtlinie von

Gebäuden freigelegt wird;

8. wenn die Strafienfluchtlinie einer neu anzulegenden Straße

ein imbebaiites, *ber rar Bebennng geeignetes GkimdetOok

trifft, welche» zur Zeit der Feststellung dieser Fluchtlinie

an einer bereits bestehenden nnd für den öffentlichen Ver-

kehr und den Anbau fertiggestellten anderen i^traße belegen

ist, nnd die Bebauung in der Flnehtiinie der neuen StnJe
erfolgt.

(2) Die Entschädigung wird in allen Fällen wegen der zu

Straßen und Plätzpn fauch üartenanlagen, Spiel- nnd Erhohmgs-

plätsseu) bestimmten Grundfläche für Entziehung des Grund-

eigentums gewfthrt. Anfierdem wird in denjenigen FftUen der

Nr. 2, in welchen es sich um eine Besehränkung des Grund-

'Oigentums infolge r FeHtsetzung einer von der Straßenflucht-

linie verschiedenen Baufluchtlinie handelt, für die Beschränkung

des bebsQt gewesenen Teiles des GrnndelgeDtanis (§ 12 des

Gesetses Uber Enteignung von Grundeigentum vom II. Juni

1874) Entaehidigung gewährt.

S. Als § 13a werden folgende Vorschriften eingestellt:

(1) Mit dem Zeitpunkt, an dem fOr eine Straße, einen

StraSenteil oder Platz die Fluchtlinien förmlich festgestellt sind,

erhalt die Gemeinde das Recht, ein an die Fluchtlinte der

Straße, des Straßenteils oder des Platzes angrenzendes Grund-

stück, soweit es nach den baupolizeilichen Vorschriften des

Ortes nicht zur Bebauung geeignet ist, dem Eigentümer gegen

Butsdiftdigung su entsieben. — Ziffer 1 bis 6 gewlhren der
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Gemeinde das Rechr, sogcomiinte BaumaskeD, Vexierstreifen,

Ar(rerM«^reifen — oben S. 290 ~ xa enteignen, und regeln de«
Veriuhren im einzelnen.

9. Im § 14 werden im Abe. 1 hinter den Worten „nedi § 18" die

Worte eingefügt „und § 13a Abs. 1".

10. Als § 14 a werden (olgende Vorschriften eingeBtelltt

Das Gesetz, betreffend die Umlegung von ürundstürken in

Frankfurt a. M., vom 28. Juli 1902 (Gesetzsamml. S. 273) und
das Oeaeti wegen Abinderang dea § 18 dea yorbenannteo Oe-
setMS V4Mn 8. Juli 1907 (Gesetzsamml. S. 259) können fttr den
Bezirk einer Gemeinde durch Ortsstatut eingeführt werden.

Das Ortsstatut bedarf der Bestätigung durch den Bezirks-

ameehaB.
11. Im § 15 erhalt Abs. 2 den Znsatz:

Wird die St raßongrenze eines Grun<^ytüfkB, dessen Eifjentflmer

zu StratSenkosten heran Ljezogen ist, später dadurch verlängert,

daü mit dem Grunuäiück eine Grundfläche wirtschaftlich ver-

einigt wird, fttr welche die StraBenkosten noch nicht betthlt

sind, so sind dem Eigentümer die auf die Verlängerong eDi>

fallenden Straßenkosten nachträglich zur Last zu legen.

12. Als § 15a werden folgende Vorschriftf'n pingestellt:

(1) Durch Ortsstatut kann bestimmt werden, dafi die im vor-

stehenden Paragraphen und im § 9 das Komnranalabgaben-'

gesctzes vom 14. Juli 1893 (GesetzaammL 8. 152) geregelten

Beiträge sowie die im § f> da.selb.st bezeichneten Gebühren für

Gebäude an Straßen, die ihrer Lage und Ausstattung nach für

Wohnungen der Minderbemiiteiten besonders geeignet erscheinen

•und fttr den Ansban mit Hftnawn mit hdohstens einem Ober-
geschoß Aber dem firdgescbosse bestimmt sind (Rleinwohnungs-
«trnBf>nV ßßn? "der teilweise erlas'jen oder gestundet werden
können, soieru die Gebäude hauptsächlich IQr Wohnungen der

l»eseicbnetett Art oder Ifir gemeinnfltsige Binriehtonges so-

gunsten der Minderbemittelten (EinderfQrsorge, Fortbildongi

Erholung u. dgl.) bestimmt sind. Wird die Zweckbestimmung
der Gebäude später geändert, so können von dem jpweiligen

Eigentümer des Grundstücks die Beiträge und Gebühren nacb-

triglich verlangt werden, soweit sie erlassen oder noch ge«

atundet sind.

(2) Das Ortastatut kann hinsiclitlich der Straße?), ier Ge-

bäude und der Wohnungen die Voraussetzungen näher fest-

setaen unter denen die Vergünstigung eintritt.

18. Im § 16 werden
a) im Abs. 1 die Worte „bei dem Bezirksrat innerhalb einer

Präklusivfrist von 21 Tagen" ersetzt durch die Worte „bei

dem Bezirksausschuii innerhalb einer AusschiuüiriHr von zwei

Wochen**,

b} im Abs. 2 die Worte „von einer Woche' ersetst durch die

Worte „von zwei Wochen".

14. Im § 20 werden die Worte „Der Minister für Handel" ersetzt

durch die Worte „Der Minister der öffentlichen Arbeiten".
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Artikel 2.

Entoigniuig mit ROoksidit aof das WohnangsbedOrfius.

Soweit xur Befriedigung des Bedürfnisses nach Mittel- und Klein-

wohnungen oder für die Gesnndnn^ von Wohnvierteln, Hauserblock«

und dergleichen der erforderliche Grund und Boden bis zum 31. Des.

1926 im Enteignungsweg in Anspraob g«nomniao w«rden mnft, wird

die Zulftaaigkeit d«r Enteignung durdi d«n Minister der öffentlichen

Arbeiten anpfresprochen. Das Enteignungsverfahren erfolgt in solchen

FallpTi nach den Vorschriften der Verordnungen, betreffend ein verein-

iauhtes i^nteiguungsverfahren mi Beschaffung von Arbeitsgelegenheit

und nur Beatihlltigang von Kriegsge^genen, v<im 11. Sept. 1914 (Oe>

MtMunul. S. 159) und vom 37. Mint 1916 (Genetssamnl. 8. 57).

Artikel 8.

Binsemeindniig und Ungemeiiidiiiiir*

§ 1.

In § 2 Nr. 5 der Laudgemeindeordnnng für die lieben Ostlidmi
Provinzen der Prenfiischen Monarchie vom 3. Juli 1891 (OeeetiMUDand.

8. 283) wird unter d folgenio Vorschrift eingestellt:

d) wenn die Rücksicht auf da? WohnungsbedUrfnis die Eingemein-

dung oder Umgemeiudung erheischt.
*

§ 2.

Soweit andere üemeindeverfassungsgesetse eine Eingemeindung
oder Umgemeindnng devon abhingig rnteben, dftfi d«e «ffentlicbe In-'

tereeee die Eingemeindung oder Umgemeindnng erfordert, findet die

Voreohrift im § 1 entepreehende Anwendung.

Artikel 4.

BanpoliaeiUelie Vondixilleii.

S 1.

Darob die Bauordnungen kann inebeeondere geregelt wwien:
1. die Abstufung der baulichen Ausnutzbarkeit der Grundsttlcke,

ebenso dafi, wo Fluchtlinien nicht festgestellt sind, nur offene

Bauweise mit Gebäuden von nicht mehr als einem Obergeschoß

Uber dem firdgeeehoaie luliiaig ist;

2. die Ausscheidung besonderer Ortsteile, Strafien und Plltae, für

welche die Krrichtung von Anlagen nicht zugelassen ist, die

beim Betrieb^ durch Verbreitung übler Dünste, durch starken

Rauch oder ungewöbnliohea Qertuscb Gefabren, Nachteile oder

Belsstigungeii die NeebbanMAaft oder die Publikum fiber>

haupt herbeizuführen geeignet sind

;

8. die Ausscheidt^ng besonderer Ortsteile, Straßen und Pl&tze, in

denen nur die £}rrichtung von Wohngeb&uden mit Nebenanlagen
oder nur dif Bniobtung von gewerblicbea Anlagen mit Neben^
gebloden mgelaaseD ist;
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4. der Verputz und Anstrich oder die Aufllagaiig der vornehmlidi

Wohnzwecken dienpnHpn rrol Riide und aller von Straßer, Plätzen

oder Anderen öfieotlioheu Verkehmflftohen aus sichtbaren Bauten
sowie die einheitliche Oeetaltung des Strefienbildes, und swar
unter fierttoksiöhtigiiiig des Denkmal» und Heimatschutzes;

ö. die Vorlage von Bauseiehnungen fOr alle Anßenflftchen von
Wohngebaudeu

;

6. unter welchen Bedingungen Garteniiäuäciiüu ^Lauben) nicht ai»

Wohnhftvser (Wohogebtnde) im Sinne des $ 18 If. des Gesetses,

betreffend die Gründung neuer Ansiedelungen in den PrOViOMn
Ostpreußen, Weatpreußen, Brandenburg, Pommern, Posen, Schle-

sien, Sachsen und Westfalen, vom 10. Aug. 1904 (Qesetzsamml.

8. 227), des § 1 des QesetzeB, betretfand die Grttndiuig nener

Ansiedelungen im Herzogtume Laaenbttrg, vom 4. Nov. 1874
(Amtl. Wochenblatt für das Herzogtum Lauenbrirg S. 291 ff.)

und des § 12 des Gesetzes, betreffend die Anlegung und Ver-

änderung von Straßen und Pl&tzen in St&dten und ländlichen

Ortschaften, vom 2. Jnli 1876 (Gesetssammt. S> 661) aasa-

sehen sind.

§2.
(1) Insofern die bauliche Entwicklung es erfordert, haben die

Bauordnungen für die Ausführung der Wohngeb&ude, besonders hin-

sichtlich der Standfestigkeit, Tragfähigkeit^ Feuersicherheit, Verkehrs-

sidierheit imd BavmhOlien «ntersehiedliohe Vorsohrilten su geben,

je nachdem sieh disee anf Qebftade gröfieren oder kJeinerea ümlaiiges

bwieben.

[Die VondurKt sihlt, neben dem nidistfolgendeii § 4, zn den

vricbtigen Neuerungen des Gesetzes. Die seitherige Regelung, die die

Bauordnungen auf die Anfordemngen des großen Vielwohnungshauses

zuschnitt, soll ebenso aufgegeben werden, wie das System der sogenannten

„Erleichterungen", das für die Kleinwohnung AusnahmebestiinniungeD

oder zahlreirho Rauklassen vorsieht. Die verschiedenen Hausformen

sind vielmelir, wie es der Suche eutäpncht, selbständig zu behaudeUl.

Vgl. oben S. 335, 346, 348, 350.J

(2) Geben Bauordnungen für größere Bezirke gleichzeitig Bestim«
muugen für gröiiere und kleinere Gemeinden, so haben sie hinsichtlich

der Htthe der Oebiade, der bebaabaren Tlichen und der OeschoAsahl
nntersehiedliche Bestimmungen zu treffen, welche die besonderen Ver^
bftltnisse der Gemeindpn bpnU-knichrip'Pn.

(ß) Für Stadtkreise sollen die Bauordnungen in der Kegel als

Ortqioliieiverordiiungen erlaaeen werden.

§ 3.

Durch die Baiiordnun^'en .sollen Bestimmungen eingeftJhrt werden,
durch die Überall dort, wo die offene Bauweise iibhch und wirtschaftlich

durohflihrbar ist, die Enichtong von Wdinhlnsem mit frmsteiie&dei»

Brandgiebeln verhindert wird.
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(1) boieru die Verbältuisse es erfordern, sollen durch Polizei-

verordnongen fflr die Herstellung und Unterhititniig der Ortestrafien ab>

gestufte Voreehriften je nach deren Bestimmiuig (Haaptver- *

kehrsstrafien, Ne b en verkehreatraflen» Wohnetrafleiit Wohn»
wege uew.) gegeben werden.

(Der vontahende § 4 sebafft in Verbindnng mit Art 1 § S (oben

S. 664) die Voraussetzung für die wohnbaumflfiige ParzeUiemng. Die

Schablone der gleichmäßig breiten und kostspieligen Straße, die die

Steigerung des Bodenpreises und den Zwang der Stockwerkshäufnng

zur Folge hat, soll verlassen werden; für Wohnbezirke sind zweck-

entsprechende Anfteilnngsfbrmen WohnstraÖe, Wohnhof. angemessene

Wegebreiten und einfache Ausstattung — anzuwenden. Im Zimiuimen-

hang hiermit soll die Anlegung von Wohnstraßen durch Poli/cn e: Ordnung

gesichert werden, gegenüber den Bestrebungen, die an einem teueren

Straßenbau im Interesse der Bodenpreissteigerung festhalten. Vgl. Be-

grQDdnng S. 671 f. und oben S. 177« 188, 239, 2621, 269. 282, 356.)

(2) Durch Poliaeiveiordimiig kann aucli im Wohnunf^sinteresse für

Wohnstrafien, Wohnwege und andere Ortsstraüen, die dem Zugang £U

Wobn^biiiden dieneoi der FnhrwerkavM'kebr beecbnokt werden.

§ 6.

Der Abs. 4 df"^ ^ 145 des Qesetzes Uber die Zust&ndigkeit der

Verwaltungen und V erwaitungsgerichtabehördea vom 1. Aug. 1883 (Ge-

setcaaminl. 8. 287) erb&lt folgende Faaenng:

Gegen die Beechlttaee dee BesirkeaoBsdbuieee in erater In-

stanz und deH geiaifi Abs. 1 entscheidenden Regierungspräsi-

denten findet binnen zwei Wochen die Beschwerde an den Ober-

pr&sidenten statt, der endgültig entscheidet.

*

Artikel 5.

Benutzung der Geb&ude.

1. AUgeneine Vorschriften über die Benutzung der Gebäude nni
Wohnen und Schlafen (Wohnnugetordnungen).

1. Erlaß von Wr lüinngsordnnngeii : 2—4 Bezeichnung der

in den Wohnongsordnungeu zu behandelnden Gebiete; s. oben 8. 369 f..

Artikel (J.

Wohnnngsaufsicbt.

1. örtliehe Wohuangeanietcht.

§ 1—4. Errichtung von Wohnnngs&vtem; Aneflibnng der Wob-
nongsaufsichti s. oben S. 359.

Digitized by Google



671

IL Bexirks-WoIuiiiiiKMiifaioiitsbeaiute.

§ 5.

Den Regierusgspiäsidduten, für den LandespoUzeibezirk Berlin

dem Oberprftsidenten, sind lur Aasfibuug der Aufsieht Aber die Tfttig-

keit der Gemeinde- und Orfspoliseibelilirden (§ IX aoweil sieb dasa «n
Bedürfnis ergibt, Wohnungsaufsichtsbeamte beizugeben. Diesen Beamten
stehen bei Auslibung ihrer DiensJobliegenheiten die Befugnisse der mit
der örtlichen Wohnongsauftiicht betrauten Persoueo 2) zu.

Artikel 7.

Ocnciiiiame Vorachriften ttr die WolmiiiigsovdaMigeii and die
WohnungsanfBidit

§ 1 —4. Be^eiclllll^lg der Wobm äume und Wohnungen, auf die

Hieb die Wobnungsordnungen und die Wohnimgmnfaiclit sn eratreeken

haben, s. oben S. 369.

Artikel 8.

BerdtsteUmiff staatlicher lUtteL

§ 1.

Ztu' Förderung der gemeinQütüigeii Bautätigkeit wird der Staats-

regiermig ein Betrag von 20 Mill. H. bot Verfflgong gestellt, der «nr
Beteiligung des Staates mit Stammeinlagen bei gemeinntttsigen Bau-
Vereinigungen sn verwenden ist

Artikel D.

SctaJoß- and Gbergangsbestimmoiigeii.

Aue der Begrflndimg;

Die leitenden Omndgedanken des Bntwnris sind folgende:

Die Befriedigung des Bedarfs an kleinen Wohnungen, wie die Be'
friedij^ting des Wohnnn<r?*bpdUrfoi88e8 überhaupt, ist nRmrntlirh in den

griiiieren und in den »chneli wachsenden Gemeinden heute vorwiegend

anl die speknlative Tätigkeit der ]ge werbsmftBigen Ben-

>

Unternehmung angewiesen, welche die Wohnh&user auf Vorrat her-

stellt, um sie demnächst weiter zu verftui3crij Um die Zahl der Klein-

woliniingen zu vermehren, erscheinen daher vornehmlich Mafinahmen

geboten, welche die beute der Ii^richtuiig kleiner preiswerter Wohnungen
ddrdi die private BanmitMuelaniing erechwerend entgegenstellenden Ur>
flacheq nach Möglichkeit beseitigen und auf die Bauunternehmer einen

nachhaltigen Anreiz ansttben, mehr als bisher Hftoser mit kleinen Woh-
nungen herzusteUen.

Die Übertragung des ureprünglidi bei der Sanierung der
Innenst&dte ausgebi Ideten Bausystems mit dnrchg&ngig breiten,

ko^rMptPhY' hersresteilten Straßen Tind tiefen Banb)'<rken auf das Stadt-

erweiterungsgebiet hat infolge der hohen Straflenkosten and der viel-
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geschossigen Bauweise «ion Proi^^ (les ÖtadterweiTpningsgelftnHeH und in

naturlicher Rückwirkuug aucli deu Bodenpreib lui Stadtiouerii lu die

H0he getrieben. Demgegenüber soll durch Artikel 1 Nr. 1, 8, 4 des

Entwurfs im Wege der £r>;iinzting der Bestimmimgen des Qesetaee,

betreffend die Aulegnng und Veiauderung von Straßen nnd Platzen in

St&dtea und ländlichen Ortschaften, vom 2. Juli 187ö (GesetssammL

8. 661} der Ghnandeats gesetsliche Geltung erlangen, dafi Beublöcke

yon angemeeeener Tiefe und Straßen von geringerer Breite entspreoheod

dem verschiedenartigen WohnungsbedUrfnisse geschaffen werden,

und daü durch die Festsetzung der Fluchtlinien Baugel&nde entsprechend

dem WohuuugabedUrfnisee der Bebauung eraohloeeen wird. Hiersn bilden

die Voraehriften in Artikel 2 dee Entwürfe die seohgernftSe Ergänzung,

wodurch eine rechtlich völlig zweifelsfreie Unterlage für den Erlaß ab-

gestufter Bauordnungen geschaffen wird (§ 1 Nr. 1), und wonach, sofern

die Verhältnisse es erfordern, durch Polizeiverordnungen abgestufte Vor-

sehriften für die Herstellang und ünterhaltang der Orteetreflen je nach
deren Bestimmnng (HauptvwkehrBBtrefien, NebenverkehrsstFafieo, Wohn-
etraßen, Wohnwege usw.) gegeben werden Hollen (§ 3).

Um die Anpassunt? der Baubiöcke an das Wolinungsbedürfnis

einerseits und den Verkehr andererseits unter Sonderung breiter Verkehrs-

von den eehmaleren Wohnetrafien und dabei eine Anfteilnngaweiae dea

B<Mlen8 eicherzuatellen, die eine vorteilhafte Gel&ndeverwertung und
gtlnstige Bauformen gewährleistet, beabsichtigt der ETit',T,urf, der Orts-

polii&eibehörde bei der Festsetzung der ötrafleu- und Bauiluchtlinieu

kOnftig eine Ibnll^e Mitwirkung anefa ans BtK^ebt auf das Wohnungs-
bedtlrfnis einzurftanen, wie sie ihr bisher sdhoo aus Rücksichten dea
Verl;ehr,5. der Feueralcherheit, der öffen^lirhpn Gesundheit und zur Ver-

hütung einer Verunstaltung der ätrafien und Plätze Ubertragen ist. Da-

bei erschien es indes, da die Rücksichten atii eine angemessene Regelung
des Wohaungsbedttrfniwes weitergreifen, ala die ttbrigen verbeseiehoeteii

Rücksichten, auch schwerer zu umgrenzen sind, angezeigt, ein Ein-

greifen Hpr PoHzeibelu'irde ans diesem Gesichtspunkt an die Vorau;*-

setzuug zu kuüpieu, daü sich die Kommunalaufsichtsbehffrde mit dem
Vorgeheii etnveretanden erkllrt hat.

Die Voreehrift dos § 12 des Fluchtliniengesetiea, betreffend das

den Gemeinden eingerainntf; Recht des Rativerbots an noch nicht für

den Verkehr und den Aubau iertiggostellteu btrafien, ist in das Gesetz

- anlgenomneik worden, mn den Gemeindan den erforderlichen Sehuts gegen

die ihnen durch das sogenannte wilde Bauen erwachsenden Nachteile

zn sichern. Dabei ist angenommen worden, daß lui ' b die in Abs. 2
des § 12 vorgesehene Bestätigung des Ortsstatuis hinreichende Gew&hr
dafür gegeben sei, daß den verstftndigen Bauvorhaben durch das Vor-

gehen der GemeindebebOEde nieht an nahe getreten werde (ygl. Druck-
Fache des Hauses der Abgeordneten, 12. Legislaturperiode, II. Session

Nr. 279, 8. 6). Diese Voraussetzung hat sich im allgemeinen aln

zutreffend erwiesen. Um aber gegenüber der den Gemeinden bisher

gewihrten nnomaefarinkten, weder dnroh Anfrichtabefogniaae noeh dorcb
•ine Beehtskontrolle zu beeinflussenden Machtvollkommenheit eine an«

gameeaene Befriedigung des Bedttrfninses für Klein und Mittelwobnangeo

mehr ala biaher aiohersustellen, sieht der Entwurf für den Fall, daft
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ein solches Bedürfnis besteht, in Artikel I Nr. 5 vor, daß ein Di8j)ena

voD dem Bauverbot daan erteilt werdeo kann, wenn begründete Aus-

sieht dafür vorhnoden ist, dsfi dem Bedflrfoisse durch den Ben entt

sprecbender gesunder und zweckmäfiig eingerichteter Wohnungen Rechnung
getragen wird, und wenn kein überwiegendes berechtifjtes Geraeinde-

intereas« eotgegeouteht. D&fi ein so weitgehendes Recht den (Gemeinden

mstsiid, ohne jegliehe Abhilfsmtfglichkeit sueb bei berechtigten Be-
Sohwerden, war ein ganz ungewöhnlicher, sonst wohl kaum in der

prPMßischen Verwaltung; wieder vorkommender Zustsiid Fnrsprer-hend

der Absicht des Entwurfs, die Wohnungsverh&ltnisse unter bebouderer

BerttcksichtiguDg der Bedflr&iiase der minderbemittelten Bevölkerun^-
kreise sn verbeesem, soll die Erteilung eines Dispenses von jenem Bsn-
verbot für solche Fälle ermöglicht werden, in denen ein Bedürfnis nach

Wohnnnfren einer gewissen Art und (iröße be^stoht und dieaem BeilUrfnis

durch iiirricbtuog von Wohnungen der in Betracht kommenden Art ab-

gebolien werden soll.

Damit die nach Artikel 1 § 3 erstrebte Straßenscheidung ihren

Zufck erreicht und für die Wohnstraßen eine hil1i<rerp TJerrftollung ge-

wührleistet wird» sieht § 3 des Artikel 2 vor, dali dort, wo eiue ächeidnag

swisdien Verkehrs- und WehastrsStn eintritt, durch PoltseiTerordnaiig

sbgestnlte VorsdirifteD für die Herstellung and Unterhaltung der Orts-

straßen je nafh ihrer Bestimmung erlassen werden sollen. Ohne eine

solche Bestimmung würde die Errichtung kleinerer billigerer H&user
(Iberall dort verhindert werden, wo für die Straßen allgemein ein koet-

spieliger StrsHenbsn vorgesdhrieben ist nnd, wie namentiidi in msaeben
Gemeindevertretungen von Vororten gröBerer 8t&dte, eine Abneigung
gegen einlache Wohnstrsfien besteht.

Zu Artikel 6.

(Bereitstslinng stsstlioher Mittsl.)

Wie in der Begründung des in dieser Session dem Landtag zu-

gehenden BürgschaftflaicherungsgesetEes des näheren aus^'efnhr*, or-

kennt die Königliche Staatsregieruog nach den schweren Verlusten, die

der Krieg unserem Volke gebmcfat hst, es als ihre Anfgsbe sSf die

HerstsUuDg von Kleinwohnungen allgemein und ohne Begrenzung auf

einen bestimmten Personenkreis zu förHern, Ilm dieser erweiterten

Aufgabe gerecht zu werden, genUgt es nicht, einzelnen Baugenossen-

schaften und •yereinigungen mehr oder weniger hohe Staatsdarlehen bu

geben, sondern es ist erforderlieh, den Staat unmittelbar bei der Gründung
von BRnvpreini[Tnii<:nn mit Stammeinlagen zn bntpilii'en. Auf diese Weise
werden kapitalkräftige Bauvereinigungeu erstehen, die ihren Aufgaben
eben wegen ihrer größeren eigenen Mittel besser gerecht werden k(^nnen,

als Baugenosseosobslteo mit Teribftltnismifiig geringem Eigenkapital. Es
kann erwartet werden, daß sich der Staat mit einzelnen Kommunal-
verbänden 7ai Bauvereinigtingen zusammenschließt, die die Fördonmg des

KleiDwohuuQgswesens in einem bestimmten Bezirk su ihrer dauei-nden

Aufgabe maehen. So wird im Laufe der Zeit eine Organisation entstehen,

die mit der auf dem Gebiete der Ilndlicben Besiedeluog seit Jahren
iih>irhf>n in k red ittechnischer Beciebvng verglichen werden kann. (Vgl.

hier oben S 407.) •

Cbrrstadi, Huidbucb Uc& Wulmunftwcsvns. 4 Aufl. 43
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Vgl aus der J^ireratur: Denkschrift zum Wohntiuysgesetz , PreuLi.

öt&iitetag, Dr. Lutiier, April Idl'd; Eingabe des Verbaudes zum ixshulKe

dea dentsoben Grandbents«» uad BcMlknidits, April 1918; Kaesynski^
WohnuDgsgesetzentwurf , Brauns Annalen f. Sozialpolitik 1917, Bd. V,

8. If.; Obgmatr. Sehr. 1 1 z, Wolinu!i;^'H^'fHf>'7-Fl!itwurf, Preuß. Verwalttrsbl.,

28. Juoi ldl7; ferner verscbiedeue Aufsätze: Zeitachr. f. Wohuaugaw.,
Rhein. Blatter L Wohnoogaw. und Westf. Wohnungsblatt, Zeitacbr. L
Eommunalwirteeh. vu Eommiuiafpolitik. Lesenewert ist unter den ilteren.

Darlegungen der Artikel von Moritz Brandts, Zeitaobr. f. Wohnangsw.,
10. Aug. 1904, namentlich 8. 284.

Ausgaben des Wohnungsgesetxes; Altenrath, dao Preiiü. Wob-
Dungsgesetz, Berlin 1918; Paal Hirsch, Führer dureh das PrenS.

Wohnungggesets, Berlin 1918; B. Schiuidtmann, Wobnangegesets und
Bttrgschafttigesetz, Berlin 191S; Otto8tölzel, Wobnungagesoti'.gebunp:

f. Preußen, Berlin 1918: Wickert u. Uessc, Das Wohnungsgeseu,
Berlin lülb; P. Wolbling, Das Preuß. WobuuugögeaeU, Stuttgart I'JIS.

Ans den früheren Erörterungen für und wider das Wohnungs-
gesets sind manche Einselheiten von danemder Bedeutung. Mit Besug
auf das Verhältnis von Staat und Selbatvei'waltung ist zu bemerken,

daß gerade in den liberal verwalteten Staaten die staatliche Mitarbeit

die Grundlage fUr die Verwaltung des Wolmungswesena bildet; so

ist es in Holtand, Belgien, Dlnemarh, Schweden, England. JHb Reiche
'

Regelung besteht in Baden, Hessen und Sachsen. Vgl. -auch die vor»

erwähnte Darlegung von Moritz "RmndTs dir AVnJninntrpgesetJtgebung

ist um 80 vorgeHchrittener je luohr aich der .Staat und seine Beamten
um städtische Ausiedelungsfrageu praktisch kUmmern niUsaen) und die

AnsfabmngMi von Bnd. Virohow, oben 8. 280.

Der um die Oemeindeverwaltnng hochverdiente Obgmstr. St hol tz-

Danzig stelltp nnter Übernahme der von mir gegebenen Formel „billige?

Land, billiges liaugeld" (Spekulation im neuzeitl. Städtebau, S. 180) em'
bcdenpolitisQlies Programm anl, das folgende sieben Punkte nmfassen

sollte: 1. Entgegenkommen bei iCingemeindiingeD ; 2. Hergabe staatlicher

Grundsttteke nnd Domänen: 3. Ausbildung des Enteignungarechts: 4. An-
passung der Rentengutsgesetzgebung an die Bedürfnisse städtischer An-

siedler; 5. Ausbau des gemeindlichen Besteueruugsrechts; 6. Verbesse*

rung des Städte nnd Vorortsverkehrs; 7. Erleiehterang des Realkredits.

(Handbuch, III. Aufl., 8. 643 f.) Es verdient eine Hervorhebung, daft

kein einziges dieser Mittel die erwünschte Wirkung 7\^ orreichen

vermag, solange das in unserer Tab. 1, oben S. 6, dargestellte System
in unseren Städten besteht. Vgl. zu den Eingemeindungen (bewirkten

eine.allgemeine Verteuerung des Bodens und Einftthmng der Steckwerks-

bftufong in die Außenbezirke) oben S. 129, 174 f. und 287. öffentlicher

Grundbesitz oben S. 572, Verkehr S. 440 f.: Realkredit S. 414 f.; Be-

steuerung S. 487; Eentengut (längst den Bedürfnissen städtischer

Siedler angepaflt nnd von den Eleinstadten genutzt , aber bei Miets-

'

kaserne nicht anwendbar) S. 471. Die schlimme Folge des herrschenden

Zustandes zeigt sich eben darin, daß die uns in reichlicher Zahl zur

Verfügung stehenden bodenpolitischen Maßnahmen oMtwedfi wirkungslos

bleiben oder schlechthin in das Gegenteil der vorausgesetzteu Leistung

nmseblagen. Oerade die Betraobtang der verenrftbnten Vorsohllge be-
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weist schlüssig, dafi zuvor UDSer System des Stftdtebanes wirtschafts-

gem&fi gestaltet werden muß, wenn die empiohleneii Iflittel der Boden»
politUr aar Wirksamkeit gelaugea sollen.

Berichtigiing.

8.m Z. U und 21 v. o., 8. 348 Z. 21 v. o., statt Art II | 3» lies: Art i f 2.

Aanierkoiig zu Text & 23.

Die vielerörterte, bisher anxntreffend erkllrle Stelle Uber den

Stockwerksbau in Rom bei VitruT und die ergtnsenden Angaben bei

PI i n i u s lauten :

Leges publicae nou patiuntur uiaioreM crassitudines quam sesqui-

pedalee coosütm looo oommnni; eeteri aniem parietes ne epataa angnatiora

Herent eadem crassitadioe conlocantur. lataricü vero nisi diplinthii ant
TripÜnthii fuerint sesquipodali crassitudine non possnnt plus quam unam
Bustinere contignatiooem. ergo cum recipere nou possint areae planatae

tantam multitudinem ad habitandam in urbe, ad auxiliom altitudinia

aedilieioram res ipaa eo^t devenire. itaque pilia lapideis, atrnetaria

testaceis, parietibus caementiciia altitudines extructae contignationibus

crebris coaxatae cenacalorutn ad sammas utilitates perficiunt despectationes:

Vitruv, II, 8. 17. Hierzu PiiniuB '6b c. 14: s^quipedalis paries non
plus quam unam oontignationem tolerat. Mntamqne est (Romae) ne

oommunis eraaaior fiat nec intergerivwom ratio patitnr.

\^:trMv und PliniiiH bffirftfen uns von einer Vorsr^hrift des Bau-

rerht.8 der btadt Rom, derzufoi-^e für die gemeinsame Mauer ein Höchst-
maß der Ziegel von 1 Fii& Dicke festgesetzt war. Hierdurch wurde,

da dieae aehwaehe Ziegelat&rke nicht mehr ala ein Stockirerk an

tragen vermag, die Aufmauerung Tielstöckiger Bauten aus JSiegelatei&en
unmöglich gemacht. Weil aber wegen Hpr starken Bf^völkerungsvermehrnng

der Stadt Rom die Stockwerkshäufung — wie V itruv glaubt — eine

Notwendigkeit war, ao bildete sich tßr den Zweck dea Anfbanee von
Stockwerken der leiohtaste Facbwerkaban ans, den Vitras wegen seiner

Feuergeffthrlichkeit auf das heftigste angreift: oben S. 22. Vitruv
sucht nun die Vorschrift zu erklären, und zwar als eine Vorsorge-
mafinahme der Baupolizei; er gibt an — und s&mtliche Aualeger sind

ihm darin gefolgt — die Beaehrtekuag der Manerati^rke habe die Ur-

aache gehabt, dafl mah an nutzbarem Raum sparen wolle.

Die Auslegung zeigt sich nach verschiedenpn Richtungen als un-

annelnnbar. An sich ist es nicht vorau8zusety.en, dafi die Baupolizei

die Stockwerksbftufung befördern will und zugleich dem Qrundbesitzer die

notwendige Manerveratftrkong Teraagt. Der BanmverltMt dnreh die er^

forderliche Mauerst&rke fÜlt femer nicht ins Gowidit gegenüber dem
durch die Stockwerkshfinfung erzielten Raumgewinn und den Unzutrftg--

liohkeiten der aus dünnem Flecbtwerk hergestellten Umfaaaungswände.
43*
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Vor »llem aber mußte bei df^m TndividualismuB des Römischen Rechts

•in aolcher Eingriff in die Kechtüsphäre des Grundbesitzers unglaubhaft

«radheüMm. Emllioh aber bleibt es tmau^aklftit, waram «n« dMirti|ttt

BeschraQkung gerade bei der Aosfuhrung einer gemeiniemen Maner, und
nur bei dieser, gefordert werden sollte.

Bei dem letztgonaunten Urastand muß die Erklärung einsetzdu.

Die altüberlieferte Bauweise in Rom, wie übrigens in Griechenland und
'in anderen Staaten der Antike, kannte swei Formen der nadibariieken

Bauansfühmng: den Bau mit Seiten&bstand oder „Bauwich", d. h.

freiHtehende Gebftude, und den Ban unmittelbar auf der Nachbar-
grenze luter Anwendung der gemeinsamen Mauer fttr die ohne Bauwich
eniehteten Gebftnde. In Bom bestand die Vorachrift eines Abstandee
von 5 Fuß; diese Regel wird u. a. erwähnt in der bei den mittelaitor-

lichen Juristen Herühmten kleinen Lex Quintiue Pedum (1 5 C. fin. reg.

8,S9X der gegenüber der große Philosoph Ab&lard beschämt sageben
nrafite, dafi er, entgegen seiner selbstbewußten Versicherung, aufierstendn

sei, das Corpus Joris sq erklären; ein Vorgang, den uns Savignj in

seiner Geschichte de« Römischen Rechts, Bd. IV, S. 441, berichtet.

Über deu Ursprunf^' des Baiiwichs, den ich nicht auf dem Gebiete der

städtischen Bauweise suche, werden in meiner Geschichte des St&dte-

bansi Bd. II nftbere Angaben folgen. Fttr die vorliegende Frage kosinit

die Vorschrift dee Bauabstandes an tkk nicht in Betracht.

Die hier zu erklärende Bestimmung bezieht mrh vielmehr auf die

Ausnutzung städtischer Gmndstttcke im zusammenhängenden Beihenbau.
FUr die in solohem Fall so erridttende gemeinstme Maner mnfite in der

Tat sewar nicht die Baupolizei, wohl il nr das bQrgerliche Recht Vor-

schnfton ;:eben, wenn die Herstellung der Mauer möglich Bßin und

ätreitigkeiten ausbleiben sollten. Das Gesetz mußte bestimmeu, und

hat noch stets bestimmt, unter welchen Bedingungen bei Errichtung

eittM' solchen Mauer der looos communis — dw gemeinsame Grens-
streifen — in Anspruch genommen werden dürfe, damit kein Übergriff

und keine übermäßige Forderung eintrete Es entspricht vollptRndig

dem Geist des römischen Rechts, wenn hier ein festes, nicht über-

scfarettbares Haß fttr den Gemeinschaftsstreifen, nimlich eine Maaw
•tirke von 1^ Fuß, festgesetzt wurde. Ähnliche Besthnmnngen finden

wir in der frtihzeitlichen Entwirklüni' anderer Völker: SO schreibt die

mittelalterliche Bauordnung von Amsterdam vor: „den Grondbau eines

steinernen Hausse mag der Bauherr rar Hftlfte an! seines Nachbars
(Ti indsnick legen, also breit als redlich iatf nach des Gerichts

Meinnii;; ' 1). Das Mittelalter (Iberläßt dem Herkommen und dem Gericht

die Entächeidung (Iber die MauerstRrke, das Römische Recht gibt den

unbedingten zahlenmäßigen Maßstab ab ftir den Gemeinschaftsbau; der

Sinn beider Vorschriften ist genan der i^ehe.
Das von Vitruv und Plinius erwähnte Gesetz entstammt den ältesten

Zeiten de« römischen Stadtstaates; es rührt aus einer Zpü her, als

in Rom niemand an Stockwerkshäufung dachte und der i: lachbau die

alleinige nnd selbstversündlidie Bauweise des Bfimsrs war, für die eine

Maner mit der Tragtüiigkeit eines Stockwerks vollkommen ausreichte.

1) BberStadt, Sadtshaii in HoiUnd. Jena 1914, S. ää.
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Zur Zeit des Vitruv und des Plinius hatte man anter den vollstäDdig

VOTtakkrton yerhftltninen dem Brohtsgrand d«r ilton Ywntkxßt giiisU<£

•rgessen; während Plinius sich mit der einfachen X^wlkBUflg der nun*
mehr 5;tn<^)tr»Tni^rhen Bestimmung be^nflgt, snolit VitniT eine Ausl^gang
zu geben, die jedoch vollständig versagt.

Em wftra indes vielleicht nodi die Frage anfsuwerfen, wie es an

«rkliros sein mag, dafi eine derartige alte, unter den neuen Znetftndeii

unverständlich goworderp Rr-stimmung: erhalten blieb. Auch hier ist die

Antwort an=< den Zeitutnsliindt n zn riehen Als geppn Ende der Republik

die Bevölkerung stark anwucix» und die Bauspekulauten — der Triumvir

O^iMras war einer der Befaliameten unter ihnen — die intenfliTBte Ans»
Batmng des Bodens betrieben, fanden sie eine Getetngebwig vor, die

Kwar die Anwendung znreirhender Mauerstärken, keineswegs aber die

Stockwerksh&ufung selber verbot. Nichts konnte dem Qrondbesitzer

willkommener sein alB dieee Regelung; nan konnte man aas der Not
eine Tugend machen. Da der Bau tragffthiger Mauern ftir die auszu-

Rchlnrlitpnden Grnndstflrke — drnn hier handelt es sich um lückenlos

errichtete Kutzbauten ohne tieitenabstand — untersagt war, schritt man
aarAnwendung der Sttltzpfeiler für die Balken und des dünnsteui leichten

Flechtwerka fflr die Umwandungen: eine bauliche Anlage, die awar nach
Vitruv verwerflich ist und „gleich Fackeln aufbrennt", aber unzweifel-

haft den Vorzug der Billigkeit besaß. Die einflußreichen Grundbesitzer

und Kapitalisten hatten ganz gewiß auch hier keinen Anlaß, ein durch

ehrwürdiges Alter gebeiligtee Oesets ansntaaten, wenn ancb, wie so oft

in der Bodenpolitik, die Vernunft l&ngst zum Unsinn, die Wohltat zur

Plage geworden war Das prnletarisierte Rom erhielt die schlechtesten

Wohnverhältnisse und seine von der Mehrzahl der antiken 8t&dte ab-

weictede Baaweise, der gegenüber eelbat dai «mat Abel belenmimdete*
Babylon immer noeh als eine Gartenstadt gelten darf.
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Anhang IK

Ubergangswirtschaft und Baupolitik.

Vorbemerkung.

S 157. Die folgenden Darleguiignn mW^n die bodenpolitischen

Malinahnieii der Chergangswirtscliaft iii einem bestimmten Zeitpunkt

— Stand des Oktober 1919 — erörtern. Naclidem ein knappes

Jahr seit dem Kriegsabscliluß und der deutschen Umwälzung ver-

gangen ist, lassen sieb bereits die Ilauptfaktoren die jetzt in der Boden-

eutwicklung wirksam sind, in ihrer Richtung und Bedeutung erkennen.

Unser VoriialMii, dla htorlier gebOrend«!! Mftfinaliniflii in tinem ge-

sonderten Abflcbnitt zusammen^iiliMeeo, bedingt eine internationele

Besfireebang dee Gebietes. Allgemein besteht in den mittelenropäisehen

und westenropitscben Staaten, ob sie vordem kriegfahrend oder neutral
" gewesen sind, seit 1919 Wohnungsnumgel. znm Teil Wohnungsnot,

deren hauptsSchllehe Ursaeben aavor erwähnt wurden. Im einzelnen

zeigen sich indes unter den Ländern wesentliche Gegens&tze.

In der Beurteilung der auf Grund der Kriegsereignisse zu treffen-

den Maßnahmen werden wir unterscheiden mflssen. welche Mißstände

in der Bodenentwicklung vor Kriegsansbruch vorbanden waren und

welche Srlnviorif/keiten infolge des Weltkrieges neu eingetreten sind.

Ffir die ] iaut itif^'keit. das Planungswescn. den Realkredit, den Haus-

l)esiiz giii (las gleiche Merkmal, das über Fortbildung oder Unhalt-

barkeit der Einrichtuntjen entscheidet. In Deutschland war längst

vor dem Kriege auf jeileni Teilgebiet des Wohnungswesens ein Not-

stand eingetreten; da& ganze System hatte versagt Die — wie gesagt

werden muß — mit Willen und Tatkraft unternommene Reform konnte

nur an wenige Stellen, wie etwa an die Schöpfungen der gewinnloeen

Bautätigkeit, anknOpfen. Anderwärts dagegen konnte man die be-

stehenden Einrichtangen fortentwickeln, wenn auch unter Anwendung
neuer, dem Vorhandenen anzugliedernder Mittel.

Wenn somit die zu ergreifenden Haßnahmen m den einzelnen

liändeni verschieden sein müssen, so besteht doch allgemein die gleiche
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Notwendigkeit systematischen Handelns auf unserem Gebiet Wir ge-

bifincben namentlich in Deutschland ein planinäßijres Eintrereri der

öffentliciien Glewalt, das wir nach der Hetatiguiii,' ti iiliorer Zeitabschnitte

als Baupolitik bezeichnen können. Der normale Ge.scMftÄgang im

Wohnungs- und Siedelungswesen wird auf längere Zeit hinaus nicht

wiederhergestellt sein. Wie nach den Erschütterungen und Zerstörungen

dei' Kriege in älteren Zeitläuften, werden wir — und in vielfach ge-

steigertem Mafletabe — die staatHehen nnd gesamtheitlielieii llaeht-

Diittel in unserem Bereich xur Anwendung bringen mflasen.

Wihrend die Anf^ben der Gegennart dem Umfange nach an-

vergleichlich größere sind, bleibt doch das Wesen der Banpolitik das

Reiche wie vordem. Die geeebichtltche Darstellimg bat nna geseigt,

daß ein iMiapoliti&ches System sich niemals mit einem bestimmten

Schlagwort ersdiOpfen läßt: es besteht nicht ans einzelnen Eingriffen

nnd Maünahmen — und wäre ihre Änzalil noch so groü — sondern

aus dem Zusammenwirken der \ ielheit von Mitteln und Ein-

richtungen. Das Wesentliche an der baupolitik ist ihr Träger, der

einheitliche Wille, der die produktiven Kräfte nach einem festen Ziele

lenkt. Größe und Erfolg der älteren Banpolitik in Deutschland be-

ruhten darauf, daß sie ein ethisches Ziel verfolgte und jedem Souder-

vorleU rflcksichtslofi entgegentrat

Die systematische Grundlage unseres Oesamtgebietes, ferner auch

•die jQngstsn bodenpolitisdi«! Ifafinahmmi nnd Gesetze, soweit sie ttnen

•dauernden Charakter haben, sind im Text des Handbnchs besprochen

worden. Die nachfolgende Erörterung beaieht dcb nnr suf diigenigen

Probleme, die sich unmittelbar als Folgen der Kriegsereignisse dar-

stelien; die hier zu behandelnden Maßnahmen sind entweder nach der

Absiebt des Gesetzgebers selber oder nach der l>age der Verhältnisse

sls zeitweilig oder mit beschränkter Zeitdauer geltende Einrichtungen

zu betrachten, wenn auch, mancho von Dmen sich für einen länfreren

Zeitraum behaupten werden. In dem desamtbereich der vorliegemlen

Aufgaben sind namentlich zu unterscheiden: 1. die Bauförderung und

Kapitalzuluhr; 2. die Beschaffung der Baustoffe; 3. die Wertbewegung

in der Neubautätigkeit; 4. Maßnahmen mit Bezug auf die die Haupt-

masse bildenden vorhandenen Wohnungen.

I. Deutschland.

§ 1Ö8. Zur Belebung der Bautätigkeit hatte sich die Reichs-

regierung mit Rücksicht auf das Anwachsen der Baukosten i. J. 1018

c'nindcfitzlich für die fJewährung von Baukostenzuschüssen erklärt und

hierfür einen Gesaniibelrag von ftOO Mi!!. M. vorgesehen, in der Vor-

sussetzuDg, daß die Bundesstaaten und Gemeinden zusammen die
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gleiche Summe aufwenden werden. Die Haukostenzuschüsse können

ao Gemeinden, gemeinnützige Bauvereinigungen und private Bauunter-

nehmer nnter Einhiltung der die Wohnungsbenntzung sichernden Be-

dingungen gewibrt werden; der Zuschuß soll IQr denjenigen Teil des

gegenwArtigen Bauaufwandes Ersatz leisten, der ^dureh die infdge des

Krieges berfoeigeftthrte, vorflbergehendetflbermftfitge Verleuening

des Bauens verursacht ist". Festgestellt werden demnach: a) die Her-

stellungskosten Tor Kriegsansbrucfa 1914, denen in Anerkennung einer

bleibenden Erh^ung dw Baukosten eine ndaueinde Wertsteigerung" von

30% binsugeschlagen wird (sogenannter Dauerwert); andererseits b) die

gegenwärtigen Baukosten. Der Unterschied beider Summen gilt als

Baukostenri])erteuening, zu deren Deckung regelmäßig das Reich die

Hälfte des Betrages übernimmt, während der Bnnflo'-sfnat und die Ge-

meinde, in deren Bereich das Bauunternehmen liegt, je ein Viertel zu

tragen liaben.

Die Zuschflsse werden seitens der öffentliclien Verbände in l>!irem

Gelde bezahlt, unter Verzicht auf Rückzahlung, es soi denn, daii der Bau-

herr die von ihm übernommenen» grundbuchlirh emzutragenden Verpflich-

tungen liuiäichtlich der Benutzharkeit der Wolmungen nicht einhält. Der

Reichs- und Staatskommissai für das Wohnungswesen hat unter dem
6. Juli 1919 „Richtlinien für die Behandlung der Zusdiufianträge^

herausgegeben, die namentIkJi in ihrem technischen Teil efaie Reihe

bemerkenswerter Omndsfttie der BaupoKtik enthalten und für die Sie-

delungsweise von gttnstigatem Emilufi sind. FAr die Gewihrang von

ZuschOstfen gilt allgemem als Vorausaetsnng, dafi die woimbaumifiige

Parxelliemng, der Flachbau und das Kleinhaus mit eigener FVeüUche

zur Anwendung gelangen.

BauzuscbUsse sollen vorzugsweise nur iur ivleiuhäuser und Flacb-

benten, die Aber dem Keller nidit mehr als swei Wdliageeohosse haben,

gewahrt werden, wuhti der Ausbau einzelner Dachkammem, als nicht

selbständifjor Wnhnungszubeh'5r, nicbt zu beanstanden ist. VielgesfhoRsige

Bauweisen küouea nur ausuabmsweise, etwa zur Ausfüllung vorbandeuer

Banlttpkeo, in Betracht kommen. Hohe Bodenpreiae rechtfertigen die

Wahl viergeschossiger Bauweisen nicht, da auch bei Städten und
Industrieorten Gelände ftir den Flachbau zn angem688enom Preise, nötigen-

falls durch Enteignung auf Grund dfi« ^3 der Verordnung vom 15. Jan.

1919 beschaiit werden kann. Für den Grundriß, die Fassadeugestaltung*

die Dacblltoang ist llinfadiheit ansostreben; bei grOfieren Siedelmigen

sollen nur wenige Haust3rpen angewandt und die Typisierung der Einzel-

teile •'oll hrrfirksichtigt werden. Bei der Gelnndeftrscliließnnp; ist nnf

sparsame titraÜenfUbrung Bedacht zu nehmen. AuÜerbalb der Verkehrs-

trafian genügt eine Breite von 4—6 m für Wohnstrafien (andere fttr

den Oebtndeabataad; oben 8. 264X 1^8 m für Wirtschaftewege.
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' Di» niiqMiii^ich tetto»« des BeicheB gewftbrton 8nmiD«n für Über«
teueruDgszuscbUsae sind bis September 1919 um weitere 150 Millionen

erhöht worden, denen die gleich hohen Beiträge von Staat und Gemeinde,

liinzutreten. Im ganseu dürften aus den bereitgestellten öffentlichen

Geldern die Mittel fflr etwa 60000 Wohnangen bewilligt wwden eein.

Indes ist bis Ende 1919 nur ein Teil der bewilligten Beuten tatsächlich

begonnen worden. Bei der Verteihing der Znschdsse wurden anfilnglich

verhiUtuismäßig große Beträge für Hochbauten (Stockwerkshäufungj be-

willigt, was sich snm Teil daraas erklftrt, daß die großen Stftdte an
frtthesten mit der Einreichung von Anträgen zur Stelle waren. Mit der
weiteren Ausbildung der Einrichtung wurden die zuvor S. G80 iM Wiilm^en

Grundsätze, die für die Znschlisse den Flaclibau voran^isetzen, durcb-

geführt. Der Auteil der tatsächlich begouueueu BauuuHfUhruugeu ml

bei den Flacbbanten grC^ßer als bei den HocbtMtnten. — Neben der oben
erwähnten Berechnungsweise der Überteuemngszuschttsse ist die Berech-

nung nach dem Ertragswert zugelassen, der dadurch ermittelt wird, daß

dem um 30—40% erhöhten und mit 7^,^ kapitaliaierten Mietsertrag

der frtihere, fdr 1914 geltende Ertragswert gegenübergestellt wird. Der
Unterschied beider Summen ergibt die Obertenerung.

Zur Förderung des Wohnungsbaues auf dem Lande können die

Reichs- und ÖtaatszuschUsse in Landgemeinden und Outsbezirken auch

dann gewftbrt werden, wenn der Arbeitgeber, ftlr dessen Betrieb die

betreffenden Wohnungen bestimmt sind, sich verpflichtet, den sonst auf

die Gemeinde entfallenden Anteil =^ des Züsch ußbetrages aus eigenen

Mitteln aufzubringen Verordnung vouj IG. April 1919). Andererseits

wird iu einzelnen Fälleu eine bouderleistung verlangt, z. B. bei Wob-
nnngsbanten im Bereich großindnstrieller Werke, denen mitunter die

Übernahme eines Teils der Überteuerung auferlegt wird. — Auf die

vom Reich und Staate zu leistenden ZuHchtisse können zum Zwecke der

Förderung der Bautätigkeit den Gemeinden Darlehen vor der eud-

gttltigen Abrechnung der Überteuemngsbeihilfe gewftbrt werden. Das
Darlehen kann bis nur Hftlfte des fsstgesetsten Zusohusses, und zwar
regelmäßig nicht vor erfolgter Bohbauabnafame gesahlt werden (Ver-

ordnung vorn 4. April 1919).

Die Überteuerung der Baukosten, schon i. J. 19 IH eine beträcht-

licbe, ist wfthrend des Jabres 1919 weiter stark gesticgou und seigt

die Richtung zu fortgesetster Erköhung. Die obenerwähnten, seitens

de.s Staatskommissars herausgegebenen ,. Richtlinien" vom Juli 1910 geben

als Beispiel die Berechnung ftir den Bau eines Einfamilienreihenhauses:

Baukosten für 1 cbm umbauten Raumes i. J. 1914 14 M., i. J. 1919
58 ][.; für das Kleinhans 1914 bei 49 qm bebauter Flache 4826 M., i. J.

1919 19692 M. Die Üborteuerung ist inzwischen weiter vorgeschritten

und übersteigt in der Praxis das Vier- und Fünffaehe der Vorkriegspreise.

Neben der Herstellung von Dauerbauten kommt die Errichtung

OB Behelfsbauten und Notwohnungen mit begrenzter Benntsangsdaner
in Betracht, für die gleichfalls ÜberteuerungszuschUsse gewährt werden
kfinnen. Die Bercclinung der Zuschüsse ergibt sich aus der Oegenülier-

stelluag der zu erwartenden Miete und der Tilgungsquote, die für die

Abtragung des aufgewendeten Kapitals innerhalb der zugelassenen Be^

nntsungsdaner der Wohnräume erforderlich ist. Vgl. 8. 692 und 698.
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Zur Förderung der Erbauung von Kloin- und Mittelwohnungen in

der Überf!an][^?ze{t nach dem KricErf werden durch ilio Keichsveroninnn^'

vom 15. Jan. lülU die Landesregierungen zur Bestellung von Bezirks-

wolinnngskonmiissaren verpflichtet. Der K<>niiiiis>ar ist hefngt. wenn

J)auland Hl geeigneter Orts- und Preislage nicht zur Verfügung steht,

Grundstücke gegen angemessene Entscliüdigung ohne besondo'es Ver-

fahren dnrch formlosen Bescheid zu enteignen. Gegen die HOhe der

festgesetzten Entschädigung (nicht aber gegen die Enteignung als solche)

kann die Entscheidung einer Berufungsbehörde angerufen werden.

Für iiie Aiile;j;iinf:,' von B>:^liolfsiian*eu kann der Bezirksvv olinnnt:?-

kominissar ferner das erforderliche Land im Wejie der ZwangspHclitung

in Anspruch nehmen. — Die ergänzende Verordnung vom 6. Nov. 1919
beaeitigt hinsichtlich der Enteignungsentschadigung die bis dahin cu-

lässige Berufung an das ordoutliche Oericht, an dessen Stelle eine von

der Landps/pritralbeh^^irrle zu bestimmende kol!c^n"a!p Berufungsbehörde
tritt. Durch das Verfahren vor dem ordentlichen Gericht wurde die

eodgiltige Feststellung der Entschädigung und damit, nach Lage der 8ache,

die notwendige Inangriffnahme tffter von Neubauten versdgert.

§ 159. Die Oberteuerangazuschflsse in ihrer seitherigen Form
waren grundsätzlich als eine vorübergehende Maßnahme gedadit (oben

S. OSO). Die durcli Ileich und Staat für 1919 ZUr Verfügung gestellten

(jel(lt)Oträge sind aufgetiraucht. Schon aus diesem Grunde ist die Er-

wägung angezeigt, ob auf dem seitherigen Wege fortpreschritten werden

kann. In der Praxis hat sich überdies gezeigt, dali rlie (iewührung

von Ge!dzuschüs.sen seitens des Staates die eriinffte Wirkung einer Er-

leichlerung der Bautätigkeil riiclit in dem gewünschten Maße gebracht

hat Gleichlaufend mit den Staäth^u^chü!^seu ist eine wctteic Erhöhung

der Baukosten eingetreten, die die gewährten Beihilfen zum großen

Teil aufgezehrt hat; eine Folge, die sich, wenn nicht allein durch die

Zeitverhftltnisse, so schon durch volkswirtschaftliche Zosammenbftnge

erklftren dürfte.

Die seitherige Erfahrung und die Notwendigkeit wirksamer Bau-

flBrdemng legen die Frage nahe, ob ffir die Öffentlichen Beihilfen eine

verfinderte Form gefunden werden könne. Eine Reihe von Umständen

ist hierbei zu beachten. Von wesentlicher, wenn nicht ausschlaggebender

Bedeutung sind zunächst die finanztechnischen Momente. Die Offent-

liehen Verbände geben die Bauzuschflsse in baren Summen, die sie

sich selber in Form von Anleihen beschaffen müssen. Das öffentliche

Schuldenweseu ist gegenwärtig in einer Weise überlastet, daß eine

Vermehrung der Schnldenlast mehr als liedeiiklich erscheint. Zu be-

merken ist liierbei, daß die sogeuauuten Überteueruugszuscliüsi>e eine
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solche Höhe erreicht haben, daß sie den größeren Teil dos gesamten

Kapitals für den Wohnungsbau diirstellen; die zn beschaffenden

Summen ergeben somit, wenn sie iüiorhanpt fflr den u;owaltigen Hediirf

irgendwie zureichend sein «tollen, einen auUcronlenilichen Betrag an

Kreditkapital. Mit diesen Summen den öffentliclien Anleihemarkt zu

belasten, erbcbeiat für die nächste Zeit praktisi Ii kaum ausfuiiritar. Die

zur Genüge beobachtete Tatsache, daß bare iiaiizuschüsse die Tendenz

haben, sich in erneute Steigerung der BenkoBten umznsetzMi, ISfit

es ferner empfehlenswert ersebeinen, fttr die Gewilhrung der Offentr

liehen Beihilfen einen anderen Weg zu suchen.

Die verschiedenen Bedenken würden zu einem erheblichen Teil

b^ettigt oder gemindert, wenn an Stelle des Kapitalzuschnfisystems

der Grundsatz des Rentenzuschusses, verbunden mit Tilgungs-

quoten, gewählt würde; während die Beschaffung des Baukapitals selber

den Trägern der Bauunternehmung aufgetragen wird. Die Berechnung

könnte in der Weise erfolgen, daß gemäß dem seitherigen Vorgehen

die gesamte IJausumnie und der als Übcrteuerung zu betrachtende

Betrag ermittelt werden. Die Hauunterneliuiung hat die Gesamtsumme

als hypothekanäclics Darlehen auf/.ubringen: für den als Überteuerung

geltenden Teil übernehmen dagegen die üffeiitlicheu Vorbände die Zah-

lung der Zinsen, sowie eines Abtrags, durch den 4as Darlehen plan-

mifiig in einer bestimmten Zeit getilgt wird.

In den oben S. 680 erwähnten „Richtlinien" wird das Beispiel

eine» BauvorhabeuH für 50 Kleinhäuser gegeben, bei denen die Gesarot-

herstellnngskoBten 1578480 M. betragen; hiervon sfthlen 629000 H.
fils dauernder Ertragswert und 949 480 M. dagegen als Überteuerong.

Bei dem KapitalzuschuQ haben din fsffftntlichen VerbSndo die Gesamt-

summe der überteuerung ala verlorene Leistung zu zahlen; bei dem
Benteneoachtifi ist eine Annuität, bestehend aus der jährlichen Veninstrag

und der Til^^ung, la flbemehmen. In den beifolgenden Tab. 48—50
sind die Beret hnnngen gogeb(>n bei Annahme einer VeraansnDg von 4)4
bzw. 5% and eines Abtrags von 1 bzw. 1 ^ %.

Tabelle 48.

A. 4V„7o Zinsen und IVo Tilgung.

Jiihre Kapital Zinsen Tilgung (iesarotlcistung

1

2
3
4

. &
6

1 000 OOO
990 0(10mm
968 629.75
967 218,09

U4Ü 292»90

46 000
44 660

H 079.76
43 688,34
43 074,81

42 53ä.i8

10 000
10 460
10 920,30
11 411,66
11 926,19

12 461,82

66 000
.66 000

&Ö0OO
66 000
55 000
65 000
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Jahr« Kapital Ziusen Tilgung Gesamtleistung

7 «31,08 41 977,30 13 022,70 55 IKK»

!U!> 8(ib,3H 41 391,38 13 608,62 55 Ol >i 1

9 i>Ob iUÜ,T(i

891 978,75
40 77Ö.t)9

40 139,04
14 22l|oi 55 000

10 14 860.96 55 000
11 877 117,79 39 470,30 15 529,70 55 000
12 8(U .'>.S8.09 38 771,46 16 228,54 55 000
13 > l 'i 359,05 38 041,18 1 6 958 82 55 0(*0

14 b2ö 400,73 37 27ä.U3 17 721,97 55 000
15 810 678,76 36 480,64 IS 519 46 55 000
16 792 l.'.!>.:Vi 35 647,17 19 35'^ 83 55 Of)*!

17 772 8(»t>.4 ( 34 776,29 20 223,71 55 OOO
18 762 582, 7G 33 866,22 21 133 78 65 ( MM)

19 7'1I -1 l>.!t>^ 32 9l5,2(t 22 084,80 55 00< J

20 li K! Jij l, 1^ 31 921.39 23 078^61 55 0(H)

21 (»86 285,57 30 882,85 24 117,15 55 000
22 662 1^.42

28 663.47
25 202.42 5Ö 000

23 636 966,00 26 836.53 55000
24 610 629,47 27 478.33 27 521,67 55 000
25 583 107,80 26 239,85 28 760,15 55 0(XJ

26 554 347,65 24 945.64 30 0i>4,36 55 (MH)

27 524 293.2B 23 61*3 '^0 31 406 80 55 000
28 492 886,49 22 179,89 .3'^ 820 11 55 000
29 460 (H)6.38 2(1 702/J9 34 l"*7j»I 55 ( M )0

30 425 769.37 lü 159,62 35 840,38 55 0(H)

Ol 1 1 04o,(5U dt 403,20 OO 000
32 352 475,79 15 861.41 39 138,59 55 OOO
33 313 337,20 14 100,17 40 899,83 55 000
34 JT-J 4:17,37 12 259,68 42 740.32 55 (X)0

35 22U 0U7,05
185 033,42

10 336.37 44 663,63 55 0U0
36 8 326.50 46 673,50 55 000
37 138 359,92 6 226.20 48 773.80 55 000
38 89 586,12 4 031,38

1 737,79

50 968,62 ö5oü<;
33 38617,60 86 679,71 38 617,50

& 4Vt% Ziinen und lVf% Tilgung.

Jahre Kapital

1

Tilgung Gfloamtleistung

1 lOOUOOU 46 000 15 OOO 60 000
2 985 000 44 325 15 675 60 (MK)

3 9i;!i :'._':> 43 619,63 16 380,37 (0 (KMl

4 952 944,63 42 882,61 1? 117,49 ÜOOUU
5 935 827,14 42 112,22 17 887.78 60000
6 917 939.36 41 307,27 18 692,73 60 0<M)

7 899 246,63 40 466,10 VJ 533,90 (jO (MXI

8 879 712,73 39 587,07 20 412,93 60 tK)0

9 85» 299,80 38 668,49
37 708,67

1

21 331,51 60 000
10 837 968,29 22291,43 60000
11 815 676.86 36 705,46 23 294,54 60000
12 792 382,32 35 657.20 24 342,80 •60 000
13 76H 039,52 34 ..i;i.78 25 438.22 (50 OtMt

14 742 601.30 33 417,06 26 582,94 60 (M >0 *

15 716 018,36 32 220,83 27 779,17 60 OOO

Digitized by Google



Anhang IL 685

Jahre Kapital Zinsen Tagung (iivsonttleihtung

16 688239,rJ 80 970,76 29 029,21 60000
17 G59 2W,i)b 29 664,45 30 335,55 60 000
18 628 874,4(1 28 299,35 31 7UU.6Ö 60ÜOO
19 597 173,75 26 872,82 33 127,18 60000
20 öt>4 046,57 25 382.10 "

1 ''17.90 60 000
21 529 428,67 23 824,29 >i> 1 75,71 6«) 000
22 493 252,96 22 196,38 37 803.62 60 000
23 455 449,34 20 495,22 39 504,78 60 000
24t 415 944,56 18 717.51 41 2t<2.49 60 000
26 374 662,07 16 »59,79 43 140,21 i\i 1 1 K Kl

26 331 621,66 14 918.48 46 081,52 60 QOi)

27 286 440,34 12889.82 47 110,18 60000
28 239 330.16 10 769,86 49 230.14 60 (m
29 190 UM »,02 8 554,50 51 445,50 60 000
80 138 654,52 6 239,45 53 760,55 60 000
31 84 893,97 3 820,23 56 179,77 60 000
82 28 714,20 1 292.14 27 422,06 28 714,20

TMO» 80.

C. 5V« ZinMn and 1% Tilgmiir-

K«pit*l TSlgungi GeBamtleiitiuif

1

6
10
36

37

1 000 (HKI

956 898,75
889 734,36
96 796,94

41 636.79

50 000

47 844,94
44 486.72
4 839,85

2 081,84

10 000
12 155,06

10013,28
55 160,16
41636.79

60 000
60000
60000
60 000
43 718,63

Das ReDtenznschufiTerfabren bietet in finanzteehiiiseber Hinsicht

aufier der obenerwfthnten — zweifellos notwendigen — Entlastiuig des

staatlicbeD Anleihemarktes enie Beihe von Vorzflgen. Die Kapitalaul-

nähme wird für die privaten Bauunterneiimungen voraiBsichÜich eine

günstigere sein als fOr die Öffentlichen Verbände Die Verhältnisse

am Kapitalmarkt zeigen — worauf bereits von Dr. H. Mauer hinge-

wiesen wurde — eine gewisse Älinliclikeit mit den ZeitumstHnden von

1806. als der private Schuldner in der Darlclmsaufnahnie gegenüber

dem öffenlicluMi Kredit im Vorteil war und der preußische Staat sich

der privaten oder nicht- staatlichen Anstalten und Vereinigungen zur

Kreditbeschaffung bediente. Nehmen wir an, dal,! die Bautätigkeit für

die erhöhten Bauko.sten in der näclisten Zeit jälirHcli einer Summe von

1 .Niiiliarde M. bedarf, so \Yäre ein solcher lietrag durch öffentliche

Anleihen nur schwer und unter minder günstigen Bedingungen zu be-

sdiaffen. Die oben S. 399 f. genannten organisierten Kreditgeber und

Anstalten dagegen sind in der Lage die erforderlidien Summen anfzu-

bringen, bei denen zudem Verzinsung nnd Tilgung durch Reich, Stsat
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und Ciemeinden verbdrj^f sind. - Bei dem Kapifalziisrlmßsystem haben

ferner die öffentlichen \"erbäntle die Gelder, ^vle bemerkt, als verlorene

Leistung wegzugeben, während die Zinsen dauernd (b'u Ktat Itelasten

und aufierdeui für die Tilgnntj gesonderte \ oriceiirung getroffen werden

rauß; bei dem Renten/ust Inili wird ohne höheren Aufwand die Ver-

schuldung getilgt. Uleilieu wir Itei unserem Zahlenbeispiel, so hätten

lleich, Staat und Gemeinde für die Erlangung einur Kaj>italzut'ulir von

1 Milliarde M. nnd deren planmäfiige Tilgung eine jährliche Aufwendung

von 60 Hill. M. IQr 82*^38 Jahre in den Etat eiozuateOen; für du
vorgesetzte Ziel sidierlieb keine flbermftfiige Belastung.

Indes auch für die vorgenannten Zoschußbetrige ließe sich doreb

bodentechnisdie Sonderbesteuerung Dedcung finden. In erster Beihe

w8re hierbei an eine Wohnnngsstener zu denken, die als gestaffelte

Steuer von den vorhandenen Wohnungen erhoben wQrde, während die

Neubauten fareinelängere ReihevonJahren von derAbgabe befreit blieben.

Einen Anhalt fttr die boi der StaffeluDg einzuhaltenden 'Grund-

sätze gibt die W(din7infrfzllhbiTif; von t91R, die zwnr iu(dit ilie Oesamt-

heit, doch aber wohl reichlich '7,0 der Haushaltungen orfalJt hat; oben

8. 184. Die Wohnungssteuer könnte die Wohnuug der unteren Ein-

koBuneDstiifeB freilusen und im ttbrigeoi mit 1% beginnend, bis bq 4%
des Mietwertes steigen. Die seitherige Umlegung der Überteuerungs-

znsehnsse verlangt, daß Reich, Staat und Goineinde die bewilligten

Kapitalsummen aufbringen. Die Reichs- und ätaatsscLuId ist von der

Gesamtheit der Reichs- und Staatsangehörigen zu tragen; nur das letste

Viertel trifft die Gemeinde (falls nicht auch dieser Betrag, was in

kleineren Gemeinden «fter geschieht und auf leni Lande ausdnicklich

zugelassen ist [oben S. 681], von privater Seite zurückv^rijfütet wird).

Es köunte nun künftig bei der das Reich allgemein umfasseudeu Wob*
nungssteuer der Fall eintreten, daß die Abgabe von solchen Sesirken

zu tragen w&re, in denen keine oder nur eine geringe Neubautätigkeit

stattfiiiilet. AUerdinjrs erj^ibt sich das ;,'leichc' Verhriltnis herpit« unter

dem gegenwärtigen bystem bei den für die Zuschüsse aufgenommenen
Reiclis- nnd Staatsschulden, die der Qesamtbeit snr Last fidlen. Auch
efwdieint bei der AUgemeinbeti der Wohnungsnot eine allgemeine

Wohnungssteuer unbedenklich. Immerhin wRre zu erwägen, ob nicht

die Erhebung einer Wohnungssteuer — soweit sie die Aufwendungen
ftir Neubautätigkeit zu decken bestimmt ist — an die durch eine un-

abhängige Instanz zu treffende Feststellung, dafl in dem einseinen Be*
zi;]; V/ohnungsmangal besteht, geknüpft werden sollte. Vgl. über die

in En^'land vorgenomtnertp Hogohmg unten § 16^. Vorausgesetzt ist

hierbei, daß die gleiche öffentlich-rechtliche Verpflichtung der ßau-

fOrderung, wie sie das individualistische England i. J. 1919 geschaffen

hat, auch in Deutschland eingeftihrt wttrde.

Im einzelnen wäre noch etwa zu bestimmen, daß das Reich sich

nach Ablauf von 10 Jahren eine Nachprüfung des Miotsertrafre? dor Zn-
schuübauten vorbehielte. Hat eine Steigerung der Ertragswerte statt-

gefunden, 80 wire seitens des Zttschnflemi>fängers ein entsprechender

Digrtized by Google



Anluuij; II. 667

Anteil der JahreHrüute zurückzugewähren. Gegflnüber den Darlelienä-

gläubigem bleiben die Verbände in jedem fall mit dem vollen Kenten-
betrag haftbar. — Ferner wftre eine absolnte Begrensong des Höchelr
betrage» der Zuschüsse, die nicht überschritten werden darf, zu erwägen.

Über die Nutzung nichtstaatlichen Kredits in fiflliereu Zeit-

abscbnitten vgl. die Arbeiten von Hermann JUauer, zitiert in der

oben 8. 476 anszugsweiee erwähnten Denksohrift, die inxwieehen im
Archiv f. Lnnere Kolonisation, Augast 1919, 8. 293 f. zum Abdraek
gelangt ist. (Der hoclibegabte Verfnsser ist kurz vor der Drucklegung
der Denkschrift vorstorben.) Die von flauer zugunsten der Lnndsclmftfn!

vorgebrachte Beweisführung ist wühl den Umsiüiideu eutttprechuud aui

die Übrigen der oben genannten Orgaaieationefomen des Kreditweeene
anwendbar. — Der Beleihung der Xeubauteu auf Grund des Über-
teuerungswertes würden neitens der Kealkreditinstitute kaum berechtigte

wirtschaftliche Bedenken entgegenstehen können. Die Zinsen- und
Tilgungsverpflichtung von Reich, Staat und Qemeinde bietet eine hln-

reiohende Sicherheit; eine Tilgung von 1^% wfirde andern die Haupt-
summe binnon nicht zu lansrer Frist auf einen Betrag herabmindern,

der bei den seither mit Übertaxierung arbeitenden Instituten schwerlich

Einwendungen unterliegen kann. Bei alledem bliebe noch die Möglich-

keit offon, die der Zinsverpilichtang des Reiches dienende WohnnngB-
Steuer für die Barlehensglftubiger im besonderen sichersnstellen.

Die unterschiedliche Behandlung der Neubauten und der vor-

bandenon Gebäude gehört zu den altüberlieferten Bestandteilen eines

Systems der Raupolitik; sie ist in früheren Zeitabschnitten regelmnßig

zur Anwendung gelangt, wenn es galt, die Neutrautätigkeit nach schweren

staatlichen Erscliötterungen zu heben. Auch in der (icgenwart wird

man dem nedauken einer steuerlichen Bevorzugung der Neubauten,

und einer Vurbelailung der bestellenden Gebäude wohl in irgendeiner

Form nähertreten müssen. Die gegenwärtige Lage unterscheidet sich

von den SHeren V«>hftitiiis8eii im besonderen dadurch, dafi infolge der

hohen Steigerung der Baakosten der Abstand zwischen dem HersteHungs-

und seitherigen Besitzwert der Alteren und dem der nenen GebAude em
AuOerordeotlicher ist Aus sozialpolttischen und volkswirtschaftlichen

weit mehr als aus steuertechnischen Gründen erscheint es angezeigt,

daß die aus diesem Umstand sich mit Notwendigkeit ergebende Wert-

bewegung in sozialem Sinne geleitet werde.

Y-1. hierzu Handbuch, B. Aufl., S. 429 u. r,G3: M. Wnpner,
Bnuwirtsfhaft 1!»17, Neue ßauwirtschaft 1018. Hob. Adolph, Ztschr.

f. VVgöw., Apnl 1919, S. 161; Fr. Wetzlar, ebenda, August 1919,

8. 862, der im Anschlnfl sn einen Anfsati von Prof. H. Hoeniger mnf

dieOefahr der hypothekarischen Festlegung des gestiegenen fiodenwertes

hinweist, s. oben S. 351 f. u. 419.

§ 160. Seitens der Gemeinden werden besondere Maßnahmen

getroffen, um die Hautätigkeit zu fördern und den Wohnun^^mangel

in den Städten herabzumindern.
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Berttits i. J. 1918 b«t im Hinblick auf die Wohnungsnot eine

Reibe von Gemeinden Geldmittel warn Bau von Wohnungen durch die Ge-

meinde selbst oder subvpntioniorte Unternehmnnpen bewilligt, wie Maf^de-

bnr<r, NenkHlln, Treptow-Berlin u. a. m. In grüßerein Umfange wurden
i. J. lyiö durch den Wohuungsverbaud Groli-ßerlia Geldmittel — ins-

gesamt 120 Hill. M. — Ittr den Wohnungsban bereitgestellt. Die Zahl

der Wolinnn<,'(ii, für die seitens des Verbandes 1, J. 1919 Zuschfisse

bwvilligt wurden
,

beträgt 55ÜU. Die Errichtung von Notwohnungen
und Baracken wird seitens des Verbandes vorbereitet. Infolge des

steigeuden Wobnuogsmangels werden in einer großen Ansabl von Ge*
meinden im Herbst 1919 Notwohnungen hergestellt. Vgl. Zsdur. f.

Wohngaw. 1919, S. 208, 250 und 265.

Wegen der seitens der städtischen Wo Ii n n n gs a m t e r durch-

geführten Arbeiten vgl. oben ä. 362. Eine Keibe neuer Maßnahmen
ist wahrend des Jahres 1919 aor Besdiaffang von Wohngelegenheit
und zur Regelung des Wohnnngsmarktes hinsugetreten, zum Teil auf

Oi nnii der Woh n u n gsm a n p e 1 v e r o r d n un g \ in 23. Sej)t. 1918

(H.-G.-Bl. 1143), die die Landeszentralbehörden zum Erlaß von beson-

deren Anordnungen zur Behebung des Wobnungsmangels ermächtigt.

Aaf Grund der §§ 2—6 der WohnungBmangelverordnang bann der Ge-
meinde seitens der Landeszentralbehörde die Ermächtigung erteilt werden:

a) den Abbruch bestehender Gebäude zu untersagen, b) die Anzeigepflicht

fUr unbenutzte Räume vorzuschreiben, c) Fabrik- und andere Räume
sar Herrichtung fOr Wohnsweeke za beannpmchenT Auf Grund de«

§ 9 der Wnlinung.>^mangelverordnttng könnet I WohnnngsmiflstäiKlcn
den (Toraoinden auch andere Ermächtigungen als die vort^nannten erteilt

werden; unter diesen sind aus der seitherigen Praxis zu erwähnen die

Befugnisse: a) zur Teilung von Großwohnungen, b) zur Unterbringung

von Einzelpersonal bei Wohnnngsinhabem, deren Wohnung im Verhftlt-

nis zum Familienstand übergroß ist, c) zu der Anordnunfr, daß von

außerhalb zuziehende Personen, die an ihrem früheren Wohnort eine

eingerichtete Wohnung haben, in dem neuen Wohnort der Zuzugs-

genehmigung bedürfen. Vgl. die neue Fassung der Beiehsverordnnng
vom 22. Juni 1919 (HOB. 120). Nach der Reichsverordnung vom
23. Juli 1919 kann die Landcszentralbeliörde für Gemeinden mit starkem

Wohnungsmangel oder unzureichender Nahrungsversorgnog Beetimmungen
erlassen, dureh die Zuzug und Aufenthalt ortsfremder Personen be-

schränkt wird. Gegen den Wuehar bei Vermittelung von Hietrtumen
richtet sich die Reichsverordnung vom 31. Juli 1919, die verbietet, Be-
lohnungen für den Nachweis von Mieträumen atisznsetzen, sowie Woli-

nungen unter einer Deckadresse, unter Aufforderung zur Abgabe von

Preisangeboten oder unter der Bedingong des Erwerbs von Einriehtungs»

gegenständen anzubieten. Die Verurdnun^' des Badischen Ministeriums

f(ir Ühpffraiifj^wirtschaft vom 29. Marz 191!» bestininif, daß bei Woh-
nungsnot ferner in den betreffenden Gemeinden angeordnet werden kann:

a) Termietbare Wohnungen mflssen unter genauer Bezeichnung den Ver^
mietetB und der Lage öffentlich ausgeschrieben wct I r. ; b) das öffent-

liche Verspre'^hen einer Belohnung f ir Wohnungsnacli weis ist verboten;

c) die Vermietung und Ingebrauchnahme von Wohnungen ist nur mit

vorheriger Zustimmung der Gemeindebehörden zulässig. Gleichartige
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Vorschrifteu sind in anderen Bundesstaaten ergangen. Vgl. für Bayern
Verordniittg vom 29. April 1919 Zsehr. f. Wgw. in Bavem, Juni 1919,
8. B8.

Das erste Wnhnnngsnotfrßsctz. das den Genipindpii die Vßrfügung
aber leerstehende Räume zum Zweck der Hemchtung von WoLntmfren
ffir wohnungslose Familien übertrug, wurde am 30. Juni 1918 in Braun-

achweig erlanen. Seit 1 919 wnrden in den Stftdteni in denen Wohnnnge-
mangel herrscht, vielfach behördlicherseits Teile von Großwohnungen
beschlagnahmt und unterkunftslosen Familien zugewiesen. Nach der

Auffassung der Praktiker ist durch diese Mafinahme keine durchgreifende

Abhilfe stt erreichen, wenn auch im einselnen manche Erleichterung

ersielt wird; Thimm, Gen.-SekT. d. Rhein. Ver. f. Eleinwohnungsw.,
Düsseldorfor Ztfr.. 20. Au^. 1 019; Gut, Dir. d. Wohnnngaamtea Mttncben,

Deutsche Alig. Ztg., 26. Aug. 1919.

Nach der Verordnung vom 7. Nov. 1918 können Gemeinden, Gute-

besirke und Gemeindeverbftnde eich aur Dnrchführnng von Notmaflnahmen
ge^^en Wolimingsniängel mit staatlicher Genehmigung zu Wohnungs-
verbi\ndeu zusammenschließen. Der Znsammonschltiß kann, wenn Ge-
meinden räumlich oder wirtschaftlich zusammengehören, durch die Landes-

sentralbehtfrde verfflgt werden.

v5 161. Die älteren, während der Kriegs/eit erlassenen Verord-

nungen ül)er das Miete Verhältnis sind durch die Micterbcliutzverord-

nung vom 2.'5. Sept. 191 s ergänzt worden, die sich namentlich auf die

Mietseinigiin^.; und die Wolininigskundi^img bezieht.

Über dio vom 4. Aug. 1914 bis 26. Juli 1'J17 ergangenen Ge-

äeize und Verordnungen und deren Handhabung vgl. Handbuch, 3. Aufl.,

S. 657 f. Abdruck der Verordnung vom 88. Sept. 1918 RGBl. 1135;
Zeitachr. f Wohnungsw. in Bayern, Okt. 1918, S. 163 f. Vgl. Karl
Friedrichs, Rhein. Bl. f. Wohnungsw., Dez. 1918, S. 184.

Die Mietseinigungsämter haben sich als eine Maßnahme von

gAnstiger Wirkung erwiesen. Bereits vor dem Kriege haben solche

Ämter beetanden nnd eich bewftbrt in Solingen, Kempten, Gotha, Lübeck
und Frankfurt a. M. Im Anschluß an die Bekanntmachung vom 15. Dez.

r.M4 wurde die Einrichtung verallgemeinert, in den einzelnen Städten

jedoch in verschiedener Weise darobgefUhrt, indem das £iuigungsamt

teils an stidtiiehe Behörden, teile an vorhandene private Vereinigungen

angegliedert wurde. Eine Erweiterung erfahr der lUtigkeitsbereich der

Miet.seini^'unfjsftmter durch dio Bun Jesrat.^vcrordnungen vom 26. Juli 1917

und 23. Se{)t. 1918, dio dem Einigungsamt — vorbehaltlich der Ge-

nohuiiguug durch die Landeszentralbehörde — die Entscheidung über

die WirkMmkeit der Kflndigung einer Wohnung, Uber die Fortaetsung

dos - kündigten MieK erh&Itnissee bis zur Dauer eines Jahres, sowie

über die Zulttssigkeit der Erhöhung der Wohnnngsmiete seitens des

Hausbesitzers übertr&gt. Der Herbeiführung eines Ausgleichs zwischen

Hjpothekengläubiger und Hausbesitser dienen die Hypothekeneini-
gungs&mter, die in einer Anzahl von Städten mit den obenerwähnten

Mietseinignnf^sftmtern verbunden sind. Eine wesentlinhe Stütze finden

die Hypothekenoini<:iings&mter in der ihnen übertragenen Befugnis, in

Cberstadt, llanübiicli dei Wotanungsweicns. 4. Aufl. 44
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Hy|>otbeketKsacben Gutucbteu zu erHtatten, die das s&ust&ndige Oericbt

vor der su tr«lf«ndeD EDtBobeidong zu hOreii bat. Di» BeMtigung des

EmignngeaiDtM empfftngt hierdurch, da die Parteien aas der AaHsMang
des AinteB auf den Inhalt rlfs! dem GonVht zu übermittehidon Gutachtens

schließen können, eine erhebliche Fiirilei nni,'- Vgl. Unger- D i t trieb,

Mietrecht; Becker, Einigungsamt; Stern, Mieter^hut;cverorduuDg.

Den HausbesitBem gewftbrt die Bekanntuacbnng vom 8. Jtini 1916
den S> }iutz, daß für oine fällige Hypothek, bei Nichterreichbarkeit einer

Vereinbarung mit iU;iii (llruil iiiftr, das Gericht oine Frist bis r.n einem

Jahr für die ZurUckzahhuig bestimmen und eine Erneuerung der Frist

bewilligen kann. lat der Hausbesiizec wegen Vermiuderiing der Miets-

einnahmen auBeratande, die JSypotbekensinaen au sablen, so kann eine

seebsmonailicho Fri.st bewilligt werden. Zahlun<:;8unfftiii^e Ilansbeiitier

können ferner die Einsetzung einer GrundBtUckKaufsäirht lioantragen. Im
aligemeinen erscheint unter den gegenwärtigen Zui^tänden di& Stellung

des ersten Hypothekars gegenüber dem sweiistelligen Kredit begttnetigt.

Scbon in Friedenttzeiton wurde das Verfahren der Inhaber der ersten

Hypothek als iii< lit nnbetlenklicli h("'/.<^irhnet ; v^;l. M P i n a r d u s , Uber

das Unwesen der Zins-, Provisions- und Fälligkeif sklauselu, oben S. 141
;

Nußbaum, Kriegsprobleme, S. 35 und 70; ,,E8 hatte sich die wider-

sinnige Praxis herausgebildet, dafi die Zurangsversteigerung, also der
Znstand größter Not des Eigentumers, sich lu tnner reichlichen Gewinu-
quelle für den an erster Stelle etn;:;'etra^'enen Geldgeber oritwirkche"

.

Unter den Nachwirkungen der Kriegszeit haben sich die Verhältnisse

weiter suuuguusteu des uachstelligen Hypotbekenkapitals verschoben.

Hietsateigerungea haben wfthrend des Jahres 1918, in verst&rktem

Maße i. J. 1919 stattgefunden. Als berechtigt werden die Micta-

erhöhungen angesehen, die durch die Erhöhung der Verwalfnnriskosten

und insbesondere durch den außerordentlich gestiegenen Aufwand für

Kohlenbescbaffnog in den mit Zentralbeisung und Warmwaaserversorgung
ausgestatteten Häusern verursacht werden. Bio Verordnung „über die

Einwirkun;,' der ITpizstoffe auf das Mietverhältnis" vom 22. Juni 11)19

überträft den in (iemeinden mit mehr aU 20000 Eimvolinorn stets zu

errichtenden ychiedsstelleh die Bestaumuug über die Verleiiung der

Heicstoffe anf bestimmte Zeitrlume, sowie die Ermittelung der gegenttb«r

einem (seitens des Vermicteis nicht voranssQsehenden) Anwachsen der

Kosten berei ht ip:ten Erliohimg der Miete.

Über die im Gefolge des Kriegszustände« geschaffenen besonderen

Beleibungsformen vgl. Handbuch, 8. Anll., 8. 660; an den Beschwerden
Uber die HObe der Umsatsabgaben s. ebenda.

§ 1 62. In der B a u > t o f f b e s c Ii a f f u n g bestehen ernste SchwierifT-

keiten, die bereits wäluciul der Kriegszeit vorhanden waren und sirh

i. J. 1919 zu einem bedenklichen Notstand geteigerl haben. Nach dem

am 15. Jan. 1919 durch Unterstaatssekretär Scheidt erstatteten

Btticht befanden sich von den 18000 Ziegeleien, die vor dem Kriege

in Deutschland arbeiteten, zur Zeit infolge der mangelhaften Belieferung

mit Koble nur etwa 200 im Betrieb, während die H^icbstziffer i. J. 1918

etwa 800 betragen hatte; eine Besserung der Koblenbeliefemng konnte
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seitens des Reichs-Kohlenkomniif;sar> zunfichst nicht in Anssiclit gestellt

werden. Inzwisclieu ist auf dem (iebiel des Haustoffiiuirktes durch dio

Verordnung vom G. Nov. 19H^ eine Reihe eingreifender Maßnahni(>n

verfügt worden; s. unten S. ()94. Vgl. auch § 166, S. 708. Diiicli den

Reichs- und Staatskommissar ftir das Wohnungswesen ist ferner nielir-

fach in nachdrQckliclister Weise auf die Einfühlung von Ersatzbau*

weisen hingewiesen worden.

Nachdem die auf Anregung des Geh. Rat Prof. Seesse Ibor^ im

Deeember 1918 in Berlin eut^tandoue Äussteliung für sparsame Bau*
weise eine Reibe von Eraatsetoffen and matertaleparenden Verfahren

vorgeführt hatte, hat der Reichs- und Staatskommissar in einer be-

sonHeren Denkschrift di(^ zur Zeit für die praktische Erprobung in Be-

traclit kommenden „Ersatzbanweisen" zusammengestellt. Erörtert werden
Vollmauerwerk, Hohlranmmauerwerk und Fachwerk. Die Denkschrift

behandelt die allgemeine Bedentnng und die Anwendbarkeit der f(lr

8par:^\verke «jehnfonen Bauweisen und gibt wei'iM-liin eine Ein/elbest hrei-

bung der zur Verfügung stehenden Ausftlhrungen, unter Beifügung von
Abbildungen. Vgl. ferner:

Ausstellung „Sparsame Bauweise": Sitzungsberichte des

ÄrbeiteauascbuMeB im Reichsverband aar rorderong spanamer Bauweieei
Berlin 1919; Berichte Zentralbl. d. Bauverw., 21. Des. 1918, 8. 514,
26. Jan. 1919. S 47.

Lehmbau: Denkschrift dos Reichs- und Hiaatskommissars; Karl
öiebold, Vivouti Satis, Teil II und Westf. Wgsbl. 1919, S. 62; Ent-

wflrle f. landwirtschaftl. Bauten, bearbeitet im Landw.-Miniat., Berlin,

a. Fortsetzung 1916, S. 8; Weetf. Wgabl. 1918, S. 250f.; Schriften über

das Baurat Pfttzsrlie Verfahren (Einlage von Drahtgpfltrht and beider-

seitiger Putz auf Draijtgewebe); Fr. Paur, Heimstättenbau, Wiesbaden

1917; Baltzer, Rhein. Bl. f. Wgsw. 1918, S. 104.

Die in den vorgenannten Schriften erwähnten Formen des Lehm*
baues sind in einer Reihe von Anlagen praktisch erprobt und werden
namentlich von Siebold und Paur genau beschrieben. Für Berlin hat

der Wobnungsverband Üroß-Berlin 1919 ein Versuchshaus in Lehmbau
herstellen laasen. Bin besonderes Verfahren, eine als Lebuswand be-

zeichnete anniMte Lehmwand, wurde von der Lebus-Stampfbau-Gesellschaft
in Berlin ausgebildet und bei Kl« liiliuushaTitcn anf:f">vaudt. Die Stailt

Eckeruförde hat bei den zur Linderung der Wohnungsnot stiuitischer-

seits errichteten Bauten Kleinhäuser in Lehmbauweise (auf Anregung
des Ereisbaameisters Leister) herstellen lassen. Die Eleinsiedelungs-

genossenschaft Wehlau (Ostpr.) hat nach ihrem Bericht flir 1919 die

Piltz sehe Lehradrah»:bauwoise angenommen und sieht einen Vorzug darin,

daß der Ansiedler bei der Ausführung des Lehmstampfbaues selber mit-

arbeiten kann. (Die Oenossenschaft hat sich bei ihren Bauten für dae
reine Einfamilienhaus, im Gegensats zu dem Eleinhaas mit Elnlieger^

Wohnung, oben S. 464 und 493, entschieden.) — Über die M'»g!i( h-

keir der Heranziehung der Siellrr hei der AnpffShnnig der Hausbauten
sind die Meinungen geteilt; doch kann beim Lehmbau wohl die Mitarbeit

des Siedlers in erheblichem Umfange stattfinden.

44*
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Holzbau: Uenkschr. den Eeichs- und Staatäkouiwiääars 20;
Ztscbr. die Volkswohnung 1919, 8. 118. S. Westedt und H.de Fries;
Mnsterentwttrie fttr Holsbauten^ Ztsehr. f. Wgsw. Bay., Okt. 1919, 8. 139f.

Ve r 1) i 1 1 ! n I) p und E r s p a r n i 88 e beim Bnu : M. \V M f
,
Westf.

WgHlil. lyiS, S. 210; Holser, Ztsehr. f. Wggsv. Bay. Iyi8, 8. 76;

M. Waguer, ISeue ÜaiiWirtschaft, Berlin 1918; 8. auch oben b. döl f.

Eigene Ziegeleien worden 1918 durch die 8tadt Lndwigehefen a. Bh.
(Ztsehr. f. Wgsw. Bay. 1918, 8. 216) nnd 1919 durch den Kreis

Niederbarnim angele<^t.

Weseotlicbe wixtscbaltliche Vorteile sind in Nordamerika durch

das den Arbetteprosefl regelnde System von F.W.Taylor ensielt worden,

mit dessen praktischer Anwendung eip von Gilbret Ii entworfenes Bau-
pcrHyit verbunden wird. Um di<^ Jl i^'lidikeit der Einführung des Ver-

fahrens für deutsche Verhältnisse zu studieren, wurde August 1919 in

Berlin eine Forachungsgesellscbaft für wirtschaftlichen Baubetrieb be-

gründet, die dnreh Arbeiten nach verschiedenen Richtungen die Bedeutung
der Arbeitsmethoden im Baugewerbe untersuchen will.

Die Frage der Vereinfacbung der seither auf das Großhaus be-

griindeten ba i ]
'

' i'ilichen Anforderungen wurde oben S. 347f.

erörtert Zur Erzielung von Ers|)n!ni>.s{'n wird eine möglichst weit-

gehende Ilerabminderung der baupolizeilichen Ansprüche gewünscht,

die indes nur bei dem Kleinhans znlfipsif^ wfire. Zusammenfassende

Anweisungen bezüglich der hei der Regelung des Gebietes zu beob-

achtenden Gesichtspunkte wurden von Uuterstaatssekretär Scheidt
1919 herausgegeben.

Zur Förderung des Einfamilienhauses befürwortet Karl Siebold
in bemerkenswerten Darlegungen bei dem Kleinhaus den Versieht auf

eingehende baupoliseiliche Vorschriften, unter der Voraussettung, dafi

der Bau einem hinreichend gebildeten Baumeister übertragen würde,

der hin.eiichtlirh der Standfestigkeit des Bauwerks die Gewahr und

Sicherheit übernimmt. Die baupolizeilichen Anordnungen könnten sich,

abgesehen von der Überwachung des grundlegenden Gebietes des Be-
bauungsplanes (Ortsi aii planes), auf gewisse Bestimmungen über Hygiene
nnd Feuerschutz beschränken; Vivonti Satia, III. Teil, 1919. Vgl.

oben S. 327 Abs. 2 und Paul Fischer, Zentralbl. d. Bauverw., 4. Okt.

1919, 8. 488.

Neben den eigentlichen Dauerbauten und den unter dem Druck
de.s Wohnnnfr.qmarpfl.'J errjclifeten NotlianJPii (oben S. GBl) unterscheidet

man neuerdings Halbdauer bau ton, die für eine liVu^ere, jedoch

gleichwohl beschränkte Nutzungsdauer bestimmt siud. Zu dieser Gat-

tung dürften die i. J. 1916 durch Fried r. Krupp in Bsssn ausgefohrten

„Notbauten" sn rechnen sein, die in der Zeit dringender Wohnungsnot
binnen 6 Monaton hergestellt wurden. Mit Recht weift Dr. Mewes
darauf bin, daü — wie ein Vergleich mit den i. J. 1871 durch Krupp
erriobteten Notbauten zeigt — die neue, Obrigens in bemerkenswerten

Formen erbaute Anlage an sich einer längere ii Nutzungsdauer Stand halten

würde: T?hpin. Bl. 1917, S. 160. Y^]. die Wie'ler^abe in der Kruppschen

Ver<>ffentlichung „Die Barackensiedelung am Esolsweg in Altenessen'*.
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Die große Aufgabe des Wiederaufbaues in Ostpreußen wurde

von tecliniscIuM- Seite energisch eingeleitet und künstlcriscli im einzelnen

trefflich beliamlelt. Bis Kiide liU'J ist ps irolnn^en, etwa zwei Drittel

der Bauscliäden — besonders durch Erridilung der laadwirtscliaft-

lichen Gebäude — zu beseitigen.

Wo sich die Architekten, die sich aus ganz Deutschland in den

Dienst des Aufbauwerkes gestellt haben, frei betätigen konnten, »ind

künstlerisch hervorrsgende Leistnngen xosUnde gekommen. Anderer-

seits haben sich im Verlaufe di.s riit(>rnelunens wesentliche organisato-

ridche Mängel eingostoUt. Durch Überspannung des bnreaukratisc hen

Apparates wurde eine erhebliche Verschleppung und damit bei den

fortgesetzt steigenden Bau preisen, eine ötarice Verteuerung der Her-

atellnngsarbeiten verorsaebt. Die Erkenntnis der dnreb fehlerhafte

Organisation entstandenen Nachteile hat sich spät im Laufe der Jahre

durch •^'cHotzt: die Schiidi^nin^en sind bis Ifinde 1919, wenn auch nicht

vollständig, beseitigt worden.

Die am 19. Jan. 1916 erlassene Provinsial-Banordnimg (Verfaaaer

Paal Fischer» bis Anfang 1916 Leiter der Hauptberatungsstelle in

Königsberf?) hat die iinterschiedliche Behandiun'j; der Straßengattunf^on

und der tiebäudearten (oben S. 269 n. 348^ auf^onommen. Zu der

Festlegung der zweigeschossigen Bauweise fUr die Kleinstädte s. oben

8. S64. Aus der Literatur vgl. Ztscfar. f. Wgsw., 10. Okt. 1916, 8. 9,

Einführung ungeeigneter großstädtischer Mi et Ii ausformen; K. Bogler,
Der Städtebau 1916, S. 129f. ; ferner: Wiederaufbau Ostpreußens,

Berichte der Kriegshilfskommission 1914f.; Gg. Steinmetz, Grund-

lagen für das Bauen in Stadt und Land, München 1917; LUbbert,
Bntwttrfe zu Kleinsiedelungen, Ostprenflisches Heim, Sept. 1919, 8. 97f.

Ober den allgemein unzureichenden Fortgang des Eleinsiedelungs-

wesens Tiußert sich Bchrendt-Bethel-Bielefeld, der die seitherigen

LeisTimgeu für ungenügend und eine raschere Ausbreitung der Ansiede-

lung für erforderlich halt. Verfasser wendet sich gegen die Zentrali-

sterung durch große Siedelungsvereine nnd empfiehlt fttr jeden preußischen

Regiernngöbozirk diu Einsetzung eines Ansiedelungsamtes, das in ört-

lichem Arlieitsbereich die Ansiedelung fordern soll, wie dies d'irch Hie

von Bethel angeregten KleiuäiedeluiigHvereine geschieht; Khein. üi. i.

Wgsw., Aagnst 1919, 8. 177 f. Ein tatkräftigeres, den neuen Zeitverhalt-

nissen, wie den tatsächlichen Bedingungen angemessenes Vorgehen auf dem
Gebiete der lilnLllichen Kleinniedelung fordert v. Tb a d d en - T r i e ^'1 n f f

unter guter ächilderung der Erfahrungen aus der Praxis; 8o/,ialisierung

auf dem I^nde, Akademisch-soziale Monatsscbr., August 1919, S. 72. —
Bemerkenswerte Siedelnngsarbeit wurde inVdlpke bei Helmstedt geleistet.

Unter Hauptmann Schmude vereinigte sich 1919 eine Anzahl gedienter

Leute zu der Arbeits- und Siedelungsgomeinschaft Neu-Detitschland. Die

Hauptscbwierigkeit der Kohlenbescbaffung wurde dadurch überwunden, daß
die Oenossen die erforderliche Braunkohle selber graben nnd bei den
Transportarbeiten und dem Ziegelbrennen Hand anlegen. Als technischer

Tjeiter bat sich cand. iiif,'. Fresdorf der (ienossenschaft anfrescblossen,

die auch das auf die leistunf^'sunfäbige Gemeinde entfallende letzte Viertel •

der Oberteueruugszuuchüsse aufbringt; Ztschr. i. Wgsw., 1919, S. 348.
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Aufgaben des F>t;li1tebaue8, <lvy GelRndec-rsrhließung und dr-r ^\ 'i

uungäanlage werden au» neuen Gesichtbpuukten und unter Bei^^abe

reichen Illastrationflmaterials behandult von Paul Wolf, Die Form-
probleme der Stadt. S. audi Rud. Eberstadt, Stftdteban und Siede-

lungewesen in Miethes Technik des XX. Jahrhunderts, 1919.

In der Weiterentwicklung der deutschen Bodenpolitik ist das Be-

streben einer Abkehr von dem seitherigen Bau- und Parzellierungs-

system erkennbar; die siedlungstechnischen Gesichtspunkte werden all-

gemein betont.

Die VorfiissuiiM^ (las Deutschfn ReicheH vom 11. Aug. 1919 stellt

in ihrem Art. 155 üiundsätze über die Bodentuit/Aing auf, die jedem
Deutschen eine gesunde Wohnung und joder Familie eine ihren Bedürf-

nissen entsprechende Wohn- und Wirtschaftsbeimstfttte Biebern soll.

Die Enteignung von Grundbesitz, der für die Befriedigung des Wohn-.
bedlirfTHHHPg, sowie zur Fördernnfr der Aiisie lelung unr? dt-i Landwirt-

schaft notig i.st, kann verfügt werden. Die ohne Arbeits- und Kapital-

anfwendung entstehende WerUiteigerung des Bodens ist der Allgemein-

heit nutzbar zu machen. Fragen der Sozialisiemng des Wohnungswesens
stehen in don Vei liaiidIiinp:on des Rhein. Vereins in München-Gladbach
(BehchtornTatter ]*r. L ii r h e r- Essen) und Dentselien Ver. f. fiffentl.

Gesundheilspilege in Weimar [Dr. Kam p i i lu er - Kai lsrulie und Dr.

ing. M. Wagner- Berlin) fttr Ende Oktober 1919 enr Erörterung. Zur
Sozialisieruug der Grundrente wird von Baron C a e sar S4»hillin g eine

Reihe v'iF! iMcißnalmieti vorgeschlaircn , die die Sfeif^ertinpr ^©g reinen

Bodenpreibes der Aligemeinheit zuflthren sollen; Rhein. Blatter i. Wg8W.|
Okt. 1919, B. 222. Auf Grund der von M. Wagner veröffentlichten

Sdniffc „Die Socialisiemng der Baubetriebe" wurde Oktober 1919 in

Berlin „Die Bauhütte, soziale Baugosellschaft" begründet, den die von
Wngner gemachten Vorschläge praktisch durchführen will. — Zu dem
unbebauten Boden s. oben S. 570. Ob die Sozialisierung der bebauten

- Grandstficke eine befriedigende Losung bringen wird, erscheint zweifel-

haft. Der Wert der Gebftude ist in hohem Maße abhängig; von den
Kosten der Heproduktion. d. Ii. der Xeiibantl\ti;ikeit. Die Verh;llrnis.«e

auf die.sem Gebiet sind intles zur Zeit völlig ungeklärt, umi <ieren Koire-

luug bildet die dringlichere, zunächst zu erledigende Aufgabe. Daß
die weite Spannung swischen dem Wert der vorhandenen Oebftude und
den Kosten der Xuuliauten den Gedanken eines Einrtffs nahe legt| wurde
oben S. 687 bomoikt.

Die Befugnisse des Bezirkswohnungskommissars (oben S. 682)
werden durch die Verordnung vom 6. Nov. 1919 in bedeutsamer Weise
erweitert. Der Kommissar kann Unternehmungen, die der Herstellung

von Baumaterialien und Banteilen jeder Art dienen, zur Wieder-
aufnahme ihres Beirieben anhalten nnd bei Nichtbcfolgnng der Auf-

forderung beschlagnahmen und die Übertragung au eiueu anderen Unter-

nehmer anordnen. Die Ausftthrong und die Fortführung nicht notwen-
diger Bauten kann seiten: ir. Kommissars untersagt werden; auch kann
die Landeszentralhehörde verfiiiu'on , daß filr jedes Bauvorhaben vor-

• gängige Genehmigung des Kommissars erforderlich ist. Während ferner

die Verordnung vom 16. Juni 1919 hinsichtlich der Baustoffe nur die
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Enteignong von Xaturermogniflsm (HoIb, Lelun, Kies, Bruchsteiu) zuließ,

Ubertragt die Niiclitragsverordnung vom 6. Nov. 1919 dem Kommis8ar
allgemein die Befugnis, Rolibauroaterialien und Fertigfabrikate (wie

namentlich Ziegel) zu enteignen. Fttr die Berufung gegen die fiSnt-

cbidigangafeetaeteiing gellen die oben S. 682 Abs. 2 erwfthnten Be-
Stimmungen.

Der Förderung gesunder Grundsätze in Stiidiobau und Wohnungs-
wesen dient die Preußische Verordnung vom 11. Sept. jyi9, die auf

Orottd, des Ar^. 14 § 1 des Wohnungsgesetses von 1918 allgemeine

Anweisungen Ober die Abstufung der baulichen Ausnutzbarkeit der Bau«'

grundstttcke gibt. Bei Errichtung von GobäuJen zu Wohnzwecken
sollen mehr. als drei VoUgeBchosse nur auf solchen Baublöcken zugelassen

werden, die mit Oeb&nden grttfierer HObe bereits teilweise bebaut sind

isodaß nur vorhandene Lücken sa seblieflen bleiben) oder die von anderen

Baublöcken liöheier neiaininj^ umschlossen wfirden. allgemeine Wohn-
form in dem Stadterweiteruogsgebiet ist die Wohnung mit eigener Frei-

flache (Landzulage) anzustreben. Die bestehenden Phantasiepreise für

Baogellnde sind als trilgerische Werte anntisehen^ insofern sitf nur auf

einer bestimmten, durch die seitherigen Baupolizeivorschriften gewährten

Ausnutzung aufgebaut sind. Erfparniftse in der Gelandeerschließung

sind andererseits in der Niedrighaltung der Kosten für Anlegung und
Bau der Straflen an suchen (Abdruck Ztschr. l Wgsw., 25. Okt. 1919).

Vgl. oben 8. 101 f.

Die Zahl der iiciierou hodonpolitihclieii Maßiiahnieti in Deutsch-

land ist eine bedeutende und der Vorsatz bessernden Eingreifens un-

bezweifelt. Wenn das Ergebnis seitlier nicht dein Aufwand an Arbeit und

Mitteln entspricht, so ist vor allem das Übermaß der Schwierigkeiten

der wirtsduÄlicben und politischen Lage in Betracht zn ziehen. Um
Bo dringlicher allerdings erscheint demgegenOber die Notwendigkeit

einer xnreichenden, zielgemftßen Bebandlnng unseres Gebietes. Der

alte Staat hat den Anfing einer bodentechnischen Reform tintemommen;

seine letzte städtebauliche Tat war das Prenßisciie Wohnungsgesetz

von 191 8, das die zur Herrschaft gelangte Bauweise durchbrechen and

eine TTnibildung der Bodenparzellierung anbahnen snlltc. -Fflr eines

der Hau]>tgebiete des Stfidtebaues war damit die (iriiii(ilaf,'e einer

befriedigenden EnfwicklmiL' s^o^chaften. Im übritzen hat das neue Staats-

wesen allenlingij von seinem Vorgänger eine durchaus fehlerhafte Oe-

staltuug der Bodenpolitik ererbt mit ihren Eigenheiten: dem zusammen-

hanglosen Einzciciugriff, der KünsUichkeit des Aufbaues, dem Übermaß

des Verwaltungsapparates. Diese GnindzQge Jiat man bisher beibehallMi.

Neue und aJte Richtung stehen In der deutschen Bodenpolitik noch

unausgeglichen nebeneinander. Zu den frflberen Aufgabeti sind infolge

der Ungunst der Verhftltnisse neue Probleme hinzugekommen. Die
' Schwierigkeiten haben sich gehäuft. Der Weg der Lösung aber liegt

Btdierlich nicht in der Schaffung neuer Zuständigkelten und neuer Be-

Digitized by Google



6^0 Anhang II.

amtenstellen; die Handltingsffthigkeit der Verwaltung nmfi bei diesem

Vorgehen ständig aboehmea. Erst wenn die Regierung mit Entsdiieden-

heit die Fehler der alten EDtwicklung beseitigt und ihr eigenes mtU
schaftsgeniäßes System durchfahrt, ist im Siedelungswesen die neue

Zeit ffir Deutschland gekommen.
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II. Ausland.

<i 163. Schweiz. Nachdem im Gefolgo des Weltkrieges wesent-

liche MiBständo im Wohnungswesen der Schweizer Siüdte hervorgetreten

waren i^obeu S. üUj, erging am ö. Nov. iyi8 ein Bundesrntsbeschluß,
'

der die Kantonsregieruogeu ermächtigt, in den unter W ohnungsnot
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leidenden Gemeinden ungenutzte Räume zur Unterbringung obdach-

loser Personen in Anspruch m nehmen. Ausgeschlossen bleibt indes

die Inanspruchnahme ein/plnnr Räume, die Bestandteile einer bewohnten

Wohnung bilden (s. da^e^en oben S. 689). Ferner sind dii' K;intons-

regiernngen laut Beschluß vom 1. Nov. 1918 befugt, bei Wohnungsnot

die Niederlassung und den Aufenthalt solchen Personen zu verweigern

oder zu entziehen, die die Notwendigkeit ihrer Anwesenheit nicht hin-

roiehend zu begrOnden vermögen.

Der positiven Förderung der Bautätigkeit dient der Bundesmts-

beadünB vom 23. Mai 1919, demzufolge bei Ken- und Umbautes, die

einen Koetenautwand von 3000 Fn». flberscfareiten, seitens des Bundes

Beiträge bis zu 15% der Baukosten gewährt werden, yorausgesetzt,

(laß der Kanton eine gleich hohe Leistung insgesamt also eine Bei-

hilfe von 30%) übernimmt. Ferner kann dem Bauenden ein 4%igeB

Darlehen zur zweiten Stelle in Höhe von 60% der reinen Baukosten,

hiervon je die Hälfte durch den Bund und den Kanton, gewährt werden,

dessen Betrag jedoch einschließlich der erststelligcn Hypothek die

Grenze von (^b'^r, des gesaraten Grundstückswertes (Boden und Ge-

bäude zusammen) nicht übersteigen darf. liuierhalb der nächsten

15 Jahre nach Empfang der Beitragsleistung darf der Mietsertrs^ des

Gebindes nkäit Ober 6—7% der Selbstkosten des Besitiers hinaus-

gehen. Findet binnen dieses Zeitraumes eine Verfluiterang des Orund-

Stücks statt, so haben Bund und Kanton Anspruch auf die Hilfle des

etwa ersielten Gewinnes, jedoch höchstens bis zuin Betrag der für den

Bau geleisteten Beihilfe. Unter „Gewinn" ist der Unterschied zwischen

dem Verkaufspreis und den Selbstkosten des Eigentümers, nach Ab-

rechnung der Beihilfe, zu verstehen. Für die Beitragsleistungen ist

für den auf den Bund entfallenden Anteil vorläufig eine Summe von

10 Mill. Frcs., für die Darlohen 12 Mill. Pres, bciciigestcllt. Bei-

hilfen und Darlehen können sowohl für genossenschaftliche wie für

private Bauuntenieiimungen gewährt werden.

Auf organisatorischem Gebiete ist ein für das Kleinwolimuigs-

wesea bedeutsamer Schritt geschehen, indem die oben S. 622 genannten

drei Siedeln ngsgesellscfaaften sieh am 20. Sept 1919 zu einem gemein-

samen Verband zusammengeschlossen, haben. Der neue „Schweizerisehe

Verband zur Förderung des gemeinnützigen Wohnungsbaues^^ der seüMo

Sitz in Zttridi hat, bezwedtt „die Bess^ng des Wohnungswesens ina-

besondere dfurch Förderung des Baues gesunder, froher und preis-

werter Heimstätten". Der Verband wird keine Bauten selber ausführen,

sondern sich, gleich den großen Wohnungsvereinen in Rheinland und

Westfalen, in der Arbeit für die Scliaffung zweekuiäßiyer ürf^anisations-

formeo, in der Unterstützung aller auf die Wohnungsbesserung ge-
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richteten Bestrebungen und in der Bereitstellung und Zugänglich-

macbuiig i>tädtebaulicbea und wobuuDg&techDischeu Materials betäügea.

Bezüglich der Mieterschutzbestiinmungen vgl. Handbuch, 3. Aufl.,

S. 667. Zu den Riedelungsbestrebungen vgl. Dr. Bernhard, Die looeo-

kolonisation der 8cbweiZ| Zürich 1919.

§ 164. In den Niederlanden hatten die Kriegaereignisse einen

Wohnungatnangel hervorgerufen, der sich seit 1916 in zaiilreichen

Städten zur Wohnungsnot steigerte. Die Staatsregierang and die

Gemeinden haben eine Reihe von Maßnahmen ergriffen, um die

Bautätigkeit zu heben: hierbei werden hinsichtlich des Wohnungsbaues

drei Formen unterschieden: 1. die normale Dauerwohnung: 2. iie

Halbdauerwohnung (semi-i>crmauente wuningen): .3. die Nf^twoliiiung.

Zur Förderung des Baues normaler Wohnungen erklärte die Kegierung

im Jahre lOlü .sich bereit einen sog, Krisiszuschiag in Form eines

Rentenz u.xüuisses (oben S. t)H3) zu gewähren: von demjenigen Mehr-

aufwand, der für die Verzinsung und Tilgung eines Baudarlehens durch

das Anwaclisen der Baukosten gegenüber dem Stande d. J. 1914

entsteht, flbernimmt die Regierung 75%, zuDidist ffir die Dauer von

5 Jahren (Handbuch, 3. Aufl., S. 666). In grofiem Umiang wurden

dnreh die Gemeinden, im 'einseinen durch GroBbetiiebe und Arbeit-

geber neue Wohnungen hergestellt Um der dringenden Not sn be*

gegnen, wurde Wert gelegt auf die Errichtung Ton Bauten, deren Au8>

fOhrung in kürzester Zeit erfolgen kann, wobei indes im einzelnen

wesentltcbe Unterschiede in der Gestaltung dieser insgesamt als „Notp

Wohnungen i. w. S." zu bezeichnenden Bauten zu beachten sind.

Die mit kurzer Baufrist hergestellten Neubauten werden in

der trefflichen, von P. Bakker Sehnt gegebenßn ÜberHirbt in fünf

Klassen geschieden: 1. Holzbaruckcn, durch Unterteilung zu Wobn-
zweckeu abgeteilt; 2. fiokbi^uuer, iu GruudriU uud Einteilung als Eiuzel-

wohnuiigeii angelegt; 8. Kleinhfttiser mit 8tein> odw Betonfandienuig,

aufgehende W&nde aus Holz oder Facbwerk; 4. Kleinhänser leiahtester

Bauart aus Ziegelsteinen, hierbei n n t er den Nortnalauforderongen der

Bauordnungen bleibend; 6. Kleiubäuser erleichterter Bauart, jedoch im
weseotliehen den Vorsduilten der Bauordnung entspreehend nnd loniit

den Übergang zu der nofiaalen Dauerwohnung bildend. Wehnungeo
der ersten bcilrn Kinasen sind iu Holland mehrfach gebaut worden,

teils um für rascii zu behausende Arbeiterfamilien in Berf^^works- und
Eisenbahnbetrieben Unterkunft su »cbaffen; teils auch — als aerlegbare

Holabauten — fttr die belgisehen FlttchtUnge. Kleinhtnael: der dritten

Oattaag wurden in grttfierer Zahl in Amsterdam erricbtet; die erste

Reihe von 310 Wohnungen wurde in 4*/, Monaten (eine Unterbrechung
durch Frostwetier abgerechnet) bezugsfertig hergestellt. Die Baukosten
einer Wohnnng stellten sieh auf 2064 Fl. and kinnen durch eine dorch-
ncbnittHcheWoehennuete von 2,76 Fl. («»246 M. jihriioh) in 16 Jahre»
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zur Hälfte getilgt werden. Ana der 4. Klasse sind die Notwohnungen
von Scheveningen und Amheim zu erwähnen. Zu der 5. Klasse, die

als flalbdauerwohnungen anzusprechen sind, zählen die neueren Klein-

bauten der Stadtgemeinde Haag, die in den Abb. 161 f. wiedergegeben

sind. Der erste Teil der im April und Juni 1917 durch den Stadtrat

genehmigten Siedelung konnte Dezember 1917, der Rest Frühjahr 1918
der Benutzung Ubergeben werden. Die Baukosten eines Kleinhauses, für

1914 auf 1400 Fl. und für die Eckwohnungen auf 1700 Fl. anzusetzen,

stellten sich auf 27CX) und 3BüO Fl. (Wochenmiete 3,25—3,80 FL).

Zur raschen und preiswerten Herstellung von Kleinwohnungen

empfiehlt D. E. Wentink den Bau von Kleinhäusern leichter Bauart,

jedoch unter Verwendung normaler Dauerbaustoffe. Die Wohnungen

Abb. 161. Notwohnungen (Ilalbdauerwohnungen) Haag.

sollten in größerer Zahl nach gleichartigen Typen errichtet werden,

unter Hergabe billigen Baulandes und mit Anwendung der einfachsten

Straßen- und Wegeaulagen.

Auf den Bau eigentlicher Notwohnungen bezieht sich das Woh-
nungsnotgesetz vom IT. Juni 1918, demzufolge die Staatsregierung

erkhlren kann, dafi in einer Gemeinde eine Wohnungsnot solchen Um-
fangs besteht, daß unmittelbare Abhilfe erforderlich ist Die Regierungs-

erklärung bestimmt zugleich die Zahl, die Herstellungsfrist, sowie die

Benutzungsdauer der Wohnungen, die in der betreffenden Gemeinde

zu errichten sind. Allgemein sollen solche Notwohnungen nur für eine

Dauer von 5 Jahren benutzt werden; eine Verlängerung des Gebrauchs

kann seitens der Regierung auf Antrag bewilligt werden; doch darf die

Bewilligung jeweils nur für die Frist eines Jahres erteilt werden und
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ist alsdann erneut nachzusuchen. Für (i<Mi IJau der als erforderhch

bezeichneten Notwohnungen übernimmt die Regierung "/lo ^^^^ Her-

Stellungskosten, während '/k, von der Gemeinde zu tragen ist. Der

Abb. 162. (Grundriß zu Abb. 161,
' RttilMiiwolinmig, ErdgeiehoB.

Abb. 163. Grundriß zu Abb. 161,

ObeifMdwA.

gleiche Zuschuß kann gewährt werden, wenn dne Gemeinde, eingetragene

Bangenossenscbaft oder Wohnnngsstiftung ans eigener Entschließang

nach einem seitens der Regierung zu

bestätigenden Plan Notwohnnnj^en er-

richtet. Von dem jährlirlien Hein-

ertrag, den eine mit Staatszusciiuß

erbaute NotXvohnungsanlage nach Ab-

zug der Verwaltungskosten ergii>t,

sind 7io An die Staatskasse abzuführen.

Ungeaditet der Vorsdiillten Aber den

Bau TOD Notwohmuigeii kann indes

die Regierung im Fan der Wohnungs-

not dne Gemeinde zur Herstellnng

von Dauerwohnungen (gemäß

Art. 30^32 des Wohnungsgesetzes

von 1901) anhalten, wie denn allge-

mein dem Bau von normalen und

eventuell Halbdauerwohnungen in Holland der Vorzug gegeben und die

Errichtung von Notwohnungen nur als ein Notbehelf betrachtet wird.

Abb. 164. Qaendmftt
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Über die bauliche Ausfülirnng der Notwohnungen bestimmt

die Verordnuxig des Ministeriums des Innern vom 3. Aug. 1918: „Woh-
niiog«!! ditrfen nicht flbereinaiider angelegt werden'*. Jede Form den
Stockwerksbaues ist hier somit ontersagt. Holzbauten eind freifttehend

als einzelne oder Dop;if>l.' ohnungen zu errichten; Wohnungen eue anderen
Baustoffen können im Reihenbau bis zur Länge von acht Wohntingen
hergeatellt werden. Jede Notwohnung hat mindestens in umfassen:

1 Wohnraum von 14 qm« 8 Btome von je 4 qm, 1 Abttellraiun von 2 qm,
sowie eigenen Abort; insgesamt soll der umbaute Raum iu lichten Maßen
bei Wohiiunj^ATi. die nur aus einem Erdgeschoß bestehen, mindestens

36 ^m, anderoiaiis öl) ijux betragen. Wie sich aus der beschränkten

Nntsongsdaner ergibt, handelt es eidi bei den eigentlichen Notwohnnngen
allgemein um Leichtbauten und Behettsbauten, deren Beseitigung in ab>

sehbarer Zeit in Aussicht genommen ist. Das, Gesetz selbst ist bei

dem Wiedereintritt normaler Zeiten außer Kraft zu setzen.

Dem Oeseta Uber die Erriehtting von Mietsämtem vom 26. Hftrs

1917 (Handbuch, B. Aufl., S. 666, Schutz gegen MietMteigerung) ist

das Mietk(1ndigungsgf>set7 vom 29. Marz 1918 hinsugetreteHt das den
Schutz der. Mieter gegen Ktlndigungen erweitert*

Literatur.

P. Bakker Sehnt, Noodwottingen, Amsterdam 1918; Dert.. Flrae-adTiei, oben

S. 033.

A. J. A. RIkkert, De fierskening van de wonin^boefte, AmstMdam 1019.

In Schweden hatte bereits lange vor Kriegsausbruch auf dem

Gebiet des Siedelungswesens und der Bearbeitoiig der Wohnverhältnisse

eine reformierende Bodenpolitik eingesetzt und umfangreiche Maß-

nahmen waren getroffen worden, von denen oben S. 630 f. gehandelt

w!irde. Während des Krieges erginu fln- (iesetz über Mietssteigeruogen

Vom 25. Mai 1917. auf Grund de>sen örtliche Mietsämter errichtet

wurden (Handbiuli. o. Aufl., S. 1>G7). Die i. .1. 1912 einl>erufene

Wohnungskouiuiaäion hat in den folgenden Jahren die Wohnungsfrage

der Minderbemittelten eingehend untersucht und, im Einvernehmen mit

dem Kgl Sodalstyrelsen, wahrend der Kriegszeit eine Anzahl von Not-

Btandsmafinahmen, wie die Gewftbmng von BankOBtenzuacbflsaen Q.a.m.,

vorgesdilagMi, die seitens der Regiernng dnrehgefQhrt worden. — In

Dftnemark schritt die Begierung i. J. 1919 znr GrQndang einer

Wobnungsbank, die der Hebung der Bautätigkeit dienen soll und zn

deren Stammkapital die Regierung 10 Mill. Kr. beisteuerte, während

die Gemeinden eine gleich große Verpflichtung übernehmen. Die Bank

kann Darlehen in Höhe von 80 Mill. Kr. geben und Neubauten bis

zu 90% des Gesamtwertes beleihen; Ztschr. »Die Volkswohnung'* vom

10. Aug. 1919.

Digitized by Google



702 Anbaut

Zu dem neueren städtischen Wohnungsbau in Christ iania (ver-

bunden mit dem Erwerb von Ziegeleien und Steinbrüchen uod der
Bnrdiftiliraiig des gemeindlicban Eigenbaues) vgl. Ztrlbl. d. Bauverw.,
29. Okt. 1919, S. 627.

§ 165. Frankreich. In größerem Umfang als in anderen Aua-

landsstaaten haben sich in Frankreich Wissenschaft und Literatur mit

den Aufgaben der Übergangswirtschaft und der Baupolitik beschäftigt,

wie sich dies aus der Bedeutung der zu leistenden praktischen Arbeit

erklärt Die hierbei hervortretenden Anschauungen grundsätzlicher Art

sind oheii im Text S. 626f, erörtert worden.

Für die praktische Betätigung der Baupulitik in Frankreich

kommen hauptsächlich die im Kriege zerstörten Gebiete in Betracht.

Die erforderlichen Organisationen sind, nachdem die vorbereitenden

Schritte beraits frfiher erfolgt waren, wihrend d. J. 1919 aus-

gebildet wordoi.

' Ai» Zentralinstanz wurde das Ministerium flir Wiederaufbau er-

richtet, von Minister Loachear verwaltet. Ein Oeneraldirektor fUr

die wiedennfBabatieiideii Gfebiet» ist emumt; aas der Mitte der Be*
völkerung wurden „OeneralstAnde der verwfisteten Gegenden" gewählt,

die erstmalig 31. Anp;. 1919 in Paris zusammengetreten sind. Nach
dem Vertrag von Versailles ist DeutaoLland zum Ersatz aller Sch&den
verpfliehtet, die die Einwohner des ehemals besetsten Gebietes in N<nrd-

frankreich und Belgien erlitten haben. Innerhalb von 4 Monaten nach
Unterzeichnung des Vertrages, d. h. bis znm 28. Oktober 1910, kann
Deutschland Vorschläge hinsichtlich der auf den Wiederaufbau beztig-

lichen Arbeiten zur Prüfung unterbreiten. Über die von deutscher

Seite gegebenen Anregungen Tgl. die Denktehrift von Hauptmann
Schinnerer, Berlin 1919. Das deutsche Miniatwinm fttr Wiederaufbau
wurde Oktober 1019 \ oq dem früheren Oberbürgermeister von Nürnberg,

G 688 1er, ttbemomuieu.

Während die Formen des Baubetriebs und der Ausfuhrung der

Bauarbeiten hier niclit zu erörtern sind, haben wir die auf die städte-

bauliche Sjstemiitik bezügliclien Anschauungen und Reformvorsrhläge

der französischen Fachkreise h<^rvnrzuheben. Die iiingste französische

Fachliteratur betont übereinstimmend die nnbediiiL'te Überlegenheit

und (iie Vorbildlichkeit des französischen Städtebaues; eine Anschauung,

von der später noch zu sprechen sein wird. Andererseits wird an den

bestehenden französischen Einrichtungen die schärfste Kritik geübt und

die neuen Forderungeu sind ihrer Zahl nacli von einem erstaunliclien

Umfang. Da indes an der Unantastbarkeit des herrschenden Systems

des imponierenden Stldtebauea und des Strafienknlti» stets ÜBStgebalteD

wird, können bei soldier Voreingenommenheit die Reformfordemngen
— ganz wie unter den gleichen Verhältnissen in Dentsehland — nur
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auf eine Verstärkung der bcsieiiendeii Tendenzen ausgehen, wie Ver-

ineliruiig des Beanitenapiiarats (die man gern mit dem Prograiuiir»vort

„Organisation" deckt); Vermehrung der polizeilichen Befugnisse; Für-

sorge fflr dekorative Anfierlicfakeiten.

Das bedentsame Werk von Aga che, Auburtin, Redont et

Georges-Kioler — genugsam empfohlen durch die Namen der Ver-

fawttr — beseiehiiftt wi«oleroin als OwamtgAbiet des neneo Stftdtebaaes,

„der alle die Stadt interessierenden Fragen bd umfassen hat": Verkehr,

Hygiene, Ästhetik (S. 5). Diese Anffassunp', die heute einigermaßen

ttborraschen muß, durchzieht das ganze Buch und bestimmt in ihrer

Fehlerhaftigkeit da« etftdtebanUdie Beforniprogramin. Eine kaain ttber-

sehbare Folge von Einzelfordeningen, Zuständigkeiten und Befehlsrechten

wird aufgezählt. Die Verfasser erscheinen hierbei vollständig von der

Vorstellung der Stockwerksh&ufung beherrscht (vgl. die fUr die woh-

nungsteuhnischen M&ngel gegebenen Beispiele, n&mlich die engen Licht-

kOfe^ die fttr die StockwerkswohnnDgen ungenügend sind; die Anlage
der Dienstbotenwohnungen, die für die verschiedenen Stockwerke ge-

meinsam im Dachgeschoß liegen, S. 50; die Vorsohriiten ttber die Bao-
höhe 8. 48 und 78).

Eine eingehende Behandlung erfahren die Hauptstraßen und die

dekorative Ansatattmig; die Woknetrafien dagegen weiden nur auf 8. 80
und 62 kurz erwähnt. — Von einem Städtebauer der maßgebenden Richtung

entstammen auch rlle hier oben S. 240, Abs. 3 wiedergegebenen Grund-
sätze des Strai^enbaues, die für die herrschenden Anschauungen
kennseicfanMid sind.

Das französische Baurecht ist vom teclmischen und sozialen Stand-

})unkte unzureichend; seine Mängel zeigen sich namentlich bei der Be-

liaiidlung der Fragen des Wiederaufbaues, und hier setzt in der fran-

zösischen Literatur eine lebhafte, wenn auch in systematischer Vor^n-

gflnommenheit befangene Kritik ein. Man kann die geltende Rechts-

tnllassung dahin definieren: alter doktrinärer Individnalisrana, be-

scfarinkt durch obrigkeitliche Bevormundung. Grondafttslich bestimmt

der Bodenbeatser in den Stfidten die bauliche Ausnutzung seines

Grnndstfldts: das poliaeiliche „Reglement" gilt als Eingriff, der sich

auf die sattsam bekannten drei Gebiete Verkehr, Hygiene, Ästhetik zu

gränden hat. Das Siedelungsinteresse gelangt nicht zur Geltung. Eine

Wandlung kann er^t eintreten, wenn die Grundauffassung des fran-

zosischen Städtebaues sich geändert und der richtigen Wertung der

siedelungstechnischen Aufgaben angenShert hat, wobei — wie das

Beispiel Englands znr Genüge zeigt — auch die Interessen des Grund-

besitzeä am besten gedeihen.

Die Schwierigkeiten, denen die Behandlung der Fra^:nn der woh-

nungs- und siedelangstechDischeu GrundstUcksausoutzung begegnet, treten

deutlich und häufig in dem vorerwähnten Werk von Agache nnd seiner
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Mitarbeiter hervor; vgl. a. a. 0. i:^. 48 und die Beispiele dea vergeb-

licheo EftmpfM d«r B»npolizei S. 72 f.

Zu der Iransösischeu Gr-sotzgebung Uber Miotczablung und Mieter-

schttts (Mtetemoretorium) vgl. Handbacb, 8. Aufl., ö. 668.

Literatur.

Agacbe, Auburtia et Redont, Comment reconstruire no» cit^ d«^ti-uitea,

Prkioe de Oeorgei-Riiler, Hm 1915.

G. Espitaltier, Pour rebAtir nos tnaisonB d^truite», Paria I917>

Paul I.t'on, La Renaissance de nos Rnirn'>, Pari^ 1918

und die oben S. 027 angefahrten Schriften.

§ 166. England. Die ent'Hprhp < 'ffsetzgeliuiig von 1911), e\no.^

der bedeutendsten Werke neuerer Uodeupolitik, ist wohl durch den

"Weltkrieg veranlaßt; sie umfaßt indes Maßnahmen und Organisationen

sowohl zeitlich beschrunkten oder vorübergehenden, wie auch solche

dauernden Charakters. Das gesetzgeberische Vorgehen wurde bereits

im Juli 1917 eingeleitet doreh Berufang eines sebngliederigen Unten

BnchnngsauflsdittBaeSt dem die Aasarbdtung von Vondilftgen aofgetragw

wmrde; die gegebenen Richtlinien gingen dahin, dafi nicht allein eipe

iibstellnng der dnrcb den Krieg TerarsachtenMifistinde gesncbt, sondern

eine allgemeine Hebung des Standes der Volkswohnung angestrebt

werden solle. Es handelt sich demnach /ugleieb um eine HüfBaktion

und um ein Reformwerk. In Betracht kommen das Wohnungs- und

Städtpl'auge.setz (Housing and Townplanning Act), das Landerwerbs-

und EnteignnnL' i^eselz (ac(|uisition of Land [assessmeul of compen-

sation] Act) und das Ansiedelungsgeaetz (Land Settlenicnt [facilitiesj Act).

Da dem sofortigen Einsetzen der privaten, seither den über-

wiegenden Ilauptteil des Wohnungshedarfs herstellenden Bautätigkeit

infolge des Steigens der Arbcitslühnc uu(i der Preise der Baustoffe

allgemeine Hindemisse entgegenstehen, soll die rasche Inangriffnahme

des Wohnungsbaues durch staatliche Beihilfen ermöglicht werden. Ais

Trfiger und Förderer einer beschleunigten Bautätigkeit sind haupt-

sächlich in Aussicht genommen die Gemeinden, sowie gemeinnfltsige

Bauuntemehmungen jeder Art Die Gremeinden haben sidi bereifa

wftlirend des voraufgehenden Zeitabschnitts in umfangretcher Weise im

Wohnungsbau betätigt; bisher aber hing es von ihrem freien Ermessen

ab, ob sie bauen wollten oder nicht; auch erstreckte sich der gemeind-

liche Wülinungsbau vornehnih'cli auf die Herstellung der Oeringst»

Wohnung und die Fürsorge für die ärmeren oder minder leistungs-

fähigen Schichten der Bevölkerung (oben S. 554 und (]0:]). Nach dem

neuen Gcset/ ist die Gemeinde unmittelbar verantvvortlicli für den

allgeiueiuen Stand der Volkswohnung; die Gemeinde ist verpflichtet^
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den örtlichen Wohnuugsbeilarf festzustellen und ilen erfoideiiiclieu

Wohnungsvorrat zu beschaffen, falls nicht die Deckung von anderer

Seite gesichert ist. Innerhalb von 3 Monaten nach Inkrafttreten des

Gesetzes, d. h. bis zum 31. Okt, 1919, haben die Gemeinden bei er-

friesenem WahnimgBbedarf einen Entwurf (Scfaeme) aufzostelleD, der

die Kosten fflr den Landerwerb, die Oeländeeradiliefiung und den Bau

der herKusteUenden Wohnongen enthält Ffir die aach ItiemaGb er-

gebende Kapitateumme ist eine mit Zwangstilgong verbundene Anleihe

aufzunehmen; zur Deckung des jShrlichen Aufwandes fttr Verzinsung

und Tilgung erhebt die Gemeinde zunächst eine Abgabe von 1 d auf

1 £ (= 3 V. T.) des steuerbaren Einkommens ihres Bezirks, während

der Rest der Verpflichtunj^ vom Staat getragen wird. Die Staats-

beihilfe erfolgt somit nicht (liirt'h Gewährung von Kay^italzuschflsseOf

soodei'n durch Ännuitätenzuschüsse (oben S. Ö91 und ü83).

Dio nuf Gruiui dos Gesetzes unternommenen Wohiinn«!;abauten

mfissen bis zum Jahre 1922 vollendet ffein. Die Bau vorlagen unter-

liegen in jeder Einzelheit dinschließlich der Feätsetzuug der Wobnungs-
mieten der regienmgaeoitigea Prttlang, die durch das Minietry of Health

-vorgenommen wird. Benachbarte Gemeinden können sich für den

Zweck der Dnrchfdhrung von Wohnungasiedelungen zu einem größeren

Verband zusammenschließen; auch kann die Auisicbtsbebörde diesen

ZaeamnieimGblQft verfttgen, wo es von Vorteil oder notwendig erscheint.

— Die Verpflichtung der Oemeinde enr Neubautätigkeit wird durch

-die Htaatlichen Wohnungskommissare und die Ministerien (U-rrv/n'-br

Die ßegieraag wünscht ferner, daß „jeder Bürger sich seiner Ver-

antwortung im Wohnungswesen bewußt sei und seinerseits tfttig fflr

die groOen socialen Aufgaben initwirke*'. Das Parlament bat dengenisfi

Einzelpersonen die Ermächtigung ,'e;;ebeii. sirh in Äntrelögenheiten des

Wohnunj^swesens mit Res<h\verden an die Amtsstellen zu wenden, die

bei zureicheuder Begründung der Eingabe zum Einsuhreilen verpflichtet

aind. In Sachen des WobnirngsmangelB und der ISrrichtung neuer

Wohnungen ist das Beschwerderecht gegeben, wenn mindestens vier

Sinwohner (Haushaltsvorstände) die Ein^^abe unterzeichnen.

Da die Regierung schon Ende 1H18 ihr bodenpotitiHches Pro-

gramm verBffentUdbte nnd anter Zusicherung der oben erw&hnten Bei«

bilfen die Gemeinden aar Aulstellnng von Bauvorlageii aufforderte,

waren bei Erlaß des Gesetzes die AusföhrnngHarbeiten bereits weit vor-

geschritten. Bis zum 81. Juli 1919 waren bei dem Ministry of Health

8879 Bauvorlagen eingegangen, die von 995 Gemeinden nnd Ortsverwal*

tnngen nnd 54 gemeinnütsigen Banvereinignngen eingereicht waren and
ein 7.U erschließondes Baugelände von 30500 acros timfaßten. Bei An-
nahme eines Durch.sfhniffH von 10 KleinhÄusern auf 1 acre fs. unten)

würden die Planungen Bauland für rund 400000 Wohnungen umfassen.

Bis aom 80. Aug. 1919 waren insgesamt 4548 Bauvorlagen im Umfang
von 44000 acres bei dem Ministerium angemeldet (die Gesamtzahl der

Local Anrhorities [Gemeinden, Ortsverwaltnngen] in England betrftgt,

wie beiläufig bemerkt »ei, 1800).

Ebcrfttadl, Handbuch des Wohnungswesens. 4. Aun. 45
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Die allp^emeinen Scb&tzungen des WohDuogsbedarfs gehen dabin,

daß infolge des StillUegeos der privaten Baut&tigkeit während des

Krieges — in der Hanptsache wurde nnr ftlr kriegswichtige Bedürf-

nisse gebaut oine Minderensogting von 300000 Kleinwohnungen in

England und 110000 Wohnungen in Schottland eingetreten sei; für die

normale Bevölkeruugsvermehrung sei ferner ein Zuwachs von lOOOOi)

Wohnongen fflr I Jftbr erforderlich. Insgesamt wird der FeUhetrag
fflr Qrofi-Britannien (England« Wales und Schottland) i. J. 1919 auf

5f)0 000 Kleinwohnungen veranschlagt, mit (ieren Herstellung erst der

normale Wohnungsbestand des KiinigreiclKs eiTeicht wilre und auf deren

Beschaffung sich die Bodenpolitik zunächst zu richten hat. Bei der Ein*

bringung des Wohnnngsgesetses am 8. April 1919 ging Dr Addison,
President of the Local Government Board, von der Voraussetzung aus,

daß im Finanzjahr l'Jl'J Id. i. bis 1. April 1920^^ lOOrKMj und in den

Jahren 1920 und 1921 je 200 000 Volkswohnungeu hörgestellt werden,

deren durcbschDittlicber Wert nnter Berttcksicbtigung der ge»>tiegenra

Bankosten anf 6—600 £ ansnaetsen sei (s. genauer unten 8. 707). Der
snm Ausgleich der Baukosten-Cberteueruog erforderliche Zuschuß würde

auf eine Arbeiterwohnnng wöchentlich 6 sh und bei Herstellung der

genannten Ziffer von öOOOlK) Wohnungen jährlich 130 Miii. M. be-

tragen, welche Samme in der oben erwfthntm Verteilung durch Gemeinde
und Staat aufzubringen ist.

Die Anleihen ffir die Wohnnngfbanten sollen seitens fler Gemein-

don regelmäßig am offenen Markte untergebracht werden; nur wenn eine

Gemeinde außerstande ist, eine Anleihe aufzunehmen, wird der Staat

eintreten (wie dies bei bestisDmten Qemeinden fttr das in einem be-

sonderen Geiseta behandelte Irland in Aussicht gestellt ist). Die Auf-

nahmebedingungen für die Anleihen gnllon derart bemessen sein, daß die

Tilgung für die auf den Landerwerb entfallenden Betröge in 80 Jahren,

fttr den H&nserban in 60 Jahren, ffir die Kanalisation und Wasser-

leitung in 80 Jahren, fttr Straflenbau in 20 Jahren erledigt ist.

Wfihrend die Gemeinde grundsätzlich fOr den zureichenden Bau

von Volkswohnungen zu sorgen hat, kann sie bei der Ausführung der

Bauten selbst das private Baugewerbe heranziehen, indem sie gem&ß

der gesetzlichen Ermächtigung Verträge über den Wohnungsbau mit

privaten Rauuntcrnehmern abschließt. Für die Gemeinde iiin^: dieses

Vorgehen im einzelnen eine wescntlirlie vVrheitsersparnis bedeuten, in leni

sich die Tätigkeit der Gemeinde auf die Einreichung der Unterhigen

für den regierungsseitig zu genehmigenden Bauvorschlag beschränken

kann, wälirend die weiteren Verhandlungen hczflglich der Banausführung

mit der Aufsichtsbehörde durcii den BauuuLernehuier gefuhrt werden

können.

Die Mitwirkung gemeinnfitziger Geeellaehaften (Public Utility sode-

tiee) soll durch Gew&hrung von Darlehen und Beihilfen gesichert werden.

Für Bauzwecke kOnnen den Gesellkhaften, falls sie das Bauk^tal nicht

von privater Seite beschaffen, staatliche Darleben in Höhe Ton 76%
der gesamten Boden- und Baukosten (bisher 66*/« %) gewährt werden.
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Die staatlichen Beihilfen bestehen darin, daß fflr die innerhalb von

2 .Jahren, d. i. bis zum 31. März 1921 ausgeführten Neuliauten (Frist-

verliingerung vorbeliiilten) den Ciesellschaften ein Zuschuß in Höhe von

zwei Fünfteln der VerzinsuDgs- und Tilgungsbeträge — also zwei Fünftel

von 76 % oder drei Zehntel des Gesamtwertes der Bauten — gezaUt

wd. Unter Abweichung von der seitherigen Regel, die die Dividende

bei gemeinnfltzigen Gesellfichaften aof 5% bescfafftnkte, wird den Woh-

« nungsbangesellschaften eine Dividende von 6% gestattet

Die Wohnungsmiete ist bei den mit StaatsznschaB erriehteten

Bauten in der Weise anzusetzen, dftfi sie einer nwirtschaftsgernftfien
,

Mietet' unter normalen Verbflltnissen entspricht („economic rent; no

diarity rents")- Von den Herstellungskosten ist somit zunächst die

gegenwärtige, auf ein Drittel der Baukosten angenommene Überteuerung

abzurechnen. Im übrigen soll die ortsübliche Miete nicht unterschritten

werden, wobei der Einflufi zu beachten ist, den das Gesetz filier das

Verbot der MietüsteigeruDgeo (s. unten) auf den Preis der vorliandeuen

Wohnungen ausübt

Nach Ablauf von 7 Jahren, d. h. vom Jahre 1927 ab, ist die

Recbnnnggfflhrnng bei don errichteten Wohnbatiten einer erneuten Prüfung

zu auterziehen, die sich namentlich auf die Untersuchung und eventuelle

Berichtigung des ErtrigniBses der Wohnungsmieten lu erstreckeii hat.

Hat sich der Ertrag der Wobnbauten zur Zeit der Nachprtlfang gebessert,

so hloibt eina pnf«-jir fallende Herabsetzung des Staatsznschusses vor-

behalten. In keinem i'all darf hierbei indes die Verpflichtung der Ge-
meinde Aber die von ihr Übernommene Pennyateuer (oben S. 705) erhöht

werden.
Die Steigerung der Baukosten 1914— 1917 wird in dem amtlichen

Bericht der \VühnnT)i.'Hkommis8ion für Maurerarbeiten auf 41 bis 86%,
für Zimmererarbeit auf 129 bis 181% angegeben. Im Juli 1919 wurden
bei Äneaehreibongen in S8 ereehiedenen Orten die dnrehschnittlichen

Bankosten für ein Kleinhaus auf C30 £ ermittelt, wobei der für die

einzelneu Uaustypen gezahlte Höchatpreis 7Go £ und der niedrigste

Preis 421 £ betrug (Ministerialbehcht). JNach Zeitungsberichten sind

die Bankosten eines i. J. 1914 mit SüO £ hercnstellenden Kleinbaneea

i. J. 1919 9xd &60 £ gestiegen. Da die neuen Volkswobmingen i'Aigleieh

eine Verbesserung dos Haustypu» durch eine weitere Vermehrung
der Räumezahl bringen sollen (s. unten), so wird man bei der ver-

besserten Volkswohnung auf 600—700 £ Baukosten zu rechnen haben
{The Times 21. Jnni 1919). Die bei dem Hinistry of Hemlth bis August
1919 eingereichten Bewilligungsanträge fUr 3200 Kleinhäuser ergaben

eineu Durchschnittspreis von 740 £: infolge von Überprüfung der Aus-

schreibungen und Vereinfachung der vorgeschlagenen Ausführung wurden
Erepemiifle ersielt, die den Herstellnngqireis snf 670 £ fttr ein Klein«

bans ermäßigten. Nach einem Ministerialbericht vom 16. Okt. 1919
ergaben die Baukosten für dip Hen neuen Anfror ioninL'>^n entsprechenden

Kleinhftuser 690 eine Ziffer, die übrigens weiter im Steigen begriffen

46*
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ist. Allgemeiu stellt sich der Kubikfuü umbauten Raiimrs fttr Ziegelbau

Ende 1Ü19 auf 1 sh 1 d; \'eräucb6 mit iietouLäuseru iiabeu 8-^/4 d fttr

1 Eabiklofi «rgeben. Die Steigerang <i«r Baukosten gegenüber 1914 ist

eine wesentlich geringere ale in Deutschland; vgl. oben S. 681.

Bezüglich der Versorgung mit Baumaterialien orklitrt die ministe-

rielle AusfUhrungsanweisuDg, dai^ ein Mangel an Baustoffen nicht be-

iteht (tkere ia now no reawn to fear that bnilding will be beld up for

waAt of materials). Die Ztegelheratellung, vor Kriegaaaabmch jibrlieh

4 Milllaiden Stück, war wahrend des Krieges bis auf eine halbe Milliarde

zurückgegangen, hat indes i. J. 1919 eine starke Stet«:erung erfahren. •

Nach amtlichen Angaben betragt die wöchentliche Ziegelerzeugung i. J.

1919 bereits 40 Millionen Steine = 2 Milliarden Jafareserseugnng,

wfthrend die Erreichung der vollen Leistung der Ziegeleien mit 100 Mil-

lionen Steinen wöchentlich = 5 Milliarden Jahresergebnis, i. J. 1 920
zu erwarten steht. Der verfügbare V^orrat an Ziegelsteinen wnrde auf

Anfrage in der Parlamentssitzung vom 21. Juni 1919 mit 350 Millionen

Stttok angegeben. Zement ist reichlieh vorhanden; die Zufuhr von Hole
aus Kanada erscheint hinreichend. Mangel wird nur für Dachsohiefer

and Ölfarbe berichtet, so daß hierfftr zum Teil Ersatzstoffe verwendet

werden müssen. Bei dem Ministry of Munitions besteht eine Abteilung

fflr Bauatoffversorgnng, die tn grofiem Mafistabe die vichtigatm Bau-
toffoi Ziegelf Dachziegel. Schiefer, TonrOhren, Zement, Wasohkeaael,

Eisenwaren usw. ankauft and fttr Banuntemebmungen abgibt.

§ 167. Für den Ki werb von liau und Siedelungslaud durcli

öffentliche Verbände und gemeinnfitzige Unternehmungen schafft die

OesetxgsbuDg von 1919 angemeio «rleiditerte Bedingungen, wlhrend

fQr die DurditühruDg von Saniwungen weitgehende Vollmachten erteSt

werden. Der bei neneren Landankänfen im Stadterweiteruogsgebiet

gezahlte Bodenpreis wurde fQr eine groBe Anzahl von Siedelungen er-

mittelt und stellt sich bedeutend niedriger als im Aasbreitungsgebiet

der kontinentalen Städte. Namentlich gegenttber den kasernierten StAdten

zttgt sich der alte Abstand zugunsten Englands.

Nach dem Boriclit de.s :\riulstry of Health vom 31. Juli 1919
cr<rebcn sich für 601 genehmigte Siedelungspianungen folgende Preise

für Kohland;
Tabdle AL

DnrehadmiHspreis
Aiizalil der rnifanfr für

Siedeiungen in acres 1 acre 1 qm
£ Marie

94 4950 210 i.05

Andere Bezirke und Stadtkreise

mit roobr nls 2itO0O Eiiivsolmei 11 77 2124 189
Bezirke und Stadtkreise mit we-

niger als 20000 Einwohnem 183
*

2269 175
347 97' r:c 0.0:!

1 eol
\

10318 190 0^95
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Die Auf8ch!ießuiif7^^krH*PTi hpv.irken bei den niedrigen RoblpTi lpreisen

eine prozentual bedeutencie Erhöhung; in absoluten Zahlen werden die

PreiM noch hinter den obeti 8. 101 gegebenen nnd mit kontinentaleB

SttdteD verglichenen SfttMii fiarttckbleiben. — Wegen des Aneiedeltiiiga-

geeetMS s. oben Ö. 610.

Bezflglidi der AufsteÜung von Bebauun^pIfioMi werden die Be-

fugnisse der Gemeinden erweitert Zugleich vertilgt das neue Gesetz,

daft innerhalb von 3 Jahren vom Jahre 1923 ab gerechnet. Gemeinden

von mehr als 20000 Einwohnern in jedem Fall verpflichtet sind,

einen Bebauungsplan aufzustellen; eine Vorschrift, die in ihrer unbe-

stimmten Fassung wohl zu weitgehend erscheint: vgl. oben S. 285

Ab!5 1 Es ist indes nach der englischen Überlieferung zu erwarten,

daß Zukuuftspläne sich im wesentlichen auf die Festlegung der Haupt-

straßenzi'lge (Zugstraßen. Ausstrahler) und die \'orsorge für die öffent-

lichen Gel)äude und Freiflächen beschränken werden.

Hinsichtlich des Landerwerbs unters* Leidet das Gesetz einerseits

Neubau- und titadterweiterungsgelände und andererneita i^janierungsgelände.

Fttr den B!rwerb von Stadterweiteruug^gelände zum Zweck der An-
legnog neuer Sledelnngen empfiehlt die miDisterielle Aaafflhrungs-

an.weisnng ziin5clist den freihändiY'en Ankauf; wo dieser nicht zum Ziele

fuhrt, wird die Enteignung gewahrt. Die ErmittluDg des Preises er-

folgt durch amtliche, beruflich angestellte Absch&tzer. Durch das Ein-

greifen dte 8chltsnngsbeamten t^nrden im Verhandlungswege erhebliche

Ersparnisse für die Gemeinden erzielt; in 300 bis Juli 1919 bearbeiteten

Fallen wurden die geforderten Summen von 687927 £ am 148260 £
ermaßigt.

Ftlr das Einsdireiten gegen die Verfallswolmiuigeii (Slams, oben

6. 866 nnd 681) bieten sich nach dem Gesetz zwei Wege: 1. Xieder-

legung einzelner Geb&ude nnri TriMtandsetzung der übrigen, noch brauch-

baren Wohnungen; 2. Säuberung des ganzen Bezirks bei nachgewiesener

Oesundheitasohädliahkeit. Fflr die Instandsetzung von Gebäuden können
den Hansbesitsem Darlehen gegeben werden. Um die Entatehang von
Verfallsbezirken in vorbeug'ender Weise zu verhüten, kann bei erwiesener,

dem Wohniingsinhaber zur Last fallender V'ernaclilassigiing, der (Trnnd-

besitzer durch Gerichtsbeschluii zur Vornahme von Besserungsarbeiten

ermlcbtigt werden; in lallen grober Verwahrloanng dnrofa den Woh"
anngsinhaber kann der Gerichtshof den BanpachtTertrag (building-leaae,

oben 8. 596) vollständig aufheben.

Ist dagegeu wegen erwiesener Gesundheitsschadlichkeit die Nieder-

legung eines ganzen Bezirkes erforderlich, so eoU bei EUiteiguung nur
der Wert des gesäuberten Geliindes, nline Anreohnnng der Gebäude,
vergütet u-pr ipTi Grunds&tzlicb >t l ^i Sanierungen verwahrloster Be-

zirke derjenige Betrag zu vergüten, der dem Wert des Geländes fUr

die Wiederbebauung mit Wohngebäuden und Verwendung für Frei-

fliehen entspricht, es sei denn, dafi das Gelände gans oder teilweiae

für andere Zwecke, wie Errichtung von Fabrik- und Gesell itftsgebftuden

genutet wird. Fttr die Dorcbftthrung von Sanierungen wird den Qe-
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meiTulen die gleiche Beihilfe wie bei Anlage ueuer Siedelungen gewährt.
Ailj,'eniein sollen indeB, mit Rücksicht auf den bestehenden Wohnungs-
mangel, Niederlegungeu benutzter Gebäude erat vorgenommen werden, wenn
fOr die za veraetaeoden Bevckhner oene Wohngelegenbeit geaohmffen ist.

Gegen die von dem Gerate nir Beseitigung der Wohnungsnot za-

pe1is?^f>ne Hausteilnng, d. h. Teilnnfj einps Einfamilienhauses in kleine

tiesciioßwohijungen, wendet sich der Bericht der Untersnchunfrskommission

S. 47, da der praktische Erfolg unbefriedigend und namentlich nicht

den Ittr die Herriehtmig der Teilwobnangen enfgewendeteo Geldern ent*

eprecbend sei.

§ lt>S. In der Behandlung der wichtigen, eng /.iisammenhSngen-

den Fragen der Hausformen und der (jeländeerschließung ist

die Gesetzgebung in der Hauptsache dem Bericht der oben S. 710 er-

wähnten Untersuchimgskonimission gefolgt, die für beide Gebiete ein

vortreffliches Maieiial — fast ein Lehrbuch des Städtebaues zu

nennen — geliefert hat Die in dem Beridit vertretenen Forderungen

laatni: EinfsmilienhaDS als allgemeine Hausfonn fflr dieVolkawohnung;

möglichste Ssfaebheit und Erzidong von Ersparnissen in der Er-

achliefiung der Wohnbezirke.

Die Stockwerkswolinung wird von dem Bericht in jeder F^nn
abgelehnt. Zu erwähnen ist hierbei, daß sich die Untersnehnng nieht

auf England und Wales beschränkte, .sondern — eine bemerkenswerte

Nenernng — Sdiottland, wo in den GroßstSdten dasVidwohnongshaos

vorbenrscht, in die Verhandlungen einbezog. Das Ergebnis wird in

die Worte zusaromengefafit: For large blocks of tenements fonr or five

storejs high, such as have been erected in our great towns and have

been commonly adopted in certain Scottish cities, no advocate appeared;

für das Vielwohnungsbaus trat kein einziger Fürsprecher auf. Indes

selbst das Zwciwohnungshaus orpolieint der Kommission kaum emp-

fehlenswert; mit Rücksicht auf Si lnittland, wo sicli die Abkohr von

dem Vielwühnungshaus zu vollziehen beginnt, wurde von ein /.einen

Saciiverstiindigen als Hausform für die Übergangszeit das Zweiwoiuiungs-

haus (Cottage-flat) befürwortet. Der Bericht erklärt jedoch, daß auch

diese Hausform wesentlichen liedenkuii unterliegt und dali nur das Ein-

wohnungshaus mit eigener Freifläche als Form der Volkswohnung an-

2ustrd>en ist (a. a. 0., S. 9 und 25; vgl. die AusfOhrangen von

Aldridge hier oben S. 609).

Zu den Mitgliedern der Kommission z&hlteu: Sir Aston Webb
und Raymond Unwin, wahrend Henry Aldridge, Profeaeor

Adshead, die Architekten Riley and Soutar und eine grofie Zahl
von Sachverstandigen durch Vernehniiing und Gutachten mitarbeiteten.

Der Bericht unterBucht auf daa eingehendste die Bedeutung der Wohn-
weise für die Gesundheit und Lebensführung der Bevölkerung, sowie
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die bautecliniscben Einzollieiten der Wohnnngsanlage. Die nttcbate Auf-

gabe der Bautätigkeit ist oicht die Herstellung der billigsten Geringst-

wobnuugeu, sondera der Bau der der Hauptmasee der Bevölkerung

dienenden Normalwobnung, der eine befriedigendere und verbeaserte

Ausgestaltung zu geben ist. Die praktische Anlage der Volkswohnnng
wird in einer großen Anzahl von Beispielen erörtert. — Zu der in

Schottland eingetretenen Wandlung sei bemerkt, daü m Glasgow nach

dem am 15. Okt. 1919 gefafttea BeMbluft der 8t«4tverwaltiuig ins»

gesamt 57000 Vblfawohnungen erbnnt werden sollen. Hiervon sollen

60 914 Wohnungen als Einfamilienhäuser und Zweiwohnung^häuser er-

riobtet werden, w&hrend nur 5686 Stockwerkswohnungen und außerdem
noch 500 Behelfs-Hohdiittser hergestellt werden. Gegenüber der allge-

meinen Verurteilung des Stockwerksbaues bei Volkswobnungen mag er-

w&hnt sein, daß innerhalb der Frauenbewegung in England mehrfach

Stimmen zugunsten der Stockwerkswohnung laut werden, die Frauen
glauben, daß die Stockwerkswohnung weniger Hausarbeit verlangt.

Während auf die WohDuugsunlage gesteigerte Leistungen auf-

gewendet werden sollen, wird andererseits größte Sparsamkeit in der

StrafienerscUießaDg gefordert Der Grandsats der Sebeidimg von

Yerkefarsstrafie und Wohnstrafie ermöglicht es, die Haoptstnfienzflge

-imd Ausstrahler bedflrfiiisgeiii&ß aveziigestalten, wihrend bei der Er-

echliefiang der Wohnbezirke der Wohnzweck maBgebend Ist und dem-

gemäß die Niedrighaltung der Strafienkoslen als wesentliches Ziel zu

gelten hat

Das Wohnungsgeset/ von 1919 hnt die obigen Otnndsatse be-

züglich der Hausformen und der Straßenanlegung ttbernommen. In seiner

Ausiührungsanweisuog erklärt das Ministry of Health, daß es als nor-

male Gasform fttr den staatlich onterstfitstea Wohnnngsban das selb-
ständige Einwohnungshaus wünscht, das aus zwei Wohngeschossen
besteht und nicht weniger als drei Schlufräume entlialten soll; in be-

gründeten Fällen kann die Zahl der Schlafr&ume auf zwei verringert

werden. AUgemein soll neben dem Speisestmmer ein Wohnaimmer
(parloor, gute Stube) vorgesehen und Badeeiarichtoog angelegt werden.
Auf die Sonnenlage i.st genau Rücksicht sn ndimen. Das Hans ist mit
«igener Freiflädio auszustatten.

In den Bauplanungen (schemes) ist, wie oben S. 51>2 bemerkt,

die Bnodichte nach der Ansaht der Wohngebaude auf 1 aore fest^

snlagsn; als Regel soll hierbei für st&dtische Wohnbezirke die Be*
bauung mit 12, für landliche Bezirke mit 8 Kleinhäusem auf 1 acre

gelten. Erwägungen schweben noch bezüglich der mit Stockwerks-

wohcongen su besetaenden inaensttdtischen Besirke; das Ministerium

scheint hier eine Baudicbte von 24 Wohnaogen auf 1 acre als angemessen
zu halten. Die Aufmellnng von Haustypen 7\vrf^l:s wirtschaftlicher Nor-

malisierung der Bauformen (oben B51 ) wird gewünscht; sie darf aber

nicht zur Schablone (Uhren: „no sameness". «

Als Neuorganisation bringt daa Osssts die Sinsetsnng von Woh-
nungHkommis Haren, die die Durchführung des neuen Banprogramms
fordern und allgemein bei den Bestrebungen der Wohnungsbesserung
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beliilflicli soiii sollen. En^laml und Wales sind für diesen Zweck in

11 Kreis© eingeteilt; das Kotnmiüsariut für <ien Kreis Lnndon führt den

Titel London Housiog Board. Als eine das WobuuugäiveBen berührende

NeneiDriobtung ist ferner die am 16. Aug. 1919 erfolgte Btnsetsiing

einen Verkebrsministcriums (Ministry of Transport) zu erw&hnen.
Das i. J. 1915 r-rlasspoe Vcrlint der Steigeruni' der Mirtiveise und

der HypothekenzmHen, da» die Mieten und den Hypothekenzinsfuß für

Klein- Kind Hittelwohnungen aal dm Stand vom 3. Äng. 1914 festlegte,

bleibt ftlr die bestehenden Wobnnngen vorlftafig in Kraft Vgl. Hand-
buch, 8. Aufl., S. GHRf.

Für den durch dio ruMH- Geaetzfiebunj; nachdrücklich f2;eforderten

Wohnungsbau auf dem Lauue gibt der i. J. 1918 neu gedruckte Bericht

des AnssdiitBses fSr den Bau von Landwobnangen eine grofie Zahl von
Vorlagra* Um eine zureichende Entlohnung in der Landwirtschaft zu

Htchera und die Heranziehung von Landarbeitern zu begünstigen, wird

durch den Com Production Act vom 21. Aug. 1917 bis zum Jahre 1922
ein Verkaufspreis fttr Qetreide verbürgt, der derart bemessen ist, dafi

dem Landwirt ein genügender Gewinn verbleibt und dem Landarbeiter
ein hinreichender Wocbenlobn, im Mindestsatz von 25 sh, gezahlt werden
kann. Eine Steigerung der Pachtrenten unter Benutzung des Preis-

verbürgungsgesetzes ist unzul&ssig. Für die Lohnfestsetzung und die

Sobliditnng von Lofanstreitigkeiten sind, ans Arbeitgebern und Arbeite

nehmem in gleicber Zahl lueammengeMtite Berirkageriohte autSndig.

Die neue englische Bodenpolitik .stellt nach der stSdtebAulichen

Seile ein Reformwerk hervorragender Bedeatung dar. Die GmndeStse

der Stadterweiterang, der GelSndeerscblieSaDg und der Bauweise —
das Ergebnis sorgfältiger wissenschaftlicher und praktischer Beratung—
entsprechen den Anforderungen eines hochentwickelten Siedelungswesens

unrl brinu;on l>au- und wohnnngstechniscbe Fortschritte. Hinsichtlich der tat-

sächlichen Durchführung ist die Regierung von der Erfüllbarkeit ihres

rrot^ramnis Oberzeugt. Die Meinung wird indes in den Kreisen der

Praktiker nicht allgemein geteilt. Ks fehlt nicht an Stimmen, die ffir

die Ver<?orgiing des Wohnungsmarktes den Erfolg dor neuen MaÜnaiinien

in Zweifel ziehen und nur von einer Wiederbelebung der privaten Bau-

tätigkeit eine zureichende Wohnungsproduktion erwarten. Allgemeine

Obereinstimmung besteht jedoch in den grundsätzlichen Anschauungen

über die Siedelungstecimik und die Fortentwicklung des nationalen

Wohnungsw^ns.
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Das Handbuch hat in den ft lilit ren Auflagen anf eine abscblie^nde

Betrachtung verzichtet. Wenn ich m dem vorliegenden Fall von der

seitherigen Gepflogenheit abgehe, so rechtfertigt sich dies durch die

augeablicklichen Zeitverhältnisse. allerdings auch nur durch diesen

Umstand. Von einer Zusainmenfassiug des Bachinbalts, von der Auf-

stellung eines Programms mit aafgesäUteii Forderungen kann heote

so wenig wie frflher die Rede sein. Die syslematisehe Reform des

Stidtebanes war längst vorbereitet und sum Teil begonnen, als die ge-

walUgen Triebkräfte der Gegenwart eingriffen; zu der allgeroeinen

Richtung, in der die Bewegung sidi entwidcelte und weiter vorschreitet,

seien hier einige Bemerkungen angefügt

Es war die Aufgabe des Handbuchs, das große Gebiet des

Wohnungswesens und Städtebaues in zusaninienhängender Weise dar-

zustellen: und dieses Unternehmen fif! in vnie Zeit, in der — nach

der literarischen Seite gewiü ein günstiges Moment — die boden-

politischen Zustfinde. zum mindesten in den kontinentalen Ländern,

allgemein als unbefriedigend und reformbedürftig angesehen wurden.

Als meine ersten Arbeiten erschienen, war die Literatur der vei^

schiedenen Richtungen bereits von grofiem Umfang; die Erörterung

sozialer Mifistfinde war die lebhafteste. Die sich bekBmpftoden An-

schauungen aber waren ohne jede Ausnahme darin tinig, 'dafi ihnen

das herrschende System des Städtebaues als unabänderlich galt, und

daß seine Kiitwicklupg als eine naturgemäße, gegebene hingenommeD

wurde. Auch wo man bis zum äußersten jede Beseitigung der „Speku-

lation", di> Wegstenerung des Grundrentenzuwachses, die Enteignung

des ( innulbesitzes verlangte, dachte man nicht daran, an die Ein-

riclitungen der BodenerschlieHung und der Hauwoise /.u rühren. Unter

diesen Umständen hieß W(»iiuungsreform - und lieiUt auch heute noch

vielfach — nichts anderes, als eine grolie Zahl von Forderungen auf-

stellep und Eingriffe und Beihilfen begehren.

DemgegenQber war das Ziel meiner ersten Arbeiten der Nachweis,

daß das sdt der Mitte des 19. Jshrhunderts in den meisten kontinent

talen Staaten angewandte städtebauliche Sjfstem willkflriich entstanden

und ablnderlich; daß es femer wirtschaftswidrig und den nato^jemäßen

Bedingungen der neueren Stadterweiterung entgegengesetzt sei. Hieraua

ergab sich — fast von selbst — , daß das weitere Vorgehen in einer

zweifachen Richtung erfolgen mußte: in der systematischen und der

historischen. Die systematische Behandlung hatte (Üp Institutionen des

Stiultohaues und des Wohnungswesens darzustelJeu; die einzelnen

(.ebiete. Bebauungsplan, Stadtanlage, Straßenbau, Preisbildung der

Bodenwelle. Entstehung der Hausformen, Wirkung der Liariciiiuiigen

des Realkredits u. a. m. waren hierbei zu bearbeiten.
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Nicht minder wichtig als die systematische Behandlung erschien

mir indes die liietoriscfae Forachung. Sie gibt uns erst die Möglich-

keit, die gestaltenden Grundlagen der Entwicklung zu erkennen und,

durch die — bis dahin völlig fehlende — Peiiodisierung der sich

fügenden Zeitabschnitte, Systeme des Städtebaues, ihre Vofaos-

Setzungen und ihre Bestandteile fest;;ustellen. Die historische Unter-

suchung bietet auch, wie ich glaube, allein das Mittel, um der Nach-

ahmung, dem Pseudo-Historismus und den überlebten, dem Zeitalter

fremd gewordenen Einrichtungen entgegenzutreten.

Bei diesen histoiisdiai Arbeiten, wie bei allen meinen Unter-

suchungen zur Verwaltungsgescliichte, zeigte sich mir die hohe Bedeutung

Frankreichs und sein außerordentlicher Einfluß auf die kontinentalen

Völker. Im Staats- und Verwaltiingsrecht, in der Gestaltung der Amts-

or!?ani.sitionen. in den politisrhfn Verhältnissen, allentlnilhon Ite^egnen

wir (!* [ Einwirkung Frankreichs auf die Entwicklung der festliindischen

St latea. In gesteigertem Maße gilt dies für das Gebiet des Städtebaues,

iiainentlich während des jüngäicu Abschnitts, dessen systematische Eigenart

festzustellen war. 'Gewiß reichen auch bei dem StSdtebausjstem der

Gegenwart die WuraefaD wdt in die Vergaugenhdt zurflck; gewifi haben

auch hier Einflüsse und Anregungen verschiedenster, niditfranzQsischer

Herkunft zusammengewirkt Immerhin kOnnen wir fflr die Praxis des

kontinentalen Städtebaues die von Napoleon III. geschaffenen Ein-

richtungen und Vorbilder als die erste Verkörperung der neueren An«

schauungen in ihrer systematischen Geschlossenheit und als einen der

An<^gangspunkte der neueren Entwicklung betrachten. Ich habe oben

S. 82f. die internationale Ai!sl)reitung des französischen Systems in der

Praxis fiesohildcrt; hinznzufii{,'en wäre, daß der wissenschaftliche Erfo!«?

gleich groß war. Die kontinentalen Städtehauer, vor allem ihre Führer

in Deutschland, waren Scliüler Frankreiclis. und die französische Lehre

herrschte in der AVissonschaft allgemein, ungeachtet der unausbleiblichen

persönlichen Reibungen zwischen einzelnen Vertretern.

Was durch das neue System erreictit wurde, ergibt sich mit

einem Blick aus der Abb. 1 oben S. 6. Die Bedeutung der herbei-

geführten Umwälzung liegt indes keineswegs allein in der Bauform, obwohl

auch dieser Umstand erheblich genug ist. Das zur Herrschaft gebrachte

Stikltebausystem ist ein politisches System, das auf die gesamte innere

Entwicklung des Staatswesens fibergreift Als ein politisches Instrument

wurde es aucht wie wir sahen, von seinem Urheber betraditet; das

politische Ansehen und die zentrale Stellung, die Frankreich unter

Napoleon III. fQr die festländischen Völker einnahm, haben fmner nicht

wenig zu der Verbreitung des neuen Stftdtebaues beigetragen, wie er
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hei (1er in der Tat gewaltigen, eine allgemeine Anziehungskraft atlS^

übenden NeuschöpfuDg von Puris entwirkolt wurde.

Es hatte in den letzten Jahren den Anschein, als ob es gelungen

wäre, das niiichtige System zu erschüttern. In der Schweiz hat die

Gegenbewegung gegen das Straßennet/ und die Kaserniei uug eingesetzt:

in den Niederlanden ist in den von der Stockwerkshäufuug ergriffeneu

Orofistftdien das EinfemOieDhaas im Vordringen; in Sdiwoden gewinnt

die EigMiheimbewegung an Umfuig. Audi in Dentscbland scheint der

Wunsch einer Änderung der Siedelungsweuw in weitere Kreise zu

dringen. In diesem Augenblick haben die politischen Ereignisse

wiederum Frankreicb den ftberragenden Einfluß zugeteilt Die fran-

zösische Wissenschaft tritt mit neuen Werken lienror; sie rerteidigt,

gedeckt durch ihre besten Namen, ihre stfidtebanliche Lehre als die

allein berechtigte; starr und unnachgiebig fordert sie die Beibehaltung

des von ihr vertretenen Systems.

Wir haben oben S. 027 auf die allgemein eii Anschauungen und

5. 702 f. auf die positiven \ ors>chläge' der französischen Städtebauer hin-

gewiesen. In dem ISanunelwerk von Agache, Auburtin, Redont
et Georges- Risler lesen wir weiter:

L'art de rUrbanisme Städtebau; oben S. 481 u. 628) a eu son

berceau en France. Deja, sous Henri II, aous Henri IV, sous

Louis XIV| .ooDtme nons riodiqnei dans sea savaats ouvragesi M. Eugtae
Henard, qui peut etre considire comme le cbef eminent de notre noa-

velle ecole d'ürbanisme, des plana avaient ete dresses et des reglements

edictes, en vue de diriger favorablemeot 1 accroiasement de nos grandes

'«ggtomörations. A l'Atranger, on reoonnalt en tonte franchiso quo o*Mt
cfae* BOUS qu'on 08t venu cbercber des moddl^S. M. Bols, le regrott^

bourgmestre de Bnixplles, qni a pris une si grande part ä la trans-

iormation de cette capitale, M. Kaymond Unwin, daoa un ouvrage sur

les villes fntnres, et memo M. Stflbben anqn^ I'AlloiDagne doit en

.grande partie les progr^ realises dans ses grandes cit^ depnis trente

ans, l'ont nettement proclamö h de oombreoaes repriaes.

In einem AufBatz fiber den neuen Stidtebau in The Times vom

6. Sept 1919 iuOert femer Fran^ois Monod:

It is this method of teaefaing arohltecture whieh hsa achiavad lor

US our eminent anperiority and tbe uniTersal recogoitii» of onr

arcbitectaral art.

Tont comme chez-nous. Die gleiche Selbstrerherrlichung finden

viir in der deutschen Literatur zugunsten unseres imponierenden

Städtebaues; die gleiche Lobpreisung für das Werk unseres Straßen-

knltus und unserer Kaserniening; den gleichen Anspruch auf die T?e-

wuuderung des Auslandes. Soweit die Herrschaft dieses Si ul'rl au-

Systems reicht, begegnen sich auch seine Vertreter in denselben An-
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Behauungen und denselben Ruhmesversicherungen. Was indes in ihren

Behauptungen lobenswert klingt, ist kaum zutreffend ; und was zutreffend

ist, ist wenig lobenswert. Auch gegenüber den Darlegungen der hervor-

ragenden französischen Autoren sind, gerade wegen ihrer ausschlag-

gebenden Steltnng, Einwendangen nicht zu amgeben.

Es ist dn voütomimeneB Ififiveretindnis, dafi die Wiege des Stidte-

iMcues in Frankreich gestanden habe; aus der Entstefanogszeit des neu*

zeitlichen St&dtebanes (ca 1500—1600) ist vielmehr gegenflber der

langen Reihe von di Giorgio Martini bis aaf Daniel Speckle kein

selbstfindiger oder einflufireicher französischer Name zu nennen. Vollends

unglflcklieh ist die Besngnahme auf Heinrich II. als den Förderer des

„accroissement de nos grandes agglom6rations**. Die bedeutendste und

in der Tat beispielgebende Maßnahme Heinrichs II. im Städtebau bestand

in — dem Bau verbot von 1549, das dem Anwachsen von Paris ent-

gegenwirken sollte, oben S. CA und 585 1). Auf dem Gebiete der Bau-

förderunp ist aus (heser Zeit (bereits unter Franz T.) die Vergabung

von lkui?tellen mit Hauverpflichtunp nachweisbar; doch wird man diese

Mai nahuie kaum unter die Inkunabeln des Städtebaues rechnen wollen.

Miü verständlich ist es ferner, wenn Karl Buls, der frühere Inirger-

meister von BrQssel, als ein Anhänger des französischen Städtebaues

bezeidinet wird; er. war wohl der entschiedenste und t^peramentvoliste

Gegner der dem französischen Ideal entsprechenden Form der Studt-

anläge und Stadterweiternng und ihres Straßensystems*).

Die Klarstellang des Verhältnisses 2Um englischen Stfidtebau end-

lich ist einfach und unterliegt keinerlei Schwierigkeiten; gletcbzeitig mit

den vorerwShnten französischen Werken erschien nämlich der S. 710

genannte Bericht der britischen Untmrsucbungskommission, der in allen

seinen Teilen die schärfste Absage an den französisch-kontinentalen

Städtebau enthält. Dem Kultus der Straße und des Straßennetzes wird

kurz und f)ündig die Auffassung entgegengestellt: oberster Grundsatz

für die Anlage von Wohnbezirken ist die Rosrhränkung des Straßen-

aufwandes. Im Vordergrund der städtebaulichen Betätigung steht die

günstige Gestaltung der Hausform. Das Ziel wird von Anfang an klar

festgestellt; jede Form des Stockwerkbaues wird mit der Erklärung

abgetan ; no advocate appeared. Auf «lie städtebauliclie Üeiiandlung des

EinwohnuD^hauses, das allein den berechtigten Anforderungen der Volks-

1) Abdmek bei Fontanon, Bdieto «t OrdonrnnuMi dw Bote d« Frtnoe,

PariB 1611, Bd. I, S. 842. Dafi der Gegensatz zwischen Einzelbanwerik und SUldte-

bau dem ürbanißten gelRuflg ist, bedarf nicht der Herrorhebung. — Bezüglich der

geeehichtlichen Entwicklung s. meine Abbandlang ^ur Geacbichte de« StAdtebaua".

ZlMfar. „Käust tuid KfliMisr^, Jnai/JnlUitrt 1910.

2) Vgl. Bb«riUdt, BrAanl «nd Aiilw«rp«n» Jena 1919.
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Wohnung entspricht, verwendet der Bericht die größte Sorgfalt, wobei

er allerdings andere Maßnahmen vorzuschlagen hat, als eine Verbreite-

rung der Licht- und Lüftungsschächte in den Mietskasernen und eine

Trenining der gemeinsamen Wohnungen <!er Dienstboten. Eine Anleh-

nung au französische rrograinrae wird man in dieser, die gesamte

Technik des Städtebaues beliaiidelnden Schrift vergebens suchen; da-

gegen dürft« man — ohne eine Berichtigung befürchten zu müssen —
sagen, dahl maßgebende Mitarbeiter der nritischeu Kommission Berührung

mit einer bestimmten neueren liiclitung der deutschen Wissenschaft hatten.

Richtig andererseits — und leider nur allzu richtig — sind alle An-

gaben der fraozfisiadieti Autoren, die sich aof die V<Htomheft des frftn-

jsösischen Systems im kontinentalen Städtebau seit ISSO nnd In der

Gegenwart beaehen; ttr Deutschland im besonderen ist es dnrehaos zu-

treffend, dafi die erwSbnten Stadterweiterongen der letzten Jahrzehnte un-

mittelbar unter französischer Schulung erfolgt nnd (wenn auch ihr Urheber

selber diese Anschauungen heute als fahkrhaft ablehnen mOehte). Es ist

alles richtig, uas die Vertreter des französischen Städtebaues über die Macht

und den EiufhiB ! j ntkreichs in dieser Periode sagen. Sind sich aber die

hochstehenden Fachmänner bewußt, welche Verantwortung sie mit ihrer

Erklärung ftbernommen haben V Daß ihr Anspruch auf die Urheberschaft

ihnen in bündigster Weise auch die erste Schuld an den geschaffenen

Zuständen zuteilt .' Kitsp Zeit mag kommen in der von den kontinentalen

Völkern die Führung auf If^m Wege gerade dieses Städtebaues nicht

als Ruhmestitel geachtet ssmi.

Für die Aulgai)en der Gegenwart geht es indes nicht um ver-

gangene Handlungen, sondern um die Weiterarbeit der Zukunft Für

diese ZMe liegt in den französischett Schriften ein Programm vor, das

ich in seinem starren „Offizialtsrnns**, wie ich es nennen mOcbte, in

seiner Überspannung des Befehlens nnd der Amtsorganisationen, in

seiner mangebden Berücksichtigung der wirtschaftlichen nnd 8iede>

Inngstechnischen Gesichtspunkte nicht für znruchend halta Es wire

manches Ober die Grundanschauungen französischer Wissenschaft zu be-

merken, mandies Aber die Eigenart der Auffassungen in den genannten

Schriften hinzuzufügen. Indes, wer vermöchte über den literarischen

Geist Frankreichs etwas vorzubringen, das nicht der Meister der Cha-

rakterisierung. Alexis de Tocqueville, besser und treffender gesagt

hat: man erinnert sich seiner Worte: .^leuie attrait pour les th^ories

generaltiÄ, \e> systemes compleLH de U-gislation et Texacte symmötrie

dans les lois; meme m4pris des faits existauts; meme confiance dans la

theorie."

Unter den Erschütterungen und Sorgen der Gegenwart ist die

Verantwortlichkeit der Führung im Stidtebau der kontinentalen Völker
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die größte. Soll der Einfluß Frankreichs dahin gehen, ein schAdliches

System von neuem zu befestigen? Soll die kaum begonnene, schwer

kämpfende Reform des Siedelungswesens wiederum dein „imponierenden"

Städtebau und den Dekorationskünsten und Paradesincken weichen/

Der neue wirtscliaftsgemüLie Stiidteban ist ein System, das eitenso genau

an bestimmte und zahlreiche Vorbedingungen geknüpft ist, wie das des

Straßenkultus. An praktischen institutionellen Maßnahmen fflr eine

neoe Siedelungsweise sind bisher erst wenige ergangen, und es ist

keine Gewftbr gegeben, dafi die Heformbewegung anders verlSuft, als

ihn oben S. 322 erwälinte Vorgängerin der 70er Jahre. Im Gegenteil,

die Vertreter des alten Systems mit seinen gewaltigen Sondervorteilen

sind emsiger als je an der Arbeit.

Das Interesse des festUndischen Städtebaues verlangt, wenn auch

sicherlich kein Zusammenarbeiten unter den Völkern, so doch eine

wissenschaftliche Kenntnisnahme hinsichtlich der allgemeinen Ziele des

Siedelungswesens. Nichts weiter ist zu wünschen. Die Möglich^

keit ist heute gegeben, daß auf unserem Gebiet eine Abkehr von dem
System des 19. Jahrhunderts erfolgt. Es sollte vermieden werden, daß

die junge Bewegung in die Fehlorliaftigkeit und die Routine jenes Zeit'

abschnittes znrfickgezwängt wird.

Der Inbegriff bodenpolitischer Einrichtungen, die wir als das System

des 19. Jahrhunderts bezeichnen, ist, wie wir zuvor im einzehien gesehen

haben, nicht auf einen Zug und nicht plötzlich geschaffen worden: ein

langer Zeitraum war zur Ausbildung erforderlich, ehe die neue Ordnung

um das Jahr 1960 in «jstematiscber Vollendung dastand. Wir konnten

die Entwicklang von ihren Anf&ngen ab betrachten und ihren Fortgang

verfolgen; es war gewiß eine Zeit mfiditiger Entfaltung, die Neues und
Großes hervorgebracht hat. Wir erkennen indes heute die Fehlgriffe

und die Mingel, die wir beseitigen wollen. Das Ziel ist nicht errttcfa*

bar* durch einseitiges Spezialistentum, das sich in BaufluchtHnien und
Straßen-Ästhetik erschöpft; nicht in der Stfltsnng von Sond^nteressen

und in Einzelmaßnahmen, sondern nnr durch zusammenfassende, wert-

erzeugende Arbeit, die das Siedelungswesen zu einer gescherten Grund*

läge des nationalen Kulturlebens gestaltet
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Barock 60, 2IL
Bannen 79, 129, 168, 312, 544.
Ba.Hel 6, 30, "SIL 618 f.

Bath
Baualtor 179; s. ältere Gebäude.
Bauberatung 562.

Baublock 70. 72, 89 f.. 240 f.. 480, 586,
613, 6377555. 663, ÜZL; s. Baustellen-

,

block, Gelündeblock.
I^aubeschränkungen b. Beschränkung.

Baudichte s, Auanutzung, BevöikerungB-
dichte.

Banenihaus 48, 489, 495, 552,

Baufluchtlinien 10, 237, 627, 639,

663, 718; rückwärtige 245, 640.

BauThicfifTIniengeROtz 279,
"

659. 663 f . 622.

Baufreiheit 327.

Baugeld 138, 141, 390, 394. 550. 643. 6IL
Baugenossenschaften 118, 313, 40L 477.

4aif., 511, 53t)i iÜIf-. 608, 6ii, *2LL

624. 632, 641 f., 647i liindliche H. MiL
Baugesellscbaften 544 f., 605. 618, 625.

641.

ßaugewerbskoBten 144 f., 692.

Baulierr 1 38.

Bauholie s. GebäodehOhe.
Ballklassen 102f., 339f., 349f , 592, 668f.

Baukosten 116f., 121, 144i 146, 225, 3^
517. 632, 634, 704^ FaniilTenhaus iTtt,

3l8f., 46g77 496, 5U3f., 517, 528f.,

538 f., 521 f., 608; Zweiwohnnngshaus
320, 53ljj KleinEäus vorteilhafter 1 Ifif.,

322. 415. 517. 541, 514. 552. 6()4; —
seit 1917 und später 538, 681T7Ö9L
696, 698. 704 f.; s. Mitarbeit

Baulandheschaffung s. Landbeschaffung.
Baulastenhflcher 221,

BaumaNken s. Ilchtstreifen.

Baumaterial 8. Baustoffe.

BauuiPflanzungen 485. 636
BaainwollinduBtrie 76, 520.

Bauordnung 10, ^ 102, Ulf., 263,

269, 282, 298, iSef., 499, 561^ 592,

Bäi f 6^ 668. 673."6g2, 697. 703:
Anschauunj? 1870 327jT88Cr328i 1890
32f); V.m 335j neuere 3AIf., 692, 695.

703, 71 1

;

Unruhe im Bauordnungsw esen

326, 335, 345; s. Schema, Unterscbied-

licho Vorschriften.

Baupolitik 25, 58 f., 64 f.. 278, 623, 678f.,

687. 695. 102.
Baupolizei 4, 9, 10, 22, 25, 56, 62, tftjf..

101, 1 1 7, 145, 2|3, 2697^78, 280. 295.
29S. 3021499, 592 f.. 646, 662, !i92, 7Ü3f.

Bau]>r;tinien 26. 511.

Baureife Uli 114.
Bauruhm OL
Bauschnffen 5QQ.
Baustellen, Kecht an 54i ^ ^ Auf-

teilung 38 f., 45, 72, 74, 89, 110, 136^
229. 238. 253f., 29L 3Q6, 415, 465T7
499. 57L 588 f., 636, 672^ Veräußerung
45754, fö, 66. 69, lOT^ 124, [38, 39L
415. 4a5f., 568, 597 f., Bewertung
5, 46. 69, TL 84, ^(.7lO\, 107, LLL
124. ISST, 142, 229, 2.38. "5T?5, 384, 390,

415. 568. 621, 672, ()Ü5r70S; Zuschnitt

39 f., 45, 53, 72, 90 f.. 108, 229, 239.

242, 257. 28$r30Ö. 390, 4r7"5ärr.
638, 65^7672. TlöTZufiiEruriaAngebot
125. 344, 349, 4_15i hohor und niederer

PreiB~57l01. 238. 415. 508. 593, 695.

708.
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Baustellenblock 235 f., 240f., 330f , ;«6,
636^695^ Tiefe 229^244.284,m (iW^

Baustoffe 4. 14, 22. 25. 26. M3. 331. :

349f., 362, 503. 530. 552. 615. t>Sl.

GÜÖf.. im. 702. 2Da,

B&uäytitem und Hoüenureis 5, 102, 108,

nö^ 123, 136, 146, 229, 239, 306, ?>m,

415.510.553. 58S.5()5. (i2I. 672.()tj;). 7n:
Biiutiltigkoit, crworbsiiiflLiigt' \ 9^,

104. 116f., I2L 136, 146, 162, l£fif.,

238. 266, 319, 322. 327, 346f., 389,
398. AHL 481 ifiZ, 490, üQZf.. 553,
580. 586 f., 594 f.. eVL 630 f., 63L »VIO.

671, 706, 212; — gedrilngl nach liOchhter

Ausnutzung 102, 335, 344[ — und
Hausform 189, 347, 69ni
— gewinnlos« m, J5i>, 265j 31ä» ML
407f..465f..4i»l. ')07f . 553. 591. 602 f.,

61Q,6:{0. 631. üitii. (;38. 641. 642, 657.

MTl, mit, 705f.: neuere Bedeu-
tung ö^vL 689 f., 205. lÜ

BaulÄtigktMtsgebiet 34S.

Bauunternebiner 5, 123, 133. 13<>. 130 f ,

158. 192. 327. 382. 422, 509. 587. 5Ü5.
H71

Bauveriiot 6L IM. I9i 269, 282, 585,

665. 672. 706, lül
Hauveroine Ö50, t'>73. '

bauvereinsbank
Bauverpflichtung 54* 62, 140, 567, ZllL
Bauverteii«runp 116f., 146 f., 238, 258,
ma., 2U8. 305, 32af.. 335. aäof.. auif..

3SL415,m49l>,504,562,622,67^ '

681. 695.

Bauweise ». Ländliche, Flachbau, Stock-
werkshliufung, Neubauhezirke, Unter-

;

schiedlicbe Vorschriften. Neunzehntes
Jahrhundert.

Bauwesen, städtisches i

Bauwich s. Wich. !

Bauzeichnung 124, 13ti

Bayern 215, 269, 283, 285, 289, 33ßf.,

360 f.. 398 f., 403, 408 f., 43^), 451. 471j
477. 491. 503. 514. Ö2i2. 548, 55«, MT,
563. 569. fiSfi.

'

Bayreuth 70, 71.

Beamtpnorganisation HO'), 703, 71 1, 717.

ßel)aiil>iirk«?it s. Ausnutzung.
H.'baiiunK.i.lan 5, 16f., 25, 30f., Sif.,

üUf.. tiTj 73, 84, 88f.. 101^ 106^ 117f.,

122. 25^ 227 f., 253j 2^, 270, 278 f..

306. 320. 34fif.,^f., .524, .534. 512,
590. 605 f.. 613, 622, ^t., 63L
655t 663. fiOn. 703. 709; Zukuiifth|.liine

285. 700.: E( kgrundHtücke23a.252. dhL.

3eaädiung 56, ^ 489, filfi.
,

Befehlsinanie 627. 703. HL
Befestigung ^. Festung.

Begünstigung der Neubauten s. Steuer-

begtinstipunj^n.

BehauKung^ziffer 5, 6, L ^ ÜQ. Ififif.,

jlhU. 588. 616. 029.

Eberttadt, Handbuch des WohnunKtweacnf.

Behelfshaiiten 681, 698 f.

Hoihilfon für Verkebr»inittel 459; — zum
Hausbau 25, 55, 66, 69, Tlj h. Über-
teueruhg.

Beischlag 2&L
Belepuiigsziffcr I G5. 20.'1. .")77.

Btileihung n. Bewertung, Be^cbnUikung,
Schätzung.

Beleihungsßrrenzc 14L 394, 3Mf., 4QZf..

4l0f.. 4K)^ 03'..

Beleihutiffshühe 14(k I VO. 38 1. 388f.,

393. 416. 5U3. 026. H if), tjAIh liML

Belgien 5, 6, 76, 84, 2027228, 249, 28S.
290. 323. 416. 434. 439. 442. 450. 520.
638

Belichtung 2 1 5 f
. , 257, 303, 330, 342. 348,

490. 703. 21L
Bergbau s. Kohle.

Bergen ijj

Berg -Gludbach Ulf., 483^ Ml.
Bergverwaltung 511.

Berlin 6, 66, 72, 79, 83, 89 f., 103, llOf.,

124. l2Sri30. 138, 14L 144, liÜf.,

160, 161 16L III 182, IBT^ 201, 2Ülif.,

241. 258. 266. 275. 22äx 3WL 328. 339.

397. 428. 441. MHf , 485, 5627^0.
Berliner Zimmer 3iiL

Hern H20.

HenifstfitiKkeit «. WohnstAtte.

Beschlagnahme von Wohnungen 688, ti97
;

von Baustuffen 69i

Beschrinikung der nodcnansiiutzung s.

AuHituUung; — den Uealkredits ». Uual-

kredit.

Beseitigung des Kleinhansess. Eindringen.

Bau%'erteuening, Künsitlicht« Faktoren,

Doutscliland.

Besiedelungsdichte Uif., 203^ 222. 457,

592.

Besitzkredit 417, 635: s. Produktivkapital.

Bosonnung 4, 23^ s. Belichtung, Orien-
tierung.

Besserung der Wohnweise 165. 171. 174.

I86f.. 198, 202, 210, 300f.. .328, 365,
47?.. 50!', 09 7. 704. 711; s. Fortschritte.

Bessorniigivubgabe 55, tÜL
Besteuerung, allgemeine 310. 60O. 686 f.;

s. Bodenhestcuening, Umsatzabgabe,
Wertzuwarlissteuer, Verkehr.

Bethel -Bielefeld 461 ^f-. äüL
Bettinangel 2^ 520.
Bevölkerungsdichte 592, 628f.

BevOlkoninfrspoIitik 20, tiS.

Hevölkerun'fs.sdiiditen 2, 9, 22^ 1^ 182,

222f., 299, m m 4SS, 5SL ü4af.

Bevölkerungszunahme 3. 5, 20, 2L 23, 28.

30, 49, 65, 74f., Z2. aif., lÜL 105,

151, 203, 211. 212. 21S. 270. 370. ML
520. .576. öSif-, 6l6f.. 62'J. G-lt». tiVLIÜi.

"Bewertung und Beleihung 147. 155, 383 f.,

399
Bezirkswohnungskommissar 290, 662. iML
Billiges Bauland 572, 674: s. Bodenpreis.

L Aufl. iü-
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Birmingham ü, 481^ tiQ2. I

Blickpunkt, Blickwechsel 40, 64. 237^ 22£L
Block frntit R. Einheitliche Blockfront.

j

Bluckj{t;liaude 294, iiIL üQ2, UÜ '

Blumenthal 2\Jrt&.K Ä M^, Üa3.
BodelHchwingh. v. 1(34. bb'J, 561.

Boden ?! 96i 604

;

getrennt vom Bau-
werk 44, 420f.. 427 f.. :m.

Bodenaufteilung 5, LT. 22, 32^ :$8f., 42.f.,

52, 6«.>f.. TS, S4, 88f., 102, ITT, 136,

158, 165, mf.. lT5f., 208, 22If
, 236, 1

253, 259f., 2T8f., 300, 346f., 366, 414,

400, 469, 495 f., öOTf.. [tTO, 589, 600 f.,

613. 655, 663 f., 694^ Tl6f.; durch
(Jrundeigentümer 397^8. 246, 249; 8. !

AufKchließung.

Bodenbesteuerung 433 f., 438, 495, 593 f..

613, 630. 631, ßäSf-, 686, 694j s.

Steuerbegü ntitigungen

.

Bodengesellschaften 130, 138, Liaf-, 288,
356. 48:^ 600, ßÖß.

Bodenleihe 43 f., 426 f., 596^ ohne höher
steigen 4jL

Bodenpolitik 10, ItH, 228, 245, 3u6, 335,

34T. 375. 440. 463. 491, 56Tf., 586 f.,

618. 634, 638f., 648f.. 694 f.. 704, ZU
Bodenpreis 5, 44 f., ßöf., 84, 92, 101 f.,

106, 112, UT, 123, 13L 136f., 147,

151. 155, 208. 228f.. 239, 300, 357,

349. 415, 47ii 494, 5IOf . .541, 553,Ä o72^ 594, iliZf., 62L 63270721.,

695, 708; — hoher und niedriger 5,

101. 122. 239. 415. 494. 570, .')72. 594,Ä ßI2f., 680, 695, imi — und Real-

Itfedit 414, jöäf.

Bodenpreis^auftreibung s Auftretbung.

Bodonroform 428, '^HO.

Bod«'ns|R-kulation 5. 23, 46, 82, 92. 99, i

io2f., in f., iiTf., 124, m mT,
!

135 f.. 14_L, 113. [49, 156, 158, 174,

192, 202, 2^. JM, 3ÜL :illjr380f., ,

384, Ulf., 436. f»(tH. öi>^. .595, 637, I

658, CÜJ f.; — Fehlgriffe 124, 131, 132;

Hypothekenspekulation 141, 142; —
und Bebanunpsplan 6, 92, lfl2Tri 12,

121. 228, 2:'.8. 284. 34If.. 4Llf., 637,

664. 672. 695: — bei Flachbau W,
.5<>.->.

BodenstAndigkeit 463, 491, 694.

Bodenverschuldung 92, 96, UT, 123, 141,

147, 154. 155f., 164, 198f, 380,389f., i

AUt., 593, 634, 637, 645, 649f , ßüS.
j

BodenvornitBwirti>chaft 573. '

Bodenwert 41f., üQf., 90, 94, 155, 229,

23S. 3C0. 3SL 3SK 463f.. .595,637.

04Ö, 658, '387, OLU. .08; h. Bodenpreis.

Bonn 142-
I

Börse 143-

Boston tij Ü5if.

Boulevard 2fiL

Bournville 48r. m
|

Bradford 6.

Brandenburg 65, 465.

Brandfall

Brandmauer .337 f., 349 f., 598.

Braunschweig 16, 70, 71, 483^ Staat

472, 689.

Bremen 6, 37, .52, 167, 215, 265, 284.

320, 335. 342. 377. 5r>2. 561, f^L
Breslau 6, 30, 19, lj}S, 194, 410;
— I^jindkreis 490.

Bristol fL

Britz 356, ML .

Brooklyn 6, 654.

Brücken 2fill

Brilnn 0.

firunnenplätze 42.

Brüssel 6, 84i 86, lOT, 103, 261, 439,

628 f., ZilL
Budapest 6. 614, 665.

Buenos-Airc« 443, ti^A.

Buffalo 6, Ü48, OälL

Bnilding-Societies s. H.auskreditgenossen-

schaften.

Burg ^ 32, ai.

BürgerBaus 18, 64, 72, 73, 224.
Biirpschaftsübernahnic 406 f., liU, 640,

iU7. 673.

Bürgersteiglose Straßen 2Mf-, 530.

Canada 6.58.

Cassel 70, 13fi.

Castrum 25, 34, d&L
Cataneo Gü.

Cerdfi 4aa
Charlottenburg 6, 167, IT^i 183.411. üSlL
Chaux-de-Fonds 6, 620.

Chemnitz 6, ZIL

ehester 25, 583, fi2ä.

ChicaRo 6, 44^(U8.
Cliristiapia 6, 647, 70*2

.

Christliche Vereinigungen 205. 5.5T. .560.

Cincinnati 6, 648j 65! f.

Cit«^-ouvriere 520, <'>j4.

Cityl.ildunp; III, 150, üfiL 653*
Civic centor tV")().

Cleveland 6, 648, 653.

Cloaca roaxima 24.

Credit foncier 376, 3SS, aOL
Crefeld 6, 79, HD.
Croydon ß.

Uachwohnung 214, 345, 3r|2, IlXL

Dilnemark 5^ 562, 633, 650. >u-i. 7ul.

Danzig 166, 273, 402, SIK 542i 569,
DarlehnsgrOße 4iilf., 412:
Darmstadt 70, 129, 539, 569.
Daviler 230, ßÖL
Dokoratioiisstücke 176, 252, 225. 485,

562. 571. 630. 637, 656. 703. HS.
Dessau 472.

Deutschland, überlieferte Hausforni ä. 79,

^ 167,111 f., 176f., 495, 595^ Syslem-
änderung seit 70er Jahren 10, 87, I2h

306. 335, 387, 568, 580. T 1 4

;

Entwicklung und Institutioner^ 7, 76,
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78, 86, 163. 198. 202.m 226. 245.

306. 310j 323i 376j 414j 507i Ei^IT,

576 f., .296, 649j 672 f., 695, 714] Neuere
Bewegung :^17 l. Ty^ÄT^ 'JÖji 695.

ll'.i: Wohiumghbedurf und Kapital 192,

389. 406a, 420. 683] Boden prei» 5,

101. 239, 672 f.; Bodenverschuldung
3Süf.,^20, finO.

Dc^.ontrali^^uion 8. Siedelungszerteilung.

iJitinstbolenwülinung 703, 717.

Domänen 474.

Dominosteine 240.

Dorfaue, Dorfplatz 245^ Üläf.
Dreifensterhaus 5, 45, 52, 58, 72, 80, 86,

88i 294, 320, 595.

Dreigc8chog»ige Bauweise
Dresden 6j 79, 131^ 148, 189^ 365^ 410, IfiÜ.

Duisliurg 79, 544.

Dumb-beirplan 052.

Durchgang 246, ÜülL
Durchgangsverkehr 2.o3.

Diiiclilnftiing s. Luftzufuhr, Querlfiftnng.

Durchsctinittsziffer L 200, 616, 038^ ÜIÜ.

Düsseldorf 6, ZÜ. ±9, 129, 286, 294. 338,

410. 542, 558. 563. 5ß8.

£a8t Harn iL

Kckgrundstöcke 239. 338. 857.

Edinburg 578, 586, ßöll
Effekte, stAdtebauliche H), 30, «0, 252,

256, 270, 277. 320. 32;;, iliüf., 5:37:;

mf., 54jj 586^ ßOfi.

Kffekteuspekulation 98, 3113,

Eh<•^^llließung 192, 41ti

Eigene Scholle ifiiL

Eigenbau der Gemeinden «. Gemeinde.
Hautfltigkeit.

Eigenbesitz 320; Eigenhauserwerb 5^^
02, 189, 245. ällf., 415^ Ml f.. 4^
ilia f.. ÜlSTS^i, Ml f., 6g8ji40. 647, Iii.

Eigenheim 639, 64L 61L ^
Eigenproduktion SO, 'Uj^ \2h 213, 257,

322. 4«4. 465 f.. 474, 484^ 493 f.. 517,

532, 553, 60U, G3tl, mih
Einbauten älL

Eindringen der Stockwerksbäufung 5, 78,

84» 108, 111. 167, Ulf., 176f.. 2^
213. 226j 238, 306, 328, 335 f.. 347,

.364, 495. 588, GTj; mrm.t., 630f.,

633, 637, ^rf.."67l. 695. 714.

Einfachheit 680, 694, ILL
El II fiimil ionhaus 5, 7, IL ^'-t

86, 117f.. 144, lJJf^ IJT), 17G, 249,

257. 263. 2ii4, 315f., aaüf , 36öi
495, 503, 513, 525f., 541, 544, 549.

52af., 593, 609, 616, 621,

639f., 652, 691, 710f., 715f.; Bewegung-
70er .lahre 124, 13L 322] s. Ein-
wohnung?«bnu««.

Einfülirung den preußischen Grundbuchsm 199, 3sa.

Eingemeindung 128, IM«, 124, 224, 286,

674; 8. Interkommunale V.

, Einheitliche Blockfront 19, 70, 277^ 330.

499, 58«, üQtL
' Einheitliche Gel&ndeaufteilung

Einkommen 3^ 161^ 165, iSSf., 225, 299,
542. 605. MSr~^

' Einkojninonsteuer 310, 601.

Einküc-hunbaus 6H4.

Einliegerwohnung aigi 354, 464. 493. öäL
Einniioter s. I'ntormieter.

Einriuunige Woliaung 181, 197. 512 f.

i
Einseitige Spekulation ij^ [2*5, VU^ IM.
Einwanderer 29, 65 f.. LiL 218j 370,

I 576f., 648f., 052 f.

Einwohnung«hau8293, 318. 321. 691. 710f..

Einzelmaßnnhmen, Einzelforderungen 78,

93, 323, 326, 335, 344, 414, 436, 500,

568. IÜ2.

Einzelwille 100, 140, 376, 381, 383. 387.

Eisenbahnanlago 232, 250, 2nL 39Q, 44L
Eisf-nbalmbau 79, 390, ML 450.

Eihtnihahnverwaltung 467. 501. 512. 556,

618. 020,
Elberfeld 6. 79. 88. 129. 108. USk 294.

4AL
Elektrische Kraft 443i
Elsaß-Lothringen 334. 520.

Emden .531.

England 5, 6. 76, 79. 83, 93, 101. 144.

2ü2f., 2bQ. 228. 262. 269. 278, 289,

290, 307. 310. 367, 395.^. 437, 481.
I 518, 554i IxiAfTMO, 659, 674,

lÜif., 704 f., Zlfi,

Engrftunüge Bauweise 29, 332, 44i 5Ü2.

Entoignungsrecht .55, 82, 83, 85, 283i
1 288, 474. 673. 610. 630, 666. 668. 674.

m2. GO I. 709.

EntwüHserung 2ö6f., 483, 582.

Entwicklungsgesetze Tj s. Natfirliche Ge-

setze.

Epidemien 77^ 589.

Erbbaurecht 43, 426, 513, 545, ß22, 633.

Erech LL
Erfurt 434.

Eridu 14.

Erlangen 70, 12.

Erleichterungen 264 f., 2fil. 336, 345,

347, 414, 669, 692, 698.

Ernährung 2D1L

Ernst-Ludwig-Verein 3^ 496, jML
Ersatzstoffe 691.

Ersparnis an Baukosten 2M, .504. üälf-,

699, 707. 711. 716. s. Bauvorteuerung.

Erstmalige Bebauung 3i8f., 3.54. 4 IM

Ertrflglichmacherei 11. 03. 32r., 333, 702.

Essen 6, 79, 168, 341, IMi^
Etagenhaus 64, IL
Extreme s. Temperatur.

Fabriken 15, .

Fabrikviertel 333, 311 f., 033.-

Fahrdamm '^64.

46»
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Fahrpreis 445^ 158 f.

Fahrrad iSÜ.
Fahrstuhl 9, lifi.

Familie 203f., 3Qlf.. :)86. ÜÜL
FamilienhauB s. Einfamilienhaus.

Familienziffer

FelixHtowe 5M.
Fenster Xilf., 48£L
FeiiKtüroberkante 18b, 303.

Fenstersteuer 588.

FemRCHrhäfte [577, :}9^ a97.

FernlnM/uiig iUj").

Festhalten von Baugelftnde UZ^ LLL 1'^.

131, V^2. Ii2.

FestUiiidiM-lier StAdtehau s. Kontinent.
Festuiijcsaiifliissung 129^ 169, 176, QIL
Festungslmu '2}^ ^ 'jh. 57^59^ 63^ 272.

274; a. Rinijm.iiier.

Festungshauraeister 59j 63.

Fe8tuiiK''^tii(]te 29, 35, 59, 128, lÜ8f.,

Hilf.. 21L 236, 27£ 5fil.

FeuergeschüU 35, 59, '274.

Feuersgefahr, Feuersicberheit 2ä, 117.

157, 2äL 305, a2öf., 345, 348, 555:

SZ; 65L ÜMf., 669, tia2.

Feuertaxe 146. 152.

Finanzierung [89, 396 f., SOS.
Finnland 648.

Flachbau 5 f , 14, IL 20. 86, 101, llBf.,

121^ 136, 178, 2Wf., 283. 316. 323.
327. 347. 417. 437. 444. 492f.. 496l
541, 575 f., 632, 637, ^ 70L 710,

716; überlieferte Hausform Deutsch-
land.

Flachbaustrafien 2r>.'^-

FormalismuB 378, 383, föT, 717.

FortKchritf« im WohnJingswesen 245f.,m ;is2, m 423, iiii), 474^ 48i,
495 f.. -mt, :MK'mf.. 554. 562. 568.

576 f., 589 f., m 632. 6^ML 64L
Ößlf.. 695, 697, liMf., s. Grundlagen.

Frankfurt a. M. 6, 42, 79, 292, 432^ 544.
aüli, .")i)S , r)7L' .

Frankreich 5, 61, 66, TT, 76, 80f., 93,

202. 2.36. 309. 375f.. 3^ 520, 580,
616, 023,m 702, 714f.

Frnuj^nbewegung 711.

Freehuld ")1)6.

Freiburg LB. 514 f.

Freifläche, öffentliche 29 f., 41, I2f), HiS,

177. 208, 232, 235, 25L 286, 320,m
.^23, .533. SliZf., 521 f., 586. 590. 609.

621. üäfi. 663. 709; — private 14,

45, 76j 79f., 12lf., I25i 2^ 208,

213.^57. 268. 303. 320. 332. 3-11, :U9.

354. 470f., 484 f., 4Ü2, üilf., 62h f., 536,

541, 550. 571. 590. 609. 636. 639. {jÜT.
655, 7lOf.

Freijahre s. Begünstigungen.
FriMzngigkoit, Ht'schrünkung 688, 697.

Fremd« Zuwanderer 370. -li^O.

Friedrich L fö, 66, 4ÖL
Friedrich II. 65, "56, 478, 497, 51L

Friedrich Wilhelm, Kurfürst 66, 67, Z£L

Friedrich Wilhelm L 65, 66. 6L 432.
Friedrichshurg GL
Friedrichslhal 4Ü7.

Frontlänge 45, 52.

Frische Luft 2Qöf., 2M.
Fiiggorei 246.

Fuhrwerksvt^rkehr 25(L 258, 2fi4f.

Funktion der Miet« 103.

FürstenabsolutismuB 17, M.
Fürüi L B. 171. 167. 215, 360.

Garten 29 f., 45 f.. 80, 176, I80f.. 517,

8. Freifläche.

Gartengang 264.

Gart^'niontpnput 464.

Gartenstadt '2^)8, 479, 590, 605.

i Gartenvorstadt ISOf , SSl.
I Gasleitung 2)iS.

Geliilndeal.Htand 25L 2fi3, 592, 6^ s.

Baudii'htü.

Gebäudegattungen 19^ 283, 335 f., 668 f.,

693. 695. Z1£L

Gebäudehöhe 15, [T, 20, 22, 25, 56, 60,

71. 92. 108. 117 f.. lati. 174, 2-'9. 245.

26"4.~mf., 3afif., 353, 494. m MlL
668. »m 695, 70l.~703."7lÖf.

OeMud .'Stellung 39, 257, 263^ 350, s.

Orientiening.

Gebundene Wirtschaft 127.

i Geburtenhäufigkeit 166. 168, 171^ 212,
218.

,

Gegensatz zur natürlichen Entwicklung
t 7. 84. 87. 103. 108. III. 114. 118.

124, 12S, ISÖT 133. 134. 154. I63f.,

167. 174. 178. 192, 201. 2U2. 229. 238.
I 306. 344. 349. 364, 390. 399. 415. 495.

509, 576j 580, 593, m. 713; s. künst-

j

liehe Faktüron, Wirtschaftlichkeit

I Gegründete Städte IJ, 41, 41)6. üiÜL

Geheimhaltung der "Bebauungspläne 285.

,
üeländeaiisniitznng, Verhältnis zur Be-
bauung 2.")S, .">42. 571

;

s. Ausnutzung.
I Geländeblock >», 242 f.. 356, 038-

{

GeländeerschlielUing ;iü, 42, 177, 236f.,

253 f.. 251», 283, 285, 347f., 414, 44a
I 46C). 4r.r). 4113. 538r554.57i,:iBaf..öü^

67U, 080, 703, 710, a. Bodenaufteilung.

GeTHlohn öü.

Gemeinde, Bodenpolitik 87, 183, 185,

2^ 228, 239f., 256, 269,

306, 315, .340 f., 353 f., 362, 429, 438,
466f., 471, 514, 518, 553, 56<>7TS
Ü32, iM, 641_, .647. 657. 676.

680 f., 704 f.; Bautätigkeit 3ir>, 318, 514,

597. 602, 618, 632, 641. Ü8s, ÜÄif.,

. 704f.; Bebauungsplan 88 f., 55p; 231 f.,

236 f., 256 f.. 2ülif., 348^ 580. 639,

709: Realkredit 40517 417 f., üli f-,

683 f., öai. 704f.; Verkehr 260, 276,

443f. 453 f.

I
Gemeiner Wert 397, 433.

I Gemeinheitsteilung 2äL
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Gemeinnützige Bautätigkeit 406,465, 474^

50L M3, 59L 605, GU, illL üSQf-,

ßOBf., 705; — neuere Betleutiing 554i

ZMf^ 112. , i

üemeinsame Anlagen s. tote Aufwen-

dungen.
Gem»?insamf> Mauer VT. öSS.

|

Üemeinsiedt'lung LIL !

Gemischte Bauweise 245. 25!L

GemtHchte Landbezirke 487 f., äÜ3f.

(urniHohte Unternehmung 413.
\

tieiieralbebnuungsplan 2BiL I

GeneralkoHUiiission •292, 454, 409- .

Genf 6, 497^ 616 f. i

Gent 36^ 76, lOL 103, 2ilL

Geometrie, geometrische Figur 59i Ü3i

69^ Z4, 236j 480, fiä5.

Gerade Richtung der Straßen ^ 23L
256, 272^ 276,. 524, fiÖü. 1

Gernentzsches Dach 500,

Gerinsistwohnung m), 373, 515, Ö54i 603^ ,

61'S. 704. I

Ge8<-hi\ftt,stranen, -hezirke 8, lOfL IMlf-,

lltS. 223. 2:>9. 333. 3t)7. üül.

Geachicbte der ^tÄdtischen Bauweise 213.

GeBchlecht^>kranklieiten 2liL

Ge»i-hlossene Hauweise 270. 332.

Ge«i liloftbene Umbauung 250 f., 52i.

Geschoß iüL
Geschoßzahl 56. 337. 353 f., 680.

701. 703. nof.
Gesetze, natürliche 7, l2fL

Gesundbeitsbeamte s. Medizinalbeamte.

Gesundheitliche Verhältnisse 206. 365i

4SS, 582, 6Ö9, 64L 709 f.; s. Hygiene,

Mediznialbeninte.

Getreidespekulation 98, 3fi3.

Gewachsene Städte; s. gegründete.

GewGfbeaufsipht, Berichte 1%, 4tK), 515,

Ö31. ri32. r>3ü,

Gewinnlose BauUitiiikeit s. Bautätigkeit.

Glasgow 578, ÜQSJ, »M, Hl.
Gleichartigkeit der Entwicklungsbedin-

gungen 7, 595. IH.
Gmiudarüdorf 538.

Görliü 42, 318, ilL
Göteborg 6, 638, filL

Graz 6, 21Ü.
Griechenland 18, 4fiCL

Gronau 176, 412.

Gronauer Wald 317, 482, ML
Groningen t», 36.

GroÜbanken 141^

Grofl-Berlin 101, 128, 138. 286. 342,

Groß- Berliner Verein 558.

Großgrundbesitz 242, 427, 463i^^
586 597.

GröBbaus 324, 328. 336, M4. 416.

Großindastrie 75, 79, 481, 496. 508. 519,

32. 681.

Großkapital 129, 131. 137 f.. 159. 388.

423.

Großstädte 18, 208. 211 f.. 223, 440, äZfl.

Großwühnung 9, 14^ 22, 84, 178, 183i

209. t)88.

Grundbesitz 5, 17, 43 f., 53, 72, 74, SÜi

g. Gelilndeerschließung; Öffentlicher

Gnituiltesifz ;
Eigenliauserwerl«.

Grundbuch-Keitwechötjl 142, 3b3.

Grundbuchwesen 82, 88, 96, 99, 104,

138 f., 14L 1^'-. 155, 168, 325 f.,

42Ö. 593, öSa,
Grunderwerbsfonds 568. 570-

Grundformen der Stadtanlage 2aL

Grundlagen, unangetastet IL 93, IMx
237, 323, 32iL 34^ 397, 414, 436,

.-,:,4, 632, 702.713; s. EinzeltnaßnäTimen.

HeBi%ening, Neunzehnt«?» Jahrhundert.

Grundrente 44f., 6üf , 88, 92, iMf.,

123. 12S. 133. 152, 202. 385. 479, üa4,

Grundrentenanstalten 41L
Grundstückskrisen 13L 133, 153i 163,

397. fi3L

Grünstreifen 257iÄ i>10, 60f),

Grumienbau 317. 331.

Gudea Iii.

Gute Stube 211.
GütorhefOrderung 457.

Güton>chläi'hterei AHL
Guthaben l.')?.

Gutsbezirke 681.

Haag 6, 80, m m
Hagendingen a3ü.

Halberstadt 22IL
Halhdauerwnhnungen <)02, 698.

Hullilänüliche Siedelung IlIl

Halboffener Koihenban 33L
Hallem .,,o
Hamburg Ii. 79, 103. 157. liL 24r, 342,

443. 540. 5W, 5ÖiL

Hammurabi 12.

Hampstead 1^
Hanau 70.

Handelsspekulation a2f., 1Ü2, 595.

Handwerkngatisen s. Lokalisation.

Hannover 0, 182. 212. AQfi.

Harlem 36.

Hauptstraßen IL 20, 25, 69, 24.

Hausbeaitz, individueller 17^ 4üf., 72,

79, 149, III f., 17Lm 212, 229, 24L
257. 315 f., m 4l5f., 463 f., 575f.,

617. 716: 8. Eigenhaua,

Hausbesitz, mehrfacher, spekulativer 23,

46, 90, 92, mf.. 149, IMf , 156, 158,

Ifiaf., 185. 202. 208. 22ij, 34j. 37g,

41Üf., 437. 520. 532. Ü23, G34, 050.

687, 689. 717; Mietsermäßigung ka-

tastrophal 132. 133, 39iL

Hausbesitzerprivileg 2IiiL

Haiiftbefiitzerverein 133, 149, 411 f., 41fL

HauHeren IS^

Hauserwerb 53, ^ 92, 189i »• Eigen-

baus, Ansiedelung.
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Hausfonnen 4 f., IL 22, 47 f., 62 f., 78 f.,

83, 89f.. SM. IM 107 f., IlSf.. 13^5,

136. 146. IMf., 189, m 22G, ^
306. 31äf., 323, 328. 335j 4m, 509,

521. 5Mj 5^ r»76f.. 595, 023. «j^iS. ML
648. 669. 080, 695, 703. IlÜ f.

;
Bedeutung

der Hausforinen «, 58, 7«, Ifif., 103,

108, 121. 1 49. IS9. 'J02. 208. 257.

5ÖT; 3(K3, 31 T), i2h, :{47. 3C4. 384, 391.

4 15 f.. 43L Iii 493 f., 511)7524 f.. 552.

58Oj5!at)2L63L65L0^ 710.

714

:

llaugformen und Bebauungsplan 7,

229. 238. 253. 695. 710; s. Kealkredit,

Deutschland.

Hausgärten 485; 8. Freifläche.

Hausindustrie 16lj 217, 371.

Hauskrodilgenos^enscbaften 550. 593. ßaL
Hausparzelle 4IL

Hausplatzrente iD&f., iSQ.
Hausbinann 82.

Hausstandsziffer 110^ 165^ 16L 211. 643,

Hausleilung 17, 50, 30^585^,H HÜ-
Hausverwaltung 117r7"^121. 297. 325.

Heerestauglichkeit 217.

Heerstraße 34i üL 2fiQf.

Heimarbeit 161^ 217, 371. 476.

Heimatschutz 285, 378, 499. üiiL
Heimstätte 476, 547, 6:^7^694. 698.

Heinrich 11 6L Zlß-
Heizbares Zimmer III f.. 1^ ISO.
Heizung 'MV:t. ÜflÜ.

Hellerau m, 3iiL
Hcraufzonung 3.39; 8. Ausnutzung.
Herbergen 557.

Herbergswohnung 322.

Hermannst.adt fi.

HorTHcbaftlicbe Wohnung 8. GroBwohnung.
Henekiel \K
Hessen 292, 334, 36L 397, 409, 413,

472. 496. 53L 558. 569. 614.
Hippodamos lüf,

HirHcliberg A2^

Hochbahn Ul f.

Hocbbauer 240, 627, ffiS.

HocbHcbuIunterricbt 87. üßä.
Hofland s. Innengelände.
Hof»traße .38, aiiL
Hofwobnung 24, 90, Uäf., 2ö4f., 241,

298. 313. 339; System öSL
Hoher Bodenpreis 5, 101, 122^ 238, 41^

494. 572, 595j ßLL
Höherer Bau, höhere Miete llGf.

Hohlmauerwerk 691.
Holzbau 6112, 698.
Holzfachwerk 4, 22, 25, 56, 331, 616.

647.

Hygiene 20 f., 24, ()2, 77 f., Qlf., 117f.,

2li8f.. 214, liüL 263i 2aüf., 289, 298 f..

328. 332, 346f., afi2. 365, 484. 489,

aaiif., 664, ZQ3. TJJj Dreizahl

und schlechte Baufonnen 78, 299. 589.

«i(U.

Hygienische Verbesserungen 206, 299,

305. 328. .346. m
Hypothek 92. 99. 138. 141. 147. 155.

aiilf., 464f.. 475, 593, 622, 644,^ 659,

687; erste Hypothek Ulf.. \bh 390f.,

396. 410. 419f., 464 f., ML «Mi
zweite Hypothek 147, 156, aülf., 396.

410, 419. 4tU. 170. «)35, 647

;

Erschwe-
rungen 026; Kriegsmaßnahmen 6!>Q.

712.

Hypothekar- Lebensversicherung s.

Lebensversicherung.

Hypothekenbanken 82, 135, 138 f.. 377,
: 395, 4mf.. .m 622, 635, 644f., 648,

I 659] — und Städtebau 403.
' Hypothekeneinigungsamt ^')H9.

Hypuiliekenrecht s. Grundbucbwesen.
Hypotbekenregulierung 157. 394.

Hypothekenspekulation HL 398. fflZi

Hypotbckentrennung 422.

Hypotbpkenverein i'M.

Hypotbekenzinsfuß s. Zinsfuß.

Idealstadt 18, 480.

Jena ">
1 Tt.

Immobiliar-Kreditkoromiasion 399.

Imposanter Städtebau 83, 86, 580,
' m
Individualismus 1^ 3«, 376, 648, 657x

703.

Industrie iL 65, 75 f., 81 f., 169, 370, 457,

464 f., 473, 4^ 4S4, 508, 520f., 58L
605. 614. 621. 624: s. Kohle.

Industriearbeiter 75, 79 f.. 185. 202.

204 f.. 22Ü. 298 f.. 3KJ, 370. 454x 464 f.,

474. 490. 5l2f.. 547f.. .580. .587. 642.

Industriedörfer 77, 488, 496.

Industriebiedelungen s. Arbeilgeber.

Inlands- Ethik 581.

Innenflächen 30. 35, 45, 76f., 241f.,

245. 256. 329. 332 f.. 632.
Innengärten 30, 36, 24L IKü 639.

Innenstadt 8, 16, 62, 82f., llOf., 122,

150. 198. 210. 223f., 233, 242, 260,
289. 329, 367f.. 45L 485, 553, 52fi.

. 602. OHL 65i 6IL
Innere Kolonisation 66, 463 f.. 610, 628.

636. 643. 642.

Innsbruck 6.

Instandhaltung 117 f., 198. 247. 306. 325.

362. 3Ülf., 48r, lao.

Instandsetzung 411, i24j Ö^L 709; Zu-
schüsse 3ü2, IDIL

Institutionen 2f., 7, U, 39, 43. 54, fil f.,

78, 87 f., Sä. 100 f., 108, 138 f., 147,

163i IM. 20L 210, 223 f., 229 f., 27'9r,

306. 322, 326f., 347 f., 375f.. 463f..

488 f.. m 55L f»66f.. m 595.

629,639. 618. 662. 694. 702 f.. 704. 213.

I
Intensive Hauweise t-lZf., 214.

i Interkommunale Verordnungen 224. 285^

I 352.
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jAnköppinpr 6, H37.

Ipswich .")79.

Irland 578, 610^ QäÜ.
Italien 4, 59 f., 62, 64, 236, 585,

650. 652. fiäi

Jugendpflege 212.

Kaiser-Wilbelm-Spende 417.

KaiserBlautem IM.
Kaiserswerth ^
Kanalisation 12, 20, 24^ 56, 134. 268 f.,

483. 590. äSaf., fi2L
Kapital 23, 44, 88, llTj 138^ 14Ö, 159i

188. 375 f., 406a, iTül 475; 593, Sä£
637. 68.^ m

Kapitalabfindiini^pgenetz 477.

Kapitalbedarf liiB, 14L 14L 16L 189i
378 f.. 389 f., 406, iLL 424i Ö08, 593,
r.n. fia2f., iQSf.

Kapitalmarkt 140, 384^ 398, 406a, 415,
424. 594, (kU. ^X, lÜfL

Kardinalstraße 37, 2-lt). 2üiL
Karl Ludwig v. d. Pfalz CIL

Karlsruhe 71, 482, ühh.
Karthago 18.

Karusselfahren 277.

Kaaernierting^irente 107.

Kauf bricht nicht Miete 4A.
Keilfühning der Freiflächen ii32i

Kellerwohnung 23^ 173, 213, 300, 42Ö.
Kettengeschftfte 140
Kiol 13i 185.
Kinder Hiö, 2^ 207 f., 215f.. 245, 258,

488. 492. 517. 524, 589. 621. ML
Kinderreiche Faiinlien 189^ 37L

524. 539
, ß2i.

Kirchoiihau 20. 57, 66, 271_, ML
Kioshi^che Nationalö^uomie 95, 12fi.

Klauseln IIL
Kleingärten 48.'^-

KleiiiK">nd8t0ck 22, 43,

Kleirifiiiter 463. 49L 610, 636. ML
KleinhauH 5 f., 14^ 45. 52 f., 69. 72, 79,
85 f., 134^ 146, 167 f., 208, 245/7^257,
284. 315 f.. 387 f.. 4ÜL 415, i^L ^Blt;
482, 400. 496, 511. 576. G3G. Cvt7,

658. 710: Definition 3;iL ^40, jQO;
als Mietwohnung :r2( ). 417

,
40:}. 549.

Kleinhausbau und Kealkredit IK!), -102.

4iüf,, 42ij rm.
KleinsiedelungHgesellschaften 469. .549.

ÜS3.
Kleinstädte 335 343, 466, 470. 477^ 567.

6üßf.

Kleinst« Wnlmunff 17S.

KleiüHteinpflaMter 2t>9.

Kleintierzucht 486.
Kleinwohnunsr L Iii ^ 50, 75 f.. 84 f.,

lOL 132, NU, m f.. I85f.. 209, 223,

2g4, 30f)f.. m3i5f.. aaif.,m m,
57 1 . 578. 613. 71 1

:

8elhstfindi(;e Form
»i, 52, 78f.. 89, 119, 30«, 325; 31f;, 198.

580; Definition 337j s. Abneigung.

I

Kleinwohnungshezirk 264.

Klima 4 f.. 14, 23, ^
I

Kloaken 20, 2i.

Koburg 47!?"

Kohle, Koblenindustrie 532, 5^, mi
693. üSa.

Köln 6, 16, 24f., 36, 40, 46, 56, 79, 5i3,

167^ 197, 338, 357, 514, öTL
Kulonialgründung 20, 30, COS. ii,')S.

Kolon ialst&dto 4l_,

Kolonnadm 2CO.

I

Konfessionelle Vereinigungen 205. 560.

1 Ü22.
' Könipsherg 571^ 693.

Konjunktur 3, ^ [12, 130, 133. 153,

Uäö. 188, 192, 398, 43L 596i fallende

, Konjunktur 133, 399, 437j s. Künst-

!
liehe Faktoren.

[
Konstanz ilä.

;

KontincMitaler Stüdtebau 6, 78» 580, 702.

I 713f., 212.
Konzentration 5» 18, 21. 79, 108, 'jJSL

Konzentrische Stadtanlag«« 83, 231.

Koponlnigon 6, 633.

Korridore s. Tote Aufwendungen.
Kraftwagen 449.

KrankGnhaii*.er 2Ü5-

Krankonkasbon h. Ortskrankenkassen.
Krankheiten 20Sf., 304, 422.

Kredit SH, 379 f.. 384, 683 f.

Kreditbürgschart. s. Bürgschaft.

KreditgeseilHchafton 624^ <i28.
'

Kreditnot LÜ2, Sütif.

Kreditver«ine 634^ 642, 648.

Kreisbauverein bML
Krenzgrundrilä öLbL

KriegcranHiedeliing 474. 476f., 518, 560.

t) 1 4

:

ältere Zeit 478-

Krleg^ereignisse 127^ Hiä, 189 f., 199,

224. m 399, 40L HS, 425, 448, 474,

476, 486, .554, 5b0f., 591. (.11, mT,
mf, 638, 6(i2, Ü2af., 202 f.

Kriegäkredite 389.

Kriegswuclieraint 486.

Krition s. WirtHchaftskrisen. Grundstficks-

kri.>.<.>n.

Kronstadt 6.

Kruppsche Wohnungsbauten 2ü7. &22f.,

568. 092.
Kuliisrhps Maß Apt Bauordnung 33S>, 253.

Kultufi der Straüe 64, .S4, 1J7, 22!», 231 f..

253. 299. 357. 013, 621, Ü30f., 636^

670, 703. 21fi.

Kündigung 540, fM.
KQnstlerische Gesichtspnnkte 39 f., 62 f.,

227, 235, 25J f., 270f., 284, 320» 323,

!
332f., 342, _195, 50S, 6517 562, 586,
631. G93. THii a. Ästhetik.

Könstlicho Faktoren 7, Mi Ö7i QOf . 05,
103. Iu8. Ulf., M«i 124, lälf. 141,

153f.. 159. 162. 174. 178. Iij2. SÖTt
229. 239. 30iL 349, 384, 415, 576, 580.

621. 636, 695, 703, m
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lAdeii 260. i2i
Laj^a«ch Iii.

Uße IM f.

Laiiiprecht 515.

Und 218j 488, 490, 587, 609, 627, 645,
6KI. 691. TLL

Landablretm.R 269^ 282 f., 288, fiülL

Laiidl.ehcliaff.ing 474, 573. 6^ 694, ZÖÜ.

l^nd^'obaiiktiii 402, 4<U.

IjandeHhnuOrdnung 336 f.

LaudeftfürHtliche BantStißkeit 28, äüf.,

222. 241. 271. 278. 4S0, 497, 567, 585,

fi23.

Landoskaltiirrontenhanken 402, 408, 472.
475.

LandesveroicheningsanRtalten 403. 406,

.563. 614.

Lim<le8wohnuiigsinspektion 361

Landflucht 432 f.

LaTi(]);fmeinden 681.

Landliaiivlieliauung 332.f., 483.

Landbauüspekulation 124. 131. 322.

Landindustrie 65, 67, 473. 488 f.. 491,

494. 497. nra, n49.

Laii^iche Bauweine 47, 212, 343, 488.
49') f.. 56 J, 564, 570, 609, 617, ^
662. 712.

Ländlirhi's WohnitngBweHen 202. 212 f.,

335 f., m 435, 4«*if., 413, 4SI f., 5C^
545. 548, :.77. Wi), U14. 030,
647 . Bös; 112. .

Landüefenuig 474.

UndHrluiften -.m^ 402, 475, 634, ßJiL

Landsiedelung h. Siedelung.

Landwirtschaft 16, 29 f., 42 f., 48, 6L 8a
94. 105, 122^ 152, 213, 218, 291, 'Mi
38L 403, 419, 424,m 474, 479, 4H7f.,

495. 549. 587. 591. im, 628. 641f.,

647, 658. fii)4.

LandwirtschaftsminiBterium 501.

Landzulage ». Eigenproduktion.
Lnn-jc der Wohnstraße 252, 2fi3f.

Laulion 42^ 584.

Laubenkolonien 485.

Laupier 237.

Lausnnno 020.

Lavalefta 60.

Lea^e 4J7, 596, IQiL
Lebenshaltung SO, 1_60, 202, ällL
lyebensveraichening 417. 475, 484. 544.

628.

LediKonheim .556, tiQ4f., 614.

Leeds Oj

Leerstehende Wohnungen 133. 191.

Leeuwarden 6. 2ßi,

Lehmbau ."i04, QU 1

.

Leipzig 6. 79. 103. 407. 411. 482. 485.

542. 553.

Leitungen 20(), 268.

I^flnncp 465.

Leopold T. Anhalt-Dessau fiL

Letchworth SQ&
LeverkuBen 531, 539.

I

Lichthofe ZQ3.

j

Lindau 42.

;

Linz 6.

Literatur 10, 18, 25, 40, ^ 74, 230^
235f., 240. 367, 377, 49(17586. 642,

7(J2. 713, 7157r
Liverpool 6, 442, 481, 578, 600, 602, 605.

Logierhihiser ()04.

LobnauftreiUung 161.

Lokalisation der Gewerbebetriebe 32,

äfif.

London 6, IMi 2^ 441, 576 f..

582 f.. ähfif., 596, 602. 604, 609. 112.

Louis-Philippe 82j

Lübeck 36, 24L 275, 472, bSL
Lücken im StraRenztip 260.

Lückenbau llOf , 114, üilj.

I

Ludwigsburg 2£L

Ludwigsbafen 286, ITjB.

Luftraum 187. 2o4, 209. 304, 338 f.. 3fiL

Luftziegel 14.

Luftzufuhr 2ÖSf., 235i 247, 263, 304,

331 f., 3föi mau ZIL
Lüttich 36, 101^ lQ3x

Lyon &L

Magdeburg 6. 36. 67, 174. 410, 571,

Mainz 2aL
Malmil Ü
Manchester 6, 442, 578, 583, üQ2.

Manhattan 6, 049, ÜM.
Mannheim fi, 00, 72^ 79, 241^ 286, 342,

43.'), 482. f)09.

.Mansarde 2M.
Miui.Hio 52.

Markt 4Qf., ^7.
Marktgnngigkeit 332, 345, 349, ML
Maüverliflitnishe 270, 323,

.Materielle Verschuldung 312 f.

Maiierbau IQ f., 5L
MauenstArken UT, 328 f., 335 f., 349 f.,

500. 504, 590.

Mecklenburg 472. ä£ü
Medizinalbeamte, Berichte ifilf., 494.

503, .557.

Mehrwertverschuldung 381. 6&L
Mehrwohn Uli gshaus 7, ^ HL 1^1. -83,

298, 31Üf., 513, 588, Ü02f.. 64S, HL
Melioration 411, 424, iI2,

I

Meliomtionshypotlipk 420f.

!
Merkantilismus Ofij 370.

1

Merkhlüller 303,

I

Meteorwassor 2fiL

!

Mettlach Q22, M2.
i Mexiko Qlhi.

Miete s. Wohnnngsmiete.
Mieterschutz 689 f.

.MiethauB = Mietwohnungshaus 293, 310;

ft. .MehrwohnungshauB-, «=» vermietbares

Einwobnungbbaus 320. 417, 463, 549.

MietsbeihiKe 6.39.

Mietseintgungaamt 689, 701, 708.
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Mietserlaß 2ix

Mielska»erne 23^ 80, 84, 89 f., 108f.,

HZ f., 131 f., Ufif IMi 18öi2Ql f., 2fi}if.,

229. 239. 294 f., 306 f., 328 f.. m 3tU^

390 f., 414, 43L 444, 494, 509. 595. t)13^

r>21. (537, tihl f.. fVrij 717i »TEindringen.

MiettJüteuer 438. 461^ 686.

Mietsvertrftge liM.

Mietwohnungslians s. Miethaas.

Milwuukee r>48, 6^3.

Minderwertverechuldung 381.

Mindesthöhe der (iebäiulo ßJL

MinisterialerlasBe, preußische, betr. Ver-
besserung der WohnverhJlItnigse 414.

566. 06 f: betr. Bebauungsplan 2681.,

282. Kieinhausbaa 347i BPO. fOr das
platte Land 341. 499; Arbeiterrenten-

giuer iMf.
Mitarlieit des Ansiedlers 691. 693; der

Aligemeinheit 705.

Mittagspause 4.>1 f.

Mittelalter L>7f.. »ü, 74^ 222» 237i 260j
270, düiif.. tasT

Mittelflügel aüL
Mittelwohnung 183, 225^ 346» 4^
Möbel '20^2, 3fi5.

Model-Dwelling :m.
Monotonie 237, 332.

Montpellier 52.

MonumentAlbau 18, 270f., 325^ 481^ 501.
:")8.'), 6f)(>.

Monumeiitalit&t im StAdtebau 71^ ^
325, 450, 580, 71L

Mülhausen L E. 52Q.

Mfilbeim (Ruhr) 4n, 484.

München 6. 79, 103, 187, 202. 289, 318,

3fiif., 3727 384
, 3977408, 482, o52,

M. -Gladbach 420, 544^ 500.
Münster L W. 215»
Muster- BO. M2f.

Nachahmung 78^ 87, 92, 93, 580, 714.

Xarhhypotheken 395.

iNapolenn III. 82f.. 238. 375. 623. ZLL
Nationalökonomie 95, 378.

Natürliche Kaktoren 95, lOö, lU, 114,
153, 158i 201, 713^ 8. Künstliche K

Natürliche Gesetze 7, 95, 103, 125 f., 1^
155, 1G2, 174. 576, "7T3: s. G^nsatz,

Naturrecht tiL

Nebenrilume 186, 303, 315f., 337, 3ASL
Nebenstraße 32. 37; s. Wohnstraß«.
Neubau 391, 420, 686 f., 69ii Ä s.

Stenerbegünstigungen.
Neabanbezirke 5f., 83f.. HO, 122. 1^

13S, 150, 167, 172f., 1877T m
-m. 238, 253. 279 f., 300f., 327, .344,

;i49f., 35089. 485. .571. 576. 616,

671. Ö8fL
Kenrhatel ß2L
Neukölln 410, .^M, 6^
Nenmfihl 53£L

Neumalta fiO.

Neunzehntes Jahrhundert, Gnindanschau-
nngen 75 f., filf., 222, 232, 238, 279.

306. 322, 327. 335, 374, 386, 420, 45Ö,

47.3,493, 519. 567. 580, r)89.613,Ü24,627,

j

630, 633. 637. 65G, 671. 703, 714f., ZlK
: Neu -Orleans 653.

I Neunippin Gi.

I Neu-Seeland QhiL

j

Neoß 41Ü, 417^ 544. 5^ 512.
' Neuwied ZÖI

]

Neu York 5 f.. 441, 648 f., fiöJ f., 652.
. Newca.stle u. T.
' Niederlande 5f., 35, 55, 77, 86, 178, 2Ce,

206. 249. 263. 289 f.. "322. 349. 394.

403. 443, 549. 562, 583, 630. 650, 655,

674, GüÜf.. 115.

Niederlegung 83, 85. 289. 373. 582. 591,

602, 668, 709; s- ^^^öT^nungser8atz.

Niedrighaltung der Bodenpreise 5^ 229,

238, 253, 476, 553. 572, 593. 711.

Nippur 15.

Nordbausen 513»
Norm 378.

Normalbauordnung 279. 347.

Normalisiernng der Baustelle 45, 246.

656; — des Bautypus 144 , 345X7351 f.,

I
680, 699, 711.

NormalWohnungen 2.

NonicOpping 6. 637.

Norwegen 5, 646. IQL
Notwohnungen 681. 688, 697.

Nürnberg 6, 36i 129, IlL 215, 291, 361,

397, 582.

Nutzland b. Landzolage. Eigenproduktion.
NOtslichkeit und Schönheit 63.

Ohlasten
Obrigkeitliche Eingriffe 14,61. 628, 703 f.;

8. Vereinfachung.
Ochsenfurt 34, 37, 225.
Ofen 178, 365.
Offenbach
Offene Bauweise 242, 269, 331. 607
öffentliche Geld- und Kreditmittel 11,

388. 405. 424. 475. ,508. 512, öOjr;
614. 618, 631, 641, 647, 657, 671, 674,
68Ö: mV, 696 f.. 698. 70l7li^r

öffentlicher (Jrundbesitz 11, 55, 566f.,

5lDf.. 6^ 641.

öffentliche Kreditanstalten 407, 424^ öafc.

Öffentliche PlÄtze 40, 59, 62,^ 83.

2h2, 497, 523, .566, 58fi, 594, 656; S-

Markt, Brunnenplittze.

öffentliche Straßen 39,

Öffentliche Verkehrsmittel 440 f.

OffizialismuB 717.

Oldenburg 112.

Omnibus ÜL
Organisation 693, 695, 703, 717.

Orientiening der Straßen und Gebftud»
25, 32. 40. 257. 264. 349, 499, 047. 2il>
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Ortaerweitoningspinn ?85.

Ortekmiikenkas.se 188, 206. 21iL aß2.

OrlBpolizciBehörden 279, 2Hlf., Ö63f..

()74.

Ortfistatut 282, 2M.
Orteverwaltung 59L
Osnnhrflck ML 347^ AÜL
Osten V.)Ul. 406. iäL
Ostlage s. Orientierung.

östferreich 5, lil3, üML
Ostpreußen 291^ 343, ÜMi 165, 563i^
P&cht, Pachtland 463. ^ 492. 610,

602.

Palästina IB.

Palma Nova 60. 2IL
Papiergeld 99. atÜ
Parallolstraße aL
Parih 6, 36. -^f). 61 f.. SJf.. 86. 203.216.

580, 623. ßili lüL
ParEs 234. 585. 594. 656l » Freiflächen.

Parkstraßo 2fiL
Parzellierung 5. 44 f.; s. Bodenaufteilung.
Pf)r/.t'llit>rungsgeftellBchaften 144.

Patte liliL

Pergamon 2_L

Perioden dw Städtebaues 27. ZLL
Pcmtnalkrfdit :^.^>H.

Pfalz 68. 284. 409. 4ia
Pfandhriefanstalten 402, 112.

Pflaüterung 24; 8. SiraHeiipflaster.

PfpnloVi.ihnen 441

.

Pluludolphia 6j 442. 648. 652, &jh.
Phönizier IS.

Piräus liL

Pirmasens 362.

Piltsbna' il}3.

PlanmaUigkeit 13, 15. LL 1!L 25. 31 f.,

•29. ßÜf., 243. 2iS, 480. 496. 590. fiäüx

Plafzanlaffon s. öffentliche Plätze.

Platzwand Hilgen 249; ». Zufiammenstoßen.
Plauen 2i£L
PiiniuH ti75.

Point de Tue s. Blickpunkt.

Politische Zustände 22 f., 75 f.. 83. 148,

ler, 163. 1^ 22L 306. 308f., 364.

509. .m ülüf., 694. ZLL
Pommern 46.").

Port Sunlight iÜL 6üü-

PoBon, SUidt 6. m 114. 364, 412. 430.

572

:

Provinz füil. lüS.

P^stverM'altung iilL

Praclitetraße LIL
Prag 6, ÜLL
Prcisilnilerung 9L 123.

Preisbildung .5. 94f.. lülf., 221 23g,

384. 593. 621, 713; s. Auftroibung,

Boden preis.

Preußen 65. ^ 225- 263. 279. 286, 292.

334. 346. 359. 373. 387. 397. ifiöf.,

333. 464. 466f., 475^ 49L 407, SOT,

511. 514. ä22f., 2äL ÜliL 6ülf., fiiJi

Priorität 140, 392 f.,

Privatkapital 396. 404, 411 424. 442.

506. saar., üu, 67l üsil

Privatstraße s. Bodenaufteilung.

Produktivkapital 23. 44. 146, 3^ 3fi9

417. 420f., 550. 593. ti3IL

Prixlnktivlaiid h. Eigenproduktion.
PrcU-tarier 10, 22. 3^ 508.

Prostitution 211, üfiS.

Provisionen ML 419. 635, ßSü,
Public Health Act m
Quantität, Ilealkredit4i4_[ Bodenpreis 123.

Quergebände 301.

Querlüftung 209, 216, .Süäf.. SIL
337. 3ilL lili^

Radiale Stadtanlage 232.

Radialstraße

Rahmengesetz 347.

Randbebauung 242, liILL

Rasse s. VolksgeHundbeit.

Rathaus 4L 222.
Raum s. Wohnraum.
Raumgröße 120. I8L iSIf.. 204, 3f«,

.301. 331 f., 36L 489. 504, 520, i^ü.

Räumezahl IHlf ., 203. 2L1L [Ml üliL ;15L
461. 524. .035. 552. 577 f.. 649. 701. HL

Ravensburg 222.

Realkredit 5. 82. 96f.. 134 f., 137 f., 147 f..

189. 335. 3l5f., 572. .59L 593, 61L
613. 6L'L'. rrJü. Gu. 648. 652. C>'M, CT 1

.

674. 680 f.; KleinWohnungsbau 135.

.389, 402f.. 416. 611, ÖU, 634^ 64L
021,6^698. 7Qöf.,IIau8formund Re*|.

kredit 189. 4^ 415. 416, 421, .m
680; Beschränkung auf bestimmte Be-
zirke 135: Erschwerung 626; s. Be-
wertung.

RealkreditanstAlten, staatliche 409. 413.

464 f., 63^, 644. 6_LL st.ld tische 410 f.,

641: öffentliche Verwaltung 425. ti3fL

fS44.

Recklingbausen 512. 5lt>.

Kegensburg 402.
RRirhenhprg iL

Ileichctisperger 387.

Reicbskommissar .5.^7

.

Reichsvcrsicherungsanstalt f. A. 405. 547.

ReichsversicherungHamt 138.

Reichsverwaltung 407. .'>07. 511. fillif.,

ßü2f., OÜl.

Reihenfolge der Tilgung 419.

Reihenbaus 45, 47, 5^ IlL 120, 144,
24t), lüi, aa2f., ;ioa, iS2,
504. 52Sf., 529 f., 600.

Reklame 334. 623.
Renaissance 52. 278. 585.

RenttMiliank -i64. 47?S. «

Rentengut 463 f., 4IÄ. 513, 552, 624.

Rentenzuschuß 6^ 698, 205.

Repamttiren r. Hausverwaltung.
RestkaiifgcUitT LIÜ.

Reststreifen 290.
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Kentlingen 53fi.

Rhacliiti» 2Öüf.

Rheinische Bauweise ^f., 80, 88. 1^
171. 199. 295. 212.

Rheiniscber Verein 558.

Rheinprovinz 40«, 522 f., 544 f„ hiä.
Rheydt Uli-
Rhodos 18, Ifl.

Richtung der Straßen 8. Gerade Richtung.

StraßenkrQmmung, Ringstraße.

RingfQhrung 2aif., 457, iM
Ringmauer 17, 29, 35, 121. 231, 272, 584.

Ringstraße 2A1 f., 202, Uli
Rinnntein •2ß, ß21.

i

Risikoprfimie 104.

RodbertuH 3fi2. I

Rom 21 f.. 51L 428, 675j Einfluß, Bau-
weise ^ 25, 59, 584. !

Römisches Recht 44, 387, ML I

Rothenburg o. T. aüf , 37, 40, 202, 27Z
\

Rotterdam 6, 40, 86, 471L üaa,
Routine des ßaugewcrhes i U
Rücken-an-Rücken 216, SüL
RückwÄrtige Rauflucht s. Bauflucht.

Rußland tWtH.

Rüstringen AIR.

Saar-Mosel-Verein 5.58.

Sachsen 119, 196. 207, 225, 284 f., 289 f.,

334. 337. 361. 3t;3. 406. 472. 477. 485.
4'Jl. 5H. 536. 546 f., bliiL ßiA.

Sachsen. l*rovinz 467.

Sachsenspiegel 56.

Sackgasse 20, m. 242, 246, 2fi3. 28fi.

Salzburg iL

Sanierung 82 f.. 289, 374,^ 590, 602f.,

631. 6.')4. luaf.

St. Gallen G.

Sftuglingssterblichkeit 210, 212.
Savigny, Fr. C. v. 383, 2ä!L filfi.

Scamozzi 235.
Srhablone 229, 32S. 344, 355, 377, 463,

^.01. LLL
Schachbrett öy, 69, 72, 89, 238, 240^ 655.
Schaffhausen 6, 616.

SchfiUung HL 146, 156f., 392. 395. 397.

422, 635, 645, IQIL
j

SchatzungHÄmter 3ÜL Zlfl. '

Schaufensterlinie 26(1. i

Schema, Schematismus 7, 74, 90, 122.

231. 2aif.. 2li. 328. 344. 355. .386.

r>-ji, GJ7. 636, G5iL
Schlafgftnger lüüf., 194. 2Öüf.. 36L

.')20. .').'>».

S4:hlafhftu8er .'il2

Schlafraum 204 f., 3Ü4, 331, 361. 389.
520

Schlnfzeit 205, SOL
Schlußtwuten 61 f., 70f.

Schmaler Ring 112.

Schnellverkehr 103, 4i2.
Schöneberg 194^ 219, 41jlL

Schönheit der alten Städte 227, 321.

Schönheit der Straße 63^ 2ÜL
Schönheit und Nützlichkeit 63.

Schottland 209, 578, 710f.

Schrebergärten 185.
Schulbauten 494, 5ÜL
Schullasten 494.

Schupf IL
Schutz der Baubandwerker 292.

Schwabesches Ge«etz lälL.

Schwebebahn 441, 152»
Schweden 289. 474. 636. 650. 674. 701:

71.5.

Schweiz 218, 401^ 497, 562, 615, 650,m 115.

Selbständige Form d. Kleinwohnung 6, 52*

78f.. 89, 119, 309, 325, 499. 580, Zlfi.

Selbstverwaltung 87 f., 134. 177.18.3. 228.

239. 269. 2Ilif.. 306, 3411. 070, 621.

Seitenflügel 90, 3QL
Semi-pernianent s. llalbdauer.

Siedelungsbereich 5Zä.
SiedelungKgesellschaft 465, 641^ 673, fiES.

Siedelungswßsen, Mittelalter 5Si 245;
landesfürstliche» 66, 236; Gegenwart

5, 76f., S9, IC«, 12L iMTlfi^f-. lÜif.,

203. 208, 221. 227, 23L 253, 263, 281,

299, 306, 318, 32fif., 364, 387. 440,
Ifiaf., 479, 4«8, 508, 567, 576, 69L
661; jüngste Entwicklung 2^ 322,

346. 425. 473. 509, .554. ilLL MS. Wl
g§Ö. 632. 671, <m "Ü3_, 704. 213.

Siedelungszerteilung 440. 47.t

Siedlereigenschaft des Deutschen 478,
491. 650. 652. 655.

Sitzbank 261.
Skandinavien 474.

Slums 367, 581, 603, fi51f.; B. Verwahr-
losung.

Soest 32.

Sonder- BO. 312.

Sonnenlage s. Orientierung.
Sorau liiZ.

Soziale Arbeitsgemeinschaft b&L
Sozialisierung Hj 554. 693. ÖSl.
Sozialpolitik 2rri0, 509, 521, 554, 58L

5^9. 618.

Soziale Mischung 183, 309.
Spandau 2S0, 511 f., 51fi.

Spanien 450. 648. 655.
Sparkassen 400. 409, 414, 626. 635, 645,

(>47.

Sparsame Bauweise 691.

Speckle. Daniel 63, Zlfi.

Speicherräume 50, 96, 369.

Spekulation 23, 40. 69, ^ 92^ fifif.,

106 f., 128, 129a, 135, 162, 3ffi, 422.
509, 595. 671

;

spekulative Unter-
nehmung «ifi. 98, 104, Itö, 67ii B.

Bautätigkeit

Spekulationsland 112.

SpezialwisNenschaft n, 378, 380, ülD. IIS.
Spielgelegenheit 12K 12^ 2lTC 258, 663.
Staaken 51L
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Staatliche Bautätigkeit 500, 507, hll f.

StaaUjaufoicht b. Aufsichtsbehörde.

StaatBlehrn 50, fiL

Stautjikoruiui6i>ar f. d. Wohnungswesen
(Wohlfabrtaministeriuni) 347^ 352, 4^
511, 557. mi.

Staatekredit s. öffentliche Geldmittel.

Stado 490, ioa
Stadunlage 13, Ifif., 18» 25. 2af.. 37,

59, G2f , aZf., 222.
StäHtbahnen 44üf.
Städtebau 5, IT, 24f., 59. 77, 93> 108,

118. 163^ ITTj 2057^217232, 253,

306, 32^ 32H, 3Mi 44a 4G3, iM. HÜ
50JL ^ "}J!h Ö13, 62L »MO, H55, tijl,

703, 710; neuere Scheidung unter den
Ländern läi 103, 714; s. Neun-
zehntes Jahrhundert.

RtfldtebaiiÄUSstellung 560, üüS,
StÄdtebautechnik 77 f.. 83, 231,235,280,

306. 49G. 502.

StAdtejrründung 13, 4L 37, 39, 49fL

Stfldtehygiene s. Hygiene.
Stadtorweiterun» 228, 717

;

s. Rebauungs-
pla», Außenbezirke

,
Neubaubezirke,

Bausystem.
Stadtform IG, 25^ 30. 23L
Stadtmauer s. Huigmauer, Mauerbau.
Stadtschafteii 412.

Stadtumfang lÜL

Staffelbauordnung 284, 'ä2ä.f.

Staffelung der Gebäude 277; der Straße

277, 524; des Betriebsanfangs 4;')4.

SL-iMfestigkeit UT, 328, 669. 692.
Standort der InduBtrie 48H.

Stationsgebilvide dQL
Statistik 165^ 176f.; der Baustellenpreise

lülf.

Staubentwicklung 2fi7.

Steenkamp 317, 4^
Steigende Straßen 277.

Stwinlmu hiL

Stempel 2SL 395.

Stettin 340, 433.
Steuerbegünstigungen 435. 613, 624, 647,

6t)7. üüfi.

SteiuTumgehungen 137. 434.

Steuerverteilung 431 f.

Stiftungen 2llf., 270. 522, 525, 542, 605,
614. 625. MO.

Stockholm G, 037, üia
Stockwerk HS.
Stockwerksbau 17, 22, 69, 179, 2DS. 675,

702, 7UX Z15.
Stookwerkseigentum 18, 50, .^72.

Stockwerksh&ufuug 5, 18, 22 f., 72, 83f.,

111,1 16f., 140, 145 f., 167 f., 174. 2(Äf..

212, 23S, 258. 285. 29af., 3^ 32üf.,

330. M3f., 415, 484, 493, 518, 530,

568. 580. fiU), 625, IBlf., 651, 680,
695. 703, 710, HO; Unabänderlichkeit

108. 713; Euifübrung 84, ITth, UT, 239.

306; 6. Eindringen, Bauverteuerung.

Stockwerkslage 173 f., 177, 201^208 f., 214.
Stock werkszabl s. Geschoß.
Strablen&ystera 59. .'86, 65.'

.

I Straßburg 6,25,30,36.55,63, 167, 174.

Straßenbild 237, 256, 211.

f Straße ». Verkebrsutraüe, Kultus der

i

Straße, Wobnbaumäßige Aufteilung.

I

Straßenanlegung 229, 236, 245, 258f..

263. 2b\, 299, 320, 34H, 517, 523, 542,

M9,597f., 606^ 621. 67Q."6SÖ. 695. 716;
8. Landabtretung.

Straßenbahnen 441 f.

Straßenbau 21, 24, 39, 57, 83, 177, 229.

236, 258 f., 264 f., 2H]_. 299. 339, 34B,

357. 401, 450. 480. 517. 536, 542. 5S9.

j

5aif., 0<J6. 621. 627, 670, 695. 703.

I 711, 716; 8. Eindringen.
Straßenbaukosten ^ 117, 125, 177, 229,

239. 21iöf., 538, 5a2f., 621, 670, 680.

695i 711, 716; s. Aufschließung.

StraßenWite^ 25, 37, 63, 8;Sf., Oa
117. 177, 229, 237. "539. 263f., 28L
299. 330, 333, 339, 450, 517, 529, 621,
680 ffflf).

I Straßen fläche 165i 117, 238, 258, 2fil

I
299, 517. 53M. Ül^L ülü

Straßenflächenbahn 441

Straßenfiihrung 18, 25, 32. 37, 39f., S2»

83, 89, 237, 256, 260.~262. 270. 32£L
.^23. 606, 1^

Straßen gabelung 38, 225.
Strußengattungen s. Straßenklassen.

Straßengerüst 37, 236.

Straßengitter 5iL
Straßenklassen 17, 20. 25, 37» 74, 84,

90, 176, 230, 246, 259 f., 262 f., 281 f..

541. 348. 625. 670, 693. 625. Zlfi.

Straßenkreuzung -74.

Straßenkrümmung 40, 70, 238, 246, 2fi2.

274. 524.

Straßenland s. AufschlieBung, Land-
abtretung.

Straßennetz 19, 60, ^ 73. 83, 89. 117.

177, 229, 236, 28L 357, 6257^ 655,

703, 715f.

Straßen Pflasterung 24, 56, 176, 221L 2ülL

2fi3f., äülf., 670. 680, ^ lUL
Straßenrecht 39.

Straßenreinigung 2L 5fi.

Straßenrichtung r. Orientierung.

Straßenschema 19, 60, 176, 2^ li2L
Straßenschilder 023.
Straßenschönheit 63, fi2L

Straßenschweifung 40, 64, 272, 524.

Straßenspiele h. Spiolgelegenheit,

i

StrußeuHtaffelung 121L
' Straßenstem 22fi.

Straßenteerung 267.

Straßenübertreibung 253, 357, .571.

i 630, 696, 703, Mi 8. Kultus.

; Straßenverkehr 25. 150. 229. 258, 446 f..

517.

[
Straßenversetzung 276. 524.
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Streifenteilung 241^ 290i^
Strohdach 4, 331,

Studcntenwobnung 557.

Stufenbank 2&L
Stuttgart 6, ääH
Superficieu 44^ 420^ 426x
Symmetrie 19j ^Tl^ l^j^ 586^ 606,

Systematik 376i 4&L

Tangermünde 37.

Tarifgestaltung 445j 4üSf.
Taxierung b. Schätzung, Bewertung.
Taylorsystom li22,

Technik Ijf.. 378, 450» 494, 52L
Teerung 2fiL.

Teileigentum 18, 50, 322 a.

Teilhaus 4üf.

Teiltttadte HL
Teilwohnung IBI, 369, 586, 61L
Tello Ih.

Tempelhofer Feld 239, 522.
Temperaturextrerae 2^ 214, 3Q4.
Thom
Thurii IH.

Tiefbahnen 441 f.

Tiefbauer 240, 627^ 640.
Tilgung der Boden&chulden 157. 315,

385. 402. 407. 4ia 416. 418, 43Ö.

4fi3f., 093, 633, 644, ß47, ()52, fiSl;

mit Aufschiebung 418: Ablehnung 411 f.

Toc«|neville, A. de, 717-

Torwagen 448.

Tote Aufwendungen IK, 119 f.. 305. 652.
Townplanning Act 580» 590, ßöfi.

Township 656, fiöS.

Trennung von Boden und Bauwerk 44,

4klf., 422 f.; von Wohnstfttte und
Arbeitsstätte 6. W.

Trennung nach Geschlecht 524; 8. BAume-
zahl.

Treppe 50, 117f., 295. 304. 313. 318.

331, aaif., 34öf., 500,"^ Ml
Treptow 256,
Trier 4ML
Triest fi.

Trust ßöi
Tuberkulose 218-

Überbeleihung s. BeleihungshOhe, Be-
wertung, Schätzung.

CberfOllung 8. Wohnungsflberfttllung.

Übergangswirtschaft 554. 591. tilSf.

Übergangszeit 27, 59. 77. fSL

Überlieferte Hausformen s. Deutschland.
Überorganisation 622 f., 703^ 112.

Überteuern ng 554^ tiiaf., »»93, 698, 705;
Begrenzung 6H7.

Übertaxierung 117, 157, 421, 681
Überverschuldung 154^ 384, 390, 593:

8. Bodenverschuldung.
ülm 129. 247. 272. 315. 416. 432. 515.

553. 556. 509.

Umgehungen der Steuer 137, 4?U

Umgürtelung 221 f., ÖTO, 613,
Umlegung 290, ßfil.

Umi»atzabgaT)e"2Mf., 630i 680.
Uinwallung 59^ üM.
Unabänderlichkeit d. Bodenentw. 93, 1^

213.
Unbebaute Bauplätze 26, 54, 66, 6S.
Unerschlossenes Gelände 347, 5fi4.

Unfälle 258, M2.
Ungarn 614, ßäO.

Ungebeiisertes I^d 594. 659.
Ungeteilte Arbeitszeit 454, 4ii6.

Unkosten s. Hausverwaltung.
UnrentabilitAt des Bauaufwandes 117;

der Wohnungsproduktion 336. 343.
Untergnmdliahnen iiüf.

Unterhaltungskosten 2B2.

I

Unternehmung, spekulative 96, 98, 671.

Untemormale Wohnung 8, 107, 179, 198.

366, 489, 581. GQQ.
Unterschiedliche Vorschriften in der Bau-

ordnung 145, 345, 498 f., 669, 695j im
Straßenbau 348, 670, 672.

UnterHtraßenbahn 44

1

Untervermietung IBäf., 2^ 3^ 354.

464. 493. 520.
Untilgbarkeit 157, 417; s. Tilgung.

UnOberbaute Fläche 16.5.

Unverdienter Wertzuwachs 5S4.
Urbanismus 481, G28, 703. 215.
Utrecht 6. 35. 56. 76. 263. 355.

I

Valutahypotheken 425.
Valutierung 386. 329.

l Verantwortlichkeit 704.

Verbotsgesetz 342 f.

1 Verein f. öffentl. Gesundheitroflege 330.
Vereine für Wohnungsbau 550; zur För-
derung des Wohnungswesens 558, 608,

641. r>57, mi^
Vereinheitlichung der Institutionen 376.

Vereinfachurig der Verwaltung 344. 346.

351 f., 355, 628, 692.
Vereinigte Staaten von Nordamerika

7, 290, 370. 441 f., 648 f., 692.
Verfallsbezirke s. Verwahrlosung.
Vergabung von Bauplätzen 54. 62. 66,

69f., 94.

Verkehr 8, 20, 74, 230, 232, 253, 25Sf.,

228 f., 328. 360. 441 f.. 518. 609. 703, Z12.

Verkehrsabgabe 4<il

.

I

Verkehrsfreie Wohnstraße 252, 258, 268.
Verkehrsmittel 4, 16. 21, 85, 232 f., 286,

441 f., 602, 628, 640, 652f., 674j Zu-
schösse 4,')9.

!
Verkehrspolitik 85. 44

1
, 459. 62& 655, 624.

VerkehrsstraUen 9, 20. 37, 72, 74, 230,
259f.. 286, 34L Ä 450, 499. ^
672. in.

Verlorener Aufwand s. Überteuerung.
Verschuldung s. Bodenverschuldung.
Versicherung s. Schätzung. Lebensver-

sicherung.
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Versicherungsanstalten s. Landesver-
sicherung.

Verstärkung der Bodenausnutzung 3'.\3,

33üf., 339i 314.
Verteuerung s. BauVerteuerung, Aufputz,

Straßenbau, Kultus.

Vertikale Anordnung 295, 354^ 526. ZIP.
Verunstaltung 281, 285, 334. M2.
VerwabrIoHung der Wohnungen 8. 81^

^62, 367,m äfilf., 603, 609j fiälf.,

658, m
Verwaltung 7, 43^ 66, 82, 92. 100. 106.

162 f., 1777 229, 23a 262. 279, 306.

327. 388, 440, 463, 508, 554, 571, 588.
627; t±i2.

Verwaltungskosten s. Hausverwaltung.
Verwaltungspolitik 2, 65.

Vexierstroifen 2S9.

VielWohnungsbaus 5^ 84^ 20Sf., 211. 213.

414. 437. 484. 493. 631. 656. 672. 680.

703, m
VierfamilienhauB 291, .317, 503, 528.
Vierspänner 170.

Vierwobnungsbaus 171, 294, 315, 493,
5Ü4-

Vircbow 280, fiLL

Vitruv 23724. 323, 675.

Voiksge«undheit~^Of., 485, 5^ 8.

Hygiene.
Volksverniehrung 3, 208 f.; s. Bevölke-

ningszunabme.
Volkswobnung 9, 86, 17U 223, 346, 578,

580. r)91, 625. 632. TW, 710f., Zlfi.

Völpke üüJ.
Vorbauten J2Ö.

VorbebaltBgelftnde .567.

Vorderwobnung 174.

Vordringen des Einfamilienhauses s. Fort-

schritte.

Vorgarten 264.

Vorkaufsrecht 44,^ 474. •

Wahifreiheit in der Bauordnung 3^R
Waldbestand 232. 235. 483. 545^ 569.

Wandschränke 2LML

Wasserläufe 277^ 480-

Wasserversorgung 17, 20, 24, 42j 56.

300. 5Hlif., ÜSIL

Wasserstraßen 412.

Wege s. WohnbaumäUige Aufteilung.

Weinberge 30, 40-

Weinbrenner 3212»

Weiträumige Bauweise 166, 332. 483.

542 579.

W^eiiiilumigkeit 16, 29, 32, 36, 45, 332,

592; scheinbare Tfi-*^

Werkswohnungen 507, 520, 53fii

Wertproblßra ^»5, liäL

Wertspekulation 02 f.

Wertsteigerung des Bodens 694.

Wertzuwacbsfeteuer 434, 594.

Westfalen IJjS, 171^ 175, 196, 2^ 225,
370. 408. 466r748n. 531. 51iL

Westfälischer Verein 558i
\Vettbewerb, zweiHeitiger 126; s. Ein-

seitige S.

Wich 47, .332, ÜlfL

Wiederaufbau 626, tM. IÜ2.

Wiederkauf 44, 432, 4LL ölfi.

Wien 6, 83, 119. 155. 202. 215. 301,

443. 61.3.

Wiesbaden 235, 3f&
Wildes Bauen 289 f., fiZ2.

Willkürliche Maßnahmen 7, S&f , 108,

IIS, 124, 133, 141, 153, 156, lfi2. 174,

177, 188, liJ2.^ 229, 2W, m\ 315,

328. 342, 378, 384, 415, 508, 5IiL
Wirtschaftliches Denken 377, 378. .504.

Wirtschaftlichkeit 80, 92^ 115 f., 133,

UL 148, 154, liiZf., 162, 193, ^
238. 256, 264, .318, .345, HL 423. 496,
504. 54L 544, 553, 5^ .576, 621^ 652,
670. 682. 707. ÜK

Wirtschaftsheim Stätte IZfi. 633, Ml, ülLL
Wirtschaftskrisen 75, 130, 133, 154. 163,

192. 398. 493. 'M.
Wirtschaftswege ()80.

W irtschaftswidrigkoit 238, 305, 335, 4J5,
576, 621. 703; s. Künstliche FT^

Wismar 36.

Wissenschaft 10, 18, 25. 40, GQ. 62. 74,

104, 126, 235, 237, aiüf., 383, .H87, 448,

580, 586,"ü247"G27, 630, 702, 714. 717.

Wocbenmarkt 4_L

Wohlfahrtseinrichtung -öXQ.

Wohnbaumäßige Aufteilung 223.. 230,
245 f., 253. 262 f.. 318, 346, 'ihL §24^
568, 630 f.. 64.5, 670, 711, Zlfi.

Wohngang 171, ILLa, 241 f.

W^ohngescbosse s. Gebäudehobe. «

Wobnheimstätte 475, 633, 647, filM.

Wohnhof 38, 242, 245, 249, 2fi6. 310,
515. 524. 535. .542. 606. öaL

WohnkücEe 318 f., 504, 034^
Wohnort s. Wohnstätte.

Wohnraum 179, 711

;

s. Wohngröße,
RaumgrOße.

Wohnstätte und Arbeitsstätte 85, l5Ö,^ 231, 360, 371, 444, 454, MI
491, 656.

Wohnstraße 20, 32, 38, 58, 63, Z4. 84»

86, 122, 150, 23Ö, 23üf., 245?.. 2fi2f.,

.321, 330, 341, 348, 482, 518, 524, 536,

606, ÜTO, 672^ 680, 695, 711, ZlÜ.

Wohnungsabschluß 294, 313.

Wohnungsämter 359, 3ii2f.. ÜSS.
Wohnungsjiufsicht 2hSi{., 373, 631, t>71.

WobnungsauBstattung 8, 9.

Wohnungsausstellung 608.

Wobnungsbedarf 188, 192, 223, 2Ö2.
345, 490, r.33. 586, 6(i5, ZÜlif.

WöEnungsbeSürfnis 2iW^2\9. 282, 663,
665, 672. 694, 7 IG.

WobnungBbenutzung 165, 203!.. 347. 370,

490, 520, 524, 578, LQ.
Wohnungsbestand, älterer 8, 198. 687.
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Wohnungseinrichtung Stiö, 608; Möbel.
Wohnungselend flZ.

WohiniiiKsei-saiz 289, »502. 710.

Wohnungsfrug» 1, 2, lOf., 22t.y 2i. 81,

ÖIH; AuffoHHung 10, 11, 92, 900, SSO,
(»74. 710, 713.

Wohn 11nRsfürBorg i'^0 8 <
> t z 409

.

WohnungBgnttiingt'ii 178, 223.

WobnungvgeMtz, preußische» 2ää, 269,

mt, 280, 292, 346, 348, 359. 061.
095.

WohnungBgeBetzgebuiig, Deutschland 85,

2S5, 290, 094; Belgien 85. 628; Nieder-
laode bü, 631 698: ÖHtorreicb 013;
Franitreicb 82,625, 020, 702, 7 1 0 ; Schwe-
den 038; England 582, 704; Am«nka
651; Schweiz 697.

WohnungsgröBe 181 f., 203 , 209
, 223,

303, 3;r. ::4*t. :;r.2. .¥»4, 524 f.. .-:?nf.

.•)i.'»f., f)")!. ,")::, jiis. f,.i<). Tui, 711.

WohnungKgiuiidriß 9. 53, 80, 90, 181,

210, 293, 29ö{-, 311 f., 318f.. a49f.,

488f., 505, 517, 526f., 534 f., 545 f.,

551, 5n^f.. ni3, 052. 711,

Wohnungsklassen 9, 14, 18. 22, 171 f.,

179f., 346.

WohiMingdconintösar 290. 682, 094, 711.

WohnnTigakoiniRiHKion 701, 704. 710, 710
\V<>liiiui)i,'sk()Tiy;re9«e .5(»0.

Wühnungttkrankbeiten 2(>8f., 216.

AVohnungsmangel 123, 189 , 214
, 220,

490, 034, «VIS. 6^i3, 60.'), 678f., 686,
>88, 700; V.U. 1919 0S8.

"Wohnungsmiete 3, 2.'5. Wi, llOf.. 125,

128, 148. 151 f., 160, 180, 198 f., 202,
300. 310, HlSf, 385, 437, 401, 482,

i'.' ?. r,28, CH:. 049, «W6; hei

Stock wcrkshüiifiiiiK Uüf., 121, 202,
41M; unt.Msto Stufe 8, 104, 151, 307,
654 f.; £rmäaigung katastrophal 133,

134, 399; — und BautAtigkelt 125,
133: Steigerung 120. 144. Iis. ir.3f,

L^S, 194, 2(>2f., 3W. 385, 494, üOt»,

017, OHi), {\S9, 712; KrieguiuAnahnien
r.89f., 097 f.. 705, 712.

Wuhnungsnachweis 300.

W'ohnungsordiiuri^ioii iiö'J, •i71.

Wohnungsproduktion 3, 9, 44, 7:>f., 81,

85, 89, 123, I33f., 184f., 2()8f., 223,

283, 3(»0, 324. 343 f., 390, 4lt0. 495,
m, 554, 579. 586, 621, 627, 637, 651.

656. 671, 679 f.. 712.

Wohnunguiteaer &S0
WohnungfiRtiftang 591; s. Stiftung.

WohnungHteiluiu; s. 'I'eilwohnuii«.

Wohnungsüberfüllung 185 f., 203 f., 209,
57a

Wohnungsver!; tu! •;^H, cm, 691, 705.
"Wohnungsvpi faii n. \ crwahrIo8ung.
'\Voliniingsw.-MMi 1 f.. 22 f.. 77, 300, 406,

553, 57 4 f., 580, 67 1 . 702, 711; Nacbveia
Abtadwllehkait 93,713; a. Fwtwhritte,
DmttMbJaod.

Wobnungazuatände 114f., 165, 490, 5(»,

677, 613, 625. 648. 651, 710, 714.

Wohnwetje 2o3, 670 f., 680.

Wohnweise 5 f., 17. 20f., 47, 72, 78f..

88. 108, 117, 129, 149, 162, 107, 182,

202 f., 208f.. 223, 229, 215. 2'»-). 307.

414, 443 f.. 467 f., 480.487, j2U. 575,580,

61 3, (;i 7. ti2s. 636 f., 648f., 703,710, 713.

Wolkenkrauer 657.

Wiiran 29, 519, 581, S36> 546.

Wiirhrr 141.

Württemberg 50, 284, 289, SM, 338, 361,

408, 451, 477, 514, 506, 663.

Zahl 19, 323.

Zahl der Wohnrtnme •. Wobnunglfrt'e.
Zeichnen 503.

Zeilenhau 20, 258.
ZtMitriilc Trpppenanlape 295. rill.

Zeiilralhüi/ung 9, 117, 30'», 090.

ZentralgenoHsenschaftskass^' )H7

2entrmUteilen 557 ; f. VoUuwoblfahrt 558.

Zentrum a. Innenäladt
Zeppelindorf 538 f.

Ziegel 690, 708.

Ziegeleien, gemeindl. 608, 768.

ZieUtrafie 262.

ZimtnerfaOhe 120, 187, 303, 349, 488,
5i»0, GriD.

Zinna 499.

ZinsbeBcbriinlrang 46; H. Zimfot.
Zinsfi.stlof!:iinK 418, 622.

Zinhfuü 152 f., 201 . 382, 418, 460, 625, 607.

712.

Zinaverlast 114, 142.

Zollveratn 79.

Zoppnt 471.

ZugKtraUe 261. 285.

Zukünftige Bebauung 286, 700.

ZukunftastraBen 624.

Zunftwesen 41, 56, 583.

Ziirich »!, nit).

ZuBammenstotten der Hftuserreiben 250 f.

Zuaamtnenlegang 290f.

Zu8cliüi«se für Verkehrsanlagen 458; —
für Überteuorung ». l horieuerung; —
für InHtandsetzung InstandNetzung.

Zuwandern 151, 218. 370, 400, 581, 6<M,

047, 688,

Zu weg 2r,}, 319.

Zu/.un i.ss. 097.

Zwan^.'^verkaufe 133, 148, 397f., 435,
622, 037, 090.

Zweckplaize 42.

Zwi'ckvi'rii:ui(l 2^)'., 4<;i, .009.

ZweifamilienbAus 294, 316, 467, 540.

Zweiwobirangabaus 189, 246, Wd, 284,
291, 3 IS. :^52, 464, 472,493, .'.26,535,

59b, 004, 609, t>48. 65aL 710; *. Ver-
tikale Anordnung, Binlie

Zwangapadit 475, 682.

ZwiacbonkredU 464, 550.

Zwolle 4a
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Verlag von Gustav Fischer in Jena.'

Pr«>fi*H^ui-, b«iztMi( stii der ruivtM-»itiU Herlin.

Nwie Studien über Städtebau und Wohnunfswesen.
Etiler UMt Mit 53 Abbiktuiigen im Text. {IV, 2aO S. gr. ll)ll>.

Preis: fj Mark 50 l'f.

fiihnll: I. Städtebau und Wohnungswesen in Belgien. 1. (Jent. 'J. Brügge.

:{. I.(iti Ii I i xli^siiolilif^t'lu; Kiiirirhtungcn für \Vohnnng»wa**cu und .Städtebau.

II. Zur Behandlung des Rea!kr«.-dlts in deutacbefl StiMtcn. 1. Die Frage der ersten

Hypothek. 2. Die Krfordorlichkeit von zweitBtdIigem iCredttkapital. 3. Beiech-
luiM.'vii tili- >!•']) Kifinwohniiiig-'bnu. 4. Zur Regelung de« Realkreait». HL Wtcntr
Wohnut^sverhältnisse. — Sn«hrcgistcr.

Zeitficbr. f. KoruuiinmiwirtAcb. u. Koiiiiiiunnlpol itik. 1Ü12. Nr. Kk
Man wird dieses neue Werk KlierstaJts weßcn seines reidlbal^en Materials be-

grüßen, g.inz gleich, oh man Freund oder Gejiner der von ihm venretenen Richtung ist.

Stud Zeitung. Ht-ft 42 vom 16. .luli 1912:

Em Buch von EbcrstAdl bedarf keiner Empfehlung; weicht er in manchen
Grundfregen auch von anderen StAdlebiMipolitlkern ab, immer Ht er ietcressant.

Soziale Kultur 1912. August-September:
Das neue Werk Kberstadts zeigt wiederum den erfahrenen i'raküker, der mit grofkr

Klarheit ttber den wohnunppolitlscbcn Problemeu steht und ab Wegweiser im Kampfe
^egen die .\f ie<t «kaserae ncaerdingB mit seinem vorUegenden Buche sidi groBes Ver>-

diensi erwoilji u h.it.

Zweiter Band; Städtebau und Wohnungswesen in Holland. Mit lor

Abbilduugim im Text. (Vi, 450 S. gr. 1914. Treis: 12 Mark.

Inhalt: 1. Xltef» Entwicklung der boIHndlMlien «HMIe. 2. Neuere Ent-
wicklung; lind Gejienwaft. ' Landstädte und llndUcbcs Wohnun^wesen. i Real-
kredit, ßoden- und Bauunternehmung. 0. Das niederländische Wohnungsge&etz. ~
SdJiiHeiiiMlnnneii« Anhaogi SsdiregMef*

Der Städtebau, Jahrg. 11, Heft 6:

£4 dürfte das erste Mal sein, datt in der Literatur der Versuch uatemomroen worden
ist, das Wohnungswesen eines ganzen Landes Toltatlndig und xmaimoenfssacnd darsostellen.

Dias ganze Puch ist unter dem Gesicht-punkt ^f^schrif bcn, die Beziehungen /wischen .Stadt-

panung und Wolinimgsform klarzulegen. Es ist gerade für alle, die iu der Praxis
per Stall (er wci t er 11 ng stehen, außergewöhnlich anstehend. Das Buch muß
jeden .lufs Äußerste fesseln, den die darin behandelten Dinge einigermaßen
angehen. • Walter T.ehweft.

Dritter Band; Die Kleinwohnungen und das städtebauliche System
in Brüssel unti Antwerpen. Mit 35 .\bbildiingcn im Text. (V. iJ^.s.

gr. 8«} 1919. Preti: 8 Hark.
Die >>hrift behandelt einen nen-ii Ii. der zu drn licil' umstrittenen Kampf-

gel»ieten den Städtebaues gehört. Daa uatiunale System der Bauwei^ i«»t in BrfiM.Hel

und Antwerpen, wie in zahlreichen anderen GroBstidten dea FeetlandeM dureh ein

neues internationalcft System verdrängt worden; an wenigen Orten aber treffi-n dio
CJegenäätzo in «oleher Schärfe aufeiiumtler, wie in den beiden bolgiscbö» Hauut-
«itüdlen. Das Material zn der Schrift wurde, «oweit es nicht vom Verfasser selbst

gesammelt ist, auwchlielilich durcfi belgische Staats* und Kommtuialbeamte geliefert^

und deren Ansdiauungen gelangen in den ESnceldATataUdiigen vieUach snm Wort
Die Schrift kann nacb Gegenatand und Inhalt ab ein beeondem aktuellM Werk
l)ezeichnet wecdeo.

PreuUisches Verwuliungsblatt N. 25 v. 22. März 1919.

. . . Zlur grundsätzlichen Losung dieses Problems liefert die vorliegende Aibcit de»
geeialctt Fflhnsra auf dem Gebiete des Wohnungswesens ein unschätzbares Hilfsmittel.

Zwar erstrecken sldi die Darlc^un;;en nur auf ein rlumlich abgegrenztes Gebiet. Die be-
handelten Fr.i<;tn sind jedoch, wie der Verf. zutreffend hervorhebt. vot> .ill^enicincr iiiler-

nationaler Bedeutung. . . . Insbesondere ist der vom Verfasser ausführlich behandelte
Gegensatx swbdwn lanenstadt und südtisdier Auibrritnng einer der hanpuädili^len alü
gemeinen Streitpunkte im neuen Stadteb.m. Xienumd, der sich für siridtcb.iuliche Kragen
interessiert, wird die lehrreiche Arbeit ohne reiche Anregungen aus der Hand legen. . . .
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'Verlag von Gustav Fischer in Jena.

r>r. Kud. El>ei*!s^t^<it,
Pi*ofeR!M>i-, I)f)/ent an der UniverHität Berlin.

Die Spekulation im neuzeitlichen Städtebau. Eine l'ntcniuchung der

Grundlagen de^ städtischen Wohuung^wescn». Zugleich eine Abwehr der gegen
die avsteniftti«eliie WohimpgBfeform gerichteten Angriffe. (IV, 220 S. gr. S".)

1907. Preia: 4 Mark.

Zeitschrift für Wohnungswesen, Nr. 5 vom 2ö. Nov. 1900:

Ich habe seine AusfObrungen mit größtem Interene gelesen, und bin bestrebt ge>

wesen, einen allgemciin :i Ül eiliück (!a'iil>' r /u •^clen. Gant kann dies bei der l-'itlle des

von dem Verfasser GtLoUiicn mchi ylucken, weil ich hier im Rniimc beschränkt bin. Man
nroß das Werk eben selbst lesen, dessen Herausgabe im Interesse unserer Volkswiriscbafts

lehre notwendig war. Und man wird, wie icb, dem Verfasser dann dankbar sein, sowoh
für seine Darle^^uDgen als auch fttr die dsrans abzuleitenden Anregungen zu weiteren Unter-

suchungen der in Kede stehenden Institutionen. Max Koska (Berlin).

Unser Wohnungswesen und die Notwendigiceit der ScIiafAing

eines preuBischen Wohnungsgesetzes. Vortrag, gehalten auf der

IX. HanptTersammlung des Weatfäliscben Vereins fOr Kleinwohoungsvceen
inMOneter. Erweiterte Ausarbeitung. (VI,28S.gr.8^) 1910. PMie:80Pf.

RlielnlSChe Wohnverhältnisse und ihre Bedeutnng fUr d«» Wohmwgawescn
in Deutschland. Nebet 17 Gniodriaaen deutscher KleiawohnungiHgebäude.
ATI, 1 U gr. S".> ]':m. Prd«!! Mark.

Die Kreditnot des städtischen Grundbesitzes und die Reform
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